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ZUM BUCH

Nur wenige welthistorische Ereignisse geschahen so unerwartet wie der Mauerfall vor 20 Jahren. Dennoch kam der Untergang der DDR nicht aus heiterem Himmel. Ilko-Sascha Kowalczuk schildert in diesem Buch, warum und wie es 1989 zur Revolution kam und welche Entwicklungen die Zeit zwischen dem Sommer 1989 und den ersten freien Wahlen vom 18. März 1990 prägten. Der Untergang der DDR lässt sich weder erklären noch verstehen, ohne die vielfältigen Krisenerscheinungen zu berücksichtigen, die sich in ihren letzten Lebensjahren häuften. «In der DDR ist alles grau, nur die Flüsse sind bunt», lautete einer der sarkastischen Witze, mit denen die Ostdeutschen die desolaten Zustände aufs Korn nahmen. Angesichts der verheerenden wirtschaftlichen Lage und der politischen Reformunfähigkeit des SED-Regimes wandten sich immer mehr Menschen von dem System ab. Lebendig und anschaulich zeigt dieses Buch wie die Bindungskräfte der Diktatur im Laufe der 80er Jahre immer mehr schwanden und warum die Menschen ihren Staat am Ende so satt hatten, dass sie massenhaft gegen ihn auf die Straße gingen – ein beeindruckendes Panorama der untergehenden DDR und eine fesselnde Geschichte der Revolution.

Kowalczuks Buch liest sich so spannend, als sei er überall dabei gewesen.

Peter Merseburger, DIE WELT
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EINLEITUNG

Mauern existierten in der DDR viele. Die wenigsten waren sichtbar. Die berühmteste errichtete die SED-Führung am 13. August 1961 zwischen Ost- und West-Berlin, damit niemand mehr ungehindert und ohne ausdrückliche Erlaubnis von einer Stadthälfte in die andere gelangen konnte. Die «grüne Grenze» zwischen Deutschland-Ost und Deutschland-West war schon seit Anfang der fünfziger Jahre nicht mehr gefahrlos passierbar. Die SED-Führung hatte die Bevölkerung endgültig eingemauert. Die Folgen wirken bis in unsere Gegenwart.

Aber sie mauerte nicht nur ihr Volk ein, auch sie selbst hatte sich aus Angst vor dem Volk hinter mächtigen Mauern verschanzt. Bis 1960 lebten die wichtigsten Repräsentanten des Regimes im «Städtchen» in Pankow, einem nordöstlichen Stadtteil von Berlin. Hier hatten sich die Machthabenden einen abgeschotteten Wohnpark geschaffen, bestehend aus Villen, die die Kriegszeit unbeschadet überstanden hatten. Umgeben war die Anlage von Zäunen und Sichtblenden, an den Zufahrtstraßen patrouillierten Soldaten. Seit den fünfziger Jahren war daher oftmals vom «Pankower Regime» die Rede, wenn es um die DDR ging. So fuhr Udo Lindenbergs berühmter Sonderzug 1983 nach Pankow: «Entschuldigen Sie, ist das der Sonderzug nach Pankow? / Ich muss mal eben dahin, mal eben nach Ost-Berlin. / Ich muss da was klären mit eurem Oberindianer. /» Der saß in Berlin-Mitte. Sein Wohnsitz aber befand sich seit 1960 nordöstlich von Berlin in einer Waldsiedlung, die Wandlitz genannt wurde. Dabei gehörte diese «Waldsiedlung» verwaltungstechnisch nicht zur Gemeinde Wandlitz, sondern zu Bernau.

In der Siedlung gab es 23 Einfamilienhäuser, eine Schwimmhalle, ein Kulturhaus, eine Verkaufsstelle sowie Anwesen für die Wachmannschaften des MfS. Umgeben war sie von streng gesicherten Zäunen. In der Bevölkerung ist viele Jahre heftig über die barocke Verschwendungssucht in der geheimnisvollen Siedlung der mächtigsten Männer, es waren ausschließlich Männer, spekuliert worden. Man argwöhnte, dass dort alles im Überfluss existiere, vor allem jene begehrten westlichen Konsumgüter, die im Alltag nicht oder nur unter Mühen zu haben waren. Den führenden SED-Funktionären wurde ein Lebensstil nachgesagt, der zwischen adeligem Stil und neureicher Verschwendungssucht pendelte.

Am 24. November 1989, zwei Wochen nach dem Fall der Mauer, brach selbst diese Vorstellung zusammen. Mehreren DDR-Journalisten und einem offiziellen DDR-Fernsehteam war es erlaubt worden, das militärisch geschützte Areal in Augenschein zu nehmen. Millionen Fernsehzuschauer konnten nun sehen, dass die ranghöchsten SED-Funktionäre in einer kleinbürgerlichen, biederen, nicht einmal behaglich anzuschauenden Welt ihre Freizeit verbracht hatten. Im Verkaufsladen gab es westliche Waren – sie sind Tage zuvor eilig weggeschafft worden – und in den Küchen standen Produkte der Firma «Miele» herum. Aber sonst roch es selbst aus der Röhre nach all dem Mief, der den DDR-Menschen seit Jahrzehnten vertraut war.

Das kleine Fernsehspiel erfuhr seinen dramaturgischen Höhepunkt durch eine zufällige Begegnung mit Kurt Hager, der gemeinsam mit seiner Frau einen Spaziergang hinter den Mauern von «Wandlitz» unternahm. Hager, 1912 geboren, stammte aus einer Arbeiterfamilie, legte Abitur ab, gehörte seit Ende der 1920er Jahre zur kommunistischen Bewegung. 1930 trat er der KPD bei. Von den Nationalsozialisten nach deren Machtantritt 1933 zunächst in ein Konzentrationslager eingesperrt, ging er 1934 ins Exil. Am Spanischen Bürgerkrieg 1936 bis 1939 war er aktiv beteiligt, er wurde mehrfach interniert. Im Juli 1946 kam er aus dem britischen Exil nach Deutschland zurück und bekleidete seither ununterbrochen höchste Positionen zunächst in der SBZ und dann in der DDR. Seit 1949, dem Jahr der DDR-Gründung, zählte er zum erweiterten Führungszirkel im SED-Apparat, ab 1955 war er Sekretär des Zentralkomitees der SED, ab 1958 Kandidat und schließlich ab 1963 Vollmitglied des SED-Politbüros, dem eigentlichen Machtzentrum in der DDR. Zuständig war er für alle Fragen der Kultur und Kunst, der Wissenschaften und Hochschulen sowie der Ideologie. Sein inoffizieller Beiname lautete «Ideologie-Chef» oder auch «Chef-Theoretiker». Seine ansehnliche Titelliste schmückten ein naturwissenschaftlicher Ehrendoktor und eine Professur der Humboldt-Universität zu Berlin. Ganz mochten auch die «führenden Genossen» nicht auf bürgerliches Beiwerk verzichten.

Dieser Mann war nicht irgendein Rädchen im Getriebe, sondern ein wichtiger Teil des Systemmotors. Mitte November 1989 stand nun unversehens ein Fernsehteam vor ihm, eine Situation, die er nicht kannte, die in der DDR bis vor kurzem undenkbar war. Und was er da spontan von sich gab, trug dazu bei, die SED und die DDR weiter zu delegitimieren. Sprach doch Hager davon, dass «Wandlitz» nur ein besseres Internierungslager darstelle. Er verglich «Wandlitz» gar mit einem KZ.

Damals haben die meisten Menschen darüber gelacht – und waren zugleich heftig empört. Hinter Hagers Einlassung verbarg sich der ungebrochene Glaube, im Auftrag einer höheren Mission – die Kommunisten nannten sie seit Karl Marx und Friedrich Engels die «historische Mission der Arbeiterklasse» – gehandelt zu haben. Und weil diese «historische Mission» notfalls auch gegen Widerstand erfolgreich zu Ende gebracht werden musste, war es notwendig, dass Funktionäre wie Kurt Hager an einem vom Volk abgeschotteten Plätzchen vor sich hin lebten. «Wandlitz» war entstanden, weil man nach den Erfahrungen der gescheiterten Revolutionen von 1953 in der DDR und 1956 in Ungarn die Repräsentanten bei möglichen weiteren Aufständen besonders gut beschützt wissen wollte. 1989 hat dies nichts genutzt. Der Liedermacher Wolf Biermann, der 1953 als Kommunist von Hamburg nach Ost-Berlin übergesiedelt war und den die ostdeutschen Kommunisten im November 1976 nach einem Konzert in Köln nicht mehr in die DDR zurückließen, schrieb Ende 1989 ein Lied, in dem eine damals weit verbreitete Haltung zum Ausdruck kam: «Wir wollen dich nicht ins Verderben stürzen / du bist schon verdorben genug / Nicht Rache, nein, Rente! / im Wandlitzer Ghetto / und Friede deinem letzten Atemzug.»[1]

Als Biermann beim ersten DDR-Konzert nach seiner Ausbürgerung am 1. Dezember 1989 in Leipzig dieses Lied vortrug, war es von heftigem Beifall und Gelächter begleitet. Die 81-jährige Schauspielerin Steffie Spira hatte bereits am 4. November 1989 auf dem Berliner Alexanderplatz ihre Rede mit der Aufforderung beendet: «Aus Wandlitz machen wir ein Altersheim! Die über 60- und 65jährigen können jetzt dort schon wohnen bleiben, wenn sie das tun, was ich jetzt tue – Abtreten!»[2] Gelächter und Beifall begleiteten auch ihre Rede.

Kurt Hager war als SED-Funktionär besonders verhasst. Anders als SED-Generalsekretär Erich Honecker, MfS-Minister Erich Mielke, Volksbildungsministerin Margot Honecker oder der Chefkommentator im Fernsehen, Karl-Eduard von Schnitzler, hatte sich Hager mit einem einzigen Interview die Wut eines breiten Spektrums der DDR-Bevölkerung zugezogen. Bis Anfang April 1987 war er für die meisten Menschen eines jener SED-Politbüromitglieder, die zwar die Macht im Staat verkörperten, deren Kompetenz aber entweder nicht bekannt war oder einfach nicht interessierte. Das änderte sich im Frühjahr 1987 schlagartig.

Am 9. April 1987 veröffentlichte der «stern» ein Interview mit ihm, das tags darauf das SED-Zentralorgan «Neues Deutschland» ungekürzt nachdruckte. In diesem Interview gab er gebetsmühlenartig all das wieder, was die SED-Propaganda tagtäglich verkündete: nur in den sozialistischen Staaten herrsche wirkliche Demokratie, Millionen Menschen würden sich in der DDR tatkräftig engagieren; nur der Sozialismus könne die sozialen und globalen Probleme der Welt lösen; die ostdeutsche Wirtschaft stelle eine Erfolgsgeschichte dar; in der DDR existiere eine eigenständige sozialistische deutsche Nation; die Medien der DDR würden realistisch über die DDR berichten. Das alles waren die DDR-Menschen gewohnt. Neu war, dass Hager den Reformbestrebungen, wie sie seit 1985/86 in der Sowjetunion unter KPdSU-Generalsekretär Michail Gorbatschow begonnen worden waren, eine harsche Absage erteilte. Bis zu diesem Zeitpunkt galt die Losung «Von der Sowjetunion lernen, heißt siegen lernen». Moskau war die Garantiemacht der SED-Herrschaft. Nun sah die Parteiführung, nicht unrealistisch, dass die Reformen in der UdSSR ihre eigene Herrschaft gefährden könnten.

Das «stern»-Interview fand nicht mündlich, sondern schriftlich statt. Die Hamburger Redaktion hatte Fragen übermittelt, die von der SED-Führung beantwortet wurden. Das SED-Politbüro hatte am 18. März 1987 die Antworten gebilligt. Hager log später, die Antworten wären vom Außenministerium gekommen und er hätte den Fehler begangen, «dass ich mich zu eng an diesen Entwurf hielt und nicht meinen eigenen Stil gebrauchte».[3] Doch die Antworten entsprachen genau jenem «Stil», den Hager und andere SED-Funktionäre seit jeher gebrauchten und der sie so farblos erschienen ließ. Der Text war der vom Politbüro abgesegnete. Jeder wusste das, weil ein SED-Funktionär weder in einer westlichen Zeitschrift noch im «Neuen Deutschland» irgendetwas publizierte, was nicht als parteiamtliche Stellungnahme zu gelten hatte. Hagers Absage an eine Reform des Sozialismus im Sinne Gorbatschows gipfelte in dem Satz: «Würden Sie, nebenbei gesagt, wenn Ihr Nachbar seine Wohnung neu tapeziert, sich verpflichtet fühlen, Ihre Wohnung ebenfalls neu zu tapezieren?»

Hager hatte fortan einen neuen Spitznamen weg: «Tapeten-Kutte». Das Entsetzen war groß und reichte bis weit in die SED hinein. Denn für viele Menschen in der DDR war klar, dass es so nicht weiter gehen könne. Zugleich legte sich weiter Mehltau übers Land. Hoffnungslosigkeit, Resignation breiteten sich aus. Einige versuchten, das Land für immer zu verlassen. Wenige engagierten sich in oppositionellen Gruppen. Die Masse verharrte wie das Kaninchen vor der Schlange. Nicht einmal der Rückzug ins Private glückte mehr so richtig: wollte man an seiner Schrebergartenidylle weiter werkeln, musste man stundenlang anstehen, um den dringend benötigten Sack Zement zu bekommen, die Fliese war nur im Tausch oder unter anderen Mühen zu haben. Viele Menschen waren deshalb so entsetzt über das, was «Tapeten-Kutte» gesagt hatte, weil damit ganz klar war, so lange «die» das Sagen hätten, würde sich nichts ändern.

Nur zweieinhalb Jahre später ging es nicht mehr ums Tapezieren. Die Grundmauern wurden eingerissen, bald auch das Fundament ausgetauscht. Das erfolgte in einem Tempo, das vielen Zeitgenossen die Sprache verschlug. Der im November 1989, nach der Maueröffnung am Abend des 9. November, oft gehörte Ausspruch «Wahnsinn», als Millionen Menschen freudetrunken von Ost nach West reisten, basierte auf der nicht für möglich gehaltenen Erfahrung, dass innerhalb weniger Wochen ein scheinbar fest zementiertes System von der politischen Landkarte verschwand. Dies geschah in einer Schnelligkeit, die noch im Sommer 1989 absolut unmöglich schien. Zeit bekam einen neuen Stellenwert im Denken und Leben vieler Ostdeutscher.

 

Mein Buch möchte dieses Paradoxon erklären: Die scheinbare Stabilität und angebliche Ruhe in der DDR bis 1989 und dann das hohe Tempo des Staats- und Systemzerfalls innerhalb weniger Wochen. Im Kern der Darstellung steht die Frage, warum die SED-Herrschaft in so kurzer Zeit zerfiel. Gerade weil die DDR-Gesellschaft von vielen Paradoxien und Widersprüchen geprägt war, vielleicht nicht mehr als es sie in anderen Gesellschaften gab und gibt, aber von ganz eigenen und in gewisser Hinsicht einzigartigen, ist auch meine Darstellung selbst nicht frei von Paradoxien, Widersprüchen und einem häufigen «sowohl-als-auch». Dieses Buch ist keine Geschichte der deutschen Einheit. Es stellt nicht einmal den Weg zur deutschen Einheit dar. Hier geht es um den Zusammenhang, der die deutsche und europäische Einigung erst möglich machte: den gesellschaftlichen Aufbruch in den Ostblockländern.

Im Zentrum der Betrachtung stehen drei zeitliche Ebenen: zunächst wird ein breites Panorama der DDR-Gesellschaft gezeichnet, um deutlich zu machen, wie sich die Krise ab Mitte der 1980er Jahre allmählich zuspitzte. Auch weil heute nicht wenige Menschen dazu neigen, den SED-Staat zu verharmlosen und das alltägliche Leben in der DDR zu beschönigen, bemüht sich diese Darstellung zu erklären, warum das historische Gebilde DDR 1989 an sein alternativloses Ende gelangt war und die meisten Menschen das Leben hinter der Mauer einfach nur noch satt hatten. Die unmittelbare Vorgeschichte der europäischen Ereignisse von 1989/90 setzte im Dezennium zuvor ein. Anders als noch 1953, 1956, 1961 oder 1968 blieb die polnische Krise, trotz Ausrufung des Kriegsrechts im Dezember 1981, insofern eine innere Angelegenheit des Landes, als diesmal keine Armeen fremder Staaten einmarschierten – und doch stand sie exemplarisch für den gesamten Ostblock. Als 1985 Michail S. Gorbatschow in Moskau die Macht übernahm, wurde schnell deutlich, dass die Dynamik seiner Innen- und Außenpolitik zu Ergebnissen führen konnte, die er nicht beabsichtigt hatte. Sein Verdienst bleibt es, diesen Prozess nicht mit militärischen Mitteln, jedenfalls nicht außerhalb der Sowjetunion, abgebrochen zu haben. Letztlich dankt die Mehrheit der DDR-Bevölkerung den sowjetischen Soldaten und namentlich Gorbatschow bis heute dafür, dass sie nicht das taten, was man Jahrzehnte lang von Moskau gewöhnt war: Panzer auffahren zu lassen und friedliche Menschen zu erschießen. Diese Huldigung zeigt, wie sehr Diktaturen zivilisatorische Errungenschaften auf den Kopf zu stellen vermögen. Weil Gorbatschows Politik so viele Auswirkungen auf die Situation in der DDR zeitigte, setzt meine Darstellung Mitte der achtziger Jahre ein – stets eingedenk der Tatsache, dass Gorbatschow die letzte Antwort auf die von Polen ausgehende gesellschaftliche Emanzipationsbewegung im Ostblock und die tiefe Krise in der UdSSR und dem gesamten Imperium darstellte. Dabei werde ich dieses Zäsur nicht dogmatisch handhaben, sondern auch historisch zurückgreifen.

Anschließend betrachte ich im zweiten Kapitel die Ereignisse vom Frühjahr 1989 bis zur Leipziger Massendemonstration am 9. Oktober 1989. Hier wird vor allem geschildert, wie in einer lange angebahnten tiefen gesellschaftlichen Krise die Machthabenden nicht mehr konnten wie sie wollten, und die Gesellschaft nicht mehr wollte, was ihr die Herrschenden bislang abverlangt hatten. Innerhalb weniger Wochen brach das System wie ein Kartenhaus zusammen, dem selbst internationale Beobachter Stabilität zugesprochen hatten.

Schließlich gehe ich im dritten Kapitel auf die nochmals rasant verschärften Entwicklungen zwischen Honeckers Rücktritt und den demokratischen Wahlen vom 18. März 1990 ein. Dass der Mauerfall am 9. November dieses Tempo erheblich gesteigert hat, steht außer Frage. Anders aber als oft dargestellt, erscheint er hier inmitten eines historischen Prozesses. Er war eine Zäsur, in gesellschaftshistorischer Perspektive stellt sich diese jedoch etwas anders dar, als wenn der Mauerfall nur als Einzelereignis betrachtet wird. Hier soll ein Demokratisierungsprozess dargestellt werden, der viele Facetten aufwies und sich zugleich mit den ersten freien demokratischen Wahlen von Anfang an ein Ziel setzte, so dass der damit verbundene gesellschaftliche Lerneffekt interessanter erscheint als das Ergebnis. Zum Schluss gehe ich auf den Charakter des Umbruchs ein und warum es vielen schwerfällt, ihn als Revolution zu bezeichnen.

Dieses Buch thematisiert nicht die Vereinigungsgeschichte, Vereinigungskrise, die Vereinigungsfehler, das Vereinigungsglück und anderes. In der Darstellung gibt es drei Zäsuren: den 9. Oktober 1989, den 9. November 1989 und den 18. März 1990. Jede Zäsur steht für neue Optionen. Der 18. März, der Tag der ersten freien Wahlen in der DDR, markiert einen besonderen Einschnitt, da nun demokratisch legitimierte Volksvertreter begannen, Politik zu machen. Die Gesellschaft trieb auch sie, aber meist nach anderen Spielregeln als zuvor. Am 18. März 1990 war die SED-Diktatur institutionell unwiderruflich Geschichte geworden.

Ein solches Unterfangen setzt Grenzen. Meine Perspektive richtet sich auf gesellschaftliche Prozesse. Die große Politik, die internationalen Verflechtungen und nicht zuletzt die osteuropäischen Entwicklungen werde ich ansprechen. Aber mein Hauptaugenmerk gilt der Gesellschaft und den verschiedenen Reaktionen auf die «große Politik». Gerade weil ich die Ereignisse von 1989 insgesamt als Bürgerbewegung begreife, konzentriert sich meine Darstellung auf den Bürger. Auf jene, die im Herbst 1989 zu Bürgern wurden, und jene, die schon vor 1989 versuchten, in der Diktatur Bürgerrechte einzuklagen und wahrzunehmen. Und dazu gehört auch, dass ich auf «die anderen» eingehe, die 1989 und zuvor versuchten, Bürgerrechte zu unterdrücken. Ich schreibe meist von «DDR-Menschen» und nur dann von «Bürgern», wenn sie sich auch so verhielten. Denn die Abwesenheit von Bürgerrechten impliziert auch überwiegend die Abwesenheit von «Citoyens» und macht diese zu Ausnahmefällen.

Diese Darstellung basiert auf Quellen, die ich im Bundesarchiv, im Archiv der Bundesbeauftragten für die MfS-Unterlagen, in Archiven der DDR-Opposition wie der Robert-Havemann-Gesellschaft Berlin oder dem Archiv Bürgerbewegung Leipzig und in vielen weiteren Archiven fand. Bei deren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen bedanke ich mich für die Zusammenarbeit. Zu den benutzten Quellen gehören auch Tages- und Wochenzeitungen sowie unterschiedliche Periodika von Untergrundzeitschriften bis hin zu Politik-, Literatur-, Sport-, Kultur-, Kunst- und Musikblättern. Besonders hervorheben möchte ich die vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung herausgegebene 125bändige Pressesammlung «Deutschland 1989» und «Deutschland 1990».

Für einen Historiker ist es eine Selbstverständlichkeit, dass er versucht, all das, was zum Thema erschienen ist, zur Kenntnis zu nehmen. Ich habe aber auch hier nur Zitate nachgewiesen. Ein knappe Auswahlbibliographie deutet an, dass die Spezialliteratur umfänglich ist. Und weil diese in diesem Buch zu wenig explizit sichtbar wird, nenne ich an dieser Stelle einige Autoren, deren Werken ich aus ganz unterschiedlichen Gründen besonders viel verdanke: Timothy Garton Ash, Ralf Dahrendorf, Karl Wilhelm Fricke, Hans-Hermann Hertle, Armin Mitter, Patrik von zur Mühlen, Ehrhart Neubert, Michael Richter, Gerhard A. Ritter, Richard Schröder, André Steiner, Karsten Timmer und Stefan Wolle. An erster Stelle aber stehen die insgesamt 33 Bände der beiden Enquete-Kommissionen des Bundestages, die zwischen 1992 und 1998 tagten und sich mit Geschichte und Folgen der SED-Diktatur sowie dem Prozess der deutschen Einheit beschäftigten. Die Bände stellen in vielerlei Hinsichten eine nicht zu überschätzende Fundgrube dar. Überdies habe ich viele Zeitzeugen nach Fakten und Hintergründen schriftlich und mündlich befragt. Kein Name einer Person, die nicht als relative oder absolute Person der Zeitgeschichte gilt, taucht in meinem Buch ohne vorherige Konsultation auf. Ich habe keine Bewertungen abgestimmt, aber mir die Fakten bestätigen lassen.

Mehrfach habe ich in dieser Vorbemerkung meine Position als Historiker betont. Ich gehöre nicht zu jenen Vertretern dieser Zunft, die behaupten, in der historischen Darstellung könne es Objektivität geben. Ich bin ein Kind meiner Zeit, meine Fragen sind interessengeleitet. Ich habe Vorannahmen, Standpunkte, Erfahrungen, ethische Grundsätze. Die kann ich benennen, aber nicht ausblenden. Andere mögen meinen, dies zu können. Ich glaube nicht an ihre Wundertaten. Ich halte sie sogar für besonders raffinierte Scharlatane.

Geschichte ist Re-Konstruktion, ist das Verbindungsglied zwischen Vergangenheit und Zukunft. Mit Aufklärung und deutschem Idealismus ist die Idee verbunden, «Geschichte» als menschlicher Selbstverwirklichungsprozess sei gestaltbar. Geschichte wird so aus der Vergangenheit herausgelöst. Milan Kundera hat diese Abstraktion anschaulich an der Errichtung der kommunistischen Diktatur aus der persönlichen Erfahrung geschildert: «… was mich an der Bewegung aber am meisten bezauberte, ja berauschte, war das Lenkrad der Geschichte, in dessen Nähe ich mich befand (…) wir waren berauscht davon, dass wir uns in den Sattel der Geschichte geschwungen hatten und sie unter uns spürten; gewiss, es artete in den meisten Fällen später wirklich in widerliche Machtgier aus, aber es lag darin vielleicht auch (…) die absolut ideale Illusion, dass gerade wir jene Epoche der Menschheit einleiteten, da der Mensch (jeder Mensch) weder außerhalb der Geschichte noch unter der Fuchtel der Geschichte lebte, sondern diese dirigieren und erschaffen würde.»[4]

Historiker beschäftigen sich mit Vergangenheit(en) und rekonstruieren daraus Geschichte(n). Sie sezieren Mythen und entzaubern die naturgewordene Geschichte.[5] Nichts fürchtet der Mythos mehr als seine Historisierung. Historiker interessieren sich für die Dialektik von Ungleichzeitigkeiten und Gleichzeitigkeiten. Sie versuchen der scheinbaren Sinnlosigkeit der Vergangenheit – «Die Weltgeschichte hat keinen Sinn»[6] – einen geschichtlichen Sinn zu verleihen. Sie begreifen sich oft als wissenschaftliche Aufklärer, die dabei ihre gegenwärtige Standortgebundenheit zu rationalisieren suchen. «Gegenwart» ist für den Historiker jener Zustand, der durch die Vergangenheit konstituiert ist. «Gegenwart» hat «allenfalls die Breite eines Rasiermessers, dessen Klinge unaufhörlich Teilstücke der Zukunft abschneidet und der Vergangenheit zuweist».[7]

Ich forsche, schreibe, denke und urteile anders über die hier dargelegten Sachverhalte als jemand, der der DDR nachtrauert, als jemand, der glaubt, objektiv urteilen zu können, als jemand, der die Zone nur aus Akten, Büchern, Filmen, flüchtigen Besuchsreisen kennt, als jemand, der vor mir, nach mir oder anderswo als ich selbst geboren wurde. Fast keines der von mir beschriebenen Ereignisse kenne ich aus eigener Anschauung, ich war weder in der Opposition noch in der SED, ich zählte zur uneinheitlichen Masse dazwischen. Ich bekenne mich zur subjektiven Begrenztheit historischer Erkenntnismöglichkeiten. Das ist ganz einfach zu verstehen: Man setze zwei Historiker vor denselben Stapel Akten und geben ihnen die gleiche Aufgabe. Als Produkte wird man zwei ganz verschiedene Bücher erhalten, die sich unter Umständen gegenseitig ausschließen – und beide können dennoch vollkommen zu Recht von sich behaupten, nach wissenschaftlichen Maßstäben gearbeitet zu haben.

Das klingt abstrakter als es gemeint ist. Aber alle, die heute über 1989/90 und die Vorgeschichte forschen und schreiben, sind Zeitzeugen – in welcher Position auch immer. Ein Westberliner schaut anders auf die Ereignisse als ein Ostberliner, jemand aus Frankfurt/Oder anders als jemand aus Frankfurt/Main, jemand aus Warschau anders als aus Prag. Und das gilt im gleichen Maße für die differenzierten Erinnerungssichten an einem historischen Ort. Nicht nur die Autoren, auch alle Leser sind Zeitzeugen. Selbst heutige Gymnasiasten, die erst ein paar Jahre nach 1989 geboren wurden, sind insofern Zeitzeugen, als sie von den Erzählungen in ihren Familien, selbst wenn nichts erzählt wird, geprägt werden. Mit anderen Worten: ein Buch über «1989» ist weder zu konzipieren noch zu schreiben, ohne darüber zu reflektieren, dass jeder, der es in die Hand nimmt, bereits über ein historisches Bild von den Ereignissen verfügt.

Insofern ist meine Darstellung ein Angebot, über «1989» etwas zu erfahren und darüber zu diskutieren. Ich verkünde hier keine objektive Wahrheit, sehr wohl aber meine eigene, die ich so darlegen möchte, dass sie nachvollziehbar und plausibel ist, selbst wenn man sie nicht teilt. Und gerade weil ich dies so sehe, möchte ich mich schon einmal vorweg bei all denjenigen entschuldigen, die in diesem Buch nicht vorkommen. Die meisten kommen nicht vor, auch die meisten Handlungsorte werden nicht einmal erwähnt. Ich weiß, dass die Ereignisse in XYZ wichtig waren, dass die Person ABC eine geradezu überragende Rolle spielte. Ich weiß aber auch, dass ich von vielen XYZ und ABC noch nie gehört habe und sie dennoch alle überragend waren. Aber ich hatte auch nie vor, eine Enzyklopädie zu schreiben, sondern nur eine schlichte Darstellung, warum «1989» kam und was sich bis zu den Wahlen am 18. März 1990 zutrug.


Kapitel I

Bilder einer Gesellschaftskrise




 

 

 

PROLOG

Der 30. September 1987 ist ein Tag, mit dem die meisten Menschen nichts Besonderes verbinden. An diesem Mittwoch fanden die Rückrundenspiele in den drei europäischen Fußballwettbewerben statt. DDR-Dauermeister BFC Dynamo schied im Cup der Landesmeister gegen Bordeaux aus. Gleiches widerfuhr im Cup der Pokalsieger dem 1. FC Lok Leipzig gegen Marseille. Und auch für Dynamo Dresden war nach der ersten Runde Schluss. Die Elf unterlag Spartak Moskau. Lediglich Wismut Aue überstand die erste Runde und kam gegen Reykjavik weiter. All das war für geplagte Fußballfans nichts Neues. Ungewöhnlich war die Berichterstattung über diese Pleite in der vom FDJ-Zentralrat herausgegebenen Tageszeitung «Junge Welt», der auflagenstärksten DDR-Tageszeitung. Am 1. Oktober 1987 erschien unter der Überschrift «Drei schieden aus – Kommentar überflüssig!» auf der Sportseite: nichts. Der vorgesehene Platz blieb einfach weiß. In einer Fußnote wünschten die Redakteure dem Team aus Aue noch alles Gute für die zweite Runde. Auch wenn Chefredakteur Hans-Dieter Schütt als ideologischer Einpeitscher und die «Junge Welt» als Kampfblatt bekannt waren, diese Form des journalistischen Kommentars schlug Wellen und war vielerorts Tagesthema. Eine Zeitung, die auf einen Sachverhalt mit einem weißen Kasten reagiert, gleicht einem Radiokommentar, der sich aufs Schweigen beschränkt. Das hatte 1954 der DDR-Radiokommentator Wolfgang Hempel fertiggebracht, als er nach Rahns Tor im WM-Finale gegen die Ungarn geschlagene 40 Sekunden lang schwieg – im Radiozeitalter eine schier unendlich lange Zeit.

Wen man heute auch fragt, fast alle, die sich an diesen Beitrag in der «Jungen Welt» erinnern, glauben, die gesamte Seite wäre weiß geblieben. Dabei war nicht einmal die Hälfte der Seite weiß. Der freche Nicht-Kommentar ließ die anderen Beiträge auf dieser Seite buchstäblich verblassen. Dieses journalistische Ereignis ist bemerkenswert, weil die Tagespresse in der DDR sonst langweilig, eintönig und humorlos daherkam. Der weiße Fleck glich einem überraschenden Farbtupfer. Im übertragenen Sinne spiegelte sich in dieser Begebenheit eindrucksvoll die Situation der gesamten Gesellschaft.

Fußballbegeisterte hatten es in der DDR mit ihren eigenen Mannschaften schwer. Immer wieder hofften sie, jedes Jahr aufs Neue. Und immer wieder wurden sie enttäuscht. Magdeburg gewann 1974 als einzige DDR-Mannschaft einen Europapokal, Carl Zeiss Jena 1981 und Lok Leipzig 1987 schafften es immerhin ins Finale. Die DDR-Auswahlmannschaft fuhr nur einmal zur WM – 1974 in die Bundesrepublik mit dem berühmten Sieg gegen den späteren Weltmeister –, zur EM reichte es nie. Bei den Olympischen Spielen errang die Mannschaft zwar 1976 Gold, aber die olympischen Fußballturniere galten aufgrund der schwammigen Amateurregeln selbst hartgesottenen Fans nur als Veranstaltungen, die das Sommerloch einigermaßen füllten. Und die höchste Spielklasse, die Oberliga, wies zwischen 1979 und 1988 als Dauermeister den MfS-Verein BFC Dynamo aus. Wenn es fußballerisch mal nicht reichte, wurde mit außersportlichen Mitteln nachgeholfen, daher auch die Volksmeinung «Schiebermeister». Die beiden Meisterschaften 1989 und 1990 gewann Dynamo Dresden, was auch nicht viel besser war: Dresden war ein Polizeiverein. Die Titel waren also fest im Griff von MfS und Volkspolizei. Die anderen Mannschaften rannten wie gegen ein Bollwerk. Der BFC war verhasst im ganzen Land. Die Mannschaft bekam das bei jedem Auswärtsspiel zu hören. Im Stadion konnte man sich Luft machen und meinte zugleich den SED-Staat. Der Volksmund hatte dies in eine einfache Formel gebracht. Im südlichen Ostberliner Bezirk Köpenick war die Mannschaft vom 1. FC Union zu Hause. Der Volksmund witzelte nicht zuletzt mit Blick auf den BFC: «Nicht jeder, der für Union ist, ist ein Staatsfeind. Aber jeder Staatsfeind ist ein Fan von Union.»

Die Hoffnungen der Fußballfans schlugen regelmäßig in Trauer, Wut, Resignation, Enttäuschung um. Viele blieben ihren Vereinen zwar treu, aber für die DDR-Auswahlmannschaft nahmen Interesse und Begeisterung spürbar ab. Die Gurkentruppe versagte zu oft. Und auch die internationalen Vergleiche auf Klubebene boten kaum Anlass zur Freude. Was zwischen Rostock und Suhl nach Weltspitze aussah, verkam in Vergleichen mit Bordeaux, Rom, Barcelona, London oder Uerdingen zur Provinzposse. Nicht, dass es nicht auch hin und wieder Achtungserfolge gegeben hätte. Jeder sah ja, wie sich die individuellen Talente entfalteten und dann doch immer wieder im Kollektiv verkümmerten. Das «Sportwunderland DDR» nahm es in vielen Disziplinen stabsplanmäßig mit den Großen der Welt auf, aber ausgerechnet im größten und beliebtesten Volkssport Europas rangierte die DDR auf mittelmäßigen Plätzen.

1987 hatten es nun selbst die «Junge Welt»-Redakteure satt und kommentierten ihre fortwährend enttäuschten Hoffnungen mit symptomatischer Sprachlosigkeit. Was sollten sie auch sagen? Unentwegt propagierten sie stolze Hoffnung, lichterlohe Zukunft, wissenschaftlich abgesicherte Gewissheit – und zugleich wuchsen Unzufriedenheit, Ratlosigkeit, Resignation, Hoffnungslosigkeit. Die seltene Originalität, die eigene Sprachlosigkeit auch sprachlos auszudrücken, lässt sich durchaus als Zeichen dafür verstehen, dass nicht einmal mehr treue Parteikader verstehen konnten, warum ihre Hoffnungen immer wieder unerfüllt blieben. Die Fußnote für Wismut Aue, einem kleinen außerhalb der Region in den achtziger Jahren wenig beachteten Verein, der gegen die Großen wie das tapfere gallische Dorf gegen die Römer ankämpfte, lässt sich auch als Hinweis darauf verstehen, dass man künftig auf andere als die Großen bauen müsse. Die bisherigen Hoffnungsträger sind keine mehr, sie sind aber noch zu mächtig, um sie frontal angreifen zu können. Deshalb wird ihr Versagen für jedermann sichtbar kommentiert, aber wiederum uneindeutig genug, um sich nicht in Gefahr zu bringen. Mit dem BFC und Dynamo kann und will man sich nicht offen anlegen, aber zugleich hegt man Hoffnungen und diese richten sich ausgerechnet auf den Verein in Aue, genauer auf «Wismut Aue». Und Klio hat es nun einmal so gewollt, dass die Wismut, der wichtigste Uranerzproduzent für die Sowjetunion, bis zum Ende der DDR als Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft firmierte. Mit anderen Worten: wer auf Aue hoffte, hoffte irgendwie auf frischen Wind. Und dieser wurde 1987 ausgerechnet aus der Sowjetunion erwartet, aus dem Land, das seit vielen Jahren für Stagnation, Hoffnungslosigkeit, Größenwahn, Verbrechen, Massenterror stand. Innerhalb weniger Monate hatte sich die Situation so einschneidend verändert, dass sich förmlich alles ins Gegenteil kehrte. Die innigsten Moskautreuen schwörten über Nacht ab. Selbsternannte Reformkommunisten schielten nach Moskau. Antikommunisten setzten auf einen Kommunisten. Unpolitische Menschen interessierten sich für Vorgänge im Parteiapparat. Christen suchten nach Dialogen mit Kommunisten. Die Liste ließe sich fortsetzen. MfS und Polizei, BFC und Dynamo, mochten alles im Griff haben. Viele Menschen aber hatten genug, ob nun fußballbegeistert oder nicht. Die Suche richtete sich im System auf neue Hoffnungsträger. Es ging nicht darum, «Wismut» den Klauen der Sowjets zu entreißen, sondern nunmehr die Ketten, die vom «BFC» und von «Dynamo» symbolisch gelegt wurden, zu lockern, manche wollten sie auch sprengen. Die eigenen Lebensbedingungen und -erfahrungen, nicht theoretische Entwürfe oder politische Konzepte, führten zu dieser aus der Not geborenen Erkenntnis.

Und die wichtigsten Schlüssel dazu lagen nicht in Bonn, Washington, Paris oder London, sondern in Warschau, Budapest und in Moskau. Von hier kamen die Schlüsselbegriffe der Zeit: die polnische Solidarność, der ungarische Kádárismus («Gulasch-Kommunismus») und Gorbatschows unfreiwillig finale Antwort, die sich in zwei Schlagworten bündelte: «Perestroika» (Umbau) und «Glasnost» (Transparenz, Öffentlichkeit).

RAHMENBEDINGUNGEN

Unfreiwilliger Totengräber: Das System Gorbatschow

Die DDR war Teil des sowjetischen Imperiums. Es war das größte der neuzeitlichen Geschichte und existierte von 1917 bis 1991. Die Gründung der DDR erfolgte 1949 unter direkter Anleitung der sowjetischen Siegermacht. Ihre prinzipielle Abhängigkeit blieb bis 1989 bestehen: nur die sowjetische Besatzungsmacht konnte der SED-Herrschaft eine Bestandsgarantie geben. So lange Moskau bereit war, die kommunistische Herrschaft auch mit Waffengewalt und durch militärische Intervention zu verteidigen, würden die ostdeutschen Kommunisten ihre nicht durch freie Wahlen errungene Macht behaupten können. Obwohl es immer wieder auch leichtere Spannungen zwischen Ost-Berlin und Moskau gab, weil sich sowohl Ulbricht in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre wie auch Honecker ab den späten siebziger Jahren in ihrem politischen Aktionsradius zu eingeschränkt fühlten und selbstbewusst größere Handlungsspielräume ausloteten, blieb doch das prinzipielle Abhängigkeitsverhältnis unangetastet. Moskau benötigte die DDR als strategischen Vorposten. Im Zuge des globalen Wettrüstens Ende der siebziger, Anfang der achtziger Jahre wurde dies umso deutlicher. Die in der DDR stationierten sowjetischen Besatzungssoldaten, in den achtziger Jahren zwischen 400.000 und 500.000 Mann, zählten mit ihren offensiv eingestellten Kampfverbänden zu den modernsten Einheiten der sowjetischen Armee und des Warschauer-Paktes.

Das zwischen der Sowjetunion und der DDR gelegene «Volkspolen» galt bündnispolitisch als unsicher. Von ständigen Unruhen und einer katastrophalen Wirtschafts- und Versorgungslage gezeichnet, galt Polen seit Ende der siebziger Jahre als Wackelkandidat, dem am ehesten zugetraut wurde, aus dem Ostblock auszuscheren. Durch die Wahl des polnischen Kardinals Karol Wojtyła zum Papst Johannes Paul II. erhielt die polnische Gesellschaft, die stark katholisch geprägt ist, 1978 eine Symbolfigur in ihrem Kampf um nationale Unabhängigkeit und für Freiheit und Demokratie. Die Gewerkschaftsbewegung Solidarność forderte ab Sommer 1980 mit über 10 Millionen Mitgliedern den kommunistischen Staat heraus, der sich am 13. Dezember 1981 nur noch durch die Verhängung des Kriegsrechts zu retten wusste. Die Sowjetunion zögerte zuvor, militärisch einzugreifen. Die Intervention in Afghanistan, die zur Jahreswende 1979/80 begonnen hatte, war auf eine unerwartet heftige Reaktion der Weltöffentlichkeit gestoßen. Der Boykott der Olympischen Spiele in Moskau 1980 bedeutete einen schweren Prestigeverlust. Zudem war die Lage in Afghanistan selbst außerordentlich kritisch. Die islamischen Glaubenskrieger waren keineswegs gewillt, sich der sowjetischen Militärmacht zu ergeben. Das Sowjetreich schlitterte in einen zermürbenden Guerillakrieg mit hohen Verlusten, der den religiösen Fundamentalismus sowie das Autonomie- und Unabhängigkeitsstreben auch in den kaukasischen und mittelasiatischen Sowjetrepubliken zu neuem Leben erweckte. Nichts konnte die Sowjetführung weniger brauchen als einen neuen Krisenherd.

Der polnische KP-Chef Jaruzełski hat das Kriegsrecht und die gewaltsame Ausschaltung der Solidarność damit zu entschuldigen gesucht, dass hierdurch eine drohende Militärinvasion der Russen abgewendet wurde. Es gibt aber auch Hinweise, dass er selbst eine sowjetische Invasion bevorzugt hätte. Jaruzełski «war der Diener des militärischen Interesses innerhalb des sowjetischen Apparats, der Offiziersbursche der sowjetischen Marschälle».[1]

Der Untergang von Imperien beginnt nicht im Zentrum, sondern an der Peripherie. Imperatoren mögen diese Theorie nicht kennen, aber sie verstehen Zerfallserscheinungen an den Rändern ihrer Reiche sehr wohl als existentiell. Gerade deshalb reagieren sie sehr sensibel und meist brutal, wenn sich an der Peripherie Loslösungsbestrebungen zeigen. Ihnen geht es nicht um das widerspenstige gallische Dorf an sich, dessen Wert eher unerheblich sein mag, sie fürchten aber die Sogwirkung. Daraus erklärt sich Honeckers Anmaßung, die Sowjets zur Invasion zu drängen. Mit der Ausrufung des Kriegsrechts schienen die Wogen geglättet. Im Westen war die Empörung groß, Entspannungspolitiker wie Egon Bahr aber fielen der polnischen Demokratiebewegung in den Rücken, indem sie ihr bescheinigten, die Stabilität Europas und den Weltfrieden zu gefährden.

Konnten Vorgänge an der Peripherie bedeutungsvoll sein, so standen Veränderungen im Zentrum immer für die seismographisch wahrnehmbaren Systemerschütterungen. Die kommunistische Ideologie pries sich zwar als internationalistisch, war im Kern aber nationalistisch. Das Zentrum lag in Moskau, paradoxerweise selbst für jene, die sich von Moskau abgewendet hatten. Es deutete nichts darauf hin, dass sich daran mit der Inthronisierung Michail Gorbatschows als Chef der KPdSU im März 1985 etwas ändern würde.

Die Sowjetunion befand sich in einer tiefen gesellschaftlichen Krise. In dem riesigen Land lebten Ende der achtziger Jahre knapp 290 Millionen Menschen, davon schätzungsweise 40 bis 60 Millionen unterhalb der Armutsgrenze. Lediglich die kleine Herrschaftsschicht, Nomenklatura genannt, lebte in Wohlstand und Reichtum. Seit 1964 hatte Leonid Breschnew das Land als Parteichef befehligt. Als er am 10. November 1982 nicht ganz 76-jährig verstarb, glich auch das Land seinem seit Jahren sichtlich dahinsiechenden Zustand. Trotz riesiger landwirtschaftlicher Anbauflächen musste die UdSSR immer wieder Getreide und andere Agrarprodukte importieren, um Hungerkatastrophen abzuwenden. Die Geschäfte waren leer, die Menschen drängten sich auf engstem Wohnraum. Statistisch hatte jeder durchschnittlich nur etwa fünf Quadratmeter Wohnfläche zur Verfügung. Die Volkswirtschaft war dem militärisch-industriellen Komplex unterworfen. Das Land war praktisch in der Hand der Geheimpolizei und der Militärs, die das Wettrüsten vorantrieben und sämtliche Ressourcen, die die Gesellschaft dringend benötigt hätte, vereinnahmten. Die Lebensumstände in der UdSSR waren den meisten DDR-Menschen kaum bekannt. Wer in die Sowjetunion reisen durfte, zeigte sich zumeist tief erschüttert. Und da es in den meisten anderen sozialistischen Ländern nicht viel besser aussah, glaubten viele, mit ihrem Leben in der DDR noch Glück gehabt zu haben.

Den Zusammenhang zwischen hochmoderner Armee und Rüstungsforschung sowie der Verelendung der Massen hat der polnische Reporter Ryszard Kapuściński beschrieben: «Die Fläche des Imperiums betrug (…) 22 Millionen Quadratkilometer, und seine Landesgrenzen (…) erstreckten sich über 42.000 Kilometer. Wenn man bedenkt, dass diese Grenzen überall dort, wo das technisch möglich ist, durch dichte Stacheldrahtverhaue gesichert waren (…) und dass dieser Stacheldraht wegen des fatalen Klimas rasch rostet, weshalb immer wieder Hunderte, ja, Tausende von Kilometern erneuert werden müssen, kann man davon ausgehen, dass ein beträchtlicher Teil der sowjetischen Hüttenindustrie nichts anderes zu tun hatte, als Stacheldraht herzustellen. Denn mit der Verdrahtung der Grenze ist es ja nicht getan! Wieviel tausend Kilometer Stacheldraht braucht man, um den Archipel GULag einzuzäunen? Jene vielen hundert Lager, Etappenpunkte und Gefängnisse, die über das ganze Gebiet des Imperiums verstreut sind! Und wie viele weitere Tausende von Kilometern verschlang das Verdrahten der Artillerie-, Panzer- und Atomwaffen-Übungsplätze? Und die Sicherung der Kasernen? Und aller Lagerhäuser? Wenn man das alles mit den Jahren multipliziert, die die Sowjetunion existierte, hat man auch die Antwort auf die Frage, warum man in den Läden von Smolensk oder Omsk weder Hacken noch Hämmer zu kaufen bekommt, von Messern und Scheren ganz zu schweigen.»[2]

Wenn man Kapuściński Beobachtung als Beispiel für den absurden Gesellschaftszustand nimmt, kann man sich leicht vorstellen, warum das rohstoffreiche Land mit unglaublichen Forschungspotentialen seine Bevölkerung kaum mit dem Nötigsten versorgen konnte. Zudem wird ersichtlich, warum ein solcher Staat die gesamte Gesellschaft mit einem dichten Netz von Partei- und Geheimpolizeistrukturen überzog: jede Kritik gegen die Zustände musste schon im Keim erstickt werden, wollten die Herrschenden nicht Gefahr laufen, dass sich aus wenigen Tropfen Kritik schnell eine Flut oder gar ein Tsunami entwickelte, der sie wegspülen würde. Und schließlich wird auch erahnbar, dass ein solches System neben Misswirtschaft, Geheimpolizei, Armut und Parteiherrschaft in einem hohen Maße von Korruption und Ämterpatronage geprägt ist. Als Breschnew 1982 starb, stand das Land nicht nur im übertragenen Sinne am Abgrund. Es passte nur zu gut zu dieser Epoche, dass die Träger, als sie den Sarg mit Breschnews Leichnam in die Grube an der Kremlmauer hinunterließen, die Gewalt über das Trageseil verloren und der Sarg polternd in die Grube stürzte. Weltweit war der Krach bei der Fernsehübertragung zu hören. Es schien als würde eine höhere Macht Zeichen setzen und das Land aufrütteln wollen.

Breschnews Nachfolger, Juri Andropow, war 68 Jahre alt. Er war seit 1967 Chef des KGB und kannte die Probleme des Landes genau. Der Stagnation, wie es hieß, könne nur mit einschneidenden Reformen begegnet werden. Er bemühte sich, jüngere Parteikader in Moskau mit hohen Aufgaben zu betrauen, um die gerontokratischen Strukturen aufzuweichen. Auf seiner Agenda stand eine Reihe vorsichtiger Reformvorhaben. Sein Gesundheitszustand aber ließ ihn nur wenige Monate seines Amtes walten. Am 9. Februar 1984 verstarb Andropow. Es kam noch schlimmer. Sein Nachfolger, Konstantin Tschernenko, war nicht nur mit 72 Jahren der älteste Amtsneuling, er schien schon beim Amtsantritt todkrank, konnte sich allein kaum auf den Beinen halten. Er war ein Parteitechnokrat, dessen besondere Befähigung, das riesige Land führen zu können, niemand kannte. Ein Volkswitz aus den siebziger Jahre wurde endgültig zur Realität: «Frage: Was sind die ersten drei Tagesordnungspunkte einer jeden Politbürositzung? Antwort: 1. Hereintragen des Politbüros. 2. Anstellen der Herzschrittmacher. 3. Singen des Liedes: ‹Wir sind die junge Garde des Proletariats›.» Tschernenkos Siechtum führte aller Welt vor Augen, wie es um die ruhmreiche Sowjetunion tatsächlich stand.

 

Der 10. März 1985 war ein normaler Tag im realen Kommunismus: Irgendwann schalteten die sowjetischen Radiosender am Abend dieses Sonntags auf gedämpfte Trauermusik um, aber die Kremlherren ließen noch einige Stunden verstreichen, ehe sie bekannt gaben, dass Tschernenko für immer gegangen war. Echte Trauer, wie sie bei Stalins Tod 1953 und selbst noch bei Breschnews Tod 1982 so viele Kommunisten gezeigt hatten, verspürte kaum jemand. Tschernenko hinterließ keine Spuren, höchstens in der Witzkultur.

Am Abend des 11. März 1985 wurde es verkündet: aus ihrer Mitte hatten die alten Männer einen neuen Führer auserwählt. Nicht mitgeteilt wurde, dass die «Wahl» mit einer sehr knappen Mehrheit erfolgte; ein höchst ungewöhnlicher Vorgang in einem Gremium, das sonst alles einstimmig durchwinkte. Der neue Mann hieß Michail Sergejewitsch Gorbatschow, ein Aufsteiger, der seit 1980 als Vollmitglied dem Politbüro angehörte. Er war ein Zögling Andropows und galt bereits unter Tschernenko als die Nummer Zwei in der Machthierarchie. Es wäre unangemessen, behaupten zu wollen, mit dem Amtsantritt Gorbatschows hätten sich tatsächlich einschneidende Reformhoffnungen verbunden. Allgemein erwarteten westliche Beobachter jedoch, dass er das marode Wirtschaftssystem modernisieren würde. Zwei Dinge waren zunächst für einen sowjetischen Parteiführer auffällig. Erstens war Gorbatschow mit seinen 54 Jahren geradezu eine Nachwuchskraft. Und zweitens hatten politisch Interessierte seine London-Visite im Dezember 1984 aufmerksam verfolgt, weil sich Premierministerin Thatcher ganz offen angetan von dem jungen Mann gezeigt hatte – ein nicht ganz alltäglicher Vorgang, zumal Thatcher nicht im Verdacht stand, Kommunisten gegenüber besonders wohlgesonnen zu sein.

Die Öffentlichkeit nahm bald Gorbatschows erste Reformbemühungen zur Kenntnis, die eher hilflos als konzeptionell durchdacht wirkten. Erinnert sei an seinen Feldzug gegen den Alkoholismus, von dem sich der neue Machthaber im Kreml ein Produktionswachstum um 15 bis 20 Prozent versprach. Das schien zwar zunächst nur eine der üblichen Kampagnen zu sein, mit denen der marode Zustand der Gesellschaft dieser selbst zur Last gelegt und entsprechend repressiv reagiert wurde. Es war aber zugleich das implizite Eingeständnis, dass es so nicht mehr weitergehen könnte und dass Staat, Wirtschaft und Gesellschaft eines dringenden Umbaus bedurften. Gorbatschow ließ im wahrsten Sinne des Wortes den Geist aus der Flasche, den er dann nicht mehr los wurde und der ihn immer weitertrieb. Es ist das zentrale Motiv aus dem «Zauberlehrling», das hier in der Praxis zu besichtigen war: «Ach, da kommt der Meister! / Herr, die Not ist groß! / Die ich rief, die Geister / werd ich nun nicht los.» Martin Malia formulierte drastisch: «So stolperte der letzte Möchtegern-Lenin unserer Tage in die Karriere eines Fin-de-régime-Zauberlehrlings.»[3]

Gorbatschows Abrüstungsbemühungen waren von der Einsicht geprägt, die wahnwitzigen Kosten der Aufrüstung zu minimieren, um den Kommunismus ökonomisch zu retten. Anders als andere vor ihm, versuchte er, den Entwicklungen nicht nur hinterherzueilen, sondern diese zu bestimmen. Die Komplexität der Problemlage war aber nicht beherrschbar. Glasnost und Perestroika waren aus machtpolitischer Sicht der untaugliche Versuch, die Diktatur zu modernisieren. Der polnische Oppositionelle Adam Michnik schrieb im Oktober 1987: «Gorbatschows Reformen haben einen gegenreformatorischen Charakter. Sie sind eine Antwort auf die Stagnationskrise, auf die Möglichkeit einer antiautoritären reformistischen Rebellion nach polnischem Muster. Sie haben den Charakter einer Selbstverteidigung des Systems – durch den Versuch, den inneren Wandel so kontrolliert durchzuführen, dass sich die außerhalb und gegen das System entstandenen kritischen Werte und Ideale integrieren lassen. Auf diesem Wege verlieren die oppositionellen Ideale ihre destruktive, umstürzlerische Wirkung und werden zu einem Element des gewollten Modernisierungsprozesses.»[4]

Seit Ende 1986 galt Gorbatschow in der westlichen Staatengemeinschaft als Hoffnungsträger – vor allem wegen seiner Abrüstungsinitiativen. Wie skeptisch lange Zeit ein Teil der westlichen politischen Elite gegenüber dem Mann im Kreml blieb, zeigte ein Interview von Kanzler Kohl, das er Ende 1986 dem «Newsweek Magazine» gab. Darin stellte er Gorbatschow und Goebbels auf eine Stufe. Dies rief heftige Empörung hervor und stieß zugleich auf vielfache Zustimmung, weil viele dem Kremlherrn nicht trauten. Vor allem westliche Politiker, die direkten Zugang zu Gorbatschow hatten, äußerten aber häufiger, dieser meine es ehrlich, er verkörpere einen neuen Typus des kommunistischen Machtpolitikers.

 

Gorbatschows Verdienst bestand darin, sich der Gesellschaftskrise zu stellen. Um keinen Preis wollte er die Reform anderen Kräften überlassen. Sie sollte im Rahmen des kommunistischen Systems und der marxistisch-leninistischen Theorie erfolgen. Gorbatschow sah sich als Bewahrer und Erneuerer eines wahren Leninismus, was auch immer er darunter verstand. Dass die Sowjetunion reformiert werden musste, war eine Überzeugung, die seine konservativen Gegenspieler teilten. Allerdings waren die Reformversuche nur das Werk einer kleinen Herrschaftsclique um Gorbatschow. Der Parteiapparat blieb gegen die Reformen eingestellt und versuchte, sie zu stören, wo es nur ging. Die Nomenklatura befürchtete, ihre Privilegien zu verlieren. Und die Parteibasis blieb wie ehedem von allen Entscheidungsprozessen ausgeschlossen. Was man auch immer von Gorbatschows Politik halten mag, eines darf man nicht vergessen: weder er noch irgendeine seiner Entscheidungen waren demokratisch legitimiert. Darin unterschied sich Gorbatschow nicht von Lenin, Stalin oder Breschnew: Er übte rechtlich die gleiche Willkürherrschaft aus wie seine Vorgänger. Das Machtmonopol der KPdSU gab er erst im Februar 1990 auf. Sein beständiger Zick-Zack-Kurs war von dem Bestreben bestimmt, die Macht zu sichern. Ein Unterfangen, das sich letztlich als aussichtslos erwies.

Gorbatschow, geboren 1931, war der erste Parteichef, dessen Karriere nicht in der Stalinzeit begonnen hatte und nicht mit dem Blut der Opfer befleckt war. Er wusste die Wirkung des gesprochenen Wortes genau zu kalkulieren und einzuschätzen. Schon darin unterschied er sich von Breschnew oder Tschernenko. Kritiker warfen Gorbatschow vor, Perestroika sei lediglich eine Wortschlacht ohne spürbare Erfolge. Das politische Handeln und der ökonomische Umbau blieben gegenüber den offenen Debatten tatsächlich erheblich zurück. Seit Anfang 1986 wurde der Begriff Perestroika zur Bezeichnung des Reformkurses verwendet. Gorbatschow gebrauchte aber auch Termini wie «radikale Reform», «tiefgreifende Erneuerung» oder selbst «Revolution». Das war übertrieben. Eine Revolution erstrebte er gerade nicht, tastete er doch die Grundlage des sowjetischen Systems nicht an. Keine Säule des Sowjetsystems gedachte Gorbatschow zu erschüttern. Der Marxismus-Leninismus als Staatsideologie blieb ebenso unangetastet wie die Einparteienherrschaft, das Macht- und Gewaltmonopol der Partei oder die zentralistische Wirtschaftsstruktur mit ihrem Monopoleigentum an den Produktionsmitteln. Gorbatschow wollte die innerparteiliche Demokratie stärken, ohne repräsentative Demokratieelemente in die Gesellschaft einzuführen. Er wollte marktwirtschaftliche Elemente zulassen, ohne die sozialistische Planwirtschaft aufzugeben. Er wollte dissidentischen Kreisen größere Handlungsspielräume zubilligen, ohne die Aktionsräume des KGB einzuschränken. Immer wieder stieß er an Grenzen, die er selbst für unverrückbar hielt. Er wollte alles ändern und zugleich sollte alles so bleiben. An diesem Paradoxon scheiterte Gorbatschow, weil er die Grundlagen des Kommunismus nicht aufgeben mochte. Er brachte genau das zu Wege, was er verhindern wollte: er demontierte das alte System, ohne ein neues zu errichten. Nicht Gorbatschow erwies sich als unfähig, sondern das System war nicht reformierbar, weil es praktiziert wurde, wie es theoretisch angelegt worden war. Herrschaftslogisch waren Lenins und Stalins Verfolgungskampagnen ebenso rational wie die Niederschlagung von Reformbestrebungen in Satellitenstaaten. Auch die Bekämpfung der Gorbatschowschen Politik durch die Herrschenden in der ČSSR, der DDR oder in Rumänien diente machttechnisch dem Erhalt der Diktaturen und war folgerichtig. Während es seit Jahrzehnten aus allen Lautsprechern im Osten tönte «Die Partei, die Partei hat immer Recht!» und für den Parteichef eine Art Unfehlbarkeitsdogma in Anspruch genommen wurde, erklärte Gorbatschow nun, weder im Besitz der Wahrheit zu sein noch als Einziger den richtigen Weg zu kennen. Er stehe lediglich für den richtigen Sozialismus. Viele höhere und höchste Parteifunktionäre haben solche Eingeständnisse als Zeichen von Schwäche und Wankelmut wahrgenommen. Bei «normalen» Menschen, vor allem außerhalb der Sowjetunion, stieg Gorbatschow dadurch im Ansehen beträchtlich, im Westen wurde er mehr und mehr zur Pop-Ikone.

Bei seinem Machtantritt verfügte er über kein Programm. Damit hatten seine konservativen Gegner leichtes Spiel, ihn und seine Politik zu kritisieren. Von Vorteil war dabei, dass diese Konzeptlosigkeit erst den Raum frei machte, den Pragmatiker benötigen, um handlungs- und ergebnisorientiert zu agieren. Gorbatschow konnte sich selbst korrigieren, ohne neue Ansehensverluste in Kauf nehmen zu müssen. Seine Kritiker hielten ihm dies ohnehin als Schwäche vor, seine Anhänger sahen darin seine große Stärke. Gorbatschow erweckte die Gesellschaft aus ihrem Schlaf, die ihn schon bald zum Dank vor sich hertrieb. Je mehr Offenheit er einforderte, umso mehr Offenheit wurde ihm zugleich abverlangt. Es war ein Teufelskreis, an dem geschlossene Gesellschaften zerbrechen, wenn sie nicht zu dem alten Mittel der terroristischen Unterdrückung der Gesellschaft zurückkommen wollen. Noch im November 1987 pries Gorbatschow die sowjetische Kollektivierung der Landwirtschaft, erst anderthalb Jahre später gestand er ein, dass dieser Irrweg Millionen Menschen Grund, Boden und Leben gekostet hatte.

Hatte er sich bis Ende 1986 vor allem auf den Umbau der Wirtschaft konzentriert, so ist im Laufe des Jahres 1987 deutlich geworden, dass dieser auch staatspolitische Veränderungen erforderte. Denn der Reformprozess hatte kaum spürbare Ergebnisse produziert. Es krankte am Kopf. Entschiedenere Reformer als Gorbatschow wie etwa Boris Jelzin, Parteichef Moskaus und Kandidat des Politbüros, fielen in Ungnade und verloren Einfluss und Ämter, weil sie auf ein schnelleres Tempo und einen radikaleren Staatsumbau drängten. Gorbatschow befand sich im Zangengriff zwischen alten Betonköpfen und liberalen Reformern.

Anders als der wirtschaftliche Umbau zeitigte die geistig-kulturelle Öffnung mehr Erfolge. Die Zeitungs- und Zeitschriftenlandschaft wurde bunt und interessant. Zahlreiche verbotene Bücher erschienen. Das große Thema war die Aufarbeitung der Vergangenheit. Mit jeder neuen Enthüllung über die kommunistischen Verbrechen in den vergangenen 70 Jahren verlor das System an Ansehen und Zuspruch. Diese Öffnung war auch – neben den Abrüstungsbemühungen – das, was im Ausland besonders wahrgenommen und im Ostblock begierig aufgesogen wurde. Die neue Sicht auf die eigene Vergangenheit wurde zum Totengräber kommunistischer Gegenwart und Zukunft. Als Gorbatschow im Dezember 1986 verfügte, dass der weltberühmte Dissident und Physiker Andrej Sacharow aus seinem Verbannungsort Gorki nach Moskau zurückkehren könne, hatte er symbolisch einen Schlussstrich unter die stalinistische Geschichte gezogen und die politische Opposition als Faktor indirekt anerkannt. Dass es ihm im politischen Alltagsgeschäft wiederum schwerfiel, dies umzusetzen, steht auf einem anderen Blatt. So hat er Sacharow, als dieser 1989 auf dem Kongress der Volksdeputierten vor laufenden Kameras die Abschaffung der führenden Rolle der Partei forderte, einfach das Mikrofon abgestellt.

Man muss Gorbatschow hoch anrechnen, dass er gegen den Widerstand des Militärs den Abzug der sowjetischen Invasionstruppen aus Afghanistan durchsetzte, der am 18. Mai 1988 begann. Seine generellen Abrüstungsbemühungen trugen erheblich zum Ende des Kalten Krieges zwischen Ost und West bei. Für den Ostblock war ein anderer politischer Schwenk von mindestens ebenso großer Bedeutung. Am 10. April 1987 hielt Gorbatschow bei einem Staatsbesuch in Prag eine Rede. Er sagte: «Wir meinen nicht, dass wir die endgültigen Antworten auf alle Fragen gefunden haben, vor die uns das Leben gestellt hat. Wir sind auch weit davon entfernt, irgendjemanden dazu aufrufen zu wollen, uns zu kopieren. Jedes sozialistische Land hat seine Spezifik. Die Bruderparteien legen den politischen Kurs unter Berücksichtigung der nationalen Bedingungen fest.»[5] Mit dieser Aussage hob er die 1968 formulierte «Breschnew-Doktrin» auf. Nach dem Einmarsch der Warschauer-Pakttruppen in die ČSSR 1968 war am 22. August 1968 in der «Prawda» verkündet worden: «Die Verteidigung des Sozialismus in der ČSSR ist nicht nur eine innere Angelegenheit des Volkes dieses Landes, sondern auch mit der Verteidigung der Positionen des Weltsozialismus verknüpft.»[6] Damit rechtfertigte Moskau militärische Interventionen wie 1956 in Ungarn oder 1968 in der ČSSR und kündigte an, auch künftig jede Veränderung im Ostblock notfalls mit Waffengewalt zu unterdrücken. Dieser Invasionspolitik erteilte Gorbatschow im April 1987 eine Absage. Er entschuldigte sich zwar namens der KPdSU nicht für die früheren Invasionen, aber er versicherte, so etwas würde nicht mehr vorkommen. Damit gab er das Imperium preis. Zwar hatte er nur die sozialistischen Staaten Osteuropas im Blick, aber die von Russland annektierten baltischen, kaukasischen und mittelasiatischen Republiken verstanden diese Botschaft ebenso wie die Ukraine, wo sich schon bald von Moskau nicht mehr beherrschbare Unabhängigkeitsbestrebungen zeigten. Anders als in den osteuropäischen Ländern versuchte Moskau diese mit Waffengewalt zu unterdrücken, aber auch hier erwies sich letztlich: war der Geist erst einmal aus der Flasche, ließ er sich nicht mehr einfangen.

Geschichte wird nicht von «großen Männern» gemacht. Historisch war Gorbatschow die letzte Antwort auf die tiefe Gesellschaftskrise des Kommunismus. Ohne die polnische Solidarność hätte es keinen Gorbatschow gegeben. Dem zitierten Adam Michnik ist auch in historischer Perspektive zuzustimmen. Václav Havel, tschechischer Dichter und Oppositioneller, berichtete Ende 1987, wie er zufällig Augenzeuge des erwähnten Gorbatschows-Besuches in Prag wurde. Auf einem abendlichen Spaziergang kam er am Nationaltheater vorbei, aus dem gerade Gorbatschow heraustrat. Eine frenetische Menschenmasse jubelte diesem zu, «der Mann, der in Prag eine der schlimmsten Regierungen gelobt hat, die dieses Land in seiner modernen Geschichte je hatte». Havel sieht einen freundlich winkenden Mann und es erschien ihm geradezu so, als «winke er mir zu und lächle mich an.» Havel: «Auf einmal wird mir bewusst, dass meine Höflichkeit, die mir befiehlt, einen Gruß zu erwidern, schneller war als meine politologischen Betrachtungen: scheu hebe ich die Hand und winke ihm ebenfalls zu.» Gorbatschow ist weg, die Masse verstreut sich in umliegenden Kneipen und Havel geht mit seinem Hund nach Hause. Dort angelangt und über die Geschehnisse nachdenkend erlebt er seine nächste Überraschung: «Mein scheues Winken mache ich mir überhaupt nicht zum Vorwurf. Ich habe doch wirklich keinen Grund, den Gruß eines aufgeklärten Zaren nicht zu erwidern! Eine Sache ist es nämlich, seinen Gruß zu erwidern, und eine andere, sich aus seiner eigenen Verantwortlichkeit herauszulügen, indem man sie auf ihn schiebt.»[7]

Bindungskräfte des Systems: Der Macht- und Herrschaftsapparat

Die Vorgänge in der Sowjetunion verfolgten in der DDR viele Menschen sehr genau. Sie lebten nicht so armselig wie die «Freunde», sie waren auch Dank westlicher Medien nicht so abgeschnitten vom Rest der Welt wie diese. Aber sie glaubten mehrheitlich, die gesellschaftliche Lage könne sich prinzipiell nur ändern, wenn sich in der UdSSR etwas verbessere. Gorbatschow wurde so zum Hoffnungsträger. Viele Menschen sahen in der DDR in der Mitte der achtziger Jahre nur noch Stillstand, Rückschritt und Verfall. Resignation und Hoffnungslosigkeit machten sich breit. Die Masse mochte noch im Gleichschritt mitmarschieren, aber, wie der britische Publizist Timothy Garton Ash Ende der achtziger Jahre beobachtete, die SED schaffte es nur, die Körper zu bewegen, sie erreichte nicht die «Herzen und Gedanken».[8]

Bilder einer Partei: Die SED

Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands, wie sich die Partei nach der Zwangsvereinigung von KPD und SPD seit April 1946 nannte, regierte über vier Jahrzehnte von Moskaus Gnaden und genauso lange gegen eine Mehrheit der Bevölkerung. Demokratischen Wahlen stellte sie sich nie. Die «Wahlen», die sie regelmäßig durchführte, waren seit 1950 immer gefälscht worden, um eine Zustimmung von jeweils knapp 100 Prozent aller Wahlberechtigten zu suggerieren. Bis 1968 hatte die DDR eine Verfassung, in der der Führungsanspruch der SED nicht einmal festgelegt war. Der Wahlmodus aber, der nicht zwischen Kandidaten oder Listen unterschied, sondern lediglich eine Einheitsliste, auf der SED-Mitglieder offen oder versteckt dominierten, zur Zustimmung offerierte, untergrub bereits vom Ansatz her das angebliche Verfassungsprinzip freier Wahlen. Hinzu kam, dass sich jeder verdächtig machte und entsprechend registriert wurde, der eine in einer entlegenen Ecke des Wahllokals verwaiste Wahlkabine, sofern sie überhaupt vorhanden war, aufsuchte.

1968 erließ die SED-Führung eine neue Verfassung, in der in Artikel 1 der Machtanspruch der SED festgeschrieben worden war. Bereits am 17. Oktober 1949, zehn Tage nach der Gründung der DDR, hatte die SED-Parteiführung verfügt, dass alle Erlasse, Gesetze, Verordnungen und Beschlüsse vor der Verabschiedung durch die Volkskammer oder die Regierung vom SED-Politbüro bzw. dem Sekretariat des Politbüros bestätigt werden müssten.[9] Das SED-Politbüro agierte als eine «Überregierung». Das hatte zur Folge, dass in der DDR eine Doppelstruktur existierte, die praktisch bis auf die Kirchen, private Unternehmen und wenige andere Sektoren den gesamten Staat und die Gesellschaft prägte. Das SED-Zentralkomitee bestand aus einer Vielzahl von Fachabteilungen, die den Fachministerien vorgesetzt waren. Die Leiter der ZK-Abteilungen waren jeweils zuständigen Sekretären des ZK der SED unterstellt, die zugleich Mitglieder des eigentlichen Machtzentrums – dem Politbüro des ZK der SED – waren. Diese Struktur zog sich bis auf die Kreisebenen durch und schlug sich auch in Universitäten, Verbänden, Betrieben oder Krankenhäusern nieder. Mit anderen Worten: ein Direktor war durchaus mächtig, der Parteisekretär aber war mächtiger. Weil der Direktor oder Leiter meist Mitglied der SED und so dem Parteilinienprinzip unterstellt war, erhielt er – je nach Hierarchiehöhe vom Parteisekretär, vom Kreis- oder Bezirkssekretär, vom ZK-Sektorenleiter oder gar vom Sekretär des ZK – Parteianweisungen, die er als staatlicher Leiter umzusetzen hatte. Die Kommunisten hatten dieses Prinzip in eine denkbar einfache und für ihr System charakteristische Formel gebracht: «Wo ein Genosse ist, ist die Partei!»

1988 lebten in der DDR etwa 16,67 Millionen Menschen, davon waren rund 12,84 Millionen 18 Jahre und älter. Mitglied der SED konnte man mit 18 Jahren werden. Von 1985 bis Mitte August 1989 zählte die Partei durchschnittlich 2,32 Millionen Mitglieder. Etwas weniger als jeder fünfte Erwachsene also war in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre SED-Mitglied. Nicht das MfS mit seinen 91.000 hauptamtlichen und etwa 189.000 inoffiziellen Mitarbeitern (1989) hatte sich wie ein Krake übers Land ausgebreitet, sondern sein Auftraggeber, die SED. Von den SED-Mitgliedern waren – man kann wohl sagen: nur – fünf Prozent auch zugleich IM. Von den IM aber waren – nun muss man wohl sagen: erstaunlich – mehr als fünfzig Prozent auch SED-Mitglieder.[10]

Die SED war omnipräsent. Und doch blieb sie trotz ihres Massencharakters eine Art Geheimsekte. Nichtmitglieder erfuhren aus ihrem Innenleben nur wenig. Selbst einfache Mitglieder schwiegen sich zumeist darüber aus. Die offiziellen Verlautbarungen schienen sich in ihrem trockenen, nichtssagenden Ton Jahr um Jahr zu gleichen. Die Redner blieben konturlos, blass, immer gleich mürrisch, aschfahl, gelangweilt oder nichtssagend dreinblickend. Wenn man einmal von SED-Generalsekretär Erich Honecker, MfS-Minister Erich Mielke, Volksbildungsministerin Margot Honecker, FDGB-Chef Harry Tisch, vielleicht noch vom Ministerratsvorsitzenden Willi Stoph oder dem Volkskammerpräsidenten Horst Sindermann absieht, so blieben die anderen SED-Politbüromitglieder, erst recht die Minister und anderen Funktionäre, unbekannte Leute, die jederzeit unerkannt die Straßen hätten entlang spazieren können. Gerade weil sie in den DDR-Medien mit ihren kryptisch langen Titeln und Posten ständig präsent waren, hörten und schauten die Menschen nicht hin oder schalteten einfach ab. Denn die einzelne Figur zählte nichts und schien austauschbar. Margarete Steglich, eine 1925 in Berlin geborene Arbeiterin, die seit 1974 Parteisekretärin in der LPG «Solidarität» in Hohnkirchen war, sagte 1994 über Günter Schabowski, immerhin 1978–85 Chefredakteur des SED-Zentralorgans «Neues Deutschland», seit 1981 Kandidat, seit 1986 Mitglied des Politbüros und seit 1985 Erster Sekretär der SED-Bezirksleitung Berlin: «Ich kannte den früher gar nicht. Aufgefallen ist er mir erst im Herbst 1989 im Fernsehen …»[11] Das mag für eine Parteifunktionärin nicht repräsentativ sein, für die Masse der Bevölkerung aber durchaus.

Diese Unkenntnis hatte nicht nur mit Desinteresse und der Annahme zu tun, dass der einzelne Funktionär uninteressant sei und sich alle ohnehin ähnelten. Die SED selbst vertrat ein Prinzip, dass sie demokratischen Zentralismus nannte, «die demokratischste Gesellschaftsordnung der Welt überhaupt»[12]. Irgendwo «oben» wurde etwas entschieden und dann nach unten durchgereicht. Dass nicht selten solche Befehle, Beschlüsse genannt, in einem komplizierten Geflecht von «unten» nach «oben» entstanden, steht auf einem anderen Blatt. Aber der Beschluss kam von «oben» und deshalb interessierten sich die Menschen auch nur für ganz «oben». Letztlich interessierte nur der Mann an der Spitze, dem man alle Machtentscheidungen zusprach und dem zugleich, wiederum paradoxerweise, nicht selten unterstellt wurde, er wüsste doch gar nicht, wie es «unten» aussehe. In der Sowjetunion hat dieses Denken zu den vielen Gnadengesuchen geführt, die Verurteilte oder deren Angehörige an «Väterchen Stalin» schrieben, nicht ahnend, dass er selbst das Todesurteil oder die Lagerhaft angeordnet, unterzeichnet oder wenigstens gebilligt hatte. Gerade die Gefolgsleute, aber nicht nur sie, glauben in Diktaturen oft, der Diktator selbst sei eigentlich ganz anders als diktatorisch. Meist wird ihm unterstellt, von seiner engsten Umgebung über die wahren Umstände in Unwissenheit gehalten zu werden.

Zur Realität der Arbeiter-und-Bauern-Regierung in der DDR gehörte es, dass man deren Vertreter nie leibhaftig zu Gesicht bekam. «Spontane» Gespräche waren wohlorganisiert. Die ausgesuchten Gesprächsteilnehmer wurden vorher genau durchleuchtet. Auf Massenveranstaltungen blieben die Parteifunktionäre weit entfernt und gut abgeschirmt. Nichts sollte dem Zufall überlassen werden. Die Volksregierung blieb für das Volk eine Chimäre, die sich in ihren ewig gleichen Anzügen, Fahrzeugkolonnen und gestanzten Reden nicht einmal von sich selbst unterschied. Selbst im obersten Machtapparat, im Ostberliner ZK-Gebäude, wo sich heute das Außenministerium befindet, gab es mehrere Sicherheitsbereiche. Die Politbüromitglieder benutzten eigene Aufzüge und verfügten über eine Etage, in die nur ganz wenige Funktionäre Einlass erhielten. Ein politischer Mitarbeiter, der das Reglement im Parteigebäude beschrieb, stellte fest: «Auch in anderen Staaten sind führende Persönlichkeiten und ihre Stäbe besonderen Regeln, Verhaltensweisen und Bewachungen unterworfen, aber die totale Abschottung im Gebäude des Zentralkomitees der SED war wohl einmalig.»[13] Honecker glaubte jedoch: «Ich hatte trotzdem stets unmittelbaren Kontakt mit den Massen.»[14] Wenn man einmal von Massenaufmärschen absieht, die er stundenlang fröhlich winkend überstand, gibt es allerdings keine weiteren Belege für seine «unmittelbaren Kontakte mit den Massen».

Die SED war keine Partei, sondern eine Glaubensgemeinschaft. Ihre Mitglieder einte der Glauben an eine arkadische Zukunft, in der alle Menschen gleich seien. Sie glaubten, die Geschichte kenne einen Endpunkt, den sie Kommunismus nannten, und in dem alle nach ihren Bedürfnissen frei von jeglichem Egoismus für die Gemeinschaft wirken würden. Die Anhänger des Kommunismus und die Mitglieder der Partei saßen in einer selbst gestellten Falle, aus der es kein Entrinnen gab. Denn die kommunistische Ideologie war eine ganz besondere Weltanschauung: «Er bringt seine Anhänger in eine Lage, die es ihnen unmöglich macht, einen anderen Standpunkt einzunehmen.»[15] Deshalb war die DDR auch eine «Diktatur der Wahrheit» und die SED die Partei der organisierten Lüge. Denn «Gewaltherrschaft einer bestimmten Meinung (ist) immer die Diktatur der Lüge (…), selbst wenn sie vorher für sich in Anspruch nehmen konnte, eine partielle Wahrheit (eine andere gibt es nicht) über die Gesellschaft ausgedrückt zu haben.»[16]

SED hieß für ihre Mitglieder auch, nie wieder Faschismus, wie sie den Nationalsozialismus nannten, und nie wieder Krieg. SED war in ihren Augen eine Abkürzung für Frieden. Es war aber für sie auch eine Hoffnungsgemeinschaft. Die Mitglieder hofften unentwegt darauf, dass es «noch» besser würde. Ihre Hoffnung speiste sich aus einer Ideologie, die in Gut und Böse, Richtig und Falsch nach «wissenschaftlichen Grundsätzen» zu unterscheiden wusste. Mit ganz einfachen Lehrsätzen konnten sie sich auch dann noch beruhigen, wenn ihre innere Unruhe sie in die Verzweiflung trieb: «Der Marxismus ist allmächtig, weil er wahr ist.» So einfach war das.

Die SED stellte auch eine Gemeinschaft Verzweifelter dar. Die Parteidisziplin verlangte, einen Beschluss, eine Direktive, eine Argumentation auch dann zu vertreten, wenn das eigene Wissen, die eigene Erfahrung, die eigene Lebenswirklichkeit diesen entgegenstanden. Viele SED-Mitglieder verzweifelten, nicht wenige zerbrachen daran. Sie feuerten sich gegenseitig mit Überlebensparolen an: «Das musst Du objektiv betrachten!»; «Es kommt auf den richtigen Standpunkt an!»; «Nur nicht dem Klassenfeind in die Hände spielen!»; und der Klassiker schlechthin: «Das musst Du dialektisch sehen!», womit man jeden Unsinn und jedes Verbrechen erklären und ins Gegenteil drehen konnte.

Bei 2,3 Millionen Mitgliedern liegt es auf der Hand, dass viele die SED als Karriereschleuse ansahen. Viele Posten waren ohne ein SED-Mitgliedsbuch nicht zu bekommen. Der Nichteintritt in die Partei war bereits oft ein Bekenntnis. Konnte man aber noch auf eine Karriere ohne SED-Mitgliedsbuch hoffen, so bedeutete ein Ausschluss aus der Partei im Normalfall bestenfalls das Ende der Karriereleiter erreicht zu haben, meist folgte ein Absturz. Die Fluktuation blieb in den achtziger Jahren ziemlich gering. Die Todesfälle wurden durch Neuaufnahmen ausgeglichen. Die wenigen Ausschlüsse fielen kaum ins Gewicht. Wollte jemand austreten, was in den achtziger Jahren statistisch kaum von Belang war, so wurde er kurzerhand ausgeschlossen. Aus einer kommunistischen Kaderpartei tritt man nicht aus, man wird von ihr höchstens verstoßen.

Die SED war letztlich ein sozialer Ort, von dem die meisten offenbar meinten, ihn sich nicht ausgesucht zu haben. Das mag paradox klingen, aber es gab praktisch nur drei Begründungen, Mitglied dieser Partei zu werden. Erstens gab es ideologische, politische Gründe in die Partei einzutreten. Aus Überzeugung verschrieb man sich «der Sache». Zweitens, wie gesagt, traten viele aus Opportunitäts- und Karrieregründen ein. Das war eine große Gruppe. Drittens gab es eine nicht kleine Gruppe, die wahrscheinlich nicht einmal selbst hätte sagen können, warum sie eingetreten waren. «Das ist eben so …», hörte man immer wieder. Gerade die zweite und dritte Gruppe erklären, warum die Staatspartei Ende 1989 auseinanderfiel.

Den sozialen Raum «SED» charakterisierten viele Rituale und ungeschriebene Gesetze. Dazu gehörten die allwöchentlichen Parteiversammlungen, auf denen allen Genossen die neuesten Beschlüsse und Entwicklungen mitgeteilt wurden. Selbst ideologiefeste Mitglieder haben diese Versammlungen als langweilig und uninteressant angesehen. Dennoch kamen sie aus den Veranstaltungen oft mit einem festen Gesichtsausdruck, glaubten sie sich doch den Nichtmitgliedern gegenüber im Wissensvorsprung. Alles blieb dabei stets wohldosiert, jeder sollte nur so viel wissen, wie der Vorgesetzte glaubte, dass er wissen müsste.

Das Schlüsselwort zum Verständnis der SED und der von ihr institutionalisierten Abläufe lautet «Parteidisziplin». Der Partei war alles unterzuordnen. Im Prinzip hatten sich die Parteimitglieder einem Masterplan verschrieben, sie nannten diesen die historisch-gesetzmäßige Entwicklung vom Niederen zum Höheren (Kommunismus), dem man sich zu beugen hatte, dem man sich, selbst wenn man wollte, nicht entgegenstellen konnte, denn er würde sich unabhängig vom individuellen Wollen gleichsam einem Naturgesetz folgend vollziehen. Und die Parteiführung, verkörpert in der Person des Genossen Generalsekretär, war das Gremium, das als Einziges das große Ganze kannte und demzufolge allein in der Lage war, den «gesetzmäßigen Kurs» zu steuern. Egal was auch immer geschah, welche Unsinnigkeiten existierten, alles verlief nach dem «gesetzmäßigen Kurs», selbst wenn heute das Gegenteil von gestern angeordnet oder durchgeführt wurde. Das waren Rätsel der Dialektik und der Gesetzmäßigkeiten, die allein die weise Parteiführung zu lösen vermochte. Dabei hatte die auch keine anderen Erklärungen anzubieten. Erich Honecker brachte einmal stellvertretend die Selbstsicht vieler Funktionäre auf den Punkt: «Die Ursache für mein Handeln war die eines Kommunisten, der entsprechend seinem Parteiauftrag bestrebt war, seine Aufgaben zu erfüllen.»[17] Er erklärte nicht, wer ihm diesen «Parteiauftrag» gegeben hatte. Dies war für ihn zu selbstverständlich. Es waren die «historischen Gesetze», die sich vollzogen.

Günter Schabowski, Wolfgang Berghofer, der letzte SED-Bürgermeister Dresdens, oder andere hohe Parteifunktionäre bestätigten, dass die SED die Menschen, die anders als sie selbst und als vorgegeben dachten, nicht nur nicht ernst nahm, sie beschäftigte sich mit ihnen gar nicht. Dafür gab es die Staatssicherheit und die Justiz. Politisch Andersdenkende schienen Sittenstrolchen gleich, deren unerklärliche Triebhaftigkeit nicht gesetzmäßig, aber per Gesetz eingedämmt werden musste. Parteifunktionäre wähnten sich als Sachwalter unerschütterlicher Wahrheiten, selbst wenn die Wahrheit der Lüge von gestern entsprach.

Der gesamte Osten, nicht nur die DDR, war von einer Unfreundlichkeit der Funktionäre geprägt, die Besuchern oft bitter aufstieß. Funktionäre und Uniformträger sollten unnahbar, überlegen und wissend erscheinen. Da sie das nicht waren, taten sie wenigstens so und verbargen ihre Unsicherheit und ihr Nichtwissen hinter eisigen Mauern des Schweigens, der Unfreundlichkeit, des barschen Tones. Polizisten wie SED-Funktionäre waren lächerliche Figuren, vor denen vernünftige Menschen Angst hatten. Sie repräsentierten die Staatsmacht, und so unberechenbar wie diese waren auch ihre Repräsentanten. Beruhigend daran war höchstens, dass die Kaltherzigkeit in den Amtsstuben, auf den Straßen oder in Versammlungen vor den Funktionären selbst nicht halt machte. Christine Ostrowski, SED-Funktionärin in Dresden, erzählte einmal, dass die Partei, die sich angeblich humanistischen Idealen verpflichtet fühlte, innerparteilich nur schwer erträglich war. «So blieb das Verhältnis zu den übergeordneten Parteisekretären meist kalt und steril. Was eine Sache zwischen Menschen hätte sein müssen, war eine zwischen Beschlussgebern und Beschlusserfüllern.»[18] Wenn man sich heute Fotos von Funktionären oder alte Fernsehberichte über ihr Wirken ansieht, schlägt einem die Kälte und Unnahbarkeit immer noch entgegen. Sie mögen auch mal gelacht haben, sie mögen nicht alle so einseitig (un)gebildet gewesen sein, sie mögen nicht einmal alle gleich verbohrt gewesen sein, in der Öffentlichkeit haben sie das alles sehr geschickt versteckt und stets den Eindruck vermittelt, aus dem gleichgeschalteten Kollektiv nicht herauszuragen.

«Parteidisziplin» und «Parteiauftrag» waren zugleich jene Schlüsselworte, die die organisierte Verantwortungslosigkeit möglich machten, weil letzten Endes sich niemand für irgendetwas verantwortlich fühlte, jeder die Verantwortung nach oben oder unten delegierte. Dabei waren vor allem SED-Funktionäre von morgens bis nachts unentwegt im Einsatz, um die «Sache» voranzubringen. So sahen sie es selbst wenigstens. Angesprochen auf die Frage, ob Parteifunktionäre Privilegien genießen könnten, antworten viele zumeist: «Ich hatte das Privileg, mitunter die erste im Betrieb zu sein und abends die letzte. Und das recht oft.»[19] Oder: «Das Privileg, viel Dresche einzustecken für andere Leute.»[20] Aufgrund der Parteistruktur, die über der Staatsstruktur stand, agierten Parteifunktionäre in ihren Bereichen wie kleine Kabinettschefs, die über alles und jeden zu befinden hatten und sich für alles zuständig fühlten. Die Hauptaufgabe eines jeden Funktionärs bestand darin, «die Durchsetzung der Beschlüsse zu kontrollieren». Die organisierte Verantwortungslosigkeit zeigte sich nicht im Arbeitseifer der Funktionäre, sondern darin, weder für einen Beschluss noch seine Durchführung und schon gar nicht für das eventuelle Scheitern zuständig zu sein. Das führte dann übrigens 1989/90 zu dem merkwürdigen Umstand, dass sich kein Parteifunktionär verantwortlich für den maroden Zustand zeigte. Alle schoben die Verantwortung jeweils eine Etage nach oben und alle beteuerten immer das Beste versucht zu haben. Als dann nur noch Honecker, Mielke, Mittag und Herrmann als Alleinschuldige dastanden, haben die kurzerhand den Spieß umgedreht, beteuerten im Parteiauftrag nur das Beste getan zu haben und gaben die Verantwortung nach unten ab. Im Prinzip geht dieses Spiel so bis heute, nur mit dem kleinen Unterschied, dass geschätzte zwei Millionen SED-Mitglieder nicht mehr auf ihre frühere SED-Mitgliedschaft angesprochen werden möchten und Scham bei der Frage nach einer eventuellen Parteimitgliedschaft zumeist nur beim Fragenden erzeugt wird.

Funktionäre organisierten, kontrollierten, leiteten an – und hielten unentwegt Reden. Höhere Mächte schienen sie auf ihren Platz gestellt zu haben, den sie nur bei Strafe des eigenen Untergangs verlassen konnten. Arbeit war für Funktionäre gleichbedeutend mit einem immerwährenden Kampf: für Frieden, für Sozialismus, für Produktionssteigerung, für Wohlstand, für Fortschritt, für alles Gute und gegen alles Schlechte auf der Welt. Vielleicht war dies auch der Grund, warum die meisten Funktionäre so unfreundlich, mürrisch, verhärtet dreinblickten. Sie opferten sich «der Sache» und ernteten nur Undank. Vielfach ist die eisige Kälte, die in den zentralen Parteiapparaten herrschte, beschrieben worden. Die alten Männer in Wandlitz lebten zwar gemeinsam hinter einem abgeschirmten Zaun, aber sie lebten nicht zusammen. Sie verbrachten weder ihre Freizeit zusammen noch besuchten sie sich gegenseitig, sie sprachen nicht einmal miteinander. Sie gingen einander aus dem Wege. Es ist eine einfache Strategie, die diese Männer in den zwanziger, dreißiger und vierziger Jahren, als in der Sowjetunion Kommunisten hunderttausende Kommunisten umbrachten, verinnerlicht hatten: Freunde erschießt man nicht so schnell. Horst Sindermann verteidigte diese selbstgewählte Isolation etwas vorsichtiger. Seine Ehefrau beklagte Ende November 1989 die kalte Atmosphäre, die in Wandlitz herrschte: «Es hat nie so etwas gegeben, dass man sich mal zusammengefunden hat.» Sindermann darauf etwas überraschend: «Gott sei Dank nicht.» Er erklärt dann auch, warum das gut war: «Wenn du so auf einem Fleck zusammenhaust, besteht immer die Gefahr, dass sich dann bestimmte Fraktionen bilden. (…) Die Gefahr von Fraktionen bestand schon, durch Freundschaften meinetwegen, persönliche Freundschaften.»[21] 1921 hatte Lenin das so genannte Fraktionsverbot, das einem generellen Verbot von inner- wie außerparteilicher Opposition entsprach, erlassen. Die Bildung parteiinterner Gruppen galt als parteifeindlich und ist mit Parteiausschluss, in den zwanziger bis fünfziger Jahren nicht selten mit dem Tod bestraft worden. Jeder Kommunist, zumal die älteren Jahrgänge, kannte dieses Verdikt ebenso wie die tödlichen Folgen.

Nun war den Funktionären bekannt und bewusst, dass die führende Macht im Staat, die SED, selbst bei vielen ihrer Mitglieder ein denkbar schlechtes Ansehen genoss. Sie versuchten deshalb immer wieder, das Prestige der «führenden Kraft» zu verbessern. Sie blieben aber chancenlos, weil die alten Männer fest in ihren hässlichen Kunstledersesseln saßen und fast alle im Land auf deren Tod hofften, «Biologische Lösung» hieß dies etwas vornehmer. Ein kursierender Witz dazu lautete so: «Jeden Morgen kauft ein Mann am Kiosk eine Tageszeitung, schaut auf die erste Seite und wirft die Zeitung dann in den Papierkorb. Eines Tages spricht die Zeitungsfrau ihn an. ‹Ich verstehe Sie nicht. Sie werfen nicht mal einen Blick auf die Lokalseite oder die Sportberichte, warum kaufen Sie die Zeitung überhaupt?› ‹Wegen der Todesanzeigen.› ‹Aber die stehen doch auf der letzten Seite.› ‹Die mich interessieren, stehen auf der ersten Seite.›»

Kommunisten und ihre Freunde: Die Nationale Front

Die SED-Führung hat ihr System in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre mehrfach mit dem Hinweis zu legitimieren versucht, dass etwa jeder dritte Erwachsene als gewählter Volksvertreter, als Partei- oder Verbandsfunktionär, zumeist ehrenamtlich, aktiv in die «sozialistische Demokratie» eingebunden sei. Diese sei ungleich demokratischer als die «bürgerliche Scheindemokratie».

In einem Punkt hatte sie Recht. An ihrem System beteiligten sich aktiv weitaus mehr Menschen als dies heute erscheint. Neben der SED existierten vier weitere Parteien, die entweder von Anfang an oder spätestens ab Anfang der fünfziger Jahre willfährige Erfüllungsgehilfen waren. In diesen Parteien waren Ende der achtziger Jahre etwa eine halbe Million Menschen organisiert: In der CDU knapp 140.000, in der LDPD etwa 113.000, in der DBD rund 115.000 und in der NDPD nochmals 110.000. Die Existenz dieser Parteien schien nicht zeitgemäß, hatte aber mit der unmittelbaren Nachkriegszeit zu tun, als die Kommunisten noch bemüht waren, ihren totalitären Machtanspruch zu verschleiern. Die Blockparteien haben bis 1989 die Mauer verteidigt und die SED-Politik als alternativlos gepriesen. Noch beim Festakt zum 40. Jahrestag der DDR-Gründung am 7. Oktober 1989 sprang der Saal auf und sang hingebungsvoll die «Internationale». Auf Fernsehbildern ist dabei gut zu erkennen, wie auch die Repräsentanten der Blockparteien eifrig mitsangen. Die DBD hat sich nicht gegen die Landwirtschaftspolitik gestellt, sondern war deren Vertreterin. Die LDPD hat nicht gegen die Zerschlagung des privaten Handwerks und die Enteignung mittelständischer Betriebe protestiert, lediglich einige Mitglieder verließen ohne Aufhebens die Partei. Die NDPD, die 1948 als Sammelbecken für Wehrmachtsoffiziere und NSDAP-Mitglieder gegründet worden war, war weder konservativ noch demokratisch, sondern eröffnete belasteten Personen Aufstiegsmöglichkeiten. Diese Partei schien in den achtziger Jahren besonders anachronistisch. Die CDU schließlich versuchte die SED-Kirchenpolitik umzusetzen, was ihr schwerfiel, weil sie als Gesprächspartner bei den Kirchen nicht geschätzt war. Lediglich einmal stimmten 14 CDU-Mitglieder in der Volkskammer gegen einen Gesetzentwurf, acht enthielten sich. Das geschah am 9. März 1972, als die Volkskammer das Gesetz über Schwangerschaftsunterbrechung annahm. Es ist davon auszugehen, dass selbst diese Gegenstimmen unter tatkräftiger Mithilfe der SED-Führung zustande kamen. Honecker meinte, es würde unglaubwürdig aussehen, wenn alle Christen dafür seien, und überredete CDU-Chef Götting, einige dagegen stimmen zu lassen.

Die Gründe für den Eintritt in eine Blockpartei waren so verschieden wie bei der SED. Die einen glaubten, sich so einem SED-Eintritt entziehen zu können, die anderen mögen geglaubt haben, die SED-Politik etwas korrigieren oder abmildern zu können. Diese Parteien hießen im Volksmund «Blockflöten», weil sie sich unter Führung der SED im «Demokratischen Block» vereint hatten. Sie wurden wenig geachtet. Von den SED-Mitgliedern nicht, weil man sie als zu feige ansah, sich «richtig» zur «Sache» zu bekennen. Von den meisten anderen nicht, weil sie als Opportunisten und verkappte Kommunisten galten. Ein Christ etwa, der Funktionär der Ost-CDU war, galt vielen nichtparteigebundenen Christen als verdächtig. Einfluss hatten diese Parteien nicht und in der Öffentlichkeit spielten sie praktisch keine Rolle. Wenn man die Mitglieder von SED- und Blockparteien zusammenzählt, kommt man auf etwa 2,8 Millionen, so dass mehr als jeder fünfte Erwachsene parteilich gebunden war.

Damit aber noch längst nicht genug. Von den 6 bis 16-jährigen waren über 90 Prozent Mitglieder der Pionierorganisation bzw. ab 14 Jahren der FDJ. In ihr waren über das 16. Lebensjahr hinaus nahezu alle Abiturienten und Studierenden organisiert, aber auch viele andere blieben noch weitere Jahre Mitglieder. Die FDJ war praktisch eine Zwangsorganisation. Nicht der Eintritt war zu begründen, sondern nur, warum man nicht eintreten wolle. Eine solche Verweigerung war zumeist mit verminderten Karrierechancen gekoppelt, Abitur oder ein Studium ohne FDJ-Mitgliedschaft waren nur in seltenen Ausnahmefällen möglich. Wie die FDJ war auch der FDGB eine Art Zwangsorganisation mit 1988 9,6 Millionen Mitgliedern. Er agierte als Transmissionsriemen der Partei. Attraktiv für die Menschen war vor allem der FDGB-Feriendienst, vergab er doch die meisten der nie ausreichenden Ferienplätze zwischen Kap Arkona und Fichtelberg.

Insgesamt gab es in der DDR knapp 100 Verbände und Organisationen, die alle unter Kuratel der SED standen. Statistisch war jeder erwachsene Einwohner der DDR in drei bis vier Verbänden (ohne DTSB und FDJ) organisiert, was zunächst wenig aussagt, zumal viele außer im FDGB und in der DSF nirgends Mitglied waren, so dass in der Realität Millionen in fünf, sechs oder sieben Organisationen waren. Eine solche umfassende Organisationserfassung der Bevölkerung hatte zum Ziel, die Gesellschaft stillzulegen, die Individualität im Kollektiv untergehen zu lassen und zu suggerieren, alle würden am selben Strang ziehen. Im Rückblick stellt sich die Kollaborationsquote weitaus höher dar, als sie vielen erschien. Die Masse der Bevölkerung hatte sich eingerichtet, machte mit, ob missmutig, widerwillig oder vollkommen überzeugt, und versuchte, nicht aufzufallen.

Wenn man auch vorsichtig sein muss in der Wertung der Organisationserfassung und -dichte, so gibt es doch Bereiche, die neben den hauptamtlichen Parteifunktionären, neben den hauptamtlichen Funktionären von FDJ, FDGB, DSF, DFD, Volkssolidarität, GST, Luftschutz und Zivilverteidigung usw., zusammen weit mehr als 100.000 Menschen, zu den Systemstützen zählten. Da wären zum Beispiel die rund 209.000 Abgeordneten (1989) zu nennen, die oft auch Funktionsträger von Parteien und Organisationen waren. In der Volkskammer saßen 500, in den Bezirks- und Kreistagen 32.000, in den Gemeindevertretungen 172.000 und in den Stadtbezirksversammlungen 4000 Männer und Frauen, die nichts weiter taten als dem zuzustimmen, was die SED bereits beschlossen hatte. Daneben gab es ein kaum überschaubares Geflecht von Einrichtungen, die auf ganz unterschiedliche Weise der SED-Politik dienten. In den ABI kontrollierten etwa 290.000 Männer und Frauen, ob auch alles seinen «sozialistischen Gang» gehe. An den Gerichten wirkten 61.000 ehrenamtliche Schöffen, in betrieblichen Konfliktkommissionen arbeiteten 255.000 und in den kommunalen Schiedskommissionen 56.000 Menschen freiwillig in «gesellschaftlichen Gerichten» im Namen der sozialistischen Gesetzlichkeit mit. Den inneren Frieden versuchten rund 150.000 freiwillige Helfer der Volkspolizei, etwa 3000 freiwillige Grenzhelfer und knapp 210.000 «Kämpfer» der betrieblichen «Kampfgruppen», eine paramilitärische Truppe mit Polizeiaufgaben im «Spannungsfall», mit zu sichern. Damit ist die Liste längst nicht vollständig. Aber sie zeigt doch, wie die SED-Führung es verstand, ein Millionenheer unter marxistisch-leninistischer Flagge so ins System einzubinden, dass dieses dauerhaft als stabil gelten musste. Wenn so viele Menschen offenbar bereitwillig mitmachten und sich funktional einbinden ließen, selbst außerhalb ihrer Betriebe, scheint gar kein Paradoxon zwischen Legitimität und Stabilität zu herrschen. Die fehlende demokratische Legitimierung der führenden Rolle der SED mittels freier Wahlen ist im Alltag durch das Millionenheer sich engagierender Menschen praktisch kompensiert worden – so jedenfalls sah es die SED-Führung. Offiziell ist das etwas anders formuliert worden: «Der Sozialismus ist eine Ordnung der Einmischer, der vielen kompetenten Leute, die wissen: ‹Um uns selber müssen wir uns selbst kümmern!›, und die danach handeln.»[22]

Die Pfeiler der Diktatur

Staatsrat, Ministerrat, Nationaler Verteidigungsrat, Rat des Bezirkes, Rat des Kreises, Rat der Stadt, Kombinate, LPG und viele weitere Institutionen sollten dafür sorgen, dass die SED-Beschlüsse umgesetzt und Erfolge zeitigen würden. Hier trafen sich politische Funktionäre und technokratische Eliten, was nicht selten zu Spannungen führte. Da die wichtigsten Kader als Mitglieder der SED-Parteidisziplin unterstanden, beugten sie sich entweder dem Parteibeschluss oder wurden abgelöst und versetzt. War schon die Doppelstruktur von Partei und Staat eine enorme Verschwendung gesamtgesellschaftlicher Ressourcen, so potenzierten die häufigen (innerparteilichen) Kompetenzstreitigkeiten zwischen verschiedenen Struktureinheiten auf Kreis- und Bezirksebene diese Verschwendung nicht nur noch, sie führten oft zur Bildung zusätzlicher Strukturen, bei denen selbst die Planwirtschaftler den Überblick verloren. Auch das beförderte die organisierte Verantwortungslosigkeit.

Innerhalb der Apparate spielte die SED ihre führende Rolle uneingeschränkt aus, wozu sie auch den ihren Befehlen unterstehenden Militär- und Sicherheitsapparat geschaffen hatte. Dazu gehörten 1989 das MfS mit 91.000 hauptamtlichen und 189.000 inoffiziellen Mitarbeitern, das MdI mit 127.000 Angestellten, darunter rund 67.000 Polizisten (einschl. Berufspolizisten der Bereitschaftspolizei), die NVA mit 92.400 Berufsoffizieren und Unteroffizieren auf Zeit sowie 75.600 Wehrpflichtigen, die Grenztruppen mit 47.000 Mann, wobei etwa die Hälfte Wehrpflichtige waren, sowie kleinere Einheiten wie die Transportpolizei mit 5600 Berufspolizisten und 800 Wehrpflichtigen oder die Zollverwaltung mit 8000 Beschäftigten. Hinzu kamen mehrere paramilitärische Organisationen. Insgesamt standen so fast eine halbe Million Menschen (ohne IM) ständig unter Waffen, wobei zu den ständigen Waffenträgern noch eine Reihe von Funktionären (Politbüro, ZK-Mitglieder, 1. und 2. SED-Bezirkssekretäre, 1. SED-Kreissekretäre, LPG-Vorsitzende, Kombinatsdirektoren u.v.a.) zählten. Hierbei sind die rund 500.000 sowjetischen Soldaten, die auf dem Territorium der DDR stationiert waren, nicht einmal berücksichtigt. Die gesamten Ausgaben für den Militär- und Sicherheitsapparat in der DDR – sowohl für die Stationierung der sowjetischen Truppen als auch für die «eigenen» militärischen, polizeilichen, geheimpolizeilichen und paramilitärischen Verbände – umfassten mindestens elf Prozent des DDR-Nationaleinkommens. Staat und Gesellschaft der DDR waren in einem Grade militarisiert, der in Friedenszeiten in Europa nach 1945 kein ähnliches Beispiel kannte.

Ein Mensch in Uniform – selbst ein Reichsbahner – trat dem Bürger aus nicht näher bekannten Gründen prinzipiell unfreundlich, abweisend und unhöflich gegenüber. Der Ton war stets belehrend, von oben herab, jeder sollte sich schuldig fühlen und jeder Uniformträger schien im Bürger einen potentiellen Unruheherd zu sehen. Daran hatten sich viele im Laufe der Jahrzehnte gewöhnt, gewöhnungsbedürftig im Alltag war dennoch stets aufs Neue die Borniertheit, die Ungebildetheit, die Starrheit der Uniformträger, für die nicht allein die Rekrutierungspraxis verantwortlich war, sondern das System selbst. Es hatte die Uniformträger, die es brauchte. Nur im Fernsehen traten sie stets als freundliche und umsichtige «Freunde und Helfer» in Erscheinung. Dem Abschnittsbevollmächtigten sind in zahlreichen Büchern Lorbeerkränze geflochten worden. Und kam eine Schulklasse zu Besuch ins NVA-Patenregiment, schlug ihnen dort meist Freundlichkeit entgegen. Aber sonst war der Alltag davon geprägt, dass der Bürger als Bittsteller dem Uniformträger gegenübertrat und sei es an der Fahrkartenausgabe. Der Abschnittsbevollmächtigte der Volkspolizei (ABV) stolzierte durch sein Revier wie ein kleiner Fürst, nie um Ermahnungen arm, aber zugleich stets gewahr, nicht gerade als Sympathieträger zu gelten. Viele hatten Angst und Beklemmungen vor Uniformträgern, und weil diese um ihr geringes Prestige wussten, traten sie nur umso energischer, unfreundlicher auf, was die Ablehnung nicht abmilderte. Sie spielten dabei eine Stellvertreterrolle, waren sie doch als Einzige offen und überall als Repräsentanten des Staates identifizierbar.

Weniger sichtbar für die meisten Menschen war das Wirken des MfS. Dieses hatte ähnlich wie Partei und Staat eine Struktur, die von der Zentrale über die Bezirksverwaltungen und den Kreisverwaltungen bis hin zu Objektdienststellen und Einrichtungen in Universitäten, der Polizei, der Armee, des Zolls und anderen Institutionen reichte. Die einzelnen Abteilungen nahmen Staat und Gesellschaft komplett ins Visier. Es gab praktisch nichts, wofür sich das MfS in den achtziger Jahren nicht zuständig fühlte. Schabowski hat im Sommer 1990 eine Anekdote erzählt, die am Beispiel von Mielke diesen «rationalen Wahn» veranschaulicht: «Mielke war der einzige, der regelmäßig im Casino von Wandlitz das Frühstück zu sich nahm. Wenn jemand von der Bedienung vorbeihuschte, rief er sofort ‹Wer ist da?›. Er mußte alles wissen, alles unter Kontrolle haben.»[23] Auch wenn zu berücksichtigen ist, dass viele SED-Funktionäre, einschließlich Honecker, nach 1990 bemüht waren, das MfS und deren Offiziere als alleiniges Übel hinzustellen und suggerierten, sie hätten von dessen Treiben nichts gewusst, was weder für das Politbüro noch für die Kreisebene stimmt, ist diese Anekdote für das MfS, seine Mitarbeiter und zumal für Mielke durchaus kennzeichnend. Mielke behauptete von sich selbst, «keiner weiß wirklich wie ich bin und wie ich war».[24] Was wir wissen, reicht allerdings aus. Bezogen auf Verräter meinte er: «Hinrichten ohne Urteil».[25] Er vergötterte die UdSSR –, weil sie so unangreifbar sei. Mit Blick auf Flüchtlinge und Ausreiseantragsteller sagte er, «wenn ich in der glücklichen Lage wie in der Sowjetunion wäre, dann würde ich einige erschießen lassen».[26] Ein Geheimpolizist müsse die «Notwendigkeit von Fanatismus» verinnerlicht haben.[27]

Das MfS agierte nicht als Staat im Staate, sondern spielte die ihr zugewiesene Rolle, nämlich «Schild und Schwert der Partei» zu sein. Regelmäßig gab es auf allen Ebenen mündliche Konsultationen zwischen SED und MfS. Die einzelnen Arbeitsmethoden der Geheimpolizei waren den SED-Funktionären nicht vertraut. Das mussten sie auch nicht, weil das MfS als «Schild» mögliche Angriffe abzuwehren und als «Schwert» Angreifer auszuschalten hatte. Und da nicht das MfS, sondern die marxistisch-leninistische Theorie ein vielschichtiges Feindbild erfunden hatte («Wer nicht für uns ist, ist gegen uns!»), entfaltete sich das Wirken der Geheimpolizei auf dem Grund der kommunistischen Staatspraxis und Theorienwelt.

Das galt auch für die «Hauptverwaltung Aufklärung»(HV A), den Geheimdienst innerhalb der ostdeutschen Geheimpolizei. Bis Ende 1986 leitete die HV A General Markus Wolf, ihm folgte General Werner Großmann. Entgegen vielen Legenden war die HV A weder ein «normaler» Geheimdienst noch agierte sie allein im Ausland. Zum einen hatte sie auch in der DDR Aufträge zu erfüllen, zum anderen sind eine Vielzahl der Auslandsinformationen gewonnen worden, um innerhalb der DDR geheimpolizeilich benutzt zu werden. Das betraf zum Beispiel den gesamten Fluchtkomplex, ebenso sind die Verbindungen der Kirchen und der Opposition ins Ausland vor allem mit Hilfe der HV A aufgeklärt und bekämpft worden. Als Pfarrer Rainer Eppelmann im September 1987 auf einer privaten Besuchsreise auch im Bonner Kanzleramt weilte, berichtete die HV A darüber. Auch über die aus der DDR Ausgebürgerten wie Jürgen Fuchs, Wolf Biermann oder Roland Jahn informierte sie.

Es gibt viele Dokumente, die belegen, dass das MfS in den achtziger Jahren härter und unnachgiebiger gegen Oppositionelle oder andere missliebige Personen durchgegriffen hätte, wäre ihm von der SED-Führung nicht aus außen- und deutschlandpolitischen Gründen größere Rücksichtsnahmen befohlen worden. Zugleich aber stieß das MfS gerade in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre mit seinen Berichten und Analysen bei den Parteifunktionären häufig auf taube Ohren. Die Staatssicherheit hat nicht nur davor gewarnt, die wachsende Opposition zu unterschätzen, sie hat auch immer wieder auf volkswirtschaftliche Mängel hingewiesen, auf gesellschaftliche Missstände und vieles andere mehr. Sie tat das nicht in kritischer Absicht, sondern um den SED-Sozialismus zu stärken. Zugleich war sie auch die einzige Institution, die das verhältnismäßig offen und realistisch machen konnte. Während von allen anderen Erfolgsmeldungen erwartet wurden, deren Ausbleiben selten anderen als den Berichterstattern zugeschrieben wurden und die dafür belangt werden konnten, zählte die ständige Suche und das Aufspüren von Feinden, Gegnern, Abweichlern und Wankelmütigen, denen die Misserfolge und Missstände zur Last gelegt werden konnten, zu den Aufgaben des MfS. Denn nicht das System war fehlerhaft, nicht die Ideologie, nicht einmal die Praxis, sondern immer nur ein Einzelner oder ein kleines Kollektiv waren verantwortlich dafür, dass die Widersprüche zwischen Theorie und Realität so offenkundig blieben.

Auch wenn das MfS kaum sichtbar war, war es omnipräsent. Kaum ein DDR-Mensch wusste Einzelheiten über die Staatssicherheit, aber fast jeder beteiligte sich an den Spekulationen über die Allgegenwart der Schlapphüte. Es gab kaum einen Bereich, in dem die Menschen nicht «die Stasi» wähnten. In jeder Seminargruppe an Hochschulen wurden zwei Spitzel vermutet, in jeder Armeeunterkunft, und war sie noch so klein belegt, glaubte man an einen Geheimen. Viele Menschen redeten an Telefonen nur belangloses Zeug, waren sich doch viele sicher, alle Telefonate würden abgehört. Dieses Bedrohungsgefühl gehörte zum Kalkül der Diktatur. Damit spielte das MfS selbst. Wollte man einem Menschen schaden, sein Ansehen oder seine Sozialbeziehungen zerstören, so brachte das MfS selbst in Umlauf, die entsprechende Person arbeite für die Staatssicherheit. Das gehörte zur Zersetzungsstrategie.

Mit «Zersetzung» werden subtile, anonyme und für die Betroffenen undurchschaubare MfS-Aktivitäten umschrieben. Der Schriftsteller Jürgen Fuchs, selbst jahrelang von Zersetzungsmaßnahmen in Ost und West betroffen, hat diesen «leisen» Terror als «psychosoziales Verbrechen» gekennzeichnet, als «einen Angriff auf die Seele des Menschen». Zersetzung schlug sich u.a. nieder in der Inszenierung beruflicher Misserfolge durch Bildungs- und Berufsverweigerung, dem Ausschluss aus Berufsverbänden oder Nichtzulassung zu diesen, der Verunsicherung und Disziplinierung durch ständige Aussprachen bei beruflichen Vorgesetzten, der Polizei und dem MfS, der Einschränkung der Bewegungsfreiheit, dem Entzug des Führerscheins, der Diskreditierung durch die Verbreitung von Gerüchten und falschen Informationen, konzentriert auf Ehebruch, pornographische Interessen, Alkoholmissbrauch, Verführung Minderjähriger, Geldgier, Vernachlässigung elterlicher Pflichten, Verrat von politischen Mitstreitern, Freunden und Verwandten in Verhören, Kontakten zu rechtsextremen Kreisen, der Zerstörung des Privatlebens durch demonstrative Tag- und Nachtbeobachtungen, ständige telefonische Anrufe, Annoncenkampagnen, heimliche Hauseinbrüche und das Verstellen von Gegenständen, Beschädigung privaten Eigentums, Vortäuschung außerehelicher Beziehungen und verdeckt organisierte Entfremdung der Kinder von den Eltern. Eine besondere Rolle spielten dabei die IM, von denen niemand wissen konnte, was die MfS-Offiziere selbst mit scheinbar nebensächlichen Informationen anfangen würden.

Das MfS ist nicht nach 1989 dämonisiert worden. Es hat sich bis 1989 selbst, und zwar bewusst, dämonisiert. Das Spiel mit der Angst, mit der Angst vor dem MfS, basierte auf dem blanken Terror in den fünfziger Jahren und auf der unsichtbaren, aber permanent gefühlten Omnipräsenz seit den sechziger Jahren. So wie die Menschen im Winter 1989/90 staunten, dass Polizisten freundlich sein und lachen, dass Amtsstuben uneigennützig behilflich sein können, so war das Erstaunen über das tatsächliche Wirken des MfS 1989/90 ebenfalls beträchtlich. Das galt auch für eine weitere Säule des SED-Herrschaftsapparates, die Justiz. Das Justizwesen zählte nach 1945 zu den ersten Institutionen, die von den Kommunisten vollkommen neu aufgebaut worden waren. Schon ab Mitte der fünfziger Jahre waren Richter und Staatsanwälte durchweg auf Parteilinie, für Ende der achtziger Jahre galt dies für die knapp 1500 Richter und 1200 Staatsanwälte ebenso, aber auch für die meisten Notare, Gerichtssekretäre, Justitiare in den Betrieben und für fast alle 590 Rechtsanwälte, die in der DDR in engen Grenzen praktizierten. Ende der fünfziger Jahre hatte SED-Chef Walter Ulbricht verkündet, dass die Juristen in der DDR begreifen müssten, dass der Staat und das von diesem erlassene Recht einzig dazu diene, die Politik der SED durchzusetzen. Auch wenn es im Zivilrecht durchaus moderne Gesetze und Rechtssprechungen gab, so diente die Justiz jahrzehntelang diesen von Ulbricht formulierten Ansprüchen. Eine unabhängige Justiz gab es nicht. Aber es gab stets Tausende politische Häftlinge, in der DDR-Geschichte insgesamt etwa 200.000 bis 250.000. Die SED wiederum stritt dies offiziell ab. Für sie war jeder politisch Andersdenkende potenziell ein Krimineller, jeder von einem Gericht Verurteilte – und sei es wegen politischer Opposition oder Fluchtabsichten – ein Verbrecher.

Ideologische Bindungskräfte und selbst gestellte Fallen

Nur mit Angst, Anpassung, Einschüchterung und Verfolgung allein konnte das System nicht vierzig Jahre existieren. Es muss auch eine Erklärung dafür geben, warum Millionen Menschen engagiert und viele überzeugt von «der Sache» versuchten, sich einzubringen. Hier existieren keine einfachen Antworten. Es gibt zum Beispiel Menschen, die selbst nach Demütigungen, nach Hafterlebnissen oder nach Ausgrenzungserfahrungen nicht von «der Sache» abließen, die Idee vom «demokratischen Sozialismus» in der DDR nicht aufgeben mochten und die Ideen von Marx, Engels, Luxemburg und/oder Lenin als richtig und lebenswert ansahen und annahmen, lediglich die Umsetzung dieser Ideen sei mangelhaft, unzureichend. Immer wieder hörte man den Spruch «Wo gehobelt wird, fallen Späne!» Damit sollte zum Ausdruck gebracht werden, dass Fehler und Opfer beim Aufbau einer solch großartigen Gesellschaft, für die es kein Vorbild gebe, fast zwangsläufig dazu gehörten. Allerdings haben diesen Spruch immer nur jene auf der Zunge gehabt, die den Hobel führten. Wie das Holz darüber dachte, war weder Gegenstand öffentlicher Debatten noch überhaupt im Blick der Handwerker.

Die Anziehungskraft des realen Sozialismus gründete nach 1945 auf drei Säulen. Es sollte nie wieder Krieg von deutschem Boden ausgehen. Der Faschismus/Nationalsozialismus dürfe sich nie wiederholen. Und endlich müssten alle Bevölkerungsgruppen gleiche Chancen erhalten, um sozial aufsteigen, um Führungspositionen ausfüllen und um sicher versorgt leben zu können. Die Kommunisten erklärten, ihr gesellschaftlicher Radikalumbau würde strukturell dafür sorgen, dass die DDR ein antifaschistischer Friedensstaat würde, in dem «jeder nach seinen Fähigkeiten und Möglichkeiten» arbeiten und leben könne. Es herrschte eine Aufbruchsstimmung. Berühmte deutsche Intellektuelle wie Brecht, Eisler, Dessau kehrten aus dem Exil zurück und gingen in den Osten, oftmals mit dem lautstarken Argument, nur hier würden «antifaschistische Strukturen» errichtet. Der Antifaschismus wurde zum dauerhaften Mythos der DDR.

In der DDR erfüllte der staatlich inszenierte und praktizierte Antifaschismus drei Funktionen: erstens diente er den Herrschenden als historische, politische und moralische Legitimierung des Systems; zweitens galt er vielen Menschen als ehrliches und aufrichtiges Lebensprinzip; und drittens benutzten die Machthaber ihr Antifaschismus-Verständnis als politisches und juristisches Instrument. In kommunistischer Sicht war der Nationalsozialismus ein direktes Herrschaftsprodukt von Kapitalismus und Imperialismus. Es ging nicht nur darum, personell zu entnazifizieren. In einem weitaus höheren Maße führten die Kommunisten eine strukturelle Entnazifizierung durch: Bodenreform, Verstaatlichung, Vergesellschaftung, Enteignung und Entflechtung waren die Schlüsselwörter. Da dies in der Bundesrepublik nicht in diesem Maße praktiziert worden war, so die SED-Propaganda, sei dort jederzeit eine neue faschistische Herrschaft möglich. Der auf sozioökonomische Ursachen abhebende Faschismus-Begriff der Kommunisten ermöglichte es den Herrschenden, den Antifaschismus für die gesellschaftliche Umgestaltung zu instrumentalisieren. Die kommunistische Führung erklärte sich zum «Sieger der Geschichte».[28] Zur Staatsdoktrin wurde der Antifaschismus bereits mit Gründung der DDR. Er war die zentrale Legitimationsinstanz des Systems und zugleich das zentrale Erziehungsziel. Ausgeblendet blieb, was nicht in die kommunistische Geschichtsideologie integrierbar war, das, was den gesetzmäßigen Ablauf der Geschichte zu stören schien. Millionen Schüler und Schülerinnen, Studierende und nicht zuletzt Lehrer und Lehrerinnen, Parteimitglieder und Funktionäre aller Organisationen und Ebenen sind darauf permanent und penetrant gedrillt und eingeschworen worden. Und was konnte schon daran verkehrt sein, antifaschistisch zu denken, zu leben? Wer konnte schon ahnen, dass eine halbe Wahrheit fast einer ganzen Lüge entspricht?

Für viele Menschen, insbesondere für Intellektuelle, stellte Antifaschismus auch ein Lebensprinzip dar. Viele glaubten, durch ihr Engagement in der DDR einer gerechten, «einer antifaschistischen Sache» zu dienen. Was auch immer an gesellschaftlichen Fehlentwicklungen der Einzelne gesehen und kritisiert, worunter er gelitten haben mag, er stand auf antifaschistischem Boden. Diese Selbstwahrnehmung war ein innenpolitischer Stabilitätsfaktor der DDR. Antifaschismus fungierte so als eine Art Ersatzpatriotismus, der eine Gemeinschaft schmieden sollte, in der sich alle als Opfer der Hitler-Diktatur und als Kämpfer gegen den Faschismus stilisieren könnten. Als Staatsbürger eines sozialistischen Staates galten die DDR-Bürger per se als Antifaschisten.

Noch heute ist die von der SED erfundene Legende, in der DDR wären ausnahmslos Antifaschisten in politisch und gesellschaftlich wichtigen Ämtern tätig gewesen, weit verbreitet. Historisch zwangsläufig lebten auch in der DDR viele ehemalige Parteigänger der Nazis. Diese mussten integriert werden. Dass es aber eine ganze Reihe von ihnen in höchste Ämter schaffte, blieb in der DDR ein Tabuthema, passte dies doch nicht in die Selbststilisierung als antifaschistischer Staat: Die ehemaligen Nazis hausten in der Bundesrepublik, in der DDR dagegen war die antifaschistische Elite versammelt und baute am Neuen. Hitler und seinesgleichen waren im offiziellen SED-Verständnis geradezu zu Westdeutschen mutiert.[29] Ehemalige Nationalsozialisten arbeiteten in der DDR als Verlagsleiter, Chefredakteure, Universitätsrektoren, Akademiepräsidenten, Staatsanwälte und Richter, Minister oder Parteifunktionäre. Heinrich Homann wurde 1960 stellvertretender Staatsratsvorsitzender. Ernst Großmann, NSDAP-Mitglied und Mitglied der SS-Wachmannschaft des KZ Sachsenhausen, schaffte es 1952 zum Kandidaten und 1954 zum Mitglied des ZK der SED.

In Tausenden politischen Strafprozessen in den 1950er Jahren hingegen spielte der Faschismusvorwurf eine zentrale Rolle. Hatte eine Verkäuferin in einem HO-Laden etwa ein paar Kilogramm Fleisch vergammeln lassen, konnte sie dafür mehrere Jahre Haft erhalten, nicht nur weil sie mit sozialistischem Eigentum unachtsam umgegangen war, sondern weil sie den imperialistischen und faschistischen Kräften genützt, wenn nicht sogar aktiv zugespielt habe. Opposition und Widerstand waren in der Projektion der Machthaber von vornherein gegen den Antifaschismus gerichtet. Es lag in der Logik dieses Verständnisses, dass die Herrschenden den Volksaufstand am 17. Juni 1953 als «faschistischen Putschversuch» charakterisierten. Und ebenso war es folgerichtig, die Mauer 1961 als «antifaschistischen Schutzwall» zu bezeichnen.

Wie die Antifaschismusideologie gehörte auch die Friedensrhetorik der SED zu jenen politischen Bestandteilen, die Bindungskräfte erzeugten. Weil die Kommunisten die strukturellen (kapitalistischen) Voraussetzungen für Angriffskriege beseitigt hätten, garantiere ein kommunistischer Staat Frieden. Und nur weil er noch immer von äußeren Feinden umzingelt und von inneren bedroht werde, müsse «der Frieden bewaffnet» sein. Wer gegen die sozialistische Armee, gegen den Waffendienst, gegen den Militärunterricht und vormilitärische Ausbildung an Schulen und Universitäten sei, erweise sich als Friedens- und Sozialismusgegner. Alles diene dem Frieden, wurde pausenlos verkündet, der Arbeitseinsatz am Wochenende ebenso wie der Wehrdienst, die Planübererfüllung wie gute Zensuren in der Schule. Die Friedensrhetorik machte weder vor Kindergärten noch vor Altersheimen halt. Es gab kein Entrinnen aus ihr. Pausenlos eingehämmerte Propaganda hinterlässt Spuren, tiefe Spuren, ob es der Einzelne wahrhaben möchte oder nicht.

Bedeuteten Antifaschismus und Frieden eher abstrakte Werte, die zugleich ein Bedrohungspotential beinhalteten und gerade Ende der siebziger Jahre, Anfang der achtziger Jahre, als Ost und West auf den atomaren Supergau zuzusteuern schienen, auch Integrationskraft entfalteten, war das Versprechen sozialen Wohlstandes und sozialer Aufstiege sehr konkret, aber enorm risikoreich. Hier zeigten sich im Vergleich zwischen den fünfziger/sechziger und den siebziger/achtziger Jahren die größten Diskrepanzen. Die Armut und der Mangel in den fünfziger Jahren konnten noch mit nachkriegsbedingten Erscheinungen gerechtfertigt werden. In den sechziger Jahren stellte sich in der DDR bescheidener Wohlstand ein. Moderne Technik hielt massenweise Einzug in die Haushalte. Der Vorteil der sechziger Jahre aber wandelte sich ab Mitte der siebziger Jahre, als die Entwicklungen stagnierten, in ihr Gegenteil. Denn die Menschen spürten nicht nur, dass die DDR auf der Stelle trat, sie sahen nicht nur täglich im Westfernsehen, dass ihre Lebensbedingungen im Vergleich zur Bundesrepublik Jahr um Jahr schlechter wurden, sie hatten zugleich in den sechziger Jahren lernen können, dass es auch im Sozialismus Modernisierungsschübe geben könne. In den achtziger Jahre dagegen erschien alles als altmodisch und überkommen. Ebenso verhielt es sich mit den sozialen Aufstiegsmöglichkeiten. In den fünfziger und noch in den frühen sechziger Jahren waren die Karriereschleusen weit geöffnet. Man durfte nur nicht politisch auffallen, musste in den üblichen Organisationen und möglichst auch in der Partei Mitglied sein. Hunderttausende machten so Karriere, darunter viele aus ehemals bildungsfernen Schichten. Ende der sechziger, Anfang der siebziger Jahre war dies vorbei. Die Herrschaft der Alten, die als Junge ihre Karriere begonnen hatten, hielt praktisch bis Ende der achtziger Jahre an. Die Mobilität war in den siebziger und achtziger Jahren extrem gering. Die Vorherrschaft der 1920 bis 1939 Geborenen auf Leitungsposten war in Industrie, Landwirtschaft, Hochschulwesen, Wissenschaft und Forschung und vielen anderen Bereichen zementiert und ließ viele Nachwuchskader resignieren. Was für «Frieden» und «Antifaschismus» nicht galt, traf auf die Versprechen sozialen Wohlstands und sozialen Aufstiegs ab den siebziger Jahren zu: sie büßten als Bindungskräfte an Raum ein, verwandelten sich in den achtziger Jahren ins Gegenteil und beförderten die Loslösung breiterer Bevölkerungsgruppen vom Sozialismus. Dabei sollte man sich nicht von demoskopischen Untersuchungen, die nach 1990 durchgeführt wurden, täuschen lassen. Dass nunmehr eine kostengünstige Wohnung oder ein sicherer Arbeitsplatz zu den Vorteilen der DDR gerechnet wurden, hatte mit den sozialen Verwerfungen nach 1990 zu tun. Vor 1989 gab es nur wenige in der DDR, die dies freiwillig als Vorzug des DDR-Sozialismus gepriesen hätten. Einerseits, weil es als selbstverständlich hingenommen wurde, andererseits, weil nicht wenigen die Zweischneidigkeit dieser Politik nur zu bewusst war.

 

Nun waren dies natürlich nicht alle Bindungskräfte. Regionale Verbundenheit, Familie, Freunde, privater Besitz gehörten ebenso dazu wie Trägheit, Faulheit, Müdigkeit, aber auch Lust aufs Verändern, Hoffnung auf Veränderungen. Hinzu kamen zwei weitere Umstände, die in ihrer Langzeitwirkung häufig unterschätzt werden. Die deutsche Teilung wurde von vielen als Sühnemaßnahme für die nationalsozialistischen Massenverbrechen wahrgenommen und verinnerlicht. Die ganze Welt schien sich damit abgefunden zu haben. Der Westen pries den DDR-Sozialismus auch noch ständig als «modern», als «Industriegesellschaft», als «entwicklungsfähig» und widersprach nicht einmal, als die SED-Führung ihre DDR zur «zehnt größten Industrienation» der Welt erhob.

Vor allem der KSZE-Prozess mit der Schlussakte von Helsinki vom 1. August 1975 ließ den Eisernen Vorhang löchriger werden. Die DDR, bis Ende der sechziger Jahre eine Art Paria der Weltgemeinschaft, erlangte internationale Anerkennung. Innerhalb weniger Monate wurde sie 1972/73 von über 100 Staaten offiziell anerkannt. Im September 1973 wurde die DDR – wie die Bundesrepublik – Mitglied der UNO. Die Ära Ulbricht war 1971 zu Ende gegangen, Honeckers Regentschaft begann durchaus verheißungsvoll. Nicht nur der Westen hatte die DDR nun als eigenständiges Völkerrechtssubjekt anerkannt, auch innenpolitisch schien sich eine Lockerung anzubahnen: Rockmusik war nicht mehr so verpönt, englische Texte wurden nun geduldet, lange Haare und kurze Röcke nahmen die alten Männer missmutig hin, selbst den Empfang westlicher Medien erklärte die SED-Führung mehr oder weniger zur Normalität; den Künstlern gestanden sie zu, die Welt subjektiv darzustellen. Das ostdeutsche Kultbuch aus jenen Jahren, «Die neuen Leiden des jungen W.» von Ulrich Plenzdorf (1972), kulminiert in einem Ausspruch, der das kulturelle Selbstbewusstsein der Rock-Generation grenzübergreifend auf den Punkt bringt: «Ich meine», sagt der Held Edgar, «Jeans sind eine Einstellung und keine Hosen.» Zu Jeans gehört «echte Musik, Leute» – und alles was sonst noch dazu gehört. Plenzdorf lässt seinen Helden noch ein Stück weitergehen. Nicht irgendwelche Jeans: «Echte Jeans dürfen zum Beispiel keinen Reißverschluss haben vorn. Es gibt ja überhaupt nur eine echte Sorte Jeans. Wer echter Jeansträger ist, weiß, welche ich meine. Was nicht heißt, dass jeder, der echte Jeans trägt, auch echter Jeansträger ist.»[30] Edgar redet der «501er» Levi’s das Wort, unverblümt und kompromisslos in einem Land, in dem es diese für die Landeswährung offiziell nicht gab.[31] Diese kurze kulturpolitische Lockerung ließ viele Menschen neuerlich hoffen, dass es mit dem Sozialismus unter SED-Führung irgendwann doch noch klappen könnte. Auch hier ist das Paradoxon zu beobachten, dass eine Hoffnung abstarb, aber nicht ohne neue Hoffnungen auf die nächste Hoffnung zu hinterlassen.

Bildeten Moskau mit seinen Hunderttausenden Soldaten und der ostdeutsche Polizeistaat den alltäglich sichtbaren Herrschaftsraum, so war die marxistisch-leninistische Theorie der unsichtbare Kitt, der das Gefüge zusammenhielt. Denn diese «wissenschaftliche Weltanschauung» hatte noch zwei weitere bislang nicht erwähnte Funktionen, die zumeist kaum beachtet werden. In der DDR gab es Zehntausende Menschen an Schulen, Universitäten, in Betrieben, in Parteiinstitutionen und Einrichtungen der Massenorganisationen, in Armee und Polizei, eigentlich fast überall außerhalb der Kirchen, die dafür bezahlt wurden, dass sie die marxistisch-leninistische Theorie lehrten, weitergaben und vor allem entsprechend den aktuell-politischen Entwicklungen auslegten. Das Land war mit einem politischen Schulungs- und Weiterbildungssystem überzogen, das viele Menschen kurz als «Rotlichtbestrahlung» verspöttelten. Entziehen konnten sie sich ihr kaum. Dieses vielschichtige Schulungssystem hatte nicht nur die Aufgabe, die Menschen von der einzigen wissenschaftlichen Weltanschauung zu überzeugen. Diese Politschulungen funktionierten zugleich als Überwachungsmaßnahmen. Die marxistisch-leninistischen Lehrer und Lehrerinnen, die Staatsbürgerkundelehrer, ML-Lehrer, Pol-Ök-Lehrer und schlicht AgitProp-Sekretäre hießen, nahmen die Rolle einer Ideologiepolizei wahr. Hier konnte genau registriert werden, wer sich weigerte, die vorgestanzten Formeln nachzubeten, wer an der SED-Politik Kritik übte, wer gegen den ML argumentierte. Und gerade in den Schulen erstreckte sich so die Kontrolle unweigerlich nicht nur auf die Schüler, sondern auch auf die Eltern. Es gehörte in Millionen Familien zum guten Ton, seinen Kindern mit auf den Weg zu geben, nach Verlassen der Wohnung anders zu sprechen als in ihr. Verlogenheit, Unehrlichkeit, Unaufrichtigkeit, gebeugte Rücken hatte der Ideologiestaat verlangt und massenhaft bekommen. Ihm ging es nicht um die innere Überzeugung, sondern um das äußerliche Mitmachen. Das verhieß Ruhe, auch für die Mitmenschen. Deshalb haben nicht selten die eigenen Kollegen, Mitschüler, Kommilitonen nicht nur zu Unrecht und Ungerechtigkeit geschwiegen, sondern auch noch den freieren Geist zur Räson gerufen, zum Schweigen ermahnt oder das, was eigentlich mutig war, verhöhnt, veralbert, verunglimpft.

Schließlich hatte der flächendeckende marxistisch-leninistische Unterricht mit seinen unübersichtlichen Ausschweifungen noch einen weiteren Grund. Mit dem Anspruch einzigartig und allein wissenschaftlich zu sein, konnte das humanistische Bildungsgut auf einen fürchterlich geschrumpften Torso zurechtgestutzt werden. Das Bildungssystem in der DDR erzeugte bewusst eine breite politische Unbildung und Unwissenheit. Nun könnten Kritiker einer solchen These zunächst entgegenhalten, es sei doch die klassische deutsche Literatur in der DDR ebenso gelehrt und gelesen worden wie die englische, die französische und russische. Auch wenn man hier schon erhebliche Eingrenzungen vornahm, dies stimmt im Prinzip. Würden die Kritiker ihr Argument auf die Literatur des 20. Jahrhunderts ausweiten, so müsste man ihnen schon entgegenhalten, hier wäre es einfacher, die behandelte Literatur zu markieren als die unerwünschte aufzulisten, denn die scheint kaum überschaubar. Doch darum geht es gar nicht. Hinter der These steht vielmehr der Versuch der SED, mittels einer als wissenschaftlich gepriesenen Theorie selbstständiges, kreatives, politisches Denken zu unterdrücken. Und dies ist ihr in einem Ausmaße gelungen, das noch heute vielfach zu besichtigen ist. Denn hinter der Wissenschaftlichkeitsfassade verbargen sich vielfache Verbote. Überzeugte Funktionäre wussten sich einig in ihrer Ansicht, dass man zum Begreifen der Welt nicht viel mehr benötige als die Lektüre der Klassiker (Marx, Engels, Lenin), die aktuellen programmatischen Aussagen der SED-Führer und schließlich die Tagesausgabe der SED-Zeitungen. Wolfgang Leonhard beschrieb nach 1990 einmal, wie er zu dem früheren Volksbildungsminister, Botschafter und stellvertretenden Außenminister Paul Wandel fuhr und diesen nach einem Blick in dessen Bibliothek fragte, ob er nicht auch andere als kommunistische Autoren lese, woraufhin dieser 1990 antwortete: «Ich habe Zugang zu einer Bibliothek beim Zentralkomitee und kann jedes Buch ungehindert erhalten; aber für solche Dinge habe ich einfach keine Zeit.»[32]

Nun lesen auch in freiheitlichen Gesellschaften die meisten Menschen weder diese noch andere philosophische oder politische Denker. Es geht nicht einmal darum, dass sie wenigstens die Möglichkeiten dazu hätten. In den Schulen und Universitäten wird über einzelne Theorien als Denkvarianten wenigstens berichtet. Im Kommunismus aber konnte fast jeder «erklären», warum sie alle irrten, bestenfalls zur Vorgeschichte des Marxismus-Leninismus zählten und im schlimmsten Falle widerliche Apologeten des Imperialismus und der Menschenausbeutung seien – ohne dass man je ein Werk oder wenigstens einen längeren Werkauszug selbst in die Hand bekam oder auch nur von der Existenz dieser Denker gehört hatte. Die Folgen waren für die Gesellschaft dramatisch. Wo kein freies Denken erlaubt ist, kann auch keine freie Rede erblühen.

Die auf wenige Schriften und Denker zugeschnittenen Schulungen und Unterrichtseinheiten haben nicht nur politisches und philosophisches Denken verkümmern lassen, sie haben – ein weiteres Paradoxon – die eigenen Klassiker selbst einen zweiten Tod sterben lassen. Wer zum Dogma erklärt wird, kann sich nicht dagegen wehren, selbst für das Dogma gehalten zu werden. Marx und Engels waren in aller Munde, aber gelesen im Sinne intellektueller Auseinandersetzung haben sie nur ganz wenige, am wenigsten die Funktionäre und Politlehrer. Nichts hat marxistisches Denken mehr getötet als die kommunistischen Staatslehrer und Propagandisten. Freiheitlich gesinnten Menschen könnte dies sogar fast Recht sein, Intellektuellen aller Richtungen dürfte es aber bitter aufstoßen.

Nun gab es in der DDR einen Volkssport, den viele «zwischen-den-Zeilen-lesen» nannten. Darin war fast jeder geübt. Stand in der Zeitung zum Beispiel als Erfolgsmeldung aufgemacht, im nächsten Jahr würde die Versorgung mit Slips garantiert, konnte fast jeder diese Aussage deuten: in diesem Jahr gehörten Slips also zu den Mangelwaren. Nun hatte das zwar ohnehin fast jeder mitbekommen, aber die Meldung zeigte an, das die individuelle Erfahrung gar nicht so individuell war und offenbar nicht nur bei einem selbst zur Missstimmung geführt hatte. Im Kern ging es darum, um es modernistisch auszudrücken, eine Meldung oder eine Rede zu dekonstruieren, manchmal freilich schlicht in ihr Gegenteil zu kehren. Das war anstrengender als es sich anhört. Es führte oft genug zu dem Umstand, dass viele Menschen den SED-Funktionären nicht einmal dann Glauben schenkten, wenn sie die Wahrheit sagten. «Wer einmal lügt …»

Vor allem an Philosophie, Geschichte, Literatur, Kunst und Kultur, Politik im Sinne des Wortes Interessierte waren Meister im «Zwischen-den-Zeilen-Lesen». Sie weiteten dies auf alle intellektuellen Lebenslagen aus. So sind etwa in der DDR unzählige schlimme Machwerke erschienen, nicht nur von DDR-Autoren, sondern auch von Ideologen aus der Bundesrepublik, Frankreich, Italien, aber natürlich auch aus Polen, der ČSSR oder der Sowjetunion, in denen wortreich das schriftliche Teufelszeug von «spätkapitalistischen», «imperialistischen» Apologeten, «revisionistischen Abweichlern», Linksradikalen, Rechtsradikalen, konservativen «Kriegsanbetern», «grün-alternativen Utopisten» oder schlicht «bürgerlichen Soziologen, Philosophen, Historikern, Juristen, Wirtschaftswissenschaftlern, Psychologen» verunglimpft wurde. Fachzeitschriften waren damit ebenso randvoll wie es eigene Schriftenreihen, Lexika und ungezählte Monographien und Graduierungsschriften dazu gab. Und die wurden von den Meistern im «Zwischen-den-Zeilen-Lesen» begierig gelesen. Kamen doch die Autoren dieser Machwerke nicht umhin, die von ihnen verteufelten Werke zu nennen und meist ausführlich zu zitieren. Die Zitate waren Goldgruben, die bibliographischen Fußnoten fanden Aufnahme in die Sammler- und Jägerecke gesuchter Bücher und die Kommentare und Interpretationen der Ideologen wurden mangels anderer Hilfsmittel und Originale nicht selten einfach ins Gegenteil gedreht. Aber wie gesagt, diesen Sport betrieb nur eine exklusive Minderheit, weil nur sie, entweder als Student, als Wissenschaftler, als freier Autor, oder aber als Friedhofsgärtner, als Pförtner, als Essensausträger, genug Zeit und Muße und vor allem genügend Interesse für solche intellektuellen Albernheiten fand.

Die Folgen dieser gesamten «wissenschaftlichen Weltanschauung» und ihrer omnipräsenten Vermittlung zeigen sich heute nur noch in ganz subtilen Formen. Etwa wenn die Gesellschaft nach «Überbau» und «Basis» geteilt wird. Oder wenn «Produktionsverhältnisse», «Produktivkräfte» und «Produktionsmittel» ziemlich klar und unmissverständlich verortet und eingeordnet werden. Und nicht zuletzt, wenn «soziale Gerechtigkeit» mit «sozialer Gleichheit» gleichgesetzt oder «verwechselt» wird und zugleich «Freiheit», «Demokratie» und «Menschenrechte» als untergeordnete Werte oder gleich völlig diskriminiert werden.

Nun ist ergänzend noch eines hinzuzufügen: Gerade in den achtziger Jahren sind einige Bücher jener Autoren in der DDR erschienen, die sonst nur im «Zwischen-den-Zeilen-Lesen» wahrzunehmen oder mit viel Glück in Antiquariaten oder mit viel Geschick in der Bibliothek zu erhalten waren: Mehrere Anthologien mit Texten Sigmund Freuds gehörten ebenso dazu wie ein Bändchen mit Aufsätzen von Max Weber. Diese vorsichtige Öffnung, die nicht wehtat und nur von Insidern wahrgenommen wurde, passte vielen nicht. Paul Wandels exemplarische Haltung steht Pate für nicht wenige Funktionäre und Kaderwissenschaftler.

Hier finden sich viele Antworten auf die Frage, warum viele Menschen 1989/90 so genau wussten, was sie nicht mehr wollten, aber immer so merkwürdig unbestimmt, sozialromantisch verklärt, letztlich so DDR-geprägt antworteten, wenn sie positiv bestimmen sollten, was sie stattdessen wollen. Die meisten wussten es nicht wirklich, woher auch?

Geschichte als Herrschaftslegitimation

In den meisten kommunistischen Staaten kursierte ein Witz, der den Erfahrungen der Menschen entsprungen war: «Frage: Was ist am schwersten am Kommunismus vorherzusehen? Antwort: Seine Vergangenheit!» Was «gestern» als historisch unumstößliche Wahrheit galt, konnte «heute» als Verleumdung hingestellt werden. Solche Witze zeugen davon, dass in der Gesellschaft ein Bewusstsein darüber existierte, was gerade als «wissenschaftlich abgesicherte historische Wahrheit» firmierte und dass von dieser «Wahrheit» wahrscheinlich nicht einmal das Gegenteil zutreffend sei. Zugleich versinnbildlichen sie, dass die vieldiskutierten «weißen Flecken» in der Geschichte, also das Verlogene, Verschwiegene, Unerforschte, Unaussprechliche im Grundsatz dennoch bekannt war: «In einem Zug werden Häftlinge nach Sibirien in ein Arbeitslager verbracht. Nach einer Woche fragt einer den neben ihm Sitzenden: ‹Warum bist du hier?› ‹Ich war gegen Alexjewitsch als er noch mächtig war.› Eine Woche später fragt dieser zurück: ‹Und Du, warum bist hier?› ‹Ich war für Alexjewitsch als er schon ohnmächtig war.› Noch eine Woche später fragen sie beide einen ihnen gegenüber sitzenden Mann: ‹Und Du, warum bist hier?› ‹Ich bin Alexjewitsch.›»

Mangels demokratischer Legitimation hatten sich die Kommunisten ein Weltbild zurecht gelegt, das nicht nur «wissenschaftlich» begründet sein sollte, sondern auch «historisch folgerichtig», «historischen Gesetzen» folgend, und in dem der Sozialismus/Kommunismus als Endpunkt der Geschichte firmierte. Die kommunistische Herrschaft benötigte in dieser Weltsicht keiner demokratischen Legitimation durch freie Wahlen, da sie sich aus der historischen Entwicklung selbst ergab. Diese teleologische Weltsicht ist zur Staatsdoktrin erhoben worden, was zur Folge hatte, dass Geschichte, Geschichtswissenschaft, Geschichtsunterricht und Geschichtspropaganda in der DDR einen exklusiven, staatstragenden Platz zugewiesen bekamen. Nicht wenige hohe Parteifunktionäre sahen sich auch als Historiker. Ulbricht hatte über sich gesagt: «Die Geschichtswissenschaft ist schon lange sozusagen mein dritter Beruf».[33] Auch wenn Honecker später nicht so offen als «Historiker» in Erscheinung trat wie sein Vorgänger, Geschichtswissenschaft und Geschichtspropaganda haben in seiner Ära eher noch an Bedeutung gewonnen.

Die vielleicht sarkastischste Auseinandersetzung mit dieser Geschichtsideologie veröffentlichte Franz Fühmann 1981/82 mit seinem Buch «Saiäns-Fiktschen». In offenkundiger Anlehnung an George Orwell seziert Fühmann in der «Wahrhaft Befreiten Gesellschaft» die «Wahrhaft Wahre Geschichtsbetrachtung». In der fiktiven Welt werden die Suche nach der Wahrheit und das Erkennen der Realität polizeistaatlich unterdrückt. «Wahrheit» und «Erkenntnisse» waren zu heiligen Formeln einer unantastbaren Ideologiewelt geworden. Wissenschaft wurde zur Karikatur ihrer selbst. Perfekte Organisation, ein minutiös geplanter Ablauf, eine überbordende und nicht einmal mehr für Eingeweihte verständliche «Wissenschaftssprache» – aber keine Inhalte, nirgends. Wissenschaft war hier nicht mehr Suche nach Lösungen für Probleme, sondern nur noch Rechtfertigungsideologie. Mehrere aberwitzige «gesellschaftswissenschaftliche Beweisführungen» zeigen, dass Wissenschaft in der «Wahrhaft Befreiten Gesellschaft» nicht existieren könne. Geschichtswissenschaft ist zur Magd der Macht degradiert. Fast folgerichtig endet das Buch illusionslos, utopiefrei und in der vollständigen Resignation des literarischen Protagonisten, dessen Hoffnungslosigkeit und offenkundiger Zusammenbruch nur den Kollaps der «Wahrhaft Befreiten Gesellschaft» vorwegzunehmen scheinen.

Die DDR-Geschichtswissenschaft repräsentierte einen Wissenschaftstypus, der eigens von der SED zum Zwecke der Legitimierung ihrer Herrschaft geschaffen worden war. Sie hatte politische Ansprüche zu erfüllen und ergebnisorientierte externe Vorgaben umzusetzen. Ihr fehlte es an wissenschaftsinterner Autonomie. Wissenschaftliche Rationalitätskriterien sind ebenso außer Kraft gesetzt worden, wie es ihr an methodischem, interpretatorischem und theoretischem Pluralismus mangelte. Die Deutungskompetenz lag bei außer- und vorwissenschaftlichen Instanzen und Institutionen. Früh, 1955, hatte Walter Ulbricht die Funktion von Geschichtswissenschaft bestimmt, als er den Historikern ernsthaft vorhielt: «Unsere Geschichtsforscher befassen sich zu sehr mit Fragen der Vergangenheit.»[34]

Obwohl sich die historischen Konzeptionen der SED-Führung mehrmals veränderten, blieb es stets die Aufgabe der Historiker, die DDR als gesetzmäßigen «Schluss- und Höhepunkt» der deutschen Geschichte darzustellen. Diesem einfältigen Schema lag ein naiver Glaube zugrunde, der mit simplen Kategorien wie «Fortschritt» und «Reaktion» operierte, ohne dass dabei die Krisensymptome der Moderne hätten diskutiert werden können. Negative Folgen der Moderne stellten für die Marxisten-Leninisten lediglich Entwicklungen dar, die dem Kapitalismus zuzuschreiben seien und vom Sozialismus/Kommunismus überwunden werden würden. Der VIII. Parteitag der SED, der vom 15. bis 19. Juni 1971 stattfand, ist in der DDR als zäsurbildendes Ereignis angesehen worden. Es begann die «Ära Honecker». Der Parteitag bedeutete deutschlandpolitisch eine Zäsur, weil sich die SED-Führung offiziell von der einheitlichen deutschen Nation verabschiedete. Fortan war in der DDR «bei der Einschätzung der nationalen Frage von ihrem Klasseninhalt» auszugehen. Honecker führte aus: «Im Gegensatz zur BRD, wo die bürgerliche Nation fortbesteht und wo die nationale Frage durch den unversöhnlichen Klassenwiderspruch zwischen Bourgeoisie und den werktätigen Massen bestimmt wird, (…) entwickelt sich bei uns die sozialistische Nation».[35]

Der Saarländer Honecker erteilte damit Konzeptionen eine Abfuhr, die rhetorisch an einer einheitlichen Nation festhielten. Honeckers «Bi-Nationen-Konzept» wurde maßgeblich hervorgerufen durch die These der Bonner sozialliberalen Koalition von den «Zwei Staaten – Eine Nation». Die neue Ost- und Deutschlandpolitik der bundesdeutschen Regierung seit 1969/70 drängte die SED in die Defensive und verstärkte ihre Abgrenzungsbestrebungen. Die These von den zwei deutschen Nationen hatte in der DDR bis 1989 Bestand. Sowohl neuere Analysen als auch Erhebungen aus der DDR zeigen, dass zu keinem Zeitpunkt eine Mehrheit der DDR-Bevölkerung der offiziellen SED-Nationentheorie anhing. SED-Funktionäre und -Gesellschaftswissenschaftler bemühten sich zwanzig Jahre, die Zwei-Nationen-Theorie zu beweisen. Die deutsche Geschichte verkam in dieser Perspektive zur bloßen «Vorgeschichte» der DDR. Diese Vorgeschichte bündele sich in ihren «positiven Bezügen» zur DDR. Um diese «positiven Bezüge» deutlich machen zu können, bedurfte es der Unterscheidung zwischen «Erbe» und «Tradition». Unter Erbe verstand man die gesamte deutsche Geschichte, die als Ergebnis die DDR hervorgebracht hatte. «Demgegenüber gehören zur historischen Tradition oder zum Traditionsbild der DDR nur diejenigen historischen Entwicklungslinien, Erscheinungen und Tatsachen, auf denen die DDR beruht, deren Verkörperung sie darstellt, die sie bewahrt und fortführt. Tradition und Traditionsbild umfassen also nur einen Teil der Geschichte, nur einen Teil des gesamten Erbes». Damit war ein Konstrukt geschaffen worden, das politischen Richtungsänderungen jederzeit angepasst werden konnte und zugleich «die gesicherten Klassenpositionen des marxistischen Geschichtsbildes zur Voraussetzung» hatte.[36] 1987 sind sogar Pläne entwickelt worden, ein «DDR-Nationalarchiv» zu gründen und so selbst die gewachsene Archivüberlieferung den Ansprüchen der Machthabenden anzupassen. Alles unterlag dem Ansinnen, ein «DDR-Nationalbewusstsein» zu stiften. Es erschienen berüchtigte Thesen zur 750-Jahr-Feier Berlins, zum 70. Jahrestag der KPD-Gründung und eine Vielzahl von historischen Darstellungen anlässlich dieser und anderer Jubiläen bis hin zu einer Monographie über die «sozialistische deutsche Nation». Im Juni 1989 wies der Autor dieses Buches, Joachim Hofmann, Professor an der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, in einem vertraulichen Papier die SED-Führung darauf hin, dass die Konsolidierung der «DDR-Nation» erst dann als «relativ abgeschlossen gelten» könne, wenn das nationale Selbstverständnis «im Alltagsbewusstsein der Bürger der DDR fest verankert und verinnerlicht ist». Dazu gehöre, dass die Bürger sich mit dem sozialistischen deutschen Staat identifizierten. «Die Profilierung des nationalen Selbstverständnisses der Bürger der DDR erfordert unbedingt die Propagierung und praktische Realisierung der Werte und Errungenschaften der sozialistischen Gesellschaft. Deren Verinnerlichung ist eine zentrale Frage der Bewusstseinsentwicklung.» Als wirksamer Hebel für ein «massenwirksames Geschichtsbild» habe sich das Erbe- und Traditionskonzept erwiesen. «Nach wie vor erforderlich ist die konsequente Auseinandersetzung mit ‹gesamtdeutschen› Doktrinen und Illusionen.»[37] Hier schwang schon mit, dass die gewünschten Ergebnisse der ideologischen Indoktrination offenbar «noch nicht ganz» erzielt werden konnten. Der Flop mit der «DDR-Nation» zeigte sich 1989/90 empirisch unumstößlich. Dennoch: folgenlos blieb diese Geschichtspropaganda nicht. Auch wenn die Werke von DDR-Historikern trotz ihrer hohen Auflagen nur in wenigen Ausnahmefällen überhaupt von historisch Interessierten zur Kenntnis genommen wurden – jahrzehntelang sind Millionen Menschen mit solcher Art Geschichtspropaganda in Schulen, an Hochschulen, in der Berufsausbildung, im Parteilehrjahr, im Radio, Fernsehen und in Tageszeitungen pausenlos konfrontiert worden.

Die DDR international

Die DDR verfügte wie jeder andere Staat über ein Außenministerium, das «Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten». Aber auch die Außenpolitik wurde im ZK-Apparat bestimmt und gesteuert. Der wichtigste Außenpolitiker in den siebziger und achtziger Jahre war SED-Chef Erich Honecker. Alle anderen – ob Außenminister, Botschafter oder ZK-Sekretäre – agierten als seine Unterhändler. Das ist unstrittig. Weniger unumstritten ist allerdings die Frage, ob die DDR eine selbstbestimmte Außenpolitik betrieb bzw. betreiben konnte. Die meisten Historiker sehen in der ostdeutschen Außenpolitik gegenüber afrikanischen, asiatischen sowie mittel- und südamerikanischen Staaten, die sich zumeist auf Linksdiktaturen oder quasi-sozialistische Regime beschränkte, lediglich einen verlängerten Arm Moskaus. Die SED verstand ihr entsprechendes Engagement als Unterstützung für «antiimperialistische Bewegungen». In allen Parteien und Massenorganisationen zahlten die Mitglieder nicht nur Mitgliedsbeiträge, sondern auch regelmäßig «Solidaritätsbeiträge». Was die SED mit diesen Millionen anfing, blieb geheim. In Nicaragua ist das Krankenhaus «Karl Marx» erbaut worden, viele junge Menschen aus Vietnam, Angola oder Moçambique erlernten in der DDR einen Beruf oder studierten hier. Aber dabei blieb es nicht. Das MfS leistete auch Solidaritätshilfe und bildete zum Beispiel äthiopische Geheimpolizisten aus, die dann noch perfekter folterten und mordeten. Auch so mancher NVA-Offizier bewegte sich außerhalb Europas, um «der Sache» zu dienen. Solche Vorgänge blieben streng geheim und sind zum Teil bis heute nicht aufgeklärt. Die Außenpolitik der DDR war vielschichtig und erschöpfte sich längst nicht in Diplomatie. Die wichtigsten offiziellen DDR-Botschafter trugen Trainingsanzüge. Inoffiziell waren wiederum «Diplomaten» in geheimer Mission bedeutungsvoll, die Wirtschaftsspionage betrieben, die die westlichen Embargo-Listen unterwanderten, die Tarnfirmen im Westen unterhielten, die wie auch immer Westgeld organisierten. Dafür hauptverantwortlich war der «Bereich Kommerzielle Koordinierung» (KoKo), eine streng geheime Einrichtung, die in den achtziger Jahren direkt dem Politbüro unterstand, nicht einmal dort allen in ihrer wahren Bedeutung und Größe bekannt war und die maßgeblich vom MfS abgesichert wurde. Die Sportler und die KoKo-Truppe von MfS-Oberst, ZK-Mitglied und Staatssekretär Alexander Schalck-Golodkowski waren wahrscheinlich die erfolgreichsten «DDR-Diplomaten», auch wenn beide nicht gerade klassische außenpolitische Felder vertraten.

Die DDR im Ostblock

Der Warschauer Pakt war das 1955 gebildete Militärbündnis unter Moskauer Führung. Die DDR spielte mit ihrer Grenze zu West-Berlin und zur Bundesrepublik eine besondere strategische Rolle in seinen Planspielen. Die NVA war dabei nicht mehr als Manövriermasse und wäre im Ernstfall dem Oberkommandierenden der Sowjetischen Besatzungstruppe unterstellt worden. Allein ihre geringe militärische Schlagkraft degradierte sie zu einer Militäreinheit, bei der die Chefplaner in Moskau im Angriffs- wie Verteidigungsfall besonders hohe Verluste in der ersten Kriegsphase einkalkulierten. Seit den siebziger Jahren wussten die NATO-Strategen durch Informationen des aus Überzeugung für die CIA tätigen polnischen Oberst Ryszard Kukliński, dass das östliche Militärbündnis Angriffsplanungen betrieb. Schon seit den sechziger Jahren ist die Einnahme westlicher Länder geübt worden. Die von West-Berlin planten die Stäbe der Armeen und Geheimdienste besonders sorgfältig. Es gab detaillierte Verhaftungspläne für etwa 5000 Westberliner, und für die 604 wichtigsten Planstellen in West-Berlin nach der kommunistischen Eroberung stand die personelle Besetzung bereits fest. Auch logistisch ist die Übernahme feindlicher Gebiete vorbereitet worden. Dazu zählten etwa die Herstellung von «Militärgeld», die Prägung von Tapferkeitsorden und der heimliche Erlass eines entsprechenden Befehls über dessen Verleihung im Ernstfall (1985), die Vorbereitung von Flugblättern mit Verhaltensmaßregeln für die Bevölkerung im Feindesland und von Rundfunkansprachen und Reden an die kämpfenden Einheiten (1986) und vieles mehr. «Bis 1986 waren etwa 40 Prozent des DDR-Territoriums militärisches Sperrgebiet, später etwa 25 Prozent.»[38]

Die DDR war seit 1950 auch Mitglied im «Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe» (RGW), dem 1949 gegründeten östlichen Wirtschaftsbündnis. Der RGW koordinierte die Wirtschaftsbeziehungen im Ostblock und hatte zum Ziel, die Lebensbedingungen der Menschen auf hohem Niveau anzugleichen. Den wichtigsten Hebel dafür sahen die Parteitechnokraten darin, die einzelnen Industriezweige in den Volkswirtschaften so zu spezialisieren, dass sie den Bedarf der «befreundeten Staaten» mit abdecken konnten. Wohin man auch im Ostblock kam, fast überall fuhren ungarische Ikarus-Busse. Die Fischtrawler baute vorzugsweise die DDR. Auch die ewig gleichen Autotypen im Osten waren Teil der RGW-Strategie. Zwischen den einzelnen Staaten gab es zudem bilaterale Verträge. Formal auf Ware-Geld-Beziehungen gegründet, blieb Geld eher eine virtuelle Größe, und tatsächlich gründete sich der Außenhandel im hohen Maße auf Ware-Ware-Tauschbeziehungen. Die Außenhandelsbilanzen zwischen den Staaten blieben annähernd ausgeglichen. So lange der Ostblock existierte, hatte das RGW-System durchaus Vorteile. In Zeiten von Spannungen oder nach dem Zerfall des Blocks schlug sich das System jedoch in einer ausgeprägten Strukturschwäche nieder, an denen einzelne Länder zum Teil noch heute leiden.

Die DDR ist viele Jahre von der Sowjetunion mit milliardenschweren Subventionspaketen gestützt worden. Hier kam die Sonderrolle des Kunstprodukts «DDR» zum Vorschein, das von Anfang an auf Transferleistungen angewiesen war. Die anderen Staaten mussten gegenüber der DDR immer mit kleineren Paketen auskommen. Deren Wirtschaft war zwar weitaus schlechter gestellt, die kommunistische Herrschaft blieb ebenso ohne Legitimation und war zudem außer in der ČSSR mehr oder weniger oktroyiert worden, so dass die Menschen die kommunistische Herrschaft als Fremdherrschaft wahrnahmen. Aber anders als die DDR benötigten Polen, Ungarn oder Bulgarien keine Legitimation als Nationalstaaten.

Die Subventionspolitik war Bestandteil der RGW-Strategie. So wie das Planwirtschaftssystem auf Autarkiebestrebungen beruhte, versuchten die RGW-Staaten sich vom Weltmarkt unabhängig zu machen und der Globalisierung eine autarke Wirtschaftsgemeinschaft entgegenzustellen. Das hat nie funktioniert. Das berühmteste Beispiel dafür ist die Erdölpolitik. Die RGW-Staaten ließen ihren Handel auf Preisen basieren, die den Weltmarktpreisen einige Jahre hinterherhinkten. Man glaubte, so konjunkturellen Schwankungen entgehen zu können. Das hatte Mitte der siebziger Jahre den Vorteil, dass der Erdölpreisschock, der den Westen tief erschütterte, den Osten erst mit erheblicher Verspätung erreichte. Die DDR nutzte diese Krise, indem sie aus der UdSSR billig importiertes Erdöl veredelte und zu weltmarktüblichen Preisen weiterverkaufte und so kräftige Devisengewinne einstrich. Freundschaftlich war das dem großen Bruder gegenüber nicht gerade. Anfang der achtziger Jahre drosselte die Sowjetunion die Erdölexporte in die kleineren Bruderstaaten teilweise erheblich, so dass diese gezwungen waren, Erdöl zu Weltmarktpreisen nachzukaufen, was zum raschen Anstieg der Schulden gegenüber westlichen Gläubigern führte und den Lebensstandard in allen Ostblockstaaten einschließlich der DDR spürbar absinken ließ.

Die DDR galt innerhalb des Ostblocks als Musterschüler. Die meisten Menschen in den Ostblockstaaten schauten auf den gelehrigsten Schüler Moskaus eher skeptisch, spöttisch oder verächtlich, zumal sie die DDR als Teil der gesamten deutschen Geschichte wahrnahmen und die nationalsozialistische Okkupations-, Kriegs- und Vernichtungspolitik nicht vergessen hatten. Die Lebensbedingungen, die Infrastruktur, die Wirtschaft galten in der DDR im Vergleich zu den anderen Ostblockstaaten als vorbildlich, die innere Stabilität des Systems als garantiert. Davon konnten die anderen Regime nur träumen. Die ČSSR ähnelte in vielen Punkten der DDR, hatte aber seit 1968 mit den innenpolitischen Folgen der Niederschlagung des «Prager Frühlings» zu kämpfen. Hinzu kamen Spannungen zwischen Tschechen und Slowaken. Bulgarien hatte weder eine leistungsstarke Industrie noch eine strukturstarke Agrarwirtschaft zu bieten. Die Lebensbedingungen der meisten Menschen waren schlecht, das Land von Korruption geprägt. Durch eine verschärfte Bulgarisierungspolitik ist die türkische Minderheit drangsaliert und gedemütigt worden, so dass es in den achtziger Jahren mehrfach zu begrenzten Aufständen kam. Das Land orientierte sich traditionell an Russland und hatte deshalb die geringsten Probleme mit der Vorherrschaft Moskaus. Viele DDR-Menschen lernten es wegen seiner touristischen Anziehungspunkte am Schwarzen Meer und in den Hochgebirgen (Rila, Pirin) kennen und schätzen. Auch in die anderen Länder des Ostblocks fuhren sie gern und häufig, schon allein wegen fehlender anderer Möglichkeiten. Ungarn war dabei der «westlichste» aller Ostblockstaaten, weil es hier in den achtziger Jahren praktisch alles zu kaufen gab, was aus der Westwerbung bekannt war. Die meisten Ungarn konnten sich das allerdings ebenso wenig leisten wie die DDR-Touristen. Ungarn blieb industriell strukturschwach, hatte sich aber seit den siebziger Jahren vorsichtig innenpolitisch geöffnet, so dass die meisten typischen Diktaturmerkmale hier zuerst verschwanden. Ungarn galt als «fröhlichste Baracke im Ostblock». Die düsterste neben der Sowjetunion selbst war Rumänien. Das Land war wie die anderen Ostblockstaaten seit Ende der vierziger Jahre einer rigorosen kommunistischen Umwälzung unterworfen, so dass es 1944 nahtlos von der faschistischen Diktatur zur kommunistischen Diktatur überging. Seit 1965 hielt Nicolae Ceauşescu die Macht in seinen Händen. Weil er 1968 seine Truppen nicht an der Invasion in der ČSSR teilnehmen ließ und weil er gegenüber der UdSSR auf Souveränität und Unabhängigkeit pochte, galt er lange Zeit im Westen als Reformkommunist. Die Bundesrepublik verlieh ihm 1971 ihren höchsten Orden. Dabei war Ceauşescu alles andere als ein Reformer. Er überzog das Land wegen einiger Erdölvorkommen mit einer Industrialisierung, die es in bittere Armut führte. Die Agrarwirtschaft zerschlug er und was übrig blieb, verkaufte er in den Westen, seine Bevölkerung bekam er in den siebziger und achtziger Jahren nicht satt. Die Infrastruktur blieb vormodern. Strom gab es meist nur stundenweise, Lohnzahlungen blieben oft monatelang aus und in den Geschäften gab es selten das Allernotwendigste. Mehrere Aufstände ließ er blutig zusammenschießen. Die Securitate, die rumänische Geheimpolizei, war besonders brutal. Ihr Terror richtete sich gegen alle Bevölkerungsgruppen. Besonders zu leiden hatten die ungarischen und deutschen Minderheiten sowie die Roma und Sinti. Zwischen Ungarn und Rumänien wäre es in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre mehrfach beinahe zu kriegerischen Auseinandersetzungen gekommen, weil die Rumänen die ungarische Minderheit unterdrückten. Es gab mehrere militärische Grenzzwischenfälle, weil rumänische Soldaten und Securitate-Offiziere ungarische Flüchtlinge noch auf ungarischem Staatsterritorium verfolgten und beschossen. Besonders augenfällig war Ceauşescus Personenkult. Seit Mitte der siebziger Jahre ließ er sich wie der Militärdiktator und Hitlerverbündete Antonescu «Conducator» (Führer) nennen. Gern hörte er auch, wenn er als «der Auserwählte», «unser irdischer Gott» oder «unser Genie von den Karpaten» bezeichnet wurde. Es fehlten auch andere Insignien des Größenwahns nicht: Zepter, Kugel und Umhang. Seine Frau Elena, die weder richtig lesen noch schreiben konnte, war Chefin der Akademie der Wissenschaften. Lächerlich war das alles nicht. Hunderttausende mussten dafür mit ihrem Blut bezahlen. Ceauşescu schaffte es nicht ganz, 8000 Dörfer zu zerstören, er konnte auch nicht alle Kirchen sprengen, aber er hinterließ einen gigantischen «Volkspalast» in Bukarest mit über 3000 Räumen, der wohl noch lange Zeit als Monument für seinen Wahn und seine Diktatur erhalten bleiben wird. Dafür hat er die halbe Innenstadt einreißen lassen.

Das mit Abstand politisch interessanteste Land war Polen. Es war zugleich die Volksrepublik, von der sich die SED-Führung stets am meisten bedroht fühlte. Wirtschaftlich ging es Polen meist schlecht, jedenfalls fast immer schlechter als seinem westlichen Nachbarn. Innenpolitisch war es in den siebziger und achtziger Jahren selten ruhig. Streiks, Aufstände und eine immer größer werdende politische Opposition brachten das Land mehrfach an den Rand eines Bürgerkrieges. Die SED-Führung schürte in der DDR kräftig antipolnische Ressentiments, die bei nicht wenigen auf fruchtbaren Boden fielen: «Die sollen lieber arbeiten als zu streiken», war eine auch von unverdächtigen Zeitgenossen nicht selten vernehmbare Äußerung. Beim jährlich abgehaltenen «Festival des politischen Liedes» sang zum Beispiel eine FDJ-Singegruppe am 12. Februar 1981 unter Anspielung auf die Streiks in Polen «die Polen sollen endlich ihre Norm erfüllen». Der ZDF-Journalist Joachim Jauer bemerkte dabei heftigen Applaus des Publikums, der ARD-Korrespondent Fritz Pleitgen charakterisierte diesen «Einfall» zutreffend als «Hetzlied».[39]

Der polnische Papst Johannes Paul II., ein bekennender Antikommunist, stärkte die ohnehin einflussreiche katholische Kirche Polens und gab der polnischen Widerstandsbewegung kräftigen Auftrieb. Hier existierte ein festes moralisches Fundament, das den Marxisten-Leninisten entgegenstand. Die 1980 gegründete unabhängige Gewerkschaftsbewegung Solidarność war wie fast alle anderen Widerstandsbewegungen im Ostblock in den siebziger und achtziger Jahren nicht angetreten, um die kommunistische Herrschaft zu beseitigen. Auch die Polen wussten, dass ihr Schicksal zu eng mit Moskau verflochten war, als dass sie im Alleingang die bipolare Blockbildung hätten auflösen können. Aber sie wollten ihr Land demokratisieren, zum Westen öffnen, die Wirtschaft stärken und die Lebensbedingungen der Menschen verbessern. Die Verhängung des Kriegsrechts im Dezember 1981 bedeutete, wie wir heute wissen, den Anfang vom Ende der kommunistischen Herrschaft – nicht nur in Polen. Kritisch eingestellte DDR-Menschen blickten voller Hoffnungen nach Polen, wo sich im Untergrund eine «zweite Gesellschaft» entwickelte.


SED und Perestroika

Der wichtigste Partner für die DDR war in allen Belangen die UdSSR. Ohne Moskau war die DDR weder wirtschaftlich noch politisch überlebensfähig. Auch wenn das Herr-Knecht-Verhältnis bis 1989 bestehen blieb – noch Gorbatschows «Hinweise» im Herbst 1989 blieben die eines gütigen Patriarchen –, kam es doch insbesondere in den achtziger Jahren zu mehreren Krisen in den Beziehungen beider Staaten. Die erste begann noch unter Breschnew und hatte mit der erwähnten Drosselung der Erdölexporte zu tun. Das Honecker-Regime reagierte mit verstärkten Bemühungen, bessere und nachhaltigere Wirtschafts- und politische Beziehungen zu westlichen Staaten, insbesondere zur Bundesrepublik, aufzubauen. Das missfiel Moskau, weil außenpolitische bzw. innerdeutsche Alleingänge Ost-Berlins befürchtet wurden. Das wohl stärkste Argument Moskaus gegen eine eigenständige Politik der SED gegenüber der Bundesrepublik war denkbar einfach: würden sich die Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten dauerhaft verbessern, wäre die DDR im militärischen Konfliktfall ein unsicherer Bündnispartner.

Bis zu Gorbatschows Machtantritt hatte Moskau die SED-Führung weithin unter Kontrolle. Als sich dann aber 1986 in Folge des Reformprozesses das Verhältnis beider Parteiführungen zusehends verschlechterte, ging die SED-Führung dazu über, auch ihre innerdeutsche Politik von Moskau zu lösen. Die SED-Führung war von einer Glasnost- und Perestroika-Phobie befallen, die sich in aberwitzigen Erscheinungen zeigte. Bei Massenaufmärschen notierte das MfS 1988/89 als «negativ-feindliche Tätigkeit», wenn Teilnehmer ein Porträt Gorbatschows trugen, manchen ist es sogar entrissen worden – und unweit davon feierten zugleich offizielle Parolen die «unverbrüchliche Freundschaft zur Sowjetunion». Nur noch exakt abgezählte Gorbatschow-Porträts sollten den SED-Funktionären zugemutet werden. Keinesfalls durften es mehr sein als von Honecker. Jugendliche riefen aus Protest «Gorbi, Gorbi». Der enge Zusammenhang zwischen gesellschaftlicher Realität, politischen Absichten der SED-Führung, historischen Debatten und individuellen Erfahrungen lässt sich an einem Beispiel verdeutlichen, das viele Menschen bewegte. Am Dienstag, den 13. Oktober 1987, sendeten das sowjetische Staatsfernsehen und das ZDF erstmals eine Liveschalte zwischen Leningrad und Mainz. Es gab Gespräche zwischen Bundesdeutschen und Sowjetmenschen via Television. Ein Leningrader sagte: «Wir wünschen jedenfalls, dass Deutschland so schnell wie möglich wiedervereinigt wird. Wir wünschen ein starkes Deutschland, und wir glauben, dass der Tag der Wiedervereinigung kommt.»[40] Honecker war empört und sagte am 4. November 1987 in Moskau zu Gorbatschow: «Der Aufruf von Leningrad zur Wiedervereinigung ist ein Skandal.»[41] Zum Abschluss der gemeinsamen Sendung strahlte das ZDF einen bis 1986 in der Sowjetunion verbotenen Spielfilm aus: In «Die Reue» rechnet der georgische Filmemacher Tengis Abuladse in einer über zweistündigen Tragikomödie kompromisslos mit dem Kommunismus und dem Totalitarismus jedweder Spielart ab. Sie handelt vom verstorbenen Diktator Warlam, der von einer Frau ausgegraben wird, die seine Verbrechen offenlegen will. Warlam sieht aus wie Stalins Staatssicherheitschef Berija, trägt einen Hitlerbart und ein faschistisches Schwarzhemd. Der Film brachte Abuladse weltweiten Ruhm ein. Er lieferte die filmische Untermauerung für die Neubewertung der Vergangenheit. «Die Reue» war in der DDR tagelang Gesprächsthema. Ein 20-jähriger notierte einen Tag nach der Ausstrahlung in sein Tagebuch: «Ein bewegender Abend liegt hinter mir. Gestern Abend lief im ZDF der 1984 gedrehte sowjetische Film ‹Die Reue›. Vor Augen wurde ein Stück realer Sozialismus geführt. Der Teil des Sozialismus, den ich und Tausende andere bekämpfen, ausmerzen wollen. Meine Haltung wurde eher noch verschärft: Diese korrupten Verbrecher sind physisch zu vernichten, eine Psyche besitzen diese Schweine nicht. Ich bin ohne Worte.»[42] Es brodelte nach diesem Film in der DDR so heftig, dass sich JW-Chefredakteur Hans-Dieter Schütt und Harald Wessel, stellvertretender ND-Chefredakteur, genötigt sahen zu reagieren.[43] Egon Krenz und Erich Honecker hatten Schütts Artikel persönlich zum Druck freigegeben. Sie saßen sprichwörtlich in der Zwickmühle. Sie mussten den Film verurteilen, und zugleich durfte diese Verurteilung nicht in antisowjetische Ressentiments ausarten. Dieser Spagat ist nicht gelungen, weil sie die reine Lehre vom Moskauer Zentrum ablösten und urplötzlich wieder vom spezifisch nationalen Weg zum Sozialismus die Rede war. Sie setzten um, was Kurt Hager im März 1987 im «stern»-Tapeten-Interview formuliert hatte. Schütts und Wessels Artikel erfuhren noch dadurch eine besondere Brisanz, dass die beiden scharf einen Film verurteilten, der im Westfernsehen ausgestrahlt worden war und nach offizieller Logik den DDR-Menschen gar nicht hätte bekannt sein können. Freilich wussten auch die SED-Funktionäre, dass weit über 90 Prozent der DDR-Menschen vor allem westliche Radio- und Fernsehsender konsumierten und nur eine verschwindend kleine Minderheit bewusst auf den Empfang westlicher Fernseh- und Radioprogramme gänzlich verzichtete. Das waren im Prinzip gesellschaftliche Außenseiter, die aber nicht selten mittlere und hohe Funktionen in SED, Staatsapparat, MfS, NVA, FDJ und Polizei ausübten.

Die harsche Kritik an der «Reue» demonstrierte, dass die SED-Führung Perestroika und Glasnost rundherum ablehnte. Das zeigte sich auch, als 1987 und 1988 mehrere Ausgaben der deutschsprachigen «Budapester Rundschau» sowie im April und Juli 1987 jeweils eine Ausgabe der deutschsprachigen «Rumänischen Rundschau» nicht ausgeliefert worden waren. Den Hintergrund dafür bildeten die ungarisch-rumänischen Streitigkeiten und Polemiken. Da diese Periodika aber nur eine geringe Verbreitung besaßen (DDR-Auflage: 6500 bzw. 300), blieben diese Zensurmaßnahmen weithin unbekannt. Bei der sowjetischen Wochenzeitung «Neue Zeit» sah dies schon etwas anders aus. 35.000 Exemplare kamen wöchentlich in die DDR. Der Bedarf konnte damit aber nicht gedeckt werden, weil hier seit 1986 – wie in einigen anderen sowjetischen deutschsprachigen Zeitschriften wie «Kunst und Literatur» – die Debatte um Glasnost und Perestroika aus erster Hand mitverfolgt werden konnte. Anfang 1987 kam ein Heft nicht heraus. Auch die ersten drei Ausgaben 1988 fielen dem ostdeutschen Zensorenstift zum Opfer. Und stets ging es um historische Fragen. Nur die Nichtauslieferung der Ausgabe 7/1989 hatte einen anderen Grund: die Zeitschrift druckte ein Interview mit Lech Wałęsa ab, der Führungspersönlichkeit der Solidarność.

Aber auch der Unmut über diese Zensurmaßnahmen blieb 1987/88 noch auf kleine Gruppen beschränkt, zumal die «Neue Zeit» vor allem von kritischen Parteikadern, Intellektuellen, Oppositionellen und Studierenden gelesen wurde. Im Herbst 1988 folgte jedoch ein Verbot, dessen Wirkungen auf die Gesellschaft kaum hoch genug veranschlagt werden können. Am 19. November 1988 vermeldete das SED-Zentralorgan «Neues Deutschland», dass die sowjetische Monatszeitschrift «Sputnik» ab sofort nicht mehr in der DDR vertrieben würde. Die knappe Begründung lautete: «Sie bringt keinen Beitrag, der der Festigung der deutsch-sowjetischen Freundschaft dient, stattdessen verzerrende Beiträge zur Geschichte.»[44] Zugleich wies der stellvertretende Kulturminister, Horst Pehnert, am 18. November 1988 an, dass folgende sowjetische Filme, die seit 27. Oktober in den Kinos im Rahmen des «Festivals des sowjetischen Films» liefen, abzusetzen seien: «Und Morgen war Krieg», «Das Thema», «Spiele für Schulkinder», «Die Kommissarin» und «Der kalte Sommer 53». Die Filme hatten zu diesem Zeitpunkt Hunderttausende Menschen gesehen, der eigentliche Skandal war aber der «Sputnik-Schock», «Sputnik-Absturz», «Sputnik-Skandal» oder wie das Verbot des dem amerikanischen Reader’s Digest nachempfundenen Magazins sonst noch genannt wurde. Die Zeitschrift war nach dem ersten Satelliten benannt, den die Sowjetunion 1957 ins All gebracht hatte. Auch damals sprachen viele Menschen vom «Sputnik-Schock» – allerdings in Westeuropa und den USA. Nun schoss die SED-Führung den «Sputnik» ab. Manche witzelten, die Honecker-Riege hätte geschafft, was US-Präsident Ronald Reagan mit seinem SDI-Programm seit 1983 plane.

Der «Sputnik» erschien seit Januar 1967 vielfarbig aufgemacht und auf Hochglanzpapier gedruckt in mehreren Sprachen. Er hatte sich in den siebziger Jahren zu einer respektablen Zeitschrift entwickelt. Spannende Reiseberichte konnte man ebenso lesen wie Kochrezepte. Natürlich gab es auch genügend propagandistische Beiträge, die aber von ernst gemeinten Aufsätze über Yetis, Parapsychologie oder Höhlenwunder eingerahmt wurden. Jeder konnte etwas finden und jeder hatte genügend Gründe, den einen oder anderen Beitrag nicht zu lesen. In einem Protestbrief an den Staatsrat schrieb ein Dresdner nach dem Verbot wütend: «Bravo! Nochmals Bravo! Sie haben es nun endlich geschafft, die einzige Zeitschrift zu verbieten, die man noch lesen konnte, ohne rot werden zu müssen. Das ist wohl die sogenannte Pressefreiheit Made in GDR?»[45]

In der Gorbatschow-Ära druckte das Blatt Beiträge ab, die den Reformprozess spiegelten. Im Heft 10/1988 folgten kritische Beiträge zur kommunistischen Vergangenheit. Stalin wurde auf eine Stufe mit Hitler gestellt. Den deutschen Kommunisten wurden ihre Anteile am Aufstieg Hitlers vorgerechnet. Die SED-Führungsriege sah sich direkt in ihrer Integrität angegriffen, obwohl es um die frühen dreißiger Jahre ging. Am 30. September entschied sie, das Heft 10/1988 nicht auszuliefern. Damit erreichte die Zensur andere Dimensionen. Die SED-Spitze verprellte auf einen Schlag 190.000 Abonnenten und Käufer und wohl noch viel mehr Leser der Zeitschrift, die überdies – und das machte die Angelegenheit besonders brisant – zumeist dem System nahe standen oder ihm kritisch verbunden waren. 130.000 Abonnenten waren die Ersten, die das Fehlen der Zeitschrift bemerkten.

Nach der lapidaren Begründung des Sputnik-Verbots erhob sich ein Proteststurm, der allerorten hör- und sichtbar war, obwohl in den DDR-Medien nicht über ihn berichtet wurde. Das Besondere daran war, dass er nicht auf bestimmte Bevölkerungsgruppen, Regionen oder Generationen beschränkt blieb, sondern alle erfasste. Der Unmut, der sich in der Gesellschaft in den Monaten zuvor angestaut hatte, löste sich nun in einer Vielzahl von Eingaben, Partei- und Betriebsversammlungen, Tausenden Flugblättern und vielen anderem mehr. Bis zum 4. November 1988, zwei Wochen vor der offiziellen Bestätigung des Verbots, hatten bereits über 26.000 Menschen wegen des «Sputniks» bei offiziellen Behörden nachgefragt, 887 hatten eine schriftliche Eingabe an eine staatliche oder Parteiinstitution gerichtet. Insgesamt protestierten bis Ende Januar 1989 10.000–15.000 Menschen schriftlich. Es gab viele Diskussionen, aber konkrete Handlungen nur selten. Eine der mutigsten spielte sich im März 1989 in Grimmen ab. Die Deutschlehrerin Christine Bondör erklärte ihren Schülern, ohne Stalin hätte es keinen Hitler gegeben. Dann gab sie ihnen folgende schriftliche Aufgabe: «Stellt Euch vor, Ihr seid ein ZDF-Korrespondent und müsstet Eure Meinung zum Verbot des ‹Sputnik› in der DDR äußern.»[46] Die Frau ist von Eltern denunziert worden. Ihre Handlung ist deshalb mutiger als jeder Aufruf in einer Kirche, weil sie allein und zudem in einem ungeschützten Raum ihre Schüler zu selbständigen kritischen Nachdenken animierte. Sie stellte im Bereich der Volksbildung eine ganz seltene Ausnahme dar. Von besonderer Brisanz waren Vergleiche an Wandzeitungen, die in Berlin, Rostock und anderswo gezogen wurden: «Wer heute Zeitschriften verbietet, verbrennt morgen Bücher!» Eine Moderatorin von Jugendradio DT 64, Silke Hasselmann, sagte am 19. November in ihrer Sendung: «Leider haben wir jetzt eine Zeitschrift weniger, um uns zu informieren, aber das ist nur gerecht. Gab es doch schon die letzte Ausgabe nicht. Diese Auslieferungsunregelmäßigkeiten können wir Leser uns nicht leisten.« Sie wurde anschließend strafversetzt zu «Stimme der DDR». Bei der Aufführung des «Barbier von Sevilla» in der Dresdner Semperoper sang der Hauptdarsteller Jürgen Hartfiel am 26. November, er wolle den Grafen Almaviva rasieren, dieser habe jetzt Zeit, da er immer den «Sputnik» gelesen habe. In Leipzig protestierten am 28. November etwa 40 Bürgerrechtler vor dem Kino «Capitol» gegen das Verbot der sowjetischen Filme und des «Sputniks» und ließen Luftballons mit der Aufschrift «Sputnik» in die Luft aufsteigen. MfS-Angehörige versuchten, die Aktion mit Zigaretten zu vereiteln.

Viel mehr Menschen erregte dieser Vorgang als den «Sputnik» gelesen hatten. Das SED-Politbüro schätzte am 29. Dezember 1988, dass die «Treue zur Parteiführung» und die «Parteidisziplin» nach dem Verbot nachgelassen hätten. In den Blockparteien regte sich kaum Protest, obwohl Postminister Schulze, der offiziell das Verbot verhängt hatte, Mitglied der CDU war. Er hatte von dem Verbot genauso aus der Zeitung erfahren wie alle anderen. Die oft behauptete Austrittswelle aus der DSF gab es nicht, ebenso wie es zu keinem relevanten Anstieg von SED-Parteiaustritten kam. Von den 6,3 Millionen DSF-Mitgliedern hatten bis Weihnachten 1988 etwas mehr als 2100 ihren Austritt erklärt, wovon 331 diesen später zurückzogen. Wie bei den Eingaben und internen Parteiresolutionen gab es auch hier einen kollektiven Protest, etwa durch die bis dahin nicht aufgefallenen Mitarbeiter der VEB Minol Autobahntankstelle Thiendorf im Kreis Großenhain. SED und MfS mussten registrieren, dass fast niemand ihrer Funktionäre in der Lage war, das Verbot zu begründen: kaum jemand verstand es. Das allein schon deshalb nicht, weil ja niemand die verfemten Beiträge hatte lesen können. Das MfS vernichtete die Ausgaben so gründlich, dass sie nicht einmal in die Giftschränke der großen Bibliotheken gelangten.

Wie es zu der Verbotsentscheidung vom 30. September 1988 kam, ist bislang noch unklar. Seit 1990 wird sie von allen anderen ehemaligen Handlungsträgern als einsame Entscheidung Honeckers und seines engen Vertrauten Joachim Herrmann, im Politbüro zuständig für Medien, hingestellt. Das scheint nicht glaubhaft, denn sie werden kaum als Erste die druckfrische Ausgabe 10/1988 in der Hand gehabt haben. Innerhalb des Apparates gab es eine große Anti-Glasnost-Fraktion, auf die sich Honecker verlassen konnte. Hager, Mielke, Krenz, Stoph, Sindermann, Schabowski und die anderen Getreuen aus dem inneren Machtzirkel mag er nicht gefragt haben, aber deren Einverständnis konnte er voraussetzen. Als Hager am 20. Dezember 1988 an einer Diskussion mit Künstlern in der Ostberliner AdK teilnahm, räumte er unter dem Eindruck des weit verbreiteten Unmuts ein, «die Entscheidung (…) hätte differenzierter getroffen werden müssen». Zugleich bezeichnete er sie aber als alternativlos.[47] Honecker warnte intern, eine neue Sicht auf die kommunistische Vergangenheit würde zu dem Umstand führen, dass diese nicht mehr zu verstehen wäre und beklagte, zu viele Studierende verstünden schon jetzt nichts mehr davon. Diejenigen, die in der DDR nach «Perestroika» und «Glasnost» riefen, «wissen nicht, was sie tun. Stellt Euch vor», meinte er mit Blick auf nationale Unabhängigkeitsbestrebungen, nationalistische Auseinandersetzungen und viele Tote ernsthaft, «wir hätten im Bezirk Schwerin solche Vorgänge wie in Armenien. (…) Weshalb also diese Empfehlung des Westens, bei uns Perestroika und Glasnost einzuführen? Sollen sie doch bei sich anfangen. Es gibt so viele Möglichkeiten einer sozialistischen Umgestaltung in der Bundesrepublik Deutschland, niemand hindert sie daran.»[48]

Die Menschen regten vier Dinge am meisten auf: Erstens, dass die Begründung so kurz und knapp gehalten war und dass dann der erste längere begründende Beitrag im «Neuen Deutschland» ein Kommentar aus der DKP-Zeitung «Unsere Zeit» war.[49] Das brachte vor allem Parteifunktionäre und -mitglieder gegen die Entscheidung auf, weil sie in Diskussionen ratlos waren und sich zum Gespött ihrer Gesprächspartner machten. Als zum Beispiel in der SED-Betriebszeitung «Verkehrsspiegel» des Verkehrskombinates Potsdam der Vorsitzende des Rates der Parteisekretäre, Wolfgang Dornbusch, unter der Überschrift «Wem nützt es» am 5. Dezember 1988 das Verbot verteidigte, erhielt er einen Brief, der ihm bescheinigte, offenbar total «verkalkt» zu sein. Das anonyme Kollektiv wies ihn zudem darauf hin: «Mit welchen giftigen Dingen haben Sie sich denn Ihren ‹Geist› verdorben? Vor 10 Jahren hätte man Sie für solche (antisowjetischen – d. Verf.) Äußerungen eingesperrt.»[50] Zweitens hatten viele Funktionäre jahre- und jahrzehntelang die deutsch-sowjetische Freundschaft gepredigt und verteidigt und standen nun vor einem Trümmerhaufen. Das Floskelhafte dieser Politik war zu offenbar geworden. Drittens erregten sich viele Menschen über die offenkundige Entmündigung. Sie wollten selbst lesen, was dort stand und sich eine eigene Meinung bilden. Die SED-Führung hatte selbstherrlich entschieden, so eine verbreitete Sicht, was ihre Schäfchen verdauen könnten und was nicht. Vor allem geschulte Marxisten-Leninisten protestierten und sagten, sie hätten doch eine feste Weltanschauung, die sie befähige, selbst das Verderbliche zu erkennen. Ein 55-jähriger Staatsbürgerkundelehrer und stellvertretender Direktor einer Schule, ein langjähriges SED-Mitglied mit zahlreichen Funktionen, schrieb: «Außerdem sind wir wohl selbst in der Lage, zu denken und zu beurteilen.»[51] Nicht wenige erkannten allerdings auch, dass die SED-Führung die Menschen noch nie mündig behandelt hatte. Ein ADN-Fotograf meinte zu einem bundesdeutschen Journalisten: «Was los ist bei uns, können Sie sich gar nicht vorstellen. Die Leute sagen alle, wir werden entmündigt. Da konnte ich nur sarkastisch zurückzufragen, wir sind schon immer entmündigt oder etwa nicht?»[52] In einer anonymen Eingabe an das Postministerium stehen die wütenden Worte: «Wir sind schockiert, wie Ihr mit uns umgeht! (…) Es ist empörend, dass Ihr mit ‹entfalteten sozialistischen Persönlichkeiten› umgeht wie mit einer wehrlosen, unmündigen Horde von Einheitsdenkern! Wir wollen freie Menschen sein!»[53] Ein Jahr später zählte das Wort «Mündigkeit» zu den Schlagworten im Aufbruch. Schließlich haben viertens vor allem Parteifunktionäre und -kader den klaffenden Widerspruch beklagt, dass sowjetische Zeitschriften und Filme verboten würden, aber fast im ganzen Land bundesdeutsche Medien zu empfangen seien.

Der «Sputnik-Abschuss» kam einem Schock gleich, führte aber nicht zu einer größeren oppositionellen Handlungsbereitschaft in der SED und parteinahen Kreisen. Tausende wagten sich zwar aus der Deckung, aber es blieben doch insgesamt wenige. Helga Schubert zum Beispiel hatte im Berliner Bezirksverband des Schriftstellerverbandes vergeblich versucht, ihre Kollegen von einem gemeinsamen Protest zu überzeugen. Die Legitimationskrise des Systems und seiner Repräsentanten allerdings war für die meisten sicht- und fühlbar verstärkt worden. Die oppositionellen Schriftsteller Lutz Rathenow und Jürgen Fuchs tauschten sich am 20. November telefonisch über die Ereignisse aus. Der in Ost-Berlin lebende Rathenow sagte zu dem in den Westen ausgebürgerten Fuchs, dass «hier» offenbar ein paar Leute Amok liefen. Viele, die er kenne, hielten diese Maßnahmen «für die letzten Todeszuckungen», auf die man nicht mehr reagieren müsse.[54] Das sahen nicht alle so. Das Untergrundblatt der Ostberliner Umweltbibliothek, die «Umweltblätter», etwa veröffentlichte nicht nur eine Chronik des Protestes und ein fiktives Interview mit Gorbatschow, sondern referierte auch, was in den verfemten Sputnik-Artikeln stand – im Westen war die deutschsprachige Ausgabe erhältlich – und gab einen längeren Textauszug wieder. Außerdem kommentierte Wolfgang Rüddenklau, einer der Köpfe der Umweltbibliothek, den Vorgang. Er warnte vor einem kräftigen Rechtsruck: «Wenn wir das oder sogar ein rechtes Regime als Nachfolgestaat der DDR vermeiden wollen, werden wir schon ein wenig in Fehlerdiskussion mit unseren Brüdern und Schwestern in der SED geraten müssen.» Nach diesem Aufruf an die linken Oppositionellen folgte noch ein Aufruf an SED-Mitglieder: «Wir sind Anhänger einer Gemeinschaft der Gleichen, Freien und Verantwortlichen. Und manche von Euch sind es heimlich geblieben. Wir rufen Euch zum kritischen Gespräch und zum gemeinsamen Neubeginn auf!»[55] Rüddenklau sprach ein Jahr vor dem gesellschaftlichen Aufbruch und dachte doch schon über die Nach-DDR-Zeit-seligen-Andenkens nach.

An vielen Universitäten haben Studenten ebenfalls kritisch diskutiert, nicht selten ihre Politlehrer in Verlegenheit gebracht, aber es erfolgten in der gesamten DDR nur ganz wenige Exmatrikulationen wegen eines Protestes gegen das Verbot. An fast allen Hochschulen tauchten Flugblätter und Plakate auf. An der TU Magdeburg ist ein Text aufgehängt worden, der folgenlos blieb, aber präzise auf den Punkt brachte, worum es ging: «Der Sputnik ist verboten – wie lang wollt Ihr noch ruhn. Erst dann wird sich was ändern – wenn wir was dafür tun.»[56] Diese und andere Aktionen deuteten bereits eine kreative Protestkultur an, die sonst kaum außerhalb von Oppositionsgruppen sichtbar wurde. So waren auf Wandzeitungen Bilder von Gorbatschow zu sehen, auf denen ihm der Mund mit Pflaster verklebt worden war.

Das «Sputnik»-Verbot korrespondierte mit einem anderen Vorgang, der viele Menschen, wenn auch längst nicht so viele, ebenso empörte. Unmittelbar im Umfeld des Verbots gastierte der rumänische Diktator Ceauşescu bei Honecker. Am 26. Januar 1988 hatte das «Neue Deutschland» bereits verkündet, dass ihm anlässlich seines 70. Geburtstages die höchste DDR-Auszeichnung, der Karl-Marx-Orden, verliehen würde. Mitte November war es soweit. Die beiden schärfsten Gegner Gorbatschows tauschten innige Bruderzungenküsse aus und Honecker hängte seinem Freund den Orden an die Brust. Da viele Menschen in der DDR von den schlimmen Lebensbedingungen und der brutalen Diktatur in Rumänien wussten, erwies sich diese Ordensverleihung wie ein zusätzlicher Schlag ins Gesicht all derer, die auf Veränderungen hofften. Rumänien und die DDR schienen im Ostblock gemeinsam isoliert, was nicht stimmte, da auch die ČSSR und mit einigen Abstrichen Bulgarien auf ihrer Seite standen. An der TH Magdeburg bastelten Studenten eine Wandzeitung aus Zeitungsausschnitten, die folgende Botschaft für kurze Augenblicke verbreitete, ehe treue Genossen sie entfernten: «Es wird Zeit, dass etwas auch in der DDR passiert! Die alten Herren in Berlin ignorieren die Entwicklung in den sozialistischen Ländern. Der DDR-Bürger will den Aufbruch! Was will die SED?» Darunter hing ein Foto – Ceauşescu und Honecker Seite an Seite und daneben ein gemaltes großes Fragezeichen.[57] An der TU Karl-Marx-Stadt brachte ein Student eine Losung an, die sowohl auf die Ordensverleihung wie auf den SED-Repressionsstaat reagierte: «Hiermit schlage ich vor, dem Amt für Zensur beim Ministerium für Staatssicherheit für hervorragende Verdienste bei der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft den Karl-Marx-Orden zu verleihen.»[58]

Die Verbotskampagne hatte noch ein kleines, von der Öffentlichkeit nicht wahrgenommenes Nachspiel. Die Sowjets rächten sich klammheimlich und ohne auf das «Sputnik»-Verbot Bezug zu nehmen. Sie kündigten fristgerecht zum 1. April 1989 die Abonnements zahlreicher DDR-Tageszeitungen, Wochen- und Monatsperiodika. Unterm Strich exakt die Anzahl, die bis zum September 1988 an Sputnik-Exemplaren in die DDR eingeführt worden war.

 

Zwischen Ost-Berlin und Moskau kam es ab 1986 zu zahlreichen Spannungen, die die Gesellschaft bei drastischen Maßnahmen wie den Verboten demonstriert bekam. Die «zwischen-den-Zeilen-Leser» konnten fast täglich in den SED-Medien Absetzerscheinungen registrieren. Weniger bekannt oder gar geheim waren Vorgänge in den Militär- und Sicherheitsapparaten. Am 7. April 1989 empfing MfS-Minister Mielke den sowjetischen Generalmajor Leonid Schebarschin, Leiter der KGB-Spionageabteilung. Mielke rechnete scharf und detailliert mit den Reformprozessen in Polen, Ungarn und vor allem der Sowjetunion ab. Ziemlich genau erkannte er, dass diese Reformen nicht in einem besseren Sozialismus, sondern in seiner Abschaffung münden würden. Dass dies für die DDR erhebliche Konsequenzen haben würde, wusste Mielke herrschaftslogisch genau zu deuten. Er glaubte zwar, die SED und das MfS hätten noch alles im Griff, sah aber: «Wir sprechen immer davon, keine Überraschungen zuzulassen. Vielleicht werden wir morgen schon überrascht?» Mielke las dem sowjetischen General die Leviten. Die folgende Passage seiner Generalabrechnung untermauert, warum historische Fragen dabei eine so zentrale Rolle spielten: «Jetzt komme ich zum dicksten ‹Brocken› – zu dem Artikel in der ‹Moskowskaja Prawda› vom 30.3.1989 über Stalin: ‹Stalin war Agent der (zaristischen Geheimpolizei – d. Verf.) Ochrana.› Jetzt frage ich: Hat die Staatssicherheit nicht die Kontrolle über die Archive übernommen, als die Macht ergriffen wurde? Gibt es noch solche Archive, die nicht unter der Kontrolle der Staatssicherheit sind? Sind die Dokumente noch da? Wenn Stalin die Leute liquidiert hat, die davon Kenntnis hatten, warum hat er dann nicht die Archive liquidiert? (…) Ich muss doch Angst haben, dass Ihr unsere Agenturen auch preisgebt, wenn es die Möglichkeit gibt, in die Archive einzusehen. (…) Ihr schadet Euch selbst und uns bringt Ihr in die Zwangslage, ob wir Euch noch sagen können, woher wir die Informationen haben. Dies ist doch eine bodenlose Gemeinheit. Dann bin ich doch auch ein Agent der Ochrana, da ich Aufträge der Sowjetmacht erfüllt habe. Dann sind wir alle Agenten der Ochrana, weil wir unter Stalin gearbeitet haben. Vielleicht gibt es noch mehr Archive, die Ihr nicht kennt? Wir haben alle Archive unter Kontrolle genommen. Leider kommen wir in anderen Ländern nicht weiter. Aber in der DDR haben wir dies in den Griff bekommen. Die Ergebnisse der Auswertung werden der Parteiführung zur Entscheidung vorgelegt. (…) Wenn das so ist, dass Ihr die Archive nicht in Euren Händen habt, dann habt Ihr einen großen Fehler gemacht.» Der sowjetische General kam nur selten zu Wort, obwohl er kaum anders gedacht haben dürfte als sein DDR-Kollege. Diese Passage aus Mielkes Rede kommentierte er kleinmütig: «Ich sitze hier wie ein Beschuldigter. Ich bin nicht für diesen Artikel verantwortlich.» Mielke trumpfte auf und schien das einstige Machtgefüge zwischen Moskau und Ost-Berlin ins Gegenteil drehen zu wollen: «Überlegt Euch, welche Schlussfolgerungen daraus zu ziehen sind. Bis jetzt ist dies im Westen noch nicht so durchgesickert. Sie haben erst damit angefangen. Wenn sie damit anfangen, wird die gesamte sozialistische Weltbewegung diskreditiert.»[59]

Sogar im Umgang mit der sowjetischen Besatzungsarmee begann die SED-Führung in der zweiten Hälfte der achtziger Jahren größere Eigenständigkeit zu demonstrieren. Das war besonders gefährlich, weil die sowjetische Armee den wichtigsten Schutzfaktor der SED-Herrschaft bildete. Das sowjetische Militär und der Geheimdienst zeigten weder für Gorbatschows Reformprozess noch für Honeckers Gegenwehr, die sie nun zu spüren bekamen, Verständnis. Ein KGB-Offizier brachte das bedrohlich zum Ausdruck: «Es ist an der Zeit, dieses unverantwortliche Gerede über ein angebliches Ungleichgewicht des Austausches zwischen den deutschen Freunden und uns zu beenden. Dieser Austausch ist ausbalanciert. Darüber hinaus schützen wir sie durch unsere Atomraketen, die uns hohe Kosten verursachen.»[60]

 

Die Angst vor der Innenpolitik Gorbatschows, die die SED-Führungsriege hegte, war weder irrational noch unverständlich. Ihre Reformphobie war keine, weil sie – das Mielke-Beispiel deutet darauf hin – wahrscheinlich besser wusste als viele andere in Ost wie West, dass sich das Kommunismus-Projekt, so wie sie es aufgebaut, verteidigt und verstanden hatten, nicht reformieren ließ. Wenn die Vergangenheit «falsch» war, konnte die Gegenwart nicht mit den «historischen Gesetzen» übereinstimmen und die Zukunft nicht auf dieser Gegenwart gründen. Deshalb war es folgerichtig, dass die SED-Führung ab 1987 auch Zensurmaßnahmen gegen sowjetische Periodika ergriff. Und genauso herrschaftslogisch erscheint es, dass sie nach den stalinistischen Strohhalmen griff, die ihr aus der UdSSR angeboten wurden. So druckte das «Neue Deutschland» am 2./3. April 1988 unter der Überschrift «Ich kann meine Prinzipien nicht preisgeben» einen Beitrag von Nina Andrejewa nach, in dem diese bis dahin unbekannte Leningrader Dozentin Stalins Erbe hartnäckig verteidigte und Gorbatschows Innenpolitik als Hardlinerin kompromisslos angriff. Das Entsetzen in weiten Teilen der DDR war groß. Vielfach mutmaßten die Menschen, Andrejewa sei ein Pseudonym für die Anti-Gorbatschow-Fraktion in Moskau. Das war es auch, aber Andrejewa war zugleich eine reale Person, die heute in Russland eine führende Rolle in der Kommunistischen Bewegung spielt. Die Aufregung legte sich eine Woche später etwas, als das «Neue Deutschland» einen Beitrag von Gorbatschow nachdruckte, in dem dieser die Angriffe zurückwies.[61]

Nach dem 25. November 1988 kursierte in Funktionärskreisen ein schriftliches Argumentationsmuster, das die Glasnost-Politik scharf verurteilte und zugleich bemüht war, den KPdSU-Generalsekretär als Kronzeugen dafür in Anspruch zu nehmen. Höchstwahrscheinlich ist diese fiktive Rede, die nur zur «mündlichen Agitation» konzipiert worden war, in der Chefredaktion der «Jungen Welt» entstanden. Darin formulierten die Verfasser in scharfen und geschichtsverfälschenden Tönen, warum das Sputnik-Verbot richtig und warum jedes Abgehen von der bisherigen «historischen Wahrheit» feindlich sei. «Das Wichtigste ist für mich, dass die Grundaussage der Beiträge im ‹Sputnik› der bürgerlichen Totalitarismustheorie das Wort redet.» Die Welt würde eingeteilt in demokratische und diktatorische Staaten. Hitler und Stalin würden in Eins gesetzt. Bemerkenswert war das Eingeständnis, historische Schuldzuweisungen ergingen «nicht an den Faschismus, sondern an Diktaturen und damit auch an uns.» Die Verfasser versuchten nun wortreich, aber durchaus stringent zu erklären, warum der historische Revisionismus im «Sputnik» gefährlich sei. Kapitalismus, Imperialismus und Monopole stünden für Weltherrschaftsstreben, Sozialismus, Kommunismus und Stalin für Frieden, Freiheit und Gleichheit. Einzelne Fehlentwicklungen dürften nicht aufgebauscht werden. Fast jedes «historische Argument», das die Verfasser lieferten, basierte auf einer Lüge. Aber sie blieben nicht bei historischen Vorgängen. Zu viele Menschen in der DDR seien verwirrt angesichts der tagtäglichen Infiltration bundesdeutscher Medien, die ständig das Gegenteil dessen behaupteten, was in der DDR offiziell verkündet werde. Da könne man keine sowjetischen Zeitschriften dulden, die in die gleiche Kerbe schlügen. Als in der «Jungen Welt» Schütts Artikel gegen den Film «Die Reue» erschien, monierten die Verfasser, gab es keinen einzigen Leserbrief, der diese Polemik begrüßt oder unterstützt hätte, sondern nur ablehnende Briefe. Vor diesem Hintergrund gäbe es für die SED-Führung gar keine andere Möglichkeit, als «bürgerliche Geschichtsauffassungen» wie im «Sputnik» aus der DDR zu verbannen. Es gäbe genug «ideologische Wirrnisse».[62]

Wenige Wochen später hatte die SED-Führung eine Formel gefunden, mit der sie einerseits auf Gorbatschows Blockpluralismus reagierte und mit der sie andererseits ihre feste Blockverbundenheit glaubte demonstrieren zu können. Erich Honecker postulierte am 29. Dezember 1988 beim Festakt zum 70. Jahrestag der KPD-Gründung einen Sozialismus «in den Farben der DDR». Es sollte der letzte ideologische Neubewertungsversuch der Honecker-Führung gewesen sein, die DDR so zu retten, wie sie war.

Zwischen Dialog und Abgrenzung

Nichts hat dem SED-Staat mehr Legitimität und Stabilität verliehen als die internationale Anerkennungswelle Anfang der siebziger Jahre. Sie erzeugte eine innenpolitische Stabilisierung, die zwar nicht die fehlende demokratische Legitimierung des Regimes kompensierte, aber dazu führte, dass die DDR auch in den Augen der meisten Insassen ihren provisorischen Charakter verlor. Das SED-Regime schien dauerhaft etabliert, die Nachkriegsordnung von Jalta zementiert. Nichts hat die Diktatur aber gleichzeitig mehr unterhöhlt als die KSZE-Schlussakte von Helsinki und der KSZE-Prozess mit seinen Nachfolgekonferenzen von Belgrad, Madrid und Wien. Ursprünglich von Moskau initiiert, wollten die Sowjets über ein System kollektiver Sicherheit in Europa verhandeln. Gegen Ende der sechziger Jahre, als sich der Ost-West-Konflikt entspannte, gingen die NATO-Staaten auf diese Initiative ein, forderten aber zugleich, auf der Konferenz auch die Einhaltung der Menschen- und Bürgerrechte mitzubehandeln. Im Mittelpunkt der Diskussionen standen drei Themenbereiche («Körbe»): Korb I: Fragen zur Sicherheit Europas; Korb II: Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft, Technik und Umwelt; Korb III: menschliche Kontakte, Kultur- und Informationsaustausch.

Mit der Verabschiedung der Schlussakte 1975 war die Verpflichtung aller Signatarstaaten verbunden, diese in ihren jeweiligen Ländern vollständig zu veröffentlichen. Insbesondere die Verpflichtung der Unterzeichner, die Menschenrechte und Grundfreiheiten zu wahren, grenzüberschreitenden Reiseverkehr nicht zu behindern, der Bevölkerung pluralistische Informationsmaterialien zur Verfügung zu stellen und hinreichende Arbeitsbedingungen für ausländische Journalisten zu schaffen, diente fortan oppositionellen, ausreisewilligen und anderen kritischen Kräften in den kommunistischen Staaten als eine willkommene Argumentationshilfe. Es wundert daher nicht, dass MfS-Minister Mielke und andere SED-Politbüromitglieder eindringlich vor dem KSZE-Prozess warnten und die innenpolitischen Folgen als nicht kalkulierbar einschätzten. Honecker tat diese Einwände ab. Er wollte gleichberechtigt auf internationalem Parkett mitspielen.

1972 bezeichnete er die Bundesrepublik erstmals als Ausland. Was bei Olympischen Spielen seit 1968 anerkannt war – eine eigenständige DDR-Mannschaft –, ist nun auch auf internationalem Parkett praktiziert worden. Zwei deutsche Staaten, die formal als eigenständige Völkerrechtssubjekte agierten. In der Praxis zierten sich zwar westliche Staaten mit der vollständigen Anerkennung. Einige westliche Botschaften hießen nicht «in der», sondern «bei der DDR». Die neu ernannten alliierten Botschafter grübelten darüber nach, wie sie nach Ost-Berlin einreisen könnten, ohne ihren Pass vorzeigen zu müssen. Solche und ähnliche Spielchen mögen in Bonn aufmerksam registriert und in Paris, London oder Washington als besonders standhaft angesehen worden sein – in der ostdeutschen Gesellschaft blieben solche Feinheiten diplomatischer Etikette aber unerkannt und folgenlos.

Es machte durchaus Eindruck, dass Partei- und Staatschef Honecker nicht nur offizielle Staatsbesuche in Ulan-Bator, Addis Abeba, Maputo, Managua, Pjöngjang oder Havanna absolvierte. Insgesamt besuchte er offiziell 38 Staaten. Im November 1980 fuhr er erstmals zu einem offiziellen Staatsbesuch in ein westliches Land – nach Wien. Von den weiteren Reisen waren für die innenpolitische Stabilität und Legitimation besonders wichtig seine Visiten in Japan (Mai 1981), Finnland (Oktober 1984), Italien als erstem NATO-Staat mit einer Audienz beim polnischen Papst (April 1985), Griechenland (Oktober 1985), Schweden (Juni 1986), Niederlande (Juni 1987), Belgien (Oktober 1987), Frankreich (Januar 1988) und schließlich als letzter westlicher Staatsbesuch Spanien (Oktober 1988). Im letzten Dezennium gaben sich zudem Staatsoberhäupter, Minister und Industrielle in Ost-Berlin die Klinken in die Hand. Honecker schien in seinen letzten Jahren von einem Fernweh befallen, dass er seinem Staatsvolk mit allen Mitteln auszutreiben gedachte. Offenbar wollte er seine Weltanschauung durch Anschauen der Welt festigen. Bei seiner Ankunft in Japan soll er gesagt haben, lieber einmal gesehen als tausendmal gehört.

Zwei Ziele erreichte Honecker nicht. Weder die britische Regierung nebst Königin noch der US-Präsident konnten sich bis 1989 durchringen, den Dachdecker aus Saarlouis zu empfangen. Sie sahen nicht die «slightest chance», dass in nächster Zeit «the wall coming down».[63] Wirtschaftlich war die DDR für die großen westlichen Staaten mit der besonderen Ausnahme der Bundesrepublik uninteressant. Die US-Amerikaner beharrten außerdem auf Wiedergutmachungsleistungen für Israel und für die Opfer des Holocaust. Die SED-Führung lehnte dies nicht nur ab, sie hätte es auch nicht leisten können. Das international wertlose Geld, das sie anzubieten hatte, nützte niemandem etwas. In Großbritannien wie den USA gab es keine Lobby für das SED-Regime. Die Zahl der Kommunisten war in beiden Staaten so übersichtlich, dass jeder jeden kannte. In Frankreich, wo Honecker empfangen wurde, waren die Kommunisten zwar weitaus stärker, aber von Moskau abgerückt. Honecker wurde auch hier eher stellvertretend empfangen. Er musste sich in Paris von Mitterrand und Chirac deutliche Worte über die Unmenschlichkeit der Berliner Mauer anhören. Paris demonstrierte mit diesem Besuch vor allem Eigenständigkeit gegenüber Bonn und Westeuropa.

Dennoch: die außenpolitische Anerkennung und Honeckers Aktivitäten waren der wichtigste innenpolitische Stabilitätsfaktor des Regimes. Das mentale Muster in der Gesellschaft war ziemlich einfach. Wenn Honecker in Rom, Paris, Tokio oder Madrid als Gleicher unter Gleichen gelte, dann müsse er auch von den Gegnern der SED-Diktatur stellvertretend für das Regime als Machtfaktor hingenommen werden, der noch lange das Sagen haben würde. Opposition müsse sich auf Reformen und Demokratisierungsprozesse im Systemrahmen beschränken. Der Abriss der Mauer könne nur im Umbau des gesamten «Hauses Europa» erfolgen. So etwa lautete die vorherrschende Logik der meisten Systemgegner. Polen, Ungarn oder Tschechen sahen dies anders. Dort glaubten viele Oppositionelle, erst wenn die Mauer in Deutschland falle, könnten ihre Länder «zurück nach Europa». Historisch gesehen hatten beide Recht, aber ganz anders als sie jeweils dachten.

Die Außenbeziehungen der DDR zu den westlichen Staaten sind mittlerweile gut erforscht. In allen Arbeiten wird für die achtziger Jahre ein Aspekt hervorgehoben, der auch in der DDR-Gesellschaft nur selten zu Widerspruch führte. Mit Erich Honecker stand an der Spitze dieses Staates ein Mann, der 1933 bis 1945 eine untadelige Vergangenheit aufwies und dem man zugleich alles vorwerfen konnte, nur nicht, dass er sich nicht ehrlich für Abrüstung und gegen zwischenstaatliche oder gar atomare Kriege engagierte. Honecker war ein Mann von schlichtem Gemüt. Viel gelacht wurde über ihn, wie folgender weit verbreiteter Witz in zahllosen Varianten veranschaulicht: «Honecker hält eine Rede zur Entwicklung des Sozialismus. ‹Liebe Genossinnen und Genossen›, verkündet er mit der ihm eigenen Betonung und Intonation, ‹die Entwicklung des Sozialismus ist nicht aufzuhalten! Schon heute bedeckt der Sozialismus ein Fünftel unserer Erde! Und schon bald wird es ein Sechstel, ein Siebtel, ein Achtel, ein Neuntel und ein Zehntel sein!›» Man nimmt ihm noch heute seine Bescheidenheit ab. Er war starrsinnig, hölzern, nicht gerade mit intellektueller oder rhetorischer Brillanz gesegnet. Sein Weltbild war geprägt worden von der Endphase der Weimarer Republik, dem Nationalsozialismus und dem Kalten Krieg. Er hatte wie die meisten seiner Funktionärskollegen diese Prägungen in den siebziger und achtziger Jahren nicht mit modernen Elementen der veränderten Welt ergänzen können. Das kann man ihm nicht einmal zum Vorwurf machen. Hätte er in einer Laube am Rande Berlins sein Dasein gefristet, würden wir ihn heute vielleicht sogar ehren können. Seine Laube aber war tragischerweise ein Regierungspalast im Zentrum Berlins, in dem er sich anmaßte, darüber zu befinden, was ihm wichtig schien. Dazu zählten die Produktion von Schlüpfergummis wie Bananenimporte, Westautoimporte ebenso wie Angelschnurexporte. Er entschied darüber, wer Feind, wer Freund sei. Er agierte als Monarch, nicht als aufgeklärter, nicht als absolutistischer, sondern als «historisch-dialektischer». Und dennoch war er kein Monarch mit Beraterstab, sondern nur Gleicher unter Gleichen, das System war kein Honecker-System, sondern eine kommunistische Diktatur mit einem vielgliedrigen Macht-, Herrschafts- und Unterdrückungsapparat. Anders als sein Vorgänger Ulbricht gerierte er sich nicht als Theoretiker. Sein Lebensziel sah er nicht darin, in den Olymp der marxistisch-leninistischen Gottheiten aufgenommen zu werden. Er glaubte als Praktiker, einen Dachstuhl zimmern zu können, unter dem sich all seine verbliebenen Schäfchen arkadisch wohl fühlen könnten. Dafür waren ihm fast alle Mittel recht. Das ist nicht unlogisch. Utopia, die egalitäre Gesellschaft, ist «ein schrecklicher Gedanke: denn in Utopia wohnt nicht die Freiheit, der stets unvollkommene Entwurf in das Unbestimmte, sondern die Perfektion entweder des Terrors oder der absoluten Langeweile».[64] Die Tragik Honeckers verflüchtigt sich so. Tragisch bleibt aber, dass er, seinesgleichen und deren Ideen und Theorien zur materiellen Gewalt werden konnten und immer wieder werden können.

Honeckers westliche Gesprächspartner waren durchaus beeindruckt von ihm, allen voran Franz Josef Strauß. Sie rühmten nicht unbedingt seine Lockerheit oder geistige Beweglichkeit. Aber sie waren überrascht, dass er im persönlichen Gespräch weniger langweilig, weniger hölzern und weniger verbohrt daherkam als er sich öffentlich präsentierte. Honecker war kein Aktenwühler, sondern ein Pragmatiker des Bauches. Was konnte er eigentlich dafür, dass seine Bauchgefühle nicht mehrheitsfähig waren, nachdem ihn die Gesetze der Geschichte nun einmal an die Spitze des historisch Unvermeidlichen katapultiert hatten? Das ist genau so wenig zynisch wie Honecker, wiederum anders als Ulbricht, kein Zyniker war. Er war an sich liebenswert, nur sein Job nicht. Hätte er nach 1945 Dächer gedeckt, und Arbeit gab es wahrlich genug, hätte er seinen persönlichen Lebenstraum, sogar im Saarland, leben und kleinteilig verwirklichen können. Aber nicht nur die Tragik, am falschen Platz am falschen Ort die falsche Tätigkeit «aus Parteidisziplin» ausüben «zu müssen», bestimmte sein Leben stellvertretend wie Millionen «andere» tragische Lebensentwürfe in der DDR. Im Fall von Honecker kam noch hinzu, dass er sich als Friedenspolitiker sah, der Deutschland, Europa und der Welt dauerhaften Frieden bringen wollte. Er hat sogar 1983 Atomwaffen unterschiedslos, ob nun sowjetischer oder US-amerikanischer Herkunft, als «Teufelszeug» bezeichnet. Das war bemerkenswert, wurden doch in der DDR all jene verfolgt, die sowjetische SS-20 Mittelstreckenraketen ebenso verteufelten wie amerikanische Pershing 2-Raketen. Das ist nur ein oberflächliches Paradoxon. Blieb nämlich Honecker unkonkret, so artikulierten sich die ostdeutschen Kritiker der SS-20 eindeutig. Die Friedensrhetorik der SED hat viele Menschen überzeugt, trotz des Fehlens inneren Friedens. Die meisten Menschen haben sich öffentlich wahrnehmbar nicht einmal an der Militarisierung der gesamten Gesellschaft gestört. Das schien alles dem Frieden zu dienen. Noch heute preisen viele Menschen, und bei weitem nicht nur Apologeten des SED-Regimes, die Friedenspolitik. Tragisch für Honecker, wohl auch tragisch für die Apologeten, ist einzig der Umstand, dass die SED-Friedenspolitik dem Weltfrieden so viel nützte wie die der Regierung Vallettas. Die Supermächte interessierte nicht sonderlich, was Ost-Berlin zu verkünden hatte. Honecker als Politiker und die DDR als Sputnik-Satellit eigneten sich weder als Unterhändler noch als Schlichter und schon gar nicht als Wortführer welcher Richtung auch immer.

Niemand anderes als US-Präsident Ronald Reagan verdeutlichte dies am 12. Juni 1987 in West-Berlin. Kurz zuvor war es in Ost-Berlin zu Protesten Tausender Jugendlicher gekommen, die die DDR tagelang beschäftigten.[65] In dieser emotional aufgewühlten Situation besuchte Reagan West-Berlin. Obwohl selbst das «Neue Deutschland» einen Tag zuvor meldete, dass Reagan plane, sich in seiner Ansprache am Brandenburger Tor gegen die Mauer auszusprechen, blieben seine Worte im Osten seltsam ungehört. Vor dem Brandenburger Tor auf der Ostseite waren Staatssicherheit und Polizei sichtbar präsent. Etwa vier bis fünf Mal forderte die Volkspolizei mittels Lautsprechern stehen gebliebene Passanten auf, weiterzugehen («Bürger, Sie werden aufgefordert, Ihren Weg fortzusetzen. Bleiben Sie nicht stehen, gehen Sie bitte weiter»). Es kamen nur wenige Schaulustige, in manchen Berichten ist von 150, in anderen von 300 oder gar 1000 die Rede. Die wenigen bekannten Fotos lassen eher auf die niedrigen Angaben schließen. Polizei und Staatssicherheit hatten alles unter Kontrolle. Reagans Rede war im Osten akustisch nicht zu hören. Drei Ausreisewillige versuchten während der Rede zu demonstrieren, doch sie waren schneller verhaftet als westliche Journalisten sie hätten bemerken können. Und selbst die Aktion eines Busfahrers blieb unbeobachtet. Er versperrte gegen 17.00 Uhr – Reagan war bereits zwei Stunden zuvor nach Tempelhof weitergefahren – die gesamte Kreuzung Unter den Linden vor dem Pariser Platz. Er schaltete die Warnblinkanlage ein und blieb im geschlossenen Bus sitzen. Die Polizei nahm ihn fest und er gab zu Protokoll, sich mit den Reden von Reagan, Kohl und Diepgen, die er im Fernsehen sah, zu solidarisieren.

Die berühmteste Passage aus Reagans Rede lautete: «Generalsekretär Gorbatschow, wenn Sie nach Frieden streben – wenn Sie Wohlstand für die Sowjetunion und für Osteuropa wünschen – wenn Sie die Liberalisierung wünschen, dann kommen Sie hierher zu diesem Tor. Herr Gorbatschow, öffnen Sie dieses Tor. Herr Gorbatschow, reißen Sie diese Mauer nieder.»[66]

Diese Sätze sind im Osten nun wiederum gehört worden, die Rede war live in den Westmedien zu verfolgen und die entscheidenden Sequenzen wurden ständig wiederholt, aber seine Worte erreichten nicht die Herzen der meisten Ostdeutschen. Der Präsident galt nur wenigen als Hoffnungsgarant. Den meisten flößte seine Außen-, Militär- und Sicherheitspolitik – wie auch im Westen – eher Angst und Unsicherheit ein. Ihm wiederfuhr, was die meisten kommunistischen Funktionäre im Moskauer Machtbereich seit langem kannten: selbst wenn sie einmal etwas Richtiges oder Wahres sagten, nahm es ihnen keiner ab, glaubte ihnen keiner. Nur eine kleine Minderheit wollte Reagan als Türöffner haben. Drei linke Oppositionsgruppen aus Ost-Berlin erklärten drei Tage später: «Mr. Reagan, holen Sie Ihren Koffer wieder ab!» Wenn der US-Präsident nach der Maueröffnung rufe, so die Oppositionellen, meine er nicht die Freiheit der eingesperrten Menschen, sondern verlange nach neuen Märkten für den von ihm repräsentierten Kapitalismus. Deshalb fühlten sich diese Oppositionellen auch mit jenen Tausenden Westberlinern verbunden, die gegen Reagan demonstrierten. Und sie fügten noch hinzu: «Im übrigen wurde (im Ostteil bei den Pfingstunruhen – d. Verf.) nach Gorbatschow gerufen und nicht nach Reagan oder gar Kohl.»[67] Ralf Hirsch und Rainer Eppelmann hingegen, zwei bekannte Oppositionelle, hatten Mitte Januar 1987 aus Anlass der 750-Jahr-Feiern Berlins eine Botschaft an Erich Honecker, Bischof Forck, Eberhard Diepgen, Helmut Kohl sowie die vier höchsten politischen Repräsentanten der Alliierten gerichtet und gefordert, alle Relikte des Kalten Krieges zu beseitigen. Neben Diepgen war Reagan bzw. in dessen Auftrag der Botschafter in Ost-Berlin der Einzige, der antwortete und sich mit den Forderungen solidarisch erklärte.

Ab Mitte Juni 1987 musste das MfS feststellen, dass sich in der DDR die Rufe «Die Mauer muss weg» erheblich vervielfacht hatten. Unklar bleibt, ob dies eher mit den Pfingstunruhen oder mit Reagans Appell an Gorbatschow zusammenhing. Eine Sache ist damals fast nirgends reflektiert worden, sei es, weil die einen es als selbstverständlich ansahen, sei es, weil es die anderen nicht bemerkten: Reagan stand an der Mauer auf Westberliner Seite und appellierte an Gorbatschow, nicht an Honecker, die SED-Führung oder die DDR-Regierung. Reagans Aufforderung in Berlin, in der DDR, in Deutschland, in Europa etwas zu verändern, ging über die Köpfe der Vasallen hinweg. Außenpolitisch galt die DDR bestenfalls als Nebenfaktor. Für die innere Verfasstheit des Regimes wiederum war die Außenpolitik der SED zugleich systemstabilisierend (durch den Westen) und legitimationsunterhöhlend (durch ihre Anti-Perestroika-Politik).

Dieses Paradoxon fand sein Pendant in den deutsch-deutschen Beziehungen und in der SED-Politik gegenüber der Bundesrepublik. Nun ist hier nicht der Ort, das spannungsreiche Beziehungsgefüge zwischen SED-Führung und bundesdeutscher Politik eingehend zu behandeln. Seit 1990 ist darüber sehr viel geschrieben und gestritten worden. Zwei Ereignisse haben die Menschen besonders bewegt, beide fielen ins Jahr 1987, beide waren umstritten und blieben es in den Auseinandersetzungen und Bewertungen bis heute: Am 28. August 1987 veröffentlichten SPD und SED ein gemeinsames Papier unter dem uneindeutigen Titel «Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit». Ging es zwischen West und Ost wirklich um «Ideologien»? Wenige Tage später, vom 7. bis 11. September, hielt sich Erich Honecker zu einem offiziellen Arbeitsbesuch in der Bundesrepublik auf, wo er mit allen Ehren und von allen Spitzenpolitikern empfangen wurde. Der offiziell als Arbeitsbesuch deklarierte Aufenthalt kam einem Staatsbesuch gleich. Immerhin eskortierten Honeckers Limousine in Bonn aber nur 7 statt 15 Polizeikräder. In Bayern waren es dann 15. Der Besuch war zugleich der Höhepunkt in Honeckers Wirken auf internationalem Parkett, wenn es auch im eigentlichen Sinne ein nationales Parkett blieb. Außenminister Genscher fehlte bei Honeckers Begrüßung im Bundeskanzleramt, womit die Kohl-Regierung deutlich machte, die DDR sei kein Ausland. DDR-Außenminister Oskar Fischer traf sich zu einem Arbeitsgespräch mit der Ministerin für innerdeutsche Beziehungen, Dorothee Wilms, und auch mit Genscher – demonstrativ in dessen Arbeitszimmer statt wie vorgesehen in einem Gästehaus der Bundesregierung. Eines hatte sich in der Honecker-Ära seit 1971 nicht verändert: die Bundesrepublik wurde tagtäglich in der Propaganda als Hort des Imperialismus, der Ausbeutung, politischer Unterdrückung, Speerspitze Washingtons und neofaschistischer Tendenzen bezeichnet. Die DDR machte historisch nur Sinn, wie die SED selbst immer wieder betonte, vor dem Hintergrund des schrecklichen bundesdeutschen Regimes und einer lichten, gesetzmäßig vorherbestimmten kommunistischen Zukunft. Im Gegensatz zu den fünfziger und sechziger Jahren, als Adenauer mehrfach als direkter Nachfolger Hitlers hingestellt wurde, waren die Töne allerdings jetzt nicht mehr ganz so schrill.

Auch in der bundesdeutschen politischen Rhetorik hatte sich kaum etwas geändert. Offiziell hielten die Brandt-, Schmidt- und Kohl-Regierungen an der deutschen Einheit als Ziel fest und verwiesen die von der SED vertretene Zwei-Nationen-These ins Reich propagandistischer Legenden. In der bundesdeutschen Gesellschaft aber wurde die DDR immer stärker als normales Ausland wahrgenommen. Bereits 1964 unternahmen drei prominente Journalisten – Marion Gräfin Dönhoff, Rudolf Walter Leonhardt und Theo Sommer – eine Reise in die DDR und berichteten anschließend über ein Land, das so im Westen bisher unbekannt gewesen war. Das Buch löste heftige Debatten aus und bildete auch noch in den neunziger Jahren mehrfach Anstoß bitterer Diskussionen. Als eine Schlussfolgerung dieser Reise «in ein fernes Land» schrieb Sommer: «Wer die Gegen-Revolution in der DDR fordert und fördert, wird die allmähliche Evolution blockieren.»[68] Der SPD-Vordenker der Ost- und Deutschlandpolitik Peter Bender erklärte 1968, warum es «Zehn Gründe für die Anerkennung der DDR» gebe. Das geschah in einer Zeit, als der renommierte Journalist Hanns Werner Schwarze die reale gesellschaftliche Situation in der DDR in einem 500-seitigen Buch fast bis zur Unkenntlichkeit verzeichnen und verklären konnte und dafür noch viel Lob und Anerkennung erhielt. Schwarze schaffte es zum Beispiel, das «Wahlsystem» in der DDR zu rühmen und zu schlussfolgern: «Solange weder das eine Wahlsystem ‹ganz gut›, noch das andere ‹ganz schlecht› ist, bleibt heute die noch häufig und meist ehrlichen Herzens erhobene Forderung nach freien Wahlen ein Requisit aus dem inzwischen recht alt gewordenen Propaganda-Fundus.»[69] Ein anderer Autor, Rüdiger Thomas, deutete die SED-Diktatur wenig später in einem vielbeachteten Buch kurzerhand zur «kalkulierten Emanzipation» und modernen Industriegesellschaft um. Reformen seien nötig und möglich, meinte Peter Bender noch kurz vor dem Untergang der Diktatur, um unter Führung der SED endlich einen «demokratischen Sozialismus in der DDR» zu errichten.[70]

Die ganzen siebziger und achtziger Jahre hindurch gab es in Politik, Publizistik und Wissenschaft ständige, zum Teil harte Auseinandersetzungen über den Charakter der DDR. Hielten die einen daran fest, dass es sich um eine Diktatur ohne Freiheitsrechte handele, glaubten nicht wenige andere, die DDR sei eine Industriegesellschaft eigenen Typs geworden, die ihren Menschen durchaus Freiheiten und demokratische Mitbestimmungsmöglichkeiten einräume. Auch die Zwei-Nationen-These fand in der bundesdeutschen Publizistik Anhänger. Hinzu kam das in den achtziger Jahren vielfach vorgetragene Argument, es sei nun einmal historische Realität, dass die deutsche Geschichte sich fast immer in mehreren Staaten gleichzeitig vollzogen habe – außer zwischen 1938 und 1945.[71] Es geht hier gar nicht darum, den dominierenden Zeitgeist als diktaturblind oder gar als Helfershelfer der SED-Diktatur hinzustellen. Diese Debatte mag anderswo geführt werden. Aber es ist wichtig darauf hinzuweisen, dass sich auch in der Bundesrepublik viele Menschen mit der Teilung abgefunden hatten und die DDR-Realitäten verklärten, ihr Potentiale zuschrieben, die es nicht gab. Das hat nicht unwesentlich zur inneren Stabilisierung der Diktatur beigetragen.

Zeigten sich die verschiedenen Lager, die parteipolitisch bunt gemischt waren, innerhalb der Bundesrepublik wenig bewegungsfähig, so erwiesen sie sich im konkreten Umgang mit der DDR und der SED als umso beweglicher. Das berühmteste Beispiel dafür bot wohl der bayerische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende Franz Josef Strauß. Er stand nie im Verdacht, Ost-Berlin gegenüber besonders freundlich gesinnt zu sein. Und doch war ausgerechnet er es, der 1983 den ersten Milliardenkredit einfädelte und so die DDR international wieder zahlungsfähig machte. Er stabilisierte bewusst die DDR, weil er, darin war er sich mit allen führenden Politikern von SPD, FDP und CDU/CSU einig, keine inneren Unruhen in der DDR provozieren und so die Stabilität Europas gefährden wollte. Die Ende der sechziger Jahre von Willy Brandt eingeleitete neue Ost- und Deutschlandpolitik, die unter dem Signum «Wandel durch Annäherung» firmierte, blieb die deutschlandpolitische Konstante auch nach 1982, als Kohl das Kanzleramt übernahm. Sämtliche Bundesregierungen versuchten, humanitäre Verbesserungen und Erleichterungen für die Ostdeutschen und für den deutsch-deutschen Besuchsverkehr zu erzielen. Immer wieder rangen sie der SED-Führung Zugeständnisse ab, wofür diese großzügige finanzielle Mittel erhielt. Das alles kam in der DDR-Gesellschaft gut an und wurde als Zeichen verstanden, dass man in der Bundesrepublik nicht vergessen worden war, dass sich die Bundesregierung im besten Sinne als gesamtdeutsche Regierung verhielt.

Verändert hatte sich aber in den achtziger Jahren trotz des propagandistischen Getöses die Deutschlandpolitik der SED-Führung. Diese Politik war nicht auf Annäherung oder gar freiheitliche Wiedervereinigung orientiert, das war aus SED-Sicht nur unter kommunistischen Vorzeichen zu haben, aber aus ökonomischen Zwängen heraus und wegen der Wirtschaftskrise im Ostblock versuchte die SED-Führung, stärker von der wirtschaftlichen Potenz der Bundesrepublik zu profitieren. Die Bundesregierungen gingen darauf ein, um so direkt der Bevölkerung im Osten zu helfen. Die Mauer wurde löchriger durch einen rasant ansteigenden Besucherverkehr. Der Schießbefehl an der Mauer wurde aufgehoben, Selbstschussanlagen entfernt – Tote waren dennoch weiterhin zu beklagen. Diese und viele andere Maßnahmen und Erleichterungen trotzten die Kohl-Regierungen dem Honecker-Regime ab. Auch Kohl ging davon aus, dass die europäische Nachkriegsordnung nur auf dem Wege langsamer Reformen im Osten überwunden werden könnte. In der deutschen Frage ließ er keine Zweifel aufkommen, dass er diese als offen ansah. Und anders als viele andere Politiker wies er immer wieder auf den Diktaturcharakter der DDR und des Ostblocks hin. Die zwei berühmtesten Beispiele dafür lieferte Kohl Mitte der achtziger Jahre. Diese beiden denkwürdigen Auftritte, die die politische Atmosphäre gut spiegeln, veranschaulichen, dass 1987 dem Jahr 1978 näher lag als dem Jahr 1989/90. Erst hatte Kohl im Oktober 1986 Gorbatschow indirekt mit Goebbels verglichen, dann bezeichnete er Anfang Januar 1987 die DDR als ein Regime, «das (…) politische Gefangene (…) in Gefängnissen und Konzentrationslagern hält».[72] Was sagte Kohl seinerzeit über Gorbatschow und Goebbels wirklich? Welche Worte haben blankes Entsetzen ausgelöst und zu heftigen Reaktionen bei Feind und Freund geführt? Kohl wörtlich: Michail Gorbatschow «ist ein moderner kommunistischer Führer, der sich auf Public Relations versteht. Goebbels, einer von jenen, die für die Verbrechen der Hitler-Ära verantwortlich waren, war auch ein Experte für Public Relations.»[73]

Diese Aussage machte Kohl in einer Zeit, da die bundesdeutsche Öffentlichkeit verbissen den «Historikerstreit» verfolgte, ein Streit, den manche auch «Hysterikerstreit» nannten. In diesem Streit wiesen 1986/87 linksliberale Historiker, Philosophen und Soziologen die Möglichkeit zurück, Nationalsozialismus und Kommunismus miteinander vergleichen zu können. Die Verbrechen des Nationalsozialismus, insbesondere der Holocaust, seien einzigartig und der Nationalsozialismus stelle keine Antwort auf die angebliche kommunistische Bedrohung dar. Kohl nun hatte nichts weiter getan, als Nationalsozialismus und Kommunismus zu vergleichen, ohne sie dabei gleichzusetzen. Gorbatschow war nun einmal 1986 der Anführer des Weltkommunismus mit Millionen Toten und noch war nicht wirklich zu erkennen, dass aus dem kommunistischen Hoffnungsträger ein weltweit anerkannter Totengräber des Systems wider Willen werden würde.

Und auch Kohls zweite Äußerung verlangt nach einer zeithistorischen Einordnung: So wie die westliche Welt begann, Gorbatschow zu Füßen zu liegen und ihm dafür später Panzer im Baltikum, in Armenien, in Aserbaidschan, in Georgien oder in Tadschikistan großzügig verzieh und über viele Tote, für die Gorbatschow verantwortlich war, hinwegsah – hier blieb Kohl merkwürdig stumm, aus den Feinden waren mittlerweile innige Freunde geworden –, so hatte die westliche Welt ebenso großzügig darüber hinweggesehen, dass im Osten Tausende Menschen aus politischen Gründen eingesperrt waren. Kohl hatte darauf mit drastischen Worten hingewiesen, wie ein einsamer Mahner in der Wüste. Seine Erwähnung von Konzentrationslagern, die es natürlich nicht mehr gab, hat dieser Rede und ihren Inhalten eine Aufmerksamkeit geschenkt, die sie sonst nicht erhalten hätte. In der DDR waren viele Menschen, auch kritisch eingestellte, empört. Der Kanzler zog Kritik auf sich und erreichte doch, dass die Frage nach politischen Häftlingen in der DDR wieder auf dem gesamtdeutschen Tisch lag. Darauf haben seinerzeit in noch heute beeindruckenden Analysen etwa der Kölner Journalist Karl Wilhelm Fricke und der ostdeutsche Oppositionelle Arnold Vaatz hingewiesen.[74] Beide hatten zu ganz unterschiedlichen Zeiten den Haftalltag in der DDR ertragen müssen. 1987 war es mitnichten so, dass in der bundesdeutschen Öffentlichkeit ein DDR-Bild dominierte, das den Diktaturcharakter des Regimes als zentrale Säule gezeigt hätte. Insofern standen Kohls Auslassungen, für die er sich unbegreiflicherweise seither immer wieder entschuldigt hat, durchaus gegen den bundesdeutschen Zeitgeist.

In der Bundesrepublik vollzog sich in den achtziger Jahren insofern eine bedeutungsvolle Veränderung in der Deutschlandpolitik, als zwar Kohl klare Worte fand, zugleich aber seine Unterhändler in Ost-Berlin sachlich und pragmatisch verhandelten. Für die CDU war dies eine neue Politik, da sie bis 1982, solange die SPD an der Macht war, die Sozialdemokraten ständig der Anerkennung der DDR und ihrer Verhältnisse bezichtigte. Das stand einer Oppositionspartei als politisches Korrektiv gut zu Gesicht. Aber noch besser stand der CDU zu Gesicht, dass sie sich nach der Übernahme der Regierungsgeschäfte die pragmatische und auf menschliche Erleichterungen zielende SPD-Linie zu eigen machte. Das brachte die Sozialdemokraten in eine brenzlige Situation. Sie verstanden sich als Erfinder dieser Appeasement-Politik und mussten nun nach 1982 mit ansehen, wie die CDU die Früchte ihrer Arbeit einfuhr. SPD-Strategen erfanden die «zweite Phase» der Deutschlandpolitik, womit sie die Bundesregierung (links) überholen, innenpolitisch nicht an Gewicht verlieren und außenpolitisch als Gesprächspartner gefragt bleiben wollten. Da die SPD als Verhandlungspartner für die SED-Führung nach 1982 weniger bedeutsam geworden war, bastelten beide ab 1984 an einem «Traum der Arbeiterbewegung», dem Aufeinanderzugehen von Sozialdemokraten und Kommunisten. Seit 1917/18 war die organisierte Arbeiterbewegung in Deutschland gespalten. Ende der zwanziger Jahre galten Sozialdemokraten den Kommunisten als «Sozialfaschisten», die nach 1933 für die Machtübernahme der Nationalsozialisten direkt mitverantwortlich gemacht wurden. Nach Kriegsende 1945 versuchten in Ost wie West Kommunisten und Sozialdemokraten die Einheit wiederherzustellen. Es blieben vergebliche Mühen, die Gräben waren zu tief, die Verletzungen unvergessen und die Ziele unversöhnlich. Die Zwangsvereinigung in der SBZ von KPD und SPD zur SED, das anschließende Verbot der SPD in der SBZ (mit Ausnahme Ost-Berlins bis 1961) und die Verfolgung Hunderttausender Sozialdemokraten schienen den Bruch für immer zu besiegeln.

Nach ersten Annäherungen seit 1970, die stets die ideologischen Gräben sichtbar bleiben ließen, schwenkte ein SPD-Flügel nach 1982 um und suchte das politische Gespräch mit der SED-Führung. Zunächst ging es um Friedensfragen, doch ab 1984 rückten immer mehr ideologische Fragen ins Zentrum, die schließlich im August 1987 in dem erwähnten Papier «Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit» gipfelten. Dieses Papier ging von dem Gedanken aus, dass die Bewahrung des Friedens und die Abrüstung zentrale Pfeiler deutscher Politik und einer Weltinnenpolitik insgesamt sein müssten. Nur im Frieden könne ein «friedlicher Wettbewerb der Gesellschaftssysteme» erfolgen. Dieser Wettbewerb, der auf Zusammenarbeit und gegenseitigem Vertrauen basieren müsse, könne den sozialen Fortschritt in beiden Systemen befördern. Zur Kultur des Streites gehöre, dass beide Seiten sich gegenseitig anerkennen und respektieren, die gegensätzlichen Positionen akzeptieren, keine Kompromissformeln suchen und Feindbilder vermeiden. Keine Seite dürfe der anderen ihre Existenzberechtigung absprechen. «Unsere Hoffnung kann sich nicht darauf richten, dass ein System das andere abschafft.» Kritik an der anderen Seite müsse auf nachprüfbaren Tatsachen beruhen. Keine Seite dürfe in Anspruch nehmen, was sie der anderen verwehren wolle.[75]

Das Erscheinen des Papiers Ende August 1987 galt als Sensation. Mit ihm drängte die SPD die SED in die Defensive. Denn genau betrachtet spiegelt der Inhalt neben Gemeinsamkeiten etwa in der internationalen Friedensfrage auch die gegensätzlichen Positionen. Die deutsche Sozialdemokratie hatte ihren kulturellen und politischen Wertehorizont buchstäblich über Nacht einem Millionenpublikum in der DDR in die Hand gegeben. Fortan konnte sich jeder, der wollte, auf dieses Papier beziehen und die dortigen (sozialdemokratischen) Argumente als seine eigenen benutzen. Den größten Coup dabei landete vielleicht einer der Hauptinitiatoren, der SPD-Politiker Erhard Eppler. Denn fast alle wesentlichen Gedanken, die das Papier prägten, hatte er bereits 1983 in einem vielbeachteten Buch publiziert.[76] Eppler, Bahr und Bender erwarben sich seit den sechziger Jahren viele Meriten in der bundesdeutschen Deutschlandpolitik. Ihnen kann man nicht vorwerfen, was zuweilen geschieht, sie hätten die DDR-Realitäten zur Unkenntlichkeit verzerrt. Sie wussten wahrscheinlich besser über die DDR-Gesellschaft Bescheid als so mancher ihrer Kritiker. Sie wussten, dass jede von Moskau gelöste Betrachtung der DDR unrealistisch sei und demzufolge zu unrealistischen Politikkonzepten führen müsse. Problematisch dabei war allerdings, dass sie ein Konzept vertraten, das den Ostblock schon vom theoretischen Ansatz her nicht erreichen konnte: Das Ende des ideologischen Zeitalters.[77] Nur im scheinbaren Gegensatz dazu steht der umstrittene Titel des SPD-SED-Papiers: «Der Streit der Ideologien». Denn wenn das «ideologische Zeitalter» zu Ende sei, könnten auch die freiheitliche Sozialdemokratie und die antifreiheitlichen Kommunisten über ihre Ideologien streiten, was unter der Hand – aus sozialdemokratischer Sicht wohl ungewollt – bei allen Gegensätzen und «Wettkämpfen» auf eine prinzipielle Gleichberechtigung von Freiheit und Unfreiheit hinausläuft.

Die Wirkungen des Papiers waren verheerend – für beide Seiten. In der Bundesrepublik hielten Kritiker der SPD vor, die DDR-Realitäten anerkannt, die reformunwillige SED-Führung unterstützt und vor allem, der schlimmste Vorwurf, die freiheitlich-demokratische Gesellschaft und die kommunistischen Regime auf eine Stufe gestellt zu haben. Allein schon der Titel «Streit der Ideologien» erweise sich als angreifbar, denn es stritten nicht Ideologien, sondern Freiheit und Demokratie einerseits und Diktatur und Unfreiheit andererseits miteinander. Manche Kritiker, wie Gesine Schwan, kamen aus der SPD selbst und zeigten sich fassungslos. Die Verfechter des Papiers, von Eppler über Bahr bis zu Voigt, Lafontaine, Schröder und Vogel ein Großteil der sozialdemokratischen Prominenz, entgegneten immer wieder wortreich, es ginge um Frieden, Friedensfähigkeit und Wandel. Im Osten könnten nur Reformen bewirkt werden, wenn man im Gespräch bleibe, sanften Druck ausübe und mit den Mächtigen verhandle. Der stärkste Vorwurf dagegen lautete, aus dem Konzept «Wandel durch Annäherung» sei «Wandel durch Anbiederung» (CDU-Generalsekretär Heiner Geißler) geworden.

In den letzten Jahren war viel darüber zu lesen, wie sich Politiker wie Lafontaine und Schröder der Honecker-Mannschaft gegenüber verhielten. Tatsächlich haben sich diese Politiker, aber nicht nur sie, sondern auch fast alle Grünen-Politiker, dazu durchgerungen, Honeckers «Geraer Forderungen» vom Oktober 1980 anzuerkennen. Honecker hatte in einer Rede verlangt, dass die Bundesrepublik die DDR-Staatsbürgerschaft anerkenne, die «Zentrale Erfassungsstelle» in Salzgitter – wo die Verbrechen des SED-Regimes erfasst wurden – auflöse, die innerdeutsche Grenze nach internationalen Gepflogenheiten verlaufe (Elbe) und die Ständigen Vertretungen beider Staaten in Botschaften umgewandelt würden.[78] Die Grünen und ein Teil der SPD gingen darauf ein und forderten ab Mitte der achtziger Jahre, die ersten drei Punkte müssten politisch umgesetzt werden. Die Geschichte der deutschen Einheit wäre bei Anerkennung und Umsetzung dieser Forderungen durch eine Bundesregierung ganz anders verlaufen, eine schnelle Einheit wäre nicht möglich gewesen. Mehrere SPD-regierte Bundesländer setzten ihre Zahlungen für die Erfassungsstelle in Salzgitter aus. Dabei muss man wissen, dass den MfS-, Justiz-, SED- und Grenztruppen-Apparaten diese Institution deshalb ein Dorn im Auge war, weil hier viele Verbrechen des SED-Regimes mit den dafür Verantwortlichen dokumentiert wurden. Viele Menschen aus der DDR, die in die Bundesrepublik ausreisten oder besuchsweise dort weilten, meldeten juristisch relevante Vorgänge. Das zeigte durchaus Wirkung. Zum einen hat die bloße Existenz von «Salzgitter» so manchen Schergen des Regimes zögern lassen, wusste er doch, seine Tat könnte dort gemeldet werden. Das war auch der Bundesregierung bekannt,[79] hätte also SPD-und Grünen-Politikern ebenfalls bewusst sein können. Zum anderen warnten MfS, SED und Justiz so manche Angehörige noch Wochen nach der Maueröffnung davor, in den Westen zu fahren, weil unter Umständen «ein Vorgang» in Salzgitter «einliege». Immerhin zeigte sich in solchen «Herbstwarnungen» ein Unrechtsbewusstsein, das angesichts späterer öffentlicher Erklärungen überraschen könnte.

In der DDR war die Wirkung des SED-SPD-Papiers mindestens ebenso verheerend, aber doch ganz anders. Vorab hatte die Parteispitze ihre Funktionäre Anfang August darüber informiert, dass in wenigen Wochen ein solches Papier erscheine.[80] Denn anders als in der Bundesrepublik war der Paukenschlag des Papiers nur mit dem KSZE-Dokument von 1975 vergleichbar. Wenn sich die SED-Führung zur gleichberechtigten ideologischen Auseinandersetzung mit Sozialdemokraten bekannte, musste dies auch für «Andersdenkende» in der DDR gelten. Die SED-Führung argumentierte, es gehe um Frieden, um Frieden und nochmals um Frieden und deshalb müssten Konzessionen gemacht werden. Mit keinem Wort ging sie in ihrem internen Papier auf die Möglichkeit ein, dass Kritiker in der DDR diesen Vorgang als Anerkennung Andersdenkender oder Oppositioneller verstehen könnten. Diese wiederum scherten sich wenig um die parteiinterne Argumentationshilfe, die sie nicht einmal kannten, sondern beriefen sich auf Geist und Buchstaben des Papiers und forderten Dialog und Anerkennung ein. Die Stimmungs- und Lageberichte von SED und MfS verdeutlichen, dass große Teile der Gesellschaft das Papier begrüßten und zugleich hofften, dass die SED von ihrer bisherigen Politik abrücke. Realisten hegten weniger Hoffnungen, nutzten aber das Papier in ihrem eigenen Sinne als «Argumentationshilfe» und zitierten immer wieder genüsslich daraus. Wenn ein Dialog mit allen äußeren Positionen angestrebt werde, so müsse dies für die inneren oppositionellen und kritischen erst recht gelten.

Am 1. September 1987 folgte noch eine kleine weitere Sensation. Um 20.00 Uhr diskutierten vier der Protagonisten der SPD-SED-Debatte live im DDR-Fernsehen: Otto Reinhold und Rolf Reißig für die SED und Erhard Eppler und Thomas Meyer für die SPD. Allein schon dass zwei bundesdeutsche Politiker live im DDR-Fernsehen auftraten, glich einer Sensation. Noch mehr freilich, dass Eppler verkündete, die deutsche Frage sei offen und keiner könne sagen, was die Zukunft bringe. Eppler relativierte die Wirkung der Fernsehsendung selbst: «Wie wenig allerdings in der DDR das eigene Fernsehprogramm beachtet wurde, erfuhr ich am folgenden Vormittag. Als ich durch Ost-Berlin bummelte, sprachen mich nur zwei Personen auf die Diskussion an, und sie kamen beide aus West-Berlin.»[81] Da nützte auch «die beste Sendezeit»[82] wenig.

Die Publikation des SPD-SED-Papiers erfolgte nicht zufällig wenige Tage vor Honeckers Besuch in der Bundesrepublik. Die SPD war so präsent, obwohl sie beim Honecker-Besuch nur eine Nebenrolle spielte. Seit mehreren Jahren war dieser Besuch wiederholt verschoben worden: Moskau hatte Honecker immer wieder die Reisegenehmigung verweigert. 1987 ließ er sich aber nicht mehr abhalten, obwohl Moskau immer noch Vorbehalte gegen jede deutsch-deutsche Annäherung hegte. Die Protokollabteilungen hatten ganze Arbeit geleistet, das MfS zeigte sich begeistert von der professionellen Arbeit der Bonner Personenschützer. Nur einmal kam das Protokoll nicht mit. Udo Lindenberg inszenierte einen Zwischenauftritt in Wuppertal, als er Honecker eine Gitarre mit der Aufschrift «Gitarren statt Knarren» überreichte. Schon zuvor hatte Lindenberg im Juni 1987 Honecker anlässlich der Pfingstunruhen in Ost-Berlin eine Lederjacke geschickt. Der war gewitzt und schickte ihm mit dem Kommentar «Die Jacke passt» eine Schalmei. Mit einem solchen Instrument hatte der junge Honecker im Saarland der Arbeiterbewegung den Marsch geblasen.

In der DDR wurde der Honecker-Besuch vor allem von einer Hoffnung begleitet: dass die Reisemöglichkeiten erweitert würden. In der Bundesrepublik blieb der Besuch höchst umstritten, hohe Erwartungen waren nicht an ihn geknüpft. Pragmatiker verteidigten ihn mit Realitätssinn, Kritiker warfen der Bundesregierung eine De-facto-Anerkennung der DDR vor, und auf gleichberechtigte Verständigung orientierte Politiker erklärten den Besuch zur Normalität. Alle waren überzeugt, den Menschen in der DDR mit ihrer Politik am besten zu helfen. Es stellte sich niemand außerhalb von DKP-Kreisen und linken Randgruppen hin und erklärte, die innere Verfasstheit der DDR müsse und könne so bleiben wie sie sei. Die DDR galt als Stabilitäts- und Friedensfaktor in Mitteleuropa. Alle waren aber von der Notwendigkeit innerer Reformen überzeugt, nur verfochten sie ganz unterschiedliche Strategien. Sie waren sich auch nicht einig darüber, wie und was reformbedürftig sei. Diejenigen, die das Konzept der staatlichen Anerkennung vertraten und das Grundgesetz ändern wollten, verhielten sich gegenüber der DDR wie gegenüber einem ausländischen Staat und wussten sich dabei laut Meinungsumfragen mit einer wachsenden Anzahl der Bundesbürger einig. Für fast zwei Drittel von ihnen war die DDR praktisch Ausland.[83] Etwas mehr als die Hälfte der Bundesbürger begrüßte Ende August 1987 den bevorstehenden Besuch Honeckers, nur sechs Prozent waren ausdrücklich dagegen, den anderen war er egal. Nur 9 Prozent der Bundesbürger wussten nicht, wer Honecker war.[84] Etwa 30 Prozent fanden ihn eher sympathisch und vertrauenswürdig.[85] Besonders sympathisch waren den Bundesbürgern Gorbatschow, dicht gefolgt von Mitterrand; Thatcher und Reagan folgten mit Abstand. Unsympathischer als Honecker war einer Mehrheit nur noch der polnische General Jaruzełski, der sich hinter einer getönten Brille versteckte und in Polen 1981 den Kriegszustand ausgerufen hatte. Einer deutlichen Mehrheit der Bundesbürger galt Honecker als «friedensliebend» (58 Prozent), nur 21 Prozent meinten, er und seine Politik seien «aggressiv». Die aufschlussreichste Frage der Meinungsforschungsinstitute im Vorfeld des Honecker-Besuches lautete: Was würden Sie Honecker persönlich fragen wollen, wenn Sie mit ihm sprechen könnten? Ein Viertel hätte mit ihm über die Situation Berlins gesprochen, 20 Prozent über Reiseerleichterungen für DDR-Bürger, 16 Prozent über solche für Bundesbürger, 13 Prozent über Freiheit und Menschenrechte in der DDR, 10 Prozent über den Schießbefehl – der während der Honecker-Visite außer Kraft gesetzt wurde – und Mauertote. Nur 9 Prozent hätten über die deutsche Wiedervereinigung debattieren wollen. Die Idee der deutschen Einheit war in der DDR-Gesellschaft vitaler als in der bundesdeutschen. Das verhielt sich spiegelbildlich zur Politik beider Regierungen.

Noch bevor Kanzler Kohl Honecker in Bonn begrüßen konnte, hatte der stellvertretende SPD-Vorsitzende und saarländische Ministerpräsident Oskar Lafontaine, 43 Jahre alt, das DDR-Staatsoberhaupt, das er von mehreren Begegnungen her persönlich kannte, in einem Essay in der Bundesrepublik willkommen geheißen. Es wäre zu billig, Lafontaines langen Artikel als einzige Lobhudelei abzuqualifizieren. Deutlich markierte er die Grenzen zwischen freiheitlicher Demokratie und kommunistischer Diktatur. Gleichwohl bleiben viele «Aber». Honecker «sei nicht einmal unbeliebt im eigenen Land» und tauge wenig «zum trockenen Apparatschik», erfährt der Leser ohne jede Quellenangabe. «Wie alle Saarländer ist er durchaus in der Lage, fünfe gerade sein zu lassen.»[86] Das wünschte man dem Autor auch. Denn wie er zu der Behauptung kam, Honecker habe sich «gegen eine starke Mehrheit im Politbüro der SED» behauptet, nicht für eine Intervention in Polen zu plädieren, um die Solidarność zu zerschlagen – was die Realgeschichte und schon das damalige ahnungsvolle Wissen auf der Straße auf den Kopf stellte –, verrät nicht nur die unseriösen Quellen Lafontaines, sondern auch seine ziemlich verblüffende Unkenntnis über die Abläufe im SED-Herrschaftsapparat. In diesem Punkt war ihm fast jeder DDR-Mensch voraus. Vor allem Honeckers respektable Widerstandsbiographie in der nationalsozialistischen Diktatur nötigte Lafontaine Respekt ab. Er stellte den Kommunismus als Glaubensbekenntnis dar, auch das war verständlich. Aber warum er ihm eine ähnliche Entwicklungspotenz zuschrieb wie den westlichen Demokratien, war schon damals nicht nachvollziehbar. Und genau mit diesem Kotau, für den Lafontaine nur stellvertretend stand, konnten kritisch eingestellte Menschen im Ostblock nicht nur nichts anfangen: sie fühlten sich verraten und verkauft.

Es regierte in Bonn aber nicht Lafontaine, sondern Kohl. Der war in dieser Zeit in Ost wie West denkbar unbeliebt. Von den westlichen Politikern war nur Reagan unbeliebter. Klio, die Muse der Geschichtsschreibung, aber hatte mit beiden noch Großes vor. Sie fanden im Olymp der «Großen Männer» Platz, obwohl ihnen das in den achtziger Jahren nicht einmal ihre Gefolgsleute zutrauten. Der Höhepunkt des Besuches fand gleich am ersten Abend statt. Kohl gab ein Essen zu Ehren Honeckers, die Ansprachen beider wurden live im Fernsehen übertragen und einen Tag später auch im «Neuen Deutschland» veröffentlicht. Kohl ließ keinen Zweifel an seinen Grundüberzeugungen: «Das Bewusstsein für die Einheit der Nation ist wach wie eh und je, und ungebrochen ist der Wille, sie zu bewahren. (…) An den unterschiedlichen Auffassungen der beiden Staaten zu grundsätzlichen Fragen, darunter zur nationalen Frage, kann und wird dieser Besuch nichts ändern. Für die Bundesregierung wiederhole ich: Die Präambel unseres Grundgesetzes steht nicht zur Disposition, weil sie unserer Überzeugung entspricht. Sie will das vereinte Europa, und sie fordert das gesamte deutsche Volk auf, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.» Kohl bezeichnete die «deutsche Frage» als offen und schaffte es zugleich, als verständigungsbereiter Politiker in Erscheinung zu treten, der nach dem Machbaren, nach einer Dialogpolitik der kleinen Schritte suchte. Besonders folgende Passage seiner vielbeachteten Rede hat die Menschen erreicht: «Friede beginnt mit der Achtung der unbedingten und absoluten Würde des einzelnen Menschen in allen Bereichen seines Lebens. Jeder Mensch muss über und für sich selbst bestimmen können. Deshalb wurde in der Schlussakte der KSZE ausdrücklich anerkannt: Die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ist ‹ein wesentlicher Faktor für den Frieden, die Gerechtigkeit und das Wohlergehen›. Wir wollen Friede in Deutschland, und dazu gehört auch, dass an der Grenze Waffen auf Dauer zum Schweigen gebracht werden. Gerade Gewalt, die den Wehrlosen trifft, schädigt den Frieden. Versäumen wir es nicht, Maßnahmen zu treffen, die auch von Mensch zu Mensch ein Stück Frieden stiften, indem sie mehr Nähe, Miteinander und Freiheit schaffen. Die Menschen in Deutschland leiden unter der Trennung. Sie leiden an einer Mauer, die ihnen buchstäblich im Wege steht und die sie abstößt. Wenn wir abbauen, was Menschen trennt, tragen wir dem unüberhörbaren Verlangen der Deutschen Rechnung: Sie wollen zueinander kommen können, weil sie zusammengehören. Daher müssen Hindernisse jedweder Art abgeräumt werden. Die Menschen in Deutschland erwarten, dass nicht Barrieren aufgetürmt werden. Sie wollen, dass wir gerade auch in diesen Tagen – neue Brücken bauen.» Honecker reagierte in seiner anschließenden Rede abweichend von seinem ursprünglich vorgesehenen Text. Die Einhaltung der Menschenrechte erachte er ebenfalls als enorm wichtig und sehe sich deshalb glücklich, dass sie in der DDR verwirklicht seien. Im Übrigen ließen sich Kapitalismus und Sozialismus «ebenso wenig vereinigen (…) wie Feuer und Wasser».[87]

Karl Wilhelm Fricke, leitender Redakteur beim Deutschlandfunk, kommentierte die Rede und die Reise: «Es war nicht das einzige Mal, dass Honecker von seinem vorformulierten Redetext abwich. (…) Auf die Grenzen anspielend, sprach er davon, dass (…) ‹unter diesen Bedingungen die Grenzen nicht so sind, wie sie es sein sollten (…) Aber ich glaube, wenn wir gemeinsam hinwirken entsprechend dem Kommuniqué, (…) dann wird auch der Tag kommen, an dem Grenzen uns nicht trennen, sondern Grenzen uns vereinen, so wie uns die Grenze zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Volksrepublik Polen vereint.› (…) Alles in allem erweist sich der Besuch Erich Honeckers weder als ‹historisches Ereignis› noch als Bekräftigung der vollendeten Teilung, sondern als ein weiterer Schritt auf dem Weg, der anderthalb Jahrzehnte zuvor mit dem Abschluss des Grundlagenvertrags eingeschlagen worden war, um die für die Deutschen bedrückenden Folgen der Teilung zu mindern, Verbindendes zu erhalten und neue Gemeinsamkeiten zu schaffen.»[88] Frickes abwägender Kommentar stand stellvertretend für viele ähnliche Analysen in der Bundesrepublik. Ein IM des MfS notierte dagegen nach einem Gespräch mit einem bundesdeutschen Kirchenhistoriker eher Außenseiterpositionen. Der in West-Berlin lehrende Wissenschaftler hätte dem IM zufolge sinngemäß geäußert, das selbstsichere Auftreten Honeckers in Bonn «sei u.a. darauf zurückzuführen, dass das eigentliche ‹Wunder› nach 1945 in der DDR vollbracht wurde».[89] In der DDR ist der Besuch intern anders eingeschätzt worden. Günter Herlt, einer der einflussreichsten Journalisten beim DDR-Fernsehen und beim Besuch in Bonn dabei, referierte vor MfS-Kadern u.a. so über den Bonn-Besuch Honeckers: «Natürlich waren auch noch Nadelstiche, mein Gott. War nicht Staatsbesuch, aber war offizieller Besuch, kam nicht der Außenminister zum Flughafen, aber der Kanzleramtsminister, war schon nett, dass er nicht Tante Wilms als innerdeutsche Dame. Es hat nicht gereicht für 15 Motorräder, aber er hat 7 geschickt, immerhin. Und haben sie nicht ganz das Tempo geschafft bei der Hymne, aber die Noten haben gestimmt. Sie müssen noch üben, die Jungs.» «Unter uns» könne er das so sagen, es war «eine große, tiefe Genugtuung, dass dieser Bonner Staat endlich Sie zu uns sagen muss.» Und diese ganze «kleinkarierte Bürgerlichkeit», die Kohl demonstrierte, habe der bayerische Ministerpräsident Strauß souverän überspielt. Er habe die DDR standesgemäß behandelt. Mit «dem Kerl» lasse sich reden.[90]

SPD-SED-Papier und Bonn-Besuch standen nur für kurze Hoffnungsphasen. Kaum war Honecker zurück, schlug die Zurückhaltung gegenüber Kritikern des SED-Systems in eine neue Repressionswelle um.[91] Die schöngeistige Theorie von den «Ansätzen einer Kultur des politischen Streits» (Punkt IV des Papiers) war von der SED-Herrschaftspraxis überholt worden. Die meisten Oppositionellen in der DDR hatten ohnehin keine großen Hoffnungen gehegt, weder bezogen auf das überraschende Papier noch auf den lange angekündigten Besuch. Im «Grenzfall», einer Ostberliner Untergrundzeitschrift der «Initiative Frieden und Menschenrechte», hieß es lakonisch, es sei «ein unverbindliches und an den wirklich konkreten Problemen völlig vorbeigehendes gemeinsames Ideologiepapier».[92] Der Regimekritiker Wolfgang Templin aus Ost-Berlin meinte allerdings in einem Telefonat mit Roland Jahn, der 1983 in Handschellen aus der DDR hinausgeworfen wurde und seither die DDR-Opposition von West-Berlin entscheidend unterstützte, und einem bundesdeutschen Journalisten nach der Live-Sendung im DDR-Fernsehen, die Intention des Papiers könnte sich ganz schnell gegen die SED-Verfasser selbst wenden.[93]

Am 14. Oktober 1987 fand in Freudenberg eine Podiumsdiskussion statt, an der nicht nur die Mitverfasser Thomas Meyer (SPD) und Rolf Reißig (SED) teilnahmen, sondern neben einem CDU- und einem Grünen-Politiker auch Jürgen Fuchs. Das war der SED-Führung vorher nicht bekannt gegeben worden, sonst hätte Reißig kaum teilnehmen können.[94] Thomas Meyer hatte dafür gesorgt, dass «DDR-Staatsfeind» Fuchs einen öffentlichen Dialog mit einem ranghohen SED-Vertreter führen konnte. Der hatte Jahn mitgebracht. Beide setzten Reißig unter Druck. Ob er auf ihre Fragen nicht antworten wollte oder konnte, sei dahingestellt. Was sollte er auch sagen, als Jahn in einem entwaffnenden Statement die SED aufforderte, mit der Opposition in Dialog zu treten: «Ich persönlich habe natürlich auch Interesse an dieser Kultur des Streits, möchte daran auch gern teilnehmen. Ich möchte mit Ihnen gern in Berlin, Hauptstadt der DDR, an einer Diskussion teilnehmen … Ich würde mich auch bereit erklären, im Fernsehen der DDR mit Vertretern der SED … Beifall; Lachen … Ich fordere Sie auf … auch mich da mit einzubeziehen … ich hoffe, wir sehen uns wieder in Berlin, in der DDR.»[95] Die Grenzen des von der SED als zulässig erachteten Dialogs waren damit überschritten. Reißig war ranghohes Mitglied einer Partei, die Reformen und Dialog verweigerte, und wurde so stellvertretend zum Aushängeschild des verweigerten Dialogs. Das Wortprotokoll der Veranstaltung wurde von Fuchs und Jahn in die DDR geschmuggelt. SED-Führung und MfS waren von dem wenig energischen Auftreten ihres SED-Professors enttäuscht, die beiden «Staatsfeinde» entschieden die Runde für sich. DDR-Bürgerrechtlerin Ulrike Poppe zählte zu jenen, die im SPD-SED-Papier die Chance erblickten, im Land neue Dialoge zu eröffnen. Mit Blick auf die Debatte in Freudenberg und auf das SPD-SED-Papier formulierte sie, es sei nötig, Kontakte zur «mittleren Ebene» zu suchen, und: «Ein Recht durchzusetzen, indem man es sich nimmt.»[96]

Vor allem in der Bundesrepublik und in kritischen DDR-Kreisen ist ein Artikel von Kurt Hager im «Neuen Deutschland» am 28. Oktober 1987 als Absage an das SPD-SED-Papier aufgefasst worden. Hager hatte erneut die prinzipielle Friedensfähigkeit westlicher Staaten in Abrede gestellt und die bürgerlichen Gesellschaften als Grundübel der Gegenwart gegeißelt. Einem der Beteiligten an den SPD-SED-Gesprächen, SED-Professor Erich Hahn, ist zuzustimmen, wenn er den Hager-Artikel relativiert und nicht als gegenreformatorisch ansieht.[97] Denn er brachte zum Ausdruck, was die SED-Führungsriege von diesem Dialog hielt. Er blieb ein scheinbarer, der aus SED-Sicht nicht die eigenen Positionen veränderte, sondern die «Front» im «westlichen Lager» aufweichen und differenzieren wollte. Die SED-Führungsriege bis hin zu den SED-Akademien und Parteihochschulen war nicht in «konservative» und «reformfreudige Kräfte» gespalten, wie zuweilen behauptet und unterstellt wird. Es mag Meinungsverschiedenheiten gegeben haben, aber keine Lager. Zum Reformer kann ein Mensch nicht im Nachgang erklärt werden, Reformer müssen in ihrer Zeit als solche kenntlich sein. Das war innerhalb der DDR in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre niemand aus dem SED-Apparat.

Bald merkten auch einige SPD-Teilnehmer, dass die SED einen Dialog verhinderte statt ihn zu befördern. Erhard Eppler hat dies am deutlichsten formuliert. Im Juli 1988 publizierte er einen Essay, in dem er zwar noch immer behauptete, Europa benötige eine stabile, lebensfähige, selbstbewusste DDR. Aber nun wehrte er sich dagegen, das Papier lasse sich nicht «auf die banale Formel versimpeln, der Friede sei wichtiger als alles andere». Das Papier müsse auch als Aufforderung zum Dialog im Inneren verstanden werden. Würde dieser weiterhin verweigert, habe «die DDR im Sog der Bundesrepublik keine Zukunft».[98] Am 17. Juni 1989, am «Tag der deutschen Einheit», trat Eppler dann ans Rednerpult im Deutschen Bundestag. Er erntete nachhaltigen Beifall von allen Fraktionen: «Polen und Ungarn besinnen sich auf ihre nationalen Traditionen, die baltischen Staaten pochen auf Selbstständigkeit (…), wir müssen auch nationale Realitäten im Blick haben.» Er räumte ein Defizit der Politik ein, weil «wir (…) bisher nicht präzise und detailliert genug sagen können, was in Deutschland geschehen soll, wenn der Eiserne Vorhang rascher als erwartet durchrostet». Es war nicht mehr die Rede davon, Europa benötige eine stabile DDR. Eppler erteilte all jenen «dieses Hauses, die reinen Tisch machen, das Thema der deutschen Einheit endgültig von der politischen Tagesordnung streichen zu wollen», eine Absage. Damit ging er auch auf Distanz zu SPD-Politikern wie Bahr. Eppler hielt zwar an der Vorstellung fest, dass sich die Mehrheit der Ostdeutschen nicht das Ende des SED-Staates, sondern seine Reformierung wünschte. Das könnte sich aber ändern, «wenn die SED weiterhin realitätsblind» bleibe und aus dieser Mehrheit in zwei Jahren eine Minderheit würde.[99] In der «Jungen Welt» wütete eine Journalistin, im Gegensatz zur DDR könne nicht davon die Rede sein, dass «das Volk der BRD zu massenhafter Einmischung in die inneren Angelegenheiten des entwickelten Kapitalismus dortzulande aufgerufen sei! (…) Vorstellbar jedoch wäre, dass mit so einer Rede einmal mehr das ‹Recht› auf staatsfeindliche Betätigung sogenannter oppositioneller Kräfte in der DDR, also die Unterminierung der sozialistischen Ordnung, unterstützt werden soll.»[100] Epplers Botschaft war bei den SED-Mächtigen verstanden worden.

Allerdings war dieser großen Rede ein Wermutstropfen beigemischt. Nur wenige Tage später, am 8. Juli 1989, trat Eppler in Leipzig auf dem Forum des alternativen Statt-Kirchentages in der Lukaskirche bei Pfarrer Christoph Wonneberger auf: «Eppler stieg bei jener Podiumsdiskussion mit der Behauptung ein: Die Mauer gehört zur Statik des europäischen Hauses.» Der Bürgerrechtler Günter Nooke erinnert sich: «Leider versuchte er den ganzen Abend ernsthaft, diese These zu begründen. Nach zwei Stunden kam aus dem Publikum (…) die entwaffnende Frage: Herr Eppler, was wäre eigentlich, wenn in der DDR die Menschen demokratisch entschieden, dass sie diese Mauer gar nicht wollen?» Auf diese Frage wusste er keine Antwort. Nooke erschien das symptomatisch.[101] Der 24-jährige Oppositionelle Benn Roolf meinte 1988 mit Blick auf das SPD-SED-Papier: «Jeder liest das heraus, was er lesen will: SPD, SED und auch die ‹einfachen› Menschen hierzulande. Sie waren wohl diejenigen, die die ‹Grundregeln einer Kultur des politischen Streits› am eifrigsten studierten. In diesem Sinne hat das SPD/SED-Papier dazu beigetragen, das gesellschaftliche und politische Bewusstsein der DDR-Bürger zu sensibilisieren.»[102]

KRISENSYMPTOME

Lebensbedingungen

Kommt eine Frau in ein Geschäft und fragt den Verkäufer: «Haben Sie Bettwäsche?» Der Verkäufer antwortet gelangweilt: «Wir haben keine Handtücher, keine Bettwäsche gibt es nebenan.» Solche Witze kursierten in unüberschaubarer Anzahl. Das Lachen darüber blieb den meisten nicht einmal im Halse stecken. Jeder Alltag braucht Ventile, Witze stellen solche dar, gerade in Diktaturen. Niemand ist in der DDR – entgegen einer Legende – wegen eines politischen Witzes ins Gefängnis gekommen. In den fünfziger und sechziger Jahren ist das Weitererzählen politischer Witze strafverschärfend in Gerichtsprozessen gewertet worden. In den achtziger Jahren ist immer wieder gemunkelt worden, die politischen Witze, und das waren alle systemkritischen wie auch der obige, entstünden im SED-Apparat selbst. Auch das ist eine Legende, die aber zeigt, dass solche Witze kaum noch subversive Kraft entfalteten. Denn das, was die Menschen alltäglich erlebten und über sich ergehen lassen mussten, übertraf noch den besten Witz. Nur das darüber wiederum kaum noch jemand lachen konnte. Die internationalen Rahmenbedingungen stellten sich ungewohnt flexibel dar, sie veränderten sich seit 1985/86 auf erstaunliche Weise und blieben doch in der DDR auf eigentümliche Weise folgenlos. Das ist gewiss eine Erklärung dafür, warum 1989 das System so schnell und für fast alle überraschend zusammenbrach. Die Krisensymptome aber bildeten einen Großteil jener Realität, die die DDR-Menschen tagtäglich erleben mussten. Darüber brauchte sie niemand aufzuklären. Aber gerade weil sich diese Krisensymptome rasant verschärften, weil der gesellschaftliche Stillstand im Vergleich zu anderen Ländern und Eindrücken als Rückschritt wahrgenommen wurde, muss nun ein exemplarischer Blick auf diese Symptome gerichtet werden. Denn wenn woanders Wege aus der Sackgasse gesucht werden, ob im Osten mit unterschiedlichen Reformen (Gorbatschow), Öffnungen (Ungarn) und Widerstandsbewegungen (Polen) oder im Westen mit verschärfter Abgrenzung (Reagan), einer flexiblen Dialogbereitschaft (Kohl-Regierung) und einer zwar ambivalenten, aber nicht sinnfreien Dialogpolitik (SPD-Flügel um Bahr, Eppler u.a.), so schlägt erlebte Stagnation schnell in wahrgenommenen Rückschritt um. Das mag an politischen Ereignissen wie dem Sputnik-Verbot sinnfällig werden, aber die eigene Lebensrealität wird nicht – jedenfalls nicht allein – gemessen an entrückten Politdebatten, sondern im Supermarkt, im Kino, im Betrieb, beim Eigenheimbau oder in der Reparaturwerkstatt.

«Die Volkswirtschaft der DDR liegt völlig am Boden.»[103]

Als Honecker 1971 die Macht übernahm, sah er eines sehr genau: die bisherige Legimitationspolitik seines Vorgängers war verschlissen. Die Vorzüge des DDR-Systems allein aus der Geschichte zu propagieren, reichte nicht mehr aus, um das System innenpolitisch dauerhaft zu stabilisieren. In den fünfziger Jahren kam eine Parole auf, die jedes Kind kannte: «So wie wir heute arbeiten, werden wir morgen leben.» Das war frustrierend. Die Menschen schufteten und rackerten, aber erreichten nie «morgen». Zwar hatte sich der Lebensstandard seit Ende der fünfziger Jahre erheblich verbessert. Der Alltag war einfacher geworden: der Samstag wurde arbeitsfrei, die Ausstattung der Haushalte mit technischen Geräten (Kühlschrank, Waschmaschine, Fernseher, Radio etc.) erreichte fast bundesdeutsches Niveau, demzufolge wurde der Anteil von Freizeit größer und veränderte den Alltag vieler Menschen. Aber die Menschen wurden nicht zufriedener, weil die DDR dem vielgepriesenen Weltmaßstab beständig hinterherhinkte, der Abstand zum Westen zusehends wuchs. Und so erfand Honecker 1971 eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die die alte Parole aus den fünfziger Jahren auf den Kopf stellte. Denn im Kern war seine Politik nun von dem Gedanken getragen: «So wie wir heute leben, werden wir morgen arbeiten.» Das hat niemand so formuliert und schon gar kein Funktionär öffentlich. Aber die neue Wirtschafts- und Sozialpolitik war von diesem Gedanken getragen. Die Menschen sollten sozial befriedet, im besten Fall sogar befriedigt werden. Im Vorfeld des 1976 durchgeführten IX. SED-Parteitages ist 1975 die Formel von der «Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik» erfunden worden. Offiziell verband sich damit ein sozialpolitisches Programm, das einerseits die Lebensbedingungen der Menschen verbessern und die entbehrungsreiche Nachkriegszeit beenden, das aber andererseits auf einer gesamtgesellschaftlichen modernen und effizienten Wirtschaft basieren sollte, die die großzügige Sozialpolitik wie im Selbstlauf finanzieren würde. Inoffiziell wurde «heute» Geld ausgegeben, das «Morgen» erwirtschaftet werden würde. Das konnte nicht gut gehen. Honecker räumte ein knappes Jahr vor seiner Abdankung gegenüber FDJ-Funktionären ein: «Wir leben zum Teil über unsere Verhältnisse.»[104]

In der Honecker-Ära richtete sich die Wirtschaft nach einem Fünfjahrplan, der vom jeweiligen SED-Parteitag verabschiedet, von der Volkskammer formalisiert und im Gesetzblatt publiziert wurde. Den Fünfjahrplan flankierten Jahrespläne, Pläne für einzelne Wirtschaftszweige und für jeden einzelnen Betrieb. Pläne gab es zuhauf, nur Plankorrekturen gab es noch mehr. Für die Umsetzung der Pläne waren zentrale Wirtschaftslenkungsinstitutionen zuständig, an vorderster Stelle die ZK-Abteilung Wirtschaft unter Führung von Politbüromitglied Günter Mittag, sodann kamen die Staatliche Plankommission, die Fachministerien, Bezirks- und Kreisinstitutionen hinzu sowie die Betriebe und Kombinate selbst. Angesichts der Vielzahl an Plänen und Plankorrekturen, die jeweils fachlich unterfüttert sein sollten, wundert es nicht, dass der Anteil der Angestellten im nichtproduktiven Bereich in Produktionsbetrieben zumeist höher lag als der der Arbeiter, die produzieren sollten, was sich der «Wasserkopf» ausdachte. Da auch dieses Missverhältnis gegen die Pläne verstieß, sind viele Angestellte in den Statistiken als Arbeiter oder gar nicht aufgeführt worden. Womit wir bei einem Grundproblem gesamtstaatlicher Planwirtschaft sind: Entscheidend ist die Planerfüllung und -übererfüllung, was zumeist nicht in den Produktionshallen realisiert wurde, sondern auf den Reißbrettern der Planer und Statistiker. Jeder DDR-Mensch wusste das, fast jeder machte sich darüber lustig und fast jeder machte irgendwie mit.

Kaum eine statistische Angabe zur Wirtschaft, zu einzelnen Wirtschaftszweigen und selbst zu einzelnen Betrieben und Kombinaten aus der DDR ist verlässlich. Der Grundirrtum der DDR-Planwirtschaft bestand darin, Waren statt Werte zu planen. Das führte nicht nur zu einer De-facto-Entwertung, ja, Abschaffung von Geld im Plan, sondern zu dem grotesken Umstand, dass sich die Pläne an Produktquantitäten statt an messbaren Werten (in Form von Gewinnen) orientierten. «Je aufwendiger produziert wurde, um so mehr konnte abgerechnet werden.»[105] In der Planaufstellung gaben die Betriebe ihre Produktionsziele meist unterhalb des theoretisch möglichen Produktionsziels an, weil es ideologisch nicht um Planerfüllung, sondern um Planübererfüllung ging. Ein Betrieb gab also zum Beispiel an, von einem Produkt Y eine Menge X herzustellen. In der Realität produzierte er aber X+, was zur Folge hatte, dass die über den Plan produzierte Ware überschüssig war, weil es dafür keinen Absatzmarkt gab, denn der Plan sah weder Planuntererfüllung noch -übererfüllung vor. Planwirtschaft ist höchst unflexibel, kann weder auf unerwartete Herausforderungen reagieren noch Innovationen effektiv und zeitnah umsetzen. Zugleich zog jede Über- oder Nichterfüllung eine Kettenreaktion nach sich, deren Folgen im gesamten Land zu besichtigen waren.

1982 galt die DDR international als zahlungsunfähig. Sie musste mehr als das 1,5fache an Devisen für Tilgungs- und Zinszahlungen an internationale Gläubiger begleichen als sie Devisen einnahm. Die Finanz- und Planwirtschaftsexperten wiesen das SED-Politbüro und Honecker persönlich seit 1976 mehrfach auf diesen sich stetig verschärfenden Umstand hin. Die Bundesrepublik half mit Krediten und anderen politisch motivierten Transferzahlungen (Transitwege, Postbenutzung, Häftlingsfreikauf u.a.m.), um Instabilität in der DDR zu verhindern. Honecker blieb gegenüber Krisenzeichen ungerührt und setzte stattdessen die von ihm begonnene «Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik» fort. Entgegen den Verkündigungen, die DDR sei die zehnt stärkste Industrienation der Welt, rangierte sie international im Mittelfeld. Heute neigen Wirtschaftshistoriker dazu, sie als Schwellenland einzustufen. Mit Hilfe der Kredite gelang es kurzzeitig, die internationale Verschuldung abzusenken. Allerdings brach 1985 der Erdölpreis auf dem Weltmarkt zusammen. Die RGW-Preispolitik kehrte sich nun ins Gegenteil. Die Importpreise für Rohöl aus der UdSSR stiegen für die DDR rasant an, die Erlöse für Erdölprodukte hingegen fielen in den Keller. Eine bis dahin wichtige Devisenquelle versiegte zwar nicht, betrug aber im Gegensatz zu 1985 zwei Jahre später nur noch etwa ein Drittel. Andere Warenangebote der DDR waren auf dem Weltmarkt kaum gefragt. Da Wirtschaftszweige wie Maschinenbau oder Elektrotechnik nicht modernisiert und nur höchst unzureichend mit Investitionen bedacht worden waren, fanden die Produkte trotz günstiger Preise kaum noch Abnehmer. Die Arbeitsproduktivität sank und erreichte gegen Ende der achtziger Jahre nur noch rund ein Drittel der der Bundesrepublik.

Die Kombinate und Betriebe blieben trotz einiger Versuche, diesen größere Kompetenzen zu übertragen und die Pläne wie in den sechziger Jahren wieder stärker auf Wertschöpfung zu orientieren, unter Kuratel der ideologisch fixierten zentralen Lenkungsinstanzen. Den Betrieben blieben nur enge Handlungsspielräume, auch weil sie über Gewinne nicht selbstständig verfügen, diese an den Staatshaushalt abführen und für Investitionen Kredite aufnehmen mussten. Es blieb ein Teufelskreis, in dem lediglich Plankorrekturen nach unten flexibel gehandhabt wurden. Man errichtete eine Fassade, hinter der alles zusehends zusammenfiel. Nicht nur die internationale Verschuldung wuchs, auch die innere. Diese betrug 1988/89 mehr als die Hälfte der Staatshaushaltsausgaben. Die reale Investitionsquote, eine zentrale Säule jeder prosperierenden Volkswirtschaft, war in den achtziger Jahren rückläufig. Jede auch intern von einigen ranghohen Wirtschaftsfunktionären, Kombinatsdirektoren und Finanzexperten angemahnte Veränderung wurde vom SED-Politbüro mit immer ähnlichen Argumenten abgewehrt: die bisherige Politik habe sich bewährt, die DDR sei international auch wirtschaftlich anerkannt, Schulden habe jedes Land und Veränderungen würden nur zu politischer Destabilisierung führen.

Hinzu kam, dass die SED-Führung die geringen Investitionen fast ausschließlich in der Industrie einsetzte. Wichtige andere Säulen wie Kommunikationsnetze, Verkehrswesen oder Agrarwirtschaft wurden sträflich vernachlässigt. 18 Prozent des Straßennetzes galten als unbefahrbar, die Autobahnen waren in einem maroden Zustand, auf manchen Strecken hoben sich die schwimmenden Betonplatten so, dass die Autos wie gegen eine kleine Bordsteinkante krachten. Das Eisenbahnnetz war veraltet, die Elektrifizierung kam kaum voran und 17 Prozent des Netzes konnten nur mit geringen Geschwindigkeiten, teilweise nur im doppelten Schritttempo befahren werden. Im September 1989 waren fünf Millionen Spannbetonschwellen beschädigt – eine Gesamtstrecke von etwa 5000 km, ein Fünftel des Gesamtnetzes –, innerhalb der drei vorigen Jahre hatte die Reichsbahn bereits zwei Millionen ausgewechselt.[106] Weit über eine Million Anträge auf einen Telefonanschluss galten Mitte 1989 als nicht realisierbar. Für 1990 war geplant, 60.000 neue Anschlüsse bereitzustellen.

Das alles führte zu katastrophalen Zuständen. Waren konnten nicht angeliefert werden, was zu weiteren Produktionsausfällen führte, viele Millionen Tonnen Lebensmittel vergammelten, weil sie nicht rechtzeitig ihre Empfänger erreichten. Ein besonders bedrückendes Beispiel ist aus Greifswald überliefert. Der Direktor des Universitätsinstituts für Rechtsmedizin schrieb am 22. Juni 1989 einen Brief an die MfS-Kreisdienstelle und beklagte darin, dass die ohnehin provisorischen Kühlzellen völlig unzureichend seien, «die Leichen gestapelt auf doppelt belegten Tragen» liegen müssten, «ein Teil» in «nicht kühlbaren Nebenräumen» liege und es «schnell zu Madenbefall und Fäulnis» sowie «Rattenbefall» käme. «Unter der Geruchsbelästigung leiden alle Mitarbeiter, auch die, die mit der eigentlichen Leichenöffnung nichts zu tun haben.»[107]

Hinzu kamen unkalkulierbare Außeneinflüsse, das Schlimmste Jahr für Jahr aufs Neue: das Wetter. Das war nicht planbar, aber abgesehen von Extremsituationen im eigentlichen Sinne vorhersehbar. Auch hier hatte der Volksmund einen Witz formuliert: «Frage: Was sind die vier größten Feinde des Sozialismus? Antwort: Frühling, Sommer, Herbst und Winter!» Ein Wirtschaftszweig war von diesen Fehlplanungen ausgenommen und erwies sich in der Rückschau geradezu als die größte Pleite: die Mikroelektronik. Seit Mitte der siebziger Jahre verfolgte die SED-Führung auf diesem Sektor ein ehrgeiziges Programm. Sie versuchte, die Embargobestimmungen für Exporte westlicher Technologien in den Osten zu kontern. Mit dem Einsatz hoher Geldsummen und umtriebigem geheimdienstlichen Agieren («Wirtschaftsspionage») gelang es der DDR, moderne mikroelektronische Elemente nachzubauen. Als am 12. September 1988 unter propagandistischem Getöse Wolfgang Biermann, unumschränkter Herrscher des Carl-Zeiss-Jena Kombinats, Erich Honecker den «ersten» selbstentwickelten 1-Megabit-Speicher übergab, fand das Kopfschütteln kein Ende mehr. Kaum jemand in der DDR konnte sich das Lachen verkneifen. Denn fast jeder wusste aus eigener Anschauung, dass zwar zum Beispiel Robotron-Computer in den Betrieben herumstanden, aber nur selten auch eingesetzt wurden. Die Volkswirtschaft war darauf nicht vorbereitet, es fehlte die nötige Flexibilität, das Know-how und nicht zuletzt das Engagement. Die Kosten für die Herstellung eines 256-Kilobit-Speichers betrugen in der DDR 534 Mark, auf dem Weltmarkt waren sie für fünf Valutamark zu haben. Die DDR hinkte dem internationalen Entwicklungsstandard acht bis zehn Jahre hinterher, ihre Produktionseffizienz betrug 10 Prozent der von westlichen Firmen. Letztlich war dies ein Versuch, autarke Strukturen herauszubilden, die aber eher autistisch daherkamen.

Besonders irritierend war der ständige Arbeitskräftemangel in der DDR. Sozialpolitisch mag es eine große Errungenschaft gewesen sein, dass es Arbeitslosigkeit als soziales Problem nicht gab. Genau genommen existierte Arbeitspflicht. Wer keiner Arbeit nachging, kam schnell in den Geruch von «Asozialität», einem strafrechtlich relevantem Vorwurf. Gerade junge Menschen haben in den achtziger Jahren vielfältige Wege gefunden, nicht zu arbeiten, jedenfalls nicht im Sinne der SED, und dennoch nicht als «asozial» zu gelten. Der permanente Arbeitskräftemangel war auch deshalb vielen Menschen kaum begreiflich, weil sie aus eigener Anschauung Stillstandszeiten kannten. Es fehlte immer wieder an Aufträgen, an Rohstoffen, an vielen Kleinigkeiten, weshalb Arbeiter nicht selten wie «Arbeiterdenkmäler» ruhten. Auf der anderen Seite mussten Jobs verrichtet werden, die an Absurdität kaum zu überbieten und dennoch im System begründet waren. So ist zum Beispiel im Werk für Fernsehelektronik in Berlin-Schöneweide in den achtziger Jahren eine hochmoderne japanische Anlage zur Produktion von Farbbildfernsehröhren errichtet worden. Die Installierung blieb aufgrund von Zahlungsschwierigkeiten unvollständig. Deshalb standen zwischen zwei hochmodernen Laufbändern kräftige Männer, die acht Stunden lang die schweren Fernsehröhren von einem Band auf das Anschlussband hievten – das Zwischenstück konnte nicht bezahlt werden. Immer wieder kursierten Gerüchte aus vielen Betrieben, dass Genossen den inoffiziellen Parteiauftrag erhielten, ihre Eltern, die als Rentner in den Westen fahren durften, zu bitten, für wenige D-Mark ein bestimmtes Teil mitzubringen, damit die Produktion nicht zusammenbrach. Gerüchte mögen nicht stimmen, aber sie verweisen auf eine Gesamtstimmung und eine gesellschaftliche Wahrnehmung, die die alltäglich erfahrenen Paradoxien spiegeln.

Der Arbeitskräftemangel war letztlich dem Umstand geschuldet, dass fehlender Investitionsbereitschaft mit extensiven Mitteln begegnet wurde. Neuerungen erforderten strukturell mehr Arbeitskräfte als sie freisetzten. Da aber aufgrund des Vollbeschäftigungsprogramms (91 Prozent) keine Arbeitskräftereserven existierten, vervierfachte die SED-Führung innerhalb weniger Jahre die Quote «ausländischer Vertragsarbeiter» (1989 rund 100.000), die als billige Arbeitssklaven aus Vietnam, Angola oder Moçambique retten sollten, was nicht zu retten war. Der propagierte kommunistische Internationalismus war von der SED schon strukturell als rassistische Ideologie angelegt. Die Folgen sind noch heute sichtbar. Aber nicht nur sie, auch Armeeangehörige, Mitarbeiter des Staatsapparates, der Akademie der Wissenschaften oder Studierende sind immer häufiger wochenlang zu volkswirtschaftlichen Brennpunkten abkommandiert worden. Offiziell firmierten solche Einsätze unter der Losung, die Verbundenheit zur Arbeiterklasse zu demonstrieren, tatsächlich galt es zumeist den «vier Feinden des Sozialismus» zu Leibe zu rücken.

Der miserable Zustand der Produktionsanlagen in allen Volkswirtschaftszweigen – in nicht wenigen Betrieben produzierten die Arbeiter mit Maschinen, die vor 1933 oder 1914 aufgestellt worden waren, was auch den Erfindungsreichtum und die Improvisationsfertigkeit vieler Menschen aus der DDR erklärt – hatte eine weitere Schattenseite. Havarien und Unfälle gehörten zum Arbeitsalltag, teilweise mit tödlichen Folgen und nachhaltigen Umweltbelastungen. Zugleich wuchs dem Sektor «Reparatur und Instandhaltung» eine Bedeutung zu, die heute kaum noch fassbar ist. Im persönlichen wie betrieblichen Alltag waren diejenigen, die reparierten, instandsetzten, sanierten und zuweilen modernisierten ungekrönte Könige, deren Gunst sich jeder entweder zu erarbeiten, zu erkaufen, zu ertauschen oder zu erbuckeln hatte.

Auch die Landwirtschaft blieb ein Sorgenkind der SED. Die Menschen wurden zwar satt, aber die Kosten waren extrem. Auch hier gingen die Investitionen stark zurück. Jedes Kind lernte in der Schule, die Wirtschaft profitiere von intensiver statt extensiver Produktion. Allein in der Realität galt das umgekehrte Zwangsprinzip. Wenn man heute DDR-Menschen nach der Nachrichtensendung «Aktuelle Kamera» fragt, ruft das zumeist drei Assoziationen wach. Erstens monotone Nachrichtensprecher, die in einem Kaderausleseinstitut nicht gecastet, sondern geklont schienen. Zweitens unendlich lange Wortfolgen von immer wiederkehrenden Titeln, die die Ansager verlasen. Und drittens schließlich scheinbar unentwegt das Korn einholende Mähdrescherkolonnen, von denen keiner hätte sagen könne, warum sie gezeigt wurden. Die Tageszeitungen verkündeten überdies unentwegt in lustigen Statistiken und Zahlenkolonnen, wie viel Saat verteilt, wie viel Korn eingefahren wurde. Die Kosten für die Agrarproduktion stiegen, zugleich blieben die Nahrungsmittelpreise konstant. 1989 subventionierte die SED sie fast zur Hälfte, zugleich hatte sie Mitte der achtziger Jahre die Subventionen für die Landwirtschaft etwa halbiert. Das führte zu dem grotesken Zustand, dass Bauern Brot, Kartoffeln und anderes zu günstigen Preisen einkauften und an ihr Vieh verfütterten. Diese und noch andere Paradoxien führten dazu, dass die SED nicht nur immer wieder Getreide, Futtermittel und Fleisch gegen Devisen importieren musste – zugleich gab es immer wieder «Engpässe» in der Bereitstellung von Grundnahrungsmitteln. Dafür gab es mehrere Gründe. Ein Jugendlicher aus dem Kreis Pritzwalk formulierte eine Beobachtung gegenüber einem Bundesbürger so: «Die Kartoffelernte ist vorbei und sie war diesmal gut. Sie war so gut, dass unsere sowjetischen Freunde seit Wochen dabei sind, bei uns Waggon für Waggon zu beladen – und ab in die große und reiche Sowjetunion. Das musst Du Dir vorstellen. Die haben so viel Land und wir müssen die Leute miternähren. Wie sollen wir dann jemals auf einen grünen Zweig kommen? Nun stell Dir mal vor, Ihr müsstet die Amis ebenso ernähren. Aber lassen wir das, das ist Politik in reinster Form.»[108]

Die gesamte Misswirtschaft führte schließlich dazu, dass alles, was irgendwie in den Westen verkauft werden konnte, um Devisen zu erhalten, auch exportiert wurde. Die Läden wurden leerer, die Sparguthaben wuchsen an und der Kaufkraftüberhang nahm inflationäre Züge an. Und zugleich begann sich in den achtziger Jahren ein Phänomen auszubreiten, das weder offiziell in der Propaganda noch im Bewusstsein der DDR-Menschen existierte: eine neue Armut. Davon waren vor allem alte Menschen betroffen, die mit ihren geringen Renten zwar Wohnung, Essen, Kino und Theater bezahlen, aber die sonst ständig verteuerten Industriewaren nicht erwerben konnten. Sie fielen unter das durchschnittliche Lebensniveau ab.

Zwar nahm insgesamt das Lohnniveau zu, aber die Menschen wollten für ihr Geld auch etwas haben, was sie meistens jedoch nicht bekommen konnten. Die Staatssubventionen für Mieten, Energie, Essen und vieles andere stiegen ins Unermessliche. Die Menschen gewöhnten sich an eine gesicherte Grundversorgung, aber sie wollten mehr. Und das bot ihnen der offizielle «Markt» nicht. Es gab praktisch nichts, was nicht zeitweise oder immer als «Mangelware» oder «Bückware» galt. Deshalb standen die Menschen in «sozialistischen Wartegemeinschaften» stundenlang vor Geschäften, obwohl sie nicht wussten, ob und was es nach Öffnung des Ladens gebe. Und deshalb kauften sie alles, was Mangelware war, selbst wenn sie es nicht brauchten. Denn diese ließ sich eintauschen gegen Produkte, die man benötigte, aber nicht hatte. Das Anstehen und Ausschauhalten nach Mangelware führte dazu, dass 1989 durchschnittlich jeder Beschäftigte sechs Stunden wöchentlich unentschuldigt seinem Arbeitsplatz fernblieb.

Gerhard Schürer war Chef der Staatlichen Plankommission. Diesem Mann muss man zugute halten, dass er seit Mitte der siebziger Jahre seiner Parteispitze immer wieder vorsichtig zu verstehen gab, dass die praktizierte «Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik» in die Katastrophe führe. Doch suchte er weder die Öffentlichkeit noch schmiss er hin. Kommunisten tun so etwas nicht. Aber Schürer hatte das Kommende klar vor Augen. So im April 1988, als er Honecker einen Politikwechsel nahelegte. Er schlug vor, unrentable Wirtschaftsprogramme wie die Mikroelektronik zu stoppen, die frei werdenden Mittel in exportintensive Volkswirtschaftszweige wie den Maschinenbau zu überführen und eine Reihe von unsinnigen Subventionen einzuschränken oder ganz zu streichen. Honecker und Mittag lehnten ab, einerseits aus ideologischen Gründen – die Subventionspolitik galt ihnen als stärkste gesellschaftliche Bindungskraft –, andererseits aus stichhaltigen politischen Erwägungen – die Mikroelektronik war für sie ein Mittel, die Embargopolitik des Westens zu durchbrechen, um zugleich mit diesen Produkten auf dem Weltmarktmarkt bestehen, Devisen erwirtschaften und die Verschuldung mindern zu können. Honeckers Abwehrstrategie war nicht irrational, Schürers Konzept verließ den Kreislauf der Planwirtschaft nicht. Beide Ansätze waren chancenlos. Denn die SED-Funktionäre wussten, die DDR-Menschen wollten sichere Arbeitsplätze, soziale Sicherheit, billige Mieten – und das Warenangebot bundesdeutscher Kaufhäuser. Das Erste bot ihnen die SED, das Zweite hätten sie ihnen theoretisch nur unter Aufgabe des Ersteren bieten können.

«Arbeiten wie im Sozialismus, leben wie im Kapitalismus.»[109]

Die «sozialen Errungenschaften» in der DDR gelten vielen Menschen in der Rückschau als positiv erwähnenswert; damit begründen viele ihre nostalgischen oder gar apologetischen Blicke auf die DDR-Geschichte. Mit größerem Abstand zu 1989/90 erscheinen diese «Errungenschaften» vielen Menschen ganz unbestreitbar. Das hängt auch mit den sozialen Neuordnungen, mit den damit zusammenhängenden Veränderungen, Einschnitten und Verwerfungen seit 1990 zusammen. Viele Ostdeutsche zählen sich zu Verlierern des Einigungsprozesses, nicht wenige zu Abgehängten. Arbeitsplatzsicherheit, niedrige Mieten und Fahrtkosten, billige Grundnahrungsmittel und Eintrittskarten, kostenlose und fast flächendeckende Krippen- und Kindergartenplätze (rd. 80 Prozent) und vieles mehr werden als «soziale Errungenschaften» aufgelistet. Der Preis dafür, eine abgehängte Wirtschaft, ist im letzten Abschnitt dargestellt worden. Bleibt die Frage, wie es mit diesen «Errungenschaften» wirklich aussah.

Die SED-Sozialpolitik garantierte eine soziale Grundsicherung, die weite Teile der Gesellschaft vor materieller Verelendung schützte. Die Versorgung reichte auf niedrigem Niveau von der Wiege bis zur Bahre. Sie war von dem Grundgedanken getragen, wenn die Menschen ein Dach über dem Kopf, einen gefüllten Magen und einen Arbeitsplatz hätten, bliebe das System trotz aller anderen Mängel stabil. Die Menschen wären sozial beruhigt und hätten keinen Anlass, aufzubegehren. Das war auch ein Hauptgrund, warum die bundesdeutsche Gesellschaft bis zuletzt als Hort der Armut und Verelendung gezeichnet wurde. Hier gäbe es keinerlei soziale Sicherung, zu schweigen von sozialen Sicherungssystemen. Dass die SED-Führung ihrer staatlichen Sozialpolitik eine das System legitimierende Funktion zuschob, ist auch im internationalen Vergleich nicht ungewöhnlich. Im Unterschied zu freiheitlichen Gesellschaften aber fungiert in Diktaturen staatliche Sozialpolitik als Kompensation für fehlende demokratische Legitimation. Sie ist selbst Teil der Diktaturpraxis. Dies zeigte sich daran, dass die Sozialpolitik nicht als Ergebnis konkurrierender Angebote, widerstreitender Interessen und regulierender Aushandlungsprozesse entstand, sondern als obrigkeitsstaatliches Geschenk daherkam, das man nicht ablehnen, sondern nur hinnehmen konnte. Die Rede von der «Fürsorgediktatur»[110] geht am Kern des Problems vorbei. Denn es ging gerade nicht um «Fürsorge». Diese zielt auf die Interessen der Individuen ebenso wie die der Gesellschaft, fragt sie ab, stellt Angebote zur Diskussion und kümmert sich «fürsorglich» darum, die Bedürfnisse der betroffenen Menschen und nicht die Ansprüche der Herrschaftslogik zu erfüllen.

Eine Säule der Sozialpolitik waren die Subventionsleistungen. Ein hoher Prozentsatz des Staatshaushaltes wurde offen oder verdeckt dafür verwendet. Die Machthaber subventionierten von Mieten über Nahrung und Tarifen bis hin zu Millionen Arbeitsplätzen so ziemlich alles. Mit anderen Worten: es wurde stets mehr ausgegeben als eingenommen. Ende der achtziger Jahre ist weithin in der Gesellschaft darüber debattiert worden. Offiziell schlug sich dies in dem Umstand nieder, dass hochrangige Funktionäre und SED-Wissenschaftler die Subventionspolitik in Kommentaren und Reden verteidigten und «erklärten». Rentner waren aufgrund ihrer niedrigen Einkommen die Hauptprofiteure. Die meisten anderen Gruppen erlebten tagtäglich die Unsinnigkeit dieser Politik – freilich ohne sich immer bewusst zu sein, was eine Abschaffung der Subventionen, nach der sie riefen, für ihren Alltag bedeuten musste. Es fehlte nicht an warnenden Stimmen aus dem Apparat. Doch die galten als ideologisch nicht gefestigt. Honecker und seine Crew hatten stets den «17. Juni» und andere Erhebungen im Ostblock vor Augen. Diese erkannten sie als hausgemacht, weil ihnen sozialpolitische Verschlechterungen vorausgegangen seien. Das stimmte, war aber nur die halbe Wahrheit. Denn zur sozialpolitischen Verschlechterung kam stets eine manifeste politische Unzufriedenheit mit dem System. Das war 1989 nicht anders. Der SED-Polizeistaat hatte den DDR-Sozialstaat fest im Griff. Die SED-Sozialpolitik war eine zentrale Säule des DDR-Systems. Die «Rundumversorgung» betraf nicht nur die Lebensbedingungen, wie gut oder schlecht sie auch individuell gewesen sein mögen. Sie legte sich wie Mehltau über die Gemüter.

Die SED-Sozialpolitik ist teuer erkauft worden. Für den Staat war sie teuer, weil viele Ressourcen, die dringend in Investitionen hätten umgeleitet werden müssen, für zukunftslose Subventionen und Sozialprogramme verschleudert wurden und so genau das Gegenteil des politisch-ideologischen Ziels – die Legitimierung des Systems – bewirkten. Die Menschen hatten das System auch deshalb satt, weil am Ende der achtziger Jahre nicht nur die Sozialleistungen des SED-Staates als Selbstverständlichkeit hingenommen wurden und ihre Legitimationskraft weithin verbraucht war. In unzähligen internen Berichten ist nachzulesen, was heute viele Menschen offenbar vergessen haben. Denn die Kehrseite der Sozialpolitik stand – auch in systemnahen Kreisen – doch vor aller Augen: Man wusste, dass billige Mieten zugleich eine heftig umstrittene Wohnungsbaupolitik als Schattenseite zur Folge hatten, weil für dringend gebotene Sanierungsarbeiten die Mittel fehlte, günstige Fahrpreise eine zerrüttete Infrastruktur spiegelten oder billige Bücher und Zeitungen Mediengleichschaltung, Zensur- und Verbotspraxis nicht kompensieren konnten. Hunderttausende Menschen hatten zwar einen festen Arbeitsplatz, ohne aber einer sinnvollen Arbeit nachzugehen. Sie trugen immer mehr Geld nach Hause, für das sie immer weniger bekamen. Krippen- und Kindergartenplätze gab es für fast alle, aber kaum jemand hatte die Möglichkeit, seine Kinder außerhalb von staatlichen Einrichtungen unterzubringen (4 Prozent der Plätze existierten in konfessionellen Einrichtungen, freie Träger gab es gar nicht).

Die Sozialpolitik hatte in den frühen achtziger Jahren ihren Zenit erreicht und stagnierte, es gab kaum neue Vorstöße, die Sozialausgaben nahmen etwas ab. Besonders deutlich ablesbar war dies an den Renten, die real in den achtziger Jahren zurückgingen. Deutlich angehoben wurde hingegen 1987 das Kindergeld – Familienpolitik (günstige Darlehen für Ehepartner unter 26 Jahre, bevorzugte Wohnraumvergabe u.a.) zählte zu einer Säule der Sozialpolitik. Das erklärt auch das frühe Heirats- und Gebäralter – und die hohe Scheidungsquote. Die meisten historischen Arbeiten zur SED-Sozialpolitik leiden daran, die Ausgaben des Staates und die Nettoeinkommen der Haushalte im wahrsten Sinne des Wortes als «bare Münze» zu nehmen und übersehen dabei, dass die «Münzen» nicht nur wenig Wert waren, sich nicht nur gegen die inoffizielle Zweitwährung DM behaupten mussten, sondern auch die Lebensqualität nicht erfassen. Das ist ein Wert, der sich nur schwer mit Daten belegen lässt. Eine Normalrente zu beziehen, hieß, am Rande des Existenzminimums und von Armut bedroht leben zu müssen. Jeder kannte den Witz, dass ein guter Kommunist mit Erreichen des Rentenalters seinen Platz auf Erden räumt – oder wenigstens in den Westen übersiedelt. So liege er nicht den klammen Kassen in der DDR auf der Tasche und schädige zugleich den Bundeshaushalt, aus dem er eine hohe Rente beziehe, ohne jemals einen Pfennig in die bundesdeutschen Rentenkassen einbezahlt zu haben. Jeder Rentner erhielt in der DDR eine staatlich garantierte Mindestrente, die unterhalb der Hälfte des durchschnittlichen Nettoeinkommens lag. Nur ein Drittel der rund 2,7 Millionen Rentner (1987) besserte das Einkommen durch eine «Freiwillige Zusatzrente» auf. Für 27 spezielle Berufsgruppen gab es spezifische Sonderrenten. 1988 lag das Durchschnittsnettoeinkommen bei knapp 1000 Mark, eine Durchschnittsrente ohne Zusatzrente betrug 376 Mark, mit einer Zusatzrente 478,50 Mark.[111] Die Rentenpolitik der SED gehörte zu jenen Sozialleistungen, die auch schon lange vor 1989 Anlass zu heftiger Kritik boten. Junge Menschen konnten nicht verstehen, warum die älteren so schäbig abgespeist wurden. Die Betroffenen mochten nicht begreifen, warum sie nach dem Ende ihrer Berufstätigkeit von den Segnungen des Sozialismus so schamlos und rücksichtslos ausgeschlossen wurden. Hunderttausende Rentner gingen einer Nebentätigkeit nach, um ihr karges Einkommen aufzubessern. Dem SED-Staat kamen diese zusätzlichen Arbeitskräfte nicht ungelegen.

Noch schäbiger ging der Staat mit pflegebedürftigen alten Menschen und mit Menschen mit körperlichen oder geistigen Beeinträchtigungen um. Die Realität erwies sich als ein in «jeder Hinsicht mangelhaftes System der medizinischen, pflegerischen und sozialen Betreuung mit ambulanten Diensten, Heimen, staatlichen Verwaltungen des Gesundheits- und Sozialwesens, gesellschaftlichen Organisationen und ehrenamtlichen Helfern. Vor allem Bauten, technische Ausrüstungen und Fahrzeuge genügten nicht den qualitativ und quantitativ notwendigen Anforderungen, so dass viele Pflegebedürftige und Behinderte nur unzureichende oder keine Hilfe erhielten.»[112] Die Einrichtungen der Diakonie, der Caritas und andere kirchliche Institutionen verhinderten zwar, dass dieses Sozialsystem völlig versagte – fast 50 Prozent aller Plätze für die Rehabilitation Schwerstbehinderter befanden sich in kirchlichen Einrichtungen, etwa fünf Prozent der Krankenhausbetten und acht Prozent der Alters- und Pflegeheimplätze ebenso – aber die Misere konnten sie auch nicht beseitigen, zumal sie trotz großzügiger westlicher Unterstützung unter ähnlichen materiellen und personellen Problemen litten wie die staatlichen Einrichtungen.

Das Gesundheitswesen in der DDR spiegelte in den achtziger Jahren den gesellschaftlichen Krisenzustand. Nicht nur wegen der erhöhten Umweltbelastungen nahm die Lebenserwartung in der DDR seit Beginn der achtziger Jahre entgegen einem internationalen Trend leicht ab. Im Vergleich zur Bundesrepublik gab es in der DDR eine 4,6-mal höhere Sterberate bei an sich heilbaren Krankheiten. Diagnostik und Therapie blieben, materiell bedingt und wegen schlechter Forschungsmöglichkeiten, im internationalen Vergleich zurück. Hinzu kam, dass nicht zuletzt aus der Berufsgruppe des medizinischen Personals der prozentuale Anteil von Flüchtlingen und Ausreiseantragstellern besonders hoch war. Hervorzuheben ist das betriebliche Gesundheitswesen, das zumindest theoretisch auf die unmittelbaren Bedürfnisse der jeweiligen Arbeiter und Angestellten eingestellt war. Ebenso umfassend war die Betreuung von Schwangeren, jungen Müttern, Säuglingen und Kindern. Das dichte Netz vorsorgender medizinischer Betreuung und prophylaktischer Behandlungen (z.B. Impfungen) erscheint gerade vor dem Hintergrund aktueller Debatten vorbildlich, hätte es da nicht auch die Schattenseite gegeben, dass die Nichtannahme dieser Betreuungs- und Vorsorgeangebote mit Sanktionen geahndet worden wäre. Die Vorbeugung war ein Teil des vormundschaftlichen Systems.

Der SED-Führung blieben die Mängel im Gesundheitswesen nicht verborgen. 1988 häuften sich die negativen Berichte aus den einzelnen Bezirken. Ein Chefarzt für Gynäkologie aus dem Bezirk Rostock meinte nach einem Besuch in der Bundesrepublik, «den hohen Stand der gesundheitlichen Betreuung» werde die DDR «nie erreichen». «In der DDR», wurde er indirekt zitiert, «müssten jene früher sterben, die nicht der ‹gehobenen Funktionärsklasse› angehören.» Schwangeren empfahl dieser Gynäkologe, gesunde Nahrung mit Waren aus Intershops zu gewährleisten. Wer kein Westgeld besitze, «habe eben Pech».[113] Im Kreis Greifswald konnten 1988 etwa ein Drittel der Krankenhausbetten nicht belegt werden, «weil das Personal fehlt».[114] An der Universitätsklinik Greifswald fehlten 1987 15 Fachärzte allein für Innere Medizin, im Kreiskrankenhaus Bergen auf Rügen waren von 24 Stellen für Allgemeinmediziner 13 unbesetzt, im Bezirkskrankenhaus Stralsund fehlten 24 Ärzte. Und allein im Kreis Greifswald wurde nach über 200 Krankenschwestern gesucht, in Wolgast waren 40 Prozent der Planstellen für Krankenschwestern unbesetzt.[115] Hinzu kam, dass aufgrund der maroden Zustände Gebäudeteile gesperrt werden mussten, um zum Beispiel Rauchvergiftungen in Krankenhäusern zu vermeiden. Weil Heimplätze fehlten, sind 25 Prozent der Betten in der Universitätsklinik Greifswald mit Pflegefällen belegt worden.[116] Solche alarmierenden Berichte erreichten die SED-Führung aus allen Bezirken und Kreisen. Der Direktor des Instituts für Arzneimittelwesen meinte im Herbst 1988, die Arzneimittelherstellung liege «weit unter internationalem Niveau».[117] Verantwortlich dafür sei die «stark veraltete» materiell-technische Basis der Produktion. Diese Entwicklung würde internationalen Organisationen wie der WHO nicht verborgen bleiben können, was zu erheblichen Exporteinbußen führe. Junge Ärzte wandten sich immer offener vom System ab. Mitte November 1988 fasste das MfS seine Erkenntnisse aus den Bezirken zusammen und übergab der SED-Führung einen Bericht über die Situation. Seit längerer Zeit seien wechselnd 40 bis 50 Arzneimittel nicht verfügbar. Wichtige Herz-Kreislauf-Mittel fehlten, nur 30 Prozent der Diabetiker könnten medizinisch korrekt versorgt werden, zahlreiche Operationsbestecke und andere medizinische Materialien seien nicht annähernd in ausreichender Menge vorhanden. Bei Einwegkanülen, Urinbeuteln oder stomatologischen Instrumenten fehlte die Hälfte des Bedarfs, bei Blutübertragungsgeräten fast zwei Drittel. Ähnlich sah es bei zahlreichen lebensrettenden Medikamenten aus. Besonders besorgt zeigten sich die Berichterstatter, dass diese Zustände nicht nur das medizinische Personal erzürnten, sondern auch breite Bevölkerungskreise zu harscher Kritik und Unverständnis veranlassten.[118] Ohne kräftige Investitionen und valutaintensive Importe, die weit über den eingeplanten Kennziffern lägen, würde sich die Situation weiter verschärfen. Beides war nicht im notwendigen Umfang möglich. Mitte Dezember 1988 bezeichnete Erich Honecker, der diesen Bericht sehr genau gelesen hatte, diese Verhältnisse als einen «Skandal»: «Das hätte ich nie für möglich gehalten.»[119]

Das ehrgeizigste Sozialprogramm galt der Wohnungspolitik. Honecker hatte verkündet, das Wohnungsproblem «als soziales Problem» bis 1990 zu lösen. Offiziell sind zwischen 1976 und 1989 2,8 Millionen Wohnungen neu gebaut oder modernisiert worden. Forschungen gehen davon aus, dass die reale Zahl 1,7 Millionen Wohnungen betrug. Die durchschnittliche Wohnfläche pro Einwohner erhöhte sich von knapp 21 m2 (1971) auf etwa 27 m2 (1989). Real aber hatte der Wohnungsbestand zwischen 1971 und 1989 nur um etwa 950.000 zugenommen. Die regionalen Schwankungen waren erheblich. Ost-Berlin galt als «Schaufenster der Republik». Hier flossen die meisten Mittel hin, Zehntausende Arbeitskräfte wurden nach Berlin abgezogen. Das führte zu einem weit verbreiteten Unmut in der Bevölkerung. Berlin-Hass äußerte sich nicht selten, besonders während der pompösen 750-Jahr-Feierlichkeiten 1987. Im Süden der DDR sind zum Beispiel Berliner Autos die Reifen zerstochen worden oder junge Hauptstädter flogen beim Trampen aus den Autos. Leipziger, Dresdner, Potsdamer und andere zeigten Flagge und fertigten Spruchbänder mit Hinweisen auf ihre Stadtjubiläen («822 Jahre Leipzig – so alt wird Berlin nie»). Die Wut auf Berlin war groß, weil die knappen Ressourcen und Arbeitskräfte nach Ost-Berlin umgelenkt wurden und die Provinz noch weniger als sonst erhielt.


Die Berlin-Feierlichkeiten konnten nicht überdecken, dass das Wohnungsproblem nicht gelöst werden konnte. Mit großem Pomp ist 1978 die 1.000.000ste Neubauwohnung, 1984 die 2.000.000ste und 1988 die 3.000.000ste übergeben worden – immer in Ost-Berlin. Für viele Menschen hatte sich die Wohnsituation tatsächlich verbessert – in Trabantenstädten am Rande der Stadt genossen sie in hellhörigen Einheitswohnungen ihr Glück mit fließendem Wasser, Standardbädern und Fernwärme. Sie waren der Nachkriegszeit entkommen, in den Innenstädten blieb sie gegenwärtig. Denn das Wohnungsbauprogramm setzte auf Neubau, Entkernung und Abriss, was zur Folge hatte, dass die Altbausubstanz in einem Maße verkam, das selbst hartgesottenen SED-Vertretern die Sprache verschlug. Es macht wenig Sinn, die Städte aufzulisten, die noch Ende der achtziger Jahre Ruinenlandschaften oder ruinenähnliche Quartiere aufwiesen. Manche waren regelrecht verwaist wie in Halberstadt, Potsdam, Stralsund oder Leipzig, in anderen hausten Menschen unter Umständen, für die jede Bezeichnung an Verharmlosung grenzt.

Die SED-Wohnungspolitik zielte auf industriell hergestellte Massenware, die zwar Hunderttausende beglückte, aber Millionen nachhaltig verärgerte: Trabantenstädte sind nur für eine Minderheit paradiesisch, zumal damals dort außer Wohnräumen – der Volksmund witzelte «Arbeiterschließfächer» oder, häufig wird nicht korrekt Heiner Müller als Erfinder dieser Formulierung genannt, «Fickzellen mit Fernheizung» – infrastrukturelle Öde herrschte. Die Innenstädte verkamen überdies bis auf ein paar herausgeputzte Ecken, die Wohnsubstanz in den Altbauten verfiel von Jahr zu Jahr mehr. In nicht wenigen Städten bildeten Einwohner solcher heruntergekommener Stadtteile Bürgerinitiativen, die sich sowohl gegen den historisch unverantwortlichen Abriss und zugleich für die Modernisierung der Quartiere engagierten. Es waren zumeist nicht einmal Systemkritiker, die sich da zusammenfanden. Aber solche Initiativen, gespeist aus dem alltäglich erfahrenen Mangel, erwiesen sich als eine Vorbedingung für die Ereignisse im Herbst 1989. Vielen Menschen war die große Politik egal, aber nicht, dass bei Regen das Dach nicht seine Funktion erfüllte, nicht, dass sie immer noch nachts eine halbe Treppe tiefer aufs Klo mussten (rd. 25 Prozent), nicht, dass Fenster und Türen nicht richtig schlossen, nicht, dass der Schornstein versottet war und der Braunkohlerauch vom Ofen die Wohnung füllte.

Viele Menschen machten im Herbst 1989 wahr, was die seit Anfang der siebziger Jahre wegen des Bekenntnisses zur deutschen Einheit nicht mehr gesungene «DDR-Nationalhymne» in den ersten Zeilen verkündete: «Auferstanden aus Ruinen / Und der Zukunft zugewandt.»

«In der DDR ist alles grau – nur die Flüsse sind bunt.»[120]

Die «Grenzen des Wachstums» (Titel einer weltberühmten Studie des Ehepaares Meadow im Auftrag des Club of Rome 1972) und die damit einhergehenden Umweltprobleme waren der Welt seit Anfang der siebziger Jahre als Bedrohungspotential der eigenen Lebensgrundlagen bewusst geworden. In der Bundesrepublik bildete sich eine starke Umweltschutzbewegung, deren sichtbarstes Aushängeschild neben NGOs vor allem die 1979/80 gegründete Partei «Die Grünen» war. In der DDR sind bereits in den fünfziger Jahren wissenschaftliche Expertisen zum Umweltschutz und zu Umweltgefahren durch die Wirtschaft erstellt worden. Eine Reihe von Gesetzen schien davon zu zeugen, dass die SED die Umwelt ernst und schützenswürdig einstufte. 1972 bildete sie ein Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft, weltweit eines der ersten; die Bundesrepublik zog erst im Juni 1986 in Folge der Tschernobyl-Katastrophe mit einem ähnlichen Ministerium nach. Kaum ein anderes Ereignis hat Europa in den achtziger Jahren so erschüttert, wie der Super-Gau in der Ukraine am 26. April 1986: viele Tote, eine an die Breschnew-Ära erinnernde lange Zeit schweigende Medienlandschaft in Gorbatschows Sowjetunion, eine großflächig verstrahlte Landschaft und bis weit nach Westeuropa ungenießbare Landwirtschaftsprodukte. Tschernobyl zeigte, dass Grenzen und Mauern die Menschen und Systeme auseinander hielten, aber Europa und die Welt doch nur ein Haus mit verschiedenen Wohnungen und Etagen bildeten. Tropft das Wasser, sind auch andere Mieter und Eigentümer betroffen, fällt die Energiezufuhr aus, sitzen alle im Dunkeln.

Die Menschen in Ost und West waren in heller Aufregung, die meisten nicht wegen der Toten in der Ukraine, sondern wegen verstrahlter Lebensmittel und bedrohter Lebensräume. Nur über die DDR schien die Atomwolke in eigentümlicher Weise hinweggezogen zu sein. Im Sommer 1986 erfreute sich das Angebot an Obst und Gemüse erstaunlicher Quantitäten. Nicht nur die Sonne strahlte. Was anderswo wegen hoher Gesundheitsrisiken nicht abgenommen wurde, fand mit dem Schwellenland DDR einen dankbaren Abnehmer. Wenige Monate später fand diese Groteske, die viele Menschen empörte, weshalb in der DDR die sonst so begehrte Mangelware Obst und Gemüse nicht selten unverkauft vergammelte, ihren sichtbaren Höhepunkt. Am 1. Februar 1987 wurde erstmals in West-Berlin Smogalarm der Stufe 1 verordnet. Die Mauer war an diesem Tag nicht nur Schutzwall gegen Faschisten, sondern auch gegen Umweltverschmutzung. Die Machthaber in Ost-Berlin erklärten, dass die Luft im Ostteil der Stadt sauber sei. Wenn sich ein SED-Parteisekretär und Staatsbürgerkundelehrer, wie in Ost-Berlin, hinstellte und seinen verdutzten Schülern unter deren lautem Gelächter erklärte, aus «unseren Schornsteinen» komme nur «sauberer Dreck», konnten sich nicht einmal mehr seine Kollegen das Lachen verkneifen.

Die DDR zählte in den achtziger Jahren zu den größten Umweltsündern Europas. Kein anderes Land wies eine so hohe Schwefeldioxidemission auf. Auch bei der Staubemission nahm sie den ersten Platz ein. Und bei fast allen anderen Schadstoffen behauptete sie sich konsequent in der Spitzengruppe. 1989 galten nur drei Prozent der Fließgewässer und nur ein Prozent der stehenden Gewässer als ökologisch intakt. Fischsterben durch Industrieabwässer gehörte zum Umweltalltag. Der Waldbestand war – wie in der Bundesrepublik – zu über 50 Prozent krank oder tot. Viele Böden waren kontaminiert durch Belastungen, die durch die Armee verursacht wurden, aber auch durch die Industrie, die Landwirtschaft und durch fast 8000 wilde Müllkippen von teilweise beträchtlichem Ausmaß. Das Abwassersystem war völlig marode, die Agrarflächen durch Dünger und Pestizide weitestgehend verseucht, Energie war knapp und die DDR verfügte nur über ein Zehntel des durchschnittlichen Wasserhaushaltes, den im Weltdurchschnitt Industrie- und Schwellenländer besaßen. Auch dies war eine Folge der verfehlten Wirtschaftspolitik, der versäumten Modernisierung und der – trotz Gesetzen und Ministerium – Nachrangigkeit von Umweltschutz in der SED-Politik. Im Januar 1990 waren über 80 Prozent der DDR-Menschen laut demoskopischen Befragungen unzufrieden mit der Umweltsituation. Kein Wunder: In der Chemie- und Braunkohleregion Leipzig-Halle-Bitterfeld, einem besonders gebeutelten Gebiet, herrschte Ende der achtziger Jahre durch die Industrie bedingt im Jahresdurchschnitt alle fünf Tage Nebel, an jedem Tag – durchschnittlich – stank es und die Augen trieften. Die einzige Abhilfe, die die SED bieten konnte, waren Lautsprecherwagen, über die die Anwohner aufgefordert wurden, Fenster und Türen geschlossen zu halten. Den erkrankten Kindern und Alten konnte das nicht helfen.

Der SED war die wachsende Empörung der Menschen in den achtziger Jahren über diese und ähnliche Zustände zwischen Ostsee und Erzgebirge nicht entgangen. Allein ihr fehlten die Mittel, diesen Zustand abzumildern. Das mochte noch begreiflich sein. Aber dass ihre Wirtschaftspolitik die Lage beständig verschärfte, war nicht akzeptabel. Millionen Menschen waren in den industriellen Ballungszentren direkt betroffen, alle anderen wussten davon oder sahen die kahlen Berge im Erzgebirge. Der Krankenstand explodierte auch wegen dieser Umweltkatastrophe – das Gesundheitswesen konnte nicht adäquat reagieren – aus Sicht der SED ein Teufelskreis, für Historiker eine weitere Erklärung, warum Ende der achtziger Jahre Millionen Menschen das System nur noch satt hatten. Die oppositionelle Umweltschutzbewegung wurde ebenso zu einem Sargnagel des Regimes wie die kontraproduktive Umweltschutzpolitik des Staates. Mit beidem konnte eine große Mehrheit der Bevölkerung aus eigener Anschauung etwas verbinden.

Umwelt ist aber mehr als tote Wälder, marode Abwassersysteme, verseuchte Böden, gesperrte Badeseen, stinkende Luft – unerträglicher Gestank gehörte in vielen Gebieten zur DDR-Duftmarke. Die Saale in Jena stank auch im Park «Paradies». Umwelt im weiteren Sinne ist die gesamte Umgebung des Menschen. Und die sah nicht besser aus. Der flächendeckende Zerfall der Altbausubstanzen war nur ein Spiegelbild der zerstörten Umwelt. Der raue, barsche Ton in den Amtsstuben war ein anderes. Und die mannigfaltigen Versorgungsprobleme nicht das letzte.

Röbel, eine hübsche Kleinstadt an der Müritz, zählte 1989 zu den Kristallisationskernen der nördlichen Bürgerbewegung. Hier hielt Berndt Seite im Juli in der St. Marien-Kirche einen Vortrag über Umwelt, Umweltschutz und Umweltverschmutzung.[121] Seite zählte in der überschaubaren Region zu den Honoratioren – er praktizierte als Tierarzt. Unmissverständlich führte er aus, dass eine Umwelt, die krank mache, das Abbild einer kranken Gesellschaft sei. Der Tierarzt diagnostizierte nicht nur, er wusste auch, worin die Therapie liegen könnte. Früher habe er in Urania-Vorträgen für Geld die Unwahrheit gesagt. Jetzt würde er in Urania-Vorträgen kostenlos gern die Wahrheit sagen, aber man lade ihn nicht mehr ein. Die Therapie bestehe in der radikalen Veränderung jener Strukturen und der Beseitigung jener Ideologie, die nicht nur die Verantwortung für die Umweltbelastungen trügen, sondern selbst im umfassenden und weiten Sinne die Hauptumweltstörfaktoren seien. Berndt Seite, der 1990 der CDU beitrat, war von 1992 bis 1998 Ministerpräsident von Mecklenburg-Vorpommern.

«Am Trabant klappert eigentlich immer etwas.»

Friedrich Engels schrieb 1877/78 über eine zentrale Erkenntnis seines Freundes Karl Marx: «Die Geschichte war zum ersten Mal auf ihre wirkliche Grundlage gestellt; die handgreifliche, aber bisher total übersehene Tatsache, dass die Menschen vor allem essen, trinken, wohnen und sich kleiden, also arbeiten müssen, ehe sie um die Herrschaft streiten, Politik, Religion, Philosophie usw. treiben können – diese handgreifliche Tatsache kam jetzt endlich zu ihrem geschichtlichen Recht.»[122] Man könnte ironisch sagen, weil die SED-Herrscher diese Einsicht verinnerlicht hatten, betrieben sie eine Mangelwirtschaft, um die Menschen mit der Stillung ihrer Grundbedürfnisse zu beschäftigen und sie vom Streit um die Herrschaft, von «Politik, Philosophie, Religion usw.» fernzuhalten.

Über den Alltag in der DDR ist in den letzten Jahren viel geschrieben und noch mehr theoretisiert worden. Alltag im Singular gibt es nicht. Vordermann und Hinterfrau in einer alltäglichen Warteschlange mögen anders empfunden, gedacht, geflucht, gemeckert, gelacht haben, einzig die verwartete Zeit war objektiv gleich. Es gab praktisch nichts außer Brot, Milch und Alkohol, was nicht zeitweise oder ständig zur Mangelware zählte. Die Geschäfte schienen zwar voll, aber eine andere Grunderfahrung vieler Menschen besagte, nicht mit dem, was sie gerade benötigten. Zitierfähige Eingaben, Dokumente, hinterlassene Selbstzeugnisse belegen das millionenfach. Für jedes Produkt gibt es eigene Witze, Spottgedichte und sarkastische Reime. «Keine Nägel, keine Schraube, keine Bretter für die Laube, für den Hintern kein Papier, aber ’n Sputnik haben wir.»

Die Mangelgesellschaft wird auch im Rückblick nicht besser, aber sie war bei sozialgeschichtlicher oder statistischer Betrachtung lange nicht so schlimm wie es oft beschrieben wird. Die meisten Menschen allerdings fühlten, erlitten den Mangel. Nach zehn Stunden Anstehen nach Fliesen, Zement oder Kalksteinen nach Hause fahren zu müssen, ohne den Baustoff im Kofferraum zu haben, erzeugt Stress, Wut, Resignation. Und fast jeder kannte diese Erfahrung vergeudeter Zeit. Diese schien das Einzige zu sein, was es im Überfluss gab. Arbeiter warteten auf Arbeit, Schallplattenfreaks auf Schallplatten, Obstfreunde auf Obst, Kranke auf Ärzte, Ärzte auf Arzneien. Die meisten Menschen hatten sich viele Jahre diesen Verhältnissen angepasst. Sie entwickelten kreative Tauschbeziehungen, illegale Märkte blühten, Professoren waren auch dann handwerklich begabt, wenn sie nicht aus der Arbeiterschaft stammten. Rasenmäher bastelten die Menschen selbst ebenso wie sie mauern, löten, schweißen, nähen, backen, kochen, eigentlich fast alles selbst machen konnten. Und sie konnten das nicht nur, sie waren auch Meister der Improvisationskunst. Grüne Tomaten garnierten schmackhafte Stollen, wenn einmal wieder Zitronat nicht zu haben war. Wie weit Tauschbeziehungen gehen konnten, veranschaulicht ein Beschwerdebrief von Anfang 1989. Krippenerzieherinnen aus Espenhain berichten, dass sie auf eine Anzeige in der «Wochenpost» reagiert und sich um einen privaten Urlaubsplatz an der Ostsee beworben hatten. (Auch inländische Urlaubsplätze zählten zur Mangelware.) Sie erhielten von dem Privatvermieter die Antwort, er habe über 500 Zuschriften erhalten, deshalb bitte er um Verständnis, dass bei der Auswahl «meine persönlichen Interessen» im Vordergrund stünden. Er plane umfangreiche Baumaßnahmen und Erweiterungen, um mehr Zimmer vermieten zu können. «Ich bevorzuge bei der Auswahl meiner Urlauber Partner, die mir bei der Materialbeschaffung bzw. Baudurchführung behilflich sein können. Ich benötige Unterstützung bei der Beschaffung von guten Fußboden- und Wandfliesen, Parkett, Radiatoren, eines Zentralheizungsofens ab 2,2 m2 Heizfläche sowie Arbeitsleistungen als Fliesenleger und Putzer. Als Arbeitsleistung erwarte ich zwei, max. drei Arbeitstage. Mein Angebot gilt nicht nur Einzelbewerbern, sondern auch Betrieben.»[123]

Entgegen der offiziellen Ideologie war nicht die «Arbeiterklasse» die führende Kraft im Staat. Die politische Herrschaft mag die SED ausgeübt haben. Die Könige aber waren Handwerker und Verkäufer in Fachläden. Denn sie waren die inoffiziellen Verwalter des Mangels. Ihr Sozialprestige war sehr hoch und wohl nur dem von Ärzten vergleichbar. Sie verteilten Waren und verfügten über Fertigkeiten, Werkzeuge und andere Hilfsmittel, die selbst den gewieftesten Improvisationskünstlern und umtriebigsten Tauschpartnern zuweilen fehlten. Die Menschen sind nicht nur in Amtsstuben gedemütigt worden, dort erwarteten sie oft nichts anderes. Das setzte sich fort in Handwerkerbuden, Fachläden, Restaurants. Die Verkäufer und Handwerker waren die Könige, nicht die Kunden. Schmiergeld gehörte zum Einmaleins der Benimmregeln, kleine Geschenke besserten die Gunst auf, große Geschenke sicherten Vorzugsbehandlung, am besten aber war – abgesehen von Westgeld –, man konnte mit einer Gegenleistung aufwarten, die dem Handwerker oder dem Fachverkäufer augenblicklich oder zukünftig nützlich erschien. Die meisten Menschen hatten sich daran irgendwie gewöhnt, auch an die unerträgliche Arroganz des Klempners und die schier unfassbare Unfreundlichkeit des Kellners. Die wussten, sie erhielten ihr Geld mit oder ohne Freundlichkeit. Ungehalten zeigten sie sich nur, wenn ihnen mit der gleichen Unfreundlichkeit begegnet wurde – nicht in ihrem Geschäft, aber in einem anderen. Und deshalb hatten selbst sie das System am Ende satt. Weniger verkraften konnten einige allerdings, teilweise bis zum heutigen Tage, dass ihre gesellschaftliche Exklusivposition fast von einem zum anderen Tage verloren ging.

Fast nichts hat die Mehrheit damals so beschäftigt wie das eigene Auto. Eine Kulturgeschichte des Autos in der DDR ist noch nicht geschrieben worden, dabei ließe sich allein an diesem Gebrauchsgegenstand das gesamte DDR-System sehr anschaulich beschreiben. 1989 fuhren auf den Straßen etwa 3,8 Millionen Privat-PKW. Die Eintönigkeit des Landes, heute in überlieferten Filmaufnahmen zu bestaunen, hatte nicht zuletzt in der uniformen Erscheinung des Autobestandes ihr Spiegelbild. Etwa zwei Millionen Trabis und knapp 700.000 Autos der Marke Wartburg verpesteten die Luft und verursachten den ihnen eigenen Zwei-Takter-Krach. Hinzu kamen Lada (330.000), Škoda (300.000) sowie in weitaus geringeren Stückzahlen andere Modelle aus der UdSSR, Rumänien und Polen. Wohin man auch im Ostblock kam, das Straßenbild ähnelte sich. Die RGW-Politik sorgte dafür. Man kannte die Kastenwagen aus volkseigener Produktion, auch wenn die Landeswagen jeweils dominierten. Das Straßenbild in der DDR wurde lediglich aufgefrischt durch «Bonzenschleudern» oder «Fahrzeuge Neureicher». Allerdings konnten die 22.000 VW Golf, 11.000 Mazda, 5000 Zastava, 2500 Citroën und 1000 Volvos sowie die mehreren Tausend anderen, wie auch immer privat eingeführten Westwagen diverser Marken die Uniformiertheit nicht wirklich auflockern. Es ist dabei kein Witz, dass Anfang der achtziger Jahre die SED-Führung beschloss, «Westwagen» einzuführen, um das Straßenbild abwechslungsreicher erscheinen zu lassen. Gelacht hat darüber damals schon fast jedes Schulkind, weil sich diese Motivation irgendwie herumsprach.

Die SED-Spitze bemühte sich in den siebziger und achtziger Jahren mehrfach, die Automobilindustrie zu modernisieren. Die Möglichkeiten und Mittel blieben begrenzt. Deshalb konzipierten die Planer auch keine Modellwechsel, sondern entschieden sich für die Ausrüstung von Trabant und Wartburg mit Viertaktmotoren. Die Hauptgründe dafür waren, dass die Zweitakter zu viel Sprit verbrauchten, erhebliche Schadstoffemissionen verursachten, die Unzufriedenheit in der DDR mit den beiden Standardmodellen beständig wuchs und dass die Nachfrage im Ostblock deutlich zurückging. Die Volkswagen AG lieferte die Fertigungsanlagen für einen Viertaktmotor. Es war ein Kompensationsgeschäft, denn VW sollte später einen nicht unbeträchtlichen Anteil der Produktion erhalten. Der DDR-Automarkt hätte also keine Entspannung erfahren. Die SED-Spitze zeigte sich ungehalten, dass die ursprünglich veranschlagten Kosten explodierten und nahezu sämtliche Investitionen aus dem Maschinen- und Fahrzeugbau abzogen. Die Folgen waren dramatisch, weil ein Loch notdürftig gestopft wurde, das gleich an mehreren anderen Stellen neue aufriss.

Im Oktober 1988 lief der erste Wartburg mit dem neuen Motor vom Band. Seit Frühjahr 1988 verdichteten sich Gerüchte, der Wagen würde statt bislang 20.000 bis 22.000 Mark bis zu 32.000 Mark kosten. Die Empörung allein über die Gerüchte war bereits erheblich und reichte bis weit in systemnahe Kreise hinein. In der DDR wurde ein Auto bar bezahlt. Viele befürchteten, sich zukünftig kein Auto mehr leisten zu können. Der Verkaufspreis für den neuen Trabant würde sich gar verdoppeln auf 18.000 bis 20.000 Mark. Tatsächlich kam der neue Wartburg in der Grundausstattung zum Preis von 30.200 Mark heraus. Die Empörung erreichte nun auch Bevölkerungskreise, denen das «Sputnik»-Verbot weniger aufregend schien, die die Umweltverschmutzung weniger tragisch fanden, die die Lügen in den Medien angesichts der konsumierten Westmedien weniger angingen. Mit anderen Worten: es wurde am Ende der achtziger Jahre fast egal, wofür sich jemand interessierte, was einen berührte, die Krise war für fast alle greif- und spürbar.

Das entging der SED-Spitze nicht. Auf die «Wartburg-Krise» reagierte sie parteiintern mit einer langen Argumentationshilfe.[124] Darin rechneten die Experten den Parteikadern zur gefälligen Verwendung vor, dass der neue Motor eine doppelt so hohe Lebenserwartung (150.000 km) aufweise, weniger Benzin verbrauche und nicht so anfällig sei, was zur Einsparung von Reparaturkosten führe. Unterm Strich sei der Preis nur im Moment höher und würde sich nach fünf, zehn, fünfzehn Jahren – je nach Nutzung – amortisiert haben. Dabei beließ es die Parteiführung aber nicht. Sie argumentierte weiter, weil Wohnungen, Nahrungsmittel, Fahrpreise und vieles andere mit Milliarden subventioniert würden, könnte der Wartburg nicht billiger verkauft werden. Natürlich unterließ sie es mitzuteilen, dass zum Beispiel die Errichtung des VW-Werkes etwa um das Doppelte teurer war als wenn die Eisenacher den neuen Motor selbst entwickelt und die Anlagen dafür wie die Zulieferbetriebe modernisiert hätten.

Millionen Menschen hörten und lasen in den nachfolgenden Wochen die offiziellen Argumente. Autoprobleme gingen fast allen zu Herzen. Das Lachen darüber, eher ein sarkastisches, trug zur Unterhöhlung der Systemstabilität bei, verstärkte die Erosionsprozesse und untergrub den Legitimitätsglauben auch in Parteikreisen. Denn trotz des hohen Neupreises hatte sich sonst wenig verändert auf dem DDR-Automarkt. Etwas mehr als die Hälfte aller Haushalte besaß statistisch einen PKW. Mehr als 60 Prozent der Privatautos war älter als zehn Jahre. Der dadurch bedingte hohe Bedarf an Ersatzteilen und Reparaturen konnte nicht einmal ansatzweise gedeckt werden – zur Empörung der Autofahrer. Auf einen Neuwagen mussten die Menschen 12,5 bis 17 Jahre warten. In den meisten Familien gab es zum 18. Geburtstag zwei Anmeldeformulare gratis: eine Autobestellung und eine Anmeldung auf den «Führerschein», was «ohne Verbindungen» auch bis zu fünf Jahren Wartezeit in Anspruch nahm. (Nicht ganz wenige erhielten von Vati oder Mutti einen dritten Antrag feierlich überreicht – den Aufnahmeantrag für die SED.) Autoanmeldungen glichen Wertanlagen. Rückte der Kauftermin näher, konnte man sie verkaufen, Minimum ein paar Tausend Mark, Höchstpreise rangierten bei 40.000 Mark. In der DDR gab es das Phänomen, dass ein Neuwagen am Tag des Kaufs automatisch doppelt so viel wert war – auf dem blühenden Schwarzmarkt. Ein Trabant, zum Beispiel, den man für 10.000 Mark gekauft hatte, konnte noch nach zehn Jahren für den ursprünglichen Preis veräußert werden. Ein gebrauchter VW Golf erzielte bis zu 60.000 Mark.

In der DDR rangierte der Berufswunsch, Kfz-Schlosser zu werden, bei Jungen ganz weit oben. Der Beruf versprach hohes Sozialprestige, ein hohes «nebentarifliches» Einkommen und vielfältige «Beziehungen» wie von selbst. Kfz-Schlosser gehörten zu den erwähnten Königs-Brigaden. «Do-it-yourself»-Reparaturhandbücher waren besonders gefragt, weil der Bedarf an Reparaturwerkstätten nicht einmal ansatzweise gedeckt werden konnte. In internen Berichten ist in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre immer wieder die Rede davon, dass durchschnittlich 50 Prozent der Nutzfahrzeuge ihren Daseinszweck nicht erfüllen konnten, weil sie aufgrund fehlender Ersatzteile fahruntauglich waren. Da weit mehr als die Hälfte der privaten PKW älter als zehn Jahre war, war der Reparaturbedarf auch hier besonders hoch. Entsprechende Literatur erfreute sich großer Beliebtheit. Kaufte man einen Trabi, erhielt man ein blaues Heftchen mit vielen nützlichen Tipps. Die ersten Sätze waren nicht ironisch gemeint: «Der Personenkraftwagen ‹Trabant› ist auf den Straßen der Deutschen Demokratischen Republik sowie im Ausland kein Neuling mehr. Seine Bewährungsprobe hat er seit Beginn der Serienfertigung bis zum heutigen Tage auf allen Gebieten bestanden. Besonders ist hervorzuheben, dass der Trabant bei nationalen und internationalen Rallye-Fahrten sehr große Erfolge erzielt hat, die den Arbeitern, Technikern und Ingenieuren den Beweis gebracht haben, dass die der Serienfertigung zugrunde gelegte Konzeption des Fahrzeugs richtig gewesen ist. Der Typ ‹Trabant› ist in seiner Klasse ein schnittiges, elegantes und temperamentvolles Fahrzeug.»[125] Betriebsanleitungen mit Hinweisen für die Instandhaltung und für Reparaturen flankierten Bücher, die für jedes potenzielle Problem praktische Tipps zur Beseitigung parat hatten. Diese sollen hier nicht interessieren, sehr wohl aber die Darstellung, die das Gemüt der stolzen Trabibesitzer traf. Gegen den Lärm war nicht viel zu machen. Im Trabi konnte man sich bei etwas schnellerer Fahrt eigentlich nur schreiend unterhalten, was aber kein Problem darstellte, weil lästige Radiogeräusche serienmäßig nicht vorgesehen waren. Experten schrieben zur Geräuschkulisse des Trabi etwas vornehmer in dem Klassiker «Ich fahre einen Trabant»: «Am Trabant klappert eigentlich immer etwas. Mal ist es der Heizungsgeräuschdämpfer, der gegen das Signalhorn schlägt, mal die schwarze Bodenwanne unterhalb der Stoßstange, wenn sich ihre mittlere Halteschraube gelöst hat, mal die Abgasanlage, deren Halteschrauben sich auch recht gern lösen, mal der Plastegriff auf dem Schalthebel des Hycomat u.a.m. Dennoch sollte man recht bald feststellen, was eigentlich klappert, können sich dahinter doch ernstzunehmende Ursachen verbergen, die eine schnelle Abhilfe (um den Schaden nicht erst groß werden zu lassen) erfordern.» In diesem Buch wimmelt es nur so von solchen der Realität abgehorchten Bemerkungen. Die DDR-Kulturgeschichtsschreibung hat dieses und andere solcher abseitigen Werke noch nicht entdeckt. Darin findet jeder, der mag, seinen Favoriten. Meiner lautet: «Unter wessen Fahrzeug es – womöglich noch bei schneller Fahrt – plötzlich poltert und dabei auch noch die rote Ladekontrollleuchte aufleuchtet, wird nach dem Anhalten bei einem Blick in den Motorraum mit Sicherheit feststellen, dass die Lichtmaschine verlorengegangen ist. Die Ursache ist darin zu suchen, dass ihre Befestigungsschrauben lange nicht auf festen Sitz kontrolliert wurden, sich darum infolge der Vibrationen des Motors lösten und schließlich herausfallen konnten.»[126]

Vor allem die in den ersten Jahren nach 1990 erschienene wissenschaftliche Literatur, die auf demoskopischen Umfragen und auf geheimgehaltenen Analysen aus DDR-Zeiten beruhte, zeigte immer wieder, dass die massenhafte Abwendung vom System in der Unzufriedenheit mit den materiellen Lebensbedingungen, den kulturellen Angeboten, der zunehmend zerrütteten Umwelt, dem innerstädtischen Zerfall und vielen anderen systembedingten Entwicklungen zusammenhing, die sich in den achtziger Jahren verschärften und den Graben zur bundesdeutschen Welt immer tiefer erscheinen ließ. Die SED-Führung stand diesen Entwicklungen hilflos gegenüber. Honecker brachte es während der Wartburg-Krise auf den Punkt. Man habe bis 1990 die Lösung des Wohnungsproblems «als soziale Frage» versprochen, aber nicht, dass jede Familie ein Auto habe. Der Mann log nicht. Nur die Menschen orientierten ihre Bedürfnisse nicht an den SED-Versprechen, sondern an ihrem individuellen Verlangen und am bundesdeutschen Schaufenster. Auch dafür hatte die SED-Führung 1988 eine interne Parole ausgegeben: «Wer der gegnerischen Hetze und Demagogie erliegt, von dem trennen wir uns (als Parteimitglied – d. Verf.). Er hat das Recht verwirkt, den Ehrennamen eines Kommunisten zu tragen. Das gleiche gilt auch für Meckerer und ewige Nörgler.»[127] Ein Jahr später trennten sich Millionen Meckerer und Nörgler nicht nur von Honecker, sondern auch gleich noch von der DDR.

«Es ist ein Massenmedium ohne Massen.»

Die DDR-Bevölkerung konnte sich mit Blick in den Osten privilegiert und materiell auf hohem Niveau lebend fühlen. Nur, sie orientierte sich nicht an den Freunden im Osten, sondern an den Brüdern und Schwestern im Westen. Es war kein Magnetfeld, in dem sie lebte, zumindest keines, das vom Osten her Anziehungskräfte ausstrahlte. Die kamen allein aus dem Westen. Wichtigstes Transportmittel waren die Medien – Radio- und Fernsehsender. Die hatten leichtes Spiel, waren doch die DDR-Medien an Langeweile, Eintönigkeit und Einfallslosigkeit kaum zu überbieten. Der ungarische Schriftsteller und Dissident György Dalos lässt in seinem Roman «Der Versteckspieler» einen Besuch seines Helden in Ost-Berlin Ende der siebziger Jahre folgendermaßen enden: «Während das Flugzeug abhob, studierte Cohen das ‹Neue Deutschland›, auf dessen erster Seite die Taubstummen und Hörgeschädigten der DDR auf ihrem Kongress eine umfangreiche Danksagung an das Zentralkomitee der SED und persönlich an den Generalsekretär Erich Honecker richteten als Dank für die solidarische Fürsorge, welche die DDR so vorteilhaft von dem ‹Bonner Staat› unterscheide. Bevor Tamás Cohen jedoch Gelegenheit hatte, sich in die Einzelheiten dieser Hommage zu vertiefen, versank er in festen Schlaf.»[128]

Die DDR-Sender waren denkbar unbeliebt. Christoph Hein brachte es 1982 auf den Punkt: «Es ist ein Massenmedium ohne Massen.»[129] Die Funkmedien der DDR boten Ende der achtziger Jahre fast alle Sendeformate an, die damals auch im Westen üblich waren. Es gab im Fernsehen einige gern und viel gesehene Sendungen wie «Außenseiter – Spitzenreiter» (mit skurrilen Hobbys und Sammelleidenschaften), das «Sandmännchen» (für Kinder), «Ein Kessel Buntes» (mit internationalen Unterhaltungskünstlern), «Willi Schwabes Rumpelkammer» (mit alten Filmsequenzen), «Prisma» (mit kritischen Beiträgen zum Alltag), «Telelotto», «Die Flimmerstunde» (Kinderspielfilme), andere Kinder- und natürlich Sportsendungen. Von den Radiosendern waren besonders Mitschnittsendungen und Hörspiele gefragt. Auch die Zeitungen boten Rubriken an, die sich großer Beliebtheit erfreuten: Lokalnachrichten, Anzeigen- und Tauschmärkte, Gerichtsreportagen. Eine Reihe Wochen- oder Monatszeitschriften waren schwer zu bekommen. Dazu zählten etwa die «Neue Berliner Illustrierte (NBI)», der «Eulenspiegel», die «Wochenpost», die «FF dabei», «practic», «Mosaik», «Das Magazin», «Frösi», «Pramo», «Sibylle», «Guter Rat», die Jugendmagazine «neues Leben» und «Melodie und Rhythmus» oder die Zweimonatsschrift «Sinn und Form». Die wenigen freiverkäuflichen Exemplare waren meist innerhalb einer Stunde ausverkauft. «In den schriftlichen Eingaben, deren aggressive Inhalte steigende Tendenz aufweisen, äußern die Bürger ihr Unverständnis über derartige Situationen. Kausal damit steigen Unmutsäußerungen der Verkaufskräfte des Postzeitungsvertriebes, die sich ständigen Konfrontationen mit den Kunden ausgesetzt fühlen, eine Veränderung der Zustände aber nicht erreichen können.»[130] Das Postministerium teilte 1987 intern mit, eine generelle Veränderung vor 1990 sei nicht zu erwarten.

Medien dienen dem Zweck der Information. Im Namen der SED und unter ihrer Anleitung waren die Medien Teil der Desinformationskampagne. Einmal wöchentlich sind die Chefredakteure im ZK der SED über die neuesten medienpolitischen Richtlinien und Schwerpunkte informiert worden. In vielen Redaktionen existierten inoffizielle Kladden, «Tabu-Bücher», in denen Journalisten verzeichneten, welche Begriffe und Themen gerade nicht verwendet werden dürfen. War der Hafer knapp, durfte nichts über Pferde erscheinen; stand ein Abkommen mit Frankreich, Japan oder Schweden kurz vor dem Abschluss, sollten freundliche Artikel über diese Staaten publiziert werden; «Nicht in den Medien DDR zu einem Museum machen!»[131] Die Liste war lang und flexibel. Der britische Publizist Timothy Garton Ash schrieb 1981 in einem Buch über die DDR – das zu diplomatischen Verwicklungen zwischen der DDR und Großbritannien führte: «Dem Berichten der Wahrheit aus einem totalitären Staat stehen viele Hindernisse im Wege. Es ist hoffnungslos, sie von den offiziellen Medien erfahren zu wollen. Was sie als Wahrheit zu übermitteln haben, ist immer parteilich, das heißt, was heute wahr ist, kann morgen bereits falsch sein. Auch ist es keineswegs die Absicht der Parteizeitung, Nachrichten zu vermitteln. ‹Neues Deutschland› ist am ehesten als Kombination aus Agitprop-Wandzeitung, politischem Wetterbericht und Hofgazette zu verstehen.»[132]

Die Medien gehörten zu den «schärfsten Waffen der Partei» (G. Holzweißig). Im Herbst 1987 hielt ein Mitarbeiter des DDR-Fernsehens vor MfS-Führungskräften einen Vortrag über «Medienpolitik». Bei dem Referenten handelte es sich um den Chefredakteur für Auslandsreportagen, Günter Herlt. Bewusstsein müsse, so Herlt, erzeugt werden, um richtiges Handeln der Menschen zu erreichen. «Aber wie viele Mitbürger mixen sich abends vor dem Bildschirm einen schwerverdaulichen Koexistenzcocktail und gehen uns am anderen Tag mit ihrer Katerstimmung auf den Geist?» In den DDR-Medien sei 2 + 2 immer 4. In den Westmedien würde stets erzählt, 2 + 2 sei 6. Im DDR-Fernsehen würde nicht zu viel «Erfolgspropaganda» gesendet. Die Erfolge hätten «wir» einfach. Man schaue sich nur die Westmedien an, wie die alle sechs Monate über die Prognosen der fünf Wirtschaftsweisen berichten. «Und die ganze Nation drüben – vom Kanzler bis zur Klofrau – hält den Atem an, auch wenn sich nachher herausstellt, sie haben sich um 50 % geirrt in ihrer Prognose – macht nichts! Aber es sind die 5 Weisen. Preisfrage: Wie müssen wir denn dann unser Politbüro taufen, denn die geben uns für 15 Pfennige im ND eine wissenschaftliche Prognose für die nächsten 5 Jahre mit der Direktive zum 5-Jahr-Plan und sind rechenschaftspflichtig für jede Zahl. Wenn die Burschen für 2,5 % Zuwachs ein großes Geschrei machen, dann müssen wir doch mit 4,6 % doppelt so weit das Maul aufreißen können – oder?» Er fügte realitätsfern hinzu: «Machen wir aber nicht.» Die Medien müssten Nachhilfe leisten. Wenn man über fehlende Fahrradersatzteile in Suhl berichten würde, zögen die Stralsunder «in den nächsten Fahrradladen, kaufen den Rest von Ersatzteilen auf und dann haben die auch noch das Malheur.» Die DDR-Medien hätten eine Bringepflicht, nämlich allen die Vorzüge des Sozialismus zu zeigen. Die «Medien des Imperialismus haben dagegen eine Verschweigepflicht. Die müssen die wesentlichen Tatsachen des Lebens wegdrücken, damit das Volk nicht zuviel weiß, nicht zuviel erkennt, nicht zuviel eingreifen kann, damit die Herrschenden ungestörter regieren können. (…) Nun ist es ja gar keine Frage, was besser runter geht zum Feierabend. Hinlenkung, Aktivität ist strapaziös, geht auf den Geist. Die einen liefern Negerküsse (sic!) zum Lutschen und wir liefern Vollkornbrot mit harter Rinde, mußt’e manchmal ganz schön kauen. Aber anders ist Menschwerdung nicht möglich, Genossen.» «Das leidige bei unserer Firma» – er meinte das DDR-Fernsehen – «ist, alle Produkte sind vor den Augen von 17 Millionen Gütekontrolleuren ausgebreitet.» Der Gegner könne, «wenn er über die Hintertür der Gefühlswelt kommt, mit dem Hintern umreißen, was wir mit den Händen aufgebaut haben, wenn er bloß das Liedchen singt vom Brüderchen und Schwesterchen, und alle Deutsche und Schüsse an der Mauer … huh!» Günter Herlt: «Na ja doch, wir haben die Mauer – das rentabelste Bauwerk der DDR.»[133] Der Medienfunktionär erklärte nicht nur implizit, warum die DDR-Medien eine stumpfe «Waffe der Partei» blieben, er malte zugleich ein Bild der DDR-Gesellschaft, das in seinen unausgesprochenen Argumenten unbeabsichtigt fast subversiv war. Denn er räumte ein, dass die bundesdeutschen Medien weitaus attraktiver seien.

Wollte man etwas über die Verhältnisse in der DDR erfahren, kam man nicht umhin, bundesdeutsche Fernseh- und Radiosender einzuschalten. Das führte zu dem grotesken Umstand, dass in DDR-Tageszeitungen, Radio- und Fernsehbeiträgen immer wieder auf bundesdeutsche Sendungen und Informationen reagiert wurde, ohne dass diese benannt wurden. Ein ganz geringer Teil der DDR-Bevölkerung hat aus politisch-ideologischen Gründen bewusst darauf verzichtet, bundesdeutsche Medien einzuschalten. Dabei hätte der Anteil viel größer sein müssen, weil dies etwa Angehörigen des MfS, des MdI, der NVA und einem großen Teil des SED- und Staatsapparates bis 1987/88 ausdrücklich verboten war.[134] Erich Honecker hatte Anfang der siebziger Jahre öffentlich eingeräumt, jeder wisse doch, dass die Menschen auch bundesdeutsche Sender empfangen würden. Im April 1988 meinte er gegenüber der größten dänischen Tageszeitung, niemand in der DDR würde daran gehindert, Informationen aus westlichen Fernseh- und Radiosendern zu beziehen.[135]

Einige Regionen im Nordosten und Südosten (Volksmund: «Tal der Ahnungslosen») waren vom Empfang bundesdeutscher Fernsehsender aufgrund mangelnder Senderreichweite ausgeschlossen. Vielerorts sind deshalb in den achtziger Jahren – meist illegal – kostspielige Gemeinschaftsantennen errichtet worden, um bundesdeutsche Sender empfangen zu können. Nur in Ost-Berlin zählte seit Herbst 1976 die Möglichkeit, bundesdeutsche Fernsehsender über Gemeinschaftsantennen in Neubauwohnungen zu empfangen, zum «Ausstattungsstandard».[136] Solche Ungleichheiten verstärkten in vielen Regionen den Hass auf das «Schaufenster der Republik». Vor allem im Süden erbauten kundige Laien und aufgeschlossene Fachleute Gemeinschaftsantennen. In Marienberg versorgte eine solche Anlage 4000 Haushalte, in Eppendorf 1600 oder in Weißenberg 3500. Zumeist erfuhren sie dabei Unterstützung durch örtliche Funktionäre und sei es nur, dass diese den Aufbau nicht behinderten. So wandte sich 1988 der Vorsitzende des Rates des Kreises Marienberg an den Vorsitzenden des Rates des Bezirkes Karl-Marx-Stadt und bat «im Interesse einer nüchternen Beurteilung» die in den Jahren 1983 bis 1985 privat erbaute Gemeinschaftsanlage bestehen zu lassen. Andernorts waren welche stillgelegt worden. Der Vorsitzende verteidigte sein Anliegen mehrfach mit dem Hinweis, die «negativ ideologischen Einflüsse» der Westmedien nicht zu unterschätzen. «Andererseits habe ich natürlich noch in Erinnerung, dass die Beseitigung technischer Einrichtungen der Empfangsmöglichkeiten nicht die ideologische Haltung der Bürger verbessern. Man sieht Programme mit schlechter Übertragungsqualität auch.»[137] Aus den Bezirken Dresden, Karl-Marx-Stadt, Halle, Leipzig und Rostock häuften sich in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre Eingaben, die in scharfer Form gegen den Mangel an Möglichkeiten, Westfernsehen empfangen zu können, protestierten. Terrorandrohungen traten selten auf, aber auch sie gab es. So ging dem DDR-Staatsrat einmal ein aus Zeitungsausschnitten gefertigter Drohbrief zu, in dem es hieß, wenn nicht bis zu einem bestimmten Tag in Dresden die bundesdeutschen Rundfunk- und Fernsehprogramme zu empfangen seien, würden der Dresdner Fernsehturm und der UKW-Sender Löbau in die Luft gesprengt.[138]

Den Analytikern im Staats- und Parteiapparat entging nicht, dass die Anteile der Ausreiseanträge aus diesen Regionen – abgesehen von Ost-Berlin – im Landesmaßstab überdurchschnittlich hoch ausfielen. Innerhalb der Führungsetagen des SED-Apparates, des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen, des MdI und MfS kam es im Frühjahr 1988 zu intensiven Diskussionen, wie mit den Satellitenprogrammen künftig umgegangen werden solle. Einerseits sind die Gefahren des Westempfanges gesehen, andererseits die Risiken einer staatlichen Unterdrückung kalkuliert worden. Jedes Verbot würde nur neue Konflikte hervorrufen und illegale Aktivitäten befördern, gegen die der Staat angesichts der Breitenwirkung machtlos sei. Außerdem würde im Rahmen der UNO, des RGW und des KSZE-Prozesses die Förderung von Satellitenprogrammen verlangt. Die DDR könne sich dieser Entwicklung dauerhaft nicht verschließen. Vor diesem Hintergrund beschloss das SED-Politbüro am 23. August 1988: «In der gesamten DDR wird gegen das Errichten und Betreiben technischer Anlagen zum Empfang der von anderen Staaten über Satelliten abgestrahlten Fernseh- und Hörrundfunkprogramme generell mit verwaltungstechnischen Mitteln nicht vorgegangen. Die technische Möglichkeit des Empfangs derartiger Programme wird nicht propagiert.»[139] Nicht einmal der letzte Punkt konnte eingehalten werden. Der Beschluss sprach sich herum. Als hilfreich erwiesen sich präzise Bauanleitungen, die in Fachzeitschriften und -büchern sowie in Do-it-yourself-Zeitschriften schon seit Mitte der achtziger Jahre unter dem Mantel technischer Neuerungen «ohne ideologische Absicht» publiziert worden waren. Die Debatten in den Führungsgremien 1987/88 blieben nüchtern, zwar ideologisch aufgeladen, aber angesichts des Politbürobeschlusses auch erstaunlich rational. Die führenden Genossen räumten geräuschlos einen jahrzehntelang ideologisch heftig umkämpften Schauplatz. Sie sahen, dass sie diese Schlacht um die Medien verloren hatten. Sie hofften, die beunruhigten Massen milder stimmen zu können. Aber auch diese Rechnung ging nicht auf. In der Diktatur verursacht jede kleine Lockerung genau das Gegenteil. Die Bedürfnisse werden nicht gestillt, sondern aufgeladen und vermehrt.

ZWISCHENTÖNE

Die meisten Menschen nahmen Krisensymptome zwar bewusst wahr. Aber niemand konnte sich sicher sein, dass die in Greiz erlebte Krise auch in Wolgast zu beobachten war. Dafür sorgten die gleichgeschalteten Medien und der riesenhafte Partei- und Staatsapparat. Sie suggerierten unentwegt, dass ein Problem nur zeitlich begrenzt und lokal existiere. So lange die Herrschenden die Krise nicht als solche bezeichneten und die Verantwortung für die Missstände übernahmen (wie im Vorfeld des 17. Juni 1953), blieben viele Menschen trotz der Westmedien unsicher, ob die eigene Lebensrealität typisch oder eher untypisch sei. Die SED-Führung wusste das genau. Ihre Medienpolitik war nicht einer zufälligen Laune entsprungen und wird mit der Bezeichnung «Schönfärberei» auch nur unzureichend erfasst. Ihr lag vielmehr die Strategie zugrunde, die vielfältigen Mangelerscheinungen als individuelle statt systemtypische Erfahrungen darzustellen. Allerdings lassen sich auch in diktatorischen Staaten nicht alle Anzeichen dafür unterdrücken, dass die Krisensymptome nicht bloß lokal oder zeitlich begrenzte Erscheinungen sind. Es gab in der DDR überregionale öffentliche Räume, in denen die Herrschafts- und Gesellschaftskrise thematisiert werden konnte. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in der finalen Krise der SED-Herrschaft nicht nur die Bindungskräfte des Systems erodierten, sondern das SED-Regime zunehmend nicht mehr in der Lage war, die Krisensymptome überhaupt als solche zu erkennen. Was sich viele Jahre als Vorteil der Herrschaftssicherung erwies, nämlich millionenfache Duldung erkauft und erzwungen zu haben, ohne dabei wie in den fünfziger Jahren Polizeiterror einzusetzen, schlug nun in einen entscheidenden Nachteil um. Denn die missmutige Loyalität von Millionen erwies sich nun als herrschaftsdestabilisierend, weil sie nicht mehr für das Regime mobilisiert werden konnten. So wie Millionen die SED-Herrschaft lange Jahre mehr erduldet als aktiv unterstützt hatten, sahen sie nun vergnügt oder missvergnügt zu, wie diese Herrschaft zusehends zerfiel. Und nicht wenige hatten dazu bereits in den letzten Jahren der DDR die Untergangsmusik geschrieben, die sich aber erst 1989 als solche erwies. In der Zeit bis zum Herbst 1989 ist sie eher als «Zwischenton» wahrgenommen worden, nicht mehr die Herrschaft legitimierend und stabilisierend, aber auch nicht als politische Gegenkraft nach gesellschaftlichen Alternativen suchend.

Die Kunst des Hinschauens und Wegsehens

Diagnosen und Literaturen

Die in der DDR publizierten belletristischen Texte bildeten vor und nach 1989 Gegenstand heftiger und vielfältiger Debatten. Das größte Missverständnis besteht wahrscheinlich darin, diese Literaturen unter dem Signum «DDR-Literatur» erfassen zu wollen. Wie in jedem anderen Land gab es ein paar Leuchttürme, die die anderen überstrahlten, ab und zu tauchten Bojen im Lichtkegel auf. Die Masse der veröffentlichten schöngeistigen Literatur blieb ungelesen – auch hier herrschte internationale Normalität. Ungewöhnlich waren eher drei Erscheinungen. Erstens hat sich eine Reihe der begabtesten Schriftsteller politisch und ideologisch in den Dienst des Systems gestellt. Zweitens gab es eine kleine, aber nicht unbedeutende Gruppe von Autoren, die zeitweise oder lebenslang in der DDR offiziell nicht publizieren durfte oder wollte. Ihre Werke (oder ein Teil davon) erschienen im Untergrund, in der Bundesrepublik oder – auf nur sehr wenige zutreffend – gar nicht. Drittens schließlich sind nicht gerade unwichtige Autoren, rund 100 seit 1961, ins bundesdeutsche Exil gegangen oder getrieben worden.

Ob Hermann Kant oder Wolf Biermann, Erik Neutsch oder Stefan Heym – «Autorenpaare», die nur Wissenschaftler in einem Atemzuge zu nennen vermögen – sie stehen alle für Literaturen, die in und mit der DDR erschaffen wurden. Die eigentliche Bedeutung des Literarischen in der DDR ergab sich weniger aus ihren Werken als vielmehr einerseits aus dem Umgang des Staates damit und andererseits aus der Lesekultur der Lesenden, die sie oft als politische Statements verstanden. Das «Zwischenden-Zeilen-lesen» beschränkte sich nicht auf Zeitungen und andere Medien, sondern betraf in einem hohen Maße auch belletristische Werke. Deshalb fanden eifrige Leser auch in Hermann Kants Büchern Passagen, die zu dem sich in der Öffentlichkeit als eifrigen SED-Funktionär gerierenden Schriftsteller nicht zu passen schienen. Und weil hier anders als in den Medien zuweilen auch Wahrheiten ausgesprochen wurden, fungierte Literatur als eine Art «Ersatzöffentlichkeit». Diese Funktion wurde noch verstärkt durch die Veröffentlichung wichtiger russischer, kirgisischer (Aitmatow), ukrainischer, polnischer, ungarischer, aber auch französischer, britischer, spanischer, amerikanischer oder bundesdeutscher Autoren. Zu lesen gab es viel, aber es gab auch viel nicht zu lesen.

Der Schriftsteller Christoph Hein wies auf dem X. Schriftstellerkongress der DDR 1987 eindringlich darauf hin, dass die Zensur in der DDR, so seine Worte, überlebt, nutzlos, paradox, menschenfeindlich, volksfeindlich, ungesetzlich, strafbar und verfassungswidrig sei.[140] Als Heins Rede in der DDR etwa ein Jahr später publiziert worden ist – zuvor zirkulierten Kopien und Abschriften der gekürzten Rede, wie sie die Hamburger Wochenzeitung «Die Zeit» abgedruckt hatte –, war klar geworden, dass ein System, das Zensur praktiziert und zugleich einen scharfen Beitrag gegen die Zensur publiziert, sein Ende vor Augen hat. Heins offensiver Umgang mit der Zensur war exemplarisch für eine Reihe von Literaten. SED und MfS scheuten weder Kosten noch Mühen, die Literaturproduktion zu beeinflussen. Zuweilen konnten sie Publikationen, auch nicht-offizieller Art, unterdrücken, prinzipiell verhindern konnten sie sie nicht. Vielmehr trug die Zensurkultur zur Herausbildung und Etablierung eigenständiger und zum Teil subversiver Kulturmilieus bei.

Die Zensurpraxis in der DDR war Bestandteil der Erziehungs- und Informationsdiktatur. Öffentlichkeit war in der DDR eine «inszenierte» oder «kontrollierte» Öffentlichkeit. Einzelne Satiremagazine konnten diesen Zustand nicht vergessen machen, sie verschlimmerten ihn nur noch. Die Zensur erstreckte sich auch auf die Bibliotheken, die sich in zugängliche und nicht-zugängliche Bereiche gliederten. In den nicht-zugänglichen Bereichen standen sogenannte Giftschränke, die jene Bücher beherbergten, die nur mit speziellen Erlaubnisscheinen «benutzt» werden durften. Der DDR-Index war lang. Niemand hatte einen genauen Überblick, weil – so paradox und doch systemlogisch es auch klingen mag – gar keine Buchverbotslisten existierten. Was heute indiziert war, konnte morgen unter Umständen für jedermann zugänglich und übermorgen wieder verboten sein. Und dennoch wusste jeder, was erlaubt, was «heiß» und was verboten war. Allerdings sind zuweilen Bücher in der DDR publiziert worden, bei denen man sich schon fragte, ob der Zensor geschlafen habe. Dazu zählten insbesondere Bücher aus der Sowjetunion, aus anderen osteuropäischen Staaten, aber auch Werke von Sartre, Huxley oder Adorno/Horkheimer. Als etwa die Gesellschaftssatire «Saiäns-Fiktschen» von Franz Fühmann 1981/82 im Rostocker Hinstorff-Verlag erschien und mehrere Auflagen erzielte, waren sich Leser und Leserinnen einig, dass der Zensor nicht nur geschlafen, sondern wahrscheinlich den Inhalt nicht verstanden hatte. In einer Kritik war zu lesen, was alle Leser von Fühmanns Buch zwangsläufig dachten: «Orwells ‹1984› ist fraglos ein verwandtes Buch.»[141] Nun stellt sich natürlich die Frage, warum jemand davon ausgehen konnte, dass die Leser George Orwell und «1984» kannten, obwohl der Autor geächtet und das Buch strengstens verboten war. Ganz einfach: Orwells Bücher kursierten, weil sich gerade auf dem deutsch-deutschen Lesemarkt Verbote nur begrenzt durchsetzen ließen. In der DDR mussten die Bände nicht einmal übersetzt werden wie in den anderen Staaten des sowjetischen Imperiums. Hier musste das Buch nur über die Grenze geschmuggelt werden, was nicht immer gelang, aber doch so oft, dass mit etwas Einfallsreichtum fast jedes Buch gelesen werden konnte.

Ein Jahr nach Heins Brandrede kündigte Klaus Höpcke, stellvertretender Kulturminister und zuständig für Verlage und Literatur, am 12. Oktober 1988 auf einer nicht öffentlichen Sitzung des Vorstandes des DDR-Schriftstellerverbandes an, dass ab 1989 das «Druckgenehmigungsverfahren», wie die Zensur vornehm umschrieben wurde, entfalle. Die Verlage könnten künftig selbst entscheiden, was sie drucken wollten und was nicht. Noch heute glauben manche, dies sei einer Abschaffung der Zensur in der DDR gleichgekommen. Aber die Bücher von Wolf Biermann, Jürgen Fuchs, Robert Havemann, Rudolf Bahro, Alexander Solschenizyn, George Orwell, Václav Havel, um nur ganz wenige geläufige Namen zu nennen, blieben von dieser Lockerung ebenso unberührt wie ein paar tausend weitere Autoren. Höpcke blieb «Zensurminister», «Buchverhinderungsminister», wie er stellvertretend für das staatlich praktizierte Zensursystem genannt wurde.

Höpckes geheime Offenbarung beinhaltete aber einen anderen interessanten Aspekt. Wie bei den exemplarischen Gemeinschaftsantennen steht sie für den Versuch, der historischen Sackgasse zu entkommen. Aber statt einer Kehrtwendung von 180 Grad war die «Wende» keine, sondern nur eine Kursabweichung um wenige Grade, die im Sinne des SED-Regimes folgenlos blieb. Der Kulturwissenschaftler Matthias Braun hat in einer imposanten Studie über die in intellektuellen Kreisen hoch geschätzte Zweimonatszeitschrift «Sinn und Form» gezeigt, wie das paradoxe Nebeneinander von Zensur und ungewohnten Zwischentönen Intellektuelle erregte und das System einerseits destabilisierte, andererseits aber gerade durch die Auflockerung auch regimenahe Kreise neu ans System band, weil es Hoffnungen entfachte. Offiziell verdammte die SED-Führung Glasnost, in «Sinn und Form» ließ sie aber zugleich ungestraft Beiträge veröffentlichen, die harsch mit der stalinistischen Vergangenheit und der Zensurpraxis abrechneten. Der Verbreitungsgrad war gering, die paar tausend Exemplare waren zwar begehrt, aber, wie MfS-Minister Mielke einmal gesagt haben soll: «Wer liest das schon?»[142] Die Zeitschrift wirkte auf kleine intellektuelle Kreise, die für politische Gegenaktionen eher ungeeignet waren. Und dennoch: «Sinn und Form» gehörte auch zur DDR-Realität. Vieles ist noch heute aufschlussreich und zeigt vor allem, was in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre möglich war. Natürlich wimmelt es auch in dieser Zeitschrift von Beiträgen, die politisch-ideologisch auf Linie lagen, Hager und Honecker kamen ebenso zu Wort wie ihre Adepten. Aber das konnte hingenommen werden. Interessanter waren die Zwischentöne. Zwei Debatten sind geführt worden, die in eine Literaturzeitschrift nicht zwingend hineingehören, aber einerseits die besondere Stellung von «Sinn und Form» verdeutlichen und andererseits zeigen, dass und wie es unter der normierten Oberfläche rumorte. Der international bekannte Molekularbiologe und Wissenschaftsethiker Erhard Geißler hatte bereits Ende der sechziger Jahre die jährlich stattfindenden «Kühlungsborner Kolloquien» begründet. Dort debattierten Naturwissenschaftler, Ethiker, Juristen, Soziologen, Theologen, Künstler und Schriftsteller aus Ost und West im interdisziplinären Dialog über ethische Fragen der Wissenschaften. Im letzten Heft des Jahrgangs 1984 sprach nun Geißler unter dem Titel «Bruder Frankenstein» wissenschaftsethische Fragen vor dem Hintergrund genetischer Forschungsperspektiven an. Seine These lautete, für Wissenschaft und Forschung könne und dürfe es um ihrer selbst willen keine Vorgaben, keine ideologischen und keine ethischen Grenzen geben. Vielmehr setze er auf die selbstregulierenden Wissenschaftskräfte, im Übrigen seien für die Verwertung der Forschungsergebnisse die Wissenschaftler nur begrenzt, wenn überhaupt, zuständig und verantwortlich. In mehreren Heften meldeten sich Intellektuelle aus Ost und West zu Wort, widersprachen, stimmten zu, ergänzten, brachten neue Gesichtspunkte vor. Eine spannende und offene Debatte, die zunächst Grundsatzfragen der Menschheit berührte und so oder ähnlich seit dem Atombombenabwurf auf Hiroshima und Nagasaki Anfang August 1945 weltweit geführt wurde. Das Besondere an dieser von Geißler entfachten Diskussion war aber der Umstand, dass hier wissenschaftsethische Fragen in der DDR vor einem relativ großen Publikum erörtert wurden, ohne dass die Autoren die üblichen «Klassenstandpunkte» aufriefen und ohne dass sie die «einzig wissenschaftliche Weltanschauung» als Maßstab bedienten. Es fand eine offene Diskussion statt. Wenn Naturwissenschaftler eine solche, nicht ideologiefreie, aber ideologisch plurale Gegenwarts- und Zukunftsdebatte führen konnten, so müsse, lautete eine vielfach gezogene Schlussfolgerung kritischer Geister, eine solche Debatte auch über die Vergangenheit möglich sein.

Die Ethik-Debatte war noch nicht richtig vorüber, da kam es zu einer zweiten, die noch weitaus mehr Köpfe beschäftigte und aufwühlte. Im fünften Heft 1987 publizierte der Philosophiehistoriker Heinz Pepperle einen Aufsatz mit dem Titel «Revision des marxistischen Nietzsche-Bildes?» Friedrich Nietzsche galt in der DDR viele Jahre als geistiger Wegbereiter der Nationalsozialisten. Pepperle versuchte eine behutsame Revision, die auf eine marxistische Historisierung von Nietzsches Werk hinauslief. Der Aufsatz reihte sich in Bemühungen seit Ende der siebziger Jahre ein, einst verfemte historische Gestalten wie Luther, Bismarck oder Friedrich II. ins offizielle Geschichtsbild der DDR zu integrieren. Die eigentliche Debatte ging erst los, als Wolfgang Harich genau ein Jahr später einen Aufsatz unter demselben Titel publizierte. Harich war Philosoph mit einer flotten Feder – und eine Berühmtheit. Ende 1956 verhaftet, ist er im März 1957 zu zehn Jahren Zuchthaus wegen angeblicher konterrevolutionärer Gruppenbildung verurteilt worden. 1964 kam er frei. Er pendelte bald zwischen Ost und West und lief fast überall den Entwicklungen verwirrt hinterher. Er verscherzte es sich mit all seinen Gönnern, hochintelligent, aber offenbar mit einem Mangel an sozialer Intelligenz geschlagen. Das wussten vor 1989 nur Insider, aber 1987 konnten selbst jene, die ihn zuvor nicht gekannt hatten, ahnen, dass mit ihm etwas nicht stimmte. Die eine Seite des Aufsatzes war wahrscheinlich für viele noch hinnehmbar. Er verteufelte Nietzsche ohne jeden Abstrich und machte ihn mitverantwortlich für den historischen Aufstieg des Nationalsozialismus und dessen Geisteshaltung. Die andere Seite seiner Philippika aber löste selbst bei jenen Kopfschütteln und Entsetzen aus, die ihm in der Verteufelung Nietzsches noch folgen mochten. Unmissverständlich sprach er sich für Denk- und Leseverbote aus, bediente sich dabei stalinistischer Denk- und Sprachschablonen und verfolgte nur ein Ziel: bloß keine Veränderungen, Revisionen, Umdeutungen – nicht allein die Philosophie wäre in Gefahr, sondern das sozialistische System als solches. Für Nietzsche und andere früh- oder spätbürgerliche Denker könne nur gelten – unter Zuhilfenahme eines Brecht-Zitats: «Ins Nichts mit ihm!»[143] Es blieb nicht bei Harichs weit über die DDR-Grenzen wahrgenommener Replik. Mehrere Schriftsteller und Philosophen antworteten ihm und wiesen seine Argumentation als spätstalinistisch zurück. Darunter auch der in Ost-Berlin lebende bürgerliche Philosoph Rudolf Schottlaender, der weder Pepperle noch Harich restlos folgen mochte, sondern eine dritte Lesart Nietzsches ins Spiel brachte. Und wie bei der Ethik-Debatte hatte es «Sinn und Form» fertiggebracht, eine offene, plurale Diskussion zu entfachen, die die angebliche Exklusivstellung der einzigen wissenschaftlichen Weltanschauung unterhöhlte. Die beiden Debatten machten «Sinn und Form» zu einem zaghaften Glasnost-Organ inmitten der SED-Diktatur. Die SED-Führung war herrschaftstechnisch schlecht beraten, trotz notorisch gering gehaltener Auflage, so etwas zuzulassen. «Sinn und Form» war einer jener Kieselsteine, die, ins Wasser geworfen, Wellen verursachten, die sich immer weiter ausbreiteten. Und es blieb längst nicht nur bei diesen beiden Debatten. 1985 publizierte Volker Braun einen Essay, in dem der DDR-Sozialismus als «Geschichte auf dem Abstellgleis» firmierte. Als Ausweg sah er nur demokratische Wahlen, die allein neue Hoffnungen spenden könnten. «Hier» gebe es nur «gebremstes Leben», aber keine Hoffnung mehr.[144] Wenig später ergänzte Heiner Müller in einem Interview: «Was wir brauchen, ist mehr Utopie. Und das ist gefährdet, die Utopie hier. Vor allem der Wille zur Utopie ist in der Gefahr, durch Alltag paralysiert zu werden, und da muss man aufpassen. Diesen Willen darf man sich nicht nehmen lassen.»[145] Später, nach 1990, wird er sagen, die DDR sei für ihn vor allem als «Material» für seine Arbeit interessant gewesen.

Kurz nach dem «Sputnik-Verbot» reagierte die Redaktion von «Sinn und Form» «klammheimlich» mit der Veröffentlichung eines Textes von Johannes R. Becher, ursprünglich Avantgardist, dann im sowjetischen Exil und später in der DDR staatstragender Dichter und Funktionär, der es zum ersten DDR-Kulturminister brachte. 1958 starb er im Alter von 67 Jahren. Dass er innerlich zerrissen war, sprach sich herum, Drogenabhängigkeit und mehrere Suizidversuche zeugten davon. Nun kam 1988 unter dem schlichten Titel «Selbstzensur» ein Text an die Öffentlichkeit, der bewies, was gemunkelt wurde. Becher war zerrissen wie das halbe Viertelland. Nach dem XX. Parteitag der KPdSU, auf dem Parteichef Chruschtschow mit einer berühmten Geheimrede die bereits begonnene vorsichtige Entstalinisierung bekräftigte[146] und einige wenige der Massenverbrechen beim Namen nannte, schrieb Becher seine Seelenqualen für die Nachwelt auf. Viele treue Kommunisten waren entsetzt über Chruschtschows Enthüllungen, die doch Millionen aus eigener Anschauung kannten. Becher: «Ich ahnte nicht nur, oh, ich wusste!» Die SED-Führung war 1988 gerade damit beschäftigt, die Offenlegung der historischen Verbrechen Stalins zu vertuschen. Und «Sinn und Form» druckte Becher: «Der Grundirrtum meines Lebens bestand in der Annahme, dass der Sozialismus die menschlichen Tragödien beende und das Ende der menschlichen Tragik selber bedeute. (…) Es ist so, als habe mit dem Sozialismus die menschliche Tragödie in einer neuen Form ihren Anfang genommen, in einer neuen, ganz und gar bisher ungeahnten und von uns noch nicht übersehbaren. Der Sozialismus hat erst die menschliche Tragik in Freiheit gesetzt. In ihm hat sich die Tragödie gleichsam selbst überstiegen und übersteigert und kündet uns nicht eine ‹frohe Zukunft›, wie es im Allgemeinen heißt, sondern ein Zeitalter an, dessen tragischer Gehalt mit keinem der vorhergehenden vergleichbar ist.»[147] «Sinn und Form» beließ es nicht dabei, jedes Heft enthielt kleine Sensationen, so z.B. Texte von Alexander Twardowski, Czesław Miłosz oder Anna Achmatowa, der verfemten Dichterin, die den Opfern des kommunistischen Terrors ihre Stimme lieh.

Auch eine Reihe eigenständiger Publikationen spiegelten die Krise. Arbeiten von de Bruyn oder Heiner Müller wären zu nennen. Volker Braun hat sich stets kritisch mit dem realen Sozialismus auseinandergesetzt, blieb dem Utopieprojekt aber immer treu. 1988 beendete er die Arbeit an dem Prosatext «Bodenloser Satz». Nicht nur die Landschaft sei zerstört, die sozialistischen Ideale seien verschlissen, hätten keine Zugkraft mehr; der DDR-Sozialismus erscheint hier ohne Zukunft und Hoffnung. Wie in der erwähnten Debatte um wissenschaftsethische Fragen griffen in den achtziger Jahre viele Autoren die Umweltzerstörung als Thema auf und erweiterten ihre Diagnose zugleich auf die gesamte Gesellschaft. Monika Marons Roman «Flugasche» von 1981 handelt formal von der «schmutzigsten Stadt Europas» (Bitterfeld) und den Emanzipationsversuchen einer jungen Frau, zeichnet dabei aber zugleich das Bild einer trostlosen und zukunftslosen Gesellschaft. In den literarischen Tagebüchern von Hanns Cibulka, etwa «Swantow» (1982) und «Seedorn» (1985), gibt es vor dem Hintergrund von Umweltzerstörung, daraus resultierenden Krankheiten und den Gefahren der Atomenergie weder Fortschrittsgläubigkeit noch Hoffnung, der Sackgasse mit dem eingeschlagenen Weg entkommen zu können. Eine Revolution, so die global gemeinte Botschaft, müsse her, die alle bestehende Paradigmen überwinde. Noch moralischer schreibt Christa Wolf. Mit dem Tagebuch «Störfall» (1987) reagiert sie auf den Super-Gau von Tschernobyl. Die Atomwolke verdeutliche, dass die Grenzen zwischen Ost und West künstlich seien. Zwar scheint die Autorin an einen paradiesischen Urzustand der Menschheit zu glauben, aber dieser Naturromantizismus ist ihr längst abhanden gekommen. Ihre einstige Fortschrittsgläubigkeit ist in tiefe Zivilisations- und Evolutionskritik umgeschlagen. Ihr Buch ist von Wissenschaftsskepsis und Technikpessimismus geprägt. Beides mag moralinsauer daherkommen, aber in einem System, das sich als wissenschaftlich fundiert definierte, deuteten die Leser solche Statements durchaus als politische Absagen an ihre eigene Gegenwart. Als dann 1989 endlich Christa Wolfs Prosatext «Sommerstück» herauskam, registrierten Kritik und aufmerksame Leser sehr wohl die Insellage der von ihr gezeichneten Familien- und Freundesidylle. Die diese Insel umgebende Gesellschaft, die DDR, erschien hier als nicht mehr lebbar. Kein anderer veröffentlichter Autor aber hat der DDR und ihrer Zukunftsverheißung eine so deutliche Absage erteilt wie Christoph Hein. Was bei Wolf, Braun, de Bruyn, Cibulka, Müller und anderen zwar eindeutig, aber dennoch versteckt, zweideutig, abstrakt blieb, brachte Hein unmissverständlich auf den Punkt. Er galt seit Ende der siebziger Jahre als besonders interessanter Stückeschreiber, seit 1982 auch als international beachteter Autor von Prosatexten («Der fremde Freund/Drachenblut», «Horns Ende»). Seine publizistischen Arbeiten erfreuten sich einer hohen Wertschätzung. Beim MfS galten Heins Arbeiten als «eindeutig feindlich».[148]

Bei Christoph Hein war nichts mehr von einer Zukunft des Gegenwärtigen zu lesen. Damit stellte er sich pointiert gegen die Geschichtssicht der Herrschenden, so etwa mit der 1989 publizierten Erzählung «Der Tangospieler». Hier zeigte sich anschaulich, dass die Ideen von 1968 – «demokratischer Sozialismus» – verschlissen waren. In der Komödie «Die Ritter der Tafelrunde» ging Hein noch einen Schritt weiter. Das Staatsschauspiel Dresden führte das Stück im Frühjahr 1989 auf. Entgegen allen Befürchtungen setzte es die SED nicht ab. Der Autor schien zu berühmt, das Theater zeigte sich zu einig und die lokalen Machthaber bis hin zu SED-Bezirkssekretär Modrow unterstützten das künstlerische Engagement des Intendanten und seiner Mitarbeiter. DDR-Kulturminister Hoffmann hielt dem MfS entgegen, Hein sei einer der wichtigsten und begabtesten Autoren, international bekannt, hatte am schärfsten die «angebliche Zensur» kritisiert, man wolle ihn nicht verlieren. Ein Verbot des Stücks könnte zur Ausreise Heins führen. Es sei alles mit dem ZK abgesprochen. Der Minister trickste. Denn Ursula Ragwitz, Leiterin der zuständigen ZK-Kulturabteilung, wusste von nichts.

Hein lässt in dem Stück den jungen, aufmüpfigen Mordret seinem Vater Artus zurufen: «Euer Gral ist ein Fantom, dem ihr ein Leben lang hinterhergejagt seid. Ein Hirngespinst, um das ihr euch die Köpfe blutig geschlagen habt. Sieh dir deine Gralsritter an. Verstörte, unzufriedene, ratlose Greise, die das Leben verklagen.» Mordret aber hält nicht nur den Gral für ein Hirngespinst. Selbst den Gral finden zu wollen, hält er für «eine schreckliche Idee». «Ein unaufhörliches Glück, das wär zum Kotzen.» Lancelot begreift als Erster der Tafelritter, dass ihre Stunde geschlagen hat: «Für das Volk sind die Ritter der Tafelrunde ein Haufen von Narren, Idioten und Verbrechern.» Artus hält Mordret am Schluss vor, die Tafelrunde verstünde nicht, was er wolle. Mordret antwortet: «Das weiß ich selbst nicht. Aber das alles hier, das will ich nicht.» Artus begreift, sein Sohn Mordret will ihn und seinen Tafeltisch ins Museum schaffen. Das erst schaffe Platz zum Atmen. «Ich habe Angst, Mordret. Du wirst viel zerstören. Mordret: Ja, Vater. ENDE.»[149] Wohl nur der Rezensent im «Neuen Deutschland» schaffte es, in Artus den Helden und in Mordret den «Aussteiger» zu erkennen, der «fahrlässig preiszugeben» bereit ist, «was schwer erkämpft und errungen wurde. So macht er bewusst, dass erst aus lebendiger Treue zum Ideal Legitimität und Kraft für notwendige Veränderungen erwachsen.»[150] War hier am Ende gar ein Theaterkritiker im SED-Zentralorgan am Werke, der bewusst das Werk missverstand, um die Aufführung vor einem Verbot zu retten?

Neues auf Bühnen und Leinwänden

In der DDR existierten 1988 rund 200 Theaterbühnen, die von knapp 10 Millionen Besuchern frequentiert wurden. Obwohl die Anzahl der Spielstätten stetig anstieg, hatte sich die Zahl der Besucher zwischen 1960 und 1980 fast halbiert und blieb dann annähernd konstant. Die Anzahl der Kinoplätze hatte sich zwischen 1960 und 1980 ebenfalls halbiert, 1988 existierten etwas mehr als 800 Kinos, die Zahl der Besucher betrug rund 70 Millionen, ein Drittel des Wertes von 1960. Für diese Entwicklungen war der Siegeszug des Fernsehens verantwortlich. Seit Mitte der siebziger Jahre verfügte fast jeder Haushalt über ein Empfangsgerät, in den achtziger Jahren standen statistisch in jedem zwei Geräte. Auch wenn die Bedeutung von Theater und Kino zurückging, so blieben sie doch aufgrund der hohen Subventionen und der damit verbundenen niedrigen Eintrittspreise praktisch für fast alle erschwinglich.

Theater waren keine Horte der Opposition, aber Zentren kritischen Denkens. Das bildete sich in den achtziger Jahren in vielen Spielplänen ab. Stücke einheimischer Autoren wie Christoph Hein trafen den Zeitgeist der krisengeschüttelten «Übergangsgesellschaft» (Titel eines Stücks von Volker Braun). In Heiner Müllers «Wolokolamsker Chaussee» wurde 1988 am Deutschen Theater in Ost-Berlin eine Ausgabe des «Neuen Deutschland» verbrannt. Hinzu kamen aufrüttelnde Aufführungen von Stücken sowjetischer, westeuropäischer oder nordamerikanischer Autoren, die den ostdeutschen Zeitgeist trafen. Dass auch an den Theatern die Grenzen immer weiter ausgedehnt wurden, politisch Unbotmäßiges auf die Bühne gebracht wurde und selbst Verbote nur zu temporären Blockaden führten, zeigte sich daran, dass jahre- oder jahrzehntelang untersagte Stücke nun zur Aufführung kamen. Sinnbildlich dafür steht die Inszenierung von Becketts «Warten auf Godot» 1987 am Dresdner Staatsschauspiel. Das Stück schrieb der irische Schriftsteller 1948/49; erstmals ist es 1953 in Paris, wo Beckett lebte, gespielt worden. Der dem französischen Widerstand zugehörige Beckett galt in der DDR viele Jahre als Sinnbild bürgerlicher Dekadenz. Die Dresdner Aufführung war daher eine kleine Sensation. «Godot» schien hier für die Verheißung kommunistischer Ideale zu stehen, man wartete und wusste nicht genau, worauf eigentlich. Die eigene Passivität geriet zur Groteske. Samuel Beckett hat die DDR beschrieben, ohne sie je betreten zu haben und noch dazu, bevor es sie gegeben hat. Aber nicht nur solche Inszenierungen, auch Klassikeraufführungen wurden vom Publikum wie von Schauspielern zeitaktuell aufgefasst und rezipiert. Als Friedo Solter 1986 am Deutschen Theater Goethes «Egmont» mit dem jungen Ulrich Mühe in der Hauptrolle inszenierte, waren sich die meisten Zuschauer wie die bundesdeutsche Kritik darin einig, dass das Besondere der Inszenierung und der schauspielerischen Leistung in den unverkennbar kritischen Gegenwartsbezügen liege.

Abseits der offiziellen Theaterkultur entwickelte sich zudem eine kreative und unabhängige, wenn auch kleine «freie Theaterlandschaft». Fast überall gab es alternative Schauspielgruppen, die sich experimentierfreudig und avantgardistisch ganz bewusst neben dem offiziellen Spielbetrieb entfalteten. Werner Theuer (ETA) zum Beispiel schrieb in den siebziger und frühen achtziger Jahren eigene avantgardistische Stücke und führte sie mit Freunden und Gleichgesinnten im unabhängigen Theater ohne feste Bühne auf. Oftmals war gar nicht der Inhalt politisch, sondern allein die Tatsache, dass sich Menschen abseits offizieller Kulturstrukturen selbst organisierten, selbstverwirklichten und für den Staat schwer kontrollierbar waren. Hier entstanden Ansätze zu einer zweiten, unabhängigen Kultur, wie sie die Literatur, Musik und Malerei besonders exponiert hervorbrachten, die es aber selbst im Filmbereich gab. Diese zweite Kultur durchzog das gesamte Land und war nicht an urbane Zentren gebunden.

Im Theatersektor spielte die von Künstlern 1980 gebildete Gruppe «Zinnober» eine besondere Rolle als Schrittmacher. Ein kleiner Probenraum am Kollwitzplatz im Prenzlauer Berg war ihr Domizil, Lebens- und Arbeitsmittelpunkt. Berühmte Schauspieler schauten vorbei, Heiner Müller unterstützte «Zinnober», auch die Mieter über den Räumen, Kulturwissenschaftler Wolfgang und Kunsthistorikerin Irmtraud Thierse begleiteten die Truppe interessiert. «Zinnober» hob die Differenz zwischen Alltag und Theater auf. «Zinnober war ein Fremdkörper ohne Verbindung zu bestehenden institutionellen Strukturen oder deren Gesetzen. Zinnober war als autonome Gruppe in diesem Sinne systemfremd, voraussetzungslos, asozial und nicht gesellschaftsfähig. Sie passte nicht in den bestehenden Gesellschaftsraum. Als sie begann, ihren Probenraum als Raum für öffentliche Vorstellungen zu nutzen, drohte permanent die polizeiliche Räumung.» Die praktischen Folgen einer solchen Existenz lagen fast auf der Hand: «Kein Finanzamt konnte die Steuern einer freien Gruppe berechnen; kein Gesetz sah einen solchen Fall auch nur im entferntesten vor. (…) Während jedes einzelne Mitglied der Gruppe sowohl eine Auftrittsgenehmigung als auch eine Steuernummer beim Finanzamt hatte, war es die Existenz als Gruppe, die prinzipiell nicht juridikabel war.»[151] Einer der Köpfe von «Zinnober», Günther Lindner (geb. 1948), Theologe und Puppenspieler, erinnerte sich später, dass die Gruppe vor allem eine alternative Lebensform darstellte, deren großer Erfolg sich gerade aus der Unabhängigkeit speiste.[152] Nach der De-facto-Anerkennung 1985 und Gastspielen im Westen ab 1987 war zwar nicht der Nimbus aufgebraucht, aber die Gruppenstruktur löste sich allmählich auf. Mit der Maueröffnung begann ein neues Kapitel, nunmehr unter dem Signum «Theater o. N.». Aber: das Beispiel machte in den achtziger Jahren Schule, «Zinnober» war nur das überregional bekannteste Beispiel für eine künstlerische Emanzipationsbewegung jenseits der parteilichen und staatlichen Strukturen. Am 4. Oktober 1985 sagte der Ostberliner Schriftsteller Lutz Rathenow in einem RIAS-Telefoninterview: «Und in der Tatsache, dass sich hier eine zunehmende Zahl von Spielern, Spielinteressierten findet, die auch außerhalb der Institution Theater etwas machen wollen, ist vielleicht eine Parallele zu dem zu sehen, was sich in der [ostdeutschen – d. Verf.] Friedensbewegung abspielt, dass es doch ein zunehmendes Bedürfnis gibt nach einer nicht von oben, vielleicht auch nicht von der Kirche von oben organisierten Betätigungsform.»[153]

Anders als bei Literatur, Theater, Malerei oder Musik waren unabhängige Strukturen in der Filmkunst weitaus schwieriger zu schaffen. Die hohen Produktionskosten, die große Anzahl notwendiger Mitstreiter und fehlende, rentable Vorspielmöglichkeiten begrenzten die unabhängige Filmkunst auf Super-8- und Video-Formate. Hier entwickelte sich eine avantgardistische Szene, deren Ausstrahlungskraft und Wirkungskreis im Vergleich zu anderen alternativen Kunstszenen allerdings beschränkt blieb. Die offizielle Kinopolitik war demgegenüber in den achtziger Jahren bei stagnierenden Zuschauerzahlen durchaus von einer vorsichtigen Öffnung geprägt. Einzelne Kassenschlager aus Hollywood kamen ebenso in die Kinos wie bundesdeutsche Filmhits etwa von Loriot (Ödipussi, 1988) oder Otto (Der Film, 1985), in diesen beiden Fällen sogar zeitgleich zur Bundesrepublik. Daneben sind eigene Filme von der DEFA und vom DDR-Fernsehen produziert worden, die mit partieller Kritik an den Verhältnissen nicht sparten. Lothar Warneckes «Die Beunruhigung» (1982) thematisierte die gesellschaftliche Stagnation am Beispiel einer alleinerziehenden Mutter. Heiner Carows «Coming Out» (1989) widmete sich der Homosexualität, ein tabuisiertes Thema in der DDR. Schwule und Lesben galten als gesellschaftliche Außenseiter. Der Film skizzierte Selbstfindungs- und Selbstbehauptungsprozesse Homosexueller und regte vor dem konkreten gesellschaftlichen Hintergrund dazu an, über die individuelle politische Emanzipation nachzudenken. Auch «Einer trage des anderen Last …» (1987) entstand unter der Regie Lothar Warneckes und erörterte ein filmisch in der DDR weithin beschwiegenes Thema: Staat und Kirche, christlicher Glaube und kommunistische Überzeugung. Die beiden todkranken Protagonisten finden zueinander, ohne ihre Grundüberzeugungen aufzugeben. Der Kommunist überlebt letztlich, weil der Christ ihm seine aus dem Westen geschickten Medikamente, ohne das Ersterer das weiß, überlässt. Die «Insel der Schwäne» von Herrmann Zschoche (1982) erzählt von Kindheit und Jugend und vor allem einem normierten, langweiligen Leben in einer Plattenbausiedlung. «Junge Welt» und «Neues Deutschland» wetterten: «Das ist nicht unsere Welt!» In dem DEFA-Dokumentarfilm «Flüstern und Schreien» (1988) kommen Punkgruppen zu Wort, die eigentlich nicht existierten, und Fans, die es eigentlich nicht gab. Ein letztes Beispiel: Erwin Strankas Komödie «Zwei schräge Vögel» (1989) wirft einen Blick auf die DDR-Arbeitswelt und die DDR-Computertechnik. Die Kinobesucher hatten viel Spaß, der heute wohl kaum noch nachvollziehbar ist, der aber damals als Spiegelbild des maroden und abgehängten Zustandes der Industrie wahrgenommen wurde. Es war nur noch zum Lachen, der Film kam im September 1989 in die Kinos.

«Alles wird besser, aber nichts wird gut»: Jugendkulturen

«Das selbe Land zu lange geseh’n»

Die SED hatte ihr Projekt «DDR» stets als Zukunftsvision verstanden. Die Ideologie der Kommunisten basierte so stark auf Geschichtsdeterminismus und teleologischen Weissagungen, weil die Mühen der Gegenwart als historisch begründet dargestellt und zugleich eine helle Zukunft versprochen wurden. Unzählige Bücher aus den fünfziger, sechziger, siebziger Jahren erklärten Kindern und Jugendlichen das kommunistische Paradies, das in der Zukunft liege, nur hauchdünn von der Gegenwart getrennt. Der Kommunismus schien erreichbar, blieb aber eigentümlicherweise selbst in den Vorhersagen der Ideologiewächter stets gleich weit von der eigenen Gegenwart entfernt. Honeckers Machtantritt 1971 schien die Zukunft wieder ein Stück näher zu rücken. Wenige Jahre später, nach Biermanns Ausbürgerung 1976, war auch diese Hoffnung für viele zerstoben. Die DDR glich in den achtziger Jahren einer Gerontokratie, nicht nur im SED-Politbüro. Praktisch alle Karriereschleusen waren verstopft. Das beförderte Unmut und Perspektivlosigkeit selbst bei Parteikadern im mittleren Alter. Auch das war ein Grund, warum 1989 alles so schnell zusammenbrach und warum so viele Menschen sich gegen das erhoben, was sie gestern scheinbar noch tapfer verteidigt hatten.

Am ärgsten aber traf es die Jugend. Aus der einstigen Hoffnung des Systems war dessen größte Bedrohung geworden. Sie konnte mit dem Mythos vom schweren Beginn nichts mehr anfangen. Junge Menschen konnten und wollten sich nicht mehr daran erfreuen, dass sie keinen Nachkriegshunger erleben mussten, ihre Helden kamen nicht aus dem antifaschistischen Kampf, sondern trugen Jeans, lange Haare und machten laute Musik. Und Jeans konnten auch Lederhosen, zerschlissene oder gar keine Hosen sein. Lange Haare konnten gefärbte, abstehende Haare sein, auch kahlgeschorene Köpfe gehörten dazu. Die Jugendkulturen orientierten sich an westlichen Vorbildern. Arg traf es die jungen Leute, weil die alten Männer und oft genug ihre eigenen Eltern für solche Moden nichts übrig hatten. Die Spießigkeit der Elterngenerationen traf sich mit den Mahnrufen der Ideologen nur scheinbar zufällig. Die einen hassten es, aus der Reihe zu tanzen wie die anderen. Das war auch im Westen nicht anders, nur dass dort der Staat die bunten Tänzer tanzen ließ und nur hin und wieder mit Wasserwerfern und Räumkommandos auseinandertrieb. Die Gesellschaft schaffte es immer wieder, mindestens aus kommerziellen Gründen, auch die verrücktesten Tänzer irgendwann zu integrieren. Der Osten funktionierte so nicht. Vielleicht haben Punks diesen Unterschied am trefflichsten auf den Punkt gebracht. Aus dem westlichen «no future» machten sie «too much future».

Jugendkulturen kannten im Zeitalter des Eisernen Vorhangs keine staatlichen Grenzen. Die Grenzen, an die sie stießen, waren zunächst in Ost und West kulturhistorisch die gleichen. Im Osten war die Duldung subkultureller Bewegungen immer erst möglich, nachdem sie zeitweise scharf verfolgt, kriminalisiert und kulturell geächtet wurden. Zu offiziellen Symbolen avancierten sie nie. Das korrespondierte zumeist mit dem «gesunden Volksempfinden», das auf zerfetzte Parkas, lange Männerhaare, enge Lederklamotten, BH-freie Frauen, selbst genähte Klamotten oder schrille, laute, unverständliche Musik allergisch reagierte und nach dem Interventionsstaat rief. Die wahrscheinlich komischste Erscheinung in der kleinen DDR war der Tramper. Wozu in einem Land trampen, dessen Beförderungskosten extrem niedrig waren und dessen Autobahnen und Landstraßen ständig zu Ende waren? Trampen war eine Weltanschauung, nichts weiter. Mit Jack Kerouac im dürftigen Gepäck konnte die Tramptour rund ums eigene Dorf zur großen Tour ins Reich der imaginären Freiheit werden. Und dann noch ein paar Mal im Jahr nach Prag, nach Budapest, nach Bratislava und Brno in die versteckte Anti-Diskothek Jethro Tull, nach Poznań und Kraków (sofern es irgendwie gerade ging), ins Hochgebirge nach Bulgarien oder Rumänien oder ans Schwarze Meer. Besonders Talentierte kamen auch ins Baltikum, in den Kaukasus oder nach Tadschikistan. Doch das war nur ganz Verwegenen vorbehalten, die sich weder von sowjetischen noch von ostdeutschen Strafandrohungen abschrecken ließen. Denn verboten war es allemal und viel Phantasie und Einfallsreichtum gehörten auch dazu. Wer sollte schon glauben, dass in Bad Berka, Waldenburg, Meinersdorf, Irbersdorf, Theuma, Hallbach, Weinböhla, Teichwolframsdorf, Miesitz oder Wolkenstein der Bluesbär tanzte und seine Fans die «heile Welt der Diktatur» nur so wackeln ließen.

Evangelische Kirchen haben sich bereits Anfang der siebziger Jahre dieser vom SED-Staat geächteten Jugendlichen angenommen und das Konzept von der «Offenen Arbeit» entwickelt. Sie boten jenen, die aufgrund ihres Andersseins nicht in die offizielle Jugendpolitik passten oder sich bewusst von dieser absetzten, ein Dach zur Selbstverwirklichung, einen Treffpunkt mit Angeboten. In den achtziger Jahren reichten diese Dächer nicht mehr aus, ein nicht geringer Teil der Jugendlichen und jungen Erwachsenen verabschiedete sich vom Zukunftsprojekt DDR. Punks, Skins, Rocker, Blueser, Popper, Blumenkinder, Gruftis, Heavy Metals, Ökofreaks, Peacer und was sonst noch immer gehörten zu den alltäglichen Erscheinungen urbaner Ballungsräume. All diese Aussteiger blieben prozentual in der Minderheit, die Masse der Jugend marschierte weiter im Gleichschritt mit, zuletzt symbolisch zu besichtigen am 6. Oktober 1989 beim Fackelzug der FDJ in Ost-Berlin. Dort jubelten mehr junge Menschen als bei den oppositionellen Gegendemonstrationen. Aber: im Laufe der achtziger Jahre wandten sich immer mehr offen vom System ab. Intern wiesen Jugendforscher, Jugendfunktionäre, SED-Funktionäre, hohe Polizeioffiziere und MfS-Offiziere immer wieder darauf hin. Die Kampfreserve der Partei, wie die aktiven FDJler bis zuletzt genannt wurden, schwand zusehends dahin. Der DDR-Sozialismus verlor in den achtziger Jahren seine Zukunftsbasis. Je brüchiger diese Zukunftsbasis wurde, desto mehr strengte sich das Regime an, mittels statistischer Angaben zu beweisen, dass junge Menschen in einem nie dagewesenen Maße verantwortungsvolle Ämter, Funktionen und Posten besetzten.

Über Schulsysteme und die Knechtung junger Menschen in Schulen ist auch schon vor 1933 viel geschrieben und gestritten worden. Die Beispiele sind zahlreich, in denen Schulen als Sklavenhaltersysteme beschrieben wurden. Nicht nur in Deutschland, praktisch überall war Schule gleichbedeutend mit Unterdrückung. Der ostdeutsche Psychotherapeut Hans-Joachim Maaz hat Anfang der neunziger Jahre seine Erfahrungen in einem viel diskutierten Buch, bezogen auf die DDR, auf den Punkt gebracht: «Die Schulen waren die Zuchtanstalten der Nation.»[154] Es gab bis zuletzt keinen Aufstand gegen diese Verhältnisse, noch im Herbst 1989 funktionierten die Schulen und Lehranstalten, erst nach dem Mauerfall kollabierten auch diese, weil ein nicht geringer Teil der Lehrerschaft, aber vor allem das Schulsystem im Ganzen, Glaubwürdigkeit und Legitimität verloren hatte. Jedes Jahr bilanzierten Jugendforscher, Soziologen, Kriminalisten und nicht zuletzt Offiziere im MfS in eigenständigen «Jugendanalysen», dass die offiziell vermittelten Werte immer weniger angenommen wurden und auf immer stärkere Kritik stießen. Vor allem die Situation in urbanen Zentren verschärfte sich von Jahr zu Jahr. Mitte der achtziger Jahre bildeten sich hin und wieder von der FDJ unabhängige Schülervertretungen, was ebenso unterbunden wurde wie Bestrebungen, eigenständige Schülerzeitschriften herauszugeben. Die Bereitschaft, länger als 1,5 Jahre zur NVA zu gehen, nahm rapide ab, die Planquoten konnten nicht mehr erreicht werden. Ebenso zogen immer mehr junge Männer ihre ursprüngliche Verpflichtung zurück, als Soldaten auf Zeit, Berufsunteroffiziere oder Berufsoffiziere 10 oder 25 Jahre zur Armee zu gehen. Die offizielle Friedensideologie kam nicht mehr an. In vielen FDJ-Grundorganisationen übernahmen junge Christen und Christinnen Leitungspositionen, was ideologisch zu erheblichen Aufweichungserscheinungen führte. Vor allem in südlichen und südöstlichen DDR-Bezirken nahmen immer mehr junge Menschen wieder am außerschulischen Religionsunterricht teil. Besorgt beobachtete die SED, dass die vormilitärische Ausbildung an den Schulen, Berufsschulen und Hochschulen nicht nur immer stärker hinterfragt wurde, sondern zugleich die Zahl jener zunahm, die das Schießen verweigerten. Es waren jährlich nur ein paar Tausend, aber doch so viele, dass es sie praktisch in jeder Schulklasse gab, was wiederum Anlass zu Debatten und zur Nachahmung bot. Eine Ostberliner Schulklasse lehnte Anfang 1989 das Luftgewehrschießen zu Ehren eines an der Mauer erschossenen DDR-Grenzers mit der Begründung ab, mit einem «Ehrenschießen» könne man doch keinen Erschossenen würdigen.[155] Jährlich stieg auch die Anzahl derer, die den NVA-Waffendienst total verweigerten und dafür bis zu zwei Jahre Haft in Kauf nahmen und insbesondere jener, die sich für den waffenlosen Bausoldatendienst, einer Keimzelle der Opposition und einer «legalen Konzentration feindlicher Kräfte», entschied. Wie politisiert die Wehrdienstverweigerer in der DDR waren, zeigt eine Anekdote von 1988. Als ein Schweriner Regionalvertreter mehr zum Spaß auf einem Gesamttreffen der Wehrdiensttotalverweigerer forderte, die DDR abzuschaffen, wurde darüber abgestimmt. «Die meisten Hände gingen unter großem Gelächter nach oben.»[156]

Es waren nicht aufsehenerregende Aktionen, die von der Jugend ausgingen, vielmehr untergrub ihre Westorientierung die offizielle Staatsdoktrin. Die Ostberliner Rockband «Pankow» brachte das Lebensgefühl vieler junger Menschen 1988 mit dem Lied «Langeweile» auf der viel gehörten LP «Aufruhr in den Augen» zum Ausdruck. Darin heißt es u.a.: «Das selbe Land zu lange geseh’n / die selbe Sprache zu lange gehört / zu lange gewartet / zu lange gehofft / zu lange die alten Männer verehrt / ich bin rumgerannt / zu viel rumgerannt / zu viel rumgerannt / ist doch nichts passiert.»

«Wir woll’n immer artig sein»

Seit Anfang der achtziger Jahre hatten sich kleine Szenen von Subkulturen herausgebildet, denen der Staat ziemlich hilf- und machtlos gegenüberstand. Vor allem in Ost-Berlin, aber auch in Leipzig, Dresden, Halle, Magdeburg, Potsdam und einigen anderen Städten tauchten im Stadtbild Punks und Skinheads auf. Anfangs waren Linke und Rechte kaum zu unterscheiden, zwischen beiden Gruppen gab es Wanderungsbewegungen, die sich erst allmählich Mitte der achtziger Jahre legten. Ihre Anzahl war und blieb gering, ihre Wirkung jedoch nahm von Jahr zu Jahr zu. Polizei, Staatssicherheit und Jugendforscher hatten noch bis in die zweite Hälfte der achtziger Jahre Probleme damit, beide Gruppen auseinanderzuhalten. Erst ab 1987/88 sollte ihnen dies gelingen.

Punks und Skins einte, dass sie den Staat und ihre Umwelt ebenso radikal ablehnten wie sie radikalen Gegenentwürfen anhingen. Zugleich galten solche «Modeerscheinungen» als westliche Geburten, die nur ihren Sinn in dieser dekadenten Gesellschaft hätten. Die Ersteren wollten zumeist «Anarchie» oder was sie darunter verstanden. Skins hingegen wollten einen großdeutschen starken Staat, verherrlichten den Nationalsozialismus und hassten den DDR-Staat ebenso wie sie Punks ablehnten und verprügelten. Beide Gruppen umfassten wenige Tausend offene Anhänger, die Quote der Sympathisanten war weitaus höher. Eine Kriminalistin und Soziologin der Humboldt-Universität, Loni Niederländer, hielt nach Auswertung umfangreicher Prozess- und Verhörunterlagen im Auftrag von MdI/MfS 1988 fest, dass praktisch jeder junge Mensch unter 25 Jahre in der DDR von der Existenz der Punks und Skins wisse und jeder darüber mit Gleichaltrigen rede, während die Älteren diese jugendlichen Subkulturen nur selten wahrnähmen und ihre Kinder mit ihnen darüber auch nicht sprechen würden. Sie sah eine große Gefahr: Junge Menschen beschäftigten sich mit Themen und Ereignissen, zu denen Ältere keinen Zugang fänden.[157] Solche Experten sahen aber noch eine andere Entwicklung, die weitaus bedrohlicher schien. Während die gesellschaftliche Bedeutung der Punks in den achtziger Jahren eher rückläufig war, nahm die der Skinheads und ihrer Ideologie beständig zu. Einen regelrechten Niedergang der Punkkultur zu diagnostizieren, ginge aber historisch am Problem vorbei. Erstens fand wie im Westen eine Reihe von kulturellen Markern der Punks Eingang auch in andere Kulturerscheinungen. Zweitens sind vor allem Impulse der Punkrockmusik in den achtziger Jahren auch von vielen anderen Musikrichtungen aufgegriffen worden, so wie die Punkmusik auch nicht aus dem heiteren Musenhimmel herunterfiel.

In den achtziger Jahren bildeten sich Musikgruppen, deren Namen bereits anzeigten, dass sie nur schwer in die offizielle Kulturpolitik zu integrieren waren. So hießen einige zum Beispiel: «Antitrott», «Bolschewistische Kurkapelle», «DekaDance», «Demokratischer Konsum», «Der Expander Des Fortschritts», «die anderen», «Freygang», «Gefahrenzone», «Herbst in Peking», «Keimzeit», «Ostfront», «Rosa Extra», «Schleimkeim», «Skeptiker», «Wutanfall», «Zerfall», «Zorn» oder «Zwecklos». Der Chefredakteur der «Jungen Welt», Hans-Dieter Schütt, reagierte entsprechend: «Sagt mir, wie ihr euch nennt, und ich sage euch, wer ihr seid.»[158] Die meisten Texte scherten sich nicht um Zensoren, die meisten solcher Gruppen nicht um eine offizielle Spielerlaubnis. Immer wieder sind einzelne Bands verboten, einzelne Bandmitglieder verhaftet worden. In den Songs ging es um Sehnsüchte junger Menschen, um die Mauer, um Stasi, um Freiheit, um Liebe und Spaß. Diese Bands spielten anfangs vor allem in Kirchenräumen, privaten Wohnungen, auf Hinterhöfen, aber auch immer häufiger in Jugendklubs oder bei Straßenfesten. Anschließend gab es meist Ärger. Als zum Beispiel «Herbst in Peking» im Mai 1988 in Altentreptow spielte, forderte der 1. Sekretär der FDJ-Kreisleitung ein Verbot der Gruppe. Ihm antwortete am 9. Juni 1988 der Leiter der Abteilung Kultur der FDJ-Bezirksleitung, «dass es unter heutigen Bedingungen keine Lösung darstellt, diese Bands administrativ zu verbieten, ihnen den Wunsch, zu musizieren und sich zu artikulieren, nicht zu ermöglichen.»[159] Ein Jahr später wurde «Herbst in Peking» dennoch verboten, die Band hatte sich mit den Pekinger Studenten öffentlich solidarisiert. Sie war bei kritischen Jugendlichen längst Kult. Im Sommer 1989 entstand ein Lied, in dem die Band Ulbrichts berühmten Ausspruch von der 2. SED-Parteikonferenz 1952, als er den «Aufbau der Grundlagen des Sozialismus» verkündete, verarbeitete. Ulbricht wird eingespielt und in dem Lied heißt es dann: «Man wird die roten Götter schleifen / viele wer’n das nicht begreifen. / Der Götzendiener pisst sich ein / so einfach ist es Mensch zu sein. / / Wir leben in der Bakschischrepublik / und es gibt keinen Sieg. / Schwarz rot gold ist das System / morgen wird es untergehen. … Der Götzendiener pisst sich ein / es könnte alles falsch gewesen sein.»

Die Machthabenden zeigten sich gegenüber dieser Musik- und Jugendkultur ohnmächtig. Deshalb versuchten sie etwas, was sonst nicht gerade ihre Stärke war: einen Teil dieser neuen, alternativen Musikszene zu vereinnahmen. So strahlte Jugendradio DT 64 regelmäßig seit 1986 die Sendung «Parocktikum» aus. Hier wurden auch Musikgruppen gespielt, die nichts mehr mit sozialistischer Kultur zu tun hatten. Christoph Tannert veranlasste diese Sendung 1988 sogar im Samisdat zu der Aufforderung: «Also, meine Empfehlung: Einfach mal DDR-Radio hören.»[160] Das galt aber nur für diese und wenige andere Sendungen. Im April 1987 meinte eine Redakteurin von DT 64 zu Jugendlichen: «Sie selber würde ihre eigene Sendung auch nicht hören.» Der Fahrer des Ü-Wagens präzisierte wortwörtlich: «Die Scheiße von uns hört sich sowieso keiner an, nicht mal die Redakteure.»[161]

Amiga produzierte zwei Sampler mit Songs der «anderen bands», einige Bandplatten waren 1989 bereits produziert, sind aber erst 1990, später oder auch gar nicht in die Läden gekommen. Manche dieser Bands erhielten begehrte Reisepässe, um im Westen auftreten zu können, auch mit der Hoffnung, dass sie nicht in die DDR zurückkehren würden. Die berühmteste dieser Bands, nicht die radikalste, war «Feeling B». Sie bestand aus Aljoscha Rompe, der am 23. November 2000 im Alter von 53 Jahren starb. Daneben spielten Christian Lorenz «Flake» (geb. 1966) und Paul Landers (geb. 1964) mit. Beide gehören seit 1994 zu «Rammstein». «Feeling B» wie die «anderen» Bands war ein Weg, in der DDR unangepasst zu leben.

Rompe war ein chaotischer, kraftvoller und wandlungsfähiger Mensch. Der Adoptivsohn von ZK-Mitglied Robert Rompe war ein Dogmatiker par excellence, dogmatisch zu Weltveränderungen bereit, jedenfalls das genaue Gegenteil jener Dogmatiker, die das Land regierten und beherrschten. Der Umweltaktivist Carlo Jordan, der mit Rompe in den achtziger Jahren ein Haus im Prenzlauer Berg besetzte, meint, Aljoscha Rompe sei der Klaus Störtebeker des Punk gewesen. Andere glauben, «Feeling B» habe die Begleitmusik zum Untergang der DDR zelebriert («Wir woll’n immer artig sein / Denn nur so hat man uns gerne, / Jeder lebt sein Leben ganz allein / Und darum spalten wir die Sterne.»). «Feeling B» versprühte im oft so trostlosen uniformierten Beton-Kommunismus à la DDR Lust auf grenzenlose Freiheit. In dieser Subkultur gab es keine Angst mehr. Der Staat war der Feind. «Feeling B» verstand sich nicht als politische Band, rief nicht zum Staatsstreich auf, aber das machte auch kaum eine andere Band. Im Anmaßungsstaat war egal, wer sich als was verstand. Die Hoheit, darüber zu befinden, lag woanders. «Feeling B» war ein Synonym für Diktaturresistenz, für die Freude auf Diktaturüberwindung. Insofern haben sie den Untergang der Diktatur nicht nur musikalisch begleitet, sondern auf ihre Art mit vorbereitet. «Feeling B» steuerte zum Untergang punkige Mitgröllieder bei: «Mix mir einen Drink / der mich woanders hinbringt / Ich will nicht mehr bleiben / unter diesen Weichen / die mir ihre Leichenhände reichen / Ich will nicht bleiben / unter diesen Leichen / die mir ihre weichen Hände reichen.»

Auch wenn es solche Bands in vielen Orten der DDR gab, das Hauptzentrum lag in Ost-Berlin. Dort befanden sich nicht nur die Zentren der Macht und demzufolge besonders viele Systemträger, hier befanden sich auch die Gegenzentren. Andere Kunstbereiche waren nicht so auf Ost-Berlin konzentriert, für die avantgardistische Musik und die subversiven Jugendkulturen traf es zu. Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Erstens waren die indirekten und direkten Kommunikations- und Beschaffungswege in Berlin günstiger als anderswo. Zweitens bot die Großstadt Berlin neben Leipzig und Dresden besonders viele Unterschlupfwinkel in heruntergekommenen Altbaugebieten. In Ost-Berlin gab es einfach mehr Möglichkeiten, unterzutauchen als in kleineren überschaubaren Städten. In Ost-Berlin lebten doppelt so viele Menschen wie in der zweitgrößten Stadt, in Leipzig. Ost-Berlin war die einzige echte Großstadt der DDR, mit vielen gewachsenen Traditionen. Nirgendwo war die Anonymität der Großstadt so gegeben wie hier. Drittens war Ost-Berlin als «Schaufenster der Republik» bevorzugtes Terrain für Investitionen. Die Läden waren hier weniger dürftig gefüllt als anderswo. Das kulturelle Angebot war weitaus breiter und vielschichtiger als in jeder anderen Stadt, es existierten mehr Theater, Kinos, Klubs und demzufolge auch mehr Künstler und solche, die sich dafür hielten. Auch das ein idealer Nährboden für unabhängige, emanzipatorische Bestrebungen. Dass diese Bevorzugung Ost-Berlins im Rest der DDR nicht gut ankam, versteht sich von selbst. Archivunterlagen sind voll mit Klagen über diese Zustände. Ein kirchlicher Mitarbeiter aus Barth klagte etwa, es gebe in der DDR die «Klasse der Berliner», ein anderer Mann meinte, Berlin beute «die ganze DDR aus».[162] Viertens schließlich war in Ost-Berlin aufgrund der Präsenz westlicher Medienvertreter und internationaler Diplomaten politisch weitaus mehr möglich als woanders. Korrespondenten konnten sich in Ost-Berlin frei bewegen, Reisen in andere Städte mussten sie zuvor anmelden und genehmigen lassen.

«Born in the GDR»

Im Rahmen der 750-Jahr-Feier fand vom 6. bis 8. Juni 1987 in West-Berlin vor dem Reichstag ein Rockfestival statt, bei dem zahlreiche internationale Stars auftraten. Die hatten ihre Fans auch im Osten. Die DDR-Jugend war westlich orientiert, hörte westliche Musik und zahlte auf dem Schwarzmarkt horrende Summen für Schallplatten, die es in der DDR nicht zu kaufen gab. Und da nur wenige Lizenzübernahmen bei Amiga – etwa 100 West-Schallplatten in 25 Jahren – herauskamen, die nur schwer erhältlich waren, blühte der illegale Markt. Die Musiksender West-Berlins RIAS II und SFB 2 waren für Jugendliche die wichtigsten Informationsquellen. Viele wussten deshalb von den Konzerten vor dem Reichstag. Hunderte pilgerten abends vor die Ostseite des Brandenburger Tores. Sehen konnten sie die Musiker nicht, aber hören. Und die Musiker wussten davon, manche, wie David Bowie, grüßten ihre Fans im Osten. Die Mauer und das verriegelte Brandenburger Tor provozierten, die Fans riefen: «Die Mauer muss weg!», sie skandierten «Gorbi, Gorbi», sie sangen die «Internationale» «… erkämpft das Menschenrecht» und schimpften «Faschisten». Die Staatssicherheit und die Polizei griffen hart durch, prügelten, verhafteten, demütigten. Jeden Abend kamen mehr Fans, am dritten waren es drei- bis viertausend. Westliche Medienvertreter dokumentierten genau, was geschah und wurden dabei zum Teil selbst verletzt.

Die Opposition in der DDR war von diesen spontanen Protesten gegen das SED-System, gegen die Mauer und die Unfreiheit ebenso überrascht worden wie die SED-Führung. Roland Jahn kommentierte am 10. Juni: «Die Öko- und Friedensgruppen [in Ost-Berlin] scheinen mit ihrer Arbeit ein Stück an der Realität vorbeizugehen, sonst wären sie nicht so überrascht gewesen von dem, was da ablief.» Und Wolfgang Templin urteilte am 12. Juni in der Westberliner «tageszeitung»: «Gerade weil kein Konzept, kein entwickeltes Bewusstsein und gar kein Programm dahinterstehen, ist dieser Ausbruch so ernst zu nehmen.» Mit anderen Worten: die ostdeutsche Gesellschaft sehnt sich mehr nach Freiheit und Demokratie als es an der langweiligen Oberfläche wahrnehmbar sei. Konstantin Wecker begrüßte am 13. Juni ausgerechnet auf dem Pressefest des «Neuen Deutschland» Tausende Fans mit den Worten, er freue sich heute in Ost-Berlin vor einem nicht ausgewählten Publikum spielen zu können, dies umso mehr, so Wecker, da «ihr» vor ein paar Tagen an der Mauer das Lied der Freiheit gesungen habt. Die Fans feierten mit ihm über drei Stunden im strömenden Regen, anschließend wurde wieder skandiert: «Die Mauer muss weg!»

Ost-Berlin und die DDR kannten nach diesen Pfingstunruhen an der Berliner Mauer tagelang kein anderes Thema. Dort hatte sich ereignet, was kaum jemand gewagt hatte zu hoffen, dort ist herausgebrüllt worden, was Millionen Menschen dachten. Und mitten in dieser emotional aufgewühlten Situation besuchte US-Präsident Ronald Reagan am 12. Juni 1987 West-Berlin und forderte Gorbatschow auf «open this gate!» und «tear down this wall!».

Die Ostberliner Pfingstunruhen hatten für die Jugendlichen eine positive Nachwirkung. Innerhalb des FDJ-Apparates ist fieberhaft überlegt worden, wie die Situation wieder in den Griff zu bekommen sei. Intern gestand man sich ein, dass Staat, Partei und Jugendverband Einfluss und Kontrolle über die Rockmusik – und damit über die Jugend – verloren hatten. Obwohl es noch in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre genügend Hardliner gab, die in der Rockmusik die «Droge» der «imperialistischen Massenkultur zur Bewusstseinsdeformation» zu erkennen glaubten,[163] verfolgten SED und FDJ in den Jahren 1987 bis 1989 nun Gegenstrategien, um mit attraktiven Angeboten verlorenes Terrain wiederzugewinnen. Die Rockbands erhielten größere Spielräume, auch was die Beschaffung westlichen Equipments betraf. Für die Fans war das wichtigste Ergebnis, dass ab 1987 erstmals größere Open-Air-Konzerte mit echten Stars der internationalen Rockszene stattfanden. Diese Events waren als Integrationsangebote an die Jugend gedacht und verfehlten wiederum ihr Ziel. Statt die Jugend zu beruhigen und zurückzugewinnen, zeigte diese sich nach solchen Höhepunkten nicht befriedigt, sondern wollte mehr und häufiger die Stars sehen und hören.

Vor 1987 waren nur ganz wenige ausländische Rockstars – im Gegensatz zu Jazzgrößen – in der DDR in geschlossenen Räumen aufgetreten. Dazu zählten Roger Chapman (mehrfach seit 1982), Billy Bragg, Tangerine Dream, Klaus Lage (der sang Biermanns «Ermutigung» im Oktober 1987!), Peter Maffay oder Wishbone Ash. Die ganz großen Namen fehlten, Udo Lindenberg hatte einen peinlichen offiziellen Kurzauftritt am 25. Oktober 1983 im «Palast der Republik» im Rahmen einer SED-Propagandaveranstaltung. Die fest vereinbarte DDR-Tournee fiel anschließend ebenso aus wie die Kölner Gruppe BAP in der Nacht vor ihrem Auftritt im Januar 1984 wieder ausgeladen wurde, weil sie sich nicht der Zensur beugte. Im Frühjahr 1987 kamen im Rahmen der 750-Jahr-Feier Berlins u.a. Peter Maffay, Shakin Stevens, Solomon Burke und John Mayall. Der erste Höhepunkt waren Auftritte von Carlos Santana am 5. und 6. April 1987 im «Palast der Republik». Die meisten Karten waren «vergeben», nicht frei verkauft worden. Mehrere Dutzend erzürnte Fans versuchten den Saal zu stürmen. Sie wurden nach Konzertbeginn eingelassen und konnten einen unvergesslichen Abend erleben. Das erste Open-Air-Spektakel fand dann kurzfristig anberaumt am 14. Juli 1987 in Berlin mit Barclay James Harvest statt, drei Tage später folgten John McLaughlin und Paco de Lucia. Zwei Monate später verlegten auf Einladung Ost-Berlins Bob Dylan, Tom Petty und Roger McGuinn ihr geplantes Konzert von der Waldbühne nach Ost-Berlin. 80.000 Fans konnten Dylan frei und unbehindert zujubeln. Der jubelte nicht zurück und spulte sein Konzert ab, als wäre er gerade sonstwo auf der Welt, nur nicht hinter Todesstreifen und Stacheldraht. Er übte sich bereits, könnte man sagen, in einer lässigen Normalität, die nach dem Mauerfall schnell im Osten Einzug hielt – etwa als im Sommer 1990 die Rolling Stones in Ost-Berlin erstmals hinterm Eisernen Vorhang, der allerdings nun gefallen war, spielten. Zwei weitere Höhepunkte dieser Großkonzerte sind zu erwähnen. Am 16., 18. und 19. Juni 1988 veranstaltete die FDJ in Ost-Berlin ein großes Rockspektakel – nur wenige Tage zuvor hatte Joe Cocker 85.000 Menschen an gleicher Stelle beglückt –, um die Fans davon abzuhalten, wie im Vorjahr zur Mauer zu schlendern, denn vor dem Reichstag fanden ebenfalls wieder Konzerte statt. Die Rechnung ging auf, 260.000 Menschen pilgerten an drei Tagen nach Weißensee, zum Brandenburger Tor nur 3000, darunter viele MfS-Kräfte. Die wiederum attackierten bundesdeutsche Kamerateams im Osten mit Elektroschocks, was umgehend von der DDR als «reine Erfindung» zurückgewiesen wurde.[164]

Am 19. Juni trat der kanadische Rocksänger Bryan Adams auf. FDJ und SED hatten sich für dessen Auftritt einen besonderen Höhepunkt einfallen lassen. Sie ließen eine junge Frau den Auftritt ansagen. Auf der riesigen Bühne war sie kaum zu erkennen und erklärte den verdutzten Fans, dass sie ihren Freund Bryan neulich in Kanada getroffen und gefragt habe, ob er nicht Lust habe, bei ihr zu Hause in der DDR zu spielen. Man konnte Katarina Witt kaum verstehen, weil sich gegen ihren Auftritt allmählich und dann immer lauter ein mächtiger Proteststurm Zehntausender erhob – gegen Witt und gegen das von ihr repräsentierte System. Man merkte Adams an, dass er irritiert war, galt doch die Witt schon damals in Nordamerika als vielumjubelter Star. Redakteure von DT 64 glaubten, die Realität verkennend: «Viele hätten sich gewünscht, dass Eberhard Aurich [FDJ-Vorsitzender – d. Verf.] selbst mal auf die Bühne geht, um ein paar Worte zu sagen, mit den Leuten reden, nicht von ihnen (z.B. statt K. Witt).»[165] Und der Star selbst? Weinend ging sie von der Bühne ab, hatte nicht einmal zu Ende moderieren können. Das «schönste Gesicht des Sozialismus», wie westliche Medien sie seit Mitte der achtziger Jahre betitelten, war SED-Mitglied, saß in der DDR-Volkskammer und wurde weltweit nicht müde zu erklären, wie toll die DDR und der Kommunismus seien. Die Eiskunstläuferin trat noch im Sommer 1989 in Nordkorea anlässlich der kommunistischen Weltfestspiele in Erscheinung, wo sie am 8. Juli 1989 Diktator Kim Il Sung eine Privatshow lieferte. Die «Junge Welt» griff den verbreiteten Unmut vieler Jugendlicher gegenüber Witt unter der Überschrift «Zuviel Rummel um Kati?» auf und schrieb: «Leistung und Haltung für den Sozialismus finden Anerkennung bei uns. Die feiern wir.»[166]

Der nächste Höhepunkt ließ nicht lange auf sich warten. Bruce Springsteen kam am 19. Juli 1988 nach Weißensee. Das Konzert wäre beinahe ausgefallen, denn dem Boss behagte das Motto der Veranstaltung nicht, das dem 9. Jahrestag der sandinistischen Revolution gewidmet war. In der DDR wurde die Entwicklung in Nicaragua einseitig dargestellt und zugleich für den staatlich praktizierten Antiamerikanismus instrumentalisiert. Schließlich aber jubelten ihm 175.000 Fans zu, er jubelte zurück und rief: «Ich hoffe, dass eines Tages alle Barrieren fallen!» Jeder im weiten Areal wusste, dass er die Mauer meinte und viele schrieen vor Freude und Hoffnung wie verrückt. Dutzende wedelten unübersehbar mit Sternenbannern als Symbol der Freiheit. An diesem 19. Juli 1988 ist es erstmals in der DDR unbehelligt gezeigt worden. Eine Punk-Band aus Cottbus hat die denkwürdigen Auftritte von Bruce Springsteen, Katarina Witt, ein bekanntes FDJ-Lied («Bau auf, bau auf») und den berühmten Tapeten-Ausspruch Hagers in einem Lied verewigt, das zugleich einen Hit vom Boss aufgriff: «Born in the U.S.A.». Sandow, so nennt sich die Band, textete 1988 «Born in the GDR», darin heißt es: «… wir bauen auf und tapezier’n nicht mit / wir sind sehr stolz auf Katarina Witt / Born in the GDR / Wir können bis an unsere Grenzen geh’n / hast du schon mal drüber hinweg geseh’n / ich habe 160.000 Menschen geseh’n / die sangen so schön / die sangen so schön: / Born in the GDR.»

Fast alle Konzerte fanden in Ost-Berlin statt, so auch ein nicht angekündigtes Konzert von Depeche Mode am 7. März 1988 in der Werner-Seelenbinder-Halle. Als am 1. und 2. Oktober auch noch Rio Reiser, der frühere Frontmann der linken Westberliner Kultband «Ton, Steine, Scherben», am gleichen Ort aufspielte, drohte das Dach abzuheben. Insbesondere bei dem alten Scherben-Hit «Der Traum ist aus» schien es kein Halten mehr zu geben, als Reiser sang und Tausende mitschrieen: «Alle Türen waren offen, die / Gefängnisse war’n leer. / Es gab keine Waffen und keine Kriege mehr. / Das war das Paradies. / Gibt es ein Land auf der Erde, / Wo dieser Traum Wirklichkeit ist? / Ich weiß es wirklich nicht. / Ich weiß nur eins und da bin ich mir sicher: / Dieses Land ist es nicht. / Dieses Land ist es nicht.» Das Konzert wurde am 10. Dezember 1988 abends im DDR-Fernsehen ausgestrahlt – ohne dieses Lied und die dazugehörigen Szenen.

Die begrenzte internationale Öffnung erweckten nicht nur Sehnsüchte bei den jungen Konzertgängern, auch die einheimischen Rockmusiker gerieten unter Druck. Die populäre Musikszene war geteilt, in jene, die gar nicht auf offizielle Anerkennung hofften und sie dennoch zuerst vom jugendlichen Publikum und dann Ende der achtziger Jahre sogar von Amiga und DT 64 bekamen, und jene, die wie Silly, Pankow, City, Rockhaus, Engerling zu den Aushängeschildern zählten und es doch schafften, anders als Karat oder die Puhdys – die berühmtesten DDR-Bands –, auch in den letzten Jahren der DDR noch viele Fans mit ihrer Musik in ihren Bann zu ziehen. Nicht nur ihre Konzerte waren gut besucht, ihre Schallplatten waren die einzigen Amiga-Rockproduktionen, die noch respektable Verkaufszahlen erzielten.

1987 erschien die LP «Casablanca» von City. Ein Titel hieß «Wand an Wand». Die letzte Strophe lautete: «Trotz nur zwanzig Zentimeter kriegen wir uns nicht zu fassen / Wollen wir uns kennen lernen, müssen wir das Haus verlassen / Wenn du lachst, klingt es wie aus einem anderen Land / Wand an Wand.» Ziemlich unverhüllt hatten Sänger Toni Krahl – der als 18-jähriger Oberschüler nach Protesten gegen den Einmarsch der Warschauer Pakttruppen eine dreijährige Haftstrafe erhielt, die Mitte Dezember 1968 in eine Bewährungsstrafe umgewandelt wurde – und seine Mitstreiter die deutsche Teilung und die Teilung Berlins beklagt. In einem anderen Song, «Halb und Halb», hieß es gar: «Im halben Land und der zerschnittenen Stadt, / halbwegs zufrieden mit dem, was man hat / Halb und halb.» Solche Töne aus der DDR irritierten, weil sie aus dem gleichgeschalteten Äther dröhnten, die Funktionäre sich zwar heftig empörten, aber offenbar keine Mittel mehr besaßen, solche Verlautbarungen einer berühmten Band wie City zu unterdrücken. Mit ihrem Unbehagen an der andauernden deutschen Teilung wussten die Musiker sich mit ihren Fans gemein. Toni Krahl begründete in einem taz-Interview, dass die DDR Glasnost nötig habe und die Band mit ihren Mitteln dazu beitragen wolle, dass sein halbes Land sich verändere.[167] Die «Junge Welt»-Hardlinerin Karin Retzlaff befand denn auch: «Da singt City zum Beispiel von der DDR als ‹halbem Land›. Da könnte der brillanteste Rhetoriker tagelang auf mich einreden – für mich gibt es kein deutsches ‹Ganzes›, wovon die DDR und ihre Hauptstadt die Hälfte sein könnte.»[168] Funktionäre artikulierten sich intern deutlicher. Im FDJ-Zentralrat «wird die Meinung vertreten, dass vor dem Erscheinen der Platte keine genügenden staatlichen Kontrollen und Textanalysen erfolgt sind, andernfalls hätte diese Schallplatte nicht auf dem Markt erscheinen können».[169] Volksbildungsministerin Margot Honecker mokierte sich sogar öffentlich über die LP, woraufhin die Scheibe aus den Läden genommen wurde. Die Musiker von City erfuhren davon, als sie gerade im Westen tourten. Krahl rief im DDR-Kulturministerium an und forderte, die LP müsse zurück in die Läden, sonst käme die Band nicht zurück in die DDR.[170] Den Funktionären blieb nichts weiter übrig, als die Platte wieder in die Regale zurückzustellen, wollten sie keine neuen Schlagzeilen produzieren. Die Band war seit ihrem Hit «Am Fenster» (1977) international berühmt, hatte als erste DDR-Band eine Goldene Schallplatte erhalten, und auch «Casablanca» ging 1987 250.000 Mal über bundesdeutsche Verkaufstische, in der DDR 200.000 Mal.

Die politisch schärfste Platte brachte Silly mit Frontfrau Tamara Danz Anfang 1989 bei Amiga heraus. Produziert in West-Berlin, enthielt die Scheibe gleich mehrere Titel, die als rockige Untergangsmusik gelten können. Tamara Danz, wie Toni Krahl von City oder André Herzberg von Pankow, kritisch der DDR verbunden, war den SED-Funktionären schon jahrelang ob ihres schrillen Verhaltens ein Dorn im Auge. Nun sang sie in dem Song «S.O.S.» unmissverständlich: «Wir bezwingen Ozeane / mit ’nem gebrauchten Narrenschiff / über uns lacht ’ne goldene Fahne / unter uns ein schwarzes Riff / immer noch stampft die Dampfmaschine / volle Kraft voraus / immer noch gibt uns die Kantine / kostenloses Essen aus.» Und dann weiter: «immer noch glaubt der Mann im Ausguck / einen Silberstreif zu sehn / immer noch findet sich keiner der ausspuckt / und keiner darf beim Kompass stehn.» Der Klimax folgt: «Immer noch brennt bis früh um vier / in der Heizerkajüte Licht / immer noch haben wir den Schlüssel von der Waffenkammer nicht.» In einem anderen Song heißt es unter indirekter Bezugnahme auf die SED-Propaganda, «alles wird besser, aber nichts wird gut».

«Gefahr von rechts»

Wie bei den Punks so galt auch bei Skinheads: «Ihre ablehnende Haltung zu den bestehenden Rechtsnormen und moralischen Auffassungen demonstrieren sie durch ihre äußere Erscheinung und ihr dekadentes Auftreten sowie durch rowdyhafte Handlungen.»[171] Auch die Skins waren in Ost-Berlin konzentriert. Weitere Schwerpunkte bildeten die Bezirke Potsdam, Cottbus, Frankfurt/Oder, Magdeburg, Gera, Dresden und Leipzig. Viele junge Menschen, die nicht bereit waren, sich anzupassen, wurden schon deshalb kriminalisiert, weil sie sich anders kleideten, bunter und verrückter, weil sie nicht arbeiten gingen, einfach anders als vorgegeben leben wollten und lebten. Die erste Skinhead-Generation war Anfang der achtziger Jahre fast durchweg erst Hippie, Punk oder Rocker, nicht selten alles nacheinander. Sie begriffen sich selbst als Feinde der DDR, des Kommunismus, von Mauer und Stacheldraht. Noch im Frühjahr 1989 sind Skinheads registriert worden, die T-Shirts ausgerechnet der «Ärzte» und der «Toten Hosen» trugen. Im Umkreis der Fußballklubs bildeten sich zudem Hooligan-Gruppen, die zum Reservoir der Skinhead-Gruppen wurden. Beide einte ihr offen antisemitischer, rassistischer, chauvinistischer und neofaschistischer Ansatz. In den Fußballstadien waren Gesänge wie die folgenden keine Randerscheinungen: «Gib Gas, gib Gas, wenn der FCV in die Gaskammer rast.» Oder: «Hängt es auf, das schwarze Schwein, es soll nie mehr glücklich sein.» Und: «Von Stalingrad bis an die Spree mein schönstes BFC.»[172]

Obwohl SED-Führung und MfS das durchaus registrierten, ernst genommen haben sie diese Entwicklungen nicht. Bis Mitte der achtziger Jahre ignorierten sie die Skinhead-Gruppen, die insgesamt kaum mehr als 1000 junge Leute umfassten. Ebenso wenig setzten sie sich mit dem grassierenden Antisemitismus, Rassismus und Neofaschismus auseinander. Dabei sind die SED- und MfS-Akten voll von solchen «Vorfällen», die sich ab Ende der siebziger, Anfang der achtziger Jahre zu häufen begannen. Waren die SED-Funktionäre auf dem «rechten Auge» blind? Ja, in gewisser Hinsicht schon. Denn die Kehrseite des staatlich praktizierten Antifaschismus war eine Falle, die sich die SED selbst stellte. Ihre Ideologie schrieb vor, dass nicht sein könne, was nicht sein dürfe. Im Falle politischer Opposition war dies einfach zu regeln: Oppositionelle wurden zu Kriminellen abgestempelt. Im Prinzip galt dies auch für Neofaschisten, Antisemiten, Rassisten. Nur, die meisten derartigen Äußerungen und Haltungen lagen im Vorfeld strafrechtlicher Relevanz. Und – das Hauptproblem – sie blieben nicht auf bestimmte soziale Kleingruppen beschränkt, sondern durchzogen die Gesellschaft wie eine Seuche. Weit verbreitete Witze zählen dabei noch fast zu den Harmlosigkeiten. Der offizielle Internationalismus der SED produzierte im Umkehrschluss einen gefährlichen und aggressiven Nationalismus.

Die SED konnte sich dem Problem aus zwei Gründen nicht stellen. Erstens hätte dies vorausgesetzt, die zweischneidigen Wirkungen ihres offiziell verordneten Antifaschismus zur Kenntnis zu nehmen. Denn wenn eine alleinige Deutungsinstanz immerfort «die Wahrheit» behauptet, liegt es fast auf der Hand, dass die Betroffenen der «Gegenwahrheit» schon aus purer Selbstbehauptung näher stehen als der offiziellen. Rechte Gesinnungen waren Ausdruck einer fundamentalen Gegnerschaft. Mit nichts anderem konnte man den antifaschistischen Staat mehr treffen als mit Neofaschismus und Rechtsradikalismus. In vielen Protokollen, die Polizei, MfS und Justiz von rechten Tätern anlegten, wird dies auch offen ausgesprochen. Aber nicht nur offenkundige Täter, selbst scheinbar stromlinienförmige und angepasste Menschen bedienten sich des strikt Verbotenen, des Gefährlichen, des Obszönen. Auf den Schulhöfen grassierten antisemitische Sprüche wie in den Fußballstadien und Betrieben. Rassismus gehörte in dem Land, in dem die wenigen Ausländer vor allem in Ghettos interniert und als Arbeitssklaven missbraucht leben mussten, zur Alltäglichkeit. Anfang 1989 hielten sich in der DDR längerfristig nur rund 166.000 Ausländer auf, darunter gerade 34.000 mit einer ständigen Aufenthaltserlaubnis. 136.000 davon kamen aus sozialistischen Staaten. Die meisten Ausländer kamen aus Vietnam (55.000), Polen (38.000), Kuba (15.000), Ungarn (10.700), Moçambique (10.000) sowie der Sowjetunion (ohne Armee 9500).[173]

Zweitens vertraten die Kommunisten eine Ideologie, in der Rassismus, Faschismus und Antisemitismus als «gesetzmäßige» Folgen kapitalistischer und imperialistischer Verhältnisse definiert wurden. Mit anderen Worten, selbst wenn die SED die unerwünschten Wirkungen ihres praktizierten Antifaschismus hätte ergründen wollen, hätte sie dies konsequent nur tun können unter Aufgabe ihrer manichäischen Weltanschauung. Da in der DDR alle strukturellen Voraussetzungen für Faschismus, Rassismus und Antisemitismus radikal beseitigt seien, könne es, so die offizielle Sichtweise, solche Erscheinungen nicht geben. Die von der SED verbreiteten «einzig wahren» Geschichtsbilder verstärkten die Nichtauseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit, die letztlich bis in die Familien reichte. Die offizielle Geschichtspropaganda brachte es zum Beispiel im Frühjahr 1989 fertig, in einem populären Geschichtskalender für 1990, herausgegeben vom Zentralinstitut für Geschichte und vom Institut für Allgemeine Geschichte der Akademie der Wissenschaften, in einem Artikel über den Auschwitz-Prozess von 1965 nicht einmal zu erwähnen, dass in Auschwitz vor allem Juden und Jüdinnen umgebracht worden sind. Jeder Hinweis auf den Holocaust fehlte, das Wort «Jude» tauchte nicht auf.[174] In einem Artikel über Eichmann, einen der Technokraten des Holocaust, wird die Verantwortung nicht nur einer «Wirtschaftsmafia» zugeschrieben, sondern zugleich das Kunststück fertiggebracht, wiederum nicht zu benennen, wer die «Millionen Menschen», die in den «Vernichtungslagern» umgebracht wurden, vor allem waren.[175]

Diese Geschichtsideologie sollte sich bitter rächen. Auch wenn die Skinhead-Szene sichtbar war und Polizei, MfS und Justiz bereits Dutzende Verhaftungen, Untersuchungen und Prozesse nach brutalen Überfällen vorgenommen hatten – erst im Oktober 1987 trat das Problem ins Bewusstsein der Öffentlichkeit. Am 17. Oktober 1987 überfielen mehrere Dutzend Skinheads – darunter fünf, sechs Westberliner – Besucher eines Punk-Konzerts in der Ost-Berliner Zionskirche. Dort spielten an diesem Abend «Die Firma», eine Punkband aus Ost-Berlin, und die damals noch englisch singende Band «Element of Crime» aus West-Berlin. Die Skins prügelten wahllos auf Besucher und Passanten ein, riefen neofaschistische und antisemitische Parolen – und die Polizei blieb tatenlos. Weil sich die Westberliner Band illegal an dem Konzert beteiligt hatte, berichteten westliche Medien von diesem Überfall, so dass auch die DDR-Medien ihn nicht stillschweigend übergehen konnten.[176] Spontan erfolgte der Überfall nicht. Bereits einen Tag zuvor prügelten sich Skins und Punks vor dem «Haus der Jungen Talente» in Berlin-Mitte. Dort entstand der Plan, am nächsten Tag das Konzert zu überfallen.

Über diesen Überfall ist seither viel geschrieben und gerätselt worden. Insbesondere ist die passive Haltung der Polizei und der allgegenwärtigen Staatssicherheit als Beleg gewertet worden, dass die Skins mit diesen Hand in Hand gearbeitet hätten. Dafür sprach zudem, dass so mancher Skin aus einem Elternhaus kam, das treu zur SED stand und nicht selten leitende Funktionen inne hatte. Aber dies ist kein starker Beleg, weil Punks, Gruftis oder auch organisierte Oppositionelle nicht selten einen solchen familiären Hintergrund aufwiesen. Der Aufstand gegen das System begann nicht selten als innerfamiliärer Konflikt mit den kommunistischen Eltern oder einem Teil davon. Die Passivität der Polizisten vor Ort war eher dem Umstand geschuldet, dass sie von diesem Gewaltereignis genauso überrascht wurden wie der größte Teil der Gesellschaft.

Als im ersten Prozess vier Angeklagte Freiheitsstrafen zwischen 14 und 24 Monaten erhielten, entfachte dies einen Sturm der Entrüstung – wegen der zu nachsichtigen Urteile. In zweiter Instanz wurden die Urteile revidiert (18 Monate bis 4 Jahre). Selbst viele Kritiker des Systems riefen nach dem starken Staat angesichts einer Tat, die zwar erschreckte und unentschuldbar war, aber kaum jemanden auf den Gedanken brachte, den jungen Tätern eine Bewährungschance zu geben. Hier offenbarte sich eine «antifaschistische Einheitsfront», die moralisch verständlich, aber auch auf Seiten mancher Kritiker mit rechtsstaatlichem Denken nichts zu tun hatte. Der Interventionsstaat, der sonst so einhellig abgelehnt wurde, sah sich nun wegen zu großer Nachgiebigkeit kritisiert. Er gab dem Protest nach, weil er sich den Vorwurf der Schwäche nun gerade nicht einhandeln wollte. So paradox es klingen mag, er holte nach «rechts» aus und schlug nach «links» los.

Keiner hat dies so trefflich vorgeführt wie «Junge Welt»-Chefredakteur Schütt. Brachte er es doch fertig, unter der Überschrift «Warum freue ich mich über den Protest gegen ein Gerichtsurteil» wegen der erstinstanzlichen Urteile Mitte Dezember 1987 zu argumentieren, warum neofaschistische Schläger, nichtkonforme Literaten und oppositionelle «Mahnwächter» in einen Topf zu werfen und für alle das strafrechtliche Höchstmaß zu fordern sei.[177] Der junge Schnitzler, wie Schütt insgeheim genannt wurde, hat mit diesem Artikel unfreiwillig zur Delegitimierung des SED-Regimes beigetragen, wie es zuvor schon Hager geschafft hatte. Gegen diesen Beitrag erhob sich ein Proteststurm, der sich auch in zahlreichen Leserbriefen niederschlug. Schütt übergab die meisten dem MfS. Das Thema blieb bis zum Herbst 1989 höchst aktuell und viel diskutiert.

Nur wenige kritische Geister fanden sich vor 1989 bereit, neofaschistische Tendenzen in der DDR-Gesellschaft als hausgemacht zu analysieren. Selbst der Ostberliner Stadtjugendpfarrer Wolfram Hülsemann, der scharf gegen Schütt und dessen Thesen argumentierte und auch die Gefängnisstrafen als einer der Wenigen als am Problem vorbeizielend hinterfragte, glaubte, diese Vorfälle seien letztlich vom Westen importiert.[178] Als im Juli 1989 ein Redakteur von DT 64 eine Sendung ausstrahlte, in der zwei schwarze Deutsche über ihre alltäglichen Erfahrungen mit Rassismus berichteten, sind anschließend in bundesdeutschen Zeitungen Artikel erschienen, die dies als vorsichtige Öffnung der Medien bezeichneten. Hinter den Kulissen aber sind die für die Sendung Verantwortlichen diszipliniert und bestraft worden. Die Redaktionsleiterin wurde ihres Postens enthoben, der stellvertretende Chefredakteur erhielt einen strengen Verweis – beide hätten dem Gegner «objektiv» in die Hände gespielt.

Eine der Ausnahmen war der Filmemacher Konrad Weiß. Für seine politische Entwicklung war die Mitarbeit in der «Aktion Sühnezeichen», die Lothar Kreyssig 1958 ins Leben gerufen hatte, von maßgeblicher Bedeutung. Die «Aktion Sühnezeichen» war keine organisierte Opposition, aber ein Lernort für nonkonformistisches Denken und Handeln. Sie prägte Weiß. Er nahm an den ersten Fahrten der «Aktion Sühnezeichen» nach Polen teil. Am 6. Oktober 1989 schrieb er darüber in der «taz»: «Dass ich Deutscher bin, habe ich in Auschwitz begriffen.» In einem Kommentar für die evangelische Wochenzeitung «Die Kirche» schrieb er im Juni 1988, die «Gefahr von rechts» käme aus der Mitte der DDR-Gesellschaft.[179] Die Auslieferung der Zeitung wurde umgehend verboten. Im März 1989 publizierte Weiß in einer Untergrundzeitschrift den aufsehenerregenden Text «Die neue alte Gefahr. Junge Faschisten in der DDR».[180] Er listete nicht nur zahlreiche neofaschistische Aktivitäten auf, vor allem ging er auf die Ursachen ein. Er sah sie direkt in der SED-Politik, ihrem Bildungswesen, ihrer Medienpolitik, der fehlenden öffentlichen Streitkultur, dem einseitigen und selektiven Geschichtsbild und anderem mehr. Den Westen für diese Erscheinungen verantwortlich zu machen, wie es offiziell üblich war, hielt er für verantwortungslos. Das Hauptproblem sei, so Weiß, dass der braune Sumpf auf einem breiten gesellschaftlichen Nährboden gedeihe und dort zugleich eine starke Resonanz erfahre. Seine Diagnose war so bestechend wie überzeugend: «Nur wahrhafte Demokratie kann auf Dauer die Jugend unseres Landes gegen faschistisches Gedankengut immunisieren.»

Im Sommer 1989 erschien in den oppositionellen «Umweltblättern» in Ost-Berlin ein anderer Artikel, der die Gemüter ebenso erhitzte. Die Altkommunistin Salomea Genin, die auch als IM für das MfS arbeitete, berichtete in einem langen Beitrag über ihr Jüdischsein und die vielfältigen Erscheinungsformen von Antisemitismus in der DDR. Dieser ehrliche und aufrüttelnde Beitrag hat auch heute noch, zwanzig Jahre später, nichts von seiner Dichte und Emotionalität verloren.[181] Anfang der neunziger Jahre erschienen wissenschaftliche Untersuchungen und Autobiographien, die die Erlebnisse von Genin als typisch bestätigten. Sie selbst lehnte die strafrechtliche Verurteilung junger Neofaschisten und Antisemiten ab, weil «sie nach diesen langen Haftstrafen erst recht überzeugte Antisemiten sein» werden. «Jemand muss hier die Hand reichen.» Eine wirklich demokratische Gesellschaft könne diese «Täter» in einer «Kultur des politischen Streits und der Toleranz» auffangen. Salomea Genin besuchte junge Menschen im Gefängnis.[182]

Aus dem Überfall auf die Zionskirche im Herbst 1987 lernte auch die rechtsradikale Szene. Seit 1988 wurden typische Kleidungsstücke wie Bomberjacken und Springerstiefel, die es in der DDR nicht zu kaufen gab, oder auch Glatzen und Kurzhaarfrisuren in der harten rechten Szene eher als hinderlich angesehen. Man wollte Einfluss gewinnen und den «Bürger» nicht durch «unnötige Gewalt» verschrecken, sondern mittels Überzeugungen gewinnen. Die Szene wuchs beständig, schnell und im ganzen Land. Der Wehrdienst wurde eifrig und gezielt genutzt, um Kampftechniken und die Handhabung von Waffen zu erlernen. Engagiertes Arbeiten im Betrieb, auf der Baustelle oder im Büro galt als selbstverständlich. Es bildete sich ab 1988 neben der Skinhead-Szene eine «Fascho-» bzw. Neonazi-Szene heraus, die nicht mehr vordergründig auf brutale Gewalt gegen andere setzte. In Schulungen erhielten die Mitglieder Informationen, wie sie sich in Verhören bei der Polizei, der Staatssicherheit und der Justiz zu verhalten hätten, wie der Haftalltag zu bewältigen sei, wie sie im Gefängnis Gesinnungsgenossen erkennen und rekrutieren könnten. Andere Schulungen galten der Geschichte des Nationalsozialismus und des Zweiten Weltkrieges, in denen kommunistische wie bundesdeutsche Geschichtsbilder zurückgewiesen und neofaschistische Interpretationen und Heldenverehrungen nationalsozialistischer Größen eingeübt wurden. Die Gruppenstrukturen waren sehr stabil und engmaschig, auch die Kommunikationsstrukturen zu anderen Gruppen sowie zu Verbündeten im Westen. Der Zugang zu den Gruppen war streng geregelt, nur mit einschlägigen Empfehlungen und nach bestandenen Prüfungen war er möglich. Die Durchdringung mit Spitzeln fiel entsprechend gering aus. Die Mitglieder empfanden ihre Gruppe zumeist als warmherzigen Familienersatz, für den man durch dick und dünn ging. Verrat war ebenso selten wie kaum jemand vergessen wurde, sei es, er saß im Gefängnis, sei es, er scherte aus. Haftanstalten waren ein wichtiger Rekrutierungsraum für Rechtsradikale. «Bildungsweg und Qualifikation, Familie der Eltern und allgemeine Lebensumstände entsprechen dem Querschnitt dessen, was in der Gesellschaft allgemein anzutreffen ist.»[183] Ein Viertel stammte aus Intelligenz-Elternhäusern, bei knapp der Hälfte waren die Eltern Facharbeiter. Auch die Rechtsradikalen repräsentierten mit Facharbeitern, Schülern, Lehrlingen, Ungelernten und Fachschülern die Gesellschaft, nur offen als Neofaschisten auftretende Studierende gab es kaum. So mancher war als FDJ-oder Gewerkschaftsfunktionär tätig. Fielen sie strafrechtlich auf, so war das Erstaunen in den Arbeitskollektiven zumeist groß. Als typisch zitierte die Kripo aus einer vom Arbeitskollektiv verfassten Beurteilung über einen Rechtsradikalen den Satz: «Wir trauen dem Kollegen P. diese Straftat nicht zu.»[184] Das hing nicht nur mit dem disziplinierten und engagierten Verhalten auf der Arbeitsstelle zusammen. In den Analysen ist 1988/89 mehrfach zu lesen, dass die ideologischen Grundhaltungen wie Ausländerfeindlichkeit, Diskriminierung von Homosexuellen, Behinderten, Andersdenkenden, Punks, die Ablehnung des politischen DDR-Systems, der Ruf nach Wiederherstellung der deutschen Einheit und anderes mehr bei vielen Arbeitskollegen und Eltern auf positive Resonanz oder mindestens passive Duldung stieß. Am 5. September 1988 hatte damit korrespondierend der SED-Bezirkschef von Dresden, Hans Modrow, in einer Rede vor den 1. Sekretären der SED-Kreisleitungen seines Bezirkes gewarnt: «Ausländerfeindlichkeit baut sich gefährlich auf».[185]

Unerwünschte Alltäglichkeiten

Zwischentöne lassen sich in vielen gesellschaftlichen Bereichen finden. So wie in offenen Gesellschaften prinzipiell vieles möglich ist, aber in der Realität oft nur wiederkehrende Muster und Stereotypen bedient werden, so schaffen es die meisten geschlossenen Gesellschaften nicht, die jeweils zu Normen erhobenen Verhaltensweisen und Denkschablonen alternativlos zu etablieren. Die DDR war keine «Nischengesellschaft», erst recht keine «Fürsorgediktatur» oder gar «Konsensdiktatur», allesamt Sprachschöpfungen und Definitionsversuche, die schön klingen, aber historische und empirische Leerformeln darstellen. Will man erklären, warum Staat, Wirtschaft und Gesellschaft 1989 zusammenbrachen und warum sich revolutionäre Veränderungen vollzogen, kommt man mit solchen auf Stabilität und innere Legitimität gerichteten Systemcharakterisierungen nicht weit.

Die SED-Herrscher mögen sich selbst als fürsorgliche Landesväter gesehen haben. Viele Menschen haben diese Art Fürsorge aber frühzeitig abgelehnt. Bereits im Juli 1953 spitzte ein SED-Mitglied in Görlitz zu: «Es fehlt bloß noch, dass man das Sterbedatum für den Einzelnen bestimmt.»[186] Natürlich haben viele Menschen bestimmte Sozialleistungen und Angebote gern angenommen. Aber die angestrebte «Rundumversorgung», die nicht nur Soziales, sondern auch Emotionales und Intellektuelles umfassen sollte, ging vielen erheblich zu weit. Die ständige Bevormundung in allen Lebenslagen zählte nicht zu jenen Erscheinungen, die selbst stramme SED-Genossen mittlerer und unterer Ebenen als Vorzüge des DDR-Sozialismus priesen. Gerade die Generationen, die nach Gründung der DDR geboren wurden, rieben sich daran besonders heftig, weil sie niedrige Mieten, billige Brötchen, kostenlose Schul-, Ausbildungs- und Universitätsbesuche oder einen garantierten Arbeitsplatz als Selbstverständlichkeiten hinnahmen. Die angestrebte «Rundumversorgung», der «vormundschaftliche Staat» (E. Gans 1797/98–1839) blieben nicht folgenlos. Die Mentalität vieler DDR-Menschen war darauf eingerichtet, «nichts machen zu können», einem ominösen Schicksal ausgeliefert zu sein, in der unsichtbaren Mitte mitmarschieren zu müssen, nicht auffallen zu wollen und demzufolge andere, die auffielen, in einem Anfall von Selbsthass abzulehnen. Der Psychologe Hans-Joachim Maaz hat dies 1990 mit dem Bild vom «Gefühlsstau» beschrieben. Die versuchte Normierung des Denkens blieb ebenso wenig folgenlos. Jede Beschäftigung mit dem Prozess der deutschen und europäischen Einigung muss diese kommunistischen Langzeitwirkungen im ehemaligen Ostblock berücksichtigen.

Vieles von 1989/90 ist nicht zu begreifen, wenn man den Zustand zuvor nicht kennt. Vieles, was im Herbst 1989 gesagt und gemacht, worüber gelacht und gefeixt wurde, erscheint heute nicht selten hölzern und gestanzt. Damals wirkte es ganz anders. Stefan Heym brachte dies am 4. November 1989 bei der Kundgebung auf dem Alexanderplatz zum Ausdruck: «Liebe Freunde, Mitbürger, es ist, als habe einer die Fenster aufgestoßen nach all den Jahren der Stagnation, der geistigen, wirtschaftlichen, politischen, den Jahren von Dumpfheit und Mief, von Phrasengewäsch und bürokratischer Willkür, von amtlicher Blindheit und Taubheit. Welche Wandlung!»[187] Vieles von dem, was Heym meinte, ist bereits exemplarisch erörtert worden. Einiges fehlt noch.

Die Sprache als ein wichtiges Kommunikationsmittel war von der SED in ein «Neusprech» (G. Orwell) verwandelt worden. Das ist oft nachdenklich wie amüsant beschrieben und analysiert worden. Auch in der DDR haben viele Menschen über die vorgestanzten Redewendungen, die aneinandergereihten Genitivkonstruktionen, die Superlative von Wörtern, die sich gar nicht steigern lassen, und vieles andere mehr gelacht oder wenigstens insgeheim den Kopf geschüttelt. Zugleich aber ging die «Sklavensprache» vielen leicht von den Lippen, so leicht, dass sie gar nicht mehr bemerkten, dass sie im Grunde auch über sich selbst lachten. Kaum jemand außerhalb von Kirchenräumen war geübt in freier und angstfreier Rede. Die Sprache verarmte regelrecht, was den Herbst 1989 auch als eine Revolution der Sprache und des Sprachwitzes erscheinen ließ. Irgendwann schlich sich die normierte Sprache bei vielen so sehr ins (Unter-)Bewusstsein ein, dass sie als die vermeintlich eigene, individuelle angesehen wurde. Die Kollektivierung erfasste Denken, Sprache und Sprechen, auch im Alltag. Die Russen und die Sowjetunion waren nicht besonders beliebt, der partiellen Russifizierung der Sprache widerstanden jedoch nur wenige. Und doch gab es zugleich inoffiziellen Sprachwitz. Denn viele politische Witze arbeiteten subversiv mit den offiziellen Losungen. Die Parole «Frieden schaffen ohne Waffen» hieß im Volksmund zum Beispiel «Ruinen schaffen ohne Waffen – 40 Jahre DDR». Victor Klemperers berühmte «Notizen eines Philologen» über die Sprache im «Dritten Reich» mit dem Titel «LTI» gehörten bei systemkritisch eingestellten Lesern zur Standardlektüre, nicht zuletzt, weil viele eine mögliche «LQI» assoziierten, und wie wir heute wissen, hat Klemperer selbst über so ein Buch nachgedacht. Es existierten keine Möglichkeiten in der DDR, «die Sprachrealität in einem öffentlichen Diskurs kritisch zu überprüfen und in Frage zu stellen».[188] Das machte sie so langweilig, gestanzt und zugleich zur subversiven Waffe, zum Einfallstor für Hohn, Witz und Kreativität.

Auch die Gerüchte blühten und zählten zum festen Repertoire, weil Meinungen und Nachrichten öffentlich nicht kommuniziert werden konnten. Die DDR als Hort des Gerüchts ist noch nicht entdeckt worden. Politik- und kulturhistorisch, gesellschafts-, mentalitäts- und alltagsgeschichtlich würde sich hier manches erschließen lassen. Die meisten Gerüchte bezogen sich auf angeblich Bevorstehendes: Honecker trete dann und dann ab, dort und dort würde es morgen das und das geben, beschlossen worden sei dies wegen dessen, usw. usf. Das begleitete die DDR-Geschichte von Anfang an. Im Juli 1950 sorgte zum Beispiel ein Gerücht in einem FDJ-Schulungslager dafür, dass etwa 90 Prozent der dortigen FDJler ihr FDJ-Abzeichen aus Angst vor möglichen Vergeltungen in den See warfen. In Krisenzeiten wie 1953, 1956, 1961, 1968, 1976 oder 1981 registrierte die SED stets eine deutliche Zunahme von Gerüchten. Sie waren Ausdruck einer erwarteten politischen Richtungsänderung. Innerhalb des MfS sind Gerüchte aufmerksam registriert worden, in den fünfziger Jahren sind Menschen nur wegen des Verbreitens von Gerüchten ins Gefängnis gekommen. 1971 ist eine strategische geheimpolizeiliche Arbeit geschrieben worden, die sich mit dem politischen Gerücht beschäftigte. Die MfSler wussten, wie gefährlich Gerüchte für die Stabilität des Systems werden konnten.

In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre grassierten Gerüchte in einem nie verzeichneten Maße. Alles, was die Menschen bewegte, zirkulierte in Form von optimistischen oder pessimistischen Gerüchten: Südfrüchte kämen massenhaft, Honecker trete ab, die Bibel würde im Schulunterricht behandelt, der Samstag würde schulfrei, die Wehrdienstzeit würde verkürzt, die Prawda würde in der DDR verboten, Reisen in den Westen würden möglich, die Brötchen würden teurer, die neueste LP von wem auch immer käme heraus, ein bislang verbotenes Buch käme heraus; usw. usf. Ihre Glaubwürdigkeit bezogen Gerüchte aus einer «Quelle», die meist «ganz oben» angesiedelt war. Gerade weil mit «ganz oben» fast niemand in Berührung kam, blieben sie unüberprüfbar.

Es gab viele Tabuthemen, von denen doch fast jeder wusste, dass sie existierten: Prostitution, Pornographie oder Suizide zum Beispiel. All das hat es unter der offiziellen Oberfläche gegeben, ebenso wie Mord und Totschlag. Das sichtbarste Problem allerorten war jedoch der Alkoholismus. Alkohol war die Droge Nr. 1 in der DDR. Gesundheitsminister Klaus Thielmann sagte auf einer zentralen Gesundheitskonferenz im September 1989: «Ich bin ferner der Meinung, dass es an der Zeit ist, den Genuss von Alkohol während der Arbeitszeit in allen volkswirtschaftlichen Bereichen generell einzustellen.»[189] Offiziell war Alkohol während der Arbeit verboten. Die Realität sah auch hier anders aus. Der Alkoholverbrauch stieg zwischen Mitte der siebziger und Ende der achtziger Jahre rasant an. Hier – bei Bier- und Spirituosenkonsum, Wein war weniger genießbar und guter war zu teuer – belegte die DDR Weltspitzenpositionen. Nun ist das Alkoholproblem prinzipiell systemunabhängig. Gleichwohl ist es angeraten, Alkoholprobleme auch gesellschaftsimmanent zu analysieren. Der stetig wachsende Alkoholverbrauch in der DDR war auch eine Folge der tief empfundenen Gesellschaftskrise. 1986 kamen zwei Publikationen heraus, die das bestätigten.[190] Sie belegten zunächst, was jeder wusste: Alkohol war ein gesamtgesellschaftliches Problem. Gesoffen wurde überall und ständig. Die Therapieangebote erwiesen sich als nutzlos, auch hier versagte das Gesundheitssystem. Die alternativen Kirchenangebote – die Kirchen brachten das Problem in den achtziger Jahren häufiger zur Sprache – konnten die klaffenden Lücken nicht schließen, zumal auch die Kirchen das Problem lange Zeit unterschätzten und Alkoholsucht zudem als Sünde betrachteten. Nun könnte man Alkohol als «Ausstiegs-» oder «Verzweifelungsdroge» des «kleinen Mannes» bezeichnen, was es oft genug auch war. Entscheidender aber war, dass Alkohol und Alkoholabhängigkeit gerade auch im Staats- und Parteiapparat eines der zentralen sozialen Probleme darstellte. Dort, wo Anpassungsdruck und Opportunismus besonders stark gefragt waren, erfolgte der Griff zur Pulle auch am Arbeitsplatz außerordentlich häufig und intensiv. Im September 1989 ist das Problem im SED-Politbüro als besorgniserregend angesprochen worden. Mit anderen Worten: die DDR war eine «berauschte» Gesellschaft. Die Archive quellen über von Beispielen. Es handelte sich um ein Massenphänomen. Es war kein Ausstieg, kein Widerstand, es war eine Verneblung der eigenen Realität. Und wenigstens beim Bier trafen sich Systemanhänger und Systemkritiker aus Frust, aus Verzweiflung, in Hoffnungslosigkeit und Depression. Die DDR-Gesellschaft ging auch unter, weil sie unheilbar krank war.


GEGENBEWEGUNGEN

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, wo die Ursachen für den Zusammenbruch des Regimes zu suchen sind. Sie erklären aber noch nicht, warum es nicht nur zum Zusammenbruch, sondern auch zu einer Revolution kam, zu einer handlungsorientierten Gegenwehr. Auch dafür gibt es historische Voraussetzungen. Drei gesellschaftliche Ebenen, die eng zusammenhängen, sind in den Blick zu nehmen. Erstens sind Sogwirkung und Ausstrahlungskraft des Westens zu berücksichtigen. Zweitens blieben die Kirchen eine Gegenkraft im ostdeutschen Kommunismus. Schließlich ist die Entwicklung der organisierten politischen Opposition in den achtziger Jahren zu analysieren.

Der Westen im Osten

Im August 1989 sagte Otto Reinhold, Chef der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, nur eine «sozialistische DDR» habe eine historische Existenzberechtigung.[191] Stets verstanden die SED-Machthaber ihr System als Alternative zur Bundesrepublik. Es existierte praktisch kein gesellschaftlicher Bereich, der nicht dem Vergleich mit der Bundesrepublik unterzogen wurde. Im «Neuen Deutschland» sind Tabellen veröffentlicht worden, mit denen gezeigt wurde, dass die DDR der bessere deutsche Staat sei: weil das Brötchen billiger, die Mieten niedriger, der Strom günstiger, die Arbeitsplätze sicherer seien. Wenn die Menschen selbst verglichen, fiel das Ergebnis meist umgekehrt aus.

Im ergebnisoffenen Vergleich gab es tatsächlich einen Bereich, in dem die DDR seit Ende der sechziger Jahre in vielen Disziplinen zur Weltspitze zählte und meist besser abschnitt als die Bundesrepublik: im Sport. Viele Menschen drückten ihren Athleten ehrlich die Daumen und freuten sich über deren Erfolge, auch wenn schon damals über die Siegmethoden gemunkelt wurde. Die aus dem Schwimmbecken steigenden DDR-Siegerinnen sahen meist übertrieben maskulin aus, und die siegreichen Sprinterinnen sprachen unüberhörbar tiefer als ihre Kolleginnen. Erst in den neunziger Jahren wurde offenbar, dass in vielen Disziplinen systematisch gedopt worden ist. Mehr als dies hat viele Menschen gestört, dass der Breitensport zugunsten des hochgezüchteten Leistungssports zurückstand und demzufolge die Förderung und die materiellen Bedingungen ziemlich schlecht waren.

So stolz auch viele auf die Erfolge der Sportler und Sportlerinnen waren, auch hier gab es Kehrseiten. Den Rummel um Katarina Witt fanden viele übertrieben, auch wenn sie «Gold-Kati» mochten. Zur gleichen Zeit war Tennis neben Fußball die Sportart Nr. 1. Seit Boris Becker und Stefanie Graf in der Weltspitze mitspielten, Becker mit seinem kraftvollen emotionalen Spiel begeisterte und Graf mit ihrer zurückhaltenden, fast schüchternen Art fast alles gewann, war Tennis auch in der DDR in der Beliebtheitsskala ganz nach oben gerutscht. Die beiden Stars waren ungemein beliebt – nur bei den Funktionären nicht. Sie entfachten einen Propagandarummel um Witt und zugleich regelrechte Hetzkampagnen insbesondere gegen Becker, dessen sportliche Leistungen zwar gewürdigt, der aber zugleich als Ausgeburt kapitalistischen Kommerzdenkens hingestellt wurde, der dem Sport eigentlich nur schade.

Ganz ähnlich verhielt es sich mit dem Fußball. Die DDR-Kicker kamen nur selten über das Mittelmaß hinaus. So blieb den meisten Fußballfans gar nichts anderes übrig, als bei WM und EM, aber auch bei den meisten Europacuprunden mit bundesdeutschen Mannschaften mitzufiebern. Hier zeigte sich, wie stark die Idee der nationalen Zusammengehörigkeit geblieben war. Spielten bundesdeutsche Klubs in Osteuropa, reisten Hunderte oder Tausende DDR-Fans an. Im September 1989 kam es sogar bei einem Spiel des 1. FC Köln in der ČSSR zu einem Masseneintritt von 200 DDR-Fans in den Traditionsverein. Jahr um Jahr sind in Tageszeitungen, Monatszeitschriften und ungezählten Büchern «Analysen» erschienen, die das Verderbliche des bundesdeutschen Profisports, insbesondere im Fußball, aufzuzeigen suchten. Angesichts der Erfolge der bundesdeutschen Kicker sehnten sich die meisten Fans nach dieser Art Verderblichkeit aber nur umso mehr.

Sehnsucht Westen

Der Westen war im Osten omnipräsent. An erster Stelle standen Fernseh- und Radiosender. Der Potsdamer Kulturwissenschaftler Lothar Bisky ereiferte sich in einem Jugendbuch: «Das Überangebot an Unterhaltung, das Fernsehchaos, das verschleiernd Vielfalt genannt wird, die Einfallslosigkeit, die heute 11 Kanäle benötigt und früher mit einem auskam, die Verschwendung von Arbeitszeit, Mitteln und Talenten, die verdummende Wirkung zahlreicher Produktionen deuten auf die Dringlichkeit von Veränderungen hin. Demokratische Kontrolle der Produktion wäre bereits ein großer Fortschritt.»[192] Biskys Patentrezept, die Medienangebote der DDR, da «demokratisch kontrolliert», als Vorbild zu nehmen, kann er selbst nicht ernst gemeint haben.

Die in westlichen Medien vermittelten Bilder haben die Sicht vieler Ostdeutschen auf den Westen wesentlich geprägt. Sie kompensierten die Informationsleere der DDR-Medien. Die SED bezeichnete das als «Einmischung in innere Angelegenheiten der DDR». Medien haben die Aufgabe zu informieren. Dass die westlichen Medien dies taten, war eine Selbstverständlichkeit. Wenn heute zuweilen behauptet wird, in den achtziger Jahren hätten die Funkmedien nur Westberliner und Bundesdeutsche im Blick gehabt, so trifft dies nicht zu. Es existierten Sendeformate, die bewusst auf DDR-Bedürfnisse zugeschnitten waren. Und dazu gehörten nicht nur die allwöchentliche Verkündung des Fernsehprogramms, die Wunsch- und Grußsendungen oder die politischen Magazine. In vielen öffentlich-rechtlichen Sendungen hatte man die Ostzuschauer und -zuhörer im Auge, nicht selten sind auch die SED-Reaktionen antizipiert worden.

Die DDR-Gesellschaft war in weiten Teilen eine informelle Nachahmungsgesellschaft. Fast alles schien erstrebenswert, was nach Bundesrepublik roch, so aussah oder so schmeckte. Im ganzen Land blühten illegale Märkte für westliche Produkte. In privaten Inseraten in Tageszeitungen und Fachzeitschriften waren diese Märkte ebenso zu besichtigen wie in informellen Handelsketten. In der Musikzeitschrift «Melodie und Rhythmus» zum Beispiel sind monatlich Anzeigen geschaltet worden, in denen westliche Musikinstrumente und dazugehöriges Equipment in erstaunlichen Größenordnungen und zu ebenso erstaunlichen Preisen angeboten wurden. Auf den illegalen Märkten gab es alles, was das Herz begehrte. Im Süden der DDR handelten zum Beispiel Privatleute mit Computern und Zubehör. Wie das MfS feststellte, ging es dabei um Millionenbeträge. Wie die Ware ins Land kam, blieb unbekannt.

Zur inoffiziell zweiten Währung in der DDR avancierte die DM. Hatte man Westgeld, war praktisch alles zu haben. In den achtziger Jahren konnten es sich Handwerker und andere Dienstleistende erlauben, ihre Dienste angesichts der großen Nachfrage gegen Westgeld anzubieten. Demzufolge stieg auch der Wert der DM ständig. War es Anfang der achtziger Jahre üblich, illegal für eine DM vier Ostmark zu bekommen, so waren 1988/89 Umtauschsätze von 1 : 7 oder 1 : 8 nicht selten. Auch dies wurde in Anzeigen publik. So konnte man Inserate lesen: «Biete für 1 kg Kupfer 7 kg Aluminium.» Das DDR-Geld hieß im Volksmund auch «Alu-Chips». Nur die 20-Pfenning-Stücke waren schwerer, weil sonst die öffentlichen Telefonapparate nicht funktioniert hätten. Es existierte eine private Schattenwirtschaft, die von der DM oder Tauschbeziehungen dominiert wurde. Viele sprachen deshalb auch von einer Zweiklassengesellschaft: die eine Klasse verfügte über Westgeld, die andere nicht. Auch das hat zu erheblicher Unruhe vor allem bei denen geführt, die kein Westgeld besaßen. «Schätzungen zufolge erhöhte sich der Anteil der innerhalb der DDR umlaufenden D-Mark (umgerechnet zum Schwarzmarktkurs) am gesamten DDR-Geldvolumen von mehr als 1 % im Jahr 1974 auf über 13 % im Jahr 1988. Die in der DDR gehaltenen D-Mark-Barbestände (…) erreichten 1988 einen Anteil von 62 % am insgesamt umlaufenden Bargeld. Gleich ob diese Schätzung im Einzelnen zutrifft, verdeutlicht sie den Verlust an Vertrauen in die DDR-Währung und ist Indiz dafür, dass das System ökonomisch, ideologisch und auch moralisch versagt hatte.»[193]

Private «Importe» aus dem Westen, die jährlich ein Milliardenvolumen erreichten, trugen dazu bei, dass die ostdeutsche Gesellschaft nicht schon vorher zusammenbrach. Ende der achtziger Jahre soll die private Einfuhr und der damit zusammenhängende «zweite Markt» das Angebot im offiziellen Handel übertroffen haben. Zugleich beförderte dies die Unzufriedenheit und die Sehnsucht nach dem «richtigen» Westen auch im Osten. Dabei hatte die SED-Führung die Nebenwährung DM mit der Errichtung von Intershops selbst befördert. In Intershops gab es Westwaren gegen Westgeld. Ursprünglich 1962 für westliche Besucher errichtet, um so an deren Geld heranzukommen, wurden Intershops auch für DDR-Menschen die attraktivste Einkaufsmöglichkeit im Osten. Seit 1974 war es ihnen nicht mehr verboten, Westgeld zu besitzen. 1979 sind «Forumschecks» eingeführt worden. DDR-Bürger konnten offiziell in den fast 400 Intershops nun nur noch mit diesem Ersatzgeld einkaufen. Zuvor mussten sie die DM bei der Staatsbank in Forumschecks (1:1) umtauschen. Daraus entwickelte sich der beliebte Handwerkerspruch: «Forum geht’s?», womit gleich die Art der erwarteten Bezahlung angesprochen worden war.

Erholungsort Westen

Eine große Mehrheit der DDR-Menschen teilte und vertrat die Forderung nach Reisefreiheit. Anders als für die Menschen in Polen, Ungarn oder der ČSSR gab es bis zum Mauerfall im November 1989 in der DDR keine Rechtsgarantien für Auslandsreisen. Es existierten Kann-Bestimmungen. In die ČSSR und nach Polen konnten DDR-Bürger seit 1972 unter Vorlage ihres Personalausweises reisen, ab 1980 war dies nach Polen aufgrund der dortigen politischen Situation nicht mehr möglich. Die SED-Führung fürchtete den Solidarność-Bazillus. Für Reisen nach Ungarn, Rumänien und Bulgarien benötigten DDR-Menschen eine Genehmigung durch die Polizei, die fast immer erteilt wurde. Ausgeschlossen davon blieben jene Oppositionellen, über die ein generelles Reiseverbot verhängt worden war. Der Geldumtausch blieb – außer bei der tschechischen Krone bis 1988 – auf einen kargen jährlichen Satz beschränkt, so dass die DDR-Menschen selbst in die Bruderstaaten als arme Verwandte reisten. Als ab 1988 auch die Umtauschsätze in die ČSSR auf niedrigem Niveau auf ein jährliches Kontingent (438 Mark = 1320 Kčs) eingeschränkt und zudem der jährliche Satz für Ungarn abgesenkt (377 Mark = 2300 Forint) wurden, kam es zu erregten Debatten, die die Partei zwar besorgt registrierte, ihre Beschlüsse aber dennoch nicht revidierte. Es schien fast so, als legte die SED-Spitze eine Lunte nach der anderen ans Pulverfass. Um nach Polen zu kommen, brauchte man seit 1981 ohnehin eine begründete Einladung, die sich aber immer mehr Menschen zu besorgen wussten. Ebenso kam man in die UdSSR, wo es allerdings im Gegensatz zu den anderen Ostblockstaaten für den Individualreisenden gefährlich blieb. Organisierte Reisen boten das Reisebüro sowie Jugendtourist an. Angeboten wurden nicht nur sozialistische Staaten, sondern als Auszeichnung auch westliche Staaten (einschl. Jugoslawien), Kreuzfahrtreisen oder auch Fernreisen nach Vietnam, Kuba, in die Mongolei oder nach Nordkorea. Es gab nur wenige Tausend Plätze, die teuer waren und vorrangig an politisch-ideologisch als gefestigt geltende Staatsbürger vergeben wurden.

Überwiegendes Ziel der Sehnsüchte war die Bundesrepublik. Millionenfache Familien- und Freundesbande bestanden zwischen beiden deutschen Staaten. Seit Ende 1964 durften zunächst Rentner einmal jährlich in den Westen reisen, später insgesamt 60 Tage im Jahr. Nach dem Abschluss des Grundlagenvertrages konnten ab 1972 auch jährlich einige Tausende jüngere Menschen in «dringenden Familienangelegenheiten» reisen (Geburt, Taufe, Hochzeit, Hochzeitsjubiläen, runde Geburtstage, hohe Geburtstage, schwere Erkrankungen, Todesfälle). Darüber zu entscheiden, oblag der Polizei, dem örtlichen Rat, der Staatssicherheit und dem Betrieb. Gefragt wurde der zuständige Abschnittsbevollmächtigte ebenso wie die Hausgemeinschaftsleitung oder der betriebliche Vorgesetzte. Bis 1985 kam es jährlich im Durchschnitt zu 1,3 Millionen Rentnerreisen. Die Privatreisen «in dringenden Familienangelegenheiten» stiegen nur langsam an: 1982 verzeichnete die Statistik 110.000, 1983 118.000, 1984 124.000 und 1985 139.000 dieser Reisen.[194] Zur gleichen Zeit kam es zu jährlich fünf bis acht Millionen Privatreisen aus der Bundesrepublik und West-Berlin in die DDR. Unter dem Druck, an die Bundesrepublik Zugeständnisse machen zu müssen, um Wirtschaftshilfen zu erhalten, lockerte die SED-Führung ab 1986 die Genehmigungspraxis deutlich. Die entsprechenden Beschlüsse sind zwar nicht veröffentlicht worden, aber sie sprachen sich schnell herum. 1986 konnten 573.000, 1987 1,3 Millionen, 1988 rund 1,6 Millionen und im ersten Halbjahr 1989 829.000 «Reisen in dringenden Familienangelegenheiten» registriert werden. 1987 bis 1989 lehnten die Behörden zudem noch eine weitere Million Reiseanträge ab oder nahmen diese «wegen fehlender Voraussetzungen» erst gar nicht an. Knapp die Hälfte der Anträge lehnte das MfS ab, etwa ein Viertel die ABV, fünf Prozent die Kripo und den Rest die Arbeitsstellen oder andere «gesellschaftliche Organisationen». Zudem verdreifachten sich die Rentnerreisen.

Die Reisenden erreichten fast durchweg als touristische Sozialfälle die Bundesrepublik. Einmal im Jahr durfte man als Reisender 15 Ostmark in 15 DM bei der Staatsbank umtauschen. Die Fahrkarten konnten aufgrund entsprechender zwischenstaatlicher Abkommen in der DDR gekauft werden. Bei allen weiteren Unkosten waren die DDR-Touristen auf die Unterstützung von Bund, Ländern und Kommunen und vor allem die Großzügigkeit der Verwandten, Freunde und Bekannten im Westen angewiesen. Das hat nicht gerade dazu beigetragen, die Bindung an die DDR zu stärken. Dennoch nutzte nur eine kleine Minderheit solche Reisen zur Flucht (1985: 307, 1986: 1144, 1987: etwa 2800, 1988: rund 5200). Auch wenn Reisen von Ehepartnern und mit Kindern zunahmen, die allermeisten mussten allein reisen, so dass der Druck zur Rückkehr hoch blieb.

Auch sonst erwies sich diese größere Reisetätigkeit nicht als Entlastung für die SED. Statt die Geister zu beruhigen, bewirkte die Reise in den Westen eher das Gegenteil. Nach der Rückkehr hatten viele nur eines im Sinn: so schnell wie möglich wieder rüber und am besten den Westen in den Osten holen. Rückreisende waren meist euphorisch, was sich nach Stunden oder Tagen als DDR-Insasse oft genug in Aggression, Wut und Lust zum heftigen Widerspruch verwandelte. Dieses von der Bundesregierung maßgeblich initiierte und geförderte private Besuchsprogramm zählte zu den nachhaltigsten Destabilisierungs- und Delegitimierungsfaktoren der SED-Diktatur. Hunderttausende aller Altersgruppen, sozialen Schichten und politischen Überzeugungen konnten nun selbst Vergleiche anstellen. Die SED-Propaganda schien daran zu zerbrechen. Hinzu kam, dass die Genehmigungspraxis die rechtlose Stellung des Einzelnen veranschaulichte. Jeder Antrag war von der willkürlichen Entscheidung der Genehmigungsstellen abhängig, deren Voten weder begründet wurden noch durchsichtig waren. Die damit befassten Polizeidienststellen zeigten sich von der Flut der Anträge hoffnungslos überfordert. Obwohl Hunderte neue Planstellen geschaffen wurden, kamen sie nicht hinterher. Hohe Krankenstände bei den – zumeist – Polizistinnen spitzten die Situation zu. Mehrstündige Wartezeiten waren die Regel, was die gegenseitige Gereiztheit und Aggressivität erhöhte. In diesen Amtsstuben fochten Polizistinnen und Antragsteller stellvertretend für Staat und Gesellschaft tagtäglich harte Kämpfe miteinander aus. Das zermürbte auch die Polizei, die ihrer Rolle als «Buhmann der Nation» überdrüssig war. Auch hier waren Aufweichungs- und Ermüdungstendenzen zu verzeichnen. Noch größerer Frust stellte sich bei jener Bevölkerungsmehrheit ein, die gar nicht in den Westen fahren durfte. Praktisch war jeder benachteiligt, der keinen westlichen Klassenfeind als Familienmitglied hatte. Auch wenn Hunderttausende in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre reisen durften, Millionen durften es nicht. Die Statistik half den Zukurzgekommenen nicht wirklich.

Fluchtpunkt Westen

Am 7. September 1987 legte die Westberliner «taz» aus Anlass des Staatsbesuches von Honecker in Bonn ihrer regulären Ausgabe ein dem «Neuen Deutschland» nachempfundenes Blatt bei. Mehrfach sind ND-Ausgaben gefälscht worden, am bekanntesten wurden die 6000 Exemplare von Mitte März 1988, die die Hamburger Redaktion von «Tempo» verteilt hatte. Von dem taz-Spass erreichten nur wenige Exemplare Ost-Berlin und die DDR. Der Aufmacher im ND-Stil hätte aber die meisten im doppelten Sinne gefreut. In großen Lettern stand da: «‹Erich nimm uns mit!› Werktätige bereiteten dem Staatsratsvorsitzenden einen würdevollen und herzlichen Abschied.» Darunter ein großes Foto von einem Massenaufmarsch, wo nochmals der Spruch «Nimm uns mit, Erich» hineinmontiert worden war. Auf der Rückseite folgten Beiträge, die humorvoll den Mangel an Glasnost in der DDR aufs Korn nahmen, die SED-Umweltverschmutzungspolitik karikierten und Berichte aus der Opposition enthielten. Die Seite endete mit dem Satz: «Nichts wäre gefährlicher, wenn Kommunisten durch einen einseitigen Verzicht auf den Genitiv Nichtkommunisten entgegenkommen würden, ohne dass diese ihrerseits auf die Hochrüstung mit Relativsätzen verzichten würden.»

«Erich, nimm uns mit» brachte bündig auf den Punkt, was Millionen begehrten: in den Westen zu reisen. Hunderttausende wollten allerdings nicht nur besuchsweise ausreisen, sondern für immer. Flucht und Ausreise bildeten die zentralen Destabilisierungsfaktoren von Staat und Gesellschaft im gesamten Zeitraum der DDR-Existenz. Wenn im Westfernsehen ein Spielfilm oder eine Dokumentation zur Flucht aus der DDR ausgestrahlt wurde, waren die Einschaltquoten im Osten besonders hoch. Als zum Beispiel das ZDF am 17. Juni 1985 den Spielfilm «Der Wind geht nach Westen» zeigte, vermerkte ein Bericht aus Pritzwalk: «Dieser Film wurde von breiten Bevölkerungskreisen (…) verfolgt. Von 80 abgeschöpften Bürgern waren 76 über dieses ‹Machwerk› begeistert. Solche Meinungen, wie ‹Der Film war spannend und ich musste richtig mitfiebern, dass diese Flucht auch gelingt›; ‹Diese Leute und ihr Mut waren zu bewundern›; ‹Da gibt es noch mehr Möglichkeiten und Methoden zum illegalen Verlassen der DDR› waren in den Diskussionen keine Seltenheit.»[195]

Zwischen der Staatsgründung und dem Sommer 1961 flüchteten rund 3 Millionen Menschen aus der DDR.[196] In gesellschaftlichen Krisensituationen wie 1953, 1956 und 1961 schnellten die Flüchtlingszahlen in die Höhe, das war auch Ende der achtziger Jahre so. Der Bau der Mauer am 13. August 1961 stoppte den Flüchtlingsstrom. 1962 bis 1965 konnten immerhin noch über 50.000 Menschen flüchten, anschließend ging die Zahl aufgrund des verstärkten Grenzregimes immer mehr zurück. In den siebziger Jahren flüchteten jährlich durchschnittlich 4800 Menschen, zwischen 1980 und 1985 waren es durchschnittlich noch rund 3000. Der Schießbefehl brachte viele Menschen von Fluchtgedanken ab. Die Fluchtmethoden waren breit gefächert: manche versuchten einfach über die Mauer zu klettern, andere mühten sich, die innerdeutschen Grenzanlagen zu überwinden. Auch selbstgebaute Ballons, Flugzeuge, U-Boote kamen zum Einsatz. Immer wieder flüchteten Einzelne oder ganze Gruppen in westliche Botschaften und die Ständige Vertretung in Ost-Berlin, aber auch in die bundesdeutschen Missionen in Prag, Warschau und Budapest. 1984 haben sich 607 Personen an solchen Aktionen beteiligt. In den folgenden Jahren waren es jeweils weniger als 100, aber 1988 wieder 273 und 1989 allein von Januar bis März 779. Dutzende Menschen glaubten, schwimmend über die Ostsee in den Westen gelangen zu können. Auch die Westgrenzen Bulgariens, Rumäniens, Ungarns und der ČSSR dienten als Fluchtpunkte. Der Arm der SED reichte bis an die Südgrenzen Bulgariens, mit allen kommunistischen Staaten bestanden entsprechende Abkommen. In Bulgarien und Rumänien sind Kopfgeldprämien für gefasste DDR-Bürger gezahlt worden. Schließlich kam es auch immer wieder zu Kirchenbesetzungen, um die Ausreise zu befördern. Zumeist erfuhr die Öffentlichkeit nichts davon, weil es eine kircheninterne Absprache gab, dass die Pfarrer im Falle gewaltloser Besetzungen keine DDR-Institutionen einschalten. Der Superintendent Weimars, Hans Reder, hielt sich am 4. Dezember 1988 nicht daran und rief die Polizei, um «Besetzer» aus der Stadtkirche (Herderkirche), die bereits zum fünften Mal besetzt wurde, herausholen zu lassen. Zwei Pfarrer waren von der bevorstehenden Besetzung zuvor informiert worden. Reders Verhalten stieß nicht nur in seiner Landeskirche auf Empörung und Protest. Am 10. Januar 1989 sind sieben DDR-Bürger zu Haftstrafen zwischen neun Monaten und drei Jahren verurteilt worden.[197] Reder, der seit 1970 als IM des MfS registriert war, trat zum 1. März freiwillig in den Ruhestand – und siedelte in die Bundesrepublik über. Die ersten beiden Verurteilten konnten ihm erst Mitte April folgen – freigekauft von der Bundesregierung. Auch als am 6. September 1988 18 Erwachsene und 14 Kinder die Evangelische Kirche in Eisfeld (Kreis Hildburghausen) nicht mehr verließen, um ihre Ausreise zu erzwingen, schaltete Oberkirchenrat Martin Kirchner den Staat ein. Da er als IM für das MfS unter mehreren Decknamen arbeitete, war es ein Leichtes, mit seiner Hilfe die staatliche Linie durchzusetzen.

Bis Ende 1988 gab es in der DDR keine Rechtsgrundlage dafür, einen «Ausreiseantrag» stellen zu können. Lediglich im Fall von «Familienzusammenführung» und anderen «humanitären Gründen» (fast durchweg zur sozialen Entlastung der DDR) prüften die Behörden einen Antrag, sonst galt ein Ausreiseantrag als «rechtswidrig». Viele Antragsteller beriefen sich auf die UNO-Erklärung über die Allgemeinen Menschenrechte und auf die KSZE-Schlussakte von Helsinki sowie die Abkommen der Nachfolgekonferenzen. Erst im Zuge der Wiener Nachfolgekonferenz (1986–89), wo die DDR immer mehr in Isolation und unter Druck geriet, ist am 30. November 1988 eine Rechtsgrundlage fixiert worden. In den achtziger Jahren stieg die Zahl der Ausreiseanträge ständig an. 1980 gab es 21.500 bestehende Ausreisanträge, 1985 53.000, 1987 über 105.000 und schließlich zum Sommeranfang 1989 rund 160.000. Seit 1986 kamen jährlich weit über 40.000 hinzu, 1986 sogar über 50.000. Im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung sind die meisten Anträge im Bezirk Dresden (165 Anträge pro 10.000 Einwohner) und Ost-Berlin (122) gestellt worden. Die Altersstruktur war ebenso besorgniserregend wie das Qualifikationsniveau der Antragsteller: 86 Prozent waren jünger als 40 Jahre, 66 Prozent waren Facharbeiter und 14 Prozent Hochschul- und Fachschulabsolventen (1988). Die meisten Fluchten und Fluchtversuche unternahmen Einwohner aus Ost-Berlin, gefolgt von den Bezirken Leipzig, Potsdam und Dresden. Um sich Entlastung zu verschaffen, hatte die SED-Führung 1984 innerhalb weniger Wochen 20.000 Menschen die Ausreise gestattet. Dies erwies sich als Bumerang, denn die Zahl der neuen Anträge schnellte danach in die Höhe. Ließ die SED-Führung 1985 und 1986 jeweils rund 14.500 Personen ausreisen, drosselte sie die Zahl 1987 auf 6300. Im Frühjahr 1988 glaubte sie wiederum, in der Erhöhung der Ausreisegenehmigungen ein befreiendes Ventil in der Hand zu haben. 1988 gestatteten sie über 24.000 und 1989 allein bis Ende Juni fast 37.000 Menschen die Übersiedlung in die Bundesrepublik.

Insgesamt sind zwischen 1962 und Ende Oktober 1989 über 600.000 Menschen offiziell oder flüchtend in die Bundesrepublik entkommen. Der drastische Anstieg der Ausreisewilligen und Flüchtlinge Ende der achtziger Jahre zeigte wie 1953 oder 1961 an, dass dafür eine tiefe gesellschaftliche Krise verbunden mit Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit verantwortlich war. SED und MfS, aber auch die Blockparteien, Massenorganisationen und nicht zuletzt die Wirtschaftsverantwortlichen versuchten, die Menschen mit Ausreiseabsichten zu kriminalisieren und zu demütigen. Tausende verloren ihren Arbeitsplatz oder wurden auf Arbeitsplätze abgeschoben, die nicht ihrer Qualifikation entsprachen. Zehntausende kamen wegen gescheiterter Fluchten, verratener Fluchtabsichten oder mehrfacher Ausreiseanträge ins Gefängnis. Daraus machte die SED-Führung ein Geschäft. Insgesamt kaufte die Bundesregierung seit 1963 33.775 Menschen aus DDR-Haftanstalten frei und überwies der SED-Führung dafür 3,44 Mrd. DM. Anfangs betrug der Kopfpreis dieses von der SED betriebenen Menschenhandels 42.500 DM, 1988 war er auf durchschnittlich 221.500 DM gestiegen. Vielfach wurde gemunkelt, die SED würde die Gefängnisse nicht zuletzt wegen dieses lukrativen Geschäftes immer wieder auffüllen.

Solche Gerüchte gehörten zu den vielfältigen Sogwirkungen der Ausreise- und Fluchtbewegung, die sich in Zahlen nicht messen und die sich zugleich kaum überschätzen lassen. In den achtziger Jahren war dieses Thema lange vor dem Massenexodus im Sommer 1989 ein immer wiederkehrender Diskussions- und Gesprächsstoff in allen gesellschaftlichen Bereichen. Nicht nur dass Verwandte, Freunde und Kollegen plötzlich fehlten. Zum Alltag zählten auch immer häufiger öffentliche Protestaktionen. Die «DDR» galt bald im Volksmund nur noch als «DerD ämliche Rest». Süffisant wurde angemerkt: «Der Letzte macht das Licht aus!» Die erwähnten Botschaftsbesetzungen sind durch die westlichen Medien bekannt gemacht worden, ebenso wie spektakuläre Fluchten mit Ballons, Booten, LKW. Auch die bei Fluchtversuchen erschossenen und angeschossenen Menschen wurden via Westmedien in den östlichen Fernsehstuben bekannt und sorgten für Empörung. Nur hartgesottene Genossen wussten zu erwidern: «Das weiß doch jeder, was dann passiert. Selbst Schuld!»

Daneben stellten Antragsteller brennende Kerzen in ihre Wohnungsfenster, um auf ihr Begehren aufmerksam zu machen. An Tausenden Autoantennen hingen zum Zeichen des Antrages weiße oder schwarze (abgelehnt) Bändchen wie überhaupt die Autos mit zahlreichen weiteren Symbolen (z.B. «D» oder «go west») für Ausreisebegehren geschmückt wurden. Polizei und MfS verfolgten so etwas, zeigten sich aber ab 1988 auch dagegen machtlos. Schließlich begannen Ausreisewillige, sich zu organisieren. Die ersten Aktionen gab es 1973, 1975 und 1976 in mehreren Orten. 1983/84 mehrten sich die Versuche, öffentlich für die Ausreise zu demonstrieren. Ab 1986 rissen diese Bemühungen nicht mehr ab, schwollen fast monatlich an und zählten bald in allen Regionen zu ständig wiederkehrenden Ereignissen. Die Zentren lagen in den Bezirken Dresden, Karl-Marx-Stadt (Chemnitz) und Ost-Berlin, mit Abstand folgten die Bezirke Leipzig und Halle, die Schlusslichter bildeten die bevölkerungsärmeren Bezirke Suhl, Neubrandenburg und Schwerin.

Die Gegenstrategien der SED fielen halbherzig aus. Am 7. März 1985 druckte das «Neue Deutschland» groß aufgemachte Beiträge unter dem Titel «20.000 Ehemalige wollen zurück». 136 Auszüge aus Briefen veröffentlichte die SED-Führung exemplarisch für die «20.000» Rückkehrwilligen. Diese 136 Rückkehrwünsche waren authentisch. Bundesdeutsche Medien führten damals Stichproben durch und trafen ebenfalls bei den mit Namen, Alter und Wohnort genannten Personen nur auf authentische Fälle. Nun wusste jeder in der DDR, Rückkehrer hatten es schwer, sich wieder zu integrieren. Nicht der Staat bereitete Probleme, sondern die Gesellschaft, die Rückkehrer verspottete und für verdächtig hielt. Schwerer hatten es nur Ausländer und in den achtziger Jahren in die DDR übergesiedelte Bundesbürger, die galten bestenfalls als absonderlich, meist einfach nur als dämlich.

«20.000» Rückkehrwillige gab es nicht. Das zählte zu einer der vielen Propagandalügen, die sich kommunistische Apparatschiks ausdachten, wahrscheinlich nicht weil sie hofften, dies werde von vielen geglaubt, sondern weil sie erhofften, dass in jeder Lüge ein Körnchen Wahrheit vermutet werde. Zwischen Anfang Januar 1984 und Ende 1986 gab es lediglich 719 Rückkehranträge, davon sind 473 erst nach dem ND-Artikel gestellt worden. Bis Ende Februar 1989 erhöhte sich die Gesamtzahl der Rückkehrwilligen auf 1128, wovon nur 112 wieder in die DDR zurückkehrten. 794 dieser Anträgen waren dagegen abgelehnt worden, der Rest war noch in Bearbeitung. Selbst von den 136 im «Neuen Deutschland» 1985 genannten Anträgen sind 103 abgelehnt und nur 33 bewilligt worden. Hinzu kamen Personen, die in die DDR zurückgelassen wurden, nachdem sie Dienst- oder Privatreisen zur Flucht genutzt hatten. Die Mehrheit davon kehrte innerhalb der ersten drei Monate nach dem genehmigten Reiseende zurück. Zwischen 1. Januar 1984 und 31. Mai 1989 kamen so 1349 Menschen zurück, darunter 170 Kinder. Das waren fast zehn Prozent derjenigen, die im gleichen Zeitraum nach einer Dienst- oder Privatreise nicht in die DDR zurückgereist waren. «Zuziehende» aus der Bundesrepublik gab es im selben Zeitraum 1587, darunter allerdings nochmals 412 ehemalige DDR-Bürger, die schon mehrere Jahre in der Bundesrepublik gelebt hatten. Zugleich lehnten MdI und MfS 400 Anträge von Bundesbürgern auf Übersiedlung ab.

In der Propaganda malten Journalisten regelmäßig Bilder, die das Leben von einstigen DDR-Menschen in der Bundesrepublik als unerfüllt, enttäuschend und düster darstellten, gebrochene Menschen traten den Lesern entgegen. Auch gewandte SED-Funktionäre zeichneten daran mit, so etwa Rechtsanwalt Gregor Gysi in einem Spiegel-Interview Anfang 1989.[198] Gewiss, es gab Menschen, die in der Bundesrepublik scheiterten, die nicht so leben konnten, wie sie es sich erhofft hatten. Es gingen nicht nur «Siegertypen und Macher», sondern auch Menschen, die es überall und unter allen Umständen schwer haben. Vielleicht war dies für solche Menschen der größte Vorzug an der DDR: so lange sie dort lebten, die Hoffnung haben zu können, woanders würde alles anders werden. Tausende merkten es erst nach ihrer Flucht oder Übersiedlung, einige Zehntausende erst seit 1990, dass sie das größte Problem mitschleppten: sich selbst. Denn natürlich ging nicht jeder bewusst wegen der Diktatur weg, nicht jeder demonstrierte gegen sie im Herbst 1989 und noch weniger wählten am 18. März 1990 deshalb demokratische Parteien. Abstrakt mag dies so gewesen sein, konkret jedoch suchten so manche das Paradies auf Erden und waren später bitter enttäuscht, es nicht gefunden zu haben. Vielleicht ist diese arkadische Sehnsucht in weiten Teilen des Ostens eine besonders langfristige Folge der Diktatur.

Im Oktober 1989 hat das MfS in einer internen Bilanz «errechnet», wie hoch der volkswirtschaftliche Schaden durch Fluchten und Ausreisegenehmigungen ausfiel. Als Berechnungsgrundlage diente das offiziell (!) produzierte Pro-Kopf-Nationaleinkommen. Demnach waren dem Staat zwischen 1963 und 1983 jährlich durchschnittlich 155,4 Mio. Mark durch die Ausreisen entgangen. Gesamtvolkswirtschaftlich eine geradezu lächerliche Summe, was nicht den Verlust an «Humankapital», sondern die schwache Volkswirtschaftskraft in der Selbstsicht der Herrschenden umschreibt. 1984 bis 1988 betrug der jährliche Verlust laut dieser Berechnung 435 Millionen Mark, was von der Größenordnung fast ebenso unerheblich erscheint. In den ersten neun Monaten des Jahres 1989 betrug der Verlust dann fast 2 Mrd., also fast so viel wie in den Jahren 1984 bis 1988 zusammen.[199]

Die Ausreise- und Fluchtbewegung lässt sich in ihrer Bedeutung für die innere Delegitimierung und den Niedergang der DDR nicht hoch genug veranschlagen. Betroffen waren alle sozialen Schichten und alle Regionen. Besonders schwer wog der Verlust von medizinischem Personal, nicht nur weil damit die ohnehin problematische Versorgung gefährdet war, sondern weil er gesellschaftlich besonders wahrzunehmen war. Das galt auch für Flucht und Ausreise von Lehrern, Wissenschaftlern, Künstlern und von Funktionären, meist bei Dienst- oder Privatreisen, weil sie zuvor nicht als systemkritisch aufgefallen waren. Das erregte die Gemüter umso mehr und nachhaltiger.

Kirchen im Kommunismus

«Lieber Karl Marx,

Ja, Du hast Recht. Viele von uns missbrauchen Religion als Opium. Danke für Deine harte Kritik. Aber lass Dir bitte auch etwas sagen: Viele von uns erleben Religion als Vitamin. Schade, dass Du solchen Christen offenbar zu wenig begegnet bist!» (Plakat im Schaukasten des Schweriner Doms am 17. März 1983, das nach kurzer Zeit entfernt werden musste.)[200]

Sprengungen als Symbolhandlungen

Die Topographie der DDR war geprägt von sozialistischen Trabantenstädten, militärischen Sperrgebieten, einer Grenzzone, in die auch die DDR-Insassen nur mit Sondergenehmigung einreisen durften, vom Zerfall ganzer Innenstädte und nur wenigen restaurierten Musterinseln, Funktionsbauten sowie Staats- und Parteigebäuden, nicht selten auf riesigen Arealen. Als Kontrast dazu hatten mittelalterliche Burganlagen, frühneuzeitliche Stadtanlagen, barocke Schlösser und nicht zuletzt Stadtquartiere aus der Gründerzeit den Krieg überstanden. Manches ist liebevoll und aufwendig restauriert und nicht selten mit Staatsakten eingeweiht worden wie 1984 das Schauspielhaus in Ost-Berlin oder 1985 die Dresdner Semperoper. Nur ein Gebäudetyp aber verkündete allerorten schon aus der Ferne, dass das Land auf gewachsenem historischen Grund stand, mehr als nur kommunistische Traditionen aufwies und zugleich viele Menschen anders lebten, dachten, glaubten als offiziell vorgegeben. Denn überall zeugten Kirchtürme und Kirchenbauten davon, dass, anders als die Kommunisten behaupteten, «Gott nicht tot ist». Es gab etwa 10.000 Kirchenbauten.

Den Machthabern war bewusst, dass diese Bauten ihren Ansprüchen auf totalitäre Alleinherrschaft entgegenstanden. So wie sie 1950 das Berliner Schloss allein aus ideologischen Gründen sprengen ließen, sind auch zahlreiche Kirchen niedergerissen, abgetragen, gesprengt worden. Die genaue Anzahl ist unbekannt. Bis 1978 soll es sich um 60 Kirchen gehandelt haben. Die Zahl ist unsicher und gewiss zu niedrig. Viele Kirchenzerstörungen in kleinen Städten und Dörfern sind nicht bekannt. Allerdings: In fast allen bekannten Fällen waren sich unabhängig vom Zerstörungsgrad kirchliche Amtsträger, Denkmalpfleger, Gemeindemitglieder und Anwohner mehrheitlich einig, dass die entsprechende Kirche nicht abgerissen, sondern wiederaufgebaut werden solle. Beispiele dafür waren die Georgenkirche am Alexanderplatz (1950), die unweit davon gelegene Petrikirche (1961) und mindestens vierzehn weitere Kirchen in Ost-Berlin, drei in Rostock, die St. Marienkirche in Wismar (1960), die Sophienkirche in Dresden (1963) und allein sieben Kirchen in Magdeburg. Fast immer schlugen ideologische Argumente – verkleidet als städtebauliche Begründungen – zu Buche. Die spektakulären Sprengungen der Leipziger Universitätskirche (Paulinerkirche) und der Potsdamer Garnisonskirche 1968 unter Protest der Bevölkerung stehen symbolisch für kulturhistorische Freveltaten und den von der SED betriebenen Kirchenkampf. Zwei andere Kirchen symbolisierten in besonderem Maße die deutsche Teilung. Die Sacrower Heilandskirche (bei Potsdam) stand ebenso im Todesstreifen wie die Versöhnungskirche in der Berliner Bernauer Straße. Insgesamt trennte die Mauer 22 Kirchengemeinden. Die Sacrower Heilandskirche konnte gerettet werden, weil sich der Westberliner Senat und der «Tagesspiegel» um Spenden bemühten und so zuständige DDR-Regierungsstellen mit Geld überredeten, das Gotteshaus stehen zu lassen und notdürftig vor dem endgültigen Zerfall zu bewahren. Der Versöhnungskirche in der Bernauer Straße war dieses Schicksal nicht vergönnt. Im Januar 1985 ist die völlig intakte Kirche an zwei Tagen gesprengt worden. Bundeskanzler Kohl zeigte sich im Bundestag betroffen. In der DDR waren viele Menschen angesichts der Fernsehbilder erschüttert. Wie ein Zeichen Gottes hatte sich bei der Sprengung des Kirchturmes das Kreuz von der Spitze gelöst und flog seine eigene Bahn. Die bis dahin über dem Eingangsportal wachende Christus-Skulptur steht nun vor der Gethsemanekirche im Prenzlauer Berg. Auch andere Insignien sind auf Ostberliner Kirchen aufgeteilt worden. Heute befindet sich dort die Versöhnungskapelle, unweit der Mauergedenkstätte Bernauer Straße. Auch wenn die Kirchenzerstörungen in der DDR nicht im Geringsten an die in der UdSSR oder in Rumänien heranreichten, so zeugten sie dennoch von einem Kampf der Kommunisten gegen Kirchen, Religion und nicht zuletzt kulturelle Traditionen.

Zur bewussten Zerstörung kam der Zerfall vieler Kirchen hinzu. Immer wieder stürzten Sakralbauten ein, weil ihre Bausubstanz verschlissen war und die nötigen Mittel fehlten, den Zerfall aufzuhalten. Im Dezember 1984 etwa stürzte der Turm der 750 Jahre alten gotischen Marienkirche in Pasewalk ein. Die anschließende Teilsprengung erfolgte so dilettantisch, dass der Westgiebel und die Empore nahezu komplett zerstört wurden. Die Neueinweihung erfolgte 2000. Allein im Kirchkreis Sömmerda stürzten in den achtziger Jahren vier baufällige Kirchen ein (Vehra, Donndorf, Frömmstedt, Scherndorf). Das gleiche Schicksal ereilte die mittelalterliche Kirche in Sietzsch bei Halle am 11. Februar 1987. Dass eine Kirche beschädigt wurde durch Granaten, war eher die Ausnahme, aber auch die gab es. So haben sowjetische Armeeeinheiten die Kirchturmspitze in Gossel bei Ohrdruf versehentlich weggeschossen.

Viele Kirchen sind durch den Einsatz der Gemeinden gerettet worden. Kam man in Städte und Dörfer der DDR, sah man oft ein, zwei, drei Bauarbeiter an Kirchenbauten arbeiten, um den völligen Zerfall zu stoppen. Der Dom zu Halberstadt ist so ebenso instandgesetzt worden wie Hunderte Dorfkirchen. Die Paulus-Kirche in Dessau zum Beispiel ist vierzig Jahre nach ihrer Beschädigung 1985 wieder eingeweiht worden. Volkskammerpräsident Sindermann sagte am 2. April 1986, in der DDR seien seit 1949 rund 300 Kirchen wieder aufgebaut worden. Welche Bauten er dabei im Blick hatte, ließ er offen. Was er aber verschwieg, war die Tatsache, dass die meisten Rekonstruktions- und Neubauten fast ausschließlich mit finanziellen Hilfen aus der Bundesrepublik realisiert wurden. Es gibt nur wenige Gegenbeispiele. Die Einweihung einer kleinen Kirche in Groß-Lübbenau am 20. Dezember 1987 wäre eines. Es war die erste, die vollständig vom Braunkohletagebau als Kompensation für zahlreiche abgerissene Dorfkirchen finanziert wurde.

Das zwischen Staat und Kirche ausgehandelte Neubauprogramm für Gemeindezentren – 30 Neubauten waren vorgesehen – kam einem Ablasshandel gleich. Die SED verkaufte Grund und Boden, erteilte die Baugenehmigung, das Geld für die Baumaßnahmen dagegen kam aus den Kirchen in der Bundesrepublik. Solche neuen Gemeindezentren entstanden nach 1985 in Karl-Marx-Stadt, Gotha, Schwerin, Rostock, Weimar, Pirna, Eisenach, Potsdam, Berlin-Hohenschönhausen und -Marzahn, Hoyerswerda, Frankfurt/Oder, Bautzen und Wismar. Alle erwähnten Beispiele lagen in Neubaugebieten. Das bekannteste war dabei die 1981 errichtete evangelische Kirche in der sozialistischen Musterstadt Eisenhüttenstadt. Zu dieser Geschichte gehört schließlich auch, dass das Neubauprogramm 1988/89 ins Stocken geriet und ein Baustopp aus wirtschaftlichen Gründen verkündet wurde. Im Übrigen verfolgte die SED mit diesem Sonderbauprogramm das Ziel, kirchliche Aktivitäten besser kontrollieren zu können. SED-Politbüromitglied Paul Verner sagte am 22. Juli 1976 vor Mitarbeitern für Kirchenfragen der DDR-Bezirke: «Zweifellos wird durch die beabsichtigten Kirchenbauten die kirchliche Arbeit (…) erleichtert. Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite ist uns klar, dass die Kirchen auch dann in den Neubaugebieten wirken, wenn geeignete Räume fehlen. (…) Die Kirchen versuchen, speziell in solchen Gebieten, in denen sie nicht über eigene Räume verfügen, Gemeindeglieder in Hauskreisen zu sammeln und kirchliche Arbeit in Privatwohnungen zu verlegen. Ihr wisst aus eigener Erfahrung, liebe Genossen, wie kompliziert es ist, eine solche Tätigkeit zu kontrollieren oder durch administrative Maßnahmen zu unterbinden, und welche ungünstige Auswirkungen solche Maßnahmen auf die Gewinnung von kirchlichen Amtsträgern und kirchlich gebundenen Bürgern für ein aufgeschlossenes und loyales Verhalten zu unserer sozialistischen Gesellschaft haben kann.»[201]

Kirchen als Institution

Auch wenn so mancher Kirchenbau weggesprengt wurde, die Kirche als Institution blieb fester Bestandteil der ostdeutschen Gesellschaft. Sie war die einzige verbliebene Großinstitution, die eigenständig und unabhängig von der SED in der DDR agierte, anders als in den meisten Ostblockstaaten übrigens. Allein darin ist bereits ihr historisch, politisch und kulturell einzigartiger Wert zu sehen. Sie war und blieb ein institutionelles Bollwerk mit einer eigenständigen Rechtstradition im und gegen den Kommunismus – ganz unabhängig davon, wie sich einzelne Pfarrer, Gemeinden und Kirchenleitungen verhielten. Anfang der fünfziger Jahre waren sich kirchliche Würdenträger in dieser Bollwerkfunktion weitgehend einig, nach 1953 bröckelte diese Einheit. In den siebziger und achtziger Jahren wiesen die acht evangelischen Landeskirchen sehr unterschiedliche Grundstrukturen auf. Die Berliner Katholische Bischofskonferenz, in der die Bistümer, die ganz oder teilweise in der DDR lagen, vereinigt waren, strahlte auch in den achtziger Jahren eine größere Einheitlichkeit aus. Die Katholiken standen prinzipiell dem kommunistischen Regime distanziert gegenüber und waren von der SED nicht zu instrumentalisieren, verhielten sich aber auch bewusst unpolitisch. Die katholische Kirche enthielt sich gesellschaftspolitischer Fragen und war dadurch besser hinnehmbar als die evangelischen Kirchen. Freikirchen und andere Religionsgemeinschaften spielten nur eine untergeordnete Rolle. Die Neuapostolische Kirche mit über 120.000 Mitgliedern in etwa 1000 Gemeinden war die größte, die Mormonen mit etwa 4500 Gemeindemitgliedern eine der bekanntesten, weil 1985 in Freiberg ein Tempel eingeweiht wurde und wohl fast jeder davon etwas mitbekam. Mindestens zwölf Gemeinschaften waren verboten, darunter als bekannteste seit 1950 die Zeugen Jehovas, die auch in den achtziger Jahren etwa 30.000 aktive Anhänger zählten.

Die genaue Anzahl der Kirchenmitglieder in der DDR ist ab 1964 nicht mehr zu ermitteln. 1954 zählten statistisch über 90 Prozent der Bevölkerung als Kirchenmitglieder, bei der Volkszählung zehn Jahre später bekannten sich noch 72 Prozent der Menschen zu einer Kirche. Die Zahl der Taufen, Konfirmationen, kirchlichen Hochzeiten und selbst kirchlicher Beerdigungen ging seit Ende der fünfziger Jahre ständig zurück und stagnierte ab den siebziger Jahren auf einem niedrigen Niveau. Aus den Volkskirchen waren Kirchen für eine Minderheit geworden. Allerdings war diese Minderheit kaum zu übersehen. Präzise Zahlenangaben lassen sich nicht machen, weil die Kirchensteuer nicht vom Staat erhoben und demzufolge eine letztlich freiwillig zu erfüllende Pflicht gegenüber den Kirchen darstellte. Darüber gab es eine ständige Debatte. Die einen Theologen forderten, jenen, die keine Kirchensteuer zahlten, die kirchlichen Rechte zu entziehen. Andere Theologen zeigten sich barmherziger. Professor Eberhard Winkler aus Halle sagte auf einer Synode 1987: «Statt den Leuten das zu bringen, was sie brauchen, nämlich das Evangelium, haben wir gefordert, dass sie uns bringen, was wir brauchen, nämlich Geld.»[202]

Die katholische Kirche wies Ende der achtziger Jahre knapp eine Million Mitglieder auf, für die etwa 1100 Geistliche und 135 Ordenspriester zur Verfügung standen. Zu den Freikirchen und anderen Religionsgemeinschaften bekannten sich etwa 245.000 Menschen. Die im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zusammengefassten acht Landeskirchen verfügten Ende 1989 nach eigenen Angaben über 5,1 Millionen Mitglieder in 7385 Kirchengemeinden, die von 4617 Pfarrstellen – mehr als 600 davon waren unbesetzt – sowie mehreren tausend Kirchenmitarbeitern betreut wurden. Insgesamt galt rund ein Drittel der DDR-Bevölkerung Ende der achtziger Jahre als Kirchenmitglied.

Kirchen als Gegenelitenrekrutierung

Bekennende Christen mussten in der DDR vielfältige Ausgrenzungserfahrungen machen. Die meisten Pfarrer und Kirchenmitarbeiter, die in den achtziger Jahren wirkten, hatten als Kinder, Jugendliche, Studierende oder junge Pfarrer die zwei Wellen des Kirchenkampfes 1952/53 und 1956/58 erlebt. Diese grundlegenden Ausgrenzungs-, Diskriminierungs- und auch Unterdrückungserfahrungen prägten den Blick auf den Staat und die Gesellschaft. Innerhalb der Kirchen gab es große personelle Kontinuitäten, die anders als im Staats- und Parteiapparat nicht zu einem Gedächtnisverlust, sondern zum eigentlichen historischen Gedächtnis und Erinnerungsort in der DDR avancierten. Die Handlungsoptionen, die daraus folgten, waren unterschiedlich, manchmal diametral gegensätzlich. Die einen lehnten den kommunistischen Staat kompromisslos ab, andere bejahten das Gesellschaftsexperiment. Die meisten standen zwischen diesen Polen. Es ist allerdings eine SED-Legende, dass ein Drittel der evangelischen Pfarrer in den Arbeitsgruppen «Christliche Kreise» der Nationalen Front mitgearbeitet hätten. Dem System aktiv dienten nur wenige kirchliche Mitarbeiter und Pfarrer. Im «Neuen Deutschland» kamen immer wieder einige zu Wort. Pfarrer Cyrill Pech aus Berlin-Marzahn, CDU-Mitglied, langjähriger IM «Posol» («Der Bote») des MfS und 1981 Kandidat für den Bezirkstag Dresdens, bekundete am 5. Februar 1988 in einem Offenen Brief an Honecker, «dass die Mehrheit der Gläubigen mit Ihnen den (…) Weg weitergehen wollen. Wir wollen nicht durch Feinde der weltpolitischen und innenpolitischen Entspannung (…) gestört werden.»[203] Pfarrer Karl Pietsch aus Göda bei Bautzen erklärte wortreich, warum er seit 1974 bei Kommunalwahlen kandidiere und 1989 erneut gewählt werden möchte: weil er seinen Beitrag für «unser liebenswertes Land», «unsere DDR» leisten möchte.[204] Solche Bekenner gab es in fast allen Landeskirchen. Bei den Kommunalwahlen im Mai 1989 sollen insgesamt 100 Pfarrer (aller Konfessionen und Religionsgemeinschaften) und «über 1000 Bürger, die ein kirchliches Amt ausüben» – womit neben Kirchenmitarbeitern auch Gemeindekirchenräte[205] gemeint waren –, kandidiert haben. Diese Zahlen zeigen eine realistische Größenordnung, die den Kreis der bewusst der SED-dienenden Kirchenmitarbeiter erfasst.

Auch in den achtziger Jahren war die Ausgrenzungserfahrung für bekennende junge Christen an Schulen, Universitäten, in der Ausbildung typisch. Vor allem junge Männer sind in Gewissenskonflikte gestürzt worden. Zwar bestand seit 1964 die Möglichkeit, den Wehrdienst bei den waffenlosen Bausoldaten abzuleisten. Aber das war für viele nur ein Scheinkompromiss, denn mit oder ohne Waffe – sie dienten letztlich in der Armee und mit den Bauprojekten militärischen Bedürfnissen. Weniger als ein Prozent eines Musterungsjahrganges entschied sich für den Bausoldatendienst. Insgesamt haben 12.000 bis 15.000 junge Männer als Bausoldaten gedient. Seit Beginn der achtziger Jahre stieg der Anteil der gemusterten Bausoldaten erheblich an. Neben religiösen Motiven schlug die offene Ablehnung des politischen Systems zu Buche. Eine Alternative stellte die Totalverweigerung dar. In den sechziger und siebziger Jahren verweigerten etwa 100 Männer pro Musterungsjahrgang total. In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre stieg die Anzahl auf rund 2000 pro Jahrgang. Totalverweigerer, die absolute Mehrheit waren bis Mitte der achtziger Jahre Zeugen Jehovas, erhielten in der Regel zweijährige Haftstrafen. Diese schützte sie nicht davor, nach der Haftstrafe erneut einberufen und erneut verurteilt zu werden. Der drastische Anstieg der Totalverweigerer nach 1985 hing auch damit zusammen, dass seit diesem Jahr niemand mehr wegen Totalverweigerung, wenn überhaupt, länger als vier Wochen ins Gefängnis kam. Informationen für Bausoldaten und Totalverweigerer vermittelten ausschließlich die Kirchen. Obwohl der Bausoldatendienst gesetzlich geregelt war, galten Bausoldaten als Staatsfeinde. Das hatte zur Folge, dass berufliche Karrieren behindert wurden und bis Mitte der achtziger Jahre ein Studium an einer staatlichen Hochschule praktisch nicht möglich war. Ein nicht geringer Teil der Oppositionellen kam aus der Bausoldatenbewegung.

Viele andere Beispiele für Ausgrenzungen ließen sich auflisten. Zugleich ist festzuhalten, dass die ostdeutsche Gesellschaft zwar einen Säkularisierungsprozess durchlief, der sich aber deutlich von modernen Industriegesellschaften unterschied. Denn das Individuum wurde nicht in seiner Freiheit bestärkt und geschützt, sondern gerade beschränkt und kollektiviert. Insofern zeigten sich Entkirchlichungs- und Säkularisierungsprozesse auch als Teil der staatlichen Interventions- und Ideologiepolitik. Paradoxerweise hat die SED stets abgestritten, einen atheistischen Staat anzustreben. Die DDR «ist (…) kein atheistischer Staat. Und die Gesellschaft, in der wir leben, ist keine atheistische, sondern eine sozialistische Gesellschaft, die von eindeutig definierten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Merkmalen, Strukturen und Prozessen geprägt ist, zu denen weder ein allgemeines Bekenntnis zur Religion noch zum Atheismus gehören.»[206]

Tatsächlich ist der Kommunismus oft spöttisch und nach 1989 auch wissenschaftlich als «Ersatzreligion» und die SED als «Ersatzkirche» bezeichnet worden. Das war weder abwegig noch zutreffend, so wie auch die sozialistische Gesellschaft starke Züge verformter Religiösität trug. Viele kirchliche Rituale sind von den Kommunisten adaptiert und ihren ideologischen Bedürfnissen angepasst worden. Der Siegeszug der Jugendweihe seit 1954, an der in den achtziger Jahren 90 bis 95 Prozent eines Jahrgangs im Alter von 14, 15 Jahren teilnahmen, zeugt als bekanntestes Beispiel davon. Katholiken wie Protestanten verfügten, dass ein junger Mensch, der an der Jugendweihe teilgenommen hatte, frühestens ein Jahr später Firmung bzw. Konfirmation empfangen könne. Die meisten evangelischen Kirchen zeigten sich großzügiger und verzichteten auf eine solche Karenzzeit. Aber nicht nur viele Alltagsrituale waren kirchlichen Traditionen entlehnt – christliche Traditionen, protestantische Verhaltensweisen blieben vital, was Widerstand nicht gerade beförderte, sondern sogar behinderte. Auch wenn die Eltern der meisten jungen Menschen unter 30 in den achtziger Jahren nicht mehr in die Kirche gingen, keiner Gemeinde angehörten oder nicht an Gott glaubten, so konnten sie dennoch ihre eigene, meist christliche Sozialisation nicht verleugnen und gaben sie partiell ihren Kindern mit auf den Weg. Dies ist durch die Großeltern noch erheblich verstärkt worden. Insofern blieb die ostdeutsche Gesellschaft trotz Entkirchlichung und Säkularisierung sowie massiver ideologischer Intervention durch den SED-Staat kulturell in christlichen, vorwiegend protestantischen Traditionen verhaftet.

Die Ausgrenzung hatte zugleich einen paradoxen Vorteil, den die SED zu wenig kalkuliert hatte. Denn die Ausgegrenzten nahmen ihren Status oft an. In den achtziger Jahren haben viele Jugendliche, darunter viele bekennende Christen, gar nicht mehr versucht, den staatlichen Ansprüchen zu genügen, sondern haben sich gleich ins Unterholz geschlagen und ihren Weg jenseits staatlicher Bevormundung und Regieanweisung gesucht. Die Ausgrenzung durch die SED kam zugleich einer Nichtanerkennung – trotz offiziell anderslautender Verlautbarungen – gleich. Diese Nichtanerkennung hatte zur Folge, dass kirchliche Hochschulen und Ausbildungsstätten ebenso wenig staatlich anerkannt worden sind wie die kirchlichen Akademien. Diese galten lediglich als Ausbildungsorte und «Debattierklubs» mit rein innerkirchlichem Charakter. Als Ausnahme existierte die mehrfach von der Schließung bedrohte katholische Theresienschule in Ost-Berlin, an der Mädchen das Abitur ablegten, das der Staat anerkannte. Das Abitur am Proseminar Moritzburg und Naumburg sowie am Kirchlichen Oberseminar Potsdam-Herrmannswerder wiederum berechtigte nur zum Zugang zu kircheneigenen Hochschulen, von wo aus man an eine Universität delegiert werden konnte. Im Gegensatz zu den Theologischen Sektionen an den Universitäten gab es drei unabhängige, traditionsreiche kirchliche Hochschulen für Protestanten. Das Sprachenkonvikt in Ost-Berlin, die Kirchlichen Hochschulen in Naumburg (Katechetisches Oberseminar) und Leipzig (Theologisches Seminar), aber auch andere kirchliche Ausbildungsstätten unterstanden keiner direkten staatlichen Kontrolle und Verfügungsgewalt. Das machte sie zu Inseln freiheitlichen Denkens, Lernens, Arbeitens, Sprechens. Hier konnte und wurde nichtmarxistisch gelehrt und gedacht, hier konnten Marx, seine Adepten und der Marxismus-Leninismus kritisch befragt werden. Hier bildete sich eine kleine Gegenelite heran. Einige der im Herbst 1989 hervorgetretenen Bürgerrechtler kamen von diesen Inseln. Die Theologischen Sektionen – an denen Ende der achtziger Jahre mit etwas mehr als 500 Männern und Frauen ebenso viele studierten wie an den kircheneigenen Hochschulen – bildeten zwar innerhalb der Universitäten Inseln eines anderen Denkens, aber sie blieben gesamtgesellschaftlich trotz einer relativ kritischen Studentenschaft und einiger kritikfähiger Dozenten eher unauffällig. Es zählte zu den Ausnahmen, dass im Februar 1989 das MfS zwei Theologiestudenten in Halle bearbeitete, weil sie eine von der FDJ unabhängige Studentenvertretung zu gründen beabsichtigten.

Der hohe Anteil von Theologen und Kirchenmitarbeitern an den politischen Ereignissen von 1989/90 hing nicht nur mit der Autonomie dieser Ausbildungsstätten, die ein bürgerschaftliches Engagement beförderten, und dem moralischen Ansehen der Kirchen zusammen. Hinzu kam, dass nicht wenige junge Männer und Frauen wegen der innenpolitischen Zustände und/oder wegen erlittener Ausgrenzungserfahrungen theologische und kirchliche Ausbildungen absolvierten. Theologie und Kirche waren so auch systembedingte Ausweichorte für Menschen, die sich nicht vollständig an die Systembedingungen anpassen wollten. Die Kirchen boten zudem einen begrenzten Arbeitsmarkt für jene, die mit dem Staat in Konflikt gerieten. Sie konnten hier ein Auskommen finden und waren so vor juristischer Sanktionierung wegen eines fehlenden Arbeitsrechtsverhältnisses sicher. Da immer mehr in solchen Räumen unterkamen, entwickelten sich einige diakonische Arbeitsstellen zu «Schulen» des Widerspruchs und des Aufbegehrens.

Die Bewahrung kultureller Freiräume in den Kirchen symbolisierte die Kirchenmusik. Sie war ein Zuhörermagnet, der auch viele Nichtchristen und kirchlich nicht gebundene Menschen in die Gotteshäuser zog. Die Kirchen verfügten zudem über eigene Verlage, theologische Fachzeitschriften und Kirchenzeitungen, die in den über 100 konfessionellen Buchhandlungen angeboten wurden. Auch in diesen Erzeugnissen kamen Männer und Frauen zu Wort, die mit ihren Ansichten quer zum kommunistischen Weltanschauungsstaat standen. Der Druck erfolgte mit erheblicher finanzieller und materieller Unterstützung aus der Bundesrepublik. Die Auflagenhöhen blieben zwar im Vergleich zu den sonstigen Druckerzeugnissen in der DDR prozentual sehr gering, aber in den Fachzeitschriften konnten Debatten geführt und in den Kirchenzeitungen Informationen weitergegeben werden, die woanders nicht gedruckt wurden. Auch wenn diese Publikationen staatlichen Zensurmaßnahmen unterlagen, so herrschte in ihnen ein anderer Ton, der gehört und diskutiert wurde. Vorsichtig konnten hier Themen aufgegriffen werden, die in der sonst gleichgeschalteten Presselandschaft nicht vorkamen. Ein aufmerksamer Beobachter kommentierte dies mit den Worten, die Kirchenpresse gelte der SED «als Versuchsballon».[207] Ein anderer meinte gar, die Kirchenzeitungen spielten eine Vorreiterrolle für Glasnost.[208]

Ab Februar 1988 aber ging die SED-Zensur rigide gegen die Kirchenzeitungen vor. Das Verhältnis zwischen Staat und Kirche hatte sich seit November 1987 nachhaltig verschlechtert.[209] Allein zwischen 28. Februar und 11. Dezember 1988 sind fast 50 Zensurmaßnahmen nachweisbar, die in 27 Fällen dazu führten, dass eine von sechs evangelischen Kirchenzeitungen oder eines von vier Amtsblättern nicht erscheinen durften. In den anderen Fällen kam es zu Verzögerungen in der Auslieferung, weil staatlich bemängelte Texte korrigiert werden mussten. Die Gründe für die Zensureingriffe waren sehr verschieden. Auf der einen Seite wurden Texte über Debatten auf Synoden, bei denen Synodale gesellschaftspolitische Probleme ansprachen, zensiert. Auf der andere Seite sind einzelne Texte nicht geduldet worden, in denen die Autoren Umweltverschmutzung, Folgen des Uranbergbaus, Ausländerfeindlichkeit, die Ausreiseproblematik, das DDR-Volksbildungssystem, Alltagsprobleme, Gorbatschows Glasnostpolitik oder Neofaschismus in der DDR thematisierten. Und es fielen alle Beiträge dem Zensurstift zum Opfer, in denen die Arbeit der staatlichen Zensoren kritisiert wurde. Am 3. April 1988 kam die Ostberliner Wochenzeitung «Die Kirche» mit weißen und durch Pünktchen markierte Stellen heraus: für jeden war sichtbar, an welchen Stellen der Zensor eingegriffen hatte.

Am 10. Oktober 1988 versuchten annähernd 200, vorwiegend kirchliche Mitarbeiter öffentlich gegen die Zensur der Kirchenzeitungen zu demonstrieren. Dem Protestzug war eine Erklärung vom 3. Oktober vorangegangen, mit der 27 Pfarrer und kirchliche Mitarbeiter überwiegend aus Ost-Berlin gegen die Zensurmaßnahmen protestiert hatten. Zugleich war eine namentlich nicht gezeichnete Erklärung in Umlauf gebracht worden, die zum «Schweigemarsch» aufrief. Gegen 16.40 Uhr zogen die Menschen vom Konsistorium der Berlin-Brandenburgischen Kirche im Zentrum Ost-Berlins los, um vor dem Presseamt beim Ministerrat zu demonstrieren. Mehrere kirchliche Mitarbeiter, darunter Konsistorialpräsident Stolpe, hatten versucht, die Demonstranten von ihrem Vorhaben abzubringen, obwohl sich alle einig waren in ihrer Empörung über die Zensurmaßnahmen. Die Demonstranten trugen Transparente, auf denen stand: «Pressefreiheit für ‹Die Kirche›», «Schluss mit der Verbotspraxis» und «Kein Lobgesang dem Presseamt», sowie ein weißes Holzkreuz mit der Aufschrift «Schweigeweg zum Presseamt – gegen die Verbotspraxis». Nach wenigen Metern lösten Polizei und MfS die Demonstration auf und nahmen 78 Personen vorläufig fest. Bundesdeutsche Kamerateams filmten die Aktion. Bis Mitternacht waren alle Verhafteten wieder frei. Wenig später protestierte die «Kirche von Unten» mit einem Schreiben an das Staatssekretariat für Kirchenfragen gegen die Festnahmen. 274 Männer und Frauen unterzeichneten den Brief. Zudem sollte am 24. Oktober ein neuerlicher Demonstrationsversuch stattfinden. Die Staatssicherheit war mit Hunderten Mitarbeitern im Einsatz. Der Staat führte zuvor mit 23 «kirchenleitenden Kräften und kirchlichen Mitarbeitern» Gespräche, um den Protest zu verhindern. 115 Personen erhielten Verwarnungen und Belehrungen, neun sind vorläufig festgenommen worden. Diese Einschüchterungspraxis sowie eine Distanzierung mehrerer «kirchenleitender Kräfte» führten dazu, dass weitere Demonstrationen unterblieben und es lediglich zu einer emotional aufgeladenen «Leserdebatte» mit etwa 260 Teilnehmern in den Räumen des Konsistoriums kam.

An diesem Beispiel zeigt sich das ambivalente Verhalten der Kirchen. Das ließe sich praktisch an jedem weiteren Beispiel ebenso vorführen. Auf der einen Seite gab es Pfarrer, Diakone, Theologiestudenten und andere kirchliche Mitarbeiter, die gegen staatliche Maßnahmen protestierten, die ihre Kirche als Teil der Gesellschaft verstanden und demzufolge auch die gesellschaftlichen Probleme als Kirchenprobleme begriffen und versuchten, aktiv einzugreifen. Sie waren nicht selten Teil der politischen Opposition. Auf der anderen Seite agierten Kirchenmitarbeiter vorsichtig, abwägend, vor allem darauf bedacht, das Verhältnis zwischen Staat und Kirche nicht zu belasten. Die Kirchen waren eine plurale Erscheinung mit ganz unterschiedlichen Handlungsweisen und kirchlichen wie gesellschaftlichen Auffassungen. Der Berliner Bischof Gottfried Forck, der Görlitzer Bischof Hans-Joachim Fränkel oder der sächsische Landesbischof Johannes Hempel stehen exemplarisch für Würdenträger, die einen Lernprozess durchliefen und ihre Kirche immer stärker als politischen Gegenort zur Diktatur begriffen. Der Greifswalder Bischof Horst Gienke steht dagegen für jene Gruppe, die ihre Kirche als Teil des sozialistischen Staates auffassten, eine neue Volkskirche und daher eine neue «Allianz von Thron und Altar» anstrebten. Am 23. Juni 1985 sagte er zum Abschluss des Kirchentages der Landeskirche Greifswald, Christen seien in der DDR «gleichberechtigt, gleichgeachtet, chancengleich».[210] Eberhard Natho, Kirchenpräsident Anhalts, gehörte sogar zu jenen, die scharf gegen Basisgruppen argumentierten, immer wieder die DDR-Verhältnisse verklärten, teilweise in staatlichen Gremien aktiv mitarbeiteten und zugleich konservative Positionen zum gesellschaftlichen Platz der Kirchen bezogen. Der Erfurter Propst Heino Falcke wiederum steht für jene, die ihre Kirche als Ort verstanden, an denen alle Gesellschaftsprobleme tabulos und kritisch debattiert werden müssten, um die politischen und sozialen Lebensverhältnisse nachhaltig zu verbessern. Konsistorialpräsident Manfred Stolpe verkörperte die technokratische Kirchenelite, die mit dem Staat und nur gezwungenermaßen mit kritischen Kirchengruppen oder gar der Opposition sprach und verhandelte. Offiziell lobte er ständig die «sozialen und kulturellen Rechte» in der DDR als «unschätzbare Errungenschaften», um zugleich fehlende Reisemöglichkeiten oder fehlende Meinungsfreiheit zu kritisieren. Stolpe, der gern Skat spielte, pokerte. Der Berliner Generalsuperintendent Günter Krusche (IM des MfS) symbolisiert noch anders als Stolpe die fast völlige Anpassung an die Vorgaben des Staates, wobei er den Ausgleich zwischen staatlichen und kirchlichen Interessen zu Lasten kirchlicher Basisgruppen suchte. Der schon erwähnte Pfarrer Cyrill Pech (IM des MfS), eine ganze Reihe leitender Funktionäre in der Christlichen Friedenskonferenz um Heinrich Fink (IM des MfS) oder der «Weißenseer Arbeitskreis» um Hanfried Müller (IM des MfS) galten schon vor 1989 als «5. Kolonne». Diese war aber sehr klein und innerkirchlich bedeutungslos. Pfarrer Walter Schilling aus dem thüringischen Braunsdorf schließlich symbolisiert den Teil der Kirche, der sich vor allem um die gesellschaftlich Ausgegrenzten, Gedemütigten, Verfolgten und Unterdrückten kümmerte. Schilling ging dabei bewusst in politische Opposition zum SED-Staat, so wie es zahlreiche andere wie Rainer Eppelmann, Markus Meckel, Martin Gutzeit, Stephan Bickhardt, Heiko Lietz, Christoph Wonneberger oder Christian Dietrich ebenfalls taten.

Kirchen für Jugendliche

Der SED-Führung missfiel schon seit Kriegsende die Jugendarbeit der Kirchen. Sollte ihr Zukunftsprojekt Sozialismus erfolgreich sein, brauchte sie die Jugend. Deshalb standen in den fünfziger Jahren auch immer wieder die «Jungen Gemeinden» und dort engagierte Pfarrer und Mitarbeiter im besonderen Fokus der Kommunisten. Daran änderte sich auch nach 1961 nichts, aber die Mittel und Methoden verfeinerten sich. Vor allem der Siegeszug der Jugendweihe und der gleichzeitige dramatische Rückgang bei Taufen, Firmungen und Konfirmationen schienen darauf hinzudeuten, dass die Kirchen immer mehr Möglichkeiten verloren, Jugendliche für sich zu gewinnen. Die traditionelle Arbeit in den «Jungen Gemeinden» blieb zu stark auf die kirchliche «Kerngemeinde» beschränkt. In den sechziger Jahren bildete sich in der Gesellschaft jedoch eine große Gruppe unangepasster Jugendlicher heraus, die sich an westlichen Subkulturen orientierten und vom SED-Staat abgelehnt und verfolgt wurden. Einzelne Pfarrer und Diakone erkannten dies und begannen Mitte der sechziger Jahre mit «Gottesdienst einmal anders» oder «Jazz-Gottesdienst», die Kirchenräume für diese Jugendlichen zu öffnen. Vorreiter dieser «Offenen Arbeit» waren die Pfarrer Claus-Jürgen Wizisla in Leipzig und Walter Schilling in Rudolstadt. Schilling baute den Stall neben seinem Pfarrhaus in Braunsdorf zu einem Jugendheim um. Er formulierte den Satz: «Von Jesus reden, heißt von Politik zu reden.»[211] Seit 1971 ist für diese nonkonforme Jugendarbeit die Bezeichnung «Offene Arbeit» verwendet worden. In zahlreichen thüringischen Städten fanden sich solche Gruppen zusammen. Neben Rudolstadt wurde Jena ab Anfang der siebziger Jahre ein Zentrum der Offenen Arbeit. Diakon Thomas Auerbach prägte die Jenenser Szene bis zu seiner Verhaftung wegen Protesten gegen die Biermann-Ausbürgerung im November 1976. Die Offene Arbeit war charakterisiert vom Verzicht auf Missionstätigkeit, von Teamarbeit, basisdemokratischen Entscheidungsprozessen, Kulturangeboten, die unangepassten und verbotenen Künstlern Raum boten, sowie Beratungs- und Trainingsangeboten, wie sich junge Leute bei Festnahmen, in Haft oder bei Anwerbungsversuchen durch das MfS verhalten sollten. Auerbach ist nach internationalen Protesten mit weiteren Jenensern im September 1977 zwangsausgebürgert und nach West-Berlin abgeschoben worden.

Neben Thüringen bildeten sich auch in Sachsen (Pfarrer Frieder Burkhardt übernahm hier die Schrittmacherrolle) und in Ost-Berlin (Pfarrer Rudi-Karl Pahnke) Zentren heraus. Ende der siebziger Jahre existierten in allen Regionen Gruppen der Offenen Arbeit. Immer wieder kam es zu Verhaftungen und Verurteilungen, so ist 1983 der Hallenser Diakon Lothar Rochau zu drei Jahren Haft verurteilt worden. Aber nicht nur der Staat, auch Glieder der Kirchen schauten kritisch auf die Offene Arbeit. Die unkonventionelle Jugendarbeit und die noch unkonventionelleren Jugendlichen störten nicht wenige Pfarrer, Kirchenmitarbeiter und Gemeindekirchenräte. Das führte bis 1989 häufig zu Konflikten und harten Auseinandersetzungen.

Im Juni 1978 und 1979 kam es in Rudolstadt zu regelrechten Großveranstaltungen mit Tausenden Teilnehmern. Die Kirchenleitung Thüringens verbot daraufhin die für 1980 geplante Veranstaltung, Schillings Jugendheim in Braunsdorf wurde auf Betreiben des MfS und ohne Widerstand der Kirchenleitung im Oktober geschlossen. Dies konnte aber nicht verhindern, dass die Offene Arbeit weiter anwuchs. Legendär wurden die seit 1979 in Ost-Berlin durchgeführten Bluesmessen. Der Bluesmusiker Günter Holwas stand eines Tages vor der Tür von Pfarrer Rainer Eppelmann und fragte, ob er nicht einmal in der Samariterkirche (Berlin-Friedrichshain) spielen könne. Gemeinsam mit seinen Kollegen Heinz-Otto Seidenschnur und Bernd Schröder beriet sich Eppelmann und kam zu dem Schluss, wenn man dem Ganzen einen kirchlichen Rahmen gebe, ginge es. Unterstützt von Rudi-Karl Pahnke und Martin-Michael Passauer sowie einer Vorbereitungsgruppe um Uwe Kulisch und Ralf Hirsch wurden die 20 Bluesmessen bis 1986 ein Erfolg mit jeweils Tausenden Besuchern. Um die Punks wiederum kümmerten sich Diakon Lorenz Postler und Pfarrer Gerhard Cyrus. Die Offene Arbeit erwies sich insgesamt als ein sehr erfolgreiches Sozialisierungs-, Politisierungs- und auch begrenzt Re-Christianisierungskonzept, das Zehntausende Jugendliche, die von Staat und Partei verpönt und geschmäht wurden, erreichte, einband und in vielen Fällen zu politischen Akteuren werden ließ. Diese Wirkung war nicht den Kirchenleitungen, sondern den an der Basis engagierten Pfarrern und Mitarbeitern zu verdanken.

Anders sah es bei der Friedensarbeit der Kirchen aus. Seit 1980 führten die evangelischen Kirchen in ganz Deutschland im November Friedensdekaden durch. Diese riefen die Kirchen vor dem Hintergrund weltweiten Rüstungswahns, der Bedrohung der Schöpfung und der grenzüberschreitenden Friedensbewegung ins Leben. In der DDR bildete sich in diesem Zusammenhang die unabhängige Friedensbewegung heraus. Als Symbol der Bewegung diente das biblische Motiv «Schwerter zu Pflugscharen». Die erste Friedensdekade 1980 stand unter diesem Motto, vorgeschlagen hatte es der sächsische Landesjugendpfarrer Harald Bretschneider, der eigentliche Begründer der «Schwerter zu Pflugscharen»-Bewegung. Als Symbol wählte er die Skulptur, die seit 1959 als sowjetisches Geschenk vor dem UNO-Hauptquartier in New York steht. In den Jugendweihebüchern der DDR war seit Ende der siebziger Jahre ein Foto dieser Skulptur abgebildet. Es schien als Symbol unangreifbar – nicht zuletzt wegen seiner stalinistischen Kraftprotzerei – und transportierte zugleich eine christliche Botschaft. Der Potsdamer Grafiker Herbert Sanders entwarf das Symbol, Bretschneider ließ es auf Vlies drucken, dafür benötigte er aufgrund einer Rechtslücke keine Druckgenehmigung. In der Herrnhuter Brüdergemeinde in der Oberlausitz sind etwa 200.000 Vlies-Aufnäher produziert worden. Die Nachfrage war kaum zu stillen. Überall in der DDR sah man 1981/82 junge Menschen mit dem Aufnäher.

Der SED-Staat war an seiner empfindlichsten Stelle getroffen worden. Denn mit dieser Bewegung, symbolisiert durch den Aufnäher, bestritten Kirchen und vor allem die Jugendlichen dem Staat seinen Alleinvertretungsanspruch auf «Friedenspolitik» und «Friedensgewährung». Zwar waren die äußere Friedenspolitik und die Abrüstungsforderungen jene Politikfelder, in denen sich SED-Führung und Kirchenleitungen am nächsten kamen, aber dies war keine gleichberechtigte Partnerschaft. Obwohl das kirchliche Symbol offiziell nie verboten wurde, gerieten ab Anfang 1982 viele junge Menschen wegen des Tragens dieses Aufnähers ins Visier von Polizei und MfS. Auf offener Straßen rissen sie diese von Jacken ab. An den Schulen kam es zu Tausenden Auseinandersetzungen, die in Schulstrafen und Schulrelegationen mündeten. Aus Protest haben viele an ihren Jacken einen weißen Kreis getragen oder ein Loch in der Größe des Aufnähers geschnitten. Die SED beharrte auf ihrem Friedensmonopol und duldete öffentlich nur eigene Symbole. Inhaltlich lehnte sie die mit dem kirchlichen Symbol verbundene pazifistische Grundhaltung ab: ihr Frieden musste bewaffnet bleiben. Die Bewegung wandte sich gegen die Militarisierung der DDR-Gesellschaft und trat für «Sozialen Friedensdienst» als Ersatz für den Wehrdienst ein, alles Punkte, die die SED als staatsfeindlich qualifizierte.

Obwohl die Kirchen prinzipiell hinter den Trägern standen und sich nach Disziplinierungsmaßnahmen solidarisch zeigten, trat auch hier wieder eine ambivalente Haltung hervor. Die Bischöfe Forck oder Rathke trugen demonstrativ selbst einen solchen Aufnäher. Forck verlangte von der SED, sie solle sich im «Neuen Deutschland» für die Disziplinierungen und Verfolgungen entschuldigen. Die dachte nicht daran. Verteidigungsminister Hoffmann erklärte anlässlich der Verabschiedung eines neuen Verteidigungsgesetzes im März 1982 vor der Volkskammer: «Noch braucht der Sozialismus, braucht der Frieden unsere Pflugschare und unsere Schwerter!»[212] Vor diesem Hintergrund knickten viele Kirchenleute ein. Manfred Stolpe erklärte am 18. April 1982 namens der Berlin-Brandenburgischen Kirchenleitung, es handele sich um ein rechtliches Problem. Da die Rechtslage eindeutig sei, könne die Lage wieder versachlicht werden. Staat und Kirche schienen von den gleichen Problemen geplagt, glaubt man Stolpe: «Die Rechtsordnung muss sich im Konflikt bewähren! Das Problem ist uns auch innerkirchlich leidig bekannt!» Es existiere weder ein Verbot des Aufnähers noch war die Herstellung gesetzwidrig, so Stolpe. Aber ab sofort sei eine Genehmigung notwendig. (Die wurde nie erteilt.) Schließlich verweist Stolpe darauf, dass das Tragen der Aufnäher in den Schulen durch den Direktor verboten werden könne: «Das ist auf der Grundlage des Weisungsrechtes der Direktoren rechtlich möglich. Das entspricht alter Tradition des sog. Hausrechts.» Diese juristische Argumentation kam einer politischen Komplizenschaft gleich. Stolpe ging unnötigerweise noch einen Schritt weiter und beschwor, eine weitere Gefahr käme aus dem Westen. Denn westliche Medien missdeuteten das Symbol als «Abzeichen einer DDR-Oppositionspartei».[213] Damit schien die Bewegung als kirchliche Friedensbewegung praktisch kaltgestellt. Die Bundessynode erklärte im September 1982 zum Aufnäher noch: «Wir verzichten aber darauf um des Friedens willen.»[214] Das klingt zynisch. Eine ganze Reihe leitender Kirchenmänner hatte sich bereits distanziert, neben Bischof Forck hielten vor allem Gemeindepfarrer wie Stier, Schorlemmer, Eppelmann, Schilling u.a. am Abzeichen und an der Bewegung fest. Am 24. September 1983 initiierte Friedrich Schorlemmer auf dem Wittenberger Kirchentag eine spektakuläre Aktion, die ein bundesdeutsches Kamerateam filmte. Kunstschmied Stefan Nau formte unter den Blicken von 2000 Menschen im Lutherhof in einer neunzigminütigen Arbeit aus einem Schwert eine Pflugschar. Er geriet anschließend unter erheblichen staatlichen Druck und reiste später aus.

Spätestens im Sommer 1982 war deutlich geworden, dass oppositionelles Arbeiten unter den Dächern der Kirchen immer auch auf Kritik aus den Kirchen selbst stoßen würde. Dieses Spannungsverhältnis blieb bis zum Herbst 1989 bestehen. Zwar unterstützten die Kirchen weiter die Initiativen für den Sozialen Friedensdienst, aber insgesamt scheuten alle Kirchenleitungen den Vorwurf, oppositionelle Aktivitäten zu unterstützen oder gar selbst als Opposition zu gelten. Die Synode der Evangelischen Kirchenprovinz formulierte im Juni 1985 in Erfurt stellvertretend, sie wolle weiterhin «kritische Solidarität» zur SED-Friedenpolitik üben, aber sich keinesfalls in «destruktive Opposition» drängen lassen.[215]

Die Kirchen standen immer vor dem Problem, nicht als politisch gelten zu wollen, zugleich aber unter den obwaltenden Verhältnissen fast automatisch in eine politische Rolle und Funktion zu geraten. Allein ihre Existenz war in der Diktatur ein politisches Faktum. In den fünfziger Jahren war sie sich dieses Umstands vor dem Hintergrund der Erfahrungen aus der NS-Zeit noch voll bewusst, nach 1961 bröckelte diese Einsicht, in den achtziger Jahren vertrat nur noch eine Minderheit diese Auffassung. Diese Minderheit in der Minderheitenkirche hat dazu geführt, dass den evangelischen Kirchen heute allgemein eine große Bedeutung für den Umbruchprozess zugesprochen wird. Die Kirchen haben es dieser politischen Minderheit bis heute nicht gebührend gedankt.

Im Prinzip ist den Kirchen auch nicht anzulasten, dass sie diese ihr zugefallene politische Rolle nicht in toto annahmen. Eher wäre kritisch anzumerken, dass sie die Bedürfnisse des Parteistaates und die Ansprüche der Opposition nicht gleichermaßen ihren Entscheidungen zugrunde legten, sondern zu oft im Zweifelsfall für die staatlichen Bedürfnisse eintraten. Weil sie das aber nicht durchgängig taten, waren beide Seiten – Staat wie Opposition – mit der Moderatorenrolle der Kirchen unzufrieden. Wenn man es zwei gegensätzlichen Seiten gleich recht machen will, erzeugt dies Unzufriedenheit auf beiden Seiten. Im Prinzip haben die Kirchen bis weit in die zweite Hälfte der achtziger Jahre hinein unausgesprochen die ideologische Gleichsetzung von Staat und Gesellschaft durch die SED übernommen. Nicht zuletzt deshalb, und eben nicht nur aus theologischen Erwägungen heraus, blieb sie stärker staats- und weniger gesellschaftsorientiert. In ihren eigenen Worten hieß dies: «Die Kirche ist für alle, aber nicht für alles da.»

Der Ostberliner Kirchentag führte dieses Paradoxon 1987 anschaulich vor. Seit Mitte der achtziger Jahre rissen die Spannungen zwischen Kirchenleitungen, Gemeinden und Basisgruppen nicht mehr ab. Eppelmanns Bluesmessen wurden ebenso behindert wie die Offene Arbeit. Im Sommer 1986 kündigte Generalsuperintendent Krusche an, die seit 1982 jährlich durchgeführte Friedenswerkstatt würde 1987 nicht stattfinden. Auf den Friedenswerkstätten kamen verschiedene Basis- und Oppositionsgruppen miteinander ins Gespräch, tauschten Materialien aus, debattierten öffentlich und suchten vor allem das Gespräch mit Menschen, die in keiner Gruppe tätig waren. Das Hauptargument für die Verschiebung bestand darin, den kirchlichen Charakter der Friedenswerkstätten zu prüfen und diese zukünftig wieder allein von Kirchenmitgliedern organisieren zu lassen. Die Kommunikation zwischen Kirchenleitungen und Gruppen war erheblich gestört, auch wenn hier wie in vielen anderen kirchlichen Feldern die Konfliktlage nie einheitlich ausfiel. Gerade weil die evangelischen Kirchen demokratische Grundstrukturen aufwiesen, standen spannungsreiche Auseinandersetzungen stets neben unkomplizierter Zusammenarbeit. Die Berliner Kirchenleitung aber fürchtete, dass die Kirche zum Hort der Opposition werde. Krusche forderte eine «Denkpause».[216] Was auch immer er darunter verstanden haben mag – eine Pause zum Denken, zum Nachdenken oder vom Denken? –, bis weit ins Jahr 1989 hinein forderten immer wieder Kirchenleitungsmitglieder eine «Denkpause». Diese staatsorientierten Defensivstrategen verloren alle Kämpfe – 1987, 1988 und schließlich 1989.

Nach dem angekündigten Verbot der Friedenswerkstatt sammelten sich Pfarrer, Diakone und vor allem Vertreter der Offenen Arbeit, aus Öko-, Friedens-, Frauen- und Dritte-Welt-Gruppen, aber auch der Kirche eher Fernstehende und bereiteten einen «Kirchentag von Unten» vor. Dieser sollte im Rahmen des Ostberliner Kirchentages im Juni 1987 abgehalten werden. Erstmals seit 1951 fand in Ost-Berlin wieder ein vollgültiger Kirchentag statt. Ausgerechnet im Jahr 1987 – dem Jubeljahr zum 750. Jahrestag der geteilten Stadt. Das war für viele Kritiker in Ost-Berlin und vor allem in der DDR ein weiterer Beleg für die Komplizenschaft eines Teils der Berlin-Brandenburgischen Kirchenleitung mit der SED-Führung. Nach 1990 haben die Verhandlungsunterlagen von Kirchen, SED, Staat und MfS ergeben, dass die Kirchenleitung in ihren Zugeständnissen tatsächlich sehr weit ging, zum Teil staatliche Vorgaben widerspruchslos umsetzte, andere Ideen aber wiederum trotz anderslautender Bekundungen doch gegen den staatlichen Willen verwirklichte. Der Kirchentag selbst blieb unter seiner erwarteten öffentlichen Resonanz, die Besucherströme blieben überschaubar, die bloße Tatsache seiner Durchführung war die Schlagzeile, die nachwirkte. Und noch etwas.

Ende April kündeten Flugblätter, die auf die Berlin-Brandenburgischen Synodalen während einer Sitzung in der Stephanus-Stiftung herabfielen, an: «Wir machen einen Kirchentag von Unten, weil wir unser Anliegen und uns nicht mehr in Kirchen/Gemeinden vorfinden.» Kritisiert wurde die Bürokratisierung der Kirche, die Entmündigung der Gemeinden, die Sanierung und der Neubau kirchlicher Repräsentationsobjekte, die starke Fixierung auf staatliche Vorgaben, die selbstgewählte Einordnung in die sozialistische Gesellschaft sowie die Behinderung der Offenen Arbeit. Zugleich wurde ein Haus der Offenen Arbeit in Ost-Berlin gefordert. Die Kirchenleitung reagierte ablehnend. Der Kirchentag sollte störungsfrei und ohne Provokationen verlaufen.

Die Vorbereitungen liefen planmäßig. Die Zugangsregeln waren für den Staat zufriedenstellend reglementiert. Die Arbeitsgruppen würden zwar Tabuthemen aufgreifen, aber es seien kaum davon ausgehende Aktionen zu erwarten. Lediglich die Aktivisten der «Kirche von Unten» (KvU) gaben nicht nach. Ihren Ausschluss vom Kirchentag nahmen sie nicht hin. Sie drohten an, ein oder mehrere Kirchen zu besetzen. Schließlich gab die Kirchenleitung einen Tag vor Eröffnung des Kirchentages – wiederum in Absprache mit dem Staat – nach und stellte Gemeinderäume zur Verfügung. An drei Tagen kamen etwa 6000 Menschen zum Kirchentag von Unten. Öffentlich sichtbar waren die KvU-Leute auch beim Abschlussgottesdienst des Kirchentages im Fußballstadion des 1. FC Union in Berlin-Köpenick mit 20.000 Teilnehmern. Sie zogen zwei Stunden mit Transparenten auf dem Rasen entlang. Darauf stand: «Glasnost in Staat und Kirche», «Kein Geld für Protz», «Ein Haus für Offene Arbeit», «Wunder gibt es immer wieder. Kirche von Unten» und «Wir sind für einen zivilen Ersatzdienst».

Nach dem Kirchentag bildeten sich in den meisten Regionen feste Strukturen der «Kirche von Unten» heraus. Ab Ende 1988 war sie auch politisch außerhalb der Kirchen wahrnehmbar, eine Loslösung von der Kirche setzte ein, die 1989 deutlich sichtbar wurde. Die KvU kritisierte im Kern den SED-Staat, griff aber stellvertretend die Kirchenleitungen an, weil sie diese als deren Sprachrohr missverstand. So verständlich ihre Forderungen waren, so unverständlich blieb, warum sie nicht den Hauptverursacher, nämlich den SED-Staat, ins Visier nahm und statt dessen längere Zeit innerkirchliche Sandkastenspiele abhielt. Der Staat dagegen begriff schon 1987, dass diese «innerkirchlichen» Aktivitäten nicht lange in den Kirchenräumen bleiben würden.

Die Aktivitäten der «Kirche von Unten» – zahlreiche ihrer Vertreter spielten 1989/90 eine wichtige politische Rolle – stellten im Rückblick politische Trainingsprogramme dar. In der Auseinandersetzung mit Kirchenleitungen und Gemeinden lernten sie und die anderen Gruppen, Strukturen aufzubauen und zu verteidigen, Programme zu entwickeln, Kompromisse auszuhandeln, einprägsame Drohungen vorzutragen, öffentliches Wirken zu inszenieren, Medien zu interessieren und letztlich die Minderheitenposition als so gewichtig hinzustellen, dass das Gegenüber gar nicht anders konnte als darauf einzugehen und darüber zu reden. Die Kirchen waren für viele Menschen Orte aktiven politischen Lernens, ein Prozess, der die Grenzen zwischen innerkirchlichem und gesamtgesellschaftlichem Handeln zugleich konturierte und für einen kurzen historischen Augenblick aufhob.

Kirchen und MfS

August Heinrich Hoffmann von Fallersleben dichtete 1843: «Der größte Lump im ganzen Land das ist und bleibt der Denunziant.» Die Kirchen waren sich stets bewusst, Angriffsziel und Unterwanderungsobjekt der ostdeutschen Geheimpolizei zu sein. Wenn nicht jedem DDR-Menschen, so war aber jedem Kirchenleitungsmitglied bewusst, dass die Macht im Staate die SED und nicht das MfS ausübte. Ob Rat des Kreises, des Bezirkes, Staatssekretariat für Kirchenfragen, SED-Kreisleitung, -Bezirksleitung, ob ZK-Abteilungen oder MfS – alle Strukturelemente zusammen bildeten die staatliche Einheit. Insofern konnten und mussten sie mit allen sprechen und verhandeln, aber nur unter der Maßgabe, weder selbst in Geheimdiplomatie zu verfallen noch inoffizielle Tätigkeiten für staatliche Stellen auszuüben. Es gab die klare Regel, über Gespräche die dienstlichen Vorgesetzten zu informieren und Gesprächsvermerke anzufertigen. Die Praxis sah im Einzelnen anders aus. Besonders bedrückend für die Kirchen sind Beispiele, bei denen es mit ihrem Zutun und ohne Protest zu Festnahmen in kirchlichen Räumen kam. So geschah es Pfarrer Eppelmann, der am 9. Februar 1982 mit 20 Konfirmanden in Hirschluch, einem Jugendrüstzeitheim in der Nähe von Storkow, weilte. Heimleiter Erich Pfuhl, ein kirchlicher Mitarbeiter und 1984–88 Bundessynodaler, forderte Eppelmann freundlich auf, ihm in sein Büro zu folgen. Dort warteten Offiziere des MfS, um ihn zu verhaften. «Der Heimleiter (…) hat in meiner Gegenwart mit keinem Wort dagegen protestiert, dass das MfS in einer kirchlichen Einrichtung einen Pfarrer verhaftete. Er hat den Stasileuten statt dessen dabei geholfen, die Festnahme heimlich und unbemerkt von den Konfirmanden über die Bühne zu bringen. Hätten diese ihre Drecksarbeit vor deren Augen machen müssen, wäre dies ein wichtiger Anschauungsunterricht gewesen. (…) Ich bin nie wieder dort hingefahren, weil ich dem Verräter nicht begegnen wollte.»[217] Seit 1994 ist bekannt, dass namentlich Manfred Stolpe gegenüber staatlichen Stellen in deutlicher Distanz zu Eppelmann auftrat, ihn als Problem der Kirche bezeichnete, seine Aktivitäten als «friedensgefährdend» einstufte und sich bereit zeigte, dies auch gegenüber Justizorganen auszusagen.[218]

Neben solchen Extrembeispielen existierten hauptsächlich vier Strategien im Umgang mit dem MfS. Die erste bestand darin, jeden Kontakt abzulehnen und die Geheimpolizei nicht als Gesprächspartner zu akzeptieren. Außer im Fall von Festnahmen und Zuführungen war dies möglich. Das MfS operierte dann teilweise verdeckt oder instruierte andere staatliche und parteiliche Stellen. Gegen eine direkte Gesprächsverweigerung war das MfS weitgehend machtlos. Die zweite Möglichkeit bestand darin, nach erfolgten Gesprächen über diese öffentlich, d.h. in Kirchenräumen zu berichten und die eigenen Erfahrungen weiterzugeben. Dies ist vielfach geschehen, auch um andere auf solche Gespräche vorzubereiten. Es gab teilweise Trainingsübungen, in denen auf solche Gespräche vorbereitet wurde. Meldete jemand Anwerbungsversuche, so haben nicht wenige Pfarrer Beschwerde eingelegt und so den Vorgang wegen Dekonspiration sofort beendet.

Die dritte Strategie ist die uneindeutigste. Sie ist nach eigenen Aussagen von einigen Kirchenleitungsmitgliedern vertreten worden. Manfred Stolpe hat sie nach 1990 berühmt gemacht. Seit Ende der sechziger Jahre traf er sich mit MfS-Mitarbeitern in seinem Büro, in seiner Wohnung, in Klubs und Restaurants, in konspirativen Wohnungen und sogar in deren Wohnungen. Er wollte so «politische Ziele auch auf dem Umweg über die Staatssicherheit» erreichen. Stolpe führte zudem ins Feld, er habe «von neun Männern» gewusst, «die im Umgang mit Staatssicherheit die gleiche Strategie verfolgten wie ich.»[219] Als er acht davon auf einer Pressekonferenz am 3. Mai 1992 präsentierte, brachte ihm dies wenig Vertrauen ein, weil sich die meisten selbst mit erheblichen IM-Vorwürfen konfrontiert sahen. Dazu gehörten Bischof Ingo Braecklein/Thüringen (IM «Ingo»), Generalsuperintendent Reinhard Richter/Cottbus (IM «Roland»), Konsistorialpräsident Hans-Martin Harder/Greifswald (IM «Winzer»), Oberkirchenrat Siegfried Plath/Greifswald (IM «Hiller») und Pfarrer Rolf-Dieter Günther (IM «Wilhelm»), Pressesprecher des Bundes. Alle gelten als Mitarbeiter des MfS. Lediglich Pfarrer Martin-Michael Passauer, 1988–90 persönlicher Referent von Bischof Forck, Oberkirchenrat Martin Ziegler, Leiter des Sekretariats des Bundes, und Pfarrer Werner Braune, Leiter der Stephanus-Stiftung in Berlin-Weißensee, verfügten über keine konspirativen und inoffiziellen Kontakte zum MfS.

Stolpe ist seit 1964 als IM-Vorlauf geführt und 1970 zum IM «Sekretär» innerhalb des MfS umregistriert worden. Seine IM-Tätigkeit scheint erwiesen, zumal er mehrfach im Sinne des Staates Einfluss auf Entscheidungsabläufe nahm, Kircheninterna weitergab und insbesondere beim Umgang mit Oppositionellen dessen Position durchsetzte. Er selbst bestritt stets eine IM-Tätigkeit. Zu seiner Politik gehörte aber auch, dass er sich für Oppositionelle, für Festgenommene, für Verurteilte immer wieder einsetzte. Er blieb stets unberechenbar – für alle Seiten. Das war in den achtziger Jahren durchaus von Vorteil. Eine eindeutige Gesamtbeurteilung ist kaum möglich, denn er war fast alles zugleich. Dass keine schriftliche Verpflichtungserklärung vorliegt, ist bei hochgestellten Personen wie Stolpe ebenso typisch wie das Fehlen von handschriftlichen Dokumenten. Mehrere Gutachten bescheinigten Stolpe, dass er wie ein IM gearbeitet habe. Der entscheidende und belastende Punkt bei all seinem Handeln war, dass er eigenmächtig und ohne Konsultation mit seinem dienstlichen Vorgesetzten Bischof Forck handelte. Nicht wenige Theologen sind der Ansicht, ein Kirchenmann hätte aus prinzipiellen Gründen mit der Geheimpolizei nicht reden oder gar verhandeln dürfen.[220] Landesbischof Werner Leich sprach auch mit dem MfS, aber niemals anderswo als in seinen Amtsräumen und nie, ohne zuvor und anschließend darüber zu informieren und entsprechende Vermerke zu schreiben. In der katholischen Kirche gab es auch solche Gesprächsstrategien, hier waren diese fast immer mit den Vorgesetzten abgesprochen. Die Vorsitzenden der Berliner Bischofskonferenz, Alfred Bengsch und seit 1980 Joachim Meisner, ernannten Beauftragte, die mit dem MfS sprachen. Die sind vom MfS als IM geführt worden, haben sich aber zumeist nicht so verhalten.

Viertens schließlich haben eine Reihe von Geistlichen, Synodalen und Kirchenmitarbeitern mit dem MfS bewusst als IM zusammengearbeitet. Der Berliner Pfarrer Gottfried Gartenschläger, der jahrelang die Oppositionsgruppe «Friedrichsfelder Friedenskreis» in seiner Kirche beherbergte und aktiv mitarbeitete, zählte zum Beispiel als IM «Barth» dazu. Dass jemand wie der Magdeburger Konsistorialpräsident Detlev Hammer erst IM und dann Offizier im besonderen Einsatz des MfS (OibE) war, ist eine seltene, aber nicht singuläre Ausnahme. Auch wenn vor allem in Kirchenleitungen zahlreiche IM wirkten, auch hauptamtliche IM, die Gehälter vom MfS bezogen, kann keine Rede davon sein, dass die Kirchen von der Geheimpolizei unterwandert gewesen wären. Schon die innerkirchlichen Entscheidungsstrukturen standen dem entgegen. Genaue Zahlen über die IM-Tätigkeit in den Kirchen existieren nicht. 200 entsprechende IM wurden von der MfS-Zentrale, 600 von den Bezirksverwaltungen geführt. Während diese Zahlen als sicher gelten, werden nach einer vagen Schätzung bis zu 2000 IM den Kreisdienststellen zugerechnet. Anfang der 1990er Jahre kam es nur zu wenigen kirchlichen Disziplinarverfahren gegen kirchliche Mitarbeiter aufgrund von MfS-Verstrickungen.[221] Die geringe Anzahl hing nicht nur mit einem Korpsgeist zusammen, der bei selbstverantworteter Überprüfung großzügiger und liberaler urteilt als wenn dies Außenstehende getan hätten. Denn die IM-Gesamtzahl bezieht sich auf den gesamten Kirchenbereich von Bund, Kirchenleitungen, Synoden, Kirchenzeitungen bis zu den einzelnen Gemeinden und umfasst nicht nur Pfarrer, sondern auch alle anderen Kirchenmitarbeiter einschließlich technischer Kräfte bis hin zu gewählten Gemeindekirchenräten. Insofern relativiert sich die Zahlenangabe erheblich. Jeder einzelne Pfarrer und Theologe war ein IM zu viel und hat dem Ansehen der Kirchen erheblich geschadet. Aber nur wenige IM arbeiteten als Pfarrer und Seelsorger, so dass die IM zwar auf kirchenpolitische Debatten Einfluss nehmen und den Staat mit internen Materialien und Informationen versorgen konnten, Beichtgeheimnisse und seelsorgerische Beziehungen sind jedoch nur in seltenen Fällen verraten worden.

«Kirche im Sozialismus»

Kirchen müssen in Diktaturen, um sich behaupten zu können, ihren gesellschaftspolitischen Ort selbst genau bestimmen. Dieser blieb in der DDR stets umstritten, was die ambivalenten Erscheinungsbilder der evangelischen Kirchen auch erklärt. Sie zeigten sich in politischen Fragen uneinheitlich und unentschlossen, zuweilen sogar hilflos. Dafür gibt es mehrere Gründe. Die seit 1969 im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zusammengeschlossenen acht Landeskirchen der DDR beschritten nicht nur aufgrund verschiedener Traditionen unterschiedliche Wege, auch in sich blieben sie pluralistisch ausgerichtet. Die Kirchenstruktur beförderte Einzelpersonen an die Spitze kirchlicher Leitungsgremien, die gemeinhin als Sprachrohre der Kirchen galten. Dabei standen sie trotz ihrer hohen Ämter letztlich nicht mehr für die Kirchen als ein Gemeindepfarrer, ein Gemeindekirchenratsmitglied, ja, ein «einfaches» Gemeindemitglied. Gerade weil einige evangelische Kirchenstrukturen basisdemokratische Elemente enthielten, waren Konflikte zwischen den Hierarchieebenen vorprogrammiert. Auch das führte zu dem Umstand, dass weder die Landeskirchen noch der Bund in den siebziger und achtziger Jahren zu einer klaren Ortsbestimmung in der DDR-Gesellschaft gelangten. Das musste unweigerlich zu innerkirchlichen Konflikten und Auseinandersetzungen mit nichtkirchlichen Institutionen und Problemkreisen führen. So wie es fast immer zulässig ist, von der SED-Führung, ja, zumeist von der SED als politisch einheitlichem Kollektiv zu sprechen, so müsste im Falle der evangelischen Kirchen in fast jedem politischen und theologischen Konflikt von Individuen gesprochen werden. Selbst Beschlüsse des Bundes, der Kirchenleitungen, der Bundes- oder Landessynoden, so aussagekräftig sie sein mögen, sind fast nie einstimmig, einhellig, widerspruchslos angenommen worden. Dies mag banal klingen, ist aber der einfache Grund für den Umstand, dass es in den siebziger und achtziger Jahren zu keiner Standortbestimmung der Kirchen kam, die auf politische und gesellschaftliche Entwicklungen und Ereignisse eindeutige Reaktionen hätte hervorbringen können. Und das erklärt auch, warum die Formel «Kirche im Sozialismus» jede Interpretation zuließ, nur keine allseitig anerkannte. Die berühmteste Formulierung stammte – einer Anregung der SED folgend! – von der Bundessynode 1971: «Wir wollen Kirche nicht neben, nicht gegen, sondern Kirche im Sozialismus sein.»

Das eigentliche intellektuelle, theologische und politische Versagen lag nicht in der Formel «Kirche im Sozialismus», sondern darin, niemals genauer bestimmt zu haben, was sie eigentlich bedeutete. Die Interpretationspole liegen auf der Hand: «Kirche im Sozialismus» konnte heißen, zur staatsloyalen, zur Kirche für den Sozialismus werden zu wollen und so Staat, Gesellschaft und Ordnung anzuerkennen, wie sie waren. Der Gegenpol behauptete ebenso überzogen und historisch nicht korrekt, die Formel bezeichnete lediglich die gegenwärtige Realität, nämlich als Kirche in der Gegenwart, im Sozialismus, auf sozialistischem Territorium präsent sein und sich behaupten zu müssen. Die Verfechter dieser Formel unterließen es zu erklären, was sie unter «Sozialismus» verstanden: das existierende System oder einen anzustrebenden Idealzustand? Heino Falckes Formulierung mit Blick auf den «Prager Frühling» vom «verbesserlichen Sozialismus» half da nicht weiter.[222] Deshalb blieb die Formel nicht nur blutarm, sondern auch stets auslegungsfähig. Ein weiteres Paradoxon: In der konkreten Gemeindearbeit spielte sie praktisch keine Rolle. Das war den Diskutanten nur zu bewusst. Anders als die Politbürokraten hatten auch höchste kirchliche Amtsinhaber ständige Basiskontakte und wussten nur zu genau, dass ihre «Überbaudebatte» die «Basis» nicht immer erreichte bzw. nicht sonderlich beeindruckte. Nicht, dass man sich dort nicht damit beschäftigt hätte, aber nicht im Sinne einer Vorgabe, sondern einer individuellen Standortbestimmung.

In einer historischen Perspektive lässt sich die Formel «Kirche im Sozialismus» allerdings nicht so barmherzig lesen. Denn sie hat Erwartungshaltungen bei Staat und SED geweckt. Die SED glaubte, mit dieser Formel den Kirchen eine Zustimmung für ihr Gesellschaftsexperiment abverlangen zu können, dass diese ihr weder politisch noch theologisch geben wollten noch konnten. Bischof Albrecht Schönherrs Treffen mit Honecker am 6. März 1978 markierte ein symbolisches Stillhalteabkommen. Die evangelischen Kirchen sollten Konfrontationen mit dem Staat vermeiden und der SED-Staat diese dafür innerkirchlich gewähren lassen und deren Autonomie achten. Dieser Kompromiss blieb für die meisten «kirchenleitenden Kräfte» bis zum Herbst 1989 handlungsanleitend. Und er bildete zugleich eine weitere Ursache für innerkirchliche Spannungen, weil längst nicht alle bereit waren, dieses Stillhalteabkommen mitzutragen. Letztlich entschied jeder Christ selbst darüber, wie er damit umging.

Diese Appeasement-Politik zwischen Staat und Kirchen blieb in ihren Wirkungen ambivalent. Die SED konnte die Kirchen nicht per se als feindlich behandeln, musste Rechtspositionen begründen, nicht nur verkünden, ihr blieb nichts weiter übrig, als zu differenzieren. Das hat wiederum der innerkirchlichen Debatte zu klareren Konturen verholfen, weil die Diskutanten eine Position zur «Kirche im Sozialismus» beziehen mussten und sich zugleich auf die kirchliche Autonomie berufen konnten. Diese innerkirchlich ausgetragenen Debatten waren nie nur innerkirchliche. Es ging stets um die Frage, in welcher Gesellschaft der Einzelne leben wollte. Insofern bestand das eigentliche Problem darin, dass sich Mitglieder von Kirchenleitungen überhaupt auf eine solche Formel einließen. Kirche besteht nicht im Sozialismus, im Kapitalismus, in der Freiheit, in der Unfreiheit, in der DDR, in der Bundesrepublik, Kirche lebt in der Verkündung des Evangeliums und seiner Auslegung.

Der Weg zur uneindeutigen Formel «Kirche im Sozialismus» war nicht zwangsläufig. Zeitgenössisch gab es viele Kritiker. Bischof Fränkel etwa meinte: «Sie ist bewusst Kirche im Sozialismus, aber nicht unter ihm und nicht in seinem Geiste.»[223] SED-nahe Theologen wie Hanfried Müller forderten demgegenüber eine «Kirche für den Sozialismus». Konnte Fränkels Interpretation eine Mehrheit teilen, so vertrat nur eine zahlenmäßig sehr kleine, aber DDR-öffentlich präsente Gruppe (Weißenseer Arbeitskreis seit 1968) die Position von Müller. Die Uneindeutigkeit blieb auf beiden Seiten. Zumindest die Mehrheit hätte eine Debatte intellektuell und theologisch konsequent zu Ende führen können. Denn Dietrich Bonhoeffers berühmte Formulierung von 1944 «Kirche für andere»[224] war in den Debatten präsent. Viele Theologen beriefen sich darauf, aber meist nicht in der widerstandethischen, sondern einer verkürzten antifaschistischen Dimension. Gerade in den achtziger Jahren, als die Kirchen sich immer wieder selbst beschränkten, «Denkpausen» herbeiredeten, hätte sie ebenso gut mit Bonhoeffers «Kirche für andere» und mit seinem fast zeitgleich, ebenso berühmten und allseits anerkannten Diktum, die Kirche habe zum Schaden ihrer selbst und der Gesellschaft nach 1933 «nur um ihre Selbsterhaltung gekämpft …, als wäre sie ein Selbstzweck»,[225] argumentieren können: Kirchen in der DDR kann es nicht nur um ihre Selbstbehauptung, sondern auch um die Selbstbehauptung der gesamten Gesellschaft gegenüber dem Staat, die Verteidigung zivilgesellschaftlicher und den Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen gehen. Das alles wäre Teil der eigenen Selbstbehauptung gewesen. Denn auch die Kirchen standen letztlich als Bittsteller und nicht auf rechtlich einklagbarem Grund vorm Staat, was die theoretische Bedrohung der Kirchenexistenz stets einschloss. Zu sehr hatten sich die Kirchen darauf eingelassen, Recht mit Gerechtigkeit zu verwechseln. 1933 schrieb Bonhoeffer: «Der Staat, der die christliche Verkündigung gefährdet, verneint sich selbst. Das bedeutet eine dreifache Möglichkeit kirchlichen Handelns dem Staat gegenüber: erstens (…) die an den Staat gerichtete Frage nach dem legitim staatlichen Charakter seines Handelns, d.h. die Verantwortlichmachung des Staates. Zweitens der Dienst an den Opfern des Staatshandelns. (…) Die dritte Möglichkeit besteht darin, nicht nur die Opfer unter dem Rad zu verbinden, sondern dem Rad selbst in die Speichen zu fallen. (…) Die Kirche kann sich ihr Handeln an ihren Gliedern nicht vom Staate vorschreiben lassen.»[226] Nun sollte man Bonhoeffer nicht als protestantischen Heiligen missverstehen. Gewiss aber wäre es aufschlussreich zu erfahren, warum einer seiner Weggefährten und Vertrauten, Bischof Schönherr, ab den späten sechziger Jahren in der DDR als einer der Protagonisten einer missverständlichen, zum Teil sich anbiedernden «Kirche im Sozialismus» in Erscheinung trat. Er glaubte sogar, der Weg der Kirchen im DDR-Sozialismus folge geradlinig dem Erbe Bonhoeffers.[227]

Der ebenfalls der Bekennenden Kirche zugehörige Berlin-Brandenburgische Bischof Otto Dibelius legte noch 1959 eine Schrift vor, in der er genau die anderen Konsequenzen für die Gegenwart zog. Theologen kannten sie nur in Ausnahmefällen nicht. In «Obrigkeit?» schreibt Dibelius: «In einem totalitären Bereich gibt es überhaupt kein Recht im christlichen Sinn des Wortes.» In einem demokratischen Staat müsse man sich aufgrund des Zustandekommens von Rechtsvorschriften an diese halten. «Und wenn ich ihm entgegen handele, habe ich ein schlechtes Gewissen.» Im Willkürstaat könne er keine Verbote, Vorschriften, Gesetze anerkennen, weil kein Recht existiere, die Gesetze und Vorschriften illegitim seien, weil der Staat nicht demokratisch legitimiert ist. Wird er bestraft, nehme er das hin, «aber mein Gewissen wird völlig frei sein von jeglichem Bewusstsein einer Schuld!» Weil alles nur «aus dem Machtwillen des totalitären Regimes heraus erlassen» werde, könne der innigste Wunsch nur lauten, das System zu überwinden.[228] Gegen Dibelius entfachte die SED-Führung eine beispiellose Diffamierungskampagne, die zum Teil bis heute nachwirkt. Auch innerhalb seiner Kirche blieb Dibelius mit seinen sowohl aus der NS-Zeit wie der DDR gespeisten Rückschlüssen isoliert. Kaum jemand wollte ihm in dieser Radikalität folgen. Selbst wenn man weniger scharf argumentiert hätte, die prinzipielle Zielrichtung bildete eine Alternative. Der Bund vertrat diese zu keinem Zeitpunkt. Typisch für Erklärungen von Kirchenleitungen war «die volle Bejahung des Lebens und Christseins in der sozialistischen Gesellschaft der DDR als dem Ort der Berufung, an den uns Gott stellt».[229] Dabei wäre dies nicht einmal ein Widerspruch zu Dibelius oder Bonhoeffer gewesen, wenn aus der Bejahung des Lebens in dieser Gesellschaft zugleich die Pflicht zum Festhalten an den von der SED missachteten Rechtsnormen und die Bejahung zum Widerstand gegen diesen Staat abgeleitet worden wären.

In den späten achtziger Jahren ist die Formel «Kirche im Sozialismus» vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen und weltpolitischen Ereignisse allerdings immer seltener verwendet worden. Der Wittenberger Pfarrer Friedrich Schorlemmer sprach im September 1987 von «den Trümmern des Konzepts der ‹Kirche im Sozialismus›». Er beschrieb ein Land, dessen Hoffnungen ebenso in Trümmern lägen wie dessen Zukunftsaussichten. Die Wahrheiten müssten auf den Tisch und nicht «taktischem Kalkül» geopfert werden, sonst seien die Kirchen «nicht mehr bei den Menschen».[230] Ein Jahr später, die gesellschaftliche Situation hatte sich weiter zugespitzt, zeigten sich mehrere Kirchenleitungsmitglieder überzeugt, vieles gleiche einem «Pulverfass» (Pfarrer Martin-Michael Passauer) und es käme «in nächster Zeit zu einem riesigen Knall» (Landesbischof Johannes Hempel). Manfred Stolpe konstatierte, Absprachen und Zusammenarbeit zwischen Staat und Kirchen funktionieren nicht mehr. Bischof Christoph Demke mahnte, die Kirchen müssten wegen der Situation in der DDR gesamtgesellschaftliche Verantwortung übernehmen, obwohl er sich selbst lieber von der Opposition trennen und Kirche Kirche sein lassen würde. Ein auf einem IM-Bericht basierendes MfS-Dokument vermerkt zu diesen Debatten: «Streng vertraulich wurde bekannt, daß Propst Furian/Berlin (…) in einem internen Kreis während einer Beratungspause (…) äußerte, daß er nicht verstehe, warum man hier in der Konferenz nicht deutlich sagen könne, daß diese Gesellschaftsordnung Sozialismus abzulösen ist. Der eigentliche kirchliche Auftrag bestehe darin, den Sozialismus abzuschaffen.»[231]

Richard Schröder, Dozent am Sprachenkonvikt, publizierte 1988 die ausgereifteste Absage an die Formel «Kirche im Sozialismus». Das Konzept sei vieldeutig und lege nahe, die Kirchen würden den SED-Sozialismus in Theorie und Praxis teilen. Davon könne nicht die Rede sein. «Weniger irreführend wäre die Bezeichnung ‹Kirche in der DDR›. Sie würde als den Ort der Kirche ein Land (…), einen Staat und seine Bürger benennen, die aufgrund ihrer besonderen Geschichte faktisch aneinander verwiesen sind, obwohl sie in dieser Geschichte in sehr verschiedenen Verhältnissen stehen.»[232] Der stellv. MfS-Minister Rudi Mittig bezeichnete das Anfang 1989 als Aufforderung «an die Kirche, sich als Gegner des Sozialismus eindeutig zu bekennen und an die Spitze einer Opposition zu stellen.»[233] In einem zweiten Beitrag ging Schröder noch weiter. Er forderte den Staat zum Rückzug aus all jenen Bereichen auf – wenn man wollte, könnte man Dibelius als Stichwortgeber mitdenken –, die ihn nichts angingen. Die Gesellschaft müsse selbstorganisiert, selbstverwaltet ihre Freiheit ausleben können. Unabdingbar dafür sei Recht. «Organisierte Bedürfnisbefriedigung macht dagegen (zumeist unzufriedene) Knechte. Wer mündig sein will, darf sich die Plage verlässlicher Lebensführung (…) nicht ersparen. Ein Staat von Hedonisten braucht eine Geheimpolizei.»[234] Es gab andere Stimmen, die Schröder antworten: weil die Formel so offen und integrativ sei, müsse an ihr festgehalten werden.[235] Die Geschichte wollte es anders. Am 5. März 1989 sprach sich der thüringische Landesbischof Werner Leich, seit 1986 Vorsitzender der Konferenz der evangelischen Kirchenleitungen, gegen die weitere Verwendung der Formel «Kirche im Sozialismus» aus. Es sei nie inhaltlich eindeutig geklärt worden, was «Sozialismus» und was «Kirche» bedeute. Die Debatte war beendet. Die Kirchen sahen sich mit Luther konfrontiert, der wohl auch Stichwortgeber für Bonhoeffers «Kirche für andere» war: «Denn der Mensch lebt nicht allein in seinem Leibe, sondern auch unter anderen Menschen auf Erden.»[236]

Kirchen in der DDR und deutsche Einheit

Die Gründung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 1969 ist von vielen Beobachtern auch als eine Absage der evangelischen Kirchen an die deutsche Einheit verstanden worden. Offizielle Dokumente der Kirchenleitungen legten dies nahe. Zugleich aber blieb die «besondere Gemeinschaft» zwischen Bund und EKD unumstritten, zumal die Mitgliedschaft in der EKD nur ruhte. Noch im Herbst 1989 aber warnten viele Kirchenleitungsmitglieder unisono vor der Wiedervereinigung. Damit ist das Kapitel jedoch nicht beendet, denn innerhalb der Kirchen gab es nicht nur in den achtziger Jahren eine ständige Debatte, die Kirchen selbst haben zur Überwindung der deutschen Teilung beigetragen.

Die katholische Kirche spielte auch hier fast gar keine Rolle. In wenigen Erklärungen äußerte sich Kardinal Joachim Meisner zur Ausreise- und Reiseproblematik, warb um Milde, Nachsicht und Großzügigkeit. Unerbittlich trat er für das Recht des ungeborenen Lebens ein. Die gleiche Verve fehlte, wenn er Mauer und Trennung ansprach. Zwar beklagte er die Folgen, fand aber auch Worte, die verstörten: «Wenn auch der Preis dafür [für die Errichtung der Mauer – d. Verf.] manchem als zu hoch erschienen: war er es wirklich, wenn man bedenkt, welchen Preis der Ausbruch eines offenen Konflikts mit ziemlicher Sicherheit gekostet hätte (…)?»[237] Das war nah dran an den Erklärungen, mit denen die SED Bau und Erhalt der Mauer stets gerechtfertigt hatte. Zugleich aber betonte der Kardinal die Einheit des Bistums Berlin und dass alle Glieder, also auch West-Berlin, diese Einheit versinnbildlichten. Auch wenn manche Geistliche dies als Sehnsucht verstanden, die deutsche Teilung zu überwinden, insgesamt blieb die katholische Kirche – anders als in Polen – bei ihrer selbstauferlegten politischen Zurückhaltung auch in dieser Frage.

Die Aktivitäten der evangelischen Kirchen sind uneinheitlicher, widersprüchlicher. Die «Evangelische Kirche der Union» (EKU), die Mitglied der EKD war, vereinigte seit 1954 sieben Gliedkirchen, davon fünf auf DDR-Gebiet gelegen. Sie blieb auch nach der Gründung des Bundes bestehen und war ein Symbol für die Einheit trotz Teilung. Die Struktur des Bundes lässt sich ähnlich wie die katholische Berliner Bischofskonferenz (1976) als vernünftige Anpassung an die Gegebenheiten charakterisieren. Eine richtige Mitarbeit war für die Protestanten in der EKD wegen der Mauer genauso wenig zu bewerkstelligen wie für Katholiken in der Deutschen Bischofskonferenz. Deshalb bedeutete die Gründung des Bundes zunächst, die evangelischen Kirchen in der DDR überhaupt als Gesamtkörperschaft wieder handlungsfähig zu machen. Der Bund verfügte offiziell über den Zusatz «in der DDR». Allerdings blieb durch die beibehaltene Benennung der Landeskirchen (Ev. Kirche Berlin-Brandenburg, der Kirchenprovinz Sachsen, Greifswalds, Landeskirche Anhalts, des Görlitzer Kirchengebiets sowie die Lutherischen Landeskirchen Sachsens, Thüringens und Mecklenburgs) eine unübersehbare Gegenstruktur zur DDR-Bezirkseinteilung, die 1952 zur Auflösung der Länder geführt hatte. Diesen Aspekt mag man nicht zu gering schätzen (aber auch nicht überbewerten). Viele junge Menschen, die in die DDR hineingeboren wurden und von den Ländern nichts vermittelt bekamen, fragten sich angesichts der Kirchenbezeichnungen nach dem «Woher», nach Traditionen und auch nach dem «Wohin». Eine zarte Pflanze der Tradition und Einheit ist so symbolisch erhalten und gepflegt worden.

Die Kirchen stellten Orte deutsch-deutscher Begegnungen dar. Fast jede Gemeinde hatte Partnergemeinden in der Bundesrepublik oder in West-Berlin. Die Wurzeln dafür liegen in den fünfziger Jahren. Die Verbindungen hielten und blieben vital bis 1989. Hier sind an der Kirchenbasis über Mauer und Teilung hinweg Verbindendes, Gemeinsames aufrecht erhalten und Gegensätzliches in Gesprächen und Auseinandersetzungen erfahren worden. Anders als die abstrakten 62 deutsch-deutschen Städtepartnerschaften[238] bildeten die tausendfachen deutsch-deutschen kirchlichen Gemeindebeziehungen einen Ort, an dem die Einheit in der Teilung, mit Mühen und Widersprüchen, mit Hoffnungen und Enttäuschungen, aber letztlich eben doch bewahrt werden konnte.

Kirchen bildeten darüber hinaus noch andere deutsch-deutsche Treffpunkte. Am 18. Mai 1985 ist im Brandenburger Dom eine vielbeachtete Ausstellung von Loriot in dessen Anwesenheit eröffnet worden. Solche Kulturhighlights gab es in den achtziger Jahren viele, aber auch politische. Nach langem hin und her nahm der Regierende Bürgermeister Eberhard Diepgen 1987 nicht an den Jubelfeierlichkeiten im Ostteil der Stadt teil. Er fuhr aber «privat» am 22. Januar 1987 zu einem Gottesdienst in die Gethsemanekirche im Prenzlauer Berg. Bischof Gottfried Forck begrüßte ihn dort mit den Worten: «Und wir freuen uns auch über die verehrungswürdigen Besucher aus West-Berlin.»[239] Mehr konnte Forck nicht sagen, weil in der Kirche auch der Ostberliner SED-Bürgermeister Erhard Krack saß, zwei Bürgermeister einer Stadt zu begrüßen wäre protokollarisch problematisch geworden. Ein halbes Jahr später kam es zum ersten wortlosen Handschlag zwischen Diepgen und Krack – am 21. Oktober 1987 in der Marienkirche. Wichtiger noch waren Vorträge und Diskussionsveranstaltungen mit bundesdeutschen Politikern in Kirchen. Bei kaum einem Kirchentag fehlten SPD- oder CDU-Politiker. Egon Bahr und Erhard Eppler traten häufig auf. Sie versuchten den Geist des SED-SPD-Papiers mit ihren Mitteln in die DDR zu transportieren. Eppler sprach mehrfach davon, dass das Zeitalter der Toleranz, der Duldung, der rechtsfreien Räume in Europa zu Ende gehe und das des Dialogs beginne. Dialog heiße, nicht eine Wahrheit mit staatlichen Mitteln durchsetzen zu wollen, sondern verschiedene Wahrheiten miteinander ringen zu lassen, um so das Richtige herauszufinden. Sollte das Wahrheitsmonopol von den Kommunisten tatsächlich aufgegeben werden, so fällt auch ihr Machtmonopol.[240] Auch wenn Eppler es meist unterließ, deutlicher die innenpolitische Zustände in der DDR anzusprechen, so verstanden seine Zuhörer solche Botschaften.

Als Höhepunkt dieser Politikerauftritte lässt sich Helmut Schmidts Rede am 18. Juni 1988 auf dem Rostocker Kirchentag vor 2500 Zuhörern in der Marienkirche und seine Teilnahme an einer Podiumsrunde in der Heiligen-Geist-Kirche vor 1000 Besuchern ansehen. Allein dass ein Altbundeskanzler redete, glich einer Sensation. Als Pfarrer Joachim Gauck, dessen Predigt auf dem Abschlussgottesdienst den MfS-Offizieren besonders bitter aufstieß, nun Helmut Schmidt in der Marienkirche begrüßte, vermerkte das Protokoll: «Jubelrufe, langanhaltender stürmischer Beifall.»[241] Die Menschen «waren», wie sich Schmidt erinnerte, «darauf eingestellt, dem Redner allein schon deshalb, weil er gekommen war, zuzujubeln.»[242] Unter starkem Beifall erklärte Schmidt, einen solchen Tag wie den in Rostock erlebe er als einen Tag der Einheit. Vor allem an jenen Stellen, in denen Schmidt die Achtung und Wahrung der Menschenrechte betonte, wurde seine Rede von heftigem Beifall, zum Teil von Jubelstürmen unterbrochen. «Sie leiden gewiß sehr viel mehr als wir im Westen [an der deutschen Teilung – d. Verf.], aber beide müssen wir die Gelassenheit lernen. Darüber hinaus habe ich Ihnen, liebe Rostocker, nichts zu raten. Ich rate Ihnen weder: kommt herüber, noch rate ich Ihnen: bleibt hier. (…) Aber eines weiß ich, je mehr Brücken es geben wird, hinüber und herüber, je mehr wir alle über diese Brücken reisen können, um so mehr wird die Frage ausreisen oder hier bleiben an Gewicht verlieren.»[243] Schmidt verwies auf die 5. These des Barmer Bekenntnisses von 1934 der Bekennenden Kirche und führte aus, dass niemand – weder Kirche noch Staat – einen Totalitätsanspruch vertreten dürften. Dieser sei zu bestreiten, weshalb Regierende wie Regierte für ihre Gesellschaft Verantwortung trügen. Redner wie Schmidt oder Eppler ermunterten die Menschen zum verantwortungsvollen Handeln im eigenen Namen. Nicht so sehr was sie sagten, sondern dass sie es überhaupt im Osten sagten und als Politiker eine deutlich andere Sprache als die SED-Funktionäre benutzten, erwies sich als bedeutungsvoll. Insofern waren die Kirchen auch mit diesen Podien eine deutsch-deutsche Brücke. SED und MfS vermerkten wohl nicht unzutreffend, dass DDR-Kritiker wie Landesbischof Christoph Stier, Pfarrer Joachim Gauck oder der Bürgerrechtler Heiko Lietz Schmidt auch deswegen herzlichst begrüßten, weil er vieles sagte, was sie dachten. Und weil er es ausdrückte, nahmen sie seinen Faden in Rostock auf und plädierten für selbstbestimmtes, verantwortungsvolles Handeln, riefen zu gesellschaftlichen Veränderungen auf und betonten, dafür sei Opposition notwendig.[244] In einem Bericht an Honecker hieß es: «Nicht übersehen werden kann, dass sein Auftreten darauf gerichtet war, bei den Teilnehmern ‹gesamtdeutsche Träumereien› zu wecken.»[245]

Auffällig ist bei all diesen Reden und in vielen Fragen der Deutschlandpolitik von bundesdeutscher Regierung und SPD-Opposition ab Anfang der achtziger Jahre, dass nicht wenige Sprachelemente, Formulierungen und politische Zielrichtungen auch Kirchenleitungsmitglieder in der DDR verwendeten. Vor allem die Nähe zur SPD ist auffällig. Der Grund liegt nicht, wie man vermuten könnte, in der Nähe der Kirchen zur SPD. Vielmehr schlug zu Buche, dass führende Sozialdemokraten nicht nur intensive Gespräche mit den SED-Machthabenden führten, sondern ebenso mit Kirchenleuten sprachen. Die zentrale Figur in diesen Informationsgesprächen war Konsistorialpräsident Stolpe. Viele bundesdeutsche Politiker bezeichneten ihn später als ihren verlässlichsten Gesprächspartner, der sie am umfassendsten über die Situation in der DDR informierte und mit ihnen über politisch wünschenswerte Schritte sprach. Für Stolpe standen in der Bundesrepublik alle Türen bei den großen Parteien, auch im Bundeskanzleramt oder im Bundespräsidialamt offen. Nur in den Erinnerungen von Helmut Kohl kommt er eigentümlicherweise nicht vor, dafür kann sich Wolfgang Schäuble, 1984 bis 1989 Chef des Bundeskanzleramts, umso besser an die Tätigkeit und das Vertrauensverhältnis zu Stolpe erinnern.

Neben Stolpe spielten auch noch andere eine Rolle, wenn auch niemand eine wie er. Die Landesbischöfe wurden konsultiert, einzelne Pfarrer pflegten intensive Kontakte. Rainer Eppelmann könnte hier auf ein besonders umfangreiches Kontaktnetz verweisen. Als er im September 1987 zu einer Besuchsreise in der Bundesrepublik weilte, traf er sich mit zahlreichen ranghohen Vertretern von CDU/CSU und SPD und wies sie darauf hin, dass die Opposition in der DDR nicht nur auf die «Grünen» fixiert sei, es müssten aber auch Gespräche mit ihr stattfinden.[246] Wie weit solche Gespräche gingen und wie stark einzelne Politiker auf ihre Gewährsleute in der DDR hörten, zeigt das Verhältnis zwischen Erhard Eppler und dem Erfurter Propst Heino Falcke. In Vorbereitung der SED-SPD-Gespräche beriet sich Eppler mit Falcke. Und bevor Eppler 1989 seine erwähnte Rede im Bundestag hielt, hatte er diese nur einem Menschen zu lesen gegeben: Heino Falcke aus Erfurt.

Dieser Themenkomplex ist bislang noch nicht hinreichend erforscht. Wie haben die evangelischen Kirchen der DDR die Deutschlandpolitik in der Bundesrepublik, wie haben sie das DDR-Bild in den bundesdeutschen Parteien beeinflusst? Es gibt nur Splitter. Sie aber legen einen relativ großen und überraschenden Einfluss insbesondere des Ostberliner Konsistoriums auf die deutschlandpolitische Aktivitäten, nicht nur der SPD, nahe. Zugleich existierten Gegenströmungen. Bischof Forck hat z.B. 1988 und 1989 mehrfach indirekt die Bundesregierung aufgefordert, den im Grundgesetz festgeschriebenen Alleinvertretungsanspruch für «alle Deutschen» aufzugeben. Auch Stolpe mahnte dies an. Weite Teile der SPD waren dazu bereit, die CDU als Regierungspartei aber nicht im Geringsten. Das ist bekannt. Man könnte aber umgekehrt fragen, was wäre in der SPD eigentlich geschehen, wenn ihnen in den achtziger Jahren «unrealistische» Kirchenleute entgegengetreten wären, die ihnen die DDR als Diktatur geschildert und die deutsche Wiedervereinigung als unaufgebbares Ziel nahegebracht hätten? Hier liegen noch spannende Forschungsarbeiten im Feld.

Schließlich ein letztes Beispiel für «Kirche und deutsche Einheit», der Dauerbrenner in den achtziger Jahren: Flucht und Ausreise aus der DDR. Auf einem Ökumenischen Gottesdienst am 13. Februar 1985 in Dresden aus Anlass der Zerstörung der Elbestadt 40 Jahre zuvor sagte der sächsische Landesbischof Johannes Hempel vor 5000 Teilnehmern: «Es lastet, es blutet, dass zwei deutsche Staaten entstanden sind mit ihrer schweren Grenze. Es lastet und blutet die Fülle der Grenzen überhaupt.»[247] Nicht nur Hempel fand drastische Worte. Da wusste er sich mit vielen Mitgliedern der evangelischen Kirchen einig. Einige wenige Kirchenmitarbeiter fanden sich zu demonstrativen Protesten bereit. Am 13. August 1986 kettete sich Reinhard Lampe an das Fensterkreuz einer leerstehenden Wohnung in Ost-Berlin genau gegenüber der Mauer an, so dass er von West-Berlin aus zu sehen und zu fotografieren war. Auf zwei Plakaten stand: «Jesus stirbt an der Mauer im Kopf» und «25 Jahre sind genug». Das MfS verhaftete Lampe. Am 3. Dezember 1986 erhielt er eine Haftstrafe von 1 Jahr und 9 Monaten. Mittlerweile gingen bei Staat und Partei mehrere Protestschreiben von Oppositionellen und Kirchenmitarbeitern ein. Bischof Forck sicherte überdies zu, er würde sich persönlich nach einer Entlassung auf Bewährung um Lampe kümmern. Er kam deshalb unmittelbar nach der Urteilsverkündung frei. Der Staat wollte seine Beziehung zur Kirche nicht belasten. Oder: Am 3. Dezember 1986 meldete der FDGB-Kreisvorsitzende dem Chef der MfS-Kreisverwaltung Parchim, er habe gerade einen mit einem Plakat demonstrierenden Mann im Stadtzentrum gesehen. Die Polizei verhaftete den Mann, auf dessen Plakat stand: «Schluss mit dem Krieg gegen uns, keine Morde mehr an der Mauer.»[248] In den Tagen zuvor waren gerade neuerlich drei Männer an der Berliner Mauer erschossen worden. Es stellte sich schnell heraus, dass es sich um den Pfarrer der nahegelegenen Gemeinde in Strahlendorf handelte. Mehrere Kirchenvertreter distanzierten sich von ihm. Da auch hier das Staat-Kirche-Verhältnis nicht belastet werden sollte, erhielt er «nur» eine Geldstrafe in Höhe von 1000,– Mark. Die Ev.-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs folgte der staatlichen Bitte und versetzte den Mann.

Die Kirchen bevorzugten aber eher leise Mahnungen. Prinzipiell riefen sie zum Bleiben in der DDR auf. Sie begründeten dies mit Luther, verkniffen sich aber auch politische Begründungen nicht. Landesbischof Leich meinte am 30. Oktober 1985, in der Bundesrepublik sei die Freiheit auch nicht größer als in DDR. Sie sei nur anders begrenzt. Für Christen könne es keinen Ausweg darstellen, den Wohnsitz zu verlegen.[249] Die Kirchen forderten die Menschen auf, die DDR nicht «den anderen» zu überlassen und die DDR als ihren Ort tätigen Handelns zu begreifen. Hier existierte eine große Kontinuität von den fünfziger bis hin zu den späten achtziger Jahren. Irritierend zeigten sich Mitglieder der Bundesregierung immer wieder darüber, wenn Einzelne wie Bischof Forck 1988 und Anfang 1989 der Bundesrepublik eine indirekte Abwerbungspolitik unterstellten. Er schlug sogar vor, die bundesdeutsche Regierung möge Ärzte und andere hochqualifizierte Fachkräfte zurückschicken mit dem Hinweis, sie müssten ihrer Verantwortung als Deutsche auch im anderen deutschen Land nachkommen und dürften die Menschen nicht im Stich lassen.[250] Die Bundesregierung wies solche Ansinnen sichtlich irritiert zurück und meinte, sie denke gar nicht daran, das Grundgesetzgebot zur Wiedervereinigung aufzugeben. Schäuble fügte einmal hinzu, was könne er dafür, dass die Bundesrepublik attraktiver sei als die DDR.[251]

Bei den zwischen 1975 und 1989 ausgereisten etwa 100 Pfarrern ruhten die Rechte des geistlichen Standes, die frühestens nach zwei Jahren und nur nach Rücksprache mit den Landeskirchen wieder aktiviert werden konnten. Bei Ausreisenden – ob Pfarrer oder nicht – halfen die Kirchen nur in so genannten humanitären Fällen (Krankheiten, Eheschließungen, Pflegefälle, nach politischen Haftstrafen). Sie begründeten dies mit theologischen Argumenten und dem Hinweis, nicht für staatliche Belange zuständig zu sein. Sie mischten sich praktisch ein, indem sie betonten, nicht zuständig zu sein und sich nicht «einmischen» zu wollen. Das war auch deshalb nicht konsequent und glaubwürdig, weil sie immer wieder behaupteten, die Gründe für Ausreise seien mannigfaltig, aber für die meisten träfen nur materielle und psychologische zu. Die Kirchen konnten den Widerspruch, einerseits für Freizügigkeit und Freiheit eintreten zu wollen und andererseits das individuell in Anspruch genommene Freiheitsrecht nicht zu unterstützen, bis zum Herbst 1989 nicht lösen. Dabei liegt die Motivation auf der Hand: Die Kirchen wollten nicht als Ausreiseresidentur gelten und mit einem offensiven Eintreten für Ausreisewillige das Staat-Kirche-Verhältnis belasten. Hier fanden die Kirchenleitungen bis in die Gemeinden hinein größtmögliche Unterstützung. Allerdings standen die Kirchen dabei stets vor dem Problem, dass auch viele bekennende und aktive Christen die DDR verlassen wollten. Sie sollten in der Gemeindearbeit integriert bleiben. Seminarangebote wie «Christsein in der DDR» oder Ausarbeitungen wie «Leben und Bleiben in der DDR» dienten nicht nur dazu, Ausreisewillige zur Umkehr zu animieren, noch mehr ging es darum, die Sogwirkung der Ausreisebewegung abzuschwächen.

Die Kirchen plagten noch eine Befürchtung. Würden sie sich offensiv hinter die Ausreisewilligen stellen, wäre zu befürchten, die würden ihre Räume so wie einige Oppositionsgruppen für ihre Forderungen benutzen und sich unter den Kirchdächern organisieren. 1987 bildeten sich die ersten vier Gruppen, die bekannteste war die «Arbeitsgruppe für Staatsbürgerschaftsrecht der DDR» in Ost-Berlin. Die Ursprünge dieser organisierten Ausreisebewegung lagen in den siebziger Jahren, als im KSZE-Prozess die ersten Gruppen in Pirna und Riesa an die Öffentlichkeit traten. 1983 folgten Demonstrationen einer Gruppe in Jena. Ab 1987 kam es in Leipzig und Dresden und dann bald in allen Regionen zu Demonstrationen von Ausreisewilligen. Meist beteiligten sich daran einige Dutzend bis zu 500 Personen. Nur selten gab es größere Aufläufe. Mitte 1987 begannen in Leipzig, Dresden, Halle und Ost-Berlin Organisationsbestrebungen von Ausreisewilligen. Im folgenden Jahr kamen etwa 40 Gruppen hinzu.[252] Fast alle suchten nach Räumen und fast alle landeten bei Kirchengemeinden, aus denen einzelne Mitglieder entweder selbst stammten oder die aus anderen Gründen – zumeist wegen aufgeschlossener Pfarrer – aufgesucht wurden. Bis auf ganz wenige Gemeinden verschlossen fast alle ihre Türen vor den Ausreisewilligen. Anfang Februar 1988 kündigte Günter Krusche an, die Ostberliner Generalsuperintendentur würde Beratung und seelsorgerliche Hilfe für Ausreisewillige anbieten. Hunderte Menschen versammelten sich einen Tag darauf vor dem Kirchenamtsgebäude. Einen Tag später nahm sie ihr Angebot zurück und erklärte sich für nicht zuständig. Krusche beklagte, mit diesen Leuten, die niemals zuvor in den Kirchen waren, seien sie überfordert. Dass war wieder nur eine Schutzbehauptung, weil er nicht wissen konnte, ob sie jemals zuvor in den Kirchen waren. Zudem erklärte er damit das Ausreiseproblem neuerlich und nicht zutreffend zu einem Problem des Staates und nicht der Kirchen. Am 6. März 1988 kam es zu einer Polizeiaktion vor der Sophienkirche in Berlin-Mitte. Hunderte Besucher, die einen Gottesdienst aufsuchen wollten, wurden am Betreten der Kirche mit dem Hinweis gehindert, sie seien unerwünscht und würden aus anderen als religiösen Gründen in die Kirche gehen wollen. Tatsächlich handelte es sich überwiegend um Antragsteller auf Ausreise, aber eben auch um Gemeindemitglieder, die sich nicht ausweisen konnten. Die Kirchenleitungen zeigten sich erbost über dieses Vorgehen. Einheitlich verlangte sie alle – wieder einmal –, dies dürfe sich nicht wiederholen, dies könnten die Kirchen «wirklich nur einmal ertragen» (Werner Leich). Der verantwortliche Pfarrer, Johannes Hildebrandt, ging in Anwesenheit von Forck, Stolpe und bundesdeutschen Journalisten deutlich weiter und bezeichnete die Feinde Gottes als Menschenfeinde. Die Kirchen ertrugen noch des Öfteren solche staatlichen Eingriffe. In der Saalfelder Johanneskirche zum Beispiel fanden seit Ende der siebziger Jahre «Friedensgebete» statt. Auch hierher kamen verstärkt seit 1987 Ausreisewillige. Im September 1988 hinderten MfS und Polizei einige am Betreten der Kirche. Landesbischof Leich protestierte neuerlich.[253]

Kirchen auf der Suche

Im Juni 1988 hielt Pfarrer Friedrich Schorlemmer auf dem Kirchentag in Halle namens des Wittenberger Friedenskreises eine vielbeachtete Rede, die in 20 Thesen zur gesellschaftlichen Erneuerung mündete. Schorlemmer forderte «Veränderungen der gesellschaftlichen Strukturen». Sollte diese Politik Erfolg haben, sei dies «der Untergang des dogmatischen und bürokratischen Sozialismus und der Anfang des wahren, des schöpferischen Sozialismus». Die gegenwärtige Gesellschaft sei zerrüttet, kaum jemand verspüre mehr Lust zur Veränderung. «Wir sind von innen her kaputt.» Alles müsse verändert, die Ghettos innerhalb der Gesellschaft aufgebrochen und überwunden werden. «Ich denke, wir brauchen eine enorme Widerstandskraft, einen Widerstandswillen, mit dem wir unsere eigene Trägheit und Angst überwinden und ‹halt!› rufen.» Der Staat müsse bewegt werden, seine Ansprüche auf Allmächtigkeit und Allwissenheit aufzugeben. Manche hielten die Gruppe um Schorlemmer «für verrückt», weil «wir dieser Gesellschaft überhaupt noch eine Reformierbarkeit zutrauen».[254] Schorlemmer hatte mit dieser Aussage die gesellschaftliche Grundstimmung in einem Satz prägnant eingefangen. In den Thesen sind schließlich die wichtigsten Fragen, die in kritischen Kreisen debattiert wurden, angesprochen worden: die gesellschaftlichen Mitwirkungsmöglichkeiten, die Medienpolitik, das gesellschaftliche Klima, das Wahlsystem, eine zu schaffende Verwaltungsgerichtsbarkeit, eine Revision von Strafgesetzbuch und Strafvollzug, Aufgabe des Wahrheitsmonopols durch die Kommunisten, Abbau von Feindbildern, Veränderungen im gesamten Volksbildungssystem, Freizügigkeit für Reisen in alle Himmelsrichtungen, Ausländerfeindlichkeit und staatliche Subventionspolitik. Jeder einzelne Punkt war ein scharfer Angriff auf die SED-Politik und die DDR-Wirklichkeit. Heute mag dies manchem beim Lesen zahm vorkommen, damals waren dies «heiße Eisen», die bis in den Herbst 1989 hinein zu den zentralen Forderungen zählten.

Die Thesen entstanden in einer Zeit, als sich auch die Kirchen in einem neuen Lernprozess befanden, der viele Pfarrer, Kirchenmitarbeiter, Synodale und Gemeindemitglieder zu neuen Handlungsoptionen führte. So war die Bundessynode der evangelischen Kirchen in Görlitz im September 1987, begleitet von westlichen Medienvertretern, von scharfen Gegensätzen geprägt, die sich an der Frage entzündete, wie mit dem SED-Regime umzugehen sei. Etwa zur gleichen Zeit tagte die Ökumenische Versammlung für «Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung». Ausgehend von einer Initiative der Vollversammlung des Ökumenischen Weltrates der Kirchen in Vancouver 1983 schlug am 13. Februar 1986 der Dresdner Stadtökumenekreis den Kirchen in der DDR vor, eine Ökumenische Versammlung einzuberufen. Im Februar 1987 nahm die Mitgliederkonferenz der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kircheninder DDR den Vorschlag an, einige Wochen später begann eine Vorbereitungsgruppe mit der Arbeit. Die Versammlung erhielt ihre Dynamik und kaum zu unterschätzende Bedeutung durch einen Aufruf von Erika Drees, Heino Falcke und Christof Ziemer im Namen der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen, der als Flugblatt kursierte und den viele Gemeindeblätter und Kirchenzeitungen abdruckten. Darin riefen sie im Oktober 1987 alle Christen, Gemeinden und Basisgruppen auf, zu den Leitfragen der Versammlung schriftlich Stellung zu nehmen: «1. Welche Aufgaben der Gerechtigkeit, des Friedens und der Schöpfungsbewahrung soll die Versammlung beraten, und 2. Was sollen Christen in ihren Kirchen in der DDR in diesen Aufgabenbereichen tun?»[255]

Bis Februar 1988 erreichten die Versammlung etwa 10.000 Eingaben, in den Monaten danach nochmals 3000. Die insgesamt 13.000 Zuschriften stellten die größte politische, gesellschaftspolitische und kirchliche Debatte in der DDR in den achtziger Jahren dar. Niemand hatte mit einem solchen Zuspruch, einer solchen Diskussionsbereitschaft gerechnet. Die meisten Zuschriften waren zuvor in Gemeinden und Gruppen erarbeitet und diskutiert worden. Sie veranschaulichen, dass in weiten Teilen der DDR-Gesellschaft die Unzufriedenheit mit dem Regime tatsächlich einem Pulverfass glich und dass neben innerkirchlichen Problemen immer wieder Fragen der inneren Demokratisierung, der Grund- und Freiheitsrechte, der Rechtsstaatlichkeit und des Diktaturalltags eine zentrale Rolle spielten.[256] Von den 13 Arbeitsgruppen zog eine besonders die Aufmerksamkeit auf sich: «Mehr Gerechtigkeit in der DDR – unsere Aufgabe, unsere Erwartung». Ihr heftig umstrittenes und mehrfach umgearbeitetes Papier kam schließlich einer umfassenden Absage an die Realitäten in der DDR gleich.[257] Auch in anderen Papieren, die die rund 150 Delegierten aus 19 Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften auf drei Vollversammlungen in Dresden (Februar 1988), Magdeburg (Oktober 1988) und Dresden (April 1989) diskutierten und verabschiedeten, kamen deutliche Aussagen zum Tragen. Die Vollversammlungen begleiteten breite Debatten, an denen alle kirchlichen Ebenen und Zehntausende Christen teilnahmen.

Die historische Bedeutung der Ökumenischen Versammlung liegt in dem breiten Lernprozess, den sie anstieß und der weit über die eigentlichen Vollversammlungen hinausging. In den Aussprachen sind parlamentarische Gewohnheiten eingeübt worden, sie waren von demokratischen Abläufen geprägt. Viele Zeitzeugen, ob Delegierte oder an der Basis diskutierende Menschen, bestätigen, diesen Lernprozess als inneren Demokratisierungsprozess erlebt zu haben. Die Freiheit des Wortes gewann neues Gewicht. Viele Beteiligte wussten sich mit ihren Anliegen in einer großen Gemeinschaft aufgehoben. Auch wenn man die Ökumenische Versammlung nicht glorifizieren sollte – die allgemeine Unkenntnis in wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen und Alternativen war ebenso eklatant wie die Fixierung auf die Beibehaltung der deutschen Teilung –, sie trug ganz entscheidend zur Politisierung im Vorfeld des Herbstes 1989 bei. Wesentliche Forderungen, die im Herbst 1989 schriftlich erhoben wurden, finden sich in den Papieren der Versammlung, zum Teil bis in die Formulierungen textidentisch. Das hing nicht nur mit den gesellschaftlichen Verhältnissen und ihrer Wahrnehmung zusammen, sondern auch mit dem schlichten Umstand, dass in den meisten neuen Gruppen und Parteien Personen, die aktiv an der Versammlung und ihren Debatten teilnahmen, nun auch wichtige Rollen bei der Herausbildung und Etablierung der neuen Oppositionsgruppen und -parteien spielten. Dies zog sich durch bis zu den Runden Tischen, bei denen zudem die Moderatoren zumeist aus Kirchen kamen. Auch dies hing mit den nachhaltigen Erfahrungen aus der Ökumenischen Versammlung zusammen. Und selbst die am 18. März 1990 gewählte Volkskammer gründete, wenn auch für viele nicht sichtbar, auf dem Geist und der Atmosphäre dieser Versammlung.

Die Ökumenische Versammlung erreichte und ermunterte viele Menschen, sich auch selbst zu äußern. Sie war nicht die Speerspitze der Kritik oder gar der Opposition, sie war ein Abbild gesellschaftskritischen Denkens am Vorabend der Revolution und ein Lernort.[258] Die SED befürchtete, die Versammlung könne zur politischen Plattform einer neuen Oppositionsströmung werden. Das wurde sie nicht. Nach dem Frühjahr 1989 spielte sie als Institution keine Rolle mehr – anders als viele Delegierte, Eingabenschreiber und Diskutanten.

Opposition im SED-Staat

Jede Diktatur wird auch von oppositionell handelnden Personen und Gruppen geprägt. Ein System wird nicht zuletzt als diktatorisch bezeichnet, weil es Opposition nicht zulässt und sie verfolgt, unterdrückt, zu vernichten gedenkt. In den kommunistischen Staaten agierten jederzeit oppositionelle Personen und Gruppen, jederzeit gab es Widerstandsaktionen. Politische Opposition unterscheidet sich von widerständigem, alltäglichem Verhalten durch die Bereitschaft zur Organisation, zur Systematik und zum öffentlichen politischen Handeln. Der Erfolg oppositioneller Gruppen hängt vom politischen Reifegrad, den angewandten Methoden, der Öffentlichkeitsarbeit und nicht zuletzt der Bereitschaft ab, für das Engagement Nachteile, notfalls Haftstrafen oder Ausbürgerungen in Kauf zu nehmen.

Die Ereignisse von 1989 – die ersten Massendemonstrationen oder die Formierung von Bürgerbewegungen und oppositionellen Parteien – sind nicht zu erklären, ohne die vielfältigen Oppositionsströmungen in den achtziger Jahren zu berücksichtigen. Auch wenn 1989 viele neue Akteure hinzukamen – im Kern waren die ersten Demonstrationen und die neuen Gruppen im Spätsommer und Herbst 1989 von Personen initiiert worden, die bereits in den Jahren zuvor in der Opposition aktiv waren. Diese Bewegung durchlief in den achtziger Jahren einen politischen Reifeprozess, der entscheidend dazu beitrug, dass die neuen Bürgerbewegungen 1989 weite Teile der Gesellschaft erreichen und mobilisieren konnten. Deshalb wird nachfolgend diese Entwicklung nachgezeichnet, um ähnlich wie im Abschnitt über die Kirchen diesen Prozess, der im Herbst 1989 mündete, verständlich zu machen.

Zu den wichtigsten Quellen oppositionellen Handelns in der DDR zählten die eigenen Lebenserfahrungen in und mit der SED-Diktatur. In fast allen Biographien finden sich Brüche, fast niemand war zeitlebens Oppositioneller. Opposition bedeutete oft Suche nach Alternativen zur Gegenwart, weshalb sie vielfarbig erschien und über kein Widerstandsdogma verfügte. Erlittene Repressionen, ob persönlich, in der Familie oder bei Freunden, bildeten nicht selten den Ausgangspunkt oppositionellen Engagements. Weitere wichtige Quellen waren die politischen Bestrebungen und Erfahrungen in der ČSSR seit 1968 (Charta 77), in Polen (Solidarność) und in Ungarn, aber auch die westeuropäische, insbesondere bundesdeutsche Friedens- und Alternativbewegung. Die zentrale Figur für die meisten DDR-Oppositionellen war Robert Havemann (1910–1982), dessen oppositionelles Handeln und Denken seit Mitte der sechziger Jahre gerade vor dem Hintergrund seiner antifaschistischen Überzeugung in der NS-Diktatur, für die er eingesperrt und zum Tode verurteilt wurde, eine besonderes hohe moralische Ausstrahlungskraft hatten. Auch sein politischer Ziehsohn, Wolf Biermann, zählte zu den zentralen Bezugspersonen.

Havemann und Biermann hatten früh einen Weg angedeutet, der in den achtziger Jahren lange Zeit beschritten werden sollte und zugleich Spannungen, Konfrontationen, Stellvertreterauseinandersetzungen beförderte. Nach elf Jahren Auftrittsverbot trat Biermann am 11. September 1976 wieder in der DDR auf – nicht offiziell, aber öffentlich, in der Prenzlauer Nikolaikirche. Nur Wochen später folgte die Zwangsausbürgerung. Mit diesem Auftritt drückten Biermann und die Kirche aus, dass kritische Marxisten und kritische Christen aufeinander zugehen müssten, denn bei allen weltanschaulichen Unterschieden und gegenseitiger Kritik – die wichtigere müsste zunächst dem SED-Staat gelten. Robert Havemann wiederum verfasste kurz vor seinem Tod 1982 mit Pfarrer Rainer Eppelmann den «Berliner Appell», ein Grundsatzdokument der DDR-Opposition. In diesem Friedensappell mit der Aufforderung zur inneren und äußeren Abrüstung sprachen die Verfasser auch die Überwindung der deutschen Teilung an. Über 2000 Menschen unterschrieben trotz staatlicher Strafandrohungen und einer Distanzierung der Berlin-Brandenburgischen Kirchenleitung. Sang Biermann das Zusammengehen herbei, so gingen der Kommunist Havemann und der Christ Eppelmann erste konkrete gemeinsame Schritte. Auch wenn Eppelmann zu dem schwerkranken Havemann nach Grünheide am Rande Berlins fahren musste, so symbolisiert der Appell dennoch, dass in dieser Zeit immer mehr Menschen, die Kirchen und Christentum fernstanden, Kirchen aufsuchten und Gemeinderäume für ihre politische Anliegen nutzten.

Vom Kleinen zum Großen Frieden: Frieden und Menschenrechte

Die Geschichte der Opposition in den achtziger Jahren ist eng mit den evangelischen Kirchen verbunden. Dafür waren drei Gründe ausschlaggebend, die sich aus der bereits geschilderten Entwicklung der Kirchen ergaben. Erstens arbeiteten in den Kirchen in allen Regionen zahlreiche Pfarrer, Diakone und andere Mitarbeiter, die sich der vom Staat ausgegrenzten, unterdrückten, verfolgten Menschen annahmen und es als ihre christliche Pflicht auffassten, sie zu unterstützen und ihnen ein «Dach» zu bieten. Zweitens kam hinzu, dass einige Pfarrer und Theologen selbst Teil der Opposition waren. Das macht es zuweilen schwer, zwischen Opposition und Kirche zu unterscheiden. Gerade diese Kirchenmitarbeiter boten jenen Menschen, die politisch oppositionell aktiv sein wollten, Räume und andere Unterstützung an. Hier zeigt sich auch, dass das oft benutzte Bild vom «Dach der Kirchen» für die Opposition nicht immer trifft, weil für einen kleineren Teil der Kirchenmitarbeiter oppositionelle Aktivitäten zum theologischen und gesellschaftspolitischen Selbstverständnis zählten. Schließlich drittens: Die Anfänge der neuen Opposition liegen in der Herausbildung einer unabhängigen Friedensbewegung seit Ende der siebziger Jahre. Diese Bewegung war, wie schon beschrieben, fast vollständig mit den evangelischen Kirchen verbunden. Daneben gab es nur relativ wenige unabhängige Bestrebungen. Die bekanntesten waren die Gruppe «Frauen für den Frieden» (1982) mit zahlreichen regionalen Ablegern und internationaler Vernetzung, die «Jenaer Friedensgemeinschaft» (1983, die Wurzeln reichen ins Jahr 1976 zurück) mit ihren spektakulären Aktionen sowie die Gruppe «Wolfspelz» aus Dresden, deren Ursprünge in den Jahren 1981/82 liegen. Alle Gruppen waren von Verfolgungen, Verhaftungen und Zersetzungen betroffen. Für internationales Aufsehen sorgte im Juni 1983 die Zwangsausbürgerung von Roland Jahn aus Jena, der 1982 bereits sechs Monate in Haft gesessen hatte, und im Dezember 1983 die Inhaftierung von Ulrike Poppe und Bärbel Bohley von den «Frauen für den Frieden», die nach sechs Wochen aufgrund internationaler Proteste wieder freikamen. Diese Gruppen haben sich für inneren und äußeren Frieden, Umweltschutz und allgemeine Menschenrechte eingesetzt. In den Kirchen arbeiteten Dutzende Friedenskreise, die zur oppositionellen Friedensbewegung zählten. Um die Arbeit zu koordinieren, Erfahrungen auszutauschen, Kommunikationsstrukturen zu etablieren, belastbare Informationswege aufzubauen, tagte seit 1983 auf Initiative des Magdeburger Pfarrers Hans-Jochen Tschiche das Netzwerk «Konkret für den Frieden». Es erfasste anfangs 37 Gruppen, 1989 etwa 200. 1985 erfolgte eine institutionelle Neuerung: um die Arbeit zwischen den Jahrestagungen zu koordinieren und die Seminare vorzubereiten, wählte die Versammlung einen «Fortsetzungsausschuss», der aus Regionalvertretern bestand. «Konkret für den Frieden» wurde so zum wichtigsten und größten oppositionellen Netzwerk bis 1989. Zugleich aber blieb es letztlich eine kirchliche Einrichtung, was zu Begrenzungen und Behinderungen führte.

Die unabhängige Friedensbewegung erreichte 1983/84 ihren Zenit. Viele Gruppen blieben bestehen, orientierten sich aber um oder erweiterten ihre Themenfelder. Friedensfragen blieben im Zentrum des Interesses. Daneben sind immer stärker Fragen des Umweltschutzes, die Gleichberechtigung der Geschlechter oder das globale Nord-Süd-Gefälle in den Mittelpunkt gestellt worden. Die Beschäftigung mit «weißen Flecken» der Geschichte gehörte zu den Dauerthemen, wie Diskussionen über offiziell verfemte oder unterdrückte philosophische, soziologische, politologische oder belletristische Literatur. 1985 rückten immer stärker Debatten über Menschenrechtsfragen ins Zentrum. In Ost-Berlin kam es zu heftigen Auseinandersetzungen. Zunächst war ein geplantes Menschenrechtsseminar von der Kirchenleitung unterbunden worden. Dies nahmen Oppositionelle wie Wolfgang Templin, Peter Grimm, Gerd Poppe, Ralf Hirsch, Reinhard Weißhuhn, Ulrike Poppe, Werner Fischer oder Bärbel Bohley Ende 1985 zum Anlass, die «Initiative Frieden und Menschenrechte» (IFM) zu gründen. Diese orientierte ihre Strukturen an der tschechischen «Charta 77». In der DDR war die IFM in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre eine der bekanntesten Oppositionsgruppen und die wichtigste Gruppe, die sich von vornherein als kirchenunabhängig definierte. Ihre starke Betonung menschenrechtlicher Fragen, ihre Grundaussage, dass, wer im Inneren keinen Frieden garantiere, dies auch nach außen nicht könne, ihre starke west- und osteuropäische Ausrichtung und Vernetzung sowie ihre Öffentlichkeitsarbeit mittels eigener Schriften und Offener Briefe (z.B. der periodisch erscheinende «Grenzfall»), westlicher Medien sowie demonstrativen Protesten machte sie landesweit und international bekannt. Sie zählte zu jenen Gruppen, die sich auf demokratische Werte und rechtsstaatliche Prinzipien beriefen und sich am schnellsten und stärksten vom Sozialismus-Projekt verabschiedeten. Als Gegenentwurf und zeitgleich dazu bildete sich die Ostberliner Gruppe «Gegenstimmen» um Thomas Klein, Vera Wollenberger, Silvia Müller und Reinhard Schult. Die Protagonisten kamen aus verschiedenen anderen Gruppen, in denen sie auch weiterarbeiteten. Außerdem existierte um Schult eine konspirative Gruppierung, was in den achtziger Jahren ungewöhnlich war. Denn außer bestimmten Terminabsprachen und Details zur Drucktechnik und Publikationsherstellung, die konspirativ gehalten wurden, verzichteten nun fast alle Oppositionsgruppen auf konspirative Methoden. Die Gruppe «Gegenstimmen» positionierte sich anders als die «Initiative Frieden und Menschenrechte» deutlich marxistisch. Sie organisierte ebenfalls öffentliche Aktionen und gab Untergrund-Schriften (z.B. das Periodikum «Friedrichsfelder Feuermelder») heraus, aber sie verzichtete bis 1988 auf die offensive Bekanntmachung ihrer Arbeit in westlichen Medien. Die Gründungsgeschichte beider Gruppen hing eng zusammen und war von gegenseitiger Abgrenzung geprägt. Konnte man den Aufruf «Tschernobyl wirkt überall» vom 5. Juni 1986 weitgehend gemeinsam tragen, da sich zur gleichen Zeit eine ganze Reihe von oppositionellen Aktivitäten gegen die Atomkraft in Ost-Berlin, Stendal, Greifswald und Dresden entfalteten, so zeigten sich die unterschiedlichen politischen Auffassungen 1986 anlässlich einer Eingabe an den SED-Parteitag. Am 2. April, initiiert von der IFM, richteten 21 Männer und Frauen aus Ost-Berlin, Naumburg, Halle, Braunsdorf und Magdeburg einen Offenen Brief an die SED-Spitze.[259] Das lange Papier lieferte eine Totalkritik des SED-Staates. Kaum ein Gesellschaftsbereich blieb unerwähnt. Es ähnelte einem Programm zur Demokratisierung der DDR, ohne dass die Verfasser betonten, wie die anzustrebende demokratische Gesellschaft zu nennen sei. Es endete mit einem Satz, der auch aus dem Herbst 1989 stammen könnte: «Wir erwarten deshalb, dass in diesem Land ein konstruktiver Dialog beginnt.»[260] Die «Gegenstimmen» monierten, die «Initiative Frieden und Menschenrechte» sei dem Westen gegenüber zu unkritisch und lasse offen, wie künftig die Macht verteilt sein solle. Es kam zu zwei Diskussionsrunden zwischen beiden Gruppen. Gerd Poppe verteidigte die Eingabe, betonte die Notwendigkeit von politischer Pluralisierung als Vorbedingung demokratischer Gesellschaften und kritisierte das «altlinke» Konzept seiner Kontrahenten. Die «Gegenstimmen» beharrten darauf, dass Pluralismuskonzepte ohne Berücksichtigung konkreter gesellschaftlicher Machtverteilung lediglich Ideologie darstellten.

Im Prinzip verdeutlichte diese kurze, aber heftige Debatte einen Grundkonflikt in der Opposition. Es war keiner zwischen «Linken» und «Rechten», zwischen Christen und Marxisten, sondern zwischen solchen Oppositionellen, die – ob bewusst oder unbewusst – auf Systemüberwindung, was nicht heißen musste, Überwindung der deutschen Teilung, abzielten und solchen, die das SED-Machtmonopol abbauen oder abschaffen wollten, aber auf eine Reformierung des DDR-Sozialismus hofften. Dieser Grundkonflikt löste sich nie auf.

Umwelt ist mehr als Natur

Die Umweltbewegung gehörte in den siebziger und achtziger Jahren zu den blockübergreifenden grass-roots-Bewegungen, die im Westen relativ schnell zum Bestandteil eines allgemeinen Diskurses über die Entwicklungschancen der Industriegesellschaft wurden, während sie im Osten bis zum Untergang des Kommunismus weitgehend tabuisiert blieben. In der DDR war sie eine oppositionelle Strömung, die eng mit anderen verzahnt blieb. Letztlich ging es immer wieder um die Frage von Demokratie, Freiheit und Öffentlichkeit. Der 1980 gegründete «Ökologische Arbeitskreis der Dresdner Kirchenbezirke» zählte zu den effektivsten. Mehrere Aktionen erreichten eine große Öffentlichkeit. Die mit dem «Christlichen Umweltkreis Rötha» entwickelte Idee «Eine Mark für Espenhain» machte auf die katastrophale Umweltsituation aufmerksam. 80.000 Menschen unterstützten die Aktion. Der im Frühjahr 1989 organisierte Protest gegen den geplanten Bau eines Reinstsiliziumwerks am Rande Dresdens erfasste Tausende Bürger. Hier zeigte sich eine Vorform der politischen Bürgerbewegung vom Herbst. Immer war dabei der Protest gegen die Umweltzerstörung auch einer gegen das politische System. Der im Juni 1988 und 1989 in Leipzig organisierte oppositionelle «Pleißemarsch» hatte nicht nur zum Ziel, auf Umweltverschmutzungen hinzuweisen. Zugleich ging es um die politische Aussage, die Probleme in der DDR könnten nicht weiter tabuisiert bleiben. «Umweltbewegung» bedeutete, Gesellschaftsveränderungen anzustreben.

Auch für die Umweltgruppen boten die evangelischen Kirchen Räume, in denen sie sich entwickeln konnten. Die «Theologische Studienabteilung» des Kirchenbundes und das «Kirchliche Forschungsheim Wittenberg» waren jene Stätten, von denen die ersten Impulse für Debatten über das Verhältnis von Mensch und Natur ausgingen. Die theoretischen Diskussionen sind ab Ende der siebziger Jahre durch konkrete Aktionen ergänzt worden. 1979 kam es zur ersten «Baumpflanzaktion» in Schwerin, die ab 1980 überall in der DDR Nachahmer fand. Das zunächst wenig spektakulär Klingende war bedeutungsvoll, weil sich Menschen zusammenfanden, um ohne staatliche Rückversicherung zu handeln. Schon diese Selbstorganisation rief den Staat auf den Plan, der die Umweltaktivisten verfolgte und so politisierte. Mit inoffiziellen Fahrraddemonstrationen («Friedensfahrt ohne Sieger»), an denen sich teilweise Hunderte beteiligten, wiesen die Teilnehmer in den achtziger Jahren auf den schädlichen CO2-Gehalt in der Luft sowie auf andere Umweltzerstörungen hin. Die Umweltbewegung konnte immer wieder eine größere Öffentlichkeit herstellen, indem etwa von ostdeutschen Oppositionellen gedrehte Dokumentationen über Umweltverschmutzungen in der DDR im Westfernsehen ausgestrahlt wurden. Die Aufnahmetechnik besorgte meist Roland Jahn und ließ sie aus West-Berlin in den Osten schmuggeln. Der Film «Bitteres aus Bitterfeld» zeigte 1988 die erschreckenden ökologischen und gesundheitlichen Folgen, die die Chemieindustrie in diesem mitteldeutschen Gebiet verursachte. Im selben Jahr strahlte die ARD eine Dokumentation über Westberliner Mülltransporte aus, die ihre Fracht auf ostdeutschen Deponien ablagerten. Auch über das Waldsterben oder den Zustand der Kernkraftwerke – insbesondere über den fahrlässigen Bau des Werks bei Stendal – ist die Öffentlichkeit 1988 und 1989 durch bundesdeutsche Fernsehbeiträge, die von ostdeutschen Oppositionellen geliefert wurden, informiert worden. Auch die Aufsehen erregende Studie «Pechblende» von Michael Beleites über die Folgen des Uranabbaus im Erzgebirge, die 1988 im ostdeutschen Untergrund in einer Auflage von 1000 Exemplaren erschienen war, ist den meisten DDR-Bürgern erst über Sendungen westlicher Funkmedien bekannt geworden.

In allen DDR-Regionen existierten Umwelt- und Ökokreise. Auch für sie bedeutete das Jahr 1986 eine Zäsur und wiederum lag der Haupthandlungsort in Ost-Berlin. Im April des Jahres trat erstmals der Friedens- und Umweltkreis der Zionsgemeinde in Ost-Berlin an die Öffentlichkeit und lud zu einer Veranstaltung anlässlich der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl ein. Die Initiatoren bereiteten die Gründung einer «Umweltbibliothek» vor, die im September 1986 erfolgte. Damit griffen sie den Gedanken auf, die Oppositionsgruppen zu vernetzen und einen ständigen Informationsaustausch zu gewährleisten. Im Zentrum stand zunächst die Idee, verstreute und zumeist offiziell nicht zugängliche Literatur zu sammeln und im Rahmen einer alternativen Bibliothek anzubieten. Als Vorbilder dienten polnische «fliegende Bibliotheken» und «fliegende Universitäten». Zentren der auf Aktionen orientierten Umweltkreise bildeten bis dahin der «Friedrichsfelder Ökologiekreis» und der «Friedens- und Umweltkreis in Alt-Lichtenberg». Zwischen beiden kam es, geschürt durch vom MfS eingesetzte IM, zu Konfrontationen. Die Friedrichsfelder Gruppe zeigte sich gemäßigt, bereit mit staatlichen Stellen zu verhandeln und verzichtete auf spektakuläre Aktionen. Der Alt-Lichtenberger Kreis wiederum thematisierte ein breites Spektrum gesellschaftlicher Fragen. Es kam daher zu Auseinandersetzungen mit der bisherigen Trägergemeinde, worauf die Gruppe zur an der Grenze zwischen Mitte und Prenzlauer Berg zentral gelegenen Zionskirche abwanderte. Marion Seelig hatte den Kontakt zu Pfarrer Simon vermittelt, der ab April 1986 Räume im Gemeindehaus zur Verfügung stellte. Von den Initiatoren der Umweltbibliothek – Wolfgang Rüddenklau, Christian Halbrock und sechs weitere Personen, allesamt seit längerem in der oppositionellen Szene aktiv – wählte die Gemeinde Halbrock in den Gemeindekirchenrat, was die Kommunikation zwischen Gemeinde und Umweltbibliothek erleichterte und entkrampfte.

Die Umweltbibliothek war fortan einer der zentralen Anlaufpunkte für Oppositionelle aus der gesamten DDR. Viele Veranstaltungen und Debatten fanden hier statt. Es war eine neue Form der Institutionalisierung. Die monatlich erscheinenden Periodika «Die Umwelt-Bibliothek», später «Umweltblätter», zählten neben dem «Grenzfall» von der «Initiative Frieden und Menschenrechte» zu den bekanntesten Untergrund-Zeitschriften der Opposition. Die Ostberliner Umweltbibliothek war aber nicht nur ein DDR-weites Zentrum für oppositionelle Aktivitäten und Informationsaustausch, sie inspirierte andere Gruppen in insgesamt 17 Städten, ebenfalls eine Umweltbibliothek aufzubauen. Zu diesen neuen Formen gehörte auch, dass es im Januar 1988 zu einer Abspaltung kam und Aktivisten um Carlo Jordan das «Grün-ökologische Netzwerk Arche» gründeten, das ebenfalls eine Untergrund-Zeitschrift herausgab, zudem mehrere Regionalstellen und eine intensive internationale Vernetzung betrieb. Zur Abspaltung war es aus politischen Gründen gekommen. Die Arche-Befürworter standen den radikalbasisdemokratischen bis hin zu anarchistischen Konzepten der Umweltbibliothek eher skeptisch gegenüber. Diese wiederum warf den Arche-Leuten ein bürgerliches Politikverständnis vor. Beides war übertrieben, ebenso der «Unvereinbarkeitsbeschluss» der Umweltbibliothek vom Mai 1988, nach dem man nur in einer der beiden Gruppen Mitglied sein konnte. Dies war für Ost-Berlin und die DDR-Verhältnisse ungewöhnlich, waren doch die meisten Aktivisten oft in mehreren Gruppen aktiv.


Absage an Abgrenzung

Der enge Zusammenhang zwischen evangelischen Kirchen und Opposition zeigte sich 1986 in zwei bemerkenswerten Initiativen, die beide auf ihre Weise ebenfalls zu Vorläufern der Bewegung von 1989 wurden. Ein Kreis von in Kirchen auf unterschiedlichen Ebenen beschäftigten Männern und Frauen sowie einige Laien litten an den kircheninternen Abgrenzungen und brachten diese in einen engen Zusammenhang zu gesellschaftlichen Abgrenzungstendenzen und staatlichen Ausgrenzungen. Am 7. Oktober 1986, dem 37. DDR-Gründungstag, veröffentlichten sie in Ost-Berlin eine «Basiserklärung», die als Gründungsdokument des «Arbeitskreises Solidarische Kirche» (AKSK) gilt. Diese war Teil der evangelischen Kirchen, in allen Regionen präsent, von vielen Regionalgruppen getragen und hatte zwischen 300 bis 400 Mitglieder. Der AKSK zählte wie die «Kirche von Unten» zu den sichtbarsten kirchlichen, aber auch politischen Oppositionsvereinigungen. Anders als die KvU, die politisch-ideologisch deutlich zu verorten war, blieb die «Solidarische Kirche» in dieser Hinsicht offen. Zum theoretischen Rüstzeug gehörten neben der Bibel und theologischen Schriften auch Bücher einschlägiger westlicher Denker. Auffällig ist die Auseinandersetzung mit dem Werk von Hannah Arendt. Der Arbeitskreis verband nicht nur kritische Kirchenmitarbeiter miteinander. Da fast alle auch in anderen Basisgruppen mitarbeiteten, fungierte die «Solidarische Kirche» selbst als Netzwerk, das zum allgemeinen Informationspool geriet. Zweimal jährlich fanden Vollversammlungen statt, jeweils am 1. Mai und am 7. Oktober – staatliche Feiertage, an denen kirchliche Mitarbeiter, soweit sie nicht in der Diakonie tätig waren, wirklich frei hatten und nicht einmal der Staat von ihnen ernsthaft erwartete, an den inszenierten Jubeldemonstrationen teilzunehmen. Anders als die «Initiative Frieden und Menschenrechte» und die Umweltbibliothek war der AKSK organisatorisch nicht auf Ost-Berlin konzentriert, sondern erfasste weite Teile der DDR. Aber: wiederum anders als bei den anderen beiden Gruppen verblieb ein Teil der Energie politischen Handelns in innerkirchlichen Stellvertreterauseinandersetzungen. Eine weitere Gruppe begann zur gleichen Zeit, noch andere Wege einzuschlagen.

Im Vorfeld des 25. Jahrestages des Mauerbaus publizierten Mitte Juli 1986 der Westberliner Bischof Martin Kruse und sein Ostberliner Amtsbruder Gottfried Forck einen Briefwechsel.[261] Der in Ost-Berlin lebende Ludwig Mehlhorn, seit 1969 in der Aktion Sühnezeichen und seit Mitte der siebziger Jahre in verschiedenen oppositionellen Gruppen tätig, nahm diesen zum Anlass, beiden Bischöfen zu antworten. Er wollte ihnen in weiten Teilen ihrer Argumentation folgen, konnte es aber eigentlich nicht. Denn beide betonten in ihren klugen Briefen, die Mauer sei nun einmal Folge der deutschen Schuld aus der Zeit zwischen 1933 und 1945. Und damit seien auch die Folgen der Mauer, die innere und äußere Abgrenzung im Prinzip dieser deutschen Schuld zuzuschreiben. Mit vielen konkreten Beispielen und generalisierenden gesellschaftspolitischen Aussagen argumentierte Mehlhorn, dass eine solche geschichtsdeterministische Sicht die Realitäten in den osteuropäischen Diktaturen letztlich billigend in Kauf nähme und als unabänderlich hinstelle.[262] Es sprach für Bischof Forck, dass er Mehlhorn ausführlich antwortete und ihm ein Gesprächsangebot unterbreitete, das dieser auch wahrnahm.[263] Sein Brief hatte aber ein weiterreichendes Ergebnis. Er wurde zum Ausgangspunkt der «Initiative Absage an Praxis und Prinzip der Abgrenzung». Der etwas umständliche Titel bezog sich auf internationale Kirchentexte, die auch in der DDR debattiert und weitergeführt wurden. Der adaptierte Grundtext lautete meist «Geist, Logik und Praxis der Abschreckung». Ludwig Mehlhorn, Stephan Bickhardt, Hans-Jürgen Fischbeck und Reinhard Lampe erarbeiteten im Herbst 1986 einen Vorschlag, der oberflächlich betrachtet, die vollständige Freizügigkeit für Reisen und Wohnsitzverlegungen in alle Himmelsrichtungen einforderte. Der Physiker Fischbeck, Synodaler der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg, brachte den Antrag im April 1987 auf der Synode ein und begründete ihn mit der Einschätzung, Isolation, wie sie in der DDR herrsche, mache krank, jeden Einzelnen und die Gesellschaft. Isolation bedeute Stillstand, Unwissenheit, Verarmung, führe in den Tod. Heino Falcke machte sich den Antrag als Bundessynodaler zu eigen und brachte ihn auf der Görlitzer Bundessynode ein. In beiden Synoden bekam er keine Mehrheit, erregte aber erhebliches Aufsehen.

Die Initiative fand großen Zulauf, viele Menschen fühlten sich vertreten und angesprochen. Die Debatte um diese, das gesamte SED-Herrschaftsprinzip massiv angreifende Initiative riss bis 1989 nicht mehr ab. Denn sie hatte es nicht nur geschafft, die Reisebeschränkungen zu thematisieren, sondern zugleich die vielschichtigen Konsequenzen der Mauer als tödlich für Individuum und Gesellschaft zur Sprache zu bringen. Die politisch-oppositionelle Ausrichtung dieser Gruppe versinnbildlichte nicht nur die erwähnte spektakuläre Aktion von Reinhard Lampe am 13. August 1986, die er später in einer theologischen Examensarbeit begründete.[264] Bickhardt und Mehlhorn gaben überdies die intellektuell und politisch anspruchsvollste Untergrund-Reihe, die «radix-blätter», heraus.

«radix», in Anlehnung an ein Gedicht von Paul Celan gewählt, bedeutet Quelle, Ursprung oder auch Wurzelgeflecht. Zwischen 1986 und 1989 kamen 11 «radix-blätter» in einem Umfang zwischen 60 und 110 Seiten heraus. In den «radix-blättern» publizierten 112 Autoren und Autorinnen aus dem In- und Ausland. Im illegalen Radix-Verlag erschienen außerdem Aufrufe, Flugschriften und andere Samisdat-Publikationen.

Heinz Suhr, Bundestagsabgeordneter der Grünen, hatte im Sommer 1986 auf Veranlassung von Roland Jahn und unter Ausnutzung seiner Immunität als Abgeordneter im Kofferraum eines Autos drei Druckmaschinen nach Ost-Berlin gebracht. Eine bekam Rainer Eppelmann, eine die «Initiative Frieden und Menschenrechte» und eine Stephan Bickhardt. Die Maschine brachte Bickhardt in die Wohnung seiner Eltern – Peter Bickhardt war Pfarrer und unterstützte seit Jahren oppositionelle Aktivitäten – nach Berlin-Kaulsdorf, wo in einem Hinterzimmer die Druckerei eingerichtet wurde. Hier stand bereits ein Fotokopiergerät, das 1986 Alfred Mechtersheimer, damals bei den Grünen aktiv, gespendet hatte. Später kamen eine elektrische Schreibmaschine, eine Handlegemaschine und eine Schneidemaschine hinzu. Die Herstellung und Herausgabe eines Heftes gliederte sich in drei Bereiche: Redaktionsarbeit, Vervielfältigung und Verteilung. Die drei Felder wurden voneinander getrennt, um die Druckerei vor dem Zugriff des MfS soweit wie möglich zu schützen. Jedes Heft der «radix-blätter» erhielt einen eigenen Titel – der Staat reagierte auf Einzelhefte weniger allergisch als auf Periodika. Die Beiträge wurden auf Wachsmatrizen getippt und dem Drucker Konrad Blank bzw. nach Mai 1989 – Blank war in den Westen gezwungen worden – den Druckern Hans Hilker oder Dirk Sauermann übergeben. In der Kaulsdorfer Wohnung vervielfältigten sie innerhalb von etwa zwei bis drei Wochen die Publikationen. Die bedruckten Seiten wurden in kleinen Mengen aus der Kaulsdorfer Wohnung gebracht und dann woanders zusammengelegt und geheftet. Die Ausgaben verkauften die Herausgeber und Autoren bei inoffiziellen Lesungen und Ausstellungen in privaten Wohnungen, bei Treffen von Oppositionsgruppen, auf Synoden und bei Kirchentagen. Auch mit der Post sind die Hefte versandt worden, was die Staatssicherheit zu unterbinden versuchte. Eine Ausgabe kostete zwischen 2 und 15 Mark. Die Bezahlung der Hefte wurde «verspenden» genannt, um einer Anzeige wegen Steuerhinterziehung zu entkommen. Konspirativ verlief der Druck-, Lege- und Bindeprozess. Der Standort der Druckmaschine blieb geheim und war außer Stephan Bickhardt, seinen Eltern und den Druckern niemandem – auch nicht der Staatssicherheit – bekannt. Neben Bickhardt, Mehlhorn und den Druckern hat Carola Hönn, die erfolgreich an Meisterschaften im Schreibmaschinenschnellschreiben teilnahm, die Manuskripte auf Wachsmatrizen abgeschrieben.

In den «radix-blättern» standen demokratietheoretische Fragen im Vordergrund. Die Sprache war klar und eindeutig, aber nicht revolutionär. Die Isolation der Menschen in der DDR-Gesellschaft wurde kritisch benannt, das totalitäre Gepräge des Systems offen thematisiert. Die Gesellschaft sei zudem schwer, wenn nicht tödlich erkrankt. Eine offene Diskussion über gesellschaftliche Veränderungen müsse erreicht werden. Die «radix-blätter» waren nicht nur in ihrer Gestaltung und dem professionellen Layout im Kontext der Oppositionsliteratur bemerkenswert, sondern zählten auch vom Inhalt her zu den politisch weitergehenden Textur. Die Schaffung unabhängiger Informations- und Öffentlichkeitsstrukturen stand dabei mehr im Zentrum des Interesses als abstrakte Gesellschaftsideale oder -modelle zu formulieren. Der häufig gegen die oppositionellen Gruppen erhobene Vorwurf, Affinitäten zum DDR-Sozialismus aufgewiesen zu haben, lässt sich nach der Lektüre der «radixblätter» so nicht mehr halten. Die Demokratisierung der Gesellschaft wurde hier ebenso als Ziel ausgerufen wie die Durchsetzung der Menschenrechte und das Ende der führenden Rolle der SED. Reise- und Redefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, die Bildung eines Mehrparteiensystems, ein demokratisches Wahlsystem, rechtsstaatliche Strukturen oder die Gründung neuer Parteien bzw. Gruppen wurden dabei wie selbstverständlich eingefordert. Kommunistische Geschichtsbilder sind radikal kritisiert und hinterfragt worden. Deutschlandpolitisch dominierten Wünsche nach einer Konföderation der beiden deutschen Staaten. Jeder einzelne Punkt hätte bei seiner Realisierung das Ende der SED-Diktatur bedeutet – das war allen Beteiligten bewusst. «Es war das Programm einer demokratischen Revolution. Wenn auch als Zukunftsvision gelegentlich ein ‹demokratischer Sozialismus› genannt wurde, so waren die erhobenen Forderungen doch nicht systemimmanent, sondern systemsprengend.»[265]

Olof Palme und Illusionen

Zwischen dem 1. und 18. September 1987 fand der offiziell zugelassene Olof-Palme-Friedensmarsch statt. Der schwedische Ministerpräsident war am Abend des 28. Februar 1986 im Zentrum Stockholms auf offener Straße erschossen worden. Mit dem europaweiten Marsch sollte an seinen Vorschlag eines atomwaffenfreien Korridors in Mitteleuropa erinnert werden. Die Idee ging von der «Deutschen Friedensgesellschaft – Vereinigte Kriegsdienstgegner» aus der Bundesrepublik aus. Sie unterbreitete den Vorschlag auch dem DDR-Friedensrat, der diesen freudig aufnahm. Im Frühjahr 1987 berichteten DDR-Zeitungen davon. Die bundesdeutschen Vertreter im Vorbereitungskomitee bestanden darauf, dass auch der DDR-Kirchenbund zur Mitarbeit eingeladen werde. Dieser nahm die Einladung an. Im August 1987 ist die Idee während eines «Mobilen Friedensseminars» in Vipperow, wo seit 1982/83 eine Friedensgruppe um Markus Meckel aktiv war, bekannt geworden. Pfarrer Meckel schlug vor, dass sich oppositionelle Gruppen an dem offiziellen Marsch mit eigenen Transparenten beteiligen. Erich Honecker weilte zur gleichen Zeit zu seinem Besuch in der Bundesrepublik. So konnte die SED die Teilnahme der Oppositionsgruppen nicht verhindern, ohne ihre Selbstdarstellung als friedensfördernder Faktor in Europa selbst zu beschädigen.

Am 1. September 1987 begann der Friedensmarsch mit einer Veranstaltung in Stralsund. Hier waren noch relativ wenige eigenständige Transparente zu erkennen. Zum Höhepunkt wurde der von der Aktion Sühnezeichen vorbereitete Pilgerweg über 80 Kilometer zwischen Ravensbrück und Sachsenhausen vom 2. bis 5. September, an dem sich 500 bis 600 Personen, darunter viele Vertreter unabhängiger Gruppen, beteiligten. Sie führten Losungen mit, auf denen sie u.a. unbehelligt forderten «Schwerter zu Pflugscharen», «Sozialer Friedensdienst für Wehrdienstverweigerer», «Friedenserziehung statt Wehrunterricht», «Abrüstung auch in Schule und Kindergarten», «Abschaffung der Wehrpflicht» oder «Kein Kriegsspielzeug». Zugleich wurde gegen die Umweltpolitik, gegen Atomkraftwerke und gegen die Abgrenzungspolitik protestiert. Als der Pilgerzug nach Oranienburg kam, wurden 5000 bestellte Demonstranten dem Zug vorangestellt, um die Dominanz der unabhängigen Transparente zu brechen. Der Pilgerzug hatte eine Vielzahl von Ortschaften durchwandert, wobei er jeweils am Dorfeingang vom örtlichen Bürgermeister und vom Pfarrer mit einer kurzen Rede begrüßt wurde und Schulkinder Friedenslieder sangen. Am frühen Abend des 5. September 1987 kam es in Berlin-Prenzlauer Berg zu einem Demonstrationszug von 1000 Oppositionellen, die sich auf Initiative von Stadtjugendpfarrer Wolfram Hülsemann von der Zionskirche zur Gethsemanekirche mit unabhängigen Transparenten, Losungen und Forderungen bewegten. Diese größte legale Demonstration der Opposition ist von der Polizei weder behindert noch beeinträchtigt worden.

Offiziell ist der Marsch am 18. September 1987 in Dresden mit einer Kundgebung beendet worden, nachdem zuvor etwa in Leipzig, Königswalde, Brandenburg oder Torgau Veranstaltungen stattgefunden hatten. Am 19. September gab es dann noch in Saalfeld und Weimar kleinere Friedensmärsche. Allerdings unterband die SED weitere unabhängige Pilgerzüge, so dass der Friedensmarsch im Kern eine Kette von Kundgebungen in verschiedenen Städten war. Lediglich von Torgau nach Riesa gab es am 12. und 13. September 1987 noch einen zweitägigen Pilgermarsch. Nach der Rückkehr Honeckers aus der Bundesrepublik ging die Polizei gegen unabhängige Plakate schärfer vor und hat sie etwa in Leipzig, Torgau und Dresden teilweise beschlagnahmt.

Auch wenn die offiziellen Fotos und Filmaufnahmen vom «Palme-Marsch» die Dominanz von SED- und FDJ-Kräften spiegelt, so gilt der Marsch auch als legale Demonstration der Opposition. Er übte eine beflügelnde Wirkung auf sie aus. Viele hofften, die Genehmigung sei ein Anzeichen dafür, dass sich die Politik ändere. Allerdings gab es auch kritische Stimmen, die meinten, die Genehmigung zu diesem Marsch hänge allein mit dem Besuch Honeckers in der Bundesrepublik zusammen. Als Markus Meckel für den Friedenskreis Vipperow im März 1988 den Vorschlag unterbreitete, anlässlich des im Juni 1988 in Ost-Berlin organisierten staatlichen «Internationalen Treffens für kernwaffenfreie Zonen» unabhängige Demonstrationen durchzuführen, wurde dieses Ansinnen vom Staat energisch zurückgewiesen. Der Olof-Palme-Friedensmarsch blieb singulär.

Austausch über Grenzen hinweg

Signalisierte der «Palme-Marsch» in der Öffentlichkeit, dass oppositionelle Gruppen existierten, so kam es knapp einen Monat später zu einem Zerwürfnis zwischen den Gruppen, das den Richtungsstreit, den die Debatte um die Parteitagseingabe von 1986 zeigte, noch zementierte.

Die Orientierung der «Initiative Frieden und Menschenrechte» an der tschechischen Charta 77 steht auch für den grenzüberschreitenden Dialog, den die Opposition suchte. Eines der wichtigsten frühen Dokumente einer eigenständigen Menschenrechtsarbeit, das «Querfurter Papier» von Christen vom 29. April 1977, war bereits von der Charta 77 und Überlegungen polnischer Dissidenten um Edward Lipiński inspiriert worden. Die unabhängige Friedensbewegung verfügte stets über Kontakte nach Ost wie West. Mitte der achtziger Jahre intensivierten sie sich. Als Scharniere wirkten dabei Bürgerrechtler wie Jürgen Fuchs, Roland Jahn oder Peter Rösch, die im Westen Kontakte für oppositionelle Gruppen im Osten herstellten und vermittelten. Neben Verbindungen in die Niederlande, nach England und Italien waren besonders die Beziehungen in die Bundesrepublik von zentraler Bedeutung. Vor allem Grünen-Politiker um Petra Kelly, Gert Bastian, Lukas Beckmann, Ulrich Fischer, Elisabeth Weber, Heinz Suhr, Wilhelm Knabe, Marie-Luise Lindemann oder Birgit Voigt waren an Kontakten zur Opposition in der DDR interessiert.

Am 31. Oktober 1983 trafen sich Kelly, Bastian, Beckmann u.a. mit Honecker im Staatsratsgebäude. Zustande gekommen war die Begegnung, nachdem am 12. Mai 1983 mehrere Grüne um Kelly und Beckmann auf dem Ostberliner Alexanderplatz mit einem Spruchband «Schwerter zu Pflugscharen» demonstriert hatten. In der Partei «Die Grünen» entbrannte daraufhin ein Streit über den Umgang mit der DDR. Der Flügel um Kelly, der sich offensiv und eindeutig mit den unabhängigen Gruppen in der DDR solidarisierte und diese unterstützte, war in der Minderheit. Der Kelly-Flügel schrieb einen Brief an Honecker und bat um ein Gespräch, das dieser ihnen auch gewährte, denn die SED benötigte «Die Grünen» als Verbündete für ihre Friedenspolitik. Petra Kelly trug bei dem überraschenden Gespräch ein T-Shirt mit dem Symbol der DDR-Friedensbewegung «Schwerter zu Pflugscharen». Direkt anschließend fuhren die Grünen in die Samariterkirche zu Rainer Eppelmann, wo sie sich mit Oppositionellen trafen. Am nächsten Tag fand in einer Wohnung noch ein Gespräch in einer kleineren Runde mit Bärbel Bohley, Gerd und Ulrike Poppe, Wolfgang Templin u.a. statt. Kelly durfte deshalb anschließend etwa ein Jahr lang nicht mehr in die DDR einreisen. Die Kontakte zur Opposition blieben aber bestehen. Es kam allein mit dem Kreis um Petra Kelly bis 1989 zu etwa 25 bis 30 Treffen in Ost-Berlin, die fast immer in den Wohnungen von Bärbel Bohley, bei Antje und Martin Böttger, bei Gerd und Ulrike Poppe oder bei Mitgliedern des «Pankower Friedenskreises» stattfanden. Daran nahmen vorwiegend Mitglieder der «Initiative Frieden und Menschenrechte», aber auch Personen aus anderen Gruppen teil, fast ausschließlich Personen aus Ost-Berlin, was den Graben zwischen Ost-Berlin und der Provinz auch in der Oppositionsszene vertiefte. Die umfangreichen Kontakte von Rainer Eppelmann in den Westen sind bereits angesprochen worden. Das MfS zählte allein zwischen 1. Januar 1986 und Ende Februar 1987 einschließlich des Kelly-Kreises «40 bedeutsame Zusammenkünfte von Führungskräften der Grünen» bzw. der «Alternativen Liste» mit «Exponenten politischer Untergrundtätigkeit».[266]

Auch wenn es vereinzelte Kontakte zu anderen Parteien gab, die wichtigsten und kontinuierlichsten existierten zu den «Grünen». Dafür gab es drei Gründe. Erstens ähnelten sich die kulturellen Milieus der «Grünen» und der oppositionellen Szenen. 1984 ist erstmals in der Wohnung von Antje und Martin Böttger mit Petra Kelly über die Gründung eines Ablegers der Grünen in der DDR gesprochen worden. Dazu kam es nicht, aber die politische Nähe gerade zwischen den späteren IFM-Mitgliedern und dem Kelly-Kreis war unübersehbar. Zweitens ist anzumerken, dass solche Treffen am Rande der Legalität stattfanden und die bundesdeutschen Gesprächspartner, selbst als Bundestagsabgeordnete, bereit sein mussten, (kalkulierbare) Gefahren für sich in Kauf zu nehmen. Diese erhöhten sich noch, wenn sie Drucktechnik, Kameras, Bücher und Zeitschriften, meist von Roland Jahn und Jürgen Fuchs organisiert, in den Osten schmuggelten. Solche Risiken gingen vor allem Grüne ein, wofür sie aufgrund ihrer politischen Sozialisation auch die nötigen Voraussetzungen mitbrachten. Schließlich mussten drittens die oppositionellen Gruppen überhaupt als politische Gesprächspartner akzeptiert werden. Und auch das taten fast ausschließlich Politiker der Grünen. Zu dem Oppositionellen Eppelmann fuhren CDU- oder SPD-Politiker eher, weil sie mit einem Pfarrer sprachen. Die meisten SPD- und CDU-Politiker suchten die Oppositionellen nicht auf, weil sie, sofern sie sie überhaupt ernst nahmen, ihre Gesprächsbeziehungen mit Staat und Partei nicht gefährden wollten. Hier schlugen nicht nur politischer Opportunismus und Schutzbehauptungen – wie: man wollte seine Gesprächspartner im Osten nicht gefährden – zu Buche, sondern auch ein Politikverständnis, das damals nicht unumstritten war und auch heute, wenn man sich nur den unterschiedlichen Umgang mit Russland oder China durch Kanzler Schröder und Kanzlerin Merkel vergegenwärtigt, noch nicht überwunden ist.

Anders als die Beziehungen zu westlichen Gesprächspartnern waren die Beziehungen zu Gleichgesinnten im Ostblock unumstritten. Zur Charta 77 existierten ebenso Verbindungen wie nach Polen, Ungarn und in verschiedene Regionen der Sowjetunion. Das hing mit ähnlichen Erfahrungen und Lebensbedingungen zusammen. Einzelne Oppositionelle erbrachten politische Transferleistungen aus diesen Ländern, indem sie Materialien und Dokumente ins Deutsche übersetzten, weitergaben und im Samisdat publizierten. Ludwig Mehlhorn, Wolfgang Templin, Hartmut Kühn oder Günter Särchen unterhielten vielfältige Kontakte nach Polen. Reinhard Weißhuhn oder Bernd-Rainer Barth zählten zu den «Ungarn-Experten». In die ČSSR gab es die meisten Beziehungen, zumal die Reisebedingungen dorthin am unproblematischsten waren. Die «Arche» um Carlo Jordan baute Kontaktnetze ins Baltikum auf. Solche und viele andere Kontakte pflegten auch Gruppen in den Bezirken Dresden, Halle und Leipzig.

Am 12. Oktober 1987 kam es in Ostberliner Privatwohnungen zu zwei denkwürdigen Treffen mit westlichen Politikern, einer Gruppe von CDU/CSU-Bundestagsabgeordneten sowie einer hochrangigen Gruppe von US-Politikern, die Informationen für die Wiener KSZE-Nachfolgekonferenz in Europa sammelten. An den Gesprächen nahmen Mitglieder der «Initiative Frieden und Menschenrechte» und der Samaritergemeinde um Rainer Eppelmann teil. Erstmals sprachen Oppositionelle mit westlichen Regierungsvertretern. Die Gruppe aus den USA hatte zuvor mit ranghohen SED-Funktionären wie Außenminister Oskar Fischer, Staatssekretär Klaus Gysi und Politbüromitglied Hermann Axen geredet. Den Kontakt zur CDU/CSU-Gruppe stellte Eppelmann her, als er am 12. September 1987 bei einem Privatbesuch am Kanzlerfest in Bonn teilnehmen konnte. In den Gesprächen ging es um die Menschenrechtssituation, um Deutschland- und Europapolitik. Die DDR-Teilnehmer scheuten sich nicht, auch Kritik an gesellschaftlichen Zuständen im Westen zu äußern. Es sind unterschiedliche Demokratisierungsvorstellungen bezogen auf den Ostfblock und die DDR thematisiert worden. Im Prinzip fand ein normales politisches Gespräch zwischen politischen Akteuren statt. Dabei muss weder Einigkeit noch Eintracht herrschen, in einer solchen Situation zählt vor allem das Gespräch selbst als Ergebnis.

Gerd Poppe und Rainer Eppelmann, um zwei der DDR-Teilnehmer zu nennen, begingen einen Tabubruch, der heute kaum nachvollziehbar erscheint, damals aber die inneren Grenzen der Opposition aufzeigte. Linke Oppositionelle des «Friedenskreises Friedrichsfelde», der «Gegenstimmen», Mitglieder der Umweltbibliothek und der «Kirche von Unten» distanzierten sich gleich in mehreren Erklärungen scharf von solchen Gesprächen mit westlichen Politikern, die nicht als «Linke» galten. Mit CDU/CSU-Politikern dürfe man nicht reden, sie hätten den NATO-Nachrüstungsbeschlüssen zugestimmt, betrieben eine menschenverachtende Asylpolitik und unterstützten Diktaturen in Chile und Südafrika. Gerd Poppe antwortete im «Grenzfall» und verteidigte solche Gespräche. Seine Argumentation war klar und einfach: keinem könne und dürfe vorgeschrieben werden, wer mit wem wo worüber rede. Wer Freiheit wolle, müsse sich auch freiheitlich verhalten. Abschreckung und Abgrenzung anzuprangern könne nur ehrlich gemeint sein, wenn dies für alle gelte, auch für Gespräche mit Politikern, deren politische Überzeugungen man nicht teile.[267] Rainer Eppelmann gab der «taz» am 14. Oktober 1987 ein Interview, in dem er wie Poppe die Unterschiede zu den Gesprächspartnern betonte und seiner Hoffnung Ausdruck verlieh, dass diesem Gespräch weitere folgen würden. «Der Spiegel» schrieb am 19. Oktober 1987, die unabhängigen Gruppen in der DDR hätten mit diesen beiden Besuchen «internationale Anerkennung» erlangt.

Der größere Teil der linken Opposition (KvU, UB, Gegenstimmen, Friedrichsfelde) war sehr erbost.[268] Reaktionen außerhalb Ost-Berlins blieben weithin aus, die Aufregung war dort nicht nachvollziehbar, zumal sich in die Provinz noch viel seltener westliche Politiker verirrten, um mit Oppositionsgruppen zu sprechen. Dort trafen sie fast ausschließlich Kirchenleute. In Ost-Berlin aber rangen mehrere Gruppen und Persönlichkeiten um Einfluss- und Deutungshoheit. Wenn nun Eppelmann und Poppe stellvertretend für die Opposition zu Meinungsführern erklärt wurden – auch durch die DKP-Zeitung «Unsere Zeit» –, so musste das bitter aufstoßen, weil Oppositionelle wie Schult, Rüddenklau oder Klein sich nicht von diesen vertreten sahen. Hinzu kam noch, dass die Teile der Opposition, die scharf antikapitalistisch argumentierten, Kontakte zu Westmedien ablehnten und ihre Botschaften nicht über öffentlich-rechtliche Westkanäle transportiert sehen wollten. Die «Initiative Frieden und Menschenrechte» hatte diese Abgrenzung 1987 bereits überwunden. Sie begriff, dass ihr ein erhöhter Bekanntheitsgrad nicht nur Schutz bot – für den Fall von Verhaftungen waren im Westen zudem Biographien und Fotos hinterlegt –, sondern dass sie mit Hilfe bundesdeutscher Medien in der DDR weitaus mehr Menschen erreichte. Ein Ereignis, das nicht medial vermittelt wird, hat praktisch nicht stattgefunden. Diese politische Erkenntnis hatten Vorbilder wie Biermann und Havemann bereits vorgelebt und sie war zuerst von der IFM, dem Kreis um Eppelmann oder Einzelpersonen wie Lutz Rathenow ab Mitte der achtziger Jahre offensiv verfolgt worden. Diese Entwicklung war für 1989 enorm wichtig, sie sollte sich aber auch wenige Wochen später als bedeutungsvoll erweisen. Ende Oktober 1987 jedoch schienen die Gräben in der Ostberliner Opposition unüberbrückbar – noch verstärkt durch Diskussionen um die von der Kirchenleitung zunächst abgesagte «Friedenswerkstatt» und die Etablierung der KvU sowie um die von Karl-Rudi Pahnke Ende Oktober auf einem Berlin-Brandenburger Basistreffen entfachte «Gewaltfrage» und seinen Vorwurf, manche in den Gruppen hätten offenbar eine nicht bewältigte stalinistische Vergangenheit.[269]

Öffentlichkeit für Freiheit

Innerhalb von zwei Jahren hatte die Opposition bis zum Herbst 1987 ein deutlich konturierteres Antlitz erhalten. Dazu hatte vor allem beigetragen, dass sich verschiedene Gruppen mit unterschiedlichen politischen Profilen gebildet und gefestigt hatten. In der Abgrenzung voneinander lag die Notwendigkeit begründet, die eigenen Zielvorstellungen stärker zu benennen. Dieser Differenzierungsprozess erwies sich als eine historisch wichtige Vorbedingung zur Herausbildung der Sammlungs- und Bürgerbewegungen 1989, deren Kraft in der Vielfalt lag und auch deshalb viele mitnehmen konnte. Neben der neuen Gruppenbildung kam als wichtigster Punkt der Aufbau belastbarer Kommunikations- und Informationsstrukturen hinzu. Hier sind neben der Umweltbibliothek und dem «Arbeitskreis Solidarische Kirche» vor allem die zahlreichen neuen Periodika im Samisdat zu nennen. Der russische Schriftsteller Nikolai Glaskow hatte 1952 unveröffentlichte Gedichte zusammengeheftet und mit der Bezeichnung «Sam-sebja-isdat» (dt. Verlag für sich selbst), später mit «Samisdat» (dt. Selbstverlag) versehen und privat verteilt. Das Wort war eine ironische Anspielung auf die sprachlichen Ungetüme und die damit zusammenhängende Abkürzungsmanie in der Sowjetunion. Samisdat stand «Gosisdat» gegenüber, der «Staatsverlag».

1987 waren die wichtigsten Periodika im DDR-Samisdat – der Begriff ist von den Oppositionellen nur selten verwendet worden, seltener als vom MfS übrigens – «Grenzfall» (seit 1986, Berlin), «Umweltblätter» (1986, Berlin), «Friedrichsfelder Feuermelder» (1987, Berlin), «Blattwerk» (1984, Halle), «Friedensnetz» (1984, Mecklenburg), «Glasnost» (1987, Leipzig/Naumburg), «mOAning star» (1985, Berlin), «radix-blätter» (1986, Berlin), «Schalom» bzw. «aktuell» (1984, Berlin), «Streiflichter» (1981, Leipzig), «Umweltbrief» (1987, wechselnd), «Wendezeit» (1987, Berlin) oder «Zweite Person» (1987, Leipzig). Neben diesen und noch weiteren Periodika mit unterschiedlicher Erscheinungsdichte ist außerdem eine Reihe thematischer Einzelhefte hergestellt worden. Insgesamt wurden zwischen 1985 und Herbst 1987 etwa 60 Einzelhefte bzw. Zeitschriften in den «zweiten Umlauf» gebracht. Auch wenn die meisten Ausgaben nur eine geringe Verbreitung fanden, erwiesen sie sich für die Kommunikation in den Gruppen und zwischen den Gruppen als befördernd und öffnend.

Als sich der 1983 ausgebürgerte Roland Jahn im April 1985 illegal in Jena und Ost-Berlin aufhielt, kam es zu einem denkwürdigen Treffen mit Oppositionellen. Roland Jahn später: «Einerseits war es ernüchternd. Ich begriff erstmals richtig, wie kaputt, klein, grau und dreckig diese DDR war, und meine restlichen Freunde in Jena redeten nur über das Thema Ausreise. Zum anderen aber traf ich in Ost-Berlin Martin Böttger, Gerd und Ulrike Poppe, Rainer Eppelmann, Ralf Hirsch, Rüdiger Rosenthal, Reinhard Schult und andere, alles Leute aus der DDR-Opposition, die weiterhin in der DDR bleiben und diese verändern wollten. Ganz konkret wurde mir auf diesem Treffen deutlich, wie wichtig die Unterstützung ihrer Arbeit von West-Berlin aus ist, und dass ich geduldig sein muss. Mit Ausnahme von Reinhard Schult, der mich am liebsten erst einmal in der DDR versteckt hätte, forderten mich alle anderen deutlich auf, ich solle zurück nach West-Berlin gehen und meine Arbeit, die Unterstützung der DDR-Opposition, von dort aus fortführen.»[270] Roland Jahn avancierte neben Jürgen Fuchs zum wichtigsten Unterstützer der Opposition in der DDR. Sie schmuggelten Drucktechnik und vieles andere ins Land, stellten seit 1985 den Reader «dialog» für die DDR-Opposition zusammen und bauten eine regelrechte Nachrichtenagentur auf, mit der sie bundesdeutsche Tageszeitungen, Wochenjournale, Rundfunk- und Fernsehanstalten belieferten. In der «taz» erschien regelmäßig die «Ostberlin-Seite» mit Berichten, die ostdeutsche Oppositionelle zum Teil selbst schrieben. Die bereits erwähnten Fernsehbeiträge stellen nur eine kleine Auswahl dar. Am 25. August 1987 strahlte das ARD-Politmagazin «Kontraste» den Beitrag «Glasnost von unten – Drang nach Pressefreiheit» aus. Einem Millionenpublikum sind durch diesen Beitrag nicht nur die «Kirche von Unten», sondern vor allem die politischen Untergrundzeitschriften bekannt geworden. Schließlich hat Jahn ganz entscheidend dazu beigetragen, dass seit 31. August 1987 regelmäßig alle vier Wochen auf dem Westberliner Sender «Radio 100» eine Stunde lang die Sendung «Radio Glasnost – außer Kontrolle» mit Originalbeiträgen aus der Opposition lief. Eine Pilotsendung war bereits am 22. Juli 1987 über den Sender gegangen, die letzte lief am 27. November 1989. Es gab von Oktober bis Dezember 1986 bereits einen Vorgänger: der «Schwarze Kanal». Er wurde anders als «Radio Glasnost» komplett in der DDR von einem Kreis um Reinhard Schult und Stephan Krawczyk produziert, anschließend nach West-Berlin geschmuggelt und dort von einem Piratensender in der Nähe der Mauer in Kreuzberg ausgestrahlt. Da der Sender illegal ausstrahlte, war ihm auch die Westberliner Polizei auf den Fersen. Das Risiko einer Entdeckung, die erfolgreichen technischen Störversuche des MfS und die geringe Reichweite veranlassten Schult und Krawczyk ihr Projekt zu beenden. «Radio Glasnost» zählte hingegen zu den erfolgreichsten Unternehmungen, die Öffentlichkeit über oppositionelle Aktivitäten und verschwiegene innenpolitische Vorgänge in der DDR zu informieren. Dass er breitenwirksam war, verrät unbeabsichtigt ein Kommentar im «Neuen Deutschland»: «Dieser Sender nennt sich bekanntlich ‹Glasnost›».[271] Zwar störten sich DDR-Oppositionelle daran, dass sie keine redaktionellen Eingriffsmöglichkeiten besaßen, weshalb es immer wieder zu Konflikten mit Jahn kam. Aber dieser ließ sich davon nicht beirren und verlor den eigentlichen politischen Zweck nicht aus den Augen.

Schlacht um Zion

SED und MfS sahen realistisch, dass sich seit 1985/86 eine neuartige Opposition herausbildete, deren Größe zwar überschaubar, deren Sogwirkungen aber unkalkulierbar waren. Das MfS ging von dem Grundsatz aus, dass die «inneren Feinde» von «außen» gesteuert und bezahlt würden. Die Bekämpfung «innerer und äußerer Feinde» gehörte in der Sicht der Kommunisten zusammen. Es ging zugleich darum, jegliche oppositionelle Tätigkeit «vorbeugend zu verhindern, aufzudecken und zu bekämpfen».[272] Die zentralen Mittel waren dabei der Einsatz von IM und umfangreichen Zersetzungsmaßnahmen. Minister Mielke befahl Anfang 1986, dass die Bildung einer «inneren Opposition» konsequent zu verhindern sei. Dabei sei «politischen Mitteln (…) der Vorrang einzuräumen». Offenbar mit Blick auf die «Initiative Frieden und Menschenrechte» hob er hervor, die Bildung von Menschenrechtsgruppen und neuer Führungskräfte sei «konsequent zu verhindern», sie dürften sich nicht zu Gesprächspartnern des Staates entwickeln.[273] Einerseits konzedierte das MfS, dass politische Mittel strafrechtlichen Mitteln vorzuziehen seien. Damit reagierte es auf die Öffentlichkeit, welche die Opposition zunehmend herstellte und die es zugleich der SEDerschwerte, die strafrechtliche Relevanz oppositioneller Handlungen zu behaupten. Politische Mittel waren zum Beispiel die verstärkte Anwendung von Ordnungsstrafen, es waren aber vor allem geheimpolizeiliche Methoden, die sich schwerlich als solche nachweisen ließen. Insgesamt ging das MfS davon aus, die Bildung einer Opposition verhindern bzw. dort, wo Gruppen bestehen, diese zerschlagen und auflösen zu können. Im Arbeitsplan für 1987 kam noch ein neuer Punkt hinzu. Es heißt: «Alle zur Verbreitung gelangenden, von feindlich-negativen Zusammenschlüssen herausgegebenen vervielfältigten Materialien, einschließlich literarisch-grafischer ‹Samisdat›-Erzeugnisse, sind unverzüglich (…) nach rechtlichen Gesichtspunkten einzuschätzen und ordnungsrechtliche und andere Maßnahmen zur Verhinderung ihrer weiteren Herstellung oder Verbreitung zu prüfen bzw. einzuleiten.»[274]

Am 20. August 1987, das MfS erhielt fast täglich beunruhigende Nachrichten, legte die Hauptabteilung XX, u.a. zuständig für die Verfolgung der Opposition, neue Vorschläge vor. Dieses Dokument zeigt, dass die ab November 1987 einsetzenden MfS-Aktionen keineswegs spontan und unüberlegt erfolgten. Es handelt sich um ein Strategiepapier, wie die Opposition in ihrer Entfaltung behindert werden könne. Alte Methoden sollten beibehalten, neue erprobt werden. Zu den alten zählten neben dem Einsatz von IM und Zersetzungsmaßnahmen auch der Einsatz von geschulten Kräften der Christlichen Friedenskonferenz, der CDU, des Demokratischen Frauenbunds und MfS-Studenten sowie von Fachexperten bei Veranstaltungen in kirchlichen Räumen. Die politisch-operative Arbeit würde allerdings, so das erstaunliche Eingeständnis, erschwert durch tabuisierte Gesellschaftsprobleme, Tendenzen der Schönfärberei in der Öffentlichkeit oder mangelnde Meinungsfreiheit. Gerade vor dem Hintergrund von Gorbatschows Politik, die viele staatsloyale Menschen begrüßten, müsse sich etwas ändern. Das MfS schlug vor, dass die SED-Bezirkspresse sowie die «Junge Welt» und der «Sonntag» bislang verschwiegene oder zu einseitig behandelte Themen aufgreifen, auch Fachblätter sollten sich öffnen. «Darüber hinaus wird vorgeschlagen, ein spezielles periodisch erscheinendes Publikationsorgan zu schaffen, mit dem eine direkte ideologische Auseinandersetzung mit feindlich-negativen ideologischen Konzeptionen und deren Trägern in der DDR geführt wird. Dieses Publikationsorgan soll durch einen Sonderstatus abgesichert werden, um zu vermeiden, dass die in ihm geführten Polemiken regierungsoffiziellen Charakter annehmen und damit auf außenpolitische, außenwirtschaftliche und andere staatliche Interessen der DDR ‹durchschlagen›.» Mehrere Möglichkeiten schlugen die MfS-Strategen vor, so die «Umprofilierung der ‹Weltbühne›», die Neugründung von speziellen staatlichen Beratergremien, die eine solche Zeitschrift herausgeben, die Herausgabe durch die Akademie der Wissenschaften oder «als Zeitschrift einer exklusiven Gruppe von Gesellschaftswissenschaftler (z.B. mit Prof. Kuczynski)». Der Adressatenkreis sollte groß und keineswegs exklusiv sein und SED-Funktionäre, Gesellschaftswissenschaftler, Lehrkräfte an Hochschulen, Staatsbürgerkundelehrer und Blockpartei- und Verbandsfunktionäre erfassen. In ihr sollten nicht nur brisante gesellschaftliche Probleme kontrovers diskutiert werden, sondern auch MfS-Informationen einfließen sowie Nachdrucke von westlichen Beiträgen und aus dem Samisdat erfolgen. Zwar ist es zu dieser Zeitschrift nie gekommen, aber dieser Vorschlag verdeutlicht, dass es innerhalb des MfS Kräfte gab, die durchaus sahen, dass mit einer bloßen Repressionspolitik der Opposition nicht beizukommen war. Das Projekt sollte der Sogwirkung der oppositionellen Öffentlichkeitsarbeit entgegenwirken. Denn das MfS beobachtete, dass die Ideen der Opposition via Westmedien bei vielen Menschen auf fruchtbaren Boden stießen. Der zentrale «sachliche Schwerpunkt», so die Strategen im August 1987, bilde die Bekämpfung der «periodisch erscheinenden Untergrundzeitschriften» wie «Grenzfall» oder «Umweltblätter» und anderer öffentlichkeitswirksamer Tätigkeiten. Da strafprozessuale Möglichkeiten nur begrenzt erfolgreich seien, müsse vor allem mit Ordnungsstrafverfahren gearbeitet werden. Das MfS hoffte mit dieser Zermürbungstaktik, Ermüdungserscheinungen und finanzielle Probleme in der Opposition zu befördern.

Schließlich entwickelten die MfS-Offiziere präzise Vorschläge zu den «feindlich-negativen Führungskräften». Sie schätzten ein, diese seien von der Anzahl her überschaubar und «vorwiegend im Raum Berlin konzentriert», aber in ihrer Wirkung kaum zu überschätzen. «Diese hartnäckigen Feinde, die mit hoher Intensität und Fanatismus wirken, zu isolieren bzw. einzuschränken muss deshalb in den Mittelpunkt der Bekämpfung politischer Untergrundtätigkeit gestellt werden.» Weil der «Nachweis der feindlichen Steuerung politischer Untergrundtätigkeit durch Kräfte aus dem Operationsgebiet (…) nach wie vor als ein Schlüsselproblem» begriffen wurde, war es kein Zufall, dass Roland Jahn an erster Stelle der wichtigsten Feinde stand. Bei ihm sollte endlich der Nachweis erbracht werden, dass er geheimdienstlich gesteuert würde. Wolfgang Templin sollte diskreditiert werden mit der «zielstrebigen glaubhaften Verbreitung von Indizien für eine Zusammenarbeit mit dem MfS». Gerd und Ulrike Poppe sollten durch Zermürbung zur ständigen Ausreise gebracht werden, für Bärbel Bohley kam ein längerfristiger Arbeitsaufenthalt im westlichen Ausland in Betracht. Martin Böttger sollte stärker in die Kirchenarbeit eingebunden werden. Werner Fischer wiederum sollte bestärkt werden, eine eigene Untergrundzeitschrift herauszugeben, um diese dann mit geheimpolizeilichen Mitteln «zu einem Fiasko zu führen». Für Rainer Eppelmann und Ralf Hirsch erdachten sich die MfS-Offiziere den Plan, sie stärker an CDU-Kreise und «noch rechter stehende politische Kräfte in der BRD» zu führen, um sie von linken Kräften der DDR-Opposition zu isolieren. Lutz Rathenow wollte man gleich ins bundesdeutsche rechtsextreme Milieu einbinden, um ihn so in der DDR zu kompromittieren. Bei Peter Grimm und Peter Rölle wollten die MfS-Offiziere «Pannen» bei der «inhaltlichen Gestaltung, Herstellung und Verteilung des ‹Grenzfalls›» inszenieren, um deren «Unfähigkeit hinsichtlich einer journalistischen wie auch konspirativen Arbeit nachdrücklich» zu beweisen. Stephan Krawczyk und Freya Klier, die beide faktisches Berufsverbot hatten, sollten mit offiziellen Arbeitsangeboten bedacht und so unglaubwürdig gemacht werden. Eine ähnliche Strategie war für Katja Havemann vorgesehen. Sie sollte «bei Reiseanträgen und anderen privaten Vorhaben» eine Sonderbehandlung, «die sie von ihrem Umgangskreis abhebt und langfristig als Ausgangspunkt für Zersetzungsmaßnahmen genutzt werden kann», erfahren. Schließlich nannte das Papier z.B. noch Heiko Lietz (Güstrow/Rostock), Markus Meckel (Vipperow), Hans-Jochen Tschiche (Magdeburg), Edelbert Richter (Naumburg/Erfurt), Roman und Johanna Kalex (Dresden), Christoph Wonneberger (Leipzig), Katrin Eigenfeld (Halle), Reinhard Schult und Uwe Kulisch (beide Berlin), für die in «analoger Weise» solche Zersetzungspläne zu erarbeiten seien.[275]

Vor diesem Hintergrund entwickelten MfS-Offiziere den konkreten Plan, Oppositionelle beim Druck des «Grenzfalls» in kirchlichen Gemeinderäumen «auf frischer Tat zu ertappen» und festzunehmen. Minister Mielke ordnete im Oktober 1987 an, die Herstellung «antisozialistischer Pamphlete» sei «vorbeugend zu unterbinden».[276] Die «Initiative Frieden und Menschenrechte» sollte liquidiert werden. In die Pläne war die SED-Führung, namentlich Honecker, Krenz und Schabowski, eingeweiht.

Der «Grenzfall» ist an verschiedenen Orten, meist in Privatwohnungen, hergestellt worden, aber auch in den Räumen der Zionsgemeinde, wo die Umweltbibliothek ihren Sitz hatte. In der Nacht vom 24. zum 25. November überfiel ein etwa 20köpfiges MfS-Kommando nebst Staatsanwalt Ludwig Gläßner von der Generalstaatsanwaltschaft die Umweltbibliothek. Im Recorder brüllten «Ton, Steine, Scherben» gerade, so will es die Legende, «Keine Macht für niemand».

Aufgrund einer Panne geriet das Unternehmen zu einem Desaster für das MfS. Denn als der Überfall erfolgte, druckten Wolfgang Rüddenklau und Mitstreiter nicht den «Grenzfall», sondern die «Umweltblätter», die offiziell als innerkirchliche Druckschrift firmierten. Peter Grimm hatte mit Rüddenklau am Nachmittag des 24. November verabredet, die Grenzfall-Redaktion würde besser gar nicht an dem Druck teilnehmen und «demonstrativ» woanders sein. Rüddenklau wiederum druckte zunächst die «Umweltblätter», weil zu viele Menschen anwesend waren, darunter ein 14-Jähriger, und nur ganz wenige wissen sollten, wo die aktuelle Ausgabe vom «Grenzfall» gedruckt wurde. Der IM, der die MfS-Aktion miteingefädelt hatte, Reiner Dietrich (IM «Cindy»), konnte seinen Führungsoffizier nicht mehr warnen. «Cindy» saß mit den Grenzfall-Redakteuren Peter Grimm, Peter Rölle und Ralf Hirsch in einer Kneipe beim Bier und fand keinen Weg dem MfS Bescheid zu geben, ohne sich zu dekonspirieren.

MfS-intern firmierte die Aktion unter dem Codewort «Falle». Die Geheimpolizisten dachten, eine Falle gestellt zu haben: wenn in der Umweltbibliothek der «Grenzfall» gedruckt werde, könnten beide Gruppierungen auf einen Streich erledigt werden. Der «Grenzfall» und die «Initiative Frieden und Menschenrechte», weil sie kirchenunabhängige Staatsfeinde waren, und die «Umweltblätter» und die Umweltbibliothek, weil sie in der Zionsgemeinde staatsfeindliche Aktivitäten entfalteten. Nun aber saß das MfS in der Falle. Es beschlagnahmte zwar umfangreiche Materialien und Technik, darunter sechs Vervielfältigungsgeräte, wovon mindestens vier älter als 40 Jahre waren, aber nicht die Tasche mit der Druckerschwärzerpumpe der Grenzfall-Redaktion, so dass das MfS nicht einmal beweisen konnte, dass die Grenzfall-Druckmaschine überhaupt betriebsbereit gewesen wäre. Neben Wolfgang Rüddenklau und Bert Schlegel nahm das MfS fünf weitere Personen fest, die bis auf die beiden Genannten bis zum Abend wieder frei kamen. Rüddenklau und Schlegel blieben drei Tage länger in Haft, das Ermittlungsverfahren ist erst Wochen später eingestellt worden. Noch bei der nächtlichen Festnahme konnten die Mitarbeiter der Umweltbibliothek dem herbeigeeilten Pfarrer der Gemeinde, Hans Simon, zurufen, er solle Bärbel Bohley verständigen. Sie und Werner Fischer begannen, die anderen zu informieren. Ralf Hirsch verständigte Roland Jahn in West-Berlin. Und noch in der Nacht begannen die Nachrichtenticker im Westen heiß zu laufen. Am Morgen tagte die erste Krisenrunde in den Atelierräumen von Bohley.

Anschließend verbreiteten die wichtigsten Ostberliner Oppositionsgruppen eine gemeinsame Erklärung, mit der sie gegen den Überfall protestierten, die sofortige Freilassung aller Festgenommenen, die vollständige Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit der Umweltbibliothek sowie «die Einstellung jeglicher Repressionen gegen politisch Engagierte» forderten. Das MfS hatte geglaubt, dass die Streitereien zwischen den Gruppen Solidarisierungseffekte verhindere. Auch hier irrte es sich. Die Erklärung unterzeichneten die UB, die KvU, die IFM, der Friedenskreis Friedrichsfelde, die Frauen für den Frieden, die Gegenstimmen, der AKSK sowie «Glieder der Zionsgemeinde» und schrieben: «Wir sehen in dieser Aktion … einen Angriff auf alle Gruppen …»[277]

In den folgenden Tagen herrschte auf allen Seiten Hektik. Das MfS nahm mehrere Personen von der «Initiative Frieden und Menschenrechte» sowie Vera Wollenberger fest und stellte Bärbel Bohley, Ulrike Poppe und Regina Templin unter Hausarrest. Rund um die Zionskirche zogen Polizei und MfS auf und nahmen Personenkontrollen vor. Generalsuperintendent Krusche gab mehrere irritierende Erklärungen ab. Er behauptete, hinter dem Rücken der Kirche würden in der Kirche staatsfeindliche Schriften hergestellt und der Staat hätte «modernste westliche Kleinoffsetmaschinen» beschlagnahmt, über die die Umweltbibliothek gar nicht verfügte. Gegen 22.30 Uhr zog die erste Mahnwache vor der Zionskirche auf. Die zehn Leute wurden sofort festgenommen und weggefahren. Eine halbe Stunde später zog die nächste Mahnwache auf, die nunmehr auf den Stufen der Kirche stand und unter den Augen westlicher Fernsehteams nicht verhaftet werden konnte. Zum Zeichen des friedlichen Protestes standen überall brennende Kerzen. Abends wurde ein Mahnwachenbüro eingerichtet, dessen wichtigste Aufgabe in der Sammlung und Weitergabe von Informationen bestand. Dieses «Kontakttelefon» blieb bis zum 14. Januar 1988 in Betrieb. Am Morgen des 27. November 1987 holten Feuerwehrleute vom Turm der Zionskirche ein Transparent, auf dem für wenige Minuten zu lesen war: «Wir protestieren gegen die Festnahmen und Beschlagnahmung der Umwelt-Bibliothek.»

Ab 26. November gingen die ersten Solidaritätserklärungen aus dem In- und Ausland ein. Nicht nur in Ost-Berlin sind Infoandachten in mehreren Kirchen durchgeführt worden, in vielen anderen Orten wurden bei Gottesdiensten Fürbitten vorgetragen. In Weimar, Wismar, Saalfeld, Braunsdorf, Erfurt, Halle und Dresden kam es zu kurzzeitigen Festnahmen, Belehrungen und anderen Einschüchterungsversuchen. Aus der Bevölkerung kamen Lebensmittelspenden für die Mahnwächter. Die internationalen Proteste liefen an, zuweilen zufällig. Am 25. November hielt sich Jürgen Fuchs gerade in Paris auf. Sein Freund Roland Jahn informierte ihn über die Ereignisse. Fuchs benachrichtigte die französische Öffentlichkeit und animierte französische Schriftsteller zu einem Protestschreiben. Der Schriftsteller Sascha Anderson, der im August 1986 nach West-Berlin übergesiedelt und für das MfS als IM tätig war, traf Fuchs in Paris und berichtete seinen Führungsoffizieren davon.[278] Die Schlüsselfiguren zur Herstellung von Öffentlichkeit in diesen Tagen waren Roland Jahn und der ebenfalls in West-Berlin lebende DDR-Bürgerrechtler Rüdiger Rosenthal.

Die «Zions-Affäre» steht am Anfang einer fast zweijährigen Entwicklung, die vor dem Hintergrund der gesamtgesellschaftlichen Krisensituation entscheidend zur Herausbildung einer breiten Bürgerbewegung beitragen sollte. Fünf Punkte lassen sich festhalten, die für die Folgezeit von Bedeutung werden sollten. Erstens blieb der Protest nicht regional begrenzt, sondern erreichte weite Teile der DDR und wies internationale Dimensionen auf. Es kam zu Solidarisierungsaktionen, die den Vernetzungsgedanken der Oppositionsgruppen in der gesamten DDR verstärkten. Mit Blick auf Strukturen, innere Differenzierungsprozesse, Umgang mit Öffentlichkeit und politische Zielvorstellungen agierten die Ostberliner Gruppen bereits professioneller als anderswo. Zweitens sind aus der Not neue Oppositionsformen wie die Mahnwachen erfolgreich als öffentlichkeitswirksam erprobt worden. Als die Mahnwache am 30. November 1987 eingestellt wurde, um dem Staat und der Kirchenleitung nach den Freilassungen von Schlegel und Rüddenklau Entgegenkommen zu signalisieren, kam es zu einem geduldeten Protestzug mit Kerzen von der Elias- zur wenige Kilometer entfernten Zionskirche. Noch wichtiger war, wie erwähnt, die erstmalige Installierung eines Kontakttelefons («Mahnwachenbüro»). Drittens war nun auch für die Skeptiker deutlich geworden, dass ein unverkrampfter Umgang mit westlichen Medien nützlich war, um etwas zu bewirken. Die rasche Freilassung der Inhaftierten war nicht nur dem kompromissbereiten Agieren der Kirchenleitung um Stolpe und Krusche und von Rechtsanwalt Wolfgang Schnur, der für das MfS als IM «Torsten» arbeitete, geschuldet, die die Proteste zu kanalisieren wussten, sondern auch und vor allem der internationalen Berichterstattung, die einen schweren Imageschaden für die SEDbedeutete. Viertens bewirkte dieser unerwartete Überfall eine politische Radikalisierung der Opposition. Die knappen staatlichen Stellungnahmen verdeutlichten, wie wenig dieser Staat und seine führende Partei gewillt waren, den inneren Dialog zu üben. Das SED-SPD-Papier und der Olof-Palme-Marsch, die damit verbundenen Hoffnungen auf inneren Wandel zerbrachen an den Mauern der Realität. Für den SED-Staat sprang einmal mehr Schriftsteller Hermann Kant in die Bresche, der am 26. November 1987 in der «Tagesschau» erklärte, wer sich in der DDR für die Umwelt einsetze, brauche nicht in Katakomben zu gehen. Er verteidigte so den Überfall und die Festnahmen und verortete Kirchen und Opposition im Untergrund. Fünftens schließlich konnten sich die Kirchen nach dem staatlichen Überfall auf eine ihrer Gemeinden nicht mehr mit ihrer Moderatorenrolle zwischen Staat und Gruppen begnügen. Es kam zu einem innerkirchlichen Differenzierungsprozess, der für die Kirchen wenig schmeichelhaft ausfiel. Denn nach dieser Aktion mehrten sich in allen Landeskirchen deutliche Stimmen, die «diese Typen» aus kirchlichen Räumen verbannt sehen wollten. «Die Kirchen in der DDR sind ‹Kirchen im Sozialismus›, nicht gegen ihn», glaubte die Berlin-Brandenburgische Kirchenleitung beteuern zu müssen, um auch noch zu erklären, beim «Grenzfall» handele es sich um «staatsfeindliches» Material und die westlichen Medien hätten eine «wüste Hetzkampagne» gegen die DDR entfacht.[279] Das waren Argumente, die der SED geradezu als Steilvorlage für künftige Aktionen dienten. Anders als in den bisherigen Debatten bezogen nun auch viele einfache Gemeindepfarrer in der gesamten DDR, gerade wenn sie über keine Kontakte zu Oppositionsgruppen verfügten, eine solche Position. Zugleich aber bewirkte der Überfall auch, dass viele Kirchenleute sich offener als bislang mit den Gruppen – ob nun christlich oder nicht – solidarisierten. In vielen Gottesdiensten am 29. November und 6. Dezember trugen Christen nicht nur Fürbitten vor, sondern auch viele Pfarrer solidarisierten sich ausdrücklich mit der Umweltbibliothek, nur wenige allerdings mit der «Initiative Frieden und Menschenrechte» und dem «Grenzfall». «Die Kirche» betitelte sogar am 6. Dezember 1987 einen großen Bericht über den Überfall: «Umweltbibliothek – Bestandteil der Kirche». Besonders beachtenswert war die Solidarisierung Westberliner Kirchen. In vielen Gottesdiensten am 29. November sind die Zions-Affäre erwähnt und die Betroffenen ins Gebet ausdrücklich einbezogen worden.

Es bedurfte keiner Reformkräfte im MfS- und SED-Apparat, um die «Aktion Falle» als Fehlschlag zu charakterisieren. Bis heute liegt nicht restlos offen, wie es zu den konkreten Handlungsabläufen und Befehlslagen kam. Nachweisbar ist aber, dass die MfS-Leitungsebene einschließlich Mielke und Mittig grünes Licht gaben und offenbar zuvor auch Honeckers mündliche Zustimmung bekamen. Es wundert daher nicht, dass sie sich mit dieser Niederlage nicht zufrieden geben wollten.

«Freiheit ist immer die Freiheit der Andersdenkenden»

Dieses berühmte Zitat von Rosa Luxemburg hat sie selbst nie veröffentlicht. In einer handschriftlichen Bemerkung schrieb sie in einer Auseinandersetzung mit den russischen Revolutionären an den Rand eines unfertigen Manuskriptes: «Freiheit nur für Anhänger der Regierung, nur für die Mitglieder einer Partei – mögen sie noch so zahlreich sein – ist keine Freiheit. Freiheit ist immer die Freiheit der Andersdenkenden. Nicht wegen des Fanatismus der ‹Gerechtigkeit›, sondern weil all das Belebende, Heilsame und Reinigende der politischen Freiheit an diesem Wesen hängt und seine Wirkung versagt, wenn die Freiheit zum Privilegium wird.»[280] In der DDR verwendeten es viele, die sich kritisch gegen die SED-Verhältnisse wandten. Nur ein Beispiel: Am Sonntag, den 16. Januar 1977, protestierten drei Ostberliner mit einem Transparent «Freiheit ist immer die Freiheit der Andersdenkenden» inmitten der offiziellen Liebknecht-Luxemburg-Demonstration gegen das System, weil weder Freiheit existiere noch das Vermächtnis Luxemburgs erfüllt werde. Sie erhielten Gefängnisstrafen zwischen zwölf und achtzehn Monaten.[281] Das Zitat war subversiv, aber erst ab 1988 war es dann allgegenwärtig.

Im September 1987 war es bereits zu einer für die SED neuen besorgniserregenden Allianz gekommen. Die von Ausreiseantragstellern in Ost-Berlin gegründete «AG Staatsbürgerschaftsrecht der DDR» hatte in Regina und Wolfgang Templin zwei prominente Unterstützer und Mitstreiter gefunden. Die Templins verteidigten konsequent das Menschenrecht auf Freizügigkeit. Die meisten Gruppen standen Ausreisewilligen distanziert und zum Teil ablehnend gegenüber. Es waren nicht nur taktische Gründe, die viele Oppositionelle auf Distanz hielt. Politisch wollte man mit ihnen nicht in einen Topf geworfen werden, weil sie sich selbst bewusst entschieden hatten, in der DDR das Land verändern zu wollen. Sie begegneten den Antragstellern auch deshalb mit Vorbehalten, weil sie vermuteten, diese wollten nur aus materiellen Gründen die DDR verlassen. Auch wenn dies ein hinreichender Grund ist, seinen Wohnort zu verlegen, so stimmte nicht einmal diese Annahme. Gegen viele der in der AG aktiven Personen ermittelte das MfS schon seit längerem und zwar nicht nur wegen der Ausreiseabsichten. Gegen nicht wenige liefen geheimpolizeiliche Ermittlungen schon bevor sie einen Ausreiseantrag gestellt hatten. Dies galt nicht nur für diese AG, sondern auch für eine ganze Reihe anderer Antragsteller, die ab 1987 mit spektakulären Aktionen auf ihr Begehren aufmerksam machten.

Am 10. Dezember 1987, dem internationalen Tag der Menschenrechte, übergab die «AG Staatsbürgerschaftsrecht der DDR» mehreren staatlichen Institutionen eine Erklärung, mit der sie eine rechtlich abgesicherte und einklagbare Freizügigkeit forderte.[282] Am Abend fand in der Gethsemanekirche eine Veranstaltung aus Anlass des Menschenrechtstages statt, an der neben der AG mehrere Oppositionsgruppen und 400 weitere Personen teilnahmen. Die «Initiative Frieden und Menschenrechte» verteilte eine Erklärung zu ihrem politischen Selbstverständnis. Als zentrale Anliegen für die Gesellschaft formulierte sie «1. Herstellung von Rechtsstaatlichkeit, 2. Demokratisierung». Es hieß weiter: «Der Einsatz für als unveräußerlich betrachtete Menschenrechte bedeutet zwangsläufig, gesellschaftliche Entwicklung nicht mehr an einem bestimmten utopischen Gesellschaftsbild messen zu können. Das mag für manche ein Schritt zurück sein, besonders aber für diejenigen, die sich selbst im Besitz der einzig wahren Weltanschauung wähnen, als autorisierte Sprecher einer Klasse oder gar eines ganzen Volkes auftreten, ohne diesen auch nur die Errungenschaften der bürgerlichen Revolution zuzugestehen. (…) Es entspricht dem Selbstverständnis der Initiative ‹Frieden und Menschenrechte›, neben den Forderungen an Regierungen in Form von Eingaben und Appellen noch nicht zugestandene Rechte so wahrzunehmen, als wären sie bereits zugestanden.»[283]

Mehrere IFM-Mitglieder konnten bei der Veranstaltung in der Gethsemanekirche selbst nicht anwesend sein, weil sie am Morgen des 10. Dezember festgenommen und erst einen Tag später wieder freigelassen worden waren. So vereitelte das MfS auch ihr Vorhaben – in Polen, Ungarn und der ČSSR liefen ähnliche Aktionen –, dem offiziellen «DDR-Komitee für Menschenrechte» eine Erklärung mit politischen und rechtlichen Forderungen zu übergeben.[284] Bei der Freilassung sagte ein MfS-Offizier zu IFM-Mitgliedern, sie könnten ab sofort «zu ihren Freunden» ausreisen, sie müssten es nur bekunden.

Die «Initiative Frieden und Menschenrechte» gab trotz der Zions-Affäre nicht nach. Die Umweltbibliothek erfreute sich einer Bekanntheit und eines Zulaufs, der ihre Kapazitäten überforderte. Und die Ausreisebewegung schien im ganzen Land durch die Zions-Affäre organisierte Strukturen und Formen anzunehmen. Das MfS entwickelte vor Weihnachten 1987 eine weitere «Konzeption zur forcierten Bekämpfung politischer Untergrundtätigkeit».[285] Sie korrespondiert mit dem zitierten Papier vom 20. August 1987, geht nun aber weiter. Die Pressearbeit solle verstärkt und insbesondere die in der «Jungen Welt» begonnene offensive Auseinandersetzung (Diffamierung) mit der Opposition fortgeführt werden. Das ZK der SED müsse alle Bezirksleitungen eingehend auf der Grundlage von MfS-Ausarbeitungen informieren. Über den «Grenzfall» sei ein juristisches Gutachten einzuholen. Am 15. Januar 1988 legten drei Professoren der Humboldt-Universität zu Berlin – Horst Luther, Günter Röder und Anni Seidl – ein Gutachten zum «Grenzfall» vor, mit dem sie im Auftrag der Geheimpolizei beweisen wollten, dass der «Grenzfall» ein Fall für die Justiz sei. Sie «bewiesen» das ebenso wie – unaufgefordert – für die «Umweltblätter» gleich mit.[286] Das MfS nahm dies zum Anlass, auch andere Samisdat-Erzeugnisse per Gutachten als staatsfeindlich einzuordnen. Roland Jahn sollte öffentlich als westlicher Auftraggeber hingestellt werden. Gesellschaftliche Einrichtungen und Verbände sollten in die Verleumdungskampagne einbezogen und der staatliche Druck auf die Kirchenleitungen sollte erhöht werden, um diese weiter von den Gruppen zu lösen. Von «positiven» Kirchenleuten sollten distanzierende Stellungnahmen eingeholt werden – entsprechende Briefe von Pfarrer Cyrill Pech und Pfarrer Walter Unger im «Neuen Deutschland» gehörten zu dieser Strategie. Anträge auf Übersiedlung von Oppositionellen würden kurzfristig realisiert. Eine Ausbürgerung von DDR-Menschen, «die sich nicht im Ausland aufhalten», gegen deren Willen aber sei nicht möglich, weil es dafür keine rechtliche Grundlage gebe und es «internationalen Gepflogenheiten» widerspreche. Zügig seien strafprozessuale Maßnahmen gegen Rüddenklau, Hirsch, Grimm, Rölle, Bohley, Fischer, Böttger, Mißlitz, Schult und Kulisch sowie die Ehepaare Templin und Poppe zu prüfen. Die SED-Organisationseinheiten seien rechtzeitig darauf vorzubereiten, weil solche Maßnahmen «Solidarisierungseffekte» auch bei Personenkreisen befördern könnten, «die bisher nicht in diese Feindaktivitäten einbezogen sind.»[287] Dann folgte ein Zeitplan: Bis 10. Januar 1988 sollte die «1. Etappe» der Übersiedlungen beendet sein, bis zum 15. Januar sollte die strafrechtliche Beweislage gegen die «Führungskräfte» erbracht und die inspirierende Rolle von Jahn («Telefonfahndung») sowie die geheimdienstlichen Verbindungen von Jahn, Hirsch, Templin und Bohley erwiesen und dann bis zum 19. Januar 1988 die «2. Etappe» der Übersiedlungen abgeschlossen sein. Am 20. Januar 1988 schließlich wollte das MfS eine Pressekonferenz durchführen, auf dem erstens eine Dokumentation der Ereignisse seit Herbst 1987 vorgestellt und auf dem zweitens ein in die «Initiative Frieden und Menschenrechte» eingeschleuster IM[288] über die Machenschaften der Staatsfeinde von innen berichten sollte. Anschließend würden die Prozesse und Ordnungsstrafverfahren gegen die in der DDR verbliebenen Personen beginnen.

Es kam alles nicht ganz so, aber fast. Denn das MfS konnte Mitte Dezember nicht ahnen, dass am 9. Januar 1988 die AG Staatsbürgerschaftsrecht in den Räumen der Umweltbibliothek mehrheitlich den Beschluss fasste, an dem alljährlich von der SED-Führung inszenierten Massenaufmarsch aus Anlass der Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht 1919 mit eigenen Transparenten teilzunehmen. Diese offizielle Demonstration, einer der alljährlichen Höhepunkte im SED-Feiertagskalender, fand immer am dritten Sonntag im Januar statt, 1988 am 17. Januar. Es war geplant, 16 Transparente mit Luxemburg-Zitaten zu beschreiben, um dem Staat keine rechtliche Handhabe für Maßnahmen zu geben. Die meisten Oppositionellen hielten sich zurück und distanzierten sich von dem Plan. Die Gruppen stellten es ihren Mitgliedern frei, daran teilzunehmen, als Gruppe aber sollte keine präsent sein. Wolfgang und Regina Templin machten sich im Vorfeld für die Aktion stark.

Seit dem 13. Januar beschäftigten sich mit den anstehenden Protesten Honecker, Krenz und Schabowski persönlich. Am 15. Januar erstellte das MfS eine Namensliste von Personen, die vorbeugend zugeführt oder dann festgenommen werden sollten, wenn sie am 17. Januar ihre Wohnung verließen. Die ersten Festnahmen erfolgten am 16. Januar. Auch Wolfgang Templin sollte zugeführt werden, aber ihm gelang die Flucht. Außerdem sind vom 13. bis 16. Januar 118 Personen, darunter 93 aus Ost-Berlin, belehrt worden, nicht an der Demonstration teilzunehmen. 19 weitere Personen durften kurzfristig ausreisen. Am Abend des 17. Januar gab Alvin Lee ein Konzert im «Palast der Republik». Er ist durch Woodstock als Frontmann von «Ten years after» weltberühmt geworden und spielte nun auch in Ost-Berlin seinen Welthit. Die Fans schrieen mit: «I’m goin’ home, I’m goin’ home / I’m goin’ home, hey ho / Gonna take me back right where I belong.» Das war kein Solidaritätssong, sondern nur purer Zufall. Aber die Geschichte wollte es eben so.

Am 17. Januar nahm das MfS insgesamt 105 Personen fest, davon 70 am Rande der Demonstration am Frankfurter Tor. Die meisten Zugeführten wollten tatsächlich ausreisen. Die anderen 35 Personen verhaftete das MfS vorbeugend, darunter Andreas Kalk, Bert Schlegel und Till Böttger von der Umweltbibliothek sowie Vera Wollenberger und Frank-Herbert Mißlitz von der KvU/Gegenstimmen. Der prominenteste Verhaftete war der Liedermacher Stephan Krawczyk, der ein Transparent «Gegen Berufsverbote in der DDR» mit sich führte.

Krawczyk war 1985 aus der SED ausgetreten und hatte noch im selben Jahr faktisches Berufsverbot erhalten. Gleiches widerfuhr der Theaterregisseurin und Publizistin Freya Klier, die nie Mitglied der SED gewesen war. Sie entwickelten gemeinsame Programme, die sie in Kirchen und Gemeinderäumen aufführten. Der Staat setzte die Kirchen unter Druck, ihnen keine Aufführungsmöglichkeiten mehr zu bieten. Pfarrer, die sich dem widersetzten, erhielten nicht selten Ordnungsstrafen. Klier und Krawczyk konnten dennoch ihre systemkritischen Stücke und Lieder vor Zehntausenden Besuchern in Kirchen vortragen. Beide galten als Staatsfeinde. Insofern kam die Gelegenheit dem MfS nicht ungelegen, die beiden Prominenten in diese Aktion gleich mit einzubeziehen. Klier blieb zunächst frei, da sie sich an der Demonstration nicht beteiligt hatte.

Im MfS firmierte die Aktion zur Verhinderung dieser Gegendemonstration unter dem Namen «Störenfried». Eigentümlicherweise hat sie diese Operation «Störenfried» bis zum Ende ihrer Tätigkeit nicht mehr abgebrochen. Unter diesem Codewort finden sich in den MfS-Archiven viele Tausende Dokumente. Für jeden Tag bis Anfang Dezember 1989 existiert ein Bericht über die Opposition in der gesamten DDR. Hinzu kamen jede Woche und jeden Monat bis Anfang Dezember 1989 zusammenfassende Berichte. Neben der «Störenfried-Linie» gab es noch andere systematisch erstellte Tages-, Zehn-Tages- und Monatsberichte zu oppositionellen und anderen als feindlich eingestuften Aktivitäten. Dass die Aktion «Störenfried» nie mehr abgeschlossen werden konnte, symbolisiert ungewollt den Zusammenhang zwischen den Ereignissen im November 1987 und Januar 1988 einerseits und dem Herbst 1989 andererseits. Nicht nur diese geheimpolizeilichen Berichte, ebenso Hunderte Selbstzeugnisse der Opposition belegen die hohe Dynamik der Ereignisse nach den Verhaftungen vom 17. Januar.

Am 18. Januar fand in der Zionsgemeinde eine erste Informationsveranstaltung zu den Ereignissen statt. Das Kontakttelefon wurde reaktiviert. Zunächst diente der Privatanschluss von Bärbel Bohley dafür, einige Tage später räumte die Generalsuperintendentur diese Verbindung in ihren Räumen ein, was bis 8. Februar funktionierte. Am 18./19. Januar bildete sich eine Koordinierungsgruppe, in der Vertreter verschiedener Oppositionsgruppen mitarbeiteten, darunter Reinhard Weißhuhn für die IFM, Wolfgang Rüddenklau und Martin Schramm für die Umweltbibliothek, Reinhard Schult für «Gegenstimmen», Marianne Birthler und Ulrich Stockmann für die «Solidarische Kirche», Marion und Roland Seelig für die Zionsgemeinde oder Uwe Kulisch und Walter Schramm für die KvU. Die Hauptaufgabe der Koordinierungsgruppe bestand darin, die Solidaritätsaktionen zu koordinieren und die Informations- und Fürbittandachten in Ost-Berlin vorzubereiten. Die Gruppen in Ost-Berlin hielten zusammen.

In anderen Teilen der DDR kam es ab 20. Januar zu ersten Solidarisierungsaktionen, zuerst in Leipziger Kirchen. Die bundesdeutschen Medien berichteten kontinuierlich. Aber die Veranstaltungen erfreuten sich zunächst nur geringen Zulaufs. Der bundesdeutsche Journalist Gerhard Rein kommentierte: Die Ausreiseantragsteller «haben Rosa Luxemburg genauso instrumentalisiert wie die Partei. Nämlich für sich.»[289] Rein, der die kirchlichen und Oppositionsgruppen als ständiger Korrespondent sehr gut kannte, zeigte eine heute zwar unverständliche, aber damals mehrheitsfähige Haltung. Am Abend des 22. Januar 1988 strahlten die bundesdeutschen Fernsehsender – Ralf Hirsch war bei der Herstellung und Übermittlung an den ARD-Korrespondenten Hans-Jürgen Börner behilflich – eine Videobotschaft von Freya Klier aus. Sie erklärte, wer ihr Mann Stephan Krawczyk sei, dass er seit 1985 Berufsverbot habe und sich nach einer wahren sozialistischen Gesellschaft sehne. Sie forderte die DDR-Regierung auf, Krawczyk unverzüglich freizulassen. Und sie appellierte an bundesdeutsche Künstler, bis zu Krawczyks Freilassung nicht in der DDR aufzutreten. Namentlich bat sie zudem Günter Kunert, Reiner Kunze, Wolf Biermann und Erich Loest, allesamt ursprünglich aus der DDR kommend, sich für den Liedermacher einzusetzen.[290] Freya Kliers Aufruf wirkte wie ein Verzweiflungsschrei. SED und MfS befürchteten zutreffend, Klier wolle eine Solidarisierungsbewegung entfachen, wie es sie 1976 nach Biermanns Ausbürgerung in Ost und West gegeben hatte.[291] Nicht wenige Oppositionelle fanden ihren Appell übertrieben. Die angesprochenen bundesdeutschen Künstler aber reagierten sofort. Peter Maffay unterbrach seine Verhandlungen mit der DDR für eine Tournee und kam bis zum Ende der DDR auch nicht mehr. Er und mit ihm weitere Stars der bundesdeutschen Szene wie zum Beispiel BAP, Herbert Grönemeyer, Udo Lindenberg, Dieter Hildebrandt, Bruno Jonas, Rio Reiser, Konstantin Wecker, Ulla Meinecke, Marius Müller-Westernhagen forderten in einem Offenen Brief an Honecker die sofortige Freilassung aller Inhaftierten und die Aufhebung des Berufsverbots für Krawczyk.[292] Günter Grass nannte die Vorgänge zwar «beschämend», zog aber gleichzeitig Parallelen zur bundesdeutschen Realität im Umgang mit Andersdenkenden.[293] Auch Biermann, Kunze, Fuchs, Loest und viele weitere aus der DDR kommende Künstler publizierten eine Erklärung. Schon der Titel hatte es in sich: «Ja, es ist Krieg». Sie betonten, das sei keine Bittschrift. «Kein Mensch kann geben was er nicht hat. Also fordern wir auch nicht Gedankenfreiheit von Leuten, die sie gar nicht haben. Nein, wir bitten nicht. Wir können auch nicht drohen, denn wir haben keine Macht. Aber wir haben ein steinaltes Gedächtnis. Und wir haben das offene Wort und werden es einsetzen im Kampf um die Freilassung unserer Freunde in der DDR.»[294]

Was genau in den Tagen nach dem 17. Januar in den Amtsstuben der MfS-Strategen vor sich ging, ist nicht bekannt. Die Ereignisse nach dem 25. Januar zeigten aber, dass man strikt gewillt war, die Pläne vom August und Dezember 1987 umzusetzen. Denn an diesem Montagmorgen verhafteten MfS-Festnahmegruppen Freya Klier, Bärbel Bohley, Werner Fischer, Ralf Hirsch sowie Regina und Wolfgang Templin.[295]

Nachdem die Verhaftung dieser sechs wegen «landesverräterischer Verbindungsaufnahme» – es drohten Gefängnisstrafen bis zu 12 Jahren (§§ 99, 100, 219 StGB) – bekannt wurde, erhob sich ein Proteststurm im In- und Ausland. Damit hatte niemand gerechnet, nicht der Staat, nicht die Kirchen, nicht die Opposition und auch nicht die Inhaftierten. Als sie «einfuhren», war das nicht abzusehen und in der U-Haft erfuhren sie nichts davon. Vom nächsten Tag an kam es im gesamten Land inner- und außerhalb der Kirchen zu Protesten. In fast allen großen und vielen kleineren Städten bis hin zu Dörfern veranstalteten Bürgerrechtler und Pfarrer Informations- und Fürbittandachten. In Ost-Berlin, aber auch in Leipzig, Dresden und anderen Städten fanden an manchen Tagen mehrere statt. In Leipzig, Dresden, Jena, Halle, Weimar, Erfurt und Braunsdorf richteten Oppositionelle ebenfalls ein Kontakttelefon zur Informationssammlung ein.

Der Protest kam nun aus den Kirchen heraus. Es gab kaum ein anderes Thema im Betrieb, in der Schule, an der Universität, im Büro. Für den Staat besonders bedrohlich war, dass überall im Land Parolen an Häuserwänden, Bushaltestellen und vielen anderen öffentlichen Plätzen auftauchten und Flugblätter selbst in Kleinstädten wie Grimmen, Sebnitz oder Radebeul kursierten. Die Losungen lauteten z.B.: «Freiheit für Stephan und Freya», «Freiheit für Andersdenkende», «Ich bin Krawczyk», «Freie Wahlen», «Lasst Krawczyk frei», «Luxemburg im DDR-Gefängnis», «Nieder mit der SED», «Freiheit für Vera», «Stasi raus» und sogar im Süden der DDR mehrfach «Solidarität mit Berlin» (!) usw. usf. Besonders beliebt waren zwei Sprüche, die in den gesamten achtziger Jahren im Umlauf waren: «Wer sich nicht rührt, spürt seine Fesseln nicht», und: «Bleibe im Lande und wehre Dich täglich.» Hunderte Menschen schrieben Eingaben und Offene Briefe an Staat und SED. Für die bevorstehenden Prozesse kamen Geldspenden in Höhe von 35.000 Mark zusammen. Immer wieder kam es auch außerhalb Ost-Berlins zu Festnahmen.

Die SED hatte diese Aktion angeschoben, um «einer Entwicklung, wie sie Anfang der 80er Jahre in der Volksrepublik Polen typisch war»,[296] zuvorzukommen. Nun aber schien die Situation zu eskalieren. Zwischen 1. Februar und 20. März wurden 380 Ermittlungsverfahren wegen solcher Proteste eröffnet. In dieser Zeit sind auch 120 Verfahren abgeschlossen worden, die Hälfte endete mit Haftstrafen bis zwei Jahren. Monatelang kamen wöchentlich 60 neue Verfahren und wöchentlich auch jeweils 60 neue Urteile hinzu.[297] Hunderte Antragsteller erhielten überstürzt die Ausreise. Aus der Bundesrepublik und dem Ausland wurden jeden Tag neue Protestschreiben und Resolutionen bekannt. Der Bundestag debattierte darüber, aus fast allen west- und osteuropäischen Staaten meldeten sich Politiker, Intellektuelle und Bürgerrechtler zu Wort. Auch aus Kanada und den USA – Norman Birnbaum und Joan Baez zum Beispiel – kam Protest. Noch mehr Protestschreiben stammten aus der DDR selbst. Die Absender galten fortan als feindlich-verdächtige Personen, deren Zahl so groß war, dass sie vom MfS nicht mehr alle «operativ bearbeitet» werden konnten.

Am 28. Januar verurteilte ein Ostberliner Gericht Vera Wollenberger zu sechs Monaten Gefängnis, am 1. Februar erhielten die drei Mitarbeiter der Umweltbibliothek die gleiche Strafe. Alle vier waren am 17. Januar verhaftet worden. Einen Tag später kam die überraschende Nachricht, Klier und Krawczyk seien in die Bundesrepublik ausgereist, auch Bert Schlegel, einer der drei von der Umweltbibliothek. Einen Tag später erklärten Klier und Krawczyk, sie seien weder freiwillig ins Gefängnis gegangen noch freiwillig in die Bundesrepublik und forderten ihre Rückkehr in die DDR. Die Öffentlichkeit und die Opposition waren gleichermaßen irritiert und enttäuscht. Rechtsanwalt Wolfgang Schnur erklärte am 4. Februar abends in der Gethsemanekirche vor etwa 2500 Menschen, Klier und Krawczyk hätten sich nach ihrer Ausreise «mies» verhalten. Es sei verabredet gewesen, vorerst keine öffentlichen Erklärungen abzugeben und die beiden sollten nur mit ihm telefonieren.[298] Als die beiden sich dann aber wiedersahen und über die Ereignisse sprachen, dämmerte es ihnen, dass sie von Schnur getäuscht worden waren. Erst im Frühjahr 1990 stellte sich heraus, dass sie Recht hatten und Schnur IM des MfS war.

Die Irritationen steigerten sich noch, als am 5. Februar Ralf Hirsch mit einem Ausreiseantrag in die Bundesrepublik gezwungen wurde, die Templins mit ihren Kindern für zwei Jahre in die Bundesrepublik, Bohley und Fischer für ein halbes Jahr nach England gingen. Am 8. Februar folgte ihnen Vera Wollenberger für ein Jahr ebenfalls nach England mit zwei Kindern, der älteste Sohn (16 Jahre) blieb in der DDR. (Wollenberger hielt sich dann bis zum Mauerfall in England auf, durfte aber 1989 einmal besuchsweise in die DDR einreisen.)

Die Protestbewegung in Ost-Berlin erstarb augenblicklich. Die «Initiative Frieden und Menschenrechte» beschloss, bis zur Rückkehr von Bohley und Fischer weniger in Erscheinung zu treten, um deren Wiedereinreise nicht zu gefährden. Im Gegensatz dazu weitete sich in den folgenden Wochen und Monaten die oppositionelle Bewegung in allen anderen Regionen der DDR aus. Und bis zum Ende der DDR ebbte der öffentliche Protest von Ausreisewilligen nicht mehr ab. Sie kamen in Kirchen, versammelten sich auf öffentlichen Plätzen und unternahmen andere demonstrative Akte. Vielen war dies ein Dorn im Auge. Aber: sie sorgten im öffentlichen Raum dafür, dass die Kritik am System von nun an öffentlich blieb. Jeder war förmlich gezwungen, sich mit diesem Phänomen auseinanderzusetzen. Egal wie die individuelle Entscheidung ausfiel, dieser breite gesellschaftliche Diskurs war vom Staat nicht mehr zu steuern und unterhöhlte in einem hohen Maße seine Stabilität. Ausreisebewegung und Opposition waren vom Staat zusammengepfercht worden und wurden nun zu einem Sargnagel des Systems.

SED und Staatssicherheit standen nach dem 5. Februar zunächst als Sieger da. Vier Gruppen spielten dabei eine entscheidende Rolle. Erstens wären IM des MfS zu nennen, die innerhalb der Opposition, vorzugsweise der «Initiative Frieden und Menschenrechte», agierten und praktisch alles verrieten, was geplant war. Da sie zudem viele Hinweise gaben, die für das MfS bei der Erarbeitung genauer Psychogramme der Oppositionellen unverzichtbar waren, wusste die Geheimpolizei, wie sie die Inhaftierten am besten mürbe machen konnte. Dann gab es IM des MfS wie Sascha Anderson, die in West-Berlin eingesetzt waren und über das Wirken von Roland Jahn, Jürgen Fuchs oder Rüdiger Rosenthal berichteten, über ihre Kontakte und ihre Strategie. Für die Zeit ab 17. bzw. 25. Januar kamen zwei weitere Gruppen von Akteuren hinzu, deren Bedeutung kaum hoch genug veranschlagt werden kann. Denn drittens sind unterschiedliche Kirchenleitungsmitglieder zu nennen, die sich nach neuen «Denkpausen» sehnten, die das Staat-Kirche-Verhältnis noch immer nicht belastet sehen wollten und von denen einige mit welcher Begründung auch immer mit dem MfS konspirativ zusammenarbeiteten. Der katholische Bischof von Berlin, Kardinal Joachim Meisner, hat diese Kräfte in einer Stellungnahme bestärkt. Denn er zeigte sich am 1. Februar 1988 besorgt, dass Gottesdienste in evangelischen Kirchen zu politischen Informationsveranstaltungen gerieten «– aus welchen Gründen auch immer. Wenn ein Gottesdienst nicht mehr zuerst der Gottesverehrung dient, dann ist das nach unserem katholischen Verständnis ein fragwürdiges Unterfangen.»[299] Viertens gab es eine perfide Zweier-Gruppe, die den Inhaftierten als Freunde und sogar in einem Fall als Ehepartner «zur Seite» standen. Denn sowohl Rechtsanwalt Wolfgang Schnur (IM «Torsten») als auch Vera Wollenbergers Ehemann Knud (IM «Donald») agierten seit vielen Jahren als IM für das MfS. Neben den kirchlichen Amtspersonen spielten diese beiden eine Schlüsselrolle. Zwar tanzte auch Staranwalt Wolfgang Vogel mit auf dem Parkett, aber dessen Funktion war vor 1987/88 ebenso wie danach allgemein bekannt und er galt als nicht vertrauenswürdig. Mit seinen maßgeschneiderten Anzügen, Siegelringen und protzigen Autos trat er zudem so großbürgerlich auf, dass er in der «Szene» nicht ankam, was ihn wiederum nicht scherte, weil er diese «Szene» ebenso lächerlich fand. Der biedere Wolfgang Schnur aber kam an: ein studierter Mann, Rechtsanwalt zumal, der sich für die Belange von Bausoldaten, Oppositionellen und überhaupt kritischen Menschen einsetzte. Hirsch und Eppelmann waren mit ihm befreundet und fast alle – bis auf wenige Ausnahmen – vertrauten ihm. Trat er in Kirchen auf und erklärte die Umstände, von was auch immer, brandete Beifall auf. Nur wenige misstrauten ihm. Die Juristen Wolfgang Schnur, Gregor Gysi, Lothar de Maizière, Manfred Stolpe galten als Persönlichkeiten, deren Telefonnummern fast jeder, der sich für gefährdet hielt, im Kopf oder wenigstens auf einem Notizzettel festgehalten hatte. Sie spielten alle in diesen Tagen eine wichtige Rolle.

Klier und Krawczyk, Hirsch, Bohley, Fischer und die Templins sind in den Westen gedrängt worden, abgeschoben hat sie der Staat, der dies mit seinem MfS seit Sommer 1987 plante. Niemand hat ihnen im Knast von der Welle der Solidarität im ganzen Land berichtet. Im Fall von Vera Wollenberger ist dies besonders tragisch. Denn als Einzige erhielt sie nicht nur Besuch vom Anwalt und kirchlichen Würdenträgern, sondern auch von ihrem Ehemann Knud, der als IM das perfide Spiel des MfS betrieb und ihr nichts von den Ereignissen in der DDR berichtete. Ganz im Gegenteil, Knud Wollenberger und Wolfgang Schnur beteuerten bei ihren Besuchen, draußen sei nichts los, niemand kümmere sich um das Schicksal der Verhafteten. Man darf zudem nicht übersehen: Bärbel Bohley, die Templins, Freya Klier und Vera Wollenberger hatten minderjährige Kinder, deren Schicksal ungeklärt war. Zwar waren dafür Vorkehrungen getroffen, so dass die Kinder bei oppositionellen Freunden aufgenommen werden würden, aber niemand konnte garantieren, dass der Staat nicht Zwangseinweisungen in Heime anordnen würde. Insofern kam eine Gemengelage zusammen, die aus der Sicht der Inhaftierten eine Ausreise fast alternativlos erscheinen ließ.

Derweilen hatte die SED in ihrer Presse eine wochenlange Hetzkampagne gegen die Opposition, gegen Kirchen und Unterstützer wie Jahn und Fuchs losgetreten. Das MfS setzte auch hier seine Pläne zielgerichtet um. Es wurden Beiträge aus bundesdeutschen DKP-Zeitungen – die in diesem Zusammenhang meist in Dienstzimmern des MfS entstanden waren – ebenso wie «Prawda»-Kommentare aus Moskau abgedruckt. Im MfS entstanden zahlreiche Beiträge, die als ADN-Kommentare oder namentlich gezeichnete Artikel wie seriöse Hintergrundberichte daherkamen. Noch vor den Verhaftungen veröffentlichte das «Neue Deutschland» – fast alle diesbezüglichen Beiträge wurden am gleichen oder einen Tag später von den meisten anderen DDR-Tageszeitungen nachgedruckt – am 24. Januar 1988 einen Aufsatz, mit dem bewiesen werden sollte, dass Roland Jahn die «heißersehnte ‹DDR-Opposition›» vom Westen aus unterstützte, was ja stimmte, und dass dieser geheimdienstlich angebunden sei, was nicht stimmte. Seit Monaten suchte das MfS fieberhaft, aber vergeblich nach Beweisen für Jahns geheimdienstliche Tätigkeit. Intern bekannten die Offiziere, keine Beweise zu haben. Öffentlich ließen sie das Gegenteil erklären.[300] Der Hintergrund wurde am 25. Januar mit den Festnahmen öffentlich: Denn der Vorwurf gegen Hirsch, Bohley, Fischer, Klier und die Templins, «Verdacht auf landesverräterische Verbindungsaufnahme», basierte auf ihren intensiven Kontakten zu Jahn. Ein Interview mit dem in der DDR durch eine regelmäßige Fernsehsendung («Der Staatsanwalt hat das Wort») weithin bekannten Leiter der Pressestelle beim DDR-Generalstaatsanwalt, Peter Przybylski, suggerierte am 28. Januar rechtsstaatliches Vorgehen gegen die Verhafteten: ihnen stünde ein Verteidiger zu. Auch Przybylski bekräftigte: Die Verhafteten hätten Kontakt «zu Personen und Einrichtungen außerhalb der Staatsgrenzen der DDR» gehabt, damit waren wieder Jahn und Fuchs gemeint, «deren Beziehungen zu westlichen Geheimdiensten bekannt sind.»[301] Wiederum hatte das MfS seine Hände im Spiel.

Bei dem Kommentar, der in diesem Zusammenhang das größte Aufsehen erregte, liegt das nicht so offen zutage. Mit Heinz Kamnitzer meldete sich am 28. Januar ein Mann zu Wort, dessen Fähigkeiten kaum jemand genau kannte. 1954 musste er eine Professur für Geschichte an der Humboldt-Universität zurückgeben, weil ihm von bundesdeutschen Historikern nachgewiesen worden war, ein Plagiat produziert zu haben. Anschließend war er als Multifunktionär, «freier» Autor und seit 1970 als Präsident des P. E. N.-Zentrums der DDR tätig. Unter der Überschrift «Die Toten mahnen» schrieb er nun: «Der Trauermarsch für die ermordeten Nationalhelden unseres Staates wurde vorsätzlich gestört, die Totenfeier für die Märtyrer der Kommunistischen Partei sollte mutwillig entweiht werden. Man wollte sich nicht in Ehrfurcht einer Demonstration anschließen, sondern auf sich selbst aufmerksam machen. Was da geschah, ist verwerflich wie eine Gotteslästerung. Keine Kirche könnte hinnehmen, wenn man eine Prozession zur Erinnerung an einen katholischen Kardinal oder protestantischen Bischof entwürdigt.»[302] Kamnitzer beschrieb seine KP als kirchenähnlich, die Demonstration als Prozession. Das erzürnte viele Menschen, auch Kardinal Meisner.[303] Viele SED-Mitglieder zeigten sich sprachlos. Die meisten Menschen verstanden gar nichts mehr.

Nach Kliers und Krawczyks Ausreise folgte am nächsten Tag ein diffamierender Artikel über den Liedermacher, der an Böswilligkeit kaum zu überbieten war. Mit «Krawczyk wählte den [Weg] ins Gestern …» endete er.[304] So ging dies wochenlang. Und immer wieder versuchte die SED, Rosa Luxemburg und ihren berühmten Satz von den Andersdenkenden für sich zu retten. Den gewichtigsten Beitrag steuerte Annelies Laschitza bei. Sie gab die Werke und Briefe von Luxemburg heraus, schrieb vor und nach 1989 Biographien über Luxemburg und Liebknecht, war wissenschaftliche Beraterin des international preisgekrönten bundesdeutschen Spielfilms «Rosa Luxemburg» (1986) von Margarethe von Trotta – und Professorin mit Leitungsfunktion am Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. In einem ganzseitigen Artikel versuchte sie zu zeigen, wie Luxemburgs berühmter Satz zu den Andersdenkenden zustande gekommen war. Sie verfuhr so, dass ihr Aufsatz mit dem Absatz enden konnte: «Alle Versuche, Rosa Luxemburg für einen jenseits vom Marxismus-Leninismus und vom realen Sozialismus liegenden sogenannten dritten Weg zu einem angeblich demokratischen Sozialismus auszudeuten, befinden sich in unüberbrückbarem Gegensatz zu Rosa Luxemburgs tatsächlicher Entwicklung und ihrem Verständnis von Demokratie und Sozialismus, das sie an die Seite Lenins führte.»[305] Die Seite ziert noch eine Hervorhebung: «Übrigens im Namen dieser ‹Freiheit› wurden Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht von ‹Andersdenkenden› ermordet.» Im November 1989 sollte Laschitza sich neuerlich zum Thema äußern, nun um die SED als «Andersdenkende» zu verteidigen und vor ihrem drohenden Untergang zu retten.[306]

Heinz Kamnitzer ließ es sich nicht nehmen, nochmals nachzulegen. Auch er argumentierte zunächst historisch, lange nicht so geschickt wie Laschitza, um dann einzugestehen, dass «unsere» Freiheit nicht für alle gelte.[307] Beide bildeten einen Teil des erwähnten SED/MfS-Plans, vermeintliche Fachexperten in die politische Auseinandersetzung einzubeziehen. Dazu zählte auch, dass just am 29. Januar 1988 ein Interview erschien, in dem der 31-jährige «FDJ-Jugendforscher» Uwe Wöhlbier aus Eisleben «ganz locker» erklärte, warum in der DDR alles so bleiben müsse, wie es sei. So stelle die DDR, wie auch immer dies errechnet worden sein mag, «ein Prozent des Weltpotentials an wissenschaftlicher Forschung», «übrigens weit mehr als unser Anteil an der Weltbevölkerung beträgt. Na bitte.» Das Ganze lief unter der Überschrift: «Freiheit, das ist bei uns die Freiheit des Mitdenkenden».[308] Experten für Klassenkampf stellten auch die Mitglieder des FDJ-Singevereins «Oktoberklub» dar. So wie in der Opposition das positiv gemeinte Wort umging, «Stolpe wird es schon richten», so war für SED und FDJ seit 1967 der «Oktoberklub» die singende Propagandaallzweckwaffe. Auch zum 17. Januar äußerten sie sich. «Wir» waren wie immer in endloser Reihe alle dabei, der Arbeiter, die bürgerliche Dame, der Alte an der Krücke und die Jungen in Schwarz «mit silbernen Schnallen»: «da plötzlich am Rande des Zuges ein Raunen / und die gerade vorbeigingen, sahn’s auch mit Staunen: / Sie wurden mit einem Zitat belehrt / das der Andersdenkenden Freiheit begehrt! Wo gab es je einen falscheren Ort, / als diesen, für dieses Luxemburgwort? / Als hätten nicht in diesen Januartagen / Andersdenkende Karl und Rosa erschlagen! / Es muss andersdenken, wer auf neue Art denkt, / doch wer sich das Wort wie ’nen Mantel umhängt / um darunter die alte Spaltung zu treiben, / steht dem neuen im Weg, der wird nicht bleiben.»[309] Den Oktoberklub gibt es (wahrscheinlich) nicht mehr.

Ein letztes Beispiel: Als sich am 13. Februar 1988 am Jahrestag der Zerstörung Dresdens 1945 Ausreisewillige unter die offiziellen Demonstranten mischten und Transparente mit der Aufschrift zeigten: «Vernichtet nicht die Menschenrechte wie einst Dresden», wütete die kommunistische Hetzkampagne. Wieder ermordeten «Andersdenkende» Karl und Rosa, «Glasnost-Sendungen» ziehen «unser» freundschaftliches Verhältnis zur SU in den Schmutz und wieder «beleidigten» Sozialismusfeinde «Lebende wie Tote». «Dieser Ruf richtete sich gegen unseren Staat also, dessen Ordnung und dessen Bürgermoral den Schutz des Friedens und des Sozialismus – diesen wichtigsten Garanten des Friedens – zu jedermanns Recht und zur allgemeinen Pflicht machen.»[310] Der Mann der dies schrieb, Hans Eggert, war von 1989 bis 1996 Chefredakteur der «Berliner Zeitung», von 2002 bis 2007 bekleidete er das gleiche Amt ausgerechnet bei der «Sächsischen Zeitung», für die er seither als «Korrespondent» tätig ist. «Junge Welt»-Mitarbeiter Jens Walther übertraf seinen Genossen noch. Mit offensichtlichem Bezug auf die «Initiative Frieden und Menschenrechte» formulierte er: «Jene, die nichts für Frieden und das erste Menschenrecht, das Recht auf Leben, tun wollen, passten nicht hier her.» Seine Böswilligkeit war kaum zu überbieten: «Und auch das Gedenken an die Bombardierung[311] und die Toten war dieser Handvoll Faulenzer und Vorbestrafter, auf Kosten anderer Lebender und krimineller DDR-Verräter, Sprachröhren der Gestrigen und Anbeter des Kapitals, der Kleindarsteller des BRD-Fernsehens alles andere als heilig.» Und weiter: «Doch wird Unrechtm nicht zu Recht,[312] wenn es sich tarnt, vor Westkameras theatralisch sich zusammenrottet und Tränen auf Bestellung rollen lässt. Wer die Opfer und ihre Erben beleidigt, findet die Verachtung aller hier, die wollen, dass diese Steine die letzten bleiben, die uns mahnen.» In dieser ganzen Affäre zeigte sich, wie stark die erwähnte Antifaschismus-Doktrin noch bis zum Ende des Systems Legitimationszwecken dienen sollte. Jens Walther blieb sich übrigens treu: er arbeitet noch heute bei der «jungen welt», der einzigen linksradikalen Tageszeitung Deutschlands.

Eine Bilanz der Ereignisse zu ziehen fällt schwer, weil danach das Land nicht mehr zur Ruhe kam, die Gesellschaftskrise sich zuspitzte und aus heutiger Sicht der Weg zum Herbst 1989 nur noch kurz war. Damals schien eine solche Entwicklung kaum jemandem vorstellbar. Ältere Oppositionelle wie Gerd Poppe erinnerte die staatliche Vorgehensweise, wie er 1987/88 immer wieder betonte, an die fünfziger Jahre, als Repressionen offener zutage traten und ständig nach geheimdienstlichen Verbindungen gesucht wurde. Die SED-Führung scheint die Ereignisse intern als Erfolg gewertet zu haben. Eine genaue Analyse ist schwierig, da Unterlagen im Archiv der SED fehlen. So lässt sich zwar erfahren, dass Honecker persönlich auf der SED-Politbürositzung am 2. Februar über die Ereignisse und die «eingeleiteten Maßnahmen» informierte, aber die Anlage zum Protokoll fehlt.[313]

Wie es das MfS im Dezember 1987 geplant hatte, so erarbeitete es für die SED eine parteiinterne Information, mit der alle Parteifunktionäre über die Hintergründe der Ereignisse aufgeklärt wurden, um ihrerseits in Diskussionen standfest argumentieren zu können. Namentlich wurden die am 25. Januar Verhafteten sowie Stephan Krawczyk genannt. Ihre Ziele bestünden darin, die führende Rolle der SED zu beseitigen. Nachgewiesen sei, dass sie mit «geheimdienstlich gesteuerten Kreisen» zusammenarbeiteten. Fuchs und Jahn zählten zu diesen «Verbindungspersonen», deren Ziel es sei, eine «‹innere Opposition in der DDR› zu organisieren». «Grenzfall» und «Umweltblätter» seien staatsfeindliche Schriften. Die Kirchen würden von ihnen zu politischen Zwecken missbraucht, was fast alle Christen ablehnten. Zudem hätten die genannten Personen die «Provokationen» am 17. Januar mit vorbereitet. Die DDR aber bringe nichts von ihrem Weg ab. Deshalb müssten diese Personen «sich jetzt vor dem Gericht verantworten».[314] Dieses Papier belegt, dass nicht von Anfang an der Beschluss feststand, die Verhafteten außer Landes zu bringen. Sowohl Haftstrafen wie Entlassungen in die DDR waren Alternativen. Diese vom Stellenwert hoch einzuschätzende Parteiinformation machten sich die Funktionäre zu eigen und argumentierten auf dieser Linie. Nur zwei, drei Tage später kam jedoch die Meldung, die Verhafteten seien in die Bundesrepublik bzw. nach England ausgereist, einige nur befristet. SED und MfS hatten ein Eigentor geschossen. Denn nun zeigten sich viele SED-Genossen tief verunsichert. Tagelang diskutierten die Menschen darüber. Überzeugte fragten, wenn die Beschuldigten «Landesverräter» seien, warum sie dann ungeschoren davonkämen. Andere fragten wiederum, warum Staatsfeinde mit Ausflügen in den Westen belohnt würden. Damit hatte es die SED einmal mehr geschafft, auch jene zu verunsichern und an ihrer Politik verzweifeln zu lassen, die eigentlich treu zu ihr standen. Und die meisten anderen, selbst wenn sie mit den Oppositionellen nichts zu tun haben wollten oder diese aus ganz unterschiedlichen Gründen ablehnten – weil sie ihnen zu links, zu rechts, zu kirchenlastig oder zu westorientiert waren –, sahen sich in ihrer Kritik am System bestärkt. Da nützte es auch nichts, dass in den Tageszeitungen wie üblich viele Stellungnahmen aus «dem Volke», die jeden Schwenk der SED begrüßten, zu Wort kamen.

Im SED-Apparat waren drei Gründe ausschlaggebend dafür, dass keine Haftstrafen gegen die genannten Oppositionellen verhängt wurden. Erstens zeigte man sich von der nach dem 25. Januar ständig wachsenden breiten gesellschaftlichen Solidarisierung überrascht und befürchtete, dies nicht mehr kontrollieren zu können. Zweitens «hätte eine Verurteilung bei inneren Feinden eine nicht geringe nachhaltige abschreckende Wirkung hinterlassen», den Inhaftierten aber wäre eine «Märtyrerrolle» zugefallen. «Das hätte den gegnerischen Kräften aller Schattierungen ständig Stoff geliefert. Selbst bestimmte kirchenleitende Kräfte und Amtsträger wären in ihrer oppositionellen Haltung gegenüber dem Staat bestärkt worden.»[315] Drittens aber überraschten die internationalen Proteste, aus der westeuropäischen Friedensbewegung sowie von Parteien und gesellschaftlichen Organisationen, mit denen die SED «auch künftig im Interesse der Fortsetzung unserer außenpolitische Linie» zusammenarbeiten müsse und wolle. Erich Mielke betonte aber vor der Führungsmannschaft seines Ministeriums, dass dies erst der Anfang sein könne. Die im Land verbliebenen Oppositionellen müssten noch intensiver überwacht und es müsse ihnen strafrechtlich relevantes Handeln nachgewiesen werden. Alle Diensteinheiten seien gefordert, um Bohley, Fischer, Klier, Krawczyk, Hirsch, Wollenberger und die Templins im Westen lückenlos zu überwachen. Nach wie vor stehe die Aufgabe, Verbindungen zu Geheimdiensten nachzuweisen. «Es geht aber auch um die Erkenntnis, in welcher Lage (…) sie sich befinden (…), welche Wirkungen das evtl. auf die Kinder hat». Mielke weiter: «Damit sind zugleich die erforderlichen Grundlagen zu schaffen, um auch den mit Reisepass ausgereisten Feinden die Staatsbürgerschaft der DDR abzuerkennen. Dieser Hinweis ist aber nur für diesen Kreis bestimmt, dem wohl klar sein dürfte, dass diese Personen auch in Zukunft in der DDR nichts mehr zu suchen haben.»[316]

War bis Ende 1987 in den MfS-Papieren meist von «zerschlagen», «liquidieren», «verhindern» die Rede, so hieß es nun bezogen auf die Opposition eher «kontrollieren», «einschränken», «begrenzen», «einengen». Einige an den Aktionen 1987/88 beteiligte MfS-Offiziere schienen desillusioniert angesichts dessen, was sie angerichtet hatten. Das MfS meinte zwar, dass die Opposition geschwächt sei, gab sich aber nicht der Illusion hin, sie zerstört zu haben. Es seien noch viele «Führungskräfte» in der DDR, außerdem erweitere sich die oppositionelle Basis ständig und breite sich über das ganze Land aus. Auch wenn es seine Zersetzungsmethoden weiterhin verfolgen werde, so könne man auf eine Zerschlagung der Opposition nicht mehr hoffen. Dies könnte nur mit politischen Mitteln und vorsichtigen innenpolitischen Veränderungen bewirkt werden: das waren erstaunliche Eingeständnisse.

Das Verhältnis zwischen SED-Staat und evangelischen Kirchen war zudem beeinträchtigt worden. Zwar war für den 3. März 1988 ein Treffen zwischen Honecker und Landesbischof Leich geplant, bei dem das Stillhalteabkommen von 1978 erneuert werden sollte.[317] Und von den wichtigsten Mitgliedern in der Berlin-Brandenburgischen Kirchenleitung hatte sich nur Bischof Forck deutlich solidarisch verhalten, auch in den anderen Landeskirchen sah es quantitativ in den Leitungsgremien nicht anders aus. Aber am 18. Februar 1988 schickte Erich Honecker an alle SED-Bezirks- und Kreisleitungen ein Schreiben, in dem er auf «konterrevolutionäre Aktionen» in «einigen Bezirken und Kreisen» hinwies, die «unter dem Dach der Kirche» stattfänden. Es müssten auf allen Ebenen mit den Kirchen Gespräche geführt werden, um «staatsfeindliches Handeln» im Schutzraum Kirche künftig zu unterbinden.[318] Als Gesprächsleitfaden legte er eine Rede bei, die Politbüromitglied Werner Jarowinsky, zuständig für Kirchenfragen, einen Tag später bei einem Gespräch im Staatsratsgebäude Landesbischof Leich vortrug. Der Kommunist las dem Christen die Leviten. In der Kirche könne «es keine rechtsfreie Zone geben». Die Ökumenische Versammlung zeige, der 17. Januar sei keine «einzelne Entgleisung» gewesen. Es lasse sich nicht übersehen, «dass es bestimmte Kräfte gibt», die das Konzept «Kirche im Sozialismus» ablehnen. «Sie möchten das längst überholte und gescheiterte Konzept der Kirche als politische Opposition gegen den Sozialismus, der Kirche als ‹trojanisches Pferd›, wiederbeleben.» Es fänden in Kirchen verstärkt «reine politische Agitationsveranstaltungen» statt. Wie lange solle der Staat das noch hinnehmen? Es «muss Schluss sein damit (…), Kirchen zu Oppositionslokalen gegen den Staat zu machen.» Der Bogen sei überspannt. Das SED-Politbüro sehe «Auflösungserscheinungen kirchlicher Strukturen, kirchlicher Ordnung» und zugleich bildeten «sich regelrechte ‹Substrukturen›». Kirchliche Dienststellen würden zu «Kontaktbüros», «Solidaritätsbüros», «Büros rüber» oder «Koordinierungszentren» umfunktioniert. «Jetzt ist es höchste Zeit, unverzüglich dafür zu sorgen und zu garantieren, dass überall Kirche wieder Kirche wird.»[319]

Das Treffen in Anwesenheit von Oberkirchenrat Martin Ziegler und dem Staatssekretär für Kirchenfragen, Klaus Gysi, dauerte eine Stunde. Ein Vermerk darüber lässt erahnen, wie geschockt Leich Jarowinskys Rede zugehört haben muss. Er sei zu einem Gespräch eingeladen worden, entgegnete er: «Nun aber sehen wir uns als Empfänger einer Erklärung. Es fällt uns schwer, dieses zu akzeptieren.» Die Kirchen spielten «weiterhin eine von ihnen nicht gewünschte Stellvertreterrolle.» Leich fragte noch, ob er die Erklärung schriftlich erhalte. Jarowinsky entgegnete, es werde weder eine Erklärung über dieses Gespräch geben noch erhalte der Bund der Evangelischen Kirchen die Erklärung schriftlich. Dann bekräftigte er mit neuen Beispielen seine scharfe Kritik und drückte seine «Kränkung» darüber aus, dass in einer Dresdner Fürbitte in einem Satz Nelson Mandela «neben Frau Templin gestellt werde.» Um auch noch zynisch zu beteuern: «‹Wir sind auch Andersdenkende›, mit denen zu sprechen ist.»[320]

Am 18. April 1988 wurde das Gespräch inoffiziell bekannt, erst im Sommer kursierte dieser Vermerk vom 19. Februar 1988, der auch die Rede Jarowinskys enthielt, als Abschrift. Klaus Gysi soll sie Martin Ziegler heimlich zum Abschreiben gegeben haben. Regina Templin, der «von draußen hochdramatisch bewusst» wurde, wie die DDR als «staatliches Erziehungsheim» agiere, meinte zu der Rede klarsichtig, «dass sich die innerkirchlichen Kontroversen um den Auftrag der Kirche zuspitzen» würden.[321]

Sie irrte nicht. SED-nahe Theologen und Pfarrer wie Bruno Schottstädt, Hanfried Müller, Gerhard Bassarak, Bruno Müller, Christian Stappenbeck, Dieter Kraft, Rosemarie Müller-Streisand, Cyrill Pech und 44 weitere schrieben am 7. Februar 1988 einen Offenen Brief an den Berlin-Brandenburgischen Bischof und forderten «Bruder Forck» zur Umkehr auf. Sie griffen ihn persönlich an, aber auch Vera Wollenberger, die Umweltbibliothek und selbst Günter Krusche. Die Erklärung gipfelte in dem Satz, der die gesellschaftlichen Realitäten auf den Kopf stellte: «Die Gefahr, daß ausgerechnet vom Boden der Berlin-Brandenburgischen Kirche ein neuer Kalter Krieg ausgehen könnte, beunruhigt uns aufs tiefste.»[322] Diese dem «Weißenseer Arbeitskreis», der Christlichen Friedenskonferenz und den «Christlichen Kreisen» der Nationalen Front anhängenden systemloyalen Theologen, nicht selten als IM des MfS tätig, nahm zwar außerhalb von SED, MfS und CDU (DDR) kaum jemand ernst, aber ihre öffentliche Wirkung war dennoch ambivalent. Denn gerade kirchen- und oppositionsferne Personen und Kreise kannten zumeist die Hintergründe nicht und nahmen solche Stellungnahmen als Teil innerkirchlicher Debatten wahr. Diese Gruppe um Hanfried Müller besorgte bewusst das Geschäft von SED und MfS, ablesbar an ihrem Mitteilungsblatt, in dem sie nicht nur die «Initiative Frieden und Menschenrechte», die Umweltbibliothek, den «Grenzfall» und die Kirchenleitungen permanent scharf angriffen, sondern unmissverständliche Bekenntnisse zur DDR und zum Kommunismus abgaben – auch noch in den neunziger Jahren. Gerd Poppe erstattete im Januar 1987 beim Generalstaatsanwalt Anzeige gegen Müller wegen Verleumdung, was ausgerechnet unter Berufung auf Art. 27 der DDR-Verfassung («Meinungsfreiheit») zurückgewiesen wurde.[323]

Aber auch in den Kirchen begannen die Debatten um die Basisgruppen schärfer als zuvor polarisierend zu wirken. Dabei vermischten sich mehrere Ebenen. Denn nach den Januarereignissen bildeten erstens viele Kirchen Anlaufpunkte für Ausreisewillige, nicht selten in der Hoffnung, die Ausreise so zu beschleunigen. Es ging das Wort um: Die Gethsemanekirche (wahlweise eine andere) sei die größte Kirche der Welt – man betrete sie in Ost-Berlin und verlasse sie in Gießen. Zweitens störten sich nicht wenige an Gruppen, in denen Nichtchristen mitarbeiteten oder diese gar dominierten. Drittens fürchteten viele um das Staat-Kirche-Verhältnis. Die Begründungen für Stellungnahmen waren jeweils mannigfaltig. Sie reichten von theologischen über kirchliche bis hin zu politischen. Die Debattenlage stellte sich kompliziert und unüberschaubar dar, das Ergebnis aber war recht eindeutig. Denn nur eine Minderheit der Kirchenleitungsmitglieder, Gemeindepfarrer und Kirchenmitarbeiter hielt offensiv und öffentlich zu den Oppositionsgruppen. Vikar Thomas Krüger etwa, heute Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung, predigte am 27. Januar 1988 unter Bezug auf Eroberung und Zerstörung Jerichos (Josua 6, 1–5), dass die Solidarisierung mit den Inhaftierten keineswegs abreißen dürfe. Sie, «für die wir uns solidarisch einsetzen, sind unsere Opfer. Wir wollen sie darum zurückholen in unsere Mitte. Wir wollen nicht, daß sie auf der Strecke bleiben, wir lassen sie nicht im Stich. Sie gehören zu uns.»[324] Pfarrerin Ruth Misselwitz von der Kirchengemeinde Alt-Pankow und dem «Pankower Friedenskreis» (gegr. 1981), in dem sich auch Vera Wollenberger und Freya Klier engagierten, sagte in einer Predigt, den meisten von «uns» wäre es ähnlich wie den Inhaftierten ergangen.[325] Konservative Kirchenleute wie Superintendent Ulrich Woronowicz (Bad Wilsnack) hingegen wollten wieder Kirche Kirche sein lassen und spielten damit dem Staat, den sie ablehnten, ebenso in die Hände wie Generalsuperintendent Günter Krusche, der mal wieder eine «Denkpause» vorschlug.[326] Am 11. Mai 1988 betonte Krusche noch an der Universität Münster, die Kirchen dürften sich von systemkritischen Gruppen nicht in Konfrontation zum Staat drängen lassen.[327] Es existierten nur wenige andere prominente Stimmen. Bischof Forck zählte dazu. Vor allem Gemeindepfarrer und einzelne Kirchenmitarbeiter sorgten letztlich dafür, dass viele Kirchen im Land offen für alle blieben. Einmal mehr verhallten die politischen Debatten von Politikabstinenz beschwörenden oder Systemloyalität propagierenden Theologen und Kirchenleitungsmitgliedern an so mancher Basis ungehört, zum Glück oder: Gott sei Dank.

Die Opposition in Ost-Berlin hatte mit den Nachwehen der Ereignisse lange zu tun. Die verbliebenen IFM-Mitglieder um Gerd und Ulrike Poppe, Reinhard Weißhuhn, Peter Grimm und Martin Böttger hielten engen telefonischen Kontakt zu den nun im Westen Wohnenden. Anfang August des Jahres kehrten Bärbel Bohley und Werner Fischer in die DDR zurück. Auf dem Prager Flughafen empfingen sie Anwalt Gregor Gysi und Konsistorialpräsident Manfred Stolpe. Mit einem Auto ging es in die DDR zurück. Da sich die beiden befristet in England aufgehalten hatten, blieb der SED nichts anderes übrig, als sie verabredungsgemäß, aber entgegen den zitierten Plänen wieder einreisen zu lassen. Honecker hoffte immer noch darauf, auch in London einen offiziellen Staatsbesuch absolvieren zu können und musste die beiden deshalb zurücklassen, wollte er keinen zwischenstaatlichen Eklat heraufbeschwören. Krenz hatte ihm dazu geraten.

Zwar hatten sich in der Ostberliner Opposition Anzeichen von Resignation und «Stagnation» gezeigt, aber zugleich bildeten sich neue Gruppen in der gesamten DDR. In Leipzig setzten 1987 ebenfalls notwendige Differenzierungsprozesse ein, die 1988 die Gruppen weiter professionalisierten und politisierten, so dass ab 1988 Leipzig neben Ost-Berlin zum zweiten Oppositionszentrum mit deutlichen politischen Konturen avancierte. Die Gruppen waren zum Teil zuvor gebildet worden, gewannen aber erst ab 1988 an politischem Profil. Dazu gehörten u.a. die «AG Menschenrechte» um Christoph Wonneberger (seit 1987), der «Arbeitskreis Gerechtigkeit» um Thomas Rudolph (seit 1987/88) – aus beiden ging Ende 1988 die «Arbeitsgruppe zur Situation der Menschenrechte in der DDR» hervor, die im Frühjahr 1989 wiederum Teil der «Initiative Frieden und Menschenrechte» wurde – die «Demokratische Initiative – Initiative zur demokratischen Erneuerung unserer Gesellschaft» (gegr. Anfang 1989), die Gruppe «Neues Denken» (1988) oder die «Initiativgruppe Leben» (1987). Die aus der Not geborenen regionalen und überregionalen Kommunikationsstrukturen wurden nun gefestigt und neu geordnet. In mehreren Städten blieben Kontakttelefon- und Koordinierungsgruppen bestehen, zuweilen auch – wie in Ost-Berlin und Leipzig – monatelang ohne festes Telefon. Im Januar 1989 stellte die Gethsemanegemeinde schließlich, nachdem monatelange Verhandlungen von Ulrike Poppe (Konkret für den Frieden, IFM), Marianne Birthler (AKSK, Stadtjugendpfarramt), Reinhard Weißhuhn (IFM), Christoph Singelnstein (Friedenskreis Golgathagemeinde) und Dankwart Kirchner (Friedenskreis Gethsemanegemeinde) mit der Berlin-Brandenburgischen Kirchenleitung ergebnislos blieben, einen Raum nebst Telefon zur Verfügung.[328] Auch in Leipzig verhandelten Oppositionelle und Kirchenmitarbeiter seit Februar 1988 mit der Kirchenleitung über einen Raum mit Telefon. Pfarrer Turek von der Markusgemeinde stellte schließlich ohne Rückendeckung am 15. September 1989 beides zur Verfügung.

Ganz zentral war schließlich die Einsicht, dass die bisherigen Gruppenstrukturen und Kommunikationsnetze, wollte man von der politischen Kritik und demonstrativen Handlungen zur politischen Gestaltung vorstoßen, nicht ausreichend seien. Bärbel Bohley meinte wenige Wochen nach ihrer Rückkehr sinngemäß, die «Initiative Frieden und Menschenrechte» müsse ein Dach aller Gruppen bilden, diese müssten künftig möglichst koordiniert vorgehen.[329] Gerd Poppe sagte mehrfach, um die politischen Machtverhältnisse zu ändern, würde auch in der DDR eine Organisation nach dem Vorbild der Solidarność benötigt, um die Bevölkerung zu mobilisieren. Netzwerke wie die Arche oder die «Solidarische Kirche» erwiesen sich als zu eng, die einzelnen Gruppen wiederum verfügten nur über personalisierte Kontakte, die deshalb brüchig blieben. «Frieden konkret» war aufgrund seiner heterogenen Zusammensetzung nach 1988, wie sich bereits bei dem Jahrestreffen Ende Februar 1988 in Cottbus erwies, für eine klare politische Struktur und Ausrichtung ungeeignet. Hinzu kam, dass auf den Jahrestreffen eine große personelle Diskontinuität herrschte, was einer zielgerichteten und klaren politischen Profilierung zuwiderlief. Hans-Jochen Tschiche legte in Cottbus ein «Konsenspapier» vor,[330] das die Kirchen überforderte, weil es ihnen implizit eine Öffnung für politische Gruppen vorschlug, und das auch viele Oppositionelle überforderte, weil es eine überregionale Organisationsform implizierte. Das Papier fand keine Mehrheit. Tschiche ließ sich nicht beirren und dachte weiter über Konzepte nach, die eine verbindliche überregionale Organisationsstruktur vorsahen. Im Laufe des Jahres 1988 entwickelte er die Idee einer «Vereinigung zur Erneuerung der Gesellschaft», zu deren Gründung es aber nicht kam, weil sich 1989 neue Optionen ergaben. Gerade Oppositionelle wie Tschiche, die nicht in den Berliner Gruppen verwurzelt waren, schienen nach den Ereignissen die Enge und Begrenztheit der bisherigen Strukturen und Handlungsmöglichkeiten zu erkennen. Ihnen war klar, die Gruppen müssten raus aus den Kirchen und rein in die Gesellschaft.

Ein anderes Beispiel wäre Martin Gutzeit, seit vielen Jahren oppositionell aktiv, der 1988 als Assistent von Richard Schröder am Sprachenkonvikt arbeitete. Er notierte am 3. Februar 1988: «Wir dürfen uns durch Verhaftungen und Verurteilungen nicht abschrecken lassen. (…) Solidarität darf nicht nur eine Frage von Spontaneität und Zufall sein. (…) Wir dürfen nicht nur Reagierende sein, sondern müssen Bedingungen schaffen, unter denen wir Agierende bleiben können, d.h. wir müssen die Friktionen antizipieren und die möglichen Folgen unseres Handelns schonungslos vorab klären. Mit welchen Mitteln können die Widersprüche dieses Staates und dieser Gesellschaft manifest gemacht werden? (…) Es bedarf also auch politikfähiger politischer Forderungskataloge zur Strukturveränderung dieses Staates. Welche Institutionen sollen zuerst verändert werden? (…) Diese Analysen müssen in die Öffentlichkeit. Dazu müssen wir ein theoretisches Zirkular einrichten, nicht journalistisch locker, sondern mit theoretischen Ansprüchen in Hinblick auf unsere Gesellschaft und Staat. Wenn wir nicht als Kinder behandelt werden wollen, müssen wir uns als geistig erwachsen gebärden. Die Basis darf nicht nur die links-alternative Szene sein. Es muss der Bereich dieses Ghettos überwunden werden und (es müssen) weitere Potenzen mobilisiert werden, wie aus den Bereichen Wirtschaft, Handwerk, Wissenschaft. (…) Weshalb sollen nicht bestimmte Personen unter festgelegten Konditionen für bestimmte Gruppen reden dürfen? (…) Nach den letzten Ereignissen müssen auch die Erkenntnisse hinsichtlich der Stasi-Unterwanderung fixiert, ihre Logistik geklärt und Abwehrmaßnahmen durchdacht werden.»[331] Mit seinem Freund Markus Meckel entwickelte Gutzeit zunächst das Vereinsprojekt «Bürgerbeteiligung», das sich zum Ziel setzte, sämtliche gesellschaftlichen und staatlichen Strukturen so zu verändern, dass parlamentarisch-demokratische Strukturen, Gewaltenteilung, ein Mehrparteiensystem u.a. möglich würden.[332] Sie sahen aber beide ein, dass ihre Ziele mit einem Verein nicht zu erreichen wären. 1989 wählten sie eine andere Option, wie auch Rainer Eppelmann, der 1988 anfing, über die Neugründung einer SPD in der DDR nachzudenken und zu reden.

Die Opposition war in der Bedrohung solidarisch zusammengerückt. Das begründete bzw. verstärkte überregionale Zusammenhänge. Zugleich aber brodelte es in den Ostberliner Gruppen heftig, weil hier die Opposition politisch besonders heterogen ausfiel. Nichtberliner haben das oft nicht verstanden und allein auf den Umstand zurückgeführt, hier würden besonders viele agieren, die geltungssüchtig im Vordergrund stehen wollten. Nach den Februarereignissen kam hinzu, dass viele, die der «Initiative Frieden und Menschenrechte» ohnehin fernstanden, den Weggang der Inhaftierten als verfrüht, feige, freiwillig, gewollt einschätzten. Der Streit eskalierte, als Reinhard Schult im April 1988 einen Artikel im Samisdat mit dem Titel «Gewogen und für zu leicht befunden» publizierte. Schult, der 1979/80 acht Monate im Gefängnis gesessen hatte und zu den markantesten Oppositionellen gehörte, rechnete mit seinen Freunden hart, aber man kann nicht sagen fair, ab. Der Beitrag strotzte von Beleidigungen, Unterstellungen und unsachlichen Konstruktionen. Im Kern ging es ihm darum, dass für die Opposition niemals ein politisches Zusammengehen mit Ausreisewilligen in Frage kommen könne. Dass er für Manfred Stolpes und Wolfgang Schnurs Vorgehen warb und die Kritik an ihnen scharf zurückwies, erscheint als zeitbedingt. Dass er aber Regina und Wolfgang Templin vorwarf, sie allein trügen die Schuld, dass ihre Kinder zwei Tage im Heim zubrachten, stellte die Maßstäbe und das Verursacherprinzip auf den Kopf. Ihn schmerzte, dass der «Flächenbrand der brennenden Herzen und betenden Hände (…) verlosch», weil die Inhaftierten in den Westen gingen. «Nicht ausgetreten durch die allmächtige Staatsgewalt, sondern durch die vermeintlich eigenen Leute.» Schult kritisierte, die Inhaftierten hätten ihren Prozess abwarten, hätten ein paar Monate absitzen, hätten Verantwortung für «die Mitkämpfenden» draußen zeigen müssen. Er zieh sie der Trittbrettfahrerei, und: «Die Inhaftierten gingen als politische Personen in den Knast, verlassen haben sie ihn als Privatpersonen.» Ihr Verhalten sei «eine politische und moralische Bankrotterklärung». Schließlich warf er ihnen noch vor, sie hätten in der Bundesrepublik bislang keine Kritik an den dortigen Verhältnissen und keine Solidarität mit den RAF-Häftlingen geübt. Denn «der bürgerlich-demokratische Parlamentarismus kann unsere Hoffnung, unsere Zukunft, unser Ziel nicht sein.»[333]

Diese scharfe Attacke offenbarte zunächst eine tiefe Verletzung, aber auch einen politischen Spalt, der sich kaum überbrücken ließ. Schult erhielt nicht wenig Beifall für seinen Vorstoß, auch von Kirchenleuten. Aber die Front der Ablehnung war nicht minder stark. Mehrere munkelten, er betreibe «objektiv» das Geschäft der Staatssicherheit, obwohl ihn niemand einer MfS-Tätigkeit verdächtigte. Öffentlich antwortete ihm Martin Böttger. Er wies nach, dass Schult in mehreren Punkten irrte, und bezeichnete die Beschuldigung des Ehepaares Templins als «ungeheuerlich».[334] Auch er wollte nicht mit Ausreisewilligen politisch zusammengehen, verteidigte aber das Menschenrecht auf Ausreise und die Solidarität mit Ausreisewilligen, wenn sie verfolgt würden. Stephan Krawczyk und Vera Wollenberger zeigten sich in Briefen tief empört und bezichtigten Schult nun öffentlich, der Staatssicherheit ungewollt in die Hände zu spielen. Sie waren fassungslos wegen seiner Bemerkung von den «vermeintlich eigenen Leuten».[335] Der wichtigste zustimmende Beitrag kam aus der Gruppe von Schult, von Wolfgang Wolf, der als IM für das MfS wichtig war.[336] Erst nach 1989 stellte sich heraus, wie die Inhaftierten getäuscht worden sind.[337]

Diese Auseinandersetzung trug erheblich dazu bei, die Grenzen zwischen Gruppen und Personen zu verfestigen. Auch das sollte sich bis ins Jahr 1989 fortsetzen und hatte dann sogar politische Effekte mit positiven Folgen.

Geheime in der Opposition

Es gab zahlreiche Inoffizielle Mitarbeiter des MfS, die in der Oppositionsszene tätig waren. Zudem waren wenige Oppositionelle zeitweise für das MfS tätig. Das bekannteste Beispiel dafür ist Wolfgang Templin, der von 1971 bis 1975 als IM arbeitete und dann die Zusammenarbeit mit dem MfS durch Dekonspiration beendete. Seit dieser Zeit arbeitete er in oppositionellen Zirkeln mit. Aus der SED trat er 1983 aus. Der vom MfS gegen ihn geführte OV hieß nicht zufällig «Verräter».[338]

In fast jeder oppositionellen Gruppe arbeiteten IM. Das MfS wusste gut über interne Abläufe und Debatten Bescheid. Die Spitzel waren nicht erfolglos: sie säten Zwietracht, verschleppten Debatten und Aktionen, verhinderten auch einiges. Sie haben aber die politischen Vorstellungen oder Absichten der Opposition nicht nachhaltig beeinflussen können. Viele Oppositionelle waren starke Persönlichkeiten, die zwar Gruppenzusammenhänge brauchten, die aber alle gesellschaftliche Isolationserfahrungen kannten und demzufolge meist dickköpfig genug waren, um auch dann auf Positionen zu beharren, wenn Mehrheiten in den Gruppen anderes wollten. Hinzu kam, dass die IM meist in die gruppendynamischen Prozesse passten.

Manfred Rinke, den die meisten wegen seiner Körperfülle nur als «Kiste» kannten, war seit seinem 18. Lebensjahr über 20 Jahre lang als IM tätig. Das MfS warb ihn 1968/69 an, Anfang 1985 wurde er hauptamtlicher IM, die Zusammenarbeit ist zum 31. Dezember 1988 beendet worden. Es erfolgte eine «operative Individualisierung», wie das MfS festhielt, zur sozialen Absicherung. Er erhielt von der Geheimpolizei eine Invalidenrente und ein Überbrückungsgeld. Sein Ansprechpartner hieß ausgerechnet Wolfram Niederlag. «Raffelt», so Rinkes Deckname, war eine DDR-weit bekannte Szenegröße. Sein Aktionsradius war groß: Dresden, Jena, Ost-Berlin waren seine wichtigsten Arbeitsorte für das MfS. Er tauchte praktisch überall auf. Er galt vielen, gerade jüngeren und Aussteigern, als Fixpunkt. Seit 1987 war er schwerpunktmäßig mit der Aufklärung solcher Oppositionellen wie Roland Jahn, Ralf Hirsch, Wolfgang Templin, Stephan Krawczyk, Frank-Herbert Mißlitz und Uwe Kulisch beauftragt. Bei den MfS-Operationen «Falle» und «Störenfried» betreute er das Dresdner Kontakttelefon. Diese Leitung musste das MfS also nicht einmal abhören. Sein letzter überlieferter IM-Bericht mit Informationen aus Dresden, Jena und Erfurt datiert vom 15. Dezember 1988.[339] Aber auch anschließend gab der Invalide Informationen und Material weiter.[340] Das MfS entlohnte ihn großzügig, jährlich weit mehr als 10.000 Mark zuzüglich Prämien.

Von solchen «Spitzen-IM» gab es mehrere, aber nicht viele. Manfred Böhme, der sich Ibrahim mit Vornamen nannte, zählte dazu. Seine überaus zahlreichen Berichte zeugen von einem einsamen, kranken Mann, der sich am Feind, seinen angeblichen Freunden, abarbeitete. Kaum jemand hat so viel und so umfangreich berichtet wie er. Nichts schien ihm überflüssig, nichts der Erwähnung unwürdig. Und «Maximilian», so sein Deckname, berichtete auch stets darüber, was Manfred Böhme sagte und machte. Wie bei vielen anderen IM kam er in seinen eigenen Berichten vor, um auch die interne Konspiration im MfS zu gewährleisten. Denn auch dort durfte außer den Führungsoffizieren niemand wissen, wer sich hinter dem IM-Decknamen tatsächlich verbarg.

Den Oppositionellen war bewusst, dass sie beschattet, dass ihre Telefone abgehört, ihre Post mitgelesen und ihre Gespräche belauscht wurden. Gerd und Ulrike Poppe zum Beispiel fanden am 8. April 1981 ein winziges hochempfindliches Kondensatormikrofon, mit dem ihre Wohnung abgehört werden sollte. Rainer Eppelmann spürte eine MfS-Abhöranlage am 19. Dezember 1988 sogar in seinem kirchlichen Dienstzimmer auf, was nicht nur dem MfS ungelegen kam, sondern auch seinem Arbeitgeber sehr missfiel und zu einer «Anzeige gegen Unbekannt»[341] führte.

Gegen viele Personen, die nach 1989 als IM des MfS enttarnt werden konnten, existierten bereits in den Jahren zuvor Verdachtsmomente. Die Gruppe Wolfspelz in Dresden verdächtigte Rinke, Martin Gutzeit und Markus Meckel hatten Böhme im Auge, nach den Ereignissen von Anfang 1988 geriet auch Schnur in Verdacht. In der «MfS-Debatte» hatte aber niemand einen Beweis in der Hand. In den siebziger und frühen achtziger Jahren sind gezielt gruppenzerstörende Diskussionen über mögliche Stasi-Agenten geschürt worden. Den Begriff IM kannte niemand. Als sich eine Ostberliner Schülerpunkband 1984 «IM» nannte, zeigte sich das MfS sehr nervös. Bei den Vernehmungen stellte sich heraus, «IM» stand für die selbstgewählte Abkürzung «Internationale Müllstation». In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre war zwar in den Gruppen das MfS-Thema nicht beiseite geschoben worden, aber die bewusste Öffnung, weg von konspirativen Strukturen, machte es weniger wichtig. Von bestimmten Abläufen wussten nur die damit befassten Personen. Wer danach fragte, machte sich verdächtig. Den meisten Oppositionellen war klar und darüber wurde offen gesprochen, dass sie jederzeit inhaftiert werden könnten. Viele hatten Hafterfahrungen, fast alle kannten Zuführungen und Festnahmen. Bewusst wurde darauf verzichtet, das Spiel des MfS zu treiben und nach den Verrätern in den eigenen Reihen zu suchen.

Nach den Ereignissen von Anfang 1988 kam es dennoch zu einer Reihe von Debatten, die um vermeintliche IM gingen und fast immer die Richtigen im Blick hatten. Am 15. März 1988 strahlte zum Beispiel das ARD-Politmagazin «Panorama» ein Interview mit Rainer Wolf aus. Der war etwa 1984 in die Bundesrepublik ausgereist und bekannte nun, als IM «Schreiber» für das MfS gearbeitet zu haben. Dessen Vater, Wolfgang Wolf, geriet unter Druck und meinte zu Reinhard Schult, sein Sohn behaupte, er sei «immer noch» dabei. Es gab keine Beweise, aber die Runde trug Indizien zusammen, die dafür sprachen. Erst 1990 stellte sich heraus, dass Wolfgang Wolf als IM «Max» für das MfS tätig war, unter mehreren Decknamen bereits seit 1962. Auch Mario Wetzky («Martin»), Reiner Dietrich («Cindy»), Sascha Anderson («David Menzer», «Fritz Müller», «Peters»), Lutz Nagorski («Christian»), Falk Zimmermann («Reinhard Schuhmann»), Lothar Pawliczak («Wolf»), Mario Hamel («Max»), Frank Hartz («Dietmar Lorenz») oder Sinico Schönfeld («Rudolf Ritter») gerieten 1988/89 in MfS-Verdacht. Wenige wie Wetzky oder Schönfeld konnten vor dem Herbst 1989 überführt werden. Zu den Enttarnten gehörte auch Monika Haeger («Karin Lenz»). Das MfS bereitete sie auf eine Oppositionskarriere vor und schleuste sie ein. Sie berichtete wie Böhme umfangreich und ließ nur selten etwas aus. Das MfS bezahlte sie. Sie agierte vor allem in der «Initiative Frieden und Menschenrechte» und den «Frauen für den Frieden». Anfang 1989 beschuldigten Bärbel Bohley, Irena Kukutz und Katja Havemann sie, für das MfS zu arbeiten. Es war ein Gruppenfoto aufgetaucht, auf dem Haeger den Gesichtern Namen zuordnete. Ein Verdacht lag sehr nahe, denn die abgebildeten Personen waren ihr alle seit vielen Jahren bekannt, einige nannte sie ihre engsten Freunde.

Als sich die «Initiative Frieden und Menschenrechte» am 15. Februar 1989 in der Wohnung von Ulrike und Gerd Poppe traf und Monika Haeger von sich aus die Verdächtigungen ansprach, sie war vom MfS darauf vorbereitet worden, und eine 3/4-Stunde zu ihrer Verteidigung sprach, waren genau die Hälfte der anwesenden Teilnehmer Inoffizielle Mitarbeiter des MfS. Der Graben in der Diskussion verlief nicht zwischen IM und Nicht-IM. Einzelne Mitglieder der IFM, die nicht für das MfS arbeiteten, wollten sich nicht auf vage Beweise einlassen und votierten für einen behutsamen Umgang, um nicht das Spiel des MfS zu spielen. Den Oppositionellen war bewusst, dies zeigen die Dokumente, dass die Debatte eine von der Geheimpolizei intendierte destruktive Wirkung erzielte. Dieser Debatte könne man nur entgehen, Gerd Poppe wies den Berichten zufolge darauf mehrmals hin, indem die inhaltliche Arbeit mit größtmöglicher Transparenz erfolge, während bestimmte organisatorische Aspekte immer nur den dafür Verantwortlichen bekannt sein sollten.[342]

Monika Haeger schrieb Anfang April 1989, kurz bevor sie sich gegenüber Gerd Poppe und Bärbel Bohley als IM bekannte, ihrem Führungsoffizier einen Bericht, den sie übertitelte mit «Versuch einer Analyse». Darin machte sie vor dem Hintergrund ihrer «Fast-Enttarnung» als «Einzelkämpferin in der politischen Untergrundbewegung» an «der vordersten Front» eine Reihe Vorschläge, wie die IM-Tätigkeit effizienter gestaltet werden müsste. Als Hauptproblem benannte sie, dass sie andere Einzelkämpfer «erriechen» würde an deren Verhaltensweisen, an den Argumenten, an der Verhinderungs- und Verzögerungstaktik. Problematisch sei daran nicht nur, dass sie die anderen und die anderen sie erkennen würden, vielmehr würden auch die Feinde die stillen Kämpfer ausmachen können.[343] Am 16. Oktober 1990 strahlte das ARD-Magazin «Kontraste» einen langen Beitrag über Haeger aus. Dem Journalisten und früheren Freund Roland Jahn gab sie ein Interview, das auch deshalb lang geriet, weil sie immer wieder in Tränen ausbrach.[344] Sie starb 2006 vereinsamt im Prenzlauer Berg.

Das MfS-Thema ist seit 1990 heftig und umfangreich diskutiert und wissenschaftlich bearbeitet worden. Weniger im Blickpunkt standen die Folgen der SED-Propaganda über die angeblichen Anbindungen von Oppositionellen an westliche Geheimdienste. Rainer Eppelmann musste sich immer wieder bis in die 1990er Jahre gefallen lassen, öffentlich als CIA-Zuträger gehandelt zu werden, weil er auch mit Mitarbeitern der US-Botschaft in Ost-Berlin sprach. Diese Vorwürfe sind nicht nur von Unkenntnis über die politischen Verhältnisse und Eppelmanns Vorgehen gezeichnet, sie sind auch deshalb abstrus, weil sie, selbst wenn sie zuträfen, am Kern des Problems vorbeizielten. Denn was wäre eigentlich so verwerflich daran gewesen, wenn Oppositionelle mit Hilfe westlicher Geheimdienste den Kommunismus bekämpft hätten? Sie haben es aber schlichtweg nicht. Sie haben es abgelehnt, anders noch als einige Widerständler in den fünfziger und sechziger Jahren. Die Vorwürfe selbst basieren auf einem Weltbild, das dem Kommunismus seine inhumane Praxis und Theorie nicht abzusprechen bereit ist.

Das SED-Trommelfeuer gegen Roland Jahn führte sogar dazu, dass einzelne Mitarbeiter der Umweltbibliothek und der «Kirche von Unten» es tatsächlich für denkbar hielten, dass er für einen Geheimdienst arbeite. Solche Informationen sind von IM und von ausgereisten Freunden aus West-Berlin gestreut worden. Christian Halbrock erinnert sich, dass auf viele der «ideologische Re-Import von SED-Thesen aus dem Westen nachhaltiger einwirkte als Meldungen aus der eigenen Untergrundpresse».[345] Jahn wurde im Herbst 1988 die im Dezember 1987 verliehene Ehrenmitgliedschaft der Umweltbibliothek wieder abgesprochen. Solche Verschwörungstheorien blieben nicht auf Ost-Oppositionelle beschränkt. Nicht wenige bundesdeutsche Politiker aller Parteien sahen in den Oppositionellen auch «Störenfriede». Der britische Historiker Timothy Garton Ash fand ein SED-Dokument, das dies, selbst wenn man die SED-Färbung abzieht, belegt, weil es den Verhandlungsduktus von bundesdeutschen Parteien vor und nach 1989 abbildet. Bärbel Bohley berichtete ganz ähnlich über ihre Erfahrungen in der Bundesrepublik.[346] Am 7. Juli 1988 empfing der SPD-Politiker Karsten D. Voigt zwei SED-Funktionäre. Er teilte diesen mit, er habe Informationen, Templin und Bohley wollten testen, ob sie in die DDR zurückreisen dürften. Voigts persönlicher Meinung nach, heißt es in diesem SED-Vermerk, «wäre es die glücklichste Lösung, sie zunächst einreisen zu lassen und bei oder wegen entsprechender Aktivitäten zu ergreifen und auszuweisen. Sie selbst und die hinter ihnen stehenden Dienste rechnen damit und hoffen darauf, dass die Sicherheitsorgane der DDR schon ihre Einreise verhindern werden. Das beabsichtigt man gegen die sicherheitspolitische Zusammenarbeit von SED und SPD auszuspielen. Allein deshalb informiere K. D. Voigt Genossen Uschner und Genossen Wagner darüber.» Der britische Historiker kommentiert: «Es ist nicht überraschend, dass die Interpretation dieses unsignierten Vermerks bei den Beteiligten heiß umstritten ist.»[347]

KEIMZEIT: DIE OSSIETZKY-AFFÄRE

Die politische, gesellschaftliche und kulturelle Krise erfasste in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre die gesamte DDR. Die einen zogen sich noch mehr zurück, andere wollten nur noch raus, dritte engagierten sich für Veränderungen. Der Staat reagierte repressiver, undurchsichtiger, scheinbar kopfloser als in den Jahren zuvor. SED-treue Menschen, ob Mitglied der Partei oder nicht, gingen den Zick-Zack-Kurs bereitwillig mit. Der wirtschaftliche Niedergang, die schlechte Versorgungslage, das «Sputnik-Verbot», die «Wartburg-Krise» oder die «Zions-Affäre» brachten immer mehr Menschen gegen das System auf. Die politische Opposition blieb noch quantitativ klein, aber ihr Bekanntheitsgrad war nicht zuletzt wegen staatlicher Verfolgungen enorm angewachsen. Das verstärkte öffentliche Auftauchen von Rechtsradikalen und Skinheads und die Reaktionen des Staates ließen Zweifel am antifaschistischen Konzept der SED wachsen. Die Hardliner in den Parteietagen hielten das Heft des Handelns noch in der Hand, die Kirchen zeigten sich unentschlossen, die Intellektuellen und Künstler traten nur ausnahmsweise mit aktuellen kritischen Beiträgen hervor. Im Herbst 1988 trug sich fast überschneidend mit dem «Sputnik»-Verbot ein weiterer Vorfall zu, der eine ganze Reihe dieser Krisensymptome vereinigte, fast alle wichtigen Akteursgruppen auf den Plan rief, national wie international für Aufsehen sorgte und noch mehr Menschen, auch viele systemloyale, am System zweifeln und verzweifeln ließ. Und auch hier zeigte sich, dass das System seine Destabilisierung und Delegitimierung so betrieb, dass keine soziale Gruppe nicht betroffen war. Die öffentliche Erregung ging einher mit Gleichgültigkeit, die mutigen Haltungen einiger mit dem opportunistischen Schweigen oder gar Mitmachen von so vielen.

Am 11. September 1988 nahmen die Schüler Phillip Lengsfeld (16 Jahre), Benjamin Lindner (18), Shenja-Paul Wiens (17) und Alexander Krohn (17) an einer Kundgebung für die Opfer des Faschismus auf dem Bebelplatz in Ost-Berlin teil. Sie trugen zwei selbstgefertigte Transparente: «Gegen faschistische Tendenzen» und «Neonazis raus». Sicherheitskräfte hielten die Personalien fest. Die vier gingen in die «Carlvon-Ossietzky»-Schule (EOS) in Berlin-Pankow, eine Schule, an der traditionell viele Kinder von Prominenten und Intellektuellen lernten. Ein Schüler war Carsten Krenz, der Sohn von Egon Krenz. Wiens’ Eltern waren Schriftsteller und in der oppositionellen Szene aktiv, Lindners Mutter Ärztin, sein Vater Dramaturg beim Fernsehen. Nach der Niederschlagung des «Prager Frühlings» 1968 trat er aus Protest aus der SED aus. Krohns Mutter war Lehrerin, die Mutter von Lengsfeld Vera Wollenberger. Er hatte sich im Februar 1988 bewusst entschieden, in der DDR zu bleiben und Abitur zu machen.

In der Ossietzky-Schule existierte eine Speakers Corner, die der Direktor Rainer Forner genehmigt hatte. Eine sehr ungewöhnliche Erlaubnis. Am 12. September brachten Benjamin Lindner und Shenja-Paul Wiens dort einen Wandzeitungsartikel an, in dem sie über die im August ausgebrochene polnische Streikbewegung berichteten und «eine Machtbeteiligung der Solidarność und anderer oppositioneller Kräfte» als «unerlässlich» ansahen.[348] Am selben Tag hängte Carsten Krenz den Artikel ab und nahm ihn mit nach Wandlitz. Einen Tag später heftete er ihn wieder an und schlug vor, darüber öffentlich zu diskutieren. Am 14. September pinnte Kai Feller (16) einen Beitrag an und meinte, die DDR solle am 7. Oktober, dem DDR-Gründungstag, auf die alljährliche Militärparade verzichten und so ihren Friedenswillen demonstrieren. Er sammelte ungenehmigt Unterschriften. Nur 37 Mitschüler unterschrieben, obwohl die Mehrheit so dachte. 30 distanzierten sich bald von ihrer Unterschrift. Der Direktor zog die Liste ein und ermahnte Feller, so etwas zu unterlassen. Die SED-Parteisekretärin Renate Eulitz informierte die SED-Kreisleitung. Innerhalb weniger Tage waren dann in den Vorgang die SED-Bezirksleitung mit Günter Schabowski persönlich, die Stadtschulrätin, das Ministerium für Staatssicherheit, das SED-Politbüro mit Erich Honecker und Egon Krenz sowie das Ministerium für Volksbildung in Person von Ministerin Margot Honecker involviert.

Noch am 21. September 1988 brachten Phillip Lengsfeld, Alexander Krohn, Benjamin Lindner und Wolfram Richter (17), dessen Vater Hochschuldozent und SED-Mitglied war, ein in der DDR allseits bekanntes Gedicht an der Speakers Corner an. Sie schrieben über das Gedicht, es habe sie sehr beeindruckt und zum Nachdenken angeregt. Die Liebeserklärung «Du Meine» stammte von einem Berufsunteroffizier und war im Mai 1986 in der Zeitung «Volksarmee» veröffentlicht worden: «Ich denke noch an einst, / an sonnigen Tagen / hab stolz ich dich / übern Bach getragen. / Dein Können / hast du mir gezeigt, / hab willig mich dir geneigt. / Die Stärken sind mir / gut bekannt, / oft zucktest du in meiner Hand. / Und ich werd / in deine Kammer gehen, / werd in reinster / Pracht dich sehn. / Ich streif mit dir / zur Mondesnacht / dein Anblick / mich ganz sicher macht. / Ich weiß warum, / ich kenn dein Wie, / du, / Kalaschnikow-MPi.» Dieses Gedicht bekam eine Bedeutung, die sich nachträglich nur schwer nachvollziehen lässt. Offiziell in einem SED-Organ abgedruckt, entfaltete es eine subversive und gegen die Militarisierung der Gesellschaft gerichtete Wirkung, sobald es in einem anderen Kontext zitiert oder rezitiert wurde.

Das Fass lief derweil über. Die Fast-noch-Kinder wurden vom MfS beschattet. Hinter den Kulissen ordnete Margot Honecker Relegationen an. In den Schulräumen herrschte Kalter Krieg. Die FDJ verlangte den Ausschluss der Aufmüpfigen, zu denen auch Georgia von Chamier (17) und Katja Ihle (16) gehörten. Es fiel vom 1. FDJ-Kreisleitungssekretär das böse Wort, die FDJ kümmere sich um alle, um Skinheads, Grabschänder, Asoziale oder Rowdys, aber eine «pazifistische», «staatsfeindliche» Plattform werde nicht geduldet. FDJ-Ausschlüsse von Lengsfeld, Feller und Ihle folgten, Lindners Ausschluss misslang, weil in seiner Klasse nicht genügend Stimmen zusammenkamen. Er trat freiwillig aus. Am 30. September wurden die Vorgaben Margot Honeckers umgesetzt. Eine große Schulversammlung fand statt. Einzeln mussten Phillip Lengsfeld, Kai Feller, Katja Ihle und Benjamin Lindner vortreten. Der Direktor verkündete jedem Einzelnen, dass gegen ihn bzw. sie ein Relegierungsverfahren eingeleitet worden sei, dass sie beurlaubt seien und sofort die Schule zu verlassen hätten. Einzeln wurden sie auf direktem Weg hinausbegleitet. Dann meldete sich jemand, dies habe er mit seiner Zustimmung für den FDJ-Ausschluss nicht beabsichtigt. Schüler klatschten Beifall. Mehrere Mitschüler fingen an zu weinen. Alexander Krohn trat nun vor und erhielt einen Verweis. Er entgegnete, er schäme sich für diese Schule. Der Direktor warf ihn spontan ebenfalls hinaus. Wolfram Richter, Shenja-Paul Wiens und Georgia von Chamier erhielten Verweise, die beiden Letztgenannten mussten zudem die Schule wechseln. Die Relegationen wurden endgültig am 11. und 13. Oktober verhängt. An der Heinrich-Schliemann-Schule im Prenzlauer Berg solidarisierte sich eine Freundin von Kai Feller schon im September mit den Gemaßregelten. Die Schule drohte Jeannine Haase, ihre Klassenkameraden blieben stumm. Zum Jahresende verließ sie die kaltherzige Schule, aus der FDJ war sie bereits ausgetreten, ihre Eltern warfen sie aus der Wohnung. Sie zog zu Feller. Allein dieses Beispiel verdeutlichte, wie wenig ausreichen konnte, um Biographien zu zerstören. Zum Glück für diese Jugendlichen, lässt sich heute sagen, war es nicht mehr weit bis zum Herbst 1989.

Im Umfeld aller Eltern begannen noch im Oktober Ermittlungen und Disziplinierungsgespräche. Die gemaßregelten Schüler blieben unter MfS-Beobachtung. Die Botschaft des Staates war eindeutig: Das, was ihnen geschehen ist, kann jederzeit jedem anderen, der sich als «Andersdenkender» aufspielt, ebenso passieren. In einer Erklärung schrieben die Schüler über ihr «Andersdenken»: «Wir werden beschuldigt, wir hätten uns antisozialistisch verhalten. Uns wird vorgeworfen, wir hätten gegen die sozialistische Gesetzlichkeit verstoßen. Es wird uns unterstellt, wir hätten uns organisiert, wir wollten politisch labilen Schülern unsere Meinung aufzwingen, um so eine pazifistische Plattform zu errichten. Diese Diffamierungen verletzen und empören uns sehr. Die gegen uns beantragten beziehungsweise verhängten Schulstrafen und den Ausschluss einiger von uns aus der FDJ empfinden wir als großes Unrecht. Die gegen uns erhobenen Vorwürfe veranlassen uns, noch einmal die Gemeinsamkeiten unserer politischen Überzeugungen und damit auch unsere Grundhaltung zu unserem Staat darzulegen: Wir wollen in der DDR leben und lernen. Wir wollen schöpferisch an der Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft mitwirken. Wir wollen offen unsere Meinung äußern und sie öffentlich diskutieren. Die politischen Ereignisse auf der ganzen Welt interessieren und beschäftigen uns sehr. Wir stehen zur Friedenspolitik der DDR. Mit unserer antifaschistischen Grundhaltung treten wir gegen neofaschistische Tendenzen unter Jugendlichen auf. Wir alle wurden mit solchen Erscheinungen konfrontiert, einige von uns wurden von faschistischen Skins angegriffen und beschimpft. Wir werden uns immer und überall gegen solche Erscheinungen wehren. Kai, Benjamin, Katja, Alexander, Shenja-Paul, Phillipp.»[349] Muss man kommentieren, dass 16- bis 18-Jährige glauben mussten, solche politischen Erklärungen abgeben zu müssen, um ihre Zukunft zu retten?

Es ist schon darauf hingewiesen worden, dass der Kommunismus als Zukunftsprojekt besonders auf die Jugend baute. Seit den fünfziger Jahren zählten ideologische Auseinandersetzungen mit zum Teil furchtbaren Folgen für betroffene Schüler zum Alltag der DDR-Volksbildung. Dutzende Oberschüler sind in den frühen fünfziger Jahren zum Tode und Hunderte zu Zuchthausstrafen verurteilt worden, Tausende noch in der Honecker-Ära relegiert und Zehntausende aus politischen Gründen nicht einmal zum Abitur zugelassen worden. Die Ossietzky-Schüler standen in dieser Tradition, von der sie nichts wussten. Aber wie schon Anfang der fünfziger Jahre entwickelte sich binnen weniger Tage eine Protestwelle in der DDR, die von SED, MfS, FDJ und Volksbildungsministerium nicht einkalkuliert worden war. Wie sollten sie auch, denn Schulrelegationen aus politischen Gründen zählten auch in den achtziger Jahren zu häufigen Erscheinungen. Proteste gab es selten, landesweite nie.

Im Herbst 1988 aber war die Gesellschaftskrise bereits so weit vorangeschritten, dass ein solcher Vorfall nicht mehr beschwiegen wurde. Hinzu kam der Umstand, dass Vera Wollenberger direkt und Regina und Wolfgang Templin indirekt betroffen waren. Die Templins waren involviert, weil sie im selben Haus wie die Familie Wiens gewohnt hatten und einige der abgestraften Schüler nun in ihrer Wohnung lebten. Der Schlag gegen Phillip wiederum sollte auch seine Mutter treffen, sollte bezwecken, dass sie für immer der DDR fernbliebe. Bischof Forck versuchte zu erreichen, dass sie wenigstens für drei Tage in die DDR zurückkönne, um ihrem Sohn beizustehen. Sie hielt sich in West-Berlin bei Roland Jahn und Rüdiger Rosenthal auf, wartete aber vergebens. Ohne Genehmigung fuhr sie zur Grenze und begehrte Einlass. Das MfS schickte sie zurück. Sie rief anschließend Rechtsanwalt Gregor Gysi zu Hause an und bekniete ihn, sich für sie einzusetzen. Vergeblich. Nach der Aktenöffnung fand sie eine ausführliche Wiedergabe dieses Telefonats in den MfS-Akten. «Es gibt keinen Hinweis darauf, dass das Privattelefon von Gysi jemals abgehört wurde.»[350] In anderen MfS-Dokumenten ist die Rede davon, dass Gespräche von Gysi mit Familie Wiens genutzt werden sollten, um ihnen die Rechtslage zu erläutern.[351] Phillip konnte mehrfach zu seiner Mutter nach West-Berlin fahren, sie aber konnte nicht mit den Verantwortlichen sprechen. Sie schrieb Direktor Rainer Forner einen Brief. In den MfS-Unterlagen fand sie den Inhalt wieder.

Das gesamte DDR-Volksbildungssystem war seit Jahren ein zentraler Kritikpunkt sämtlicher Kirchen in der DDR, der Oppositionsgruppen und vieler anderer Menschen. Die Verhältnisse empfanden viele Schüler wie Eltern als unerträglich. Vor dem Hintergrund des Gesellschaftszustands wirkte die Ossietzky-Affäre als ein weiteres Fanal und zeigte, was im System wirklich los war. Bischof Forck schaltete sich ein, Manfred Stolpe erklärte öffentlich, dies alles erinnere ihn an die fünfziger Jahre. Die «Umweltblätter» und der «Friedrichsfelder Feuermelder» brachten in ihren Oktoberheften ausführliche Darstellungen über die Ereignisse und stellten Öffentlichkeit her. Die Westmedien griffen das Thema auf. Marianne Birthler und Michael Frenzel vom Berliner Stadtjugendpfarramt verbreiteten am 4. November 1988 eine ausführliche Information, die allen Berliner evangelischen Gemeinden zuging. Seit Ende Oktober fanden in Ost-Berlin in Kirchen Informations- und Fürbittandachten statt. Die betroffenen Schüler hatten präzise Gedächtnisprotokolle verfasst, die ebenfalls verbreitet wurden. Am 27. November 1988 fand ein landesweiter Aktionstag mit Protest- und Informationsveranstaltungen in mehreren Ostberliner Kirchen sowie z.B. in Dresden, Halle, Leipzig, Jena, Magdeburg, Potsdam und Wismar statt. FDJ-Chef Eberhard Aurich sah sich am nächsten Tag veranlasst, alle FDJ-Bezirksleitungen über die Vorgänge an der Erweiterten Oberschule in Pankow zu informieren, um den Funktionären Argumentationen dafür an die Hand zu geben, alles sei mit Augenmaß und ordnungsgemäß über die Bühne gegangen.

Doch nicht nur Kirchen, Opposition und Westmedien engagierten sich und informierten. Tausende Protestschreiben erreichten SED, Ministerrat, Volkskammer, Medien und Institutionen der Volksbildung. Weithin bekannte Persönlichkeiten, die nicht im Verdacht standen, oppositionell gegenüber dem SED-Staat zu agieren, verwendeten sich für die Relegierten, darunter z.B. Stephan Hermlin und Jürgen Kuczynski. Prominente Kritiker der DDR wie Christoph Hein protestierten ebenso. Und vor allem waren im ganzen Land ungezählte Schüler, Eltern und auch Lehrer entsetzt, enttäuscht, traurig.

Das Thema blieb bis in den Herbst 1989 gegenwärtig. Im Juni fand der IX. Pädagogische Kongress statt. Im Vorfeld konstituierten sich überall im Land oppositionelle Arbeitsgruppen, die Eingaben und Vorschläge an diesen Staatskongress sandten. Erich Honecker saß drei Tage mit fast stoischer Ruhe im Präsidium und verlieh damit dem Kongress die Bedeutung, die er haben sollte. Seine Ehefrau Margot verkündete, dass alles so bleiben müsse, wie es sei, und dass gegen jede Abweichung scharf vorgegangen würde. Das Entsetzen darüber war groß und erfasste viele Lehrer. Die Ossietzky-Affäre hatte die Gesellschaft sensibilisiert. Jugendliche waren entsetzt, Eltern zeigten sich besorgt, Großeltern erinnerten sich an schlimme Zeiten. Fast keiner blieb davon unberührt.

Jens Reich sagte im Herbst 1989, etwas übertrieben, aber ohne Übertreibungen gelingen solche Umbrüche nicht, die mutigen Ossietzky-Schüler seien – fast im doppelten Wortsinne – «Pioniere» der 89er Bewegung gewesen. Für die Massenmobilisierung erwiesen sich die Vorgänge als wichtig, sie wurden auch nicht vergessen. Im Oktober erinnerten Menschen im ganzen Land an den politischen Skandal. Erst am 1. November 1989 rang sich der SED-Staat dazu durch, die Betroffenen faktisch zu rehabilitieren.[352] Direktor Forner mahnte noch im Dezember 1989, neues Vertrauen müssten die gemaßregelten Schüler sich erst erarbeiten. Eine Untersuchungskommission stellte später fest, elf Gesetze bzw. Verordnungen seien von Staat und Schule missachtet worden.

Phillip Lengsfeld war entnervt am 9. November 1988 zu seiner Mutter nach Cambridge ausgereist. Am 9. November 1989 wollte er zurück in die DDR, zurück an die Ossietzky-Schule. Er verpasste die Fähre in Harwich. In einem englischen Hotelzimmer sah er, wie die Mauer fiel. Auch das ein Sinnbild für die Ereignisse.

Es waren Schüler der «Ossietzky-Schule». Was lag da näher, als dass sich im Herbst 1988 zahlreiche Menschen mit kritischen Beiträgen und Briefen in dieser Angelegenheit an die «Weltbühne» wandten, für die Carl von Ossietzky seit 1927 verantwortlich gezeichnet hatte. Der Friedensnobelpreisträger starb 1938 an den Folgen von Folter und Haft in nationalsozialistischen Konzentrationslagern. Sein Wochenblatt, längst seines Geistes beraubt, schwieg, antwortete nicht einmal auf die zahlreichen Briefe. Erst am 6. Februar 1990 druckte es «In eigner Sache» einen Kommentar, schob alle Schuld von sich, nicht berichtet zu haben, und beichtete: «Ja, wir schämen uns noch immer.»


Kapitel II

Von der Gesellschafts- zur Diktaturkrise




 

 

 

Honeckers 100-jähriges Reich

Nicht nur in Frankreich, sondern fast überall auf der Welt liefen Anfang 1989 die Vorbereitungen für die Würdigung der Französischen Revolution von 1789 auf Hochtouren. War die Revolution beendet, wie der französische Historiker François Furet 1978 behauptet hatte? Vielleicht in Frankreich. In der DDR erklärten die SED-Historiker, «1789» habe sich mit der Oktoberrevolution von 1917 erst verwirklicht, das Erbe von «1789», so der Leipziger Revolutionsforscher Manfred Kossok, stünde im Zeichen des Sozialismus.[1] Niemand konnte Anfang des Jahres wissen, dass nur wenige Monate später eine Revolution die Berliner Mauer zum Einsturz bringen, den Weg zur deutschen Einheit bahnen und schließlich Europa in Frieden ein neues Antlitz verleihen würde. Für das kommunistische Osteuropa schienen nun endlich die Ideen von 1789 auch verwirklichbar zu sein. Kossoks These erwies sich von geringer Halbwertzeit. Auch wenn die tiefe Gesellschaftskrise in der DDR wie im ganzen Ostblock mit den Händen greifbar schien und viele hofften, die Krise möge endlich überwunden werden, ahnte aber noch niemand, wie dies konkret vor sich gehen würde und vor allem mit welcher Dramatik. Außer in Polen und Ungarn war zudem noch in keinem der Länder erkennbar, wer aus der Krise als Sieger hervorgehen würde. Könnten sich die alten Machthaber behaupten oder würden sie Reformern aus den eigenen Reihen Platz machen? Andere Alternativen schienen nicht einmal denkbar, geschweige denn realistisch.

Zur Ironie der Geschichte von «1989» gehören nicht nur die Feierlichkeiten aus Anlass der Großen Revolution. In der DDR begann das Jahr zudem mit dem Gedenken an Thomas Müntzer, einen großen deutschen Revolutionär, dessen Schicksal symbolisch für die meisten Freiheitsbestrebungen in der deutschen Geschichte steht: sie scheiterten, blieben auf halber Strecke stehen oder weit hinter ihren eigenen Zielstellungen zurück. Als das lange Jahr 1989 mit den freien Wahlen am 18. März 1990 zu Ende ging, hatte endlich auch die deutsche Geschichte eine erfolgreiche Freiheitsrevolution vorzuweisen. Es war ein zwar kurzer, aber doch dornenreicher und heftig umkämpfter Weg bis dahin.

Im Januar 1989 begann in der DDR das Thomas-Müntzer-Gedenken aus Anlass seines 500. Geburtstages. Der Revolutionär hatte gegen geistliche und weltliche Obrigkeiten aufbegehrt. Als eine Leitfigur im Bauernkrieg ist er 1525 hingerichtet worden. Karlen Vesper, Geschichtsredakteurin beim «Neuen Deutschland», brachte die offizielle Sicht auf Müntzer auf den Punkt: Die «kühne Idee» Müntzers sei «in der DDR Wirklichkeit» geworden, die DDR sei «Testamentvollstrecker auch des Kampfes Thomas Müntzers».[2] Die SED versuchte Müntzer schon immer nachhaltiger als Luther für ihre Legitimationszwecke zu vereinnahmen. Logisch wäre es eigentlich andersherum gewesen. Denn Luther predigte Gehorsam gegenüber der weltlichen Obrigkeit, während Müntzer genau gegen diese kämpfte. Aber für die SED galt jeder Aufruhr gegen Obrigkeiten als richtig und konsequent, so lange sich ein solcher nicht gegen ihre eigene Herrschaft richtete.

Erich Honecker ließ es sich nicht nehmen, am 19. Januar 1989 selbst eine aktuelle politische Rede zum Müntzer-Gedenken zu halten. Dabei nahm er auf die gerade zu Ende gehende KSZE-Nachfolgekonferenz von Wien Bezug und behauptete, in der DDR würden alle Menschenrechte geachtet. Die Wiener Konferenz sei für die DDR ein großer Erfolg gewesen, da sie viele wertvolle Vorschläge habe einbringen können. Tatsächlich nahmen viele DDR-Bürger die Beschlüsse als Erfolg wahr, aber anders als von Honecker gedacht. Das Dokument ließ viele aufhorchen und bestärkte sie darin, die Einhaltung der Menschenrechte einzuklagen. Die DDR war nicht nur die Verpflichtung eingegangen, «dass es jedermann freisteht, jedes Land einschließlich seines eigenen zu verlassen und in sein Land zurückzukehren», sondern hatte auch versprochen, dieses Recht gesetzlich zu garantieren und die Einhaltung beobachten zu lassen.[3] Ein kirchlicher Mitarbeiter beantragte umgehend, aber vergeblich, nach dem Vorbild der «Helsinki Watch Groups» die offizielle Gründung einer «Vereinigung zur Beobachtung und Förderung des KSZE-Prozesses in der DDR».[4]

Dass die DDR gerade wegen der Menschenrechtssituation weithin isoliert war und selbst «Bruderstaaten» wie Polen, Ungarn und die UdSSR erkennbar Distanz hielten, erwähnte Honecker in seiner Rede natürlich nicht. Stattdessen griff er die Bundesrepublik und die USA scharf an und schob ihnen die Verantwortung für die fehlende Reisefreiheit zu. Sie wären dafür verantwortlich gewesen, dass die DDR 1961 den «antifaschistischen Schutzwall» habe bauen müssen und noch gebe es keine Gründe, daran etwas zu ändern: «die Mauer wird (…) so lange bleiben, wie die Bedingungen nicht geändert werden, die zu ihrer Errichtung geführt haben. Sie wird in 50 auch in 100 Jahren noch bestehen bleiben, wenn die dazu vorhandenen Gründe noch nicht beseitigt sind.»[5]

Honeckers Worte regten viele Menschen auf. Seine Vision vom Hundertjährigen Mauerreich rief vielfach blankes Entsetzen hervor. Oppositionelle um Ludwig Mehlhorn, Stephan Bickhardt und Hans-Jürgen Fischbeck vom Initiativkreis «Absage an Praxis und Prinzip der Abgrenzung» und vom Friedenskreis der Ostberliner Bartholomäusgemeinde antworteten Honecker mit einem Offenen Brief am 23. Januar: «Jeder weiß, dass die Mauer nicht gegen irgendwelche Räuber nach außen, sondern vor allem nach innen gerichtet ist. (…) Wir und unsere Kinder wollen nicht noch fünfzig Jahre warten.»[6] Niemand konnte zu diesem Zeitpunkt wissen, dass Honecker ungewollt Recht behalten sollte. Denn anders als von ihm gemeint, fiel im Herbst binnen weniger Wochen der Grund für die Mauer weg: die SED-Diktatur selbst.

Wie schlecht es um die Menschenrechte in der DDR tatsächlich bestellt war, bezeugen die Opfer, die das ostdeutsche Grenzregime auch am Ende der achtziger Jahre immer noch forderte. Am 6. Februar 1989 starb der 20-jährige Chris Gueffroy durch gezielte Schüsse von Grenzsoldaten. Er war der letzte an der Berliner Mauer Erschossene. Den letzten Toten in Berlin gab es am 8. März 1989 zu beklagen. Winfried Freudenberg flüchtete mit einem Heißluftballon, stürzte über West-Berlin ab und starb. Die internationale Öffentlichkeit protestierte, in der DDR fragten viele Menschen erzürnt, wann das endlich aufhöre. Honecker gab Egon Krenz, als Politbüromitglied und ZK-Sekretär zuständig für Sicherheitsfragen, die Anweisung, den Schießbefehl aufzuheben. Die internationalen Proteste müssten aufhören. Krenz rief am 2. April 1989 den stellvertretenden Verteidigungsminister, Generaloberst Fritz Streletz, an und gab die Anweisung weiter. In einer Gesprächsnotiz heißt es dazu: «Lieber einen Menschen abhauen lassen, als in der jetzigen politischen Situation die Schusswaffe anzuwenden.»[7] Wenige Tage später fielen erneut Schüsse, mit denen die Flucht mit einem Lastkraftwagen verhindert wurde. Erich Mielke zeigte sich am 28. April 1989 verärgert über die Aufhebung des Schießbefehls – und über die mangelnde Zielgenauigkeit einiger Schützen: «Wenn man schon schießt, dann muss man es so machen, dass nicht noch der Betreffende wegkommt, sondern dann muss er eben dableiben bei uns. Was ist denn das für eine Sache, was ist denn das: 70 Schuss losballern und der rennt nach drüben und die machen eine Riesenkampagne. Da haben sie recht, Mensch, wenn einer so mies schießt, sollen sie eine Kampagne machen. (…) Und dann ist natürlich klar, es hat ja keinen Zweck, auf einen zu schießen, wenn er nach drüben kommt, nicht wahr. (…) Wo noch etwas mehr revolutionäre Zeiten waren, da war es nicht so schlimm. Aber jetzt, nachdem alles so neue Zeiten sind, muss man den neuen Zeiten Rechnung tragen.»[8]

Noch bis kurz vor der Maueröffnung waren Tote zu beklagen. Am 22. August erschoss ein ungarischer Grenzposten versehentlich den DDR-Bürger Werner Schulz, der mit Frau und Baby nach Österreich flüchten wollte. Am 30. Oktober zogen polnische Grenzbeamte Dietmar Pommer tot aus der Oder. Der 23-Jährige aus Ludwigslust wollte am 18./19. Oktober zur bundesdeutschen Botschaft nach Warschau. Er war das letzte Todesopfer des DDR-Grenzregimes.

Die SED-Freidenker

Am 10. Januar 1989 veröffentlichte «Die Welt» ein Interview mit Manfred Stolpe. Der Konsistorialpräsident hatte seit 1987 eine Omnipräsenz in bundesdeutschen Medien entwickelt, die ihn weit über die Kirchen hinaus bekannt machte. In diesem Interview forderte er zum wiederholten Mal, dass die Präambel im Grundgesetz verändert, neu interpretiert werden müsste. Eine Wiedervereinigung komme in absehbarer Zeit nicht in Betracht und eine darauf gerichtete Politik, wie sie das Grundgesetz vorsehe, behindere nur deutsch-deutsche Annäherungen. Von Wiedervereinigung zu sprechen sei «politisch und historisch falsch, weckt Emotionen und verwirrt die Menschen».[9] Dem Springer-Verlag schlug er zudem vor, die Anführungszeichen bei der Nennung der «DDR» in ihren Blättern künftig zu unterlassen. (Tatsächlich erfolgte dies am 2. August 1989, den Plan dazu gab es seit Jahresanfang.[10])

So dachten viele Menschen in Ost wie West. Eigentlich kam Stolpe der SED-Führung zu Hilfe. Die aber sah das nicht so und veröffentlichte einen Tag darauf in fast allen DDR-Tageszeitungen eine Glosse mit der etwas wirren Überschrift: «Herr Stolpe und der Idealfall». Der Artikel stellte fest, die Gottesdienste in Kirchen würden nur mäßig besucht. Das scheine aber Stolpe nicht zu interessieren, stattdessen betreibe er Politik und wolle der DDR «etwas Schlechtes» anhängen. «Herrn Stolpe sollte schon allein aus der Zeit seiner FDJ-Erfahrung bis zum heutigen Tage nicht entgangen sein, dass in der DDR volle Religionsfreiheit herrscht. Dies zu übersehen und sich statt dessen mit staatlichen Fragen zu beschäftigen, ist selbstverständlich kein Dienst an der freien Religionsausübung. Offensichtlich muss nicht die DDR-Führung in bezug auf die Europapolitik einen Lernprozess durchmachen, sondern Herr Stolpe in Fragen der freien Religionsausübung.»[11] Die Botschaft der Attacke blieb verschlüsselt. In den Kirchenleitungen ist sie als Generalangriff gewertet worden. Westkorrespondent Gerhard Rein nannte sie «ungewöhnlich». «Man attackiert einen Mann, der jede Gelegenheit dazu benutzt, die DDR gut darzustellen, meistens besser als sie ist.»[12] Nach den Ereignissen von 1987/88 schien die SED-Führung gleich zu Jahresbeginn ankündigen zu wollen, sie würde eine härtere Gangart einlegen. Da machte es durchaus Sinn, gerade jenen Mann anzugreifen, der ihr gegenüber besonders loyal auftrat, der aber auch in vielen Gruppen Ansehen und Vertrauen genoss. Es ist typisch für gesellschaftspolitische Krisen in Diktaturen, dass diese innenpolitisch die Zügel schärfer anziehen. Ebenso typisch ist es auch, dass in Zeiten verschärfter Repressionen, Verfolgungen und ideologischer Starre die Bereitschaft zu Widerspruch und Widerstand wächst. Die DDR, nicht Stolpe, war dafür gewissermaßen der Idealfall.

Der Angriff deutete aber nicht nur innenpolitische Verhärtungen an, er bereitete zugleich den Versuch einer Offensive vor. Nur wenige Tage später verkündeten alle DDR-Zeitungen in großer Aufmachung, dass sich ein Vorbereitungsausschuss zur Gründung eines «Freidenker-Verbandes» konstituiert habe. In mehreren schnell aufeinander folgenden Artikeln, Reden und Interviews erläuterte die SED, was ein solcher Verband wolle, in welchen Traditionen er stehe und dass alle über 14 Jahre alten Menschen mitarbeiten könnten. Er setze sich zum Ziel, persönliche und familiäre Feiertage wie auch Beerdigungen weltlich zu begleiten und würdig zu begehen. Er stelle «Kontakttelefone» (!) bereit und biete Diskussionsangebote zu allen gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Fragen an. Im Juni ist er offiziell gegründet worden. Das öffentliche Getöse stand dabei in keinem Verhältnis zur gesellschaftlichen Resonanz. Selbst Schüler erkannten, wie das MfS von einer Staatsbürgerkundelehrerin, die von Diskussionen aus ihrem Unterricht berichtete, erfuhr, «dass man auch in diesem Verband nicht ‹frei› seine Meinung äußern könne. Das habe sie [eine Schülerin] daran erkannt, dass die Freidenker von einer marxistischen Weltanschauung an die Lösung die Probleme herangehen würden. (…) Innerhalb des Klassenkollektivs herrscht im Allgemeinen eine ähnliche Haltung (…) vor.»[13] Die Bereitschaft zur Mitarbeit blieb gering und umfasste nur wenige Tausend Menschen. Darunter befand sich eine Reihe von Personen, die zwar Materialien des Verbandes haben wollten, aber gar nicht an eine Mitarbeit dachten. Das MfS befürchtete von Anfang an eine Unterwanderung durch «feindlich-negative Kräfte».

Der Freidenker-Verband war der letzte Versuch der SED, offiziell in die Räume vorzustoßen, die von Kirchen und Opposition besetzt waren. Einige Oppositionelle verstanden ihn als Versuch der SED, die Gesellschaft weiter zu spalten. Er bildete nach den Ereignissen von 1987/88 das faktische Eingeständnis der SED-Führung, einen Großteil der politischen und gesellschaftlichen Probleme im Land nicht mehr zu beherrschen. Der Verband sollte ein Mittel zum Gegensteuern sein. Das konnte nicht funktionieren. Manche Kirchen sahen diese Gründung als neuerliche Kampfansage an. Joachim Garstecki und Ehrhart Neubert argumentierten, die Gründung könne nur begrüßt werden, wenn der Opposition ebensolche Organisationsmöglichkeiten zugebilligt würden.[14] Niemand glaubte, dass der Freidenker-Verband, wie öffentlich behauptet, ohne staatliche Schützenhilfe zustande gekommen sei. Schon der erste Vorsitzende, der Pädagogikprofessor Helmut Klein, langjähriger Rektor der Humboldt-Universität und SED-Funktionär, stand nicht dafür. Tatsächlich hatte das SED-Politbüro am 6. Dezember 1988 mit dem Beschluss zur Verbandsgründung auf die Ereignisse von 1987/88 reagiert. Das MfS war von Anfang an einbezogen. Es war geplant, dass der Verband 100 hauptamtliche Funktionäre anstelle, über eigene Radio- und Fernsehsendungen verfüge, eine Zeitschrift herausgebe und über Bezirks- und Kreisstrukturen funktioniere. In der Zentrale in Ost-Berlin bezog das MfS einen eigenen Arbeitsraum. Als erster Geschäftsführer fungierte Eberhard Schinck, früherer stellvertretender Leiter des Berliner Verlages sowie Sekretär für Agitation und Propaganda einer Berliner SED-Kreisleitung. Der bat seinen MfS-Ansprechpartner Ende Februar, eine Sekretärin, die im Verband arbeiten solle, zu überprüfen, da die Frau geschieden «und er keinerlei Kenntnisse über Umgangskreis und Freizeitverhalten hat.»[15] Helmut Klein wünschte im Januar «ein enges Zusammenwirken mit dem MfS».[16] Sein Ansprechpartner war Oberst Joachim Wiegand, der seit 1979 die HA XX/4 im MfS leitete. Diese war zuständig für die Bearbeitung der Kirchen. Ende Februar bat Klein das MfS um eine «Kurzauskunft zu 5 Verfassern von negativen Einsendungen.» In vielen Briefen brachten die Absender ihre Hoffnung zum Ausdruck, der Freidenker-Verband könne im Sinne von Glasnost wirken. «Um politischen Missbrauch, evtl. konterrevolutionäre Bestrebungen und ‹Kirchenkampf› vorbeugend zu verhindern, muss mit dem Aufbau des Verbandes nach seiner [Kleins] Meinung in jeder Wohngebietsgruppe ein Stamm handfester Genossen als Kern gewonnen werden.»[17]

Die Freidenker erwiesen sich als das, was sie waren: SED-Funktionäre, die sich mit einem Verband tarnen wollten, um als eine Speerspitze im Kampf gegen Kirchen und Opposition zu wirken, aber offiziell eine gesellschaftspolitische Öffnung versprach. Die innenpolitische Situation war bereits so zugespitzt, dass solche Angebote kaum noch wahrgenommen und von kaum jemandem ernsthaft angenommen wurden.

Leipzigs Weg zur Hauptstadt der Demonstrationen

In Leipzig bildeten sich ab 1987 einige neue Oppositionsgruppen, die vor allem ab 1988 öffentliche Proteste initiierten und mit einigen Aktionen über die Stadtgrenzen hinaus für Aufsehen sorgten. Zugleich gab es hier wie in vielen anderen Städten seit Ende der siebziger Jahre die Tradition der Friedensgebete. An der Vorbereitung und Durchführung waren in Leipzig die Basisgruppen aktiv und selbständig beteiligt. Nach den Berliner Ereignissen vom Januar 1988 erhielten die Friedensgebete starken Zulauf durch Ausreisewillige. Das geschah im ganzen Land. Und immer wieder kam es nach den Friedensgebeten und Gesprächsrunden zu Demonstrationen – in Schwerin, in Dresden, in Zwickau, in Bautzen, in Erfurt, in Stralsund, in Pasewalk, in Jena, in vielen weiteren Städten und auch in Leipzig, hier sogar das ganze Jahr über. Am 14. März 1988, während der Leipziger Frühjahrsmesse, zog ein Demonstrationszug von etwa 100 bis 120 Personen – nach der Friedensandacht mit 800 bis 900 Teilnehmern in der Nikolaikirche, die direkt im Stadtzentrum liegt – schweigend zur Thomaskirche. Ein Kreis bildete sich auf dem Kirchenvorplatz und man ging anschließend geschlossen zur Nikolaikirche zurück. Das Friedensgebet war von der «Solidarischen Kirche» vorbereitet worden. Die Bilder von der Demonstration zeigten abends ARD und ZDF in ihren Nachrichtensendungen.

Die Kirche war von dieser Umwidmung ihrer Friedensgebete nicht angetan. Zwar existierten Gesprächskreise mit Antragstellern und seit 1986 stand an der «Nikolaikirche – offen für alle», aber die Politisierung der Gebete und das tendenzielle Zusammengehen zwischen Ausreisewilligen und Oppositionellen, die bleiben, aber die DDR verändern wollten, ging vielen zu weit. Superintendent Friedrich Magirius setzte durch, dass künftig die Friedensgebete nicht mehr eigenständig von den Gruppen vorbereitet und durchgeführt werden dürften. Die Gruppen wurden davon im August 1988 informiert. Schon seit dem Frühjahr war es über die Gestaltung zu Auseinandersetzungen gekommen. Den aktuellen Hintergrund gab das Friedensgebet am 27. Juni 1988 ab. Die Kollekte diente der Zahlung einer Ordnungsstrafe in Höhe von mehreren Tausend Mark, die Jürgen Tallig begleichen musste. Er hatte im Februar 1988 in einem Fußgängertunnel ein Zitat von Gorbatschow angeschrieben: «Wir brauchen die Demokratie wie die Luft zum Atmen.» Der Staat erhöhte seinen Druck auf die Kirchenleitung nach diesem Montag und diese beugte sich. Magirius entband Pfarrer Christoph Wonneberger, der seit Jahren auf Seiten der Gruppen stand und selbst in der Opposition aktiv war, von der Koordinierung der Friedensgebete.[18] Pfarrer Christian Führer erhielt die Zuständigkeit. Nach der Sommerpause gingen die montäglichen Friedensgebete ab dem 29. August weiter. Es kam mehrfach zu Demonstrationen. Vor allem aber eskalierte der Streit zwischen Kirchen und Gruppen. Erklärungen und Gegenerklärungen kursierten, in der Kirche saßen Gruppenmitglieder am 19. September und am 17. Oktober mit Mundbinden «Redeverbot». Am 24. Oktober demonstrierten in der Nikolaikirche mehrere Gruppenmitglieder mit vier Transparenten, die sich gegen die Einschränkung der Friedensgebete und die gesellschaftlichen Verhältnisse gleichermaßen richteten.

Dieser Konflikt trug dazu bei, dass die Oppositionsgruppen ihren politischen Protest deutlicher als bisher auf die Straßen tragen wollten. Michael Arnold, Uwe Schwabe und Gesine Oltmanns entwarfen einen Aufruf. Aus Anlass des ersten Jahrestages der Berliner Ereignisse forderte die «Initiative zur demokratischen Erneuerung der Gesellschaft», ein Zusammenschluss von Personen verschiedener Leipziger Oppositionsgruppen, zu einer Gedenkdemonstration aus Anlass der Ermordung von Luxemburg und Liebknecht auf. In dem Aufruf hieß es: «Lassen Sie uns gemeinsam eintreten für das Recht auf freie Meinungsäußerung, für die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, für die Pressefreiheit und gegen das Verbot der Zeitschrift ‹Sputnik› und kritischer sowjetischer Filme.»[19] Die Demonstration solle am 15. Januar 1989 um 16.00 Uhr beginnen, damit die offizielle Kundgebung nicht gestört werde. Treffpunkt sei der Markt vor dem Alten Rathaus, von dort solle ein Schweigemarsch zur Liebknecht-Gedenkstätte erfolgen. Die Gruppe druckte nach eigenen Angaben etwa 10.000 Flugblätter mit dem Aufruf. Bis zum 12. Januar waren etwa 6000 bis 7000 verteilt worden. In der Nacht beobachtete ein Mann zwei Flugblattverteiler. Er verständigte umgehend die Polizei. Der Denunziant arbeitete als IM für die Kriminalpolizei. Auch in der Vorbereitungsgruppe mit zehn, zwölf Leuten war eine Frau als IM für das MfS tätig. Bis zum 14. Januar nahm die Staatssicherheit elf Personen fest. MfS und Polizei suchten Leipzig großflächig ab und beschlagnahmten viele Flugblätter, in den Wohnungen der Festgenommen fanden sie noch 3500 und schließlich gaben – Uwe Schwabe schätzt mehr als 100 –[20] Leipziger die Flugblätter freiwillig bei der Polizei oder in ihren Betrieben ab. Allein in drei Leipziger Straßen übergaben 16 Einwohner ohne Aufforderung den Aufruf staatlichen Stellen.[21]

Dennoch versammelten sich zur verabredeten Zeit etwa 150 bis 200 Menschen. Fred Kowasch hielt eine kurze Rede und informierte über die elf Festnahmen. Anschließend zogen sie los, der Gruppe schlossen sich spontan weitere Menschen an, so dass 300 bis 500 schweigend durch die Innenstadt liefen. Viele hatten Angst – ein Faktor, der für die Stabilität von Diktaturen kaum zu überschätzen ist. Aber mit solchen Aktionen begannen sie auch, ihre Angst zu überwinden. Sie blieben friedlich und diszipliniert. Wenn die Ampel auf Rot stand, hielt der Tross an und wartete auf Grün. Das massiv aufgebotene Sicherheitspersonal kam nicht zum Einsatz, die Polizei löste die Demonstration auf und nahm erneut 53 Personen vorläufig fest. Bis zum Abend waren sie wieder frei. Die zuvor Festgenommenen kamen bis zum 19. Januar wieder aus der Haft. Honecker veranlasste das selbst. Er wollte verhindern, dass sich Ähnliches zutrug wie ein Jahr zuvor. Denn unmittelbar nach den Festnahmen solidarisierten sich Gruppen in mehreren Städten mit den Verhafteten, in Leipziger Kirchen, aber auch in anderen Orten wurden Fürbittandachten gehalten. Thomas Rudolph informierte kontinuierlich die Westmedien und Oppositionelle in Ost-Berlin, die wiederum die Informationen weitergaben. Polnische und tschechische Oppositionelle protestierten noch am gleichen Tag.[22] Auch die ein Jahr zuvor ausgebürgerten Bürgerrechtler aus Ost-Berlin einschließlich Bohley und Fischer schrieben eine gemeinsame Erklärung. Am wirkungsvollsten war der Protest von US-Außenminister Shultz und Bundesaußenminister Genscher noch am 15. Januar in Wien, wo sie wenige Tage später das KSZE-Nachfolgedokument unterzeichneten. Honeckers Rede zum Müntzer-Gedenken reagierte darauf. Die Leipziger Ereignisse erhielten so eine staatspolitische Bedeutung, die den Organisatoren wohl selbst nicht im Traum eingefallen wäre. Einen besseren Beweis dafür, dass die Unterschrift von DDR-Außenminister Oskar Fischer unter dem KSZE-Dokument nichts wert war, hätte es in diesen Tagen gar nicht geben können als das Vorgehen gegen friedliche Demonstranten in Leipzig. Mielke befahl, in Zukunft schneller und härter durchzugreifen. Die «Junge Welt» brachte ein paar Tage später unter der großen Überschrift «So groß ist eine Mücke …» ein Foto des kleinen Biests mit dem Kommentar, einige Personen wollten in Leipzig das Gedenken an Liebknecht und Luxemburg stören, 53 seien zugeführt, belehrt und entlassen worden. Daneben ist ein Elefant ganz klein abgedruckt worden («… und so klein ein Elefant») und darunter stehen in winziger Schrift elf Meldungen über Menschenrechtsverletzungen und Massenelend in der westlichen Welt.[23] Im März antworteten Oppositionelle mit einer umfangreichen Dokumentation über die Ereignisse und die Solidarität. Der ironische Titel der Samisdat-Schrift lautet: «Die Mücke».[24]

Als am 13. März nach dem Friedensgebet etwa 300 Personen in der Leipziger Innenstadt demonstrierten, für Ausreiserecht und Reisefreiheit eintraten, «Stasi raus!» riefen, konnten MfS-Kräfte nicht eingreifen: in der Stadt lief die Frühjahrsmesse, nicht nur Zehntausende Besucher waren anwesend, sondern auch zahlreiche Medienvertreter. Abends zeigten ARD und ZDF abermals ausführliche Berichte.

Aber nicht nur solche Demonstrationen häuften sich in Leipzig. Auch der scharfe Streit um die Gestaltung der Friedensgebete zwischen Kirchenleitung und Kirchenvorstand der Nikolaikirche einerseits und den Gruppen andererseits wurde beigelegt. Am 14. Februar 1989 beschloss der Kirchenvorstand, dass die Gruppen die Montagsfriedensgebete wieder selbstständig gestalten könnten. Am 10. April fand wieder ein Friedensgebet unter ihrer Verantwortung statt. Innerkirchlich blieb diese Entscheidung der Gruppe um Pfarrer Führer heftig umstritten. Staatsloyale Pfarrer protestierten. Vier Tage später versuchte Landesbischof Hempel in einer für Pfarrer ungewöhnlich erregten Debatte, herauszufinden, wie es weitergehen könne mit den Friedensgebeten. Die ihm vorliegenden Informationen stammten nur von jenen, die gegen die offenen Friedensgebete waren. Vor allem die Pfarrer Christoph Wonneberger (Lukaskirche), Rolf-Michael Turek (Markusgemeinde) und Christian Führer (Nikolaikirche) beharrten auf der wieder eingeführten Organisationsform. Hempel war hin- und hergerissen und schlug vor, nicht von «Friedensgebeten», sondern von «Montagsgebeten» zu sprechen: «Ich weiß noch, was Krieg ist!» Magirius sprach sich scharf gegen die Ausreisewilligen aus: «Kirche ist keine Untergrundorganisation. Auch nicht ihr Helfer. Wir möchten Kirche bleiben.»[25] Die Runde ging ergebnislos auseinander. Am 18. Mai redete Bischof Hempel mit dem Nikolaikirchenvorstand. Als Kompromiss wurden die «Friedensgebete» in «Montagsgebete» umbenannt.

Ein langes Tauziehen war beendet worden. Dazu trugen drei Umstände bei. Erstens spitzten sich die innenpolitischen Verhältnisse dramatisch zu und viele Ausreisewillige suchten immer stärker die Öffentlichkeit für demonstrative Aktionen. Zweitens gewannen die Oppositionsgruppen weiter an politischem Profil und verlegten ihre Aktionen seit Anfang des Jahres immer häufiger in außerkirchliche Räume. Drittens stärkten einzelne Pfarrer wie Wonneberger, Turek und Führer den Gruppen wie den Ausreisewilligen kirchenintern den Rücken, solidarisierten sich offen mit deren Forderungen. Im Frühjahr 1989 liegen die ersten, noch zarten Wurzeln für die Rolle Leipzigs als einem zentralen Handlungsort im Herbst.

Krisenspiele der SED und SED-Reformer

Die SED-Führung war sich der tiefen gesellschaftlichen Krise sehr wohl bewusst. In vielen gelehrten und noch mehr in journalistischen Beiträgen behaupten Autoren sämtlicher politischer Richtungen bis heute sehr oft etwas anderes. Dies hängt damit zusammen, dass sie die historischen Entwicklungen nicht in ihrer Tiefendimension, sondern nur als Einzelereignisse interpretieren und dabei wie Zeitgenossen nach «Reformern» und «Reformpotenzialen» innerhalb der SED forschen. «Reformer» hat es nur in wenigen Ausnahmefällen gegeben, sehr wohl aber gab es vor der Öffentlichkeit verborgene Auseinandersetzungen über kosmetische Operationen. In Vorbereitung des für 1991 geplanten XII. SED-Parteitages sind an parteieigenen Institutionen wie der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, am Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED, an der SED-Parteihochschule, an der Akademie für Staat und Recht unter Mitwirkung zahlreicher Institute von Universitäten, Hochschulen und Akademien im Auftrag der Parteiführung über 100 Studien zur Entwicklung des SED-Sozialismus in den neunziger Jahren verfasst worden. Die blieben dem bisherigen Kurs verpflichtet, listeten aber im Detail zahlreiche Punkte auf, die es zu verändern gelte. Daneben existierten an einigen Universitäten kleinere Gruppen von SED-Gesellschaftswissenschaftlern, die an Konzepten für einen «modernen Sozialismus» arbeiteten. Allen war gemeinsam, dass sie die herrschenden Dogmen weder überwanden noch vorschlugen, diese zu überwinden. Niemand kam auf die Idee, die führende Rolle der SED zu hinterfragen, von rechtsstaatlichen Strukturen war ebenso wenig die Rede wie niemand im Sinn hatte, die Opposition zu legalisieren. Am weitesten ging noch folgender Vorschlag: Es «… müssen auch mehr und mehr Mechanismen entwickelt werden, die einen klaren und prinzipienfesten Dialog mit ‹Andersdenkenden› in der sozialistischen Gesellschaft ermöglichen und so verhindern, dass Bürger, die in ihren Meinungen unsicher sind, sich auf die Seite tatsächlicher Feinde des Sozialismus schlagen, nur, weil sie dort alle Möglichkeiten sehen, ungestört alle Fragen aufzuwerfen, alle Bedenken zu äußern und nicht sofort auf übersensible Reaktionen stoßen.»[26] Die berühmteste Gruppe dieser «SED-Reformer» um die Brüder André und Michael Brie, Dieter Klein, Dieter Segert, Rainer Land und Rosemarie Will an der Humboldt-Universität bezeichnete es noch am 22. Oktober 1989 als legitim, verfassungsfeindliche, d.h. das Machtmonopol der SED untergrabende Gruppierungen zu verbieten.[27] Das Papier basierte auf einer Ausarbeitung vom 8. Oktober 1989, in dem sie als «Grundlagen» für einen «modernen Sozialismus» herausstellten: «Beibehaltung des Systems der Nationalen Front», keine Zulassung von nichtsozialistischer Opposition, Verhinderung von politischen Oppositionsgruppen, die Machtbeteiligung oder Machtübernahme anstreben.[28] Die Juristin Rosemarie Will sah noch im September 1989 den Willen und das Vermögen der SED-Führung gegeben, «die DDR konsequent als einen sozialistischen Rechtsstaat weiter auszubauen».[29]

Die kommunistischen Regime waren nicht reformfähig. Die Realität stand nicht im Widerspruch zur Theorie, sie hat diese zur Kenntlichkeit gebracht. Jede politische Öffnung eines geschlossenen Systems mündet letztendlich in einem anderen System. Deshalb war es auch systemlogisch, dass sich Honecker gegen Gorbatschow stellte, weil er sah, was Gorbatschow nicht wahrhaben wollte. Dies ist keine Behauptung post festum, das lässt sich an den historischen Beispielen der ungarischen Ereignisse 1956 und des Prager Frühlings 1968 geradezu durchdeklinieren. Zur Krisenwahrnehmung der SED gehörte stets, «die eigenen Reihen fest zu schließen». Dafür stand ihr ein in der Praxis schon oft erprobtes Mittel zur Verfügung: eine «Parteisäuberung». Es ist schon die Parteiinformation von 1988 zitiert worden, wonach Meckerer und Nörgler nichts in der Partei zu suchen hätten. Diese Ankündung setzte das SED-Politbüro am 7. Februar 1989 um und beschloss, in der Zeit vom 1. September bis 31. Dezember 1989 die Parteidokumente umzutauschen. Eine solche Umtauschaktion hatte zum Ziel, in mehreren Gesprächen jedes Mitglied auf seine ideologische Standfestigkeit zu prüfen, langfristige Parteiaufträge an jedes Mitglied zu vergeben und einzuschätzen, wie die Parteiaufträge in der Vergangenheit erfüllt worden waren. Im Ergebnis trennte sich die SED bei solchen Aktionen von Zehntausenden Mitgliedern, was eine innere Disziplinierung der Partei bezwecken sollte.

Eine solche Aktion wurde flankiert von einer parteiinternen Auseinandersetzung mit einem «führenden Genossen» oder gar einer «parteiinternen Plattform», wobei «Plattform» eine Umschreibung für «parteifeindlich» war. Auch hier war der Effekt denkbar simpel. Die Parteiführung demonstrierte, dass sie ohne Ansehen der Person auf höchster Ebene eine konsequente Auseinandersetzung führte, gab ein Beispiel vor, das dann auf allen Parteiebenen nachzuahmen war. Da weder das System noch die Theorie fehlerhaft sein durften, konnten Mängel, Fehler, Unzulänglichkeiten und Unzufriedenheiten nur subjektiv bedingt sein. Deshalb beschloss das SED-Politbüro ebenfalls am 7. Februar 1989 – dieser inhaltliche Zusammenhang ist bislang meist übersehen worden – eine von Politbüromitglied Günter Mittag geleitete ZK-Instrukteursgruppe in den Bezirk Dresden zu entsenden, um die Arbeitsweise der dortigen SED-Bezirksleitung zu überprüfen. Am nächsten Tag kam die aus hochrangigen Funktionären bestehende, sämtliche Fachreferate vertretende, etwa 100köpfige Gruppe dorthin und begann mit ihrer Überprüfung. Die Arbeit dauerte zehn Tage.

Die Wahl war auf Dresden gefallen, weil dieser Bezirk seit Jahren mit die höchste Quote von «Antragstellern auf ständige Ausreise» aufwies, weil die Bevölkerung besonders kritisch gegenüber ihren Lebensverhältnissen eingestellt war, weil die soziale und materielle Versorgung besonders schlecht ausfiel und weil seit Monaten öffentliche Aktionen von Ausreisewilligen und Oppositionellen stattfanden. Der Bezirk schien exemplarisch zu sein für die Krise. Hinzu kam, dass mit Hans Modrow ein Funktionär Chef der SED-Bezirksleitung war, der nicht zum engeren Hof von Honecker zählte und als Anhänger von Gorbatschow galt. Dies hat er in der Öffentlichkeit verborgen,[30] aber in den erwähnten parteiinternen Auseinandersetzungen am Dresdner Staatsschauspiel blieb er zurückhaltend und vertrat keine harte Linie. Seinen Ruf als Perestroika-Mann haben einerseits westliche Medien erfunden, ohne dafür Belege vorbringen zu können, aber andererseits kirchliche Würdenträger aus Sachsen bestätigt, die mit Modrow mehrfach Gespräche führten und sich angetan zeigten, dass er anders sprach als die «Betonkopffraktion» in Ost-Berlin um Honecker, Krenz, Schabowski und Mielke. Vor allem aber trug zu seinem Ruf bei, dass die Überprüfung des Bezirkes durch die Politbürokommission nicht unbemerkt blieb und aufhorchen ließ. Wenn Honecker Modrow maßregle, so müsse dieser einer von Honeckers Gegenspielern sein, lautete die einfache Schlussfolgerung.

Die Kommission stellte fest, was sie im ganzen Land hätte feststellen können: die Versorgungslage, die Planerfüllung und vieles andere seien nicht zufriedenstellend. Die Verantwortung dafür trüge die SED-Bezirksleitung. Personelle Konsequenzen wurden nicht gefordert. Honecker griff in der SED-Politbürositzung am 28. Februar Modrow scharf an. Dieser übte Selbstkritik und gelobte, in Zukunft alles besser machen zu wollen. Anschließend erhielten alle Bezirksleitungen den Bericht der Arbeitsgruppe. Auch diese wussten die Zeichen der Zeit zu deuten. Erstens hatten sie sich daran zu orientieren, zweitens war Modrow als potentieller Wackelkandidat markiert, von ihm müsse man sich künftig fernhalten, und drittens komme es darauf an, keinen Spalt zwischen zentraler Parteiführung und Bezirksleitungen aufkommen zu lassen, was auch für alle anderen Hierarchieebenen galt.

Auf der 8. Tagung des ZK der SED am 22. Juni 1989 hielt Joachim Herrmann das Hauptreferat und machte die Ergebnisse der Arbeitsgruppe öffentlich.[31] Die Dresdener SED und ihr Chef Modrow gerieten so endgültig in die westöffentliche Aufmerksamkeit, die diese parteiinternen Spiele nicht zu deuten wusste und glaubte, Modrow sei ein Mann Gorbatschows. Auf die Frage, warum Honecker Modrow nicht absetzte, gibt es vier Antworten. Erstens existierten bereits genügend innenpolitische Unruheherde. Zweitens wäre die Absetzung sowohl in Bonn wie in Moskau als neuerlicher Schlag gegen eine Öffnung (fehl)gedeutet worden. Drittens hätte Honecker Modrow geradezu in eine Reformecke gedrängt und er hätte nicht ausschließen können, dass Modrows Absetzung tatsächlich die Bildung einer innerparteilichen Opposition befördert hätte. Viertens aber hielt er sich die Option einer Absetzung offen, denn der «innerparteiliche Klärungsprozess» sollte erst im September mit dem «Umtausch» der Parteibücher großflächig beginnen. Und je nach Verlauf dieses Prozesses hätte Modrow immer noch als Bauernopfer fungieren können. So hatten es die Kaderkommunisten in Jahrzehnten gelernt, eingeübt, praktiziert. Es spricht nichts dagegen, dass sie diese Strategie nicht auch für den Herbst 1989 planten. Es kam «etwas» anders. Und Modrow war zudem von Honecker – ohne dass es von einem gewollt gewesen wäre – in Stellung gebracht worden, um Partei und Staat zu retten.

Wirkliche Reformer zeigen sich vor Ausbruch einer offenen Krise angesichts der vielfältigen Symptome. Kann es Reformer geben, die sich strikt an die Parteidisziplin halten, diese nicht verletzen wollen und genauso im Stillstand verharren, wie die, die sie angeblich bewegen möchten? Vielleicht haben Modrow oder die Brie-Brüder mit den Augenbrauen gezuckt, aber diese «Bewegung» war öffentlich nicht wahrnehmbar, höchstens in ihren geschlossenen Zirkeln. Wahrscheinlich haben sie sogar insofern zum Ausbruch der offenen Krise im Sommer beigetragen, weil niemand Hoffnung haben konnte, dass es neben Honecker, Hager, Mielke oder Krenz einflussreiche Parteigenossen gab, die anderes wollten, sich dafür einsetzten und auch etwas riskierten. Kann jemand zum Reformer stilisiert werden, der öffentlich schweigt, nicht handelt, zuerst an die Partei und erst dann an den «ganzen Rest» denkt? Warum bis zum heutigen Tage so viel von den «SED-Reformern» gesprochen wird, ist nicht nachzuvollziehen. Da geht es um individuelle Hoffnungen, die nachträglich in diese Gruppe projiziert werden, aber auch um Fehlwahrnehmungen gesamtgesellschaftlicher Prozesse und innerer Prinzipien kommunistischer Kaderparteien.

Gab es wirklich gar keine SED-Reformer? Doch, es gab sie. Das waren Männer und Frauen, die bewusst öffentlich kritisierten, forderten, sich engagierten und dafür auch Nachteile und Parteiausschlüsse in Kauf nahmen. In den seit 1987 entstandenen informellen Bürgerinitiativen gegen den innerstädtischen Zerfall arbeiteten sie ebenso mit wie in Umweltschutzgruppen, zuweilen gab es auch vor dem Sommer 1989 SED-Mitglieder in Oppositionsgruppen. Das berühmteste Beispiel für einen SED-Reformer ist der Jurist Rolf Henrich aus Eisenhüttenstadt im Bezirk Frankfurt/Oder. Geboren 1944 in Magdeburg, studierte er nach dem Abitur Rechtswissenschaften. Mit zwanzig trat er der SED bei. Knapp drei Jahre arbeitete er bis 1968 als IM für das MfS, verriet intime Details und reiste mit Auftrag in die Bundesrepublik. Nach einer Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Akademie für Staat und Recht «Walter Ulbricht» in Potsdam-Babelsberg, unterbrochen vom Armeedienst, erhielt er 1973 eine Zulassung als Rechtsanwalt. 1976/77 bis 1986 war er SED-Parteisekretär des Rechtsanwaltskollegiums Frankfurt/Oder. Er absolvierte zuvor einen Lehrgang an der Bezirksparteischule und erhielt die Verdienstmedaille der DDR. Der Mann kannte das System in vielen Facetten von innen, zumal seine Schwiegereltern hauptamtliche MfS-Mitarbeiter waren. Öffentlich war er bis 1988 nicht aufgefallen. Er war lediglich in zwölf politischen Strafverfahren Verteidiger, was zeigt, dass er auch in oppositionellen und kritischen Kreisen zunächst nicht bekannt war. Bis zur Abgabe eines Manuskriptes im Mai 1988, das im März 1989 bei Rowohlt in Reinbek bei Hamburg erschien, verhielt er sich relativ konspirativ. Von der SED-Politik hatte er sich Jahre zuvor entfernt, enge Gesprächspartner waren Hans-Joachim Maaz sowie Erika und Ludwig Drees, die Henrich wiederum mit Bohley und Katja Havemann bekannt machten. Das MfS nahm Henrich Ende Februar 1988 ins Visier. Im Juli 1988 trat er erstmals im Rahmen der Sommerakademie der «Solidarischen Kirche» in Samswegen bei Magdeburg auf. Es kam im Herbst 1988 zu mehreren Treffen mit Mitgliedern der «Initiative Frieden und Menschenrechte» und mit Katja Havemann. Anfang Januar 1989 eröffnete das MfS einen operativen Vorgang (OV) gegen Henrich, der mit dem Ziel geführt wurden, strafrechtlich relevante Beweise mittels geheimpolizeilicher Methoden zusammenzutragen. Das Buchmanuskript gelangte 1988 auf zwei Wegen in den Westen – einmal über Kanäle von Erika Drees, Bärbel Bohley und Katja Havemann zu Jürgen Fuchs und einmal über einen Mitarbeiter der Ständigen Vertretung. Henrich selbst nutzte eine Besuchsreise, um mit dem Verlag zu verhandeln.

Als der «Spiegel» Ende März über die bevorstehende Publikation «Der vormundschaftliche Staat – Vom Versagen des real existierenden Sozialismus» von Henrich berichtete,[32] wurde die SED-Führung dennoch überrascht. Das Buch beschrieb den Zustand der DDR. In weiten Teilen der Analyse ähnelte es Bahros «Alternative» von 1977. Das vom Autor gezeichnete desaströse Bild des «realen Sozialismus» wurde schnell in der DDR bekannt. Das Buch zirkulierte, bundesdeutsche Radiostationen, darunter auch die Sendung «Radio Glasnost», berichteten ausführlich, Henrich referierte und diskutierte auf zahlreichen Veranstaltungen der Opposition, das Buch löste aber kaum Debatten aus.[33] Denn so klar und eindeutig die Befunde waren, bei denen viele sich bestätigt sahen, so unklar, nebulös, diffus und eklektizistisch blieben die Therapievorstellungen. Die Diagnose legte eine Totalabsage an den Sozialismus in Theorie und Praxis nahe, die Therapie versuchte aus einem Mix von Anthroposophie, Kommunikationstheorie im Sinne von Habermas und Marxismus den «echten Sozialismus» zu entwerfen. Die Zeichen standen zu dieser Zeit aber weniger auf Debatten als auf Handeln. Henrich wurde eine der Symbolfiguren im Herbst, zog sich aber 1990 recht schnell aus der Öffentlichkeit wieder zurück.

Sein Verdienst bleibt es, eine scharfe moralische Antwort auf die Krise geliefert zu haben. Und er wusste, was er tat. Er rechnete mit einer hohen Haftstrafe. In einem Rechtsgutachten des MfS sind bereits am 3. April 1989 alle denkbaren Strafrechtsparagraphen diskutiert worden, die in Frage kämen.[34] Selbst Kollegen von ihm stellten bereits Ende März 1989 fest, dass die Tatbestände des § 106 («staatsfeindliche Hetze») StGB erfüllt seien.[35] Aus politischen Gründen kam es jedoch nicht zu einer Anklage. Die SED schloss Henrich noch im April aus, Ende März verlor er seine Zulassung als Anwalt. Er erlitt das Schicksal jener innerparteilichen Reformer, die einen «demokratischen Sozialismus» erstrebten und sich nicht scheuten, dafür abgestraft zu werden. Er hatte Glück, dass seine soziale Benachteiligung nur wenige Monate wirksam war.

«Wer die Wahl hat, hat die Qual, wer nicht wählt, wird gequält»

Im Frühjahr 1988 beschloss die SED-Führung, am 7. Mai 1989 Kommunalwahlen zu den etwa 7800 Volksvertretungen durchzuführen. Wieder einmal rief die Führung «ihr Volk» zur Akklamation auf. Die Menschen waren sehr an Wahlen interessiert. Mit großem Interesse und innerer Anspannung verfolgten Millionen regelmäßig die Wahlen in der Bundesrepublik, auch die US-Präsidentschaftswahlen erfreuten sich eines großen Interesses. Die Wahlfarce im eigenen Lande erledigten die meisten als Pflichtübung, der sie keine Bedeutung beimaßen. 1989 war auch dies anders.

In der Sowjetunion hatte Gorbatschow 1988 eine Wahldebatte geführt, die von sowjetischen Dissidenten initiiert worden war. Er setzte schließlich eine Verfassungsänderung durch, so dass bei den Wahlen 1989 jeweils mehrere Kandidaten zur Auswahl standen. In Polen und Ungarn gab es schon länger Forderungen nach demokratischen Wahlen, die 1989 auch zu ersten Erfolgen führten. Die SED-Führung zeigte sich davon unbeeindruckt, die Gesellschaft aber blieb vor dem Hintergrund der innenpolitischen Krisensituation von diesen außenpolitischen Entwicklungen nicht unberührt.

Im Sommer und Herbst 1988 gab es in verschiedenen oppositionellen Gruppen in Ost-Berlin, in Leipzig, Dresden, Plauen, Coswig und anderen Städten Überlegungen, wie man sich bei den anstehenden Kommunalwahlen verhalten könnte. Bis 1989 gingen die meisten Oppositionellen entweder gar nicht wählen oder aber suchten eine Wahlkabine auf und strichen die Kandidaten durch, um eine Gegenstimme abzugeben. Beides ist vom MfS registriert worden. Auf die Wahlzettel schrieben Einzelne gegen das System gerichtete Losungen. In den größeren Städten gab es zudem in Privatwohnungen «Wahlpartys», zu denen nur jene Einlass erhielten, die ihre Wahlbenachrichtigung als Zeichen für das Nichtwählen wie eine Eintrittskarte abgaben, die dann gemeinsam verbrannt wurde. Seit 1950 waren die Wahlen, die den Namen nicht verdienten, von Protesten begleitet. Der Oberschüler Hermann-Joseph Flade sollte wegen der Verbreitung von Flugblättern gegen die ersten Volkskammerwahlen im Oktober 1950 sogar hingerichtet werden. Nur massive Proteste in ganz Deutschland verhinderten diesen Mord. Auch alle anderen Wahlen waren stets von Protesten begleitet. Zwei Studenten des Sprachenkonvikts, Hans-Karl Kahlbaum und Michael Kubina, schrieben nach den Volkskammerwahlen 1981 einen scharfsinnigen und ironischen Brief, der umgehend beim MfS landete, an ND-Chefredakteur Schabowski. Sie machten sich lustig über die Wahlfälschungen und schlugen vor, die paar Tausend Nein-Stimmer einfach in den Westen zu entlassen, dann würden beim nächsten Mal aus 99,86 Prozent Ja-Stimmen endlich 100 Prozent. Und wenn man dann noch die Kommunisten aus dem Westen mitwählen ließe, hätte man sogar eine welthistorisch einmalige Zustimmung von mehr als 100 Prozent. In einer «Nebenbemerkung» hielten sie fest: «Aus volkswirtschaftlichen Interessen könnte man nun die Überlegung anstellen, ob man unter diesen Bedingungen nicht bis auf weiteres auf eine so kostspielige Wahl verzichten sollte.»[36]

Im Vorfeld der Wahlen von 1989 zeigte sich in mehreren Orten, dass Oppositionelle die öffentliche Stimmenauszählung systematisch beobachten und dann mit den offiziell bekannt gegebenen Ergebnissen vergleichen wollten. Dabei nutzten sie etwa in Ost-Berlin und in Coswig Erfahrungen, die sie bereits 1986 bei den Volkskammerwahlen gesammelt hatten. Obwohl nahezu jeder in der DDR wusste, dass die Wahlergebnisse von der SED gefälscht würden, waren 1986 erstmals in einigen wenigen Wahllokalen in den genannten Orten die Fälschungen nachgewiesen worden. 1989 sollten diese Nachweise nun systematisch und in allen Regionen der DDR erfolgen.

Zunächst gab es noch Debatten, wie man sich im Vorfeld der Wahlen verhalten solle. Es kam die Idee auf, unabhängige Kandidaten aufzustellen. Am 8. Januar 1989 veröffentlichten Berliner Oppositionelle um Stephan Bickhardt, Ludwig Mehlhorn, Martin Böttger, Wolfgang Ullmann, Hans-Jürgen Fischbeck, Wolfgang Apfeld, Rainer Flügge, Reinhard Lampe und Pfarrer Peter Hilsberg einen Aufruf, unabhängige Kandidaten für die Wahlen zu nominieren.[37] Rechtlich gesehen gab es dazu theoretisch die Möglichkeit, praktisch gelang dies nicht. Ulrike Poppe und Stephan Bickhardt versuchten zum Beispiel im Januar 1989, Unterlagen vom Rat des Stadtbezirks Berlin-Prenzlauer Berg zu erhalten, mit denen sich Poppe als Kandidatin aufstellen und wählen lassen könnte. Schon auf dieser niedrigen Stufe – der Herausgabe von entsprechenden Registrierungsdokumenten – scheiterte das Unternehmen, weil sich die zuständigen Kommunalpolitiker weigerten, Auskünfte zu erteilen und Dokumente herauszugeben.

Die SED plante ihr Unternehmen «Wahl ›89» generalstabsmäßig. 270.000 Sitze gab es zu verteilen. Weit über eine Million Menschen waren am Wahltag aktiv als Wahlvorstände und Wahlhelfer eingebunden. Allein diese Zahlen verdeutlichen, dass sich das Regime noch im Frühjahr 1989 auf seine Truppen verlassen konnte. Auch bei dem überdimensionierten und kostenintensiven FDJ-Pfingsttreffen vom 12. bis 15. Mai 1989, dessen Ausmaße schon im Vorfeld von Kommunisten aus Afrika, Asien und Südamerika heftig kritisiert wurden, feierten etwa 750.000 junge Menschen die DDR. Der Rektor der Potsdamer Filmhochschule, Lothar Bisky, diskutierte auf einem Forum die ernst gemeinte Frage: «Wie viel Demokratie braucht unsere Diktatur?» und «Wie viel Widerspruch halten wir aus?». Leider sind die Antworten nicht überliefert, aber eine solche Veranstaltung war notwendig geworden. Immerhin hatten sich auch Hunderte Studierende der Humboldt-Universität geweigert, an dem Pfingsttreffen teilzunehmen, und das FDJ-Sinfonieorchester ist gar im Vorfeld des Treffens aufgelöst worden, weil die Mehrheit es abgelehnt hatte, im FDJ-Hemd aufzutreten und statt dessen politisch-kritische Diskussionen führen wollte. Für Unruhen sorgten zudem Gerüchte, das Treffen sei mit 50 Millionen Mark aus dem «Solidaritätsfonds» für Notleidende in Afrika und Asien mitfinanziert worden. Später stellte sich heraus, dass die Gerüchte den Tatsachen entsprachen und auch der FDGB solche «Transaktionen» aus seinem Solifonds tätigte.

Auch wenn noch Millionen das System trugen, so ist der SED-Führung bereits im Vorfeld der Kommunalwahlen bewusst geworden, dass die Stimmung im Land gefährlich zu kippen drohte. Ein Arzt aus dem Bezirk Rostock brachte eine Haltung auf den Punkt, die immer mehr Menschen teilten: «Dieser Staat sperrt uns alle ein. Ich habe nichts verbrochen und darf nicht dorthin fahren, wohin ich möchte. Ich wurde dafür bestraft, dass ich täglich meiner Arbeit nachgehe und werde nicht zur Wahl gehen. Ich kann doch nicht meine eigenen Gefängniswärter wählen.»[38]

Nachdem am 27. Januar 1989 das «Neue Deutschland» großaufgemacht den Wahlaufruf veröffentlichte hatte, wurden bis Anfang Mai 1989 knapp 230.000 Eingaben an zentrale und örtliche Staatsorgane gerichtet. Darunter befanden sich 40.000, die direkt Bezug auf die bevorstehenden Wahlen nahmen. Das war schon seit vielen Jahren ein beliebtes Mittel, um ein Telefon, eine Wohnung oder die Genehmigung für eine Westreise zu erhalten. So viele aber hatten sich noch nie zuvor zu erkennen gegeben, die Zunahme betrug fast 100 Prozent im Vergleich zu den Volkskammerwahlen 1986. Dabei sind noch nicht einmal Zehntausende Eingaben an die SED berücksichtigt. Die meisten kamen aus Ost-Berlin sowie aus den Bezirken Leipzig, Dresden, Halle und Karl-Marx-Stadt. Die Absender forderten soziale Verbesserungen, mahnten dringend notwendige Reparaturen an, suchten um die Befürwortung einer Westreise nach, setzten sich für Umweltschutzfragen ein oder kritisierten allgemein soziale und kulturelle Missstände. Hinter jeder Eingabe stand die direkte oder indirekte Drohung, bei Nichterfüllung nicht wählen zu gehen oder eine Gegenstimme abzugeben. Die SED verstand das sehr wohl und versuchte positiv zu reagieren, was ihr aber nur in Einzelfällen gelingen konnte. In mehreren Regionen gab es kollektive Wahlverweigerungen, ebenfalls in einem zuvor nicht gekannten Ausmaß. In Dersekow (Kreis Greifswald) drohten 20 Familien mit Wahlverweigerung, wenn sie nicht endlich Telefonanschlüsse erhielten. In der im gleichen Kreis gelegenen Gemeinde Wusterhusen wollten 60 Personen die Wahl verweigern, wenn nicht endlich eine kleine Straßenverbindung erneuert würde. In Claußnitz bei Chemnitz mit über 3000 Einwohnern gab es schon das gesamte Jahr über kritische Diskussionen, weil die SED plante, Neubauten zu errichten. Die Einwohner befürchteten Umweltbelastungen, eine Zurückdrängung der Kirche und negative Auswirkungen für das Ortsbild. An der Spitze der kleinen Bürgerbewegung mit über 260 Eingaben und mehreren Bürgeraussprachen stand der örtliche evangelisch-lutherische Pfarrer. Hier schätzten staatliche Beobachter ein, dass rund 50 Prozent der Einwohner nicht an den Wahlen teilnehmen könnten. Ende April 1989 haben 40 Einwohner aus Werneuchen und Hirschfelde in der Nähe Berlins ihre Wahlbenachrichtigungskarten zurückgegeben und ihre Wahlverweigerung bekundet, weil der unerträgliche Lärm sowjetischer Militärflugzeuge und ständige Detonationen vom Truppenübungsplatz ihren Alltag schon seit Jahren stark belastete. In diesem Fall – es ging gegen Gorbatschows Armee – stieß das Vorgehen innerhalb der Parteispitze sogar auf ein gewisses Verständnis.

Auch das Anbringen von Losungen in öffentlichen Räumen nahm im März und April erheblich zu und erreichte Ausmaße, wie schon seit vielen Jahren nicht mehr. Die gewählte Kapitelüberschrift zählte zu den beliebtesten. Aber auch «Stellt Euch vor, es ist Wahl und keiner geht hin» war oft meterlang in vielen Städten auf Straßen und an Wänden zu lesen. In Ost-Berlin zeigte sich, dass Kohls Rede von Anfang 1987 nachwirkte. Dort fand das MfS an zwei Wahllokalen in jeweils 1,4 Meter Länge die Aufschrift: «DDR-KZ». Auf dem Dresdner Hauptbahnhof stand auf zwei Meter Länge: «Freies Denken nicht gefragt, freies Handeln zu gewagt, Deine Gegenstimme ist gefragt – Wahl 89». In Müncheberg bei Strausberg entdeckte das MfS auf einer Straße die zehn Meter lange Losung: «7. Mai, soll das Chaos weitergehen?».[39] Aber nicht nur solche Losungen waren Zeichen des Protestes, zwischen Rügen und Erzgebirge kursierten Tausende Flugblätter. In Neubrandenburg verteilte Mitte Februar ein «Bund unzufriedener Bürger» einen «Wahlaufruf» mit dem Inhalt: «Sind Sie unzufrieden mit: der Versorgung von Wohnungen, Möbeln, Kraftfahrzeugen, Industriewaren, Südfrüchten, dem Lohngefüge? Dann gehen Sie nicht zur Wahl. Unser Ziel: Wahlbeteiligung 50 Prozent.»[40] Mehr ist von diesem «Bund» nicht bekannt. Er umfasste wahrscheinlich ein, zwei Personen. Auch wenn wie bei den Losungen die meisten in Ost-Berlin auftauchten, mussten Polizei und MfS in sämtlichen Bezirken solche Funde registrieren. Einzelne Flugblätter in größeren Stückzahlen sind in Leipzig, Dresden, Ost-Berlin, Magdeburg, Rostock und Schwerin verteilt worden. In Stralsund registrierte das MfS «Handzettel» in einer Größenordnung von 1500 Stück.

Im Vorfeld der Wahlen führte die SED nach eigenen Angaben allein bis zum 6. April über eine Million Wahlveranstaltungen durch. Anders als bei bisherigen Wahlen kamen auffällig viele Wahlkritiker zu diesen Propagandaveranstaltungen. In vielen Städten und Gemeinden nutzten Menschen diese Veranstaltungen, um sich Luft zu verschaffen. In einigen Orten versuchten kritisch eingestellte Personen bei diesen Veranstaltungen eigene Kandidaten aufzustellen, was aber nicht gelang. Auch viele Oppositionelle fanden sich ein, kritisierten den Wahlmodus und forderten echte Wahlmöglichkeiten. Auf diese Offensivstrategie war die SED nicht vorbereitet, so dass sie intern immer wieder beklagen musste, dass die Kritiker den Kandidaten inhaltlich wie rhetorisch überlegen waren. Bei einigen Veranstaltungen kam es zu tumultartigen Szenen, etwa wenn SED-Funktionäre die Störenfriede hinausbeförderten und dabei auch vor Androhung körperlicher Gewalt nicht zurückschreckten.

Diese Diskussionen blieben nicht ohne Echo. Bis zum 19. April 1989 sind bereits 300,[41] bis zum Wahltag insgesamt 4071 Kandidaten zurückgezogen und durch neue ersetzt worden.[42] Die SED kommunizierte dies nicht öffentlich. Einen Fall aber ließ sie Ende März unter der Überschrift «Veränderter Wahlvorschlag in Neuglobsow beschlossen»[43] verbreiten. Am 22. März waren 6 der 24 Kandidaten in einer Wählerversammlung abgelehnt worden, so dass eine Woche darauf Nachnominierungen erfolgen mussten. Aus den offiziellen Mitteilungen erfährt man keine Gründe. Offenkundig war nur, dass damit die «Lebendigkeit der sozialistischen Demokratie» demonstriert werden sollte. Tatsächlich herrschten in dieser Gemeinde mit etwa 500 Einwohnern erhebliche Konflikte, die soweit gingen, dass sich die SED-Mitglieder gegenseitig nicht aufstellten, so dass kein SED-Mitglied auf dem Wahlvorschlag erschien. Die SED konnte Neuglobsow aber als Musterfall sozialistischer Demokratie hinstellen, weil sie nicht befürchten musste, mit der Hauptperson in diesem Stück, dem SED-Bürgermeister, nach dessen Absetzung Ärger zu bekommen. Denn offenbar kannte jeder im Dorf dessen unmoralische Lebensumstände und sein geringes Leistungsvermögen, so dass dieser auch nach einer Flucht in den Westen und möglichen Enthüllungen jede Glaubwürdigkeit verloren hätte. Auch häuften sich 1989 Vorgänge, Personen gegen den Willen der SED als Bürgermeister oder in anderen Funktionen zu installieren. In Glowe und Altefähr (Rügen) zum Beispiel versuchte die CDU, Personen zu nominieren, deren kritische Haltung bekannt war.

Oppositionelle Kreise bedienten sich mehrerer Strategien, um ihren Protest gegen die Wahl öffentlich zu machen. Es erschienen Offene Briefe, mit denen die Unterzeichner bekundeten, man werde wegen der undemokratischen Wahlverfahren und ihres scheinlegitimatorischen Charakters nicht wählen gehen. Die thüringische Regionalgruppe der «Solidarischen Kirche» gab am 16. März eine solche Erklärung ab, ebenso wie aus Ost-Berlin eine solche am 15. April von 48 Oppositionellen kam, die Marianne Birthler und Werner Fischer initiierten. In Leipzig verteilte die «Initiative zur demokratischen Erneuerung der Gesellschaft» um Michael Arnold, Gesine Oltmanns, Thomas Rudolph, Rainer Müller und Uwe Schwabe Aufrufe zum Wahlboykott. Die sächsische Landessynode beschloss überdies am 4. April, dass jeder für sich selbst entscheiden müsste, ob er wählen gehe oder nicht und wenn ja, was er wähle. Auch wenn viele Pfarrer und kirchliche Mitarbeiter an den Wahlen teilnahmen, schätzungsweise die Hälfte, und zudem von diesen Wählern nochmals ein Drittel bis die Hälfte für den Vorschlag stimmten, so bildete die allgemeine Kritik am Wahlsystem einen Grundkonsens, den alle evangelischen Landeskirchen teilten.

Neben Aufrufen zum Wahlboykott zirkulierten in allen Regionen von Oppositionsgruppen und evangelischen Gemeindegruppen verfasste Aufklärungspapiere, in welchem rechtlichen Rahmen diese Wahlen abliefen und wie eine ungültige oder Gegenstimme aussehen müsse. Denn in all den Jahren der DDR spekulierten die Menschen immer wieder darüber, wann eine Gegenstimme eine Gegenstimme sei. Es gab die abenteuerlichsten Gerüchte: ein Wahlzettel würde als Ja-Stimme gewertet, wenn von den zum Beispiel 17 Namen nur 16 durchgestrichen seien, wenn der Zettel insgesamt, aber nicht jeder einzelne Name oder wenn die Namen nicht fein säuberlich vom ersten bis zum letzten Buchstaben gestrichen seien. Vor allem wiesen diese Informationsblätter darauf hin, dass die Teilnahme an der öffentlichen Stimmenauszählung nicht verwehrt werden dürfe.

Ein IM aus Anklam gab seinem Führungsoffizier Mitte Februar zu Protokoll: Eine Sekretärin im Rat des Kreises «erzählte kürzlich, dass die Wahlen so gut wie in Tüten und Papier sind. Das Ergebnis kann sie heute schon mitteilen, denn es werden 98,3 % oder 99,3 % sein. Die Unsicherheitsfaktoren sind von den Listen gestrichen und falls sie doch kommen, werden sie auf Wahlschein wählen. Das merken sie gar nicht.»[44] Hier wird ein Prinzip der Wahlen benannt. Denn Ausreiseantragsteller, bekannte Oppositionelle und Nichtwähler bei vorangegangenen Wahlen strich die Wahlkommission aus den Wählerlisten, so dass diese bei der Gesamtwählerzahl von vornherein nicht enthalten waren. Mitte April 1989 verfügte die zentrale Wahlkommission bereits über Zahlen, wonach 82.560 Männer und Frauen angekündigt hatten, nicht an den Wahlen teilzunehmen.[45] Auch diese sind aus den Wählerlisten gestrichen worden. Seit Januar entließ die SED verstärkt Ausreisewillige in die Bundesrepublik, von denen sie öffentliche Handlungen gegen die Wahlen erwartete und denen sie eine Mobilisierung Gleichgesinnter zutraute.

Im Vorfeld der Wahlen wählte ein Drittel aller Wahlberechtigten in Sonderwahllokalen,[46] wo sie erstaunt feststellen mussten, dass sie keine Kandidaten aus ihrem Wahlkreis wählten, sondern aus anderen. Auch hier hatte sich die Anzahl verdoppelt. In einem internen handschriftlichen Vermerk notierte Knuth Parthey, MfS-Kreisdienststellenleiter in Parchim, «mit Ergebnissen Sonderwahllokale kann operiert werden». Er hielt außerdem fest, dass man mit «100 % bei Gemeinden vorsichtig sein» solle. Zur Auszählung sollen «keinerlei Einlasskontrollen» erfolgen, aber «Mehrheitsverhältnis sichern». Eine «Gegenstimme» sei politisch gewichtiger als eine «Nichtteilnahme», weshalb die Wahlhelfer nur sehr behutsam die Leute zur Wahlurne drängen sollten. Die Sicherung der Wahllokale erfolge wie immer: «wir innen, VP außen».[47]

Am Wahltag war das Land festlich herausgeputzt. Überall hingen noch mehr Fahnen und Plakate. Vorbildliche Staatsbürger gingen vormittags, möglichst vorm Frühstück wählen. Auch das eine demonstrative Handlung, die die SED erwünschte. Anders als bei früheren Wahlen, kamen weitaus weniger Hausgemeinschaften oder andere Kollektive gemeinsam zur Stimmenabgabe. Neu war, dass 160.000 Ausländer mit ständigem Wohnsitz in der DDR auf Antrag passives und aktives Wahlrecht erhielten. Das stieß auf viel Kritik. Oppositionelle vermuteten, damit wolle die SED die Wahlergebnisse noch einmal verbessern. Viele Menschen lehnten das Ausländerwahlrecht aus rassistischen Gründen strikt ab. Etwa ein Drittel der Ausländer nahmen ihr passives Wahlrecht war. Zur Wahl stellten sich etwas mehr als 130 von ihnen vornehmlich aus der UdSSR, Vietnam und Moçambique. Die meisten kandidierten für den FDGB. Aus westlichen Staaten kamen der Landarbeiter Karl Bettler und der Schriftsteller Marcel Brun (Jean Villain). Die beiden Schweizer kandidierten im Bezirk Neubrandenburg für die Stadtverordnetenversammlung Dargun bzw. den Kreistag Prenzlau. Im Bezirk Potsdam kam noch Elise Griebenow aus Österreich hinzu. Die Näherin wollte in die Gemeindevertretung Hohenlobbese.

Hinter den Kasernenmauern lief der Wahltag wie früher: zum Frühstück gab es zur Feier des Tages eine Südfrucht, anschließend mussten die Rekruten in lockeren Gruppen ins Wahllokal «einrücken». Dort angekommen, stellten die, die es interessierte, nicht selten fest, dass die Genossen eine Wahlkabine «vergessen» hatten. Wahlverweigerer wurden den ganzen Tag bearbeitet, doch noch wählen zu gehen. Dabei sind ihnen zahlreiche lukrative Versprechungen gemacht worden. Rekruten, die eine Wahlkabine aufsuchten, standen unter erheblichem Druck, weil ihnen dabei nicht irgendwelche Wahlvorstände zusahen, sondern dienstliche Vorgesetzte, mit denen sie nicht selten auch im militärischen Alltag zu tun hatten. Dennoch gab es einzelne Grundwehrdienstleistende, nur einige Dutzend, die unter diesen besonders bedrohlichen Umständen in den Kasernen von NVA, Grenztruppen und Bereitschaftspolizei Gegenstimmen abgaben, nicht wählten und dafür anschließend tage- oder wochenlang zur Rechenschaft gezogen wurden, Erklärungen über ihr Tun abgeben mussten, von den eigenen «Kameraden» sozial ausgegrenzt und nicht selten von Vorgesetzten anschließend besonders hart rangenommen und gedemütigt wurden. Dass gerade bei diesen jungen Männern regelrechter Hass auf das System entstand oder zunahm, ist begreiflich. Da die Bausoldaten ohnehin als potentielle Nichtwähler oder Nein-Wähler galten, sollten sie entweder vorher in einem Sonderwahllokal an ihrem Heimatort oder am Wahlsonntag «auf Urlaub» wählen, um größere Konzentrationen von Gegenstimmen am Standort zu vermeiden.

Am Wahltag gaben im gesamten Land einzelne ihre Wahlbenachrichtigungskarte im Wahllokal ab und demonstrierten so, dass sie nicht gewillt seien, an diesem Schauspiel teilzunehmen. Manche riefen sogar im Wahllokal an und gaben bekannt, nicht zu kommen. Überall mussten SED-Funktionäre und MfS-Mitarbeiter beobachten, dass so viele wie noch nie zuvor Wahlkabinen aufsuchten, so dass es an manchen Orten zu einer ganzen neuen und ungewohnten Form der Schlangenbildung kam. Ab 18.00 Uhr begann die öffentliche Auszählung der Wahlzettel. In den meisten größeren Städten mit mehr als 50.000 Einwohnern und in vielen kleineren Gemeinden überwachten Oppositionelle die Auszählung. Allein im Stadtbezirk Leipzig-Mitte kontrollierten in 83 von 84 Wahllokalen Bürger und Bürgerinnen die Auszählung, in Berlin-Weißensee in 66 von 67 oder in Dresden in 227 von insgesamt 444. An der Auszählung in rund 50 Städten und Gemeinden in mehr als 1000 Wahllokalen beteiligten sich, diese Zahlen verdeutlichen das, auch viele Menschen, die bislang nicht zu oppositionellen Gruppen zählten. Sie stellten dabei einen Anteil der Gegenstimmen fest, der zwischen drei und 30 Prozent lag. Die Wahlbeteiligung betrug meist zwischen 60 und 80 Prozent. Hier mussten die Sonderwahllokale noch hinzugerechnet werden. Zur Auszählung dieser Stimmen erhielten die Kontrolleure ohne Begründung und gesetzeswidrig zumeist keinen Zugang.

Als am Abend der Vorsitzende der Wahlkommission, SED-Politbüromitglied Egon Krenz, das übliche Wahlergebnis bekannt gab – in der gesamten DDR hätten die Wahlbeteiligung bei knapp 99 Prozent und die Gegenstimmen bei gut einem Prozent (absolut: 142.301) gelegen –, lagen Freude und Entsetzen nahe beieinander. Freude, weil die Wahlbeobachter sich in ihrem Verdacht bestärkt sahen und nun in den nächsten Tagen für viele Wahlkreise die flächendeckende Wahlfälschung beweisen konnten. Denn es war zu belegen, dass bei von ihnen beobachten Auszählungen die Anzahl der Gegenstimmen meist schon deutlich höher lagen als dann für die einzelnen Wahlkreise offiziell angegeben wurden. In Dresden zum Beispiel konnte man nachweisen, dass in den kontrollierten Wahllokalen bei 104.727 Wahlberechtigten 12.379 Gegenstimmen gezählt wurden. Das offizielle Ergebnis für 389.569 abgegebene Stimmen wies aber nur 9751 Gegenstimmen auf.[48] Entsetzen, weil sich erstens zeigte, dass der SED-Führung noch immer jedes Mittel recht war, um etwas zu behaupten, was jeder im eigenen Umfeld anders erlebte, weil zweitens die Dreistigkeit der Wahlfälscher keine Zukunftshoffnungen aufkommen ließ, sondern eine Verschärfung der Gangart befürchten ließ, und drittens zeigten sich besonders viele systemloyale Menschen aufgebracht darüber, mit welcher Realitätsverkennung die SED-Machthaber regierten.

In Leipzig fand noch am Abend eine erste, schon lange zuvor geplante kleine Demonstration gegen die Wahlen statt. Es erfolgten 72 Zuführungen, angesichts der dabei ausgeübten Gewalt solidarisierten sich zahlreiche Passanten und Schaulustige mit den Demonstranten. Auch bei dem Montagsgebet am Tag darauf standen die Wahlen im Mittelpunkt. In vielen Orten feierten Menschen die erwähnten Wahlpartys. Die größte fand in den Räumen der Elisabethgemeinde in Berlin-Mitte statt, die auch die «Kirche von Unten» beherbergte. Dort trafen sich etwa 300 Wahlverweigerer, darunter zahlreiche Aktivisten, die in Ost-Berlin in über 230 Wahllokalen die Auszählungen beobachtet hatten. Vikar Thomas Krüger hielt eine Andacht und zitierte Passagen des Alten Testaments, die davon berichteten, dass es Situationen gibt, in denen man sich gegen Priester und Könige zu wehren habe. Der ständige Korrespondent der «Frankfurter Rundschau», Karl-Heinz Baum, berichtete davon: «‹Wenn man über den Graben springt, muss man damit rechnen, dass man die Hucke voll bekommt.› Der Anfang der Beteiligung sei aber auch ein Spaß, ein Spiel, bei dem manche Spielzüge ‹mit Frechheit› auszuführen seien. ‹Ohne unsere kriminalistische Ermittlungslust wäre nicht zu überführen, was verdächtig ist.› (…) Er mahnt, dass nur eine richtige Beteiligung an der Gesellschaft zeigen wird, dass ‹Geschichte nicht durch Gesetze gemacht wird, sondern sich auf Differenzen gründet›.»[49] Es gehe jetzt darum, so Krüger, das Gemeinwesen in diesem Land zu retten, diese Zusammenkunft dürfte nicht die letzte sein.[50] In der Samaritergemeinde von Pfarrer Eppelmann sammelten sich ebenfalls Wahlbeobachter, die engen Kontakt zur Party in der Elisabethgemeinde hielten. Nach und nach trafen auch Berichte aus anderen Teilen der DDR ein. Die in Ost-Berlin tätige «Koordinierungsgruppe Wahlen» um Mario Schatta und Evelyn Zupke vom Friedenskreis Weißensee beschloss, die Angaben systematisch zu sammeln. Am 19. Mai erschien ein erster «Bericht über die Kommunalwahlen 1989», aus dem die Fälschungen hervorgingen. Der Bericht wurde schnell im ganzen Land verbreitet. Am 8. Juni lag der von der Umweltbibliothek gedruckte «Wahlfall ’89» vor, eine umfassendere Dokumentation über die Wahlfälschungen. Auch in Leipzig, Zittau, Coswig, Eilenburg und anderen Städten kamen im Samisdat Dokumentationen heraus. Daneben stellten Hunderte Menschen vorwiegend aus Ost-Berlin und Potsdam 84 Strafanzeigen gegen Unbekannt wegen Wahlfälschung, von denen keine einzige verfolgt wurde. Der DDR-Generalstaatsanwalt verfügte in enger Kooperation mit MfS-Minister Mielke am 19. Mai, dass auf solche Anzeigen inhaltlich nicht zu reagieren sei. Hinzu kamen Eingaben, Offene Briefe und vor allem ein großes Medienecho in der Bundesrepublik. Die Kirchenleitungen kritisierten die Wahlen und forderten ein neues Wahlsystem. Der Kreis um Bickhardt, Mehlhorn und Fischbeck schrieb am 1. Juli einen neuen Offenen Brief und klagte «eine grundlegende Änderung der politischen Praxis» ein.[51]

Das Ergebnis «Wahlfälschung» lag zwar vor, lange aber blieb unbekannt, wie die Wahlen konkret gefälscht worden waren. Zwei Mittel sind bereits erwähnt worden. Zum einen konnten die Sonderwahllokale nicht kontrolliert werden, so dass hier Manipulationen erfolgten. In einem im Büro Krenz aufgefundenen Bericht heißt es: «Insgesamt jedoch kann davon ausgegangen werden, dass von allen Bezirken Sonderwahllokalergebnisse gemeldet worden sind, die bereits in die jeweilige Zielstellung für das spätere endgültige Ergebnis eingeordnet waren. Leiter von Bezirkswahlbüros betonten, dass ohne die hohe Zahl von Wählern in Sonderwahllokalen und die interne Auszählung das erzielte endgültige Ergebnis des Bezirkes kaum zu erreichen gewesen wäre.»[52] Die SED-Führung gab vor, maximal ein Prozent Gegenstimmen dulden zu wollen. Zum anderen erfolgte nicht nur die erwähnte Bereinigung der Wählerlisten, zugleich existieren zahlreiche Berichte, auch von IM, darüber, dass Wahlleiter oder enge Vertraute von ihnen den Wahlakt für Nichtwähler vornahmen. Oder: «Ich bemerkte nur den Bürgermeister, wie er mit einigen Stimmzetteln in der Hand kam und äußerte, die seien noch mit hinzuzählen. Woher die kamen, ist mir unbekannt.»[53] In den Wahllokalen selbst ist aber meist korrekt ausgezählt worden. Höchstwahrscheinlich ist von den SED-Bezirksleitungen eine genaue Prozentangabe von Nichtwählern, ungültigen und Gegenstimmen an die einzelnen Kreise vorgegeben worden, die dort wiederum aufgeteilt an Städte und Gemeinden weitergereicht wurden. Diese wiederum untersetzten die Prozentvorgaben mit konkreten Absolutzahlen und meldeten diese als Wahlergebnis wieder an die höhere Stelle zurück. Dieses Wahlfälschungsprogramm war nicht nur flächendeckend, ebenso beteiligte sich daran ein dichtes Netz von SED-Funktionären und Bürgermeistern. Auf den unteren Ebenen gab es noch vereinzelt Gegenwehr, die auf der nächsten Hierarchieebene mit einem Bleistift ausgelöscht wurde. Von den über 270.000 Kandidaten sind genau zwei nicht gewählt worden, d.h. sie erhielten weniger als 50 Prozent der Stimmen.[54] Offiziell gab es in Ost-Berlin die meisten Wahlverweigerer (2,8 Prozent). Dem Stadtbezirk Prenzlauer Berg räumten die SED-Funktionäre fast fünf Prozent Nichtwähler ein (4,95 Prozent), fast ebenso viele der sächsischen Stadt Glauchau (4,93 Prozent). Der höchste prozentuale Anteil von Gegenstimmen ist dem Kreis Potsdam-Land (4,14 Prozent), gefolgt von Leipzig-Land (3,98 Prozent) und der vogtländischen Stadt Plauen (3,82 Prozent) zugebilligt worden. Die Stadt wurde im Herbst 1989 nicht zufällig zu einem Brennpunkt der Ereignisse. Seit Ende 1988 arbeitete hier eine Gruppe, um die Wahlfälschung nachzuweisen. Sie bereitete dann auch maßgeblich den Umbruch in der Stadt mit vor.[55] Mehr als drei Prozent Gegenstimmen wiesen offiziell außerdem Seelow, Frankfurt/Oder, Schwedt, Görlitz, Freital, Glauchau, Freiberg, Altenburg und Leipzig auf.

Die Absicherung von Wahlen nannte das MfS in den achtziger Jahren «Aktion Symbol». Dieses Codewort deutet auch an, warum die SED-Führung auf ein Ergebnis um 99 Prozent beharrte und so viele Tricks anwandte, um auch die Nichtwähleranteile (offiziell etwas mehr als 150.000) gering zu halten. Nichtwähler und Gegenstimmen machten zusammen offiziell rund 300.000 von 12,5 Millionen Wahlberechtigten aus. Das schien auf 15 Bezirke verteilt überschaubar. Es liegt im Wesen von kommunistischen Diktaturen begründet, nur eine kleine Gruppe von Gegnern des historischen Fortschritts, der historischen Gesetzmäßigkeiten und vor allem der allumfassenden «Fürsorgepolitik» als Restgruppe bürgerlicher Anschauungen offiziell einzuräumen. Eine Fälschung, die nur je drei Punkte mehr Gegenstimmen und Nichtwähler zugelassen hätte, hätte schon eine Personengruppe von etwa einer Million Menschen ausgemacht. Die hätten sich nicht so einfach wegdiskutieren lassen. Vor allem sah die SED die Gefahr der Nachahmung, ein Effekt, den sie besonders fürchtete.

Da sämtliche Wahlunterlagen und -anweisungen wenige Tage nach dem 7. Mai vernichtet wurden, lässt sich nicht mehr sagen, wie viele Menschen unter genauer Beobachtung von SED und MfS tatsächlich Gegenstimmen abgegeben haben und wie viele gar nicht wählen gingen. Hinzu kamen erhebliche regionale Schwankungen. Einzelne Angaben sind erhalten. Universitäten und Hochschulen bildeten eigene Wahlkreise, um so eine genaue Kontrolle des ideologischen Zustandes von Lehrkörper und Studentenschaft zu gewährleisten. Im Hoch- und Fachschulbereich der DDR waren 75.844 Wahlberechtigte erfasst. Diese galten als systemnah, systemstützend, nur in Einzelfällen zur Opposition gehörig. Selbst hier stimmten schon 5,3 Prozent gegen den Wahlvorschlag. Von den etwa 2200 Studierenden der Hochschule für Architektur und Bauwesen Weimar stimmten 15,5 Prozent gegen den Listenvorschlag, 8,3 Prozent betrug der Anteil an der Universität Jena (von 5300), 7,4 Prozent der Universität Leipzig (12.000), 6,5 Prozent der Universität Rostock (6300) und immer noch 4,3 Prozent der Hochschule für Verkehrswesen Dresden (3700).[56] An der Humboldt-Universität stimmten 5,4 Prozent mit «Nein» (377), 1986 waren es nur 26 gewesen.[57] Die Kunsthochschule Berlin-Weißensee bildete die Spitze: 51 Prozent (etwas mehr als 100 Studierende) stimmten gegen den Wahlvorschlag. Wenn man berücksichtigt, welche harten politischen Auswahlbestimmungen für die Zulassung zum Studium galten, so scheinen gerade die realen Angaben für die drei genannten Universitäten beispielhaft die niedrigsten Annahmen für alle Gegenstimmen abzubilden. Dabei muss allerdings noch berücksichtigt werden, dass es in diesem Bereich mit einem besonderen Risiko verbunden war, eine Gegenstimme abzugeben. Deshalb war die reale Wahlbeteiligung wegen des ausgeübten Drucks sehr hoch und lag bei 98 bis 99,5 Prozent.

Auch wenn es gerade kleinere Städte und Gemeinden gegeben hat, in denen die Wahlverweigerung und die Gegenstimmen jeweils bei 20 Prozent und mehr gelegen haben, so scheint für die gesamte DDR jeweils ein Wert von etwa zehn Prozent realistisch. Das wären immerhin weit mehr als zwei Millionen Menschen, die sich offen gezeigt hätten. Mit anderen Worten, der SED blieb gar nichts anderes übrig als zu fälschen. Krenz ging im Juni 1989 davon aus, dass es 8 bis 15 Prozent Gegenstimmen gab. Früher wäre es einfacher gewesen, weil die Feinde nicht wählen gingen, nun aber kamen mehr als vorher, um dagegen zu votieren. Schon lange vor diesen Wahlen witzelte der Volksmund, es sei nur eine Frage der Zeit, bis 105 Prozent der Wahlberechtigten dem Wahlvorschlag mit 110 Prozent der Stimmen zustimmen würden. 1989 wäre es fast soweit gewesen. Denn als das zentrale Wahlbüro am 1. Mai eine Generalprobe durchführte, ob auch alle Kommunikationsnetze und Computerberechnungen funktionierten, errechnete der Computer eine Wahlbeteiligung von 200 Prozent. Krenz schlug im Juni vor, bei der nächsten Wahl die Vorgaben bei Wahlbeteiligung und Ja-Stimmen um «einige Punkte» abzusenken, weil dies leichter «verkraftbar» sei «als nachträgliche Ungereimtheiten».[58]

Zwei unmittelbare Folgen der Kommunalwahlen sind in ihrer historischen Bedeutung zu würdigen. Die erste mag noch zwangsläufig sein. Es begann die Zeit, in der die SED immer stärker von einem von nun ständig anwachsenden Teil der Gesellschaft vor sich her getrieben wurde. Keine oppositionelle Demonstration, kein öffentlicher Protest blieb ohne den Hinweis auf die Wahlfälschung. Zum Sinnbild der Demonstrationen wurde die von Mario Schatta und jungen Männern und Frauen aus seinem Umkreis von nun ab an jedem 7. eines Monats organisierten Protestdemonstrationen in Ost-Berlin. Belehrungen, Zuführungen und Ordnungsstrafen blieben wirkungslos. Am 7. Juni wollten die Demonstranten zunächst vom Konsistorium in Mitte zum Staatsratsgebäude ziehen, um dort eine Eingabe abzugeben. Das Unternehmen misslang wegen eines Großaufgebots an Sicherheitskräften, die ersten 48 Zuführungen erfolgten. Abends fand in der Sophienkirche in Mitte eine Informationsandacht statt. Von dort wollten mehrere Hundert Personen zum Staatsratsgebäude ziehen. Sie führten Transparente mit der Aufschrift «Nie genug vom Wahlbetrug» und eine schwarze Wahlurne mit der Aufschrift «Hier liegt die Demokratie begraben» mit. Auch diese Aktion vereitelte das MfS mit einem großen Aufgebot, bundesdeutsche Fernsehkameras filmten Szenen, wie MfS-Kräfte friedliche Demonstranten abdrängten und ihnen die Transparente entrissen. 140 Zuführungen erfolgten. Schatta und sein oppositionelles Umfeld kam nun auf die Idee, ab 7. Juli die Protestdemonstrationen auf dem Alexanderplatz zu veranstalten. Die Idee war so genial wie einfach. Der Platz war am späten Nachmittag immer belebt, das MfS müsste also behutsamer agieren und zugleich bestand die Möglichkeit, dass sich Passanten den Demonstranten anschlossen. SED und MfS hielten am 7. Juli, August und September jeweils Tausende Kräfte direkt am Alex in Bereitschaft, Hunderte pilgerten als Touristen verkleidet – und dennoch zu erkennen – auf dem Platz herum. Am 7. Juli waren zum Beispiel 3265 MfS-Angehörige, 1500 Polizisten und 1500 «gesellschaftliche Kräfte» im Einsatz. Es gab jeweils Zuführungen, Platzverbote und Ordnungsstrafen. Die Aktivisten waren vor allem junge Männer und Frauen, ja, Jugendliche, die vom Reden sowie vom Schreiben Offener Briefe und Eingaben genug hatten. Die Demonstration am 7. Oktober fiel dann zufällig auf den Tag des DDR-Gründungsjubiläums.

Eine zweite Folge der Kommunalwahlen und der Offenlegung der Fälschung war mindestens ebenso bedeutsam. Denn viele Menschen, ob systemtragend, systemloyal oder politisch desinteressiert, fühlten sich gedemütigt, zeigten sich erbost, waren wütend, weil die SED-Führung sie in Unmündigkeit hielt. Selbst viele Menschen, die überzeugt ihr «Ja» abgegeben hatten, fragten, warum die SED das Volk für dumm verkaufe, warum die Führung nicht mit 80 oder 90 Prozent Ja-Stimmen zufrieden sein könne. Davon würde doch im Westen, verklärten gerade nicht wenige SED-Genossen das eigene Wahlsystem, jede Partei nur träumen. Die Eisschnellläuferin Karin Kania, viele Jahre die weltweit erfolgreichste Sportlerin ihrer Disziplin, die 1988 vom Leistungssport zurückgetreten war, sagte im Juli in der Bundesrepublik, die Wahlen seien manipuliert und 70 Prozent-Ja-Stimmen kämen der Wahrheit nahe. Aber nicht nur solche von der SED großzügig geförderten Kader rückten deutlich vom System ab. IM «Waldemar» aus Potsdam, ein Polizist, der seit 1965 für das MfS arbeitete, berichtete, dass seine Frau, eine Lehrerin, als Wahlhelferin aktiv war und ihr eine Nachbarin, die immerhin als Sekretärin des Leiters des NVA-Wehrkreiskommandos Zossen arbeitete, am 8. Mai 1989 sagte: «Wozu der Aufwand – das Ergebnis der Wahlen stand ja sowieso vorher fest.»[59] Die alarmierendste Nachricht kam von Beschäftigten des Jugendsenders DT 64. Noch Ende Februar 1989 stellten IM fest, dass Rainer Eppelmann von der Belegschaft «übereinstimmend» abgelehnt werde. Die Blues-Messen wären «Treffen asozialer Elemente». Die DT 64-Kommunisten sorgten sich: «Diese Konzerte seien eine Schande für die Kirche.» Sie sähen sehr genau, «dass Eppelmann vom Westen gesteuert und beeinflusst wird. Dies wird insbesondere daran deutlich, dass der Eindruck entsteht, dass das ZDF noch vor ihm von seinen geplanten Aktivitäten Kenntnis besitzt.»[60] Wenige Wochen später hieß es nun aus dem Jugendradio, Eppelmanns Äußerungen in westlichen Medien über Wahlfälschungen «sind Gesprächsgegenstand. Dabei ist erstmalig der Umstand zu verzeichnen, dass Äußerungen des Eppelmann Glauben geschenkt wird.» Bekannte von DT 64-Mitarbeitern, «die in Wahlvorständen zum Einsatz gekommen sind», bestätigten indirekt die Angaben. Resümierend heißt es: «Eine überwiegende Mehrheit vertritt die Auffassung, dass unser jetziges Wahlsystem nicht mehr den Anforderungen gerecht wird.»[61]

Die Wahlfälschung und ihre öffentliche Aufdeckung blieb Thema bis in den Herbst und darüber hinaus. Im Dezember kam es zu ersten Ermittlungsverfahren. Noch zu DDR-Zeiten sind der Oberbürgermeister von Leipzig, Bernd Seidel, der 1. Sekretär der SED-Stadtleitung, Joachim Prag, und die Leiterin der Rechengruppe, Lieselotte Schön, zu Freiheitsstrafen wegen Wahlfälschung verurteilt worden. Die Ermittlungsverfahren hatte jener Staatsanwalt, Hans-Karl Sitz, eingeleitet, der nur Wochen zuvor noch politische Gegner des SED-Regimes angeklagt hatte. Später folgten weitere Verfahren, u.a. wurden angebliche Reformkräfte wie Hans Modrow und Wolfgang Berghofer, Oberbürgermeister von Dresden, rechtskräftig zu Haftstrafen wegen Wahlfälschung verurteilt. Als Prag in Untersuchungshaft saß, schrieb er am 12. Februar 1990 einen bezeichnenden Brief an Modrow: «Seit ich in Haft bin, kommt die Scham hinzu, wie bei uns Menschen unter Verschluss gehalten wurden. Das ist einfach unmenschlich. (…) Wie kann man sich unter solchen Bedingungen richtig und würdig auf die Verhandlung vorbereiten? Es ist unsagbar schwer.»[62]

Solche Eingeständnisse, von denen heute ihre Absender zumeist nichts mehr wissen wollen, gab es 1990 zuhauf. Erklärungsbedürftig ist eher der Umstand, dass die UNO auch die DDR offiziell einlud, Wahlbeobachter im Oktober 1989 nach Namibia zu entsenden. Das SED-Politbüro stimmte am 12. September zu, dreißig Genossen machten sich am 11. Oktober auf den Weg: je zwölf vom Innen- und Verteidigungsministerium, fünf vom Außenministerium und einer vom MfS. Unter den «Polizeibeobachtern» waren neben dem MfS-Mann ein zusätzlicher verdeckter MfS-Offizier (OibE) und mehrere IM. Ihr Einsatz endete im Frühjahr 1990.

Zwischen Reform und Bürgerkrieg: Der Ostblock bricht auseinander

Mitte September 1989 fand in Nordkorea ein Symposium sozialistischer Staaten zur Kriminalitätsentwicklung statt. Ein IM, der im Innenministerium arbeitete, berichtete anschließend darüber. So beobachtete er, dass der Leiter der Delegation, ein MdI-Generalleutnant, «eine fast kindliche Begeisterung» über den nordkoreanischen Personenkult zeigte. Mehrfach hielt er fest, dass die von der DDR-Delegation vertretenen Positionen zumeist nur die Rumänen teilten. Das nordkoreanische Terrorregime beschrieb er realistisch: «Die KDVR verfügt über ein fast perfektes System der Überwachung und Sicherheit. Die völlige Gleichschaltung der Gesellschaft ist deutlich sichtbar.» Besonders hervorhebenswert fand er, dass über die Verbannung (Lagerhaft) auffälliger Personen ganz unbürokratisch entschieden werde. «Eine Gerichtsverhandlung oder so gibt es nicht. Die Entscheidungsgewalt liegt in den Händen des Revierleiters.» Auch dies ließ ihn zu der Schlussfolgerung gelangen: «Ich glaube, dass sich unsere Kontakte zur KDVR wesentlich verstärken und vertiefen werden.»[63]Ähnliche bemerkenswerte Dokumente finden sich nach Treffen von SED-Spitzenpolitikern wie Hermann Axen mit hochrangigen Funktionären aus Kuba oder Nicaragua. So erklärte er am 3. September 1989 Raul Castro in Ost-Berlin, die größten Probleme für die DDR lägen «in einigen sozialistischen Ländern, d.h. in unserem Rücken».[64] Mit Albanien sind 1989 erstmals wieder enge Beziehungen vereinbart worden. Alles Anzeichen für eine zunehmende internationale Isolierung der DDR selbst im Ostblock.

Im Mai 1989 ist Millionen Menschen in der DDR bewusst geworden, dass das Honecker-Regime abtreten müsse. Nur wenige dachten dabei an eine Systemüberwindung, die meisten Menschen in Ost wie West setzten auf einen evolutionären Prozess. Erwartet wurde allgemein, dass Honecker und ein Großteil seiner Altherrenriege auf einem vorgezogenen SED-Parteitag 1990 Abschied nehmen würden. Sein potentieller Thronfolger Egon Krenz erfreute sich nie einer sonderlichen Beliebtheit. Als jahrelanger FDJ-Chef stand er für «Berufsjugendliche», als ZK-Sekretär für Sicherheitsfragen repräsentierte er das Unterdrückungssystem und als Chef der Wahlkommission war er nun auch noch als oberster Wahlfälscher diskreditiert.

Die Entwicklungen in der Sowjetunion, die sich seit 1988 erheblich zuspitzten, ließen die Menschen weiterhin hoffen, dass auch irgendwann Glasnost-Winde in der DDR wehen würden. Die nationalistischen Ausschreitungen in Aserbaidschan und Armenien mit vielen Toten ab 1988 führten die Spätfolgen der imperialistischen Politik Moskaus vor Augen. Die Fratze des Kommunismus wurde immer hässlicher und verlor Woche um Woche an Attraktivität. Als am 23. August 1988, dem Jahrestag der Unterzeichnung des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes von 1939, Hunderttausende Esten, Letten und Litauer für Unabhängigkeit und gegen das kommunistische Regime demonstrierten, hatte der Untergang des sowjetischen Imperiums seinen symbolischen Anfang genommen. Gorbatschows Truppen versuchten dies mehrfach mit militärischer Gewalt aufzuhalten, so im April 1989 in Georgiens Hauptstadt Tiflis und im Januar 1991 in Litauens Hauptstadt Vilnius. Viele Tote säumten den Weg bis zur endgültigen Auflösung des Imperiums. Besonders beeindruckte dabei der Mut, mit dem sich die Balten Moskau entgegenstellten. Am 23. August 1989 demonstrierten sie erneut mit einer Menschenkette von Tallinn über Riga nach Vilnius, an der sich 1,25 Millionen Menschen beteiligten, für staatliche Unabhängigkeit.

Stießen solche Nachrichten auf großes Interesse in der DDR, so schienen die Vorgänge in Polen und Ungarn als Vorbilder zu gelten. Im Mai 1988 trat János Kádár als ungarischer Parteichef zurück. Der Reformdruck war besonders groß, gerade weil das Land seit Jahren eine vorsichtige Öffnungspolitik betrieb. Nach seinem Rücktritt war der Weg frei für eine neue Reformrunde. Am 10./11. Februar 1989 diskutierte das ZK eine neue historische Bewertung der Ereignisse von 1956 und sprach sich für die Einführung eines Mehrparteiensystems aus. Am 13. Juni 1989 tagte erstmals der Runde Tisch mit Regierungs- und Oppositionsvertretern, die einen schnellen Weg zur Auflösung der KP, zur Ausrufung der Republik sowie zu freien Wahlen aushandelten.

Der Umbruch im kommunistischen Europa 1989/91 war mit dem «Wiederbeginn der Geschichte» (Ralf Dahrendorf) eng verbunden. Symbolisch wie kaum ein anderes Datum steht dafür der 16. Juni 1989. Acht Jahre zuvor hatten Ágnes Heller und Ferenc Fehér geschrieben: «Wer wollte mit Sicherheit voraussagen, dass es nicht doch einmal ein Staatsbegräbnis für Imre Nagy in Budapest geben wird? Und sollte die Stadt es erleben und ihr Ministerpräsident findet letztlich Ruhe an einem Ehrenplatz, dann können kaum mehr Zweifel bestehen, welche Parolen auf den Transparenten des Volkes stehen werden, das ihn begleitet.»[65] Genau 31 Jahre nach der Hinrichtung von Nagy geschah das Unmögliche – der Zusammenbruch des Kommunismus hatte eine weitere symbolische Zäsur erfahren. Am 16. Juni gedachten über 200.000 Kundgebungsteilnehmer in Budapest der nach der Revolution von 1956 Ermordeten. Sie begruben zugleich den Kommunismus – unter ihnen Tausende Touristen aus der DDR.

Das östliche Nachbarland der DDR, Polen, erlebte 1988 mehrere große Streikwellen. Ende August nahm die polnische Regierung wieder formelle Gespräche mit der Solidarność auf. Diese schlug vor, einen Runden Tisch einzuberufen, um über die Zukunft Polens und den Weg in die Demokratie zu beraten. Der «Runde Tisch» Polens wurde zum Symbol des weitgehend friedlichen Übergangs von der Diktatur zur Demokratie. Seine erste Sitzung wurde am 6. Februar 1989 eröffnet. Mitte Januar 1989 war die Solidarność praktisch, am 17. April formell relegalisiert worden. Die polnische Gesellschaft, angeführt von Solidarność, verhandelte die Diktatur Schritt für Schritt weg. Im Juni fanden halbfreie Wahlen statt – nur 35 Prozent der Sejm-Sitze standen zur Wahl. Die Solidarność gewann alle, im Senat errang sie 99 von 100 Sitzen. Am 24. August wurde Tadeusz Mazowiecki, ein Solidarność-Berater, polnischer Ministerpräsident. In den SED-Etagen herrschte helle Aufregung, auch die Blockparteien zeigten sich tief verunsichert.

Die Entwicklungen in Polen und Ungarn verfolgten viele DDR-Menschen mit großer Sympathie. Das Problem im Sommer bestand darin, dass in der DDR keine vergleichbaren, tief in der Gesellschaft verwurzelten Oppositionsgruppen mit Massenanhang wie die polnische Solidarność oder das «Ungarische Demokratische Forum» (MDF) und der «Bund Junger Demokraten» (FIDESZ) existierten. Mit Rumänien verbanden viele Menschen wiederum vielfache Solidarität, weil die Lebensbedingungen dort katastrophal und das politische Regime besonders brutal war. Mehrfach fanden von der Opposition initiierte Rumänien-Tage in der DDR statt. Die ČSSR schien in vielem der DDR zu ähneln. Sich häufende Protestdemonstrationen auf dem Prager Wenzelsplatz seit 1988 verfolgten viele mit großer Anteilnahme. Als der Dramatiker Václav Havel, einer der Wortführer der Charta 77, im Februar 1989 neuerlich zu neun Monaten Gefängnis verurteilt wurde, entstand eine große internationale Solidarisierungswelle, die auch in der DDR zu spüren war. Oppositionelle organisierten am 19. März einen landesweiten Solidaritätstag mit den politischen Häftlingen der ČSSR. Selbst der offizielle P.E.N.-Club der DDR solidarisierte sich auf Druck von Rolf Schneider und Christoph Hein mit Havel. Ihr Vorschlag, eine Protestresolution zu verfassen, fand zwar keine Mehrheit, aber immerhin Stephan Hermlins Kompromissvorschlag, einen Brief an die P.E.N.-Zentrale in London zu richten und zu versichern, sie würden deren Bemühungen um Havels Freilassung unterstützen.

Der reformerischen Auflösung der kommunistischen Regime in Polen und Ungarn standen im Sommer 1989 die Diktaturen in Bulgarien, Rumänien, der ČSSR und in der DDR gegenüber. Alle befanden sich in einer tiefen Krise, auf die die Machthaber mit einer verschärften Repressionspolitik zu reagieren versuchten, während gleichzeitig wachsende Teile der Gesellschaft aufbegehrten. Im Einzelnen existierten viele Unterschiede, aber die Symptome ähnelten sich. So stieß in diesen Gesellschaften ein Beschluss der Warschauer Paktstaaten vom 7./8. Juli 1989 in Bukarest auch nicht auf großes Interesse. Denn dort vereinbarten die Vertreter, dass es künftig keine Einmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten, und seien es Bündnispartner, mehr geben dürfe. Damit hob der Warschauer Pakt auch formell die «Breschnew-Doktrin» auf. Dies war als ein politisches Zeichen an Polen und Ungarn gedacht, zumal Gorbatschow sich seit 1988 bereits mehrfach entsprechend geäußert hatte. Zufällig, aber symbolisch brach Honecker noch während der Sitzung zusammen und musste mit einer Sondermaschine zur ärztlichen Behandlung nach Ost-Berlin geflogen werden. Sein Vertreter Willi Stoph soll nur noch einsilbig gestammelt haben.

In der DDR blieb diese Entwicklung weithin ohne Widerhall, weil die meisten Menschen Gorbatschow ohnehin nicht mehr zutrauten, dass er bei eventuellen Unruhen in der DDR die sowjetischen Panzer einsetzen würde. Entscheidender aber war, dass ein Großteil der Bevölkerung seit Anfang Juni 1989 unter Schock stand und der SED-Führung ohnehin alles zutraute, auch die Anwendung militärischer Gewalt gegen das eigene Volk. Denn am 4. Juni 1989 hatte die chinesische KP-Führung gewaltsam den Pekinger Tiananmen-Platz durch Panzer räumen lassen.

Seit April 1989 hatte sich in China eine neue oppositionelle Studentenbewegung formiert. Etwa 2000 Studierende zogen am 17. April zum «Platz des Himmlischen Friedens», um für Reformen einzutreten. Wenige Tage später folgten erste Zusammenstöße mit der Polizei. Zugleich entstand aus der Studentenbewegung eine die gesamte Gesellschaft erfassende Oppositionsbewegung. Die kommunistische Propaganda trug mit unwahren und demagogischen Behauptungen dazu bei. Als es vom 15. bis 18. Mai in Peking zum ersten sowjetisch-chinesischen Gipfeltreffen seit 1959 kam, zog Gorbatschow im Schlepptau Hunderte Pressevertreter aus der ganzen Welt mit sich nach China. So erfuhr auch die Weltöffentlichkeit von den Vorgängen in Peking. Am 17. Mai protestierten dort etwa eine Million Menschen. Einen Tag nach Gorbatschows Abreise verhängten die Pekinger Machthaber das Kriegsrecht, das Hunderttausende ignorierten. Sie verhinderten, dass Armeeeinheiten ins Zentrum der Stadt vordringen konnten. In vielen chinesischen Städten brachen Unruhen aus. In der Nacht vom 3. zum 4. Juni 1989 ging das chinesische Militär schließlich rücksichtslos gegen die Protestierenden auf dem «Platz des Himmlischen Friedens» vor. Die genauen Opferzahlen sind bis heute nicht bekannt. In Peking kamen etwa 100 Demonstranten ums Leben. Die meisten Toten waren in anderen Städten zu beklagen. Die Schätzungen reichen bis zu einer Anzahl von 3000. Die KP Chinas entfachte anschließend eine landesweite Repressions- und Unterdrückungswelle, mindestens 49 Hinrichtungen wurden vollstreckt und Hunderte Haftstrafen verhängt.

Fast die gesamte Welt zeigte sich entsetzt und solidarisierte sich mit den chinesischen Demonstranten. Sogar während der kommunistischen Weltfestspiele Anfang Juli in Nordkorea äußerte sich Protest gegen das Massaker in China, aber auch gegen die Regime in Nordkorea und Rumänien. Skandinavische Festivalteilnehmer initiierten eine Protestresolution, der sich zehn europäische Länderdelegationen anschlossen, darunter auch Ungarn und Jugoslawien. Dem MfS, das mit einer starken Operativgruppe vor Ort agierte und das ihren nordkoreanischen Genossen, die so viele Ausländer im Land nicht gewöhnt waren, unter die Arme griff, entging nicht, dass auch ein paar DDR-Teilnehmer die Resolution unterzeichneten. Die Offiziere fanden nicht heraus, um wen es sich handelte.

Die SED-Führung feierte schon am 5. Juni mit einer Überschrift des «Neuen Deutschland»: «Volksbefreiungsarmee Chinas schlug konterrevolutionären Aufruhr nieder». Das Bündnis der SED-Spitze mit Ceauşescu hatte schon entsetzt. Dass Honecker wenige Tage zuvor den äthiopischen Diktator Mengistu Haile Mariam freundschaftlich empfangen hatte, passte ins Bild. Dass sich aber die SED-Führung offen mit Massenmördern solidarisierte und die Niederschlagung begrüßte, machte viele Menschen sprachlos. Besorgt zeigten sich viele zudem über den unterschwellig drohenden Satz: «Die Aufrührer hätten den Sturz der sozialistischen Ordnung beabsichtigt.»[66] Am 8. Juni verabschiedete die Volkskammer eine Erklärung, die der 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Rostock, Ernst Timm, namens der SED-Führung einbrachte. Darin hieß es: «Die Abgeordneten der Volkskammer stellen fest, dass in der gegenwärtigen Lage die von der Partei- und Staatsführung der Volksrepublik China beharrlich angestrebte politische Lösung innerer Probleme infolge der gewaltsamen, blutigen Ausschreitungen verfassungsfeindlicher Elemente verhindert worden ist. Infolgedessen sah sich die Volksmacht gezwungen, Ordnung und Sicherheit unter Einsatz bewaffneter Kräfte wieder herzustellen. Dabei sind bedauerlicherweise zahlreiche Verletzte und auch Tote zu beklagen.» Kein einziger Abgeordneter der Volkskammer protestierte gegen diese zynische Erklärung. Unter Beifall ist sie einstimmig angenommen worden.[67] Eine Woche später traf DDR-Außenminister Oskar Fischer seinen chinesischen Amtskollegen und versicherte ihm, die DDR stehe fest an der Seite der KP. Volksbildungsministerin Margot Honecker verkündete auf dem Pädagogischen Kongress am 13. Juni auch zum Entsetzen nicht weniger SED-Genossen in einer Gänsehaut erzeugenden Kalten Kriegsrede: «Dass alle dem Sozialismus feindlichen Kräfte erneut auf den Plan getreten sind – und sie werden es immer wieder tun –, den Sozialismus aufzuhalten auf seinem Weg, ihm zu schaden, das kann, muss und soll die Jugend durchschauen. Dafür müssen wir ihr den Blick öffnen, damit sie erkennt: Noch ist nicht die Zeit, die Hände in den Schoß zu legen, unsere Zeit ist eine kämpferische Zeit, sie braucht eine Jugend, die kämpfen kann, die den Sozialismus stärken hilft, die für ihn eintritt, die ihn verteidigt mit Wort und Tat, und, wenn nötig, mit der Waffe in der Hand. (Beifall)».[68] Hans Modrow eilte noch im Juni nach China und demonstrierte so, auf wessen Seite die SED und er persönlich stünden. Egon Krenz bekräftigte mehrfach öffentlich, wie klassenkämpferisch standhaft die chinesischen Kommunisten sich gezeigt hätten. Die Demagogie der SED-Propaganda kannte in diesen Tagen keine Grenzen. Die «Junge Welt» veröffentlichte ein ganzseitiges Foto einer verkohlten Leiche mit dem Kommentar: «So wütete in Peking die Konterrevolution.» Jan Helbig, der Kommentator, schrieb noch: «Auf den Flugblättern der Konterrevolution hieß es: ‹Tötet alle 47 Millionen Kommunisten!›»[69] Ein chinesischer Propagandafilm, der die blutige Niederschlagung dokumentierte, wurde mit fürchterlichen, inhumanen Kommentaren gleich zweimal im DDR-Fernsehen ausgestrahlt. Viele Menschen waren entgeistert, denn sie kannten die meisten der gezeigten Bilder aus dem Westfernsehen – nur dass sie dort anders, der Wahrheit entsprechend kommentiert worden waren. Der chinesische Propagandafilm entpuppte sich als blanke Lüge und Demagogie.

Die Botschaft der SED war in der DDR-Gesellschaft angekommen. Von nun ab traute man ihr die «chinesische Lösung» zu, sollte es zu Unruhen und Massenprotesten kommen. Am 7. September eröffnete Günter Schabowski die «Pekinger Tage» in Ost-Berlin. Zum 40. Jahrestag der Gründung der Volksrepublik China weilte Egon Krenz seit Ende September als höchster SED-Vertreter in China und bejubelte die kommunistische Volksrepublik neuerlich.[70] Krenz hatte sich ein weiteres Mal nachhaltig diskreditiert.[71]

Die Ereignisse in China und die Haltung der SED-Führung blieben nicht unwidersprochen. Oppositionelle demonstrierten am 5. und 6. Juni vor der Botschaft Chinas in Ost-Berlin, die Polizei nahm sie fest. Die Indie-Rockband «Herbst in Peking» legte bei einem gut besuchten Konzert in Brandenburg am 10. Juni eine Schweigeminute für die Opfer ein, protestierte gegen die Wahlfälschung – und wurde anschließend neuerlich verboten. Ein besonderes Kabinettstück gelang Aram Radomski, der mit den Musikern gut bekannt war und für die Band ein Logo entworfen hatte. Ende Mai war der Fotograf mit seinem Freund Siegbert Schefke, beide in der Opposition aktiv, bei einer gezielten Fahrzeugkontrolle in der Nähe von Wismar aufgefallen. Im Auto lagen zahlreiche Westbücher, Samisdat-Publikationen und westliche Foto- und Videotechnik. Radomski, ein Sohn von Gert Neumann, erhielt am 7. Juni eine Vorladung ins Innenministerium. Als er auf Toilette musste, klebte er Aufkleber von «Herbst in Peking» im «Fäkalienort» an die Wände. Von den Offizieren zur Rede gestellt, erklärte Radomski schriftlich, es handele sich um eine Band, die zum Beispiel «sowjetische Folklore» spiele und er wolle «flächendeckend» für die Band bei den «Sicherheitsorganen» werben. «Mögliche Interpretationen zu aktuell-politischen Ereignissen sind nicht beabsichtig oder gewollt.»[72] Das war an Kühnheit direkt in einem Machtzentrum kaum noch zu überbieten.

Ab 6. Juni begannen im ganzen Land Fürbittgottesdienste für die Opfer, die zum Teil bis Ende August wiederholt wurden. In der Pankower Hoffnungskirche sagte Mario Schatta am 6. Juni, was er in den nachfolgenden Tagen mehrfach wiederholte, die Verhältnisse in der DDR könnten zu ähnlichen militärischen Massakern führen. Mit dieser Einschätzung stand Schatta längst nicht allein. Schon einen Tag zuvor konstatierten Gerd und Ulrike Poppe sowie Reinhard Weißhuhn von der «Initiative Frieden und Menschenrechte», «dass die Kommentierung der Ereignisse in den DDR-Medien den Schluss zulässt, dass auch die DDR-Führung im Falle von Demonstrationen mit Waffengewalt vorgehen könnte.»[73] In Dorndorf (Thüringen) brachte Pfarrer Oberthür, Mitglied der «Solidarischen Kirche», mehrfach Protestplakate im Schaukasten an, die er auf staatlichen Druck hin entfernen musste und die er jeweils durch neue ersetzte. 25 Oppositionsgruppen aus der gesamten DDR protestierten am 21. Juni gegen die Erklärung der Volkskammer. In der Erlöserkirche fand vom 25. bis 28. Juni ein «Trommelfasten» statt, das einen Tag später in der Elisabethkirche und in Potsdam fortgesetzt und am 9. Juli in und vor der Dresdner Kreuzkirche unter dem Motto «Trommeln für Peking» wiederaufgenommen wurde. Rainer Eppelmann organisierte am 29. Juni einen Klagegottesdienst in der überfüllten Samariterkirche. Auch diesem Beispiel folgten Kirchen im gesamten Land. Als am 9. Juli der Kirchentag der evangelisch-lutherischen Landeskirche Sachsens in Leipzig beendet wurde, trugen Oppositionelle Plakate mit der Aufschrift «Demokratie», auch auf chinesisch, und «Nie wieder Wahlbetrug». Da sie vor den 50.000 Abschlussteilnehmern nicht reden durften, zogen etwa 1000 in die Innenstadt. Das MfS entriss ihnen die Plakate und drängte sie schließlich in eine Kirche ab.

Noch bedrohlicher für den SED-Staat aber war, dass sich erneut Menschen zu Wort meldeten, die nicht in den Oppositionsgruppen aktiv waren. Die erste Aktion fand noch am 4. Juni vor der chinesischen Botschaft statt, als zwei junge Männer dort Kerzen entzündeten. An der Goethe-Oberschule in Brandenburg malten am 5. Juni Unbekannte eine Protestlosung auf. In vielen Orten kam es zu ähnlichen Aktionen. An zahlreiche Kirchen konnten kurzzeitig Transparente angehängt werden. Beherzte Autofahrer schmückten ihre Trabis und Wartburgs mit Solidaritätserklärungen. In allen Regionen der DDR kursierten erneut Flugblätter, tauchten Losungen auf Straßen und Wänden auf. In Zossen kündigte gar ein Arbeiter seinen Arbeitsvertrag, weil er keine Exportaufträge für China mehr erledigen wollte. Viele Menschen zeigten Anteilnahme und Betroffenheit. Im Prenzlauer Berg kam es zu einem kleinen Protestmeeting. Zuführungen, Belehrungen und Ordnungsstrafen folgten. Die Postkontrolle des MfS registrierte Hunderte Protestschreiben an die Botschaft Chinas. Darunter befanden sich nicht nur kollektive Schreiben und zahlreiche von kirchlichen Mitarbeitern, sondern, was SED und MfS besonders alarmierte, viele von Menschen, die bislang nicht aufgefallen waren, sogar mehrere von als linientreu geltenden SED-Mitgliedern. Und die bereits beim «Sputnik»-Verbot, den Kommunalwahlen und dem Pfingsttreffen zu beobachtende Tendenz erhärtete sich nun: an den Universitäten und Hochschulen kamen immer mehr Studierende aus der Deckung und protestierten gegen das Massaker und damit gegen die SED-Haltung. Die ersten Proteste sind von den beiden Sektionen Theologie der Universitäten Rostock und Ost-Berlin sowie der TH Ilmenau und TU Magdeburg vom 5. Juni überliefert. In Ilmenau und Magdeburg kam es zu mehrtägigen Unterschriftensammlungen. Auch an der Schauspielhochschule Rostock, der TH Leipzig, den Universitäten Jena und Leipzig sowie den ganzen Monat über an der Humboldt-Universität kam es zu universitätsöffentlichen Protesten.

Erich Honecker ist mindestens einmal mit der ablehnenden gesellschaftlichen Mehrheitsmeinung zum chinesischen Massaker und den SED-Stellungnahmen direkt konfrontiert worden. Das geschah ausgerechnet am 11. Juni 1989, als er der feierlichen Wiedereinweihung des Greifswalder Doms beiwohnte. Bischof Horst Gienke, als IM «Orion» für das MfS tätig, hatte alles gewissenhaft vorbereitet und dafür gesorgt, dass Kritiker wie Bischof Forck an den Kungelrunden mit Honecker nicht teilnehmen konnten. Zwei Dinge aber konnte er nicht verhindern. Vor dem Dom verteilten Oppositionelle Flugblätter gegen das Spektakel, entrollten Transparente, und zur gleichen Zeit predigte Pfarrer Reinhard Glöckner in der Marienkirche gegen Gienkes staatstragende Haltung an und fragte, warum im Dom nicht der Opfer von China, Rumänien, Libanon, Südafrika oder der Sowjetunion gedacht werde.[74] Im Prinzip hatte er Recht, aber er konnte ebenso wenig wie Gienke wissen, dass Dompfarrer Joachim Puttkammer bei der umstrittenen Wiedereinweihung eine Fürbitte vortrug, die zwar uneindeutig, aber angesichts von Honeckers Anwesenheit wiederum deutlich genug war: «Wir bitten für die Volksrepublik China, dass Frieden im Land einzieht und alles ein gutes Ende findet.»[75] Die Einweihung des Doms hatte noch ein heftiges Nachspiel. Am 19. Juli 1989 publizierte das «Neue Deutschland» auf der Titelseite einen Briefwechsel zwischen Gienke und Honecker. In seinem Brief brachte Bischof Gienke zum Ausdruck, dass seine Kirche volles Vertrauen in die Politik der SED und namentlich in Honecker setze. Im ganzen Land waren Christen, Pfarrer und Kirchenleitungsmitglieder entsetzt über diesen Alleingang, der die Realitäten fast ebenso verzeichnete wie die SED-Führung. Männer wie Bischof Gienke haben mit ihrer Anpassungsbereitschaft das System gestützt und dem Ansehen der evangelischen Kirchen nachhaltig geschadet. Im November 1989 trat er, nachdem ihm die Landessynode knapp mit 32 zu 30 Stimmen das Vertrauen entzog, vom Bischofsamt zurück.

Herbst in Peking, Winter in Berlin, Frühling in Moskau

Die Dynamik der Ereignisse in diesen Wochen lässt sich kaum so erfassen, wie sie die Beteiligten damals erlebten. Kritische Geister waren seit dem Überfall auf die Umweltbibliothek und die Zionsgemeinde im November 1987 kaum zur Ruhe gekommen. Einem unglaublichen Ereignis folgte, kaum verkraftet, das nächste. In der DDR zogen SED und MfS immer wieder neue Saiten auf, im Ostblock rumorte es – der Westen schien noch weniger Antworten zu haben als die Betroffenen selbst. Die Politiker dachten und agierten in den Kategorien der frühen achtziger Jahre, die westlichen Gesellschaften schienen wie ehedem uninteressiert an der Zone, nur die Medien berichteten, wenn zuweilen auch schönfärberisch, wenigstens über das, was sich hinter der Mauer zutrug. Allen entging die innere Dynamik, die innere Erosion, die die DDR befallen hatte. Im Frühsommer 1989 glaubten die meisten bundesdeutschen Kommentatoren und Intellektuellen, dass die DDR «trotz alledem» stabil sei, obwohl die politische Legitimation des Regimes nun wieder häufiger in Frage gestellt wurde. Kaum jemand, und schon gar nicht in den meinungsbildenden Foren, hinterfragte das kommunistische Macht- und Herrschaftsprinzip. Gorbatschow legitimierte es auch im Westen auf eine neue Weise, die bis heute fortwirkt. Kanzler Kohl, Außenminister Genscher und viele andere sprechen noch immer von ihm, als wäre er jemals demokratisch legitimiert gewesen.

Viele DDR-Menschen entwickelten sich in dieser Phase zu Bürgern, die sich Rechte nahmen, als wären sie staatlich garantiert. Seit Ende 1987/Anfang 1988 schwoll die Zahl der bewussten Bürger in einem Land ohne Bürgerrechte stetig an. Einer von ihnen war der 1967 geborene Martin Rohde.

Rohde wuchs in Berlin-Friedrichshagen am Müggelsee auf, absolvierte dort die 10. Klasse und erlernte den Beruf eines Werkzeugmachers. Er war ein renitenter, aber leistungsstarker Schüler, Mitglied der FDJ und bekleidete in seiner Klasse FDJ-Funktionen. Seine Eltern waren Physiker, sein Vater agierte in einem Berliner Betrieb als SED-Funktionär. Rohde genoss zu Hause viele Freiheiten, hatte einen breiten Bekanntenkreis und symbolisierte als Jugendlicher schon durch sein Outfit, dass er den Einheitstrott nicht mitmachte. Irgendwie politisch links denkend standen Partys, Lust und Freude im Mittelpunkt. Politisch und historisch interessiert, las er Tageszeitungen, Bücher und Magazine ebenso wie er sich allmählich Material aus kirchlichen Gruppen und oppositionelle Samisdat-Produkte besorgte. 1985 trat er aus der FDJ aus, indem er einfach keinen Beitrag mehr bezahlte. Er legte an einer Abendschule Abitur ab, besuchte weitere Kurse wie Latein und arbeitete ab Januar 1988 als Hausmeister und Kraftfahrer. Im selben Jahr beschloss er aus politischen Gründen, den Wehrdienst total zu verweigern. An den Kommunalwahlen am 7. Mai nahm er nicht teil, beteiligte sich aber an der oppositionellen Wahlüberwachung. In der Nacht vom 1. zum 2. Juli 1989 nahm ihn ein Polizist in Frankfurt/Oder, wo sich Rohde wegen einer Fete befand, fest. An verschiedenen Stellen der Oderstadt hatte er großformatig Losungen angemalt: «Herbst in Peking», «Winter in Berlin», «Frühling in Moskau», «RAF Dich auf», «Wer die Wahl hat, hat die Qual, wer nicht wählt, wird gequält», «Bei Hager geht’s uns mager», «Peking lebt», «Die Mauer stirbt».

Martin Rohde folgte dem Polizisten fast bereitwillig, dachte, man könnte ihn höchstens wegen Sachbeschädigung belangen und hoffte, sie davon überzeugen zu können, dass er doch Recht habe. Die Vernehmungsprotokolle und Niederschriften von Rohde sind exemplarische Dokumente für Aufrichtigkeit, Mut, Resistenz, Klarsicht – und auch ein bisschen Naivität. In den Vernehmungen entwarf der junge Mann geradezu ein Programm davon, was alles in der DDR geändert werden müsse. Er zeigte sich nicht als Feind sozialistischer Ideen, aber sehr wohl als Gegner des SED-Sozialismus. Rohdes Vernehmer müssen verblüfft gewesen sein, denn ihr Delinquent zeigte sich offen, ehrlich und belastete sich dabei in ihren Augen so unentwegt, dass sie wahrscheinlich gar nicht umhin kamen, über diesen aufrichtigen und intelligenten jungen Mann und seine Ideen nachzudenken. Martin Rohde blieb standhaft, verriet keinen einzigen Namen, nicht einmal die Herkunft von oppositionellen und kirchlichen Materialien, unterschrieb einzelne Protokolle nicht, weil sie seine Aussagen nicht richtig wiedergaben, trat zeitweise in einen Hungerstreik – und litt unter diesen für ihn völlig überraschenden Lebensumständen. Die überlieferten Dokumente sind Zeugnisse individuellen Muts und zugleich Anschauungsmaterial dafür, warum dieses System im Sommer 1989 an sein Ende gelangt war. Vernehmer und Häftling arbeiteten über Wochen fast den gesamten Katalog jener Fragen ab, die kritische Menschen an die DDR-Verhältnisse stellten. Rohde bekannte sich zu den Oppositionsgruppen, nannte Menschenrechtsverletzungen beim Namen und kritisierte die Pressepolitik. Mitte Juli fragte der Vernehmer: «Wie kommen Sie dazu, zu behaupten, dass in der DDR das Recht auf freie Meinungsäußerung nicht gewährleistet sei?» Was soll man darauf im Sommer 1989 im Gefängnis antworten? Rohdes Antwort muss wohl auch den Vernehmer entwaffnet haben: «Konkret sehe ich das an meinem eigenen Beispiel, also dass ich mich derzeitig in Untersuchungshaft befinde, nur weil ich von meinem verfassungsmäßig garantierten Recht der freien Meinungsäußerung Gebrauch gemacht habe, indem ich die mir zur Last gelegten Schriften im Stadtgebiet Frankfurt (Oder) angebracht habe.» Einen Monat nach seiner Verhaftung schrieb er eine ausführliche Stellungnahme, die einer Grundsatzkritik der DDR gleichkam. Sie endete mit dem Satz: «Ich bereue die Tat als solche, ich kann jedoch zum jetzigen Zeitpunkt nicht meine Meinung bereuen, da ich davon überzeugt bin, dass sie richtig ist.» Das MfS hat es trotz Einzelhaft nicht geschafft, den jungen Mann zu brechen.

Am 22. September 1989 verurteilte das Kreisgericht Frankfurt/Oder Martin Rohde zu 14 Monaten Gefängnis. Das Arbeitskollektiv, auch das gehört zur Diktaturwirklichkeit, schrieb noch am 20. September, «dass Koll. Rohde für sein Vergehen gerade stehen muss.» Es erklärte, bereit zu sein, nach Strafverbüßung den Kollegen wieder aufzunehmen «und ihn zu unterstützen, im Kollektiv wieder festen Fuß zu fassen».[76] Und nicht untypisch für das Verhalten in jener Zeit war, dass der Direktor im September verkündete, wenn der Rohde zurückkomme, werde er hier nur noch den Hof putzen. Als Martin Rohde dann tatsächlich dem Direktor 1990 gegenüberstand, bezeichnete dieser ihn als «Helden». Erst kurz vor Weihnachten 1989 kam der politische Häftling Martin Rohde frei. Er findet ein anderes Land vor. Im Februar 1990 drehte der junge Mann einen noch heute bewegenden 17minütigen Film über seinen «Fall» an Originalschauplätzen. Am 21. August 1991 rehabilitierte ihn das Bezirksgericht Frankfurt/Oder. Da lebte er bereits zehn Monate in der Schweiz, wo er studierte, eine Familie gründete und gegenwärtig an einer Dissertation zur französischen Erinnerungskultur im 19. Jahrhundert arbeitet. Martin Rohde ist ein Beispiel für Tausende, die noch im Sommer ohne Netz und doppelten Boden für Demokratie und Freiheit eintraten und so ganz unverhofft individuell, aber entscheidend dazu beitrugen, dass die SED-Diktatur beseitigt wurde.

Der Zusammenbruch des Regimes beginnt

Der Fall der Berliner Mauer begann am 2. Mai 1989 in Ungarn. An diesem Tag kündigte die ungarische Regierung an, die Grenzbefestigungen zwischen Österreich und Ungarn abzubauen. Der «Eiserne Vorhang» zwischen Ost und West hob sich, zwar langsam, aber von nun an unumkehrbar. Der ungarische Außenminister Gyula Horn und sein österreichischer Amtskollege Alois Mock zerschnitten am 27. Juni symbolisch den ungarischen Stacheldrahtzaun an der Grenze in der Nähe von Sopron. Grenzkontrollen blieben bestehen, aber der symbolische Akt dokumentierte vor der Weltöffentlichkeit die Öffnung. Im März war Ungarn bereits der Genfer Flüchtlingskonvention beigetreten, was ab 12. Juni 1989 wirksam wurde. Den eigentlichen Hintergrund dafür bildeten Zehntausende Flüchtlinge aus Rumänien, aber auch die Stärkung rechtsstaatlicher Verfahren, eine Vorbedingung, damit das verschuldete Land neue Kredite westlicher Gläubiger erhielt. Damit verpflichtete sich Ungarn, Flüchtlinge nicht mehr auszuliefern, sollten sie im Herkunftsland strafrechtliche oder andere Verfolgungsmaßnahmen erwarten. MfS-Generalmajor Gerhard Niebling flog noch am selben Tag nach Budapest, um mit dem Chef der ungarischen Staatsicherheit Ferenc Pallagi zu sprechen. Sie vereinbarten, die bisherige Praxis der Übergabe von Flüchtlingen an das MfS beizubehalten. «Der zu erwartende Abbruch wird rechtzeitig angekündigt. Überraschungen sollen dabei ausgeschlossen werden.»[77]

Das erwies sich als eine unerfüllbare Wunschvorstellung. Bereits in den ersten beiden Monaten des Jahres waren bei den zuständigen Ämtern über 54.000 neue Ausreiseanträge eingegangen. Nicht nur die Anträge schnellten in die Höhe. Noch dramatischer entwickelten sich die Flucht- und die genehmigten Ausreisezahlen. Von Anfang Januar bis Ende April stiegen sie zunächst nur leicht an, übertrafen aber bereits die Vergleichszahlen aus den Vorjahren. Im Januar gelang 4627 Menschen die Flucht, im Februar 5008, im März 5671 und im April 5887. Die SED-Führung gestattete im ersten Monat 3741 Menschen die Ausreise, im Februar 4087, im März 4487 und im April 4996. Im Mai verdoppelten sich die Zahlen erstmals: 10.642 Menschen flüchteten, 9115 durften ausreisen. Diese Relation blieb auch im Juni (12 42 bzw. 10.646) und Juli (11 70 bzw. 9563) bestehen. Der Sommer hatte gerade begonnen und rund 100.000 Menschen hatten der DDR bereits den Rücken gekehrt. Diese Zahlen erinnern an die Krisenjahre 1953 und 1961.

Anfang Juli begannen in der DDR die zweimonatigen Schulferien. Zehntausende Menschen zog es wie jedes Jahr für einige Wochen nach Ungarn. Dafür benötigte man zwar kein Visum, aber eine Reisegenehmigung der ostdeutschen Polizei. 1988 fuhren etwa 800.000 Menschen nach Ungarn, nur einen ganz geringen Teil der Anträge lehnten Volkspolizei und MfS ab. Bis Ende Juli 1989 registrierten die VP-Meldestellen ein Anstieg der Reisewünsche um 25 Prozent. Die Berichte über geglückte Fluchten in Westmedien erzeugten eine Sogwirkung, die die Fluchtzahlen von Woche zu Woche ansteigen ließen. Tausende Urlauber warteten auf eine passende Möglichkeit. Hunderte Ungarn erkannten die Gunst der Stunde und versuchten sich als ortskundige Fluchthelfer, auch um ihr Einkommen etwas zu erhöhen. Eine systematische Fluchthilfe gab es nicht. Seit Ende Juli kam es erneut zu Botschaftsbesetzungen. Am 8. August schloss die Ständige Vertretung der Bundesrepublik in Ost-Berlin, wo etwa 130 Menschen campierten, ihre Pforten. Am 14. bzw. 22. August wurden auch die bundesdeutschen Botschaften in Budapest und Prag geschlossen. Hier hielten sich 171 bzw. 140 Flüchtende auf. Am 10. August kam es in Budapest erneut zu Gesprächen zwischen Spitzen der ostdeutschen und ungarischen Geheimpolizei. Seit 12. Juni hatten die Ungarn noch 101 «Straftäter» an die DDR übergeben. Der internationale und nationale Druck wuchs auch in Ungarn an. Noch könne man die eingeübten Verfahren aufrechterhalten, aber es sei wohl nur noch eine Frage von wenigen Wochen, bis die bisherige Übergabepraxis von Fluchtwilligen aufgehoben werde. Am 12. Juli ist letztmalig von den Ungarn ein fluchtwilliger DDR-Bürger an das MfS übergeben worden.

Am 13. August 1989, dem Jahrestag des Mauerbaus, bildeten ungarische und Leipziger Oppositionelle eine symbolische Mauer im Zentrum Budapests. Etwa 1000 Menschen schauten zu. Drei Ungarn, zwei Briten, ein Pole und ein eigens dafür angereister Leipziger hielten Ansprachen. «Grundtenor aller Reden: die Mauer muss weg, das System in der DDR muss weg».[78] Vor der «Mauer» patrouillierte ein «Soldat» mit «Gewehr». Auf verschiedenen Transparenten in unterschiedlichen Sprachen wurden Demokratieforderungen erhoben, darunter auch eine Textzeile aus dem Konzeptwerk «The Wall» von Pink Floyd: «We don’t need no thought control». Die «Mauer» wurde symbolisch in tausend kleine Stücke zerrissen, das «Gewehr» flog in die Menge und der «Soldat» verschwand.

In der DDR-Gesellschaft gab es zu dieser Zeit kaum ein anderes Thema als die Fluchtbewegung. Nur die SED-Führung schwieg und schien sich in den Urlaub verabschiedet zu haben. Vor allem die zu ihr haltenden Menschen verunsicherte das erheblich. Sie warteten auf klare Worte, Einschätzungen, Befehle, aber nichts kam. Die Handlungsunfähigkeit angesichts von Flüchtlingscamps in Ungarn und besetzten Botschaften symbolisierte für immer mehr Menschen, dass dieses Regime keine Auswege aus der Krise kenne und am Ende sei. Intern bestand aber eine hektische Betriebsamkeit. Die vielen frei gewordenen Wohnungen schoben Kommunalpolitiker schnell Wohnungssuchenden zu, um auch so Druck abzulassen. Ein neues Problem tauchte auf: Was passiert mit den vielen Autos, die Flüchtende in Ungarn und später in Prag zurückließen? Wie können die in die DDR zurückgeholt, wie verteilt werden? Die medizinische Versorgung drohte restlos zusammenzubrechen. Und selbst an vielen Schulen fehlten zum Schulbeginn am 1. September Lehrer. Wie sollte das erklärt, wie der drohende Unterrichtsausfall kompensiert werden? Probleme über Probleme.

Arbeitsgruppen unter Leitung der ZK-Abteilung Sicherheitsfragen, dem MdI und dem MfS erarbeiteten im August verschiedene Handlungsalternativen. Die diskutierten Alternativen lauteten: sofortige Schließung aller Grenzen oder Verabschiedung eines großzügigen Reisegesetzes oder Zehntausende auf einmal ausreisen lassen. Von den politisch Verantwortlichen im SED-Politbüro zeigte sich niemand bereit, eine Entscheidung zu fällen oder nur vorzuschlagen. Jede Entscheidung barg enorme Risiken, die schriftlich fixiert und nach Misslingen einer Aktion dem zuständigen Politbüromitglied und seiner Entourage angekreidet werden würden. Die Bundesregierung forderte die SED-Führung mehrfach auf, das Fluchtproblem mit einer innenpolitischen Öffnung abzumildern. Sie appellierte an die DDR-Bevölkerung, im Land zu bleiben und sich dort für Reformen einzusetzen. Im August begannen in der Bundesrepublik zugleich Debatten darüber, wie viele DDR-Flüchtlinge die Gesellschaft noch aufnehmen und verkraften könne.

Am 14. August 1989 reagierte Honecker erstmals auf den aktuellen Flüchtlingsstrom. Er erklärte, dabei ein geflügeltes Wort von August Bebel aufgreifend: «Den Sozialismus in seinem Lauf hält weder Ochs noch Esel auf. Diese alte Erkenntnis der deutschen Arbeiterbewegung findet durch die große Initiative der Werktätigen der DDR ihre aktuelle Bestätigung.»[79] Er hatte nicht gerade viele Lacher auf seiner Seite, aber viele Lacherfolge gegen sich erreicht. Ein anderer Mann sorgte auch für Lacher, aber aus ganz anderen Gründen und erst viel später. Jörg Kotterba war Sportjournalist bei der «Berliner Zeitung», ehrenamtlich betreute er als Chefredakteur die Wochenzeitschrift «Der Leichtathlet». Am 11. August 1989 erschien eine neue Ausgabe. Auf Seite zwei stand eine Sportlerliste mit der Überschrift «42 nahmen Abschied von der Welt des Sports». Es waren alles Leichtathleten, die aus der DDR-Auswahlmannschaft ausschieden. Kotterba kommentierte diesen Abschied vom internationalen Leistungssport so: «Es gibt Gefühlsregungen, später Überlegungen und dann Entscheidungen im Leben eines Menschen, die ein anderer – ob Vertrauter oder Außenstehender – nicht ahnen (…) kann. Wer mag schon beschreiben, abwägen und schließlich richten, weshalb einer für sich entschließt, im Alphabet des Lebens tatsächlich mal ganz von vorn anzufangen. Bei A – wie Abschied, Adieu, Ausstieg, Abgesang. So ein gewichtiger Schritt, so ein Hut-und-Mantel-Nehmen, so ein Nimmerwiedersehen reift. In Tagen. In Wochen. In Monaten, Jahren. Und hat Gründe. (…) Udo Beyer, einer der 41 ‹Alten›, die nun in keinem der Ergebnisprotokolle mehr auftauchen werden, weiß ein Lied davon zu singen. Mit ihm (…) habe ich in Neubrandenburg lange philosophiert. Er sprach da mit den Worten eines reifen Mannes von neuen Wegen, die es endlich einzuschlagen gilt, kritisierte mit seinen Erfahrungen den Kleingeist, die Engstirnigkeit, die Lethargie, die sich vielerorts noch eingenistet haben, sprach ohne Augenkleisterei vom schweren Weg, den die DDR-Leichtathletik in den kommenden Jahren gehen wird, forderte größere Attraktivität der Leichtathletik, ‹sonst kannst du kein Talent mehr motivieren›. Udo Beyer – er steht hier für viele – hat Abschied genommen. So ein Schritt, das kann ich nachfühlen, fällt keinem leicht, weil man Liebgewordenes zurücklässt, bekannte Gesichter seltener sieht (…) Es geht einem schon unter die Haut, wenn der Tag X, auf den du dich lange hast vorbereitet, dann heran ist. (…) Sag beim Abschied leise Servus – das Wiener Liedl kommt mir in den Sinn. Dabei kann einem das Herz schwer werden. Servus!»[80]

Die Überschrift hieß «42 nahmen Abschied», im Kommentar sprach Kotterba aber nur von «41 Alten». Das war vielleicht die frechste und ulkigste Ankündigung einer Flucht. Denn Kotterba weilte am Erscheinungstag der Zeitschrift, am 11. August, in Malmö, schrieb dort einen «richtigen» Abschiedsbrief und flüchtete in die Bundesrepublik. Der 42. war er selbst, die Liste umfasste tatsächlich nur 41 Sportler.

Die Situation in Ungarn spitzte sich unterdessen erheblich zu. Es hielten sich mittlerweile weit über 200.000 Ostdeutsche dort auf, die meisten machten Urlaub, Tausende aber warteten auf neue Fluchtmöglichkeiten. Am 19. August fand an der ungarisch-österreichischen Grenze bei Sopron ein «paneuropäisches Picknick» statt, womit die Veranstalter die erfolgten und absehbaren Veränderungen in Europa feiern und symbolisch einen neuen Grenzübergang zwischen Ungarn und Österreich öffnen wollten. Sie verteilten Flugblätter auch in deutscher Sprache, hatten dabei aber gar nicht DDR-Menschen im Blick, sondern Österreicher. Nach Angaben der Organisatoren flohen an diesem Tag 800 bis 900 Ostdeutsche nach Österreich. László Magas, eine der Initiatoren, berichtete später: «Am nächsten Morgen führte mich mein erster Weg an den Schauplatz des Picknicks. An der Straße und auf dem gestrigen Parkplatz standen mindestens 20 Autos mit ostdeutschem Kennzeichen. Das krampfte mir das Herz zusammen, denn ich wusste, so ein Wartburg war oft das einzige Vermögen einer ostdeutschen Familie, und sie hatten bekanntlich mindestens zehn Jahre auf einen Wagen warten müssen. Nun ließen sie alles stehen und warfen sich trotzdem vor Glück weinend auf die Erde eines fremden Landes. So viel bedeutet die Hoffnung auf Freiheit! Daran lässt sich ermessen, was der Kommunismus in der östlichen Hälfte Europas angerichtet hatte.»[81]

Auch wenn am nächsten Tag die Grenze wieder geschlossen und militärisch bewacht wurde und man alle DDR-Bürger ins Landesinnere zurückschickte, hier war ein neuer Damm gebrochen. Die Nachrichten und Bilder davon gingen um die Welt. Wenige Tage später reisten die in der bundesdeutschen Botschaft in Budapest festsitzenden Menschen über Österreich mit Hilfe des Internationalen Roten Kreuzes aus. Der August markierte neue Höchstmarken in der Absetzbewegung: 21.000 Menschen gelang die Flucht, fast 13.000 durften offiziell aus der DDR ausreisen.

Die zahlreichen Flüchtlingslager in Ungarn betreuten ungarische Oppositionelle, das Rote Kreuz und vor allem die Bundesregierung und bundesdeutsche Vereine. Die Situation spitzte sich von Tag zu Tag zu, die ungarische Regierung entschloss sich zu handeln. Am 25. August reisten Ministerpräsident Miklos Németh und Außenminister Gyula Horn nach Bonn und eröffneten Kanzler Kohl und Außenminister Genscher, dass sie aus humanitären Gründen die Grenzen öffnen und den DDR-Bürgern die Ausreise erlauben würden. Kohl zeigte sich begeistert und versprach im Gegenzug für die wirtschaftlichen Nachteile, die aus dieser Aktion im Handel mit der DDR zu erwarten seien, großzügige finanzielle Hilfen sowie Unterstützung beim angestrebten EG-Beitritt Ungarns. Wenige Tage später hob Österreich für DDR-Bürger zeitweilig die Visumspflicht auf, um deren Durchreise unbürokratisch abzuwickeln. Am 31. August traf Horn in Ost-Berlin mit DDR-Außenminister Fischer zusammen und erklärte, ab 11. September öffne Ungarn seine Grenzen für DDR-Bürger, sollte die DDR bis dahin ihre Menschen nicht durch eine öffentliche Ausreisezusicherung in die DDR zurückgeholt haben. Das SED-Politbüro wies den Vorschlag zurück.

Um 0 Uhr wurden die Westgrenzen Ungarns geöffnet. Innerhalb der ersten drei Tage flüchteten 15.000 DDR-Bürger, bis zum Ende des Monats schwoll die Zahl auf 34.000 an. Die SED gestattete zudem 12.000 offiziell die Ausreise. Innerhalb von zwei Monaten waren über 80.000 Menschen geflüchtet. Mittlerweile musste auch die Botschaft in Warschau wegen Überfüllung geschlossen werden. Die Kampfgenossen in der ČSSR, die selbst um ihr politisches Überleben kämpften, versuchten ihren ostdeutschen Freunden durch eine verschärfte Bewachung der grünen Grenze nach Ungarn zur Seite zu springen. Reisen von DDR-Menschen nach Ungarn genehmigten die DDR-Behörden nicht mehr. Das war der Hauptgrund dafür, dass ab dem 24. September die bundesdeutsche Botschaft in Prag zum Sammelpunkt von DDR-Flüchtlingen wurde. Drei Tage später hielten sich dort bereits über 900 Menschen auf. Die Zustände verschärften sich täglich, es drohten Epidemien, die Unruhe wuchs wegen einer ungewissen Zukunft. Die Regierung der ČSSR erklärte am 27. September, es würde keine ungarische Lösung geben.

In der DDR entfachte die SED-Führung seit Ende August eine neue Hetzkampagne gegen die Bundesrepublik und die Flüchtenden. Es war von professionellen Menschhändlerbanden die Rede, die Bundesregierung würde das alles initiieren und die Westmedien würden psychologische Kriegsführung betreiben, um eine Massenpsychose in der DDR auszulösen. Das MfS stellte erstaunt fest, dass die Masse der Flüchtenden gut ausgebildete junge Leute unter 40 Jahren waren. Bedrohlich erschien, dass nur ein ganz geringer Prozentanteil der Flüchtenden zuvor Ausreiseabsichten geäußert hatte und als politische Kritiker des Systems aufgefallen waren. Es rannte das «normale Volk» davon.

Vor allem die «Junge Welt» entfachte in Zusammenarbeit mit der SED-Spitze und dem MfS eine Kampagne. Am 30. August brachte sie ein großes Interview mit einem jungen Maschinisten, der im Juli 1988 in Ungarn beim Fluchtversuch festgenommen, im September in der DDR zu 16 Monaten Haft und Anfang Dezember 1988 in die Bundesrepublik entlassen worden war. Er berichtete, wie kalt die bundesdeutsche Gesellschaft sei und dass er wie ganz viele andere «Ehemalige» in die DDR zurückwolle. Er durfte dann auch zurück und fühlte sich einfach nur «irre» vor Glück.[82] Tage zuvor berichtete Michael Ortmann, wie bundesdeutsche Medienvertreter ganze DDR-Familien an den Zaun «karren», um «die beste Horror-Fluchtgeschichte exklusiv zu ergattern».[83] Günter Herlt erklärte, es gebe «keine objektiven Gründe, die diese Leute weggetrieben haben könnten.»[84] Hans-Dieter Schütt fehlte auch nicht: «abgeworben oder irregeführt» seien die Flüchtlinge. Sie fliehen in eine menschliche Wüste. «Das Kapital hat zum Generalangriff gegen den Sozialismus geblasen.» Der Sozialismus solle nicht wegen seiner Nachteile, «sondern wegen seiner unantastbaren Vorzüge» ausgetilgt werden. Immerhin räumte Schütt ein, es mache traurig, dass so viele junge Menschen «den Belastungen des Klassenkampfes nicht gewachsen sind», aber «es macht auch zornig». Schütt beteuerte, «wir brauchen jeden», er müsse nur bereit sein, an der großen Sache mitzuwirken.[85] Am 21. September 1989 meldete sich Klaus Höpcke zu Wort. Bis heute deuten viele diesen Beitrag als ersten Versuch, die inneren Probleme anzusprechen. In einem einzigen Absatz des mehr als eine Zeitungsseite umfassenden Beitrages sprach er sich dafür aus, in Staat und Gesellschaft eine offene Aussprache zu führen. «Überall bedürfen wir des Gesprächs über Tatsachen und deren Deutung, bedürfen wir des Offenseins für Vorschläge zur Lösung der aufgeworfenen Probleme.» Er lieferte gleich einige Beispiele, wie das aussehen könnte, mit. «16.000» seien abgehauen, log er, da müsse man schon die 16 Millionen im Auge behalten, «die für unsere Entwicklung sind auf der Grundlage und in der weiteren Ausgestaltung sozialistischer Gesellschaftsverhältnisse.» Der Ruf nach Reformen aus der Bundesrepublik ziele auf Restauration in der DDR oder habe jemand Italien zu Reformen aufgefordert, obwohl mehr als eine halbe Million Italiener in der Bundesrepublik lebten?[86] Wie die Ständige Vertretung in Ost-Berlin darauf kam, in Höpcke und der «Jungen Welt» «Fürsprecher gewandelten Denkens der DDR» zu erkennen, so in einer Depesche am 22. September, bleibt wohl ein ewiges Rätsel.[87]

Andere alte Bekannte meldeten sich auch zu Wort. Günter Kertzscher erklärte einmal mehr, warum die DDR die beste der Welt sei. «Pluralismus», meinte er etwas anders, als man denken könnte: «Daraus wird hierzulande nichts!»[88] Und Heinz Kamnitzer fehlte auch nicht. Er adaptierte die berühmte Rede von Ernst Reuter und schrieb: «Ihr Völker der Welt, schaut auf diesen Staat.»[89] Dann folgte eine Philippika gegen die Bundesrepublik, die einen Ton anschlug, der an die fünfziger Jahre erinnerte. «Da hat man die Gönner und Diener des Dritten Reiches ungeschoren gelassen, bis ihre Nachgeburten so ausgewachsen sind, dass uns Angst und Schrecken befällt.» Dort könne «man Auschwitz eine Lüge und Adolf I. einen Nationalhelden nennen». Die Bundesrepublik beharre auf den Grenzen von 1937, brülle immer noch staatsoffiziell «Deutschland, Deutschland über alles» und habe Kurs auf die Vorherrschaft in Europa genommen: «Ihr Franzosen und Engländer, ihr Holländer und Schweden, ihr Polen und Ungarn, ihr Deutsche überall: was ist das für ein Staat? Ihr kennt ihn nicht? Ihr werdet ihn kennenlernen!»[90]

Am 21. September veröffentlichte das «Neue Deutschland» das berühmteste «Interview» aus jenen Tagen. Der Mitropa-Koch Helmut Ferworn, SED-Mitglied und Vater von drei Kindern aus Ost-Berlin, sei in Budapest zu einem Stadtbummel eingeladen worden. «Man» führte ihn in die Altbauwohnung einer deutschsprechenden Ungarin. Dort habe er eine Menthol-Zigarette bekommen, nach wenigen Minuten fielen ihm die Augen zu und schwanden ihm die Sinne. Aufgewacht sei er benebelt in einem Reisebus, neben ihm saß sein «Fremdenführer» und erklärte, «wir» seien auf dem Weg in die Freiheit.[91] Die Menschen konnten über so viel Unsinn und Blödsinnigkeit nur noch lachen. Wozu könne eine Regierung fähig sein, fragten sich viele, die ein ganzes Volk für so dumm halte, so etwas glauben zu sollen? Dieses Interview erschütterte vor allem die SED selbst.

Den Koch Helmut Ferworn gab es wirklich. Er floh auch tatsächlich. Als er in Wien ankam, bereute er seine Entscheidung und meldete sich in der DDR-Botschaft. Als Wiedergutmachungsleistung erfanden SED, MfS und er eine Story, die unbeabsichtigt zur Delegitimierung des Systems auch innerhalb parteitreuer Kader beitrug.[92] Am 3. November entschuldigte sich das «Neue Deutschland» für diese Lüge. Am 4. Januar 1990 legte Ferworn im DDR-Fernsehen die Lüge offen, behauptete aber, dass SED-Zentralorgan habe nichts von der Lüge gewusst.


Die Revolution gegen das Regime beginnt

Zwar waren seit Anfang 1988 vereinzelt Überlegungen angestellt worden, die Opposition neu zu formieren und neue, landesweite Strukturen zu schaffen, aber Erfolge blieben aus. Es existierten in Ost-Berlin nicht nur Rivalitäten zwischen einzelnen Köpfen der Gruppen und es gab nicht nur regionale Spannungen, insbesondere zwischen Ost-Berlin und den übrigen Bezirken, hinzu kamen politische Differenzen und unterschiedliche Vorstellungen über das weitere Vorgehen. Bislang sind diese Differenzen in der Literatur immer als hinderlich für die Formierung einer einheitlichen, starken Oppositionsbewegung bezeichnet worden. Hier wird nun nachfolgend die Antithese vertreten: gerade weil es diese Spannungen und politischen Differenzen gab, konnte die Opposition Bürgerbewegungen formieren, die neben den außenpolitischen Entwicklungen, der bundesdeutschen Regierungspolitik, der tiefen innenpolitischen Krise und der kaum zu überschätzenden Fluchtbewegung zum wichtigsten revolutionären Faktor wurden und zur Beseitigung des Regimes führte.

Bis zum Frühsommer 1989 agierte die Opposition in gewohnten Bahnen. Während die einen sich auf öffentliche Aktionen konzentrierten, dachten andere über neue Strukturen nach, schrieben Offene Briefe und versuchten, Gegenöffentlichkeiten herzustellen. Beides lässt sich nicht statisch voneinander trennen, aber doch idealtypisch. Die «Initiative Frieden und Menschenrechte» versuchte mit einem Aufruf vom 11. März 1989 eine landesweite Vernetzung zu erzielen. Der Aufruf gab das Selbstverständnis der Gruppe wieder, das auf strikte Einhaltung der Menschenrechte, Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit und die Trennung von Partei, Staat und Gesellschaft abzielte.[93] Dieser Öffnungsversuch blieb relativ erfolglos. Es bildeten sich zwar nachfolgend in mehreren Städten IFM-Gruppen. Diese blieben aber personell schwach. Die Initiative hatten ihren Zenit nach den MfS-Aktionen gegen sie überschritten. Sie blieb zu stark an ihren bisherigen Struktur- und Arbeitsformen gebunden und auf wenige Personen beschränkt. Ihre programmatischen Aussagen waren politisch zu eindeutig, ließen für sozialistische Ideen kaum noch Platz und konnten so nicht integrativ wirken, weil dies nicht nur viele Oppositionelle, sondern auch viele potentielle SED-Kritiker, die bewusst in der DDR blieben, überforderte. Die «Initiative Frieden und Menschenrechte» nahm eine historische Vorreiterrolle ein, ohne zur Schrittmacherin zu werden.

In Leipzig riss die Kette spektakulärer öffentlicher Aktionen nicht ab. Ein Vorgeschmack auf den Herbst bildete der 2. Pleißepilgerweg am 4. Juni und ein Straßenmusikfestival am 10. Juni. An beiden Tagen kam es zu Übergriffen von Sicherheitskräften. In beiden Fällen solidarisierten sich spontan Passanten und Schaulustige mit den Oppositionellen. Damit wurde klar, dass das aktive Protestpotential in der Bevölkerung zunahm. Zugleich zeigte sich, dass die Opposition nun stärker aus den Kirchen – viele sprachen übertrieben, aber selbstkritisch vom «Ghetto» – heraus trat. Es kamen immer wieder einzelne Initiativen zur Sprache, die sich neu gründen würden. Die einen hielten an einer Dachorganisation fest, andere vertraten die Auffassung, viele Initiativen seien besser und würden die pluralistische Dimension von Opposition besser abbilden. Stephan Bickhardt formulierte Anfang Juni einen sich immer stärker anbahnenden Konsens: die Opposition müsse näher an die Bevölkerung rücken.[94] Einen ersten Versuch startete Michael Arnold in Leipzig. Anfang Juni 1989 verschickte er an ausgesuchte Personen den Aufruf «Demokratische Initiative – Initiative zur demokratischen Erneuerung der Gesellschaft». Im Zentrum standen die Ziele, Demokratisierung und Rechtsstaatlichkeit zu befördern, Gegenöffentlichkeiten herzustellen und ein Oppositionsarchiv zu gründen.[95] Die Initiative sollte eine «Bewegung» anstoßen, die allerdings weder klare Strukturen noch Sprecher und auch keine festen Mitgliedschaften vorsah.

Im Juni und Juli gab es in Ost-Berlin und Leipzig mehrere unterschiedliche Gruppentreffen, die ergebnislos verliefen, aber letztlich immer wieder zwei Dinge zur Sprache brachten: die Opposition benötige neue Strukturen und diese müssten von vornherein unabhängig von den Kirchen sein. Der Historiker Karlheinz Blaschke, der nicht zu den Gruppen zählte, aber als «letzter bürgerlicher Historiker» in der DDR internationales Ansehen genoss, sagte am 8. Juli während des Leipziger Kirchentages, angesichts der offen ausgebrochenen Gesellschaftskrise gelte es nun auch, Partner für Veränderungen im Partei- und Staatsapparat zu finden.[96] Diese Strategie verfolgten bislang nur einzelne Oppositionelle. Im Sommer 1989 ist das in vielen Gruppen diskutiert worden, weil die Einsicht gewachsen war, wie Bärbel Bohley etwa auf einem Kolloquium der Theologische Studienabteilung Mitte Juni 1989 meinte, dass die Basis der Opposition quantitativ erweitert werden müsse.[97]

In Königswalde gab es seit Anfang der siebziger Jahre mit dem regelmäßig tagenden Christlichen Friedensseminar eine der ältesten Einrichtungen, in der sich Oppositionelle und kirchliche Mitarbeiter trafen und diskutierten. Friedrich Schorlemmer hat im Juni 1989 hier gefordert, eine legale Opposition wie in Polen und Ungarn zu schaffen, die offiziell gewählt werden könne. Hansjörg Weigel, der Kopf des Friedensseminars, meinte im Juli 1989, in der DDR müsse eine oppositionelle politische Partei gegründet werden. Auch wenn in Rechnung zu stellen ist, dass Weigel von den Debatten anderswo natürlich wusste, so zeigt doch dieses Beispiel, dass eine Neukonstituierung der Opposition im ganzen Land angestrebt wurde. Weigel sah als dringlichste Punkte: Einführung eines demokratischen Mehrparteiensystems, eines demokratischen Wahlsystems, Reprivatisierung von Betrieben mit bis zu 1000 Beschäftigten, Entideologisierung des Bildungswesens, Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit. Außerdem war von einem basisdemokratischen Modell die Rede, ohne dass hier wie später anderswo deutlich wurde, in welchem Verhältnis dieses zum Mehrparteiensystem stünde. Basisdemokratie war eines der großen Worte des Jahres 1989. Es beinhaltete eine scharfe Absage an das SED-System, implizit aber auch an Parteien und die parlamentarische Demokratie. Dieser merkwürdige Widerspruch blieb weithin undiskutiert. Dass auch Weigel zu diesem Zeitpunkt von einem längeren Prozess ausging, zeigt, dass er mit einem konkreten Antrag auf Legalisierung noch bis zum Frühsommer 1990 warten wollte.[98] Solche Zeitvorstellungen hatten auch die Gruppen in anderen Orten. Niemand – weder im Osten noch im Westen – rechnete zu diesem Zeitpunkt damit, dass sich Veränderungen in der DDR schnell oder gar in den nächsten Wochen einstellen würden. Allerdings ist im Frühsommer an mehreren Orten unabhängig voneinander mehrfach angeregt worden, etwa von Marianne Birthler, Werner Fischer oder Markus Meckel, über Vorschläge für die künftige Installierung eines «Runden Tisches» nach polnischem Vorbild nachzudenken. Anfang Juli zirkulierte ein Papier von Mehlhorn, Fischbeck, Bickhardt, Lampe, Ullmann, Weiß, Böttger u.a., in dem sie dazu aufriefen, «autorisierte Gesprächsrunden», sprich «Runde Tische», vorzubereiten.[99]

Blieben die Überlegungen alle noch relativ unausgegoren und profillos, so erhielt die Bildung neuer Oppositionsstrukturen Mitte Juli einen erheblichen Schub, der vor dem Hintergrund der Gesellschaftskrise völlig neue dynamische Prozesse entfachte. Nachdem Martin Gutzeit und Markus Meckel ihr Vereinsprojekt als politisch zu indifferent nicht weiter verfolgten, schlug Anfang 1989 Gutzeit seinem Freund Meckel vor, eine Sozialdemokratische Partei zu gründen. Nach kurzer Bedenkzeit stimmte Meckel zu. In den folgenden Monaten berichtete dieser bei verschiedenen Anlässen von der Idee. Er stieß dabei auf Interesse und Ablehnung gleichermaßen. Das Interesse bezog sich auf neue Organisationsformen, die Ablehnung auf eine Oppositionspartei, zumal eine sozialdemokratische. Die meisten Oppositionellen favorisierten Gesellschaftsmodelle, die sich als Mischformen verschiedener anderer darstellten und so immer nebulös blieben. Noch stärker für eine Ablehnung wog der Umstand, dass mit der Neugründung einer SPD in der DDR schon programmatisch und offen der SED ihr Machtanspruch streitig gemacht würde. Mit einer SPD gäbe es keine Verhandlungen über Reförmchen oder einzelne Zugeständnisse, es ginge dann nur um eine völlige Abschaffung des SED-Systems. Schließlich kam hinzu, dass die Wiederbegründung einer SPD die Legitimität der SED als Partei selbst in Frage stellte, weil ihre Wurzeln in der Zwangsvereinigung von KPD und SPD von 1946 lagen. Alles andere als eine sofortige Verhaftung und Verurteilung der Initiatoren könnte dabei nicht herauskommen, meinten viele.

Gutzeit und Meckel ließen sich nicht beirren. Mit Datum vom 24. Juli schrieben sie einen «Aufruf zur Bildung einer Initiativgruppe mit dem Ziel, eine sozialdemokratische Partei in der DDR ins Leben zu rufen».[100]«Die Zeit drängt», sagten sie, das «lähmende Ohnmachtsgefühl» und die «Strukturen organisierter Verantwortungslosigkeit» müssten überwunden werden. «Wir leben von der Substanz» und «verlieren mehr und mehr den Reichtum unseres geschichtlichen Erbes und damit unserer Identität». Notwendig sei, den «absoluten Wahrheits- und Machtanspruch» der SED zu beseitigen. Ziel müsse es sein, eine politische Alternative für das Land zu entwickeln, eine «ökologisch orientierte soziale Demokratie». Entscheidend seien Demokratie und soziale Gerechtigkeit. Für eine Demokratie seien neue «Vereine, Bürgerinitiativen, demokratische Bewegungen, Parteien, Gewerkschaften etc.» unabdingbar, außerdem Rechtsstaat, strikte Gewaltenteilung, parlamentarische Demokratie, Sozialstaat, relative Selbständigkeit der Länder, Kreise, Städte und Kommunen, soziale Marktwirtschaft, betriebliche Mitbestimmung, freie Gewerkschaften, Streikrecht und der Katalog der allgemeinen Menschenrechte. Außenpolitisch warb das Papier u.a. für die Anerkennung der «Zweistaatlichkeit Deutschlands», für besondere Beziehungen zur Bundesrepublik, für Entmilitarisierung der DDR, für eine gesamteuropäische Friedensordnung. Meckel und Gutzeit traten seit Mitte der achtziger Jahre für die Anerkennung der DDR-Staatsbürgerschaft durch die Bundesrepublik ein. Allerdings aus einem ganz anderen Grund als die SED oder politische Kräfte im Westen. «Wir sind also der Überzeugung: Die Nichtanerkennung der Staatsbürgerschaft der DDR stützt faktisch die Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte in unserem Land.»[101] Sie glaubten, dass viele DDR-Menschen auch deshalb in politischer Passivität lebten, weil sie keine Möglichkeiten zu Herausbildung einer Identität als Staatsbürger hätten und im Zweifelsfall lieber in die Bundesrepublik flüchteten statt in ihrer Heimatregion für politische Veränderungen einzutreten.

Auch wenn das Papier zunächst nur in wenigen Exemplaren kursierte, so ist es vor allem durch Meckel auf mehreren Veranstaltungen bekannt gemacht worden. Die erste Agenturmeldung kam am 28. August von dpa heraus – Meckel und Gutzeit wollten erst ein paar Tage später an die Öffentlichkeit gehen, Werner Fischer lancierte die Meldung gegen ihren Willen. «Im nachhinein können wir ihm dafür dankbar sein.»[102] Noch hatten die beiden nur wenige Mitstreiter gefunden, Pfarrer Arndt Noack (Greifswald), ein Studienkollege, Pfarrer Helmut Becker (Halle) und Manfred Böhme, der im Auftrag des MfS versuchen sollte, die Opposition zu lähmen und zu zersplittern. Disziplinierungsversuche durch staatliche Stellen schlugen bei Meckel, Gutzeit und Noack ebenso fehl wie mäßigende Gespräche ihrer dienstlichen Vorgesetzten. Gutzeit erklärte im Konsistorium gegenüber Propst Furian, er handle als Bürger, nicht als Pfarrer. Sollte er verhaftet werden, so solle die Kirche sich nicht anders verhalten als in jedem anderen Verhaftungsfall politischer Oppositioneller. Im Übrigen gingen Meckel und Gutzeit davon aus, dass es zu keiner Festnahme käme. Nach den Erfahrungen von 1987/88 könnte, so ihre Einschätzung, dem Staat kaum daran gelegen sein, neue Märtyrer zu schaffen. Nicht nur die weitere Entwicklung gab ihnen Recht, auch in den Archiven findet sich diese Einschätzung bestätigt. Von Mahnwachen hatten SED und MfS die Nase gründlich voll.

Die für flotte Titel bekannte «taz» schrieb am 15. August 1989: «Die DDR-Opposition geht an den Start». Sie hatte Recht. Stephan Bickhardt, der gerade in West-Berlin war, sorgte für die Hintergrundinformationen und auch für den Titel. Der zeigte aber auch an, dass die Opposition den Entwicklungen praktisch ebenso hinterhereilte wie alle anderen politischen Handlungsträger im In- und Ausland. Der Flüchtlingsstrom rollte und die politische Opposition war noch mit «Sammlung» beschäftigt. Reinhard Schult meinte etwas überzogen selbstkritisch: «Die Opposition in der DDR ist heute programmatisch genauso blass wie die Partei.»[103] Überzogen daran war der etwas anmaßende Vergleich: ein paar Tausend gegen über zwei Millionen, hier praktisch keine effizienten Arbeitsmöglichkeiten – dort ein riesiger Apparat mit allen denkbaren Möglichkeiten. Letztlich kam der Opposition zugute, dass sie zwar den Entwicklungen nachrannte wie alle anderen, ihrer selbstgestellten Aufgabe aber dies weniger zum Nachteil gereichte als Regierungsvertretern. Denn in dieser historischen Situation kam es zunächst darauf an, deutlich «Nein» zu sagen, bis hierher und nicht weiter, während von der Regierung klare politische Handlungskonzepte erwartet werden mussten, die diese nicht zu bieten hatte.

Den Anlass für die taz-Meldung bildete eine Veranstaltung mit mehreren hundert Zuhörern am 13. August in der Treptower Bekenntnis-Gemeinde. Eingeladen war die Gruppe «Absage an Praxis und Prinzip der Abgrenzung» um Bickhardt, Mehlhorn, Lampe und Fischbeck. Sie hatte sich in den Monaten zuvor vergrößert und begonnen, Arbeitsstrukturen aufzubauen. Zur Gruppe gehörten im Sommer 1989 u.a. Martin Böttger, Ulrike Poppe, Dorothea Höck, Martin König, Wolfgang Ullmann und Konrad Weiß. Am Jahrestag des Mauerbaus ergriffen für die Gruppe Michael Bartoszek, Hans-Jürgen Fischbeck und Gerhard Weigt das Wort. Fischbeck und Weigt begründeten mit Blick auf die innenpolitische Krise, den Flüchtlingsstrom und den Veränderungen im Ostblock, dass es an der Zeit sei, «eine oppositionelle Sammlungsbewegung zur demokratischen Erneuerung ins Leben zu rufen».[104] Das MfS hielt fest, der Gruppe gehe es um «die DDR als absolute Diktatur» und um «Mittel zur Bekämpfung der Diktatur».[105]

Wenig später erfuhr das MfS auch von Plänen einer Gruppe um Bärbel Bohley, Katja Havemann und Rolf Henrich, ein «Demokratisches Forum» zu gründen.[106] Bohley äußerte sich Anfang August noch pessimistisch zur Möglichkeit von Reformen.[107] Den Plänen für eine SPD stand sie reserviert gegenüber, weil sie spätestens seit ihrer erzwungenen Ausreise Anfang 1988 Distanz zur Kirche hielt und mit Pfarrern nicht mehr zusammenarbeiten wollte. Zur «Initiative Frieden und Menschenrechte» ging sie auch zunehmend auf Distanz, im September erklärte sie sich nicht mehr dazugehörig. Etwa seit dem Frühjahr 1989 sprach sie mit Havemann und Henrich konkret über neue Organisationsformen der Opposition. Drei Punkte schienen besonders wichtig: erstens sollte es eine Sammlungsbewegung sein, die offen und plural sei, so dass sich möglichst viele Menschen mit ganz unterschiedlichen politischen Reformvorstellungen ihr anschließen und mit ihr identifizieren könnten. Zweitens sollte es keine Partei sein, sondern eine Vereinigung, die von Anfang an Legalität anstrebt. Drittens war nicht an radikale Umwälzungen gedacht, sondern an Reformen im bestehenden System. Insofern verfolgten die Initiatoren ein pragmatisches Reformprojekt, das jeder Realpolitiker im Westen so ähnlich formuliert hätte. Zum 9. September luden die drei knapp 30 Mistreiter auf das Grundstück von Katja Havemann nach Grünheide bei Berlin ein.

Unterdessen fingen nach der Sommerpause am 4. September die Montagsgebete in der Leipziger Nikolaikirche wieder an. Etwa 1000 Menschen nahmen daran teil, 800 versuchten anschließend zu demonstrieren. Auf Transparenten, die Leipziger Oppositionelle trugen, hieß es «Für ein offenes Land mit freien Menschen», «Versammlungsfreiheit – Vereinigungsfreiheit» und «Reisefreiheit statt Massenflucht». MfS-Kräfte entrissen sie ihnen sehr schnell. Eine Demonstration von einigen Hundert Ausreisewilligen zum nahegelegenen Hauptbahnhof störten sie nicht. Dort löste sich alles friedlich auf. Wegen der Leipziger Messe weilten viele Journalisten in der Stadt, an der Nikolaikirche fanden sich über vierzig aus westlichen Staaten und drei aus Ungarn ein. Jens Walther erklärte in der «Junge Welt», warum seine Zeitung darüber nicht berichtete: «Weil diejenigen, die sich dann im Anschluss an einen Gottesdienst (!) zusammenrotteten, uns, die Junge Welt, nicht informiert hatten, dass sie in Leipzig eine staatsfeindliche Aktion gegen die DDR anzetteln wollen.» Der Mann hatte Humor. Die Sicherheitskräfte handelten entschlossen, wofür ihnen der Jungkommunist ein «Danke, Genossen, für eure Wachsamkeit» zurief.[108]

Am selben Tag trafen sich auch linke Oppositionelle um Thomas Klein und Bernd Gehrke, um eine eigene Gruppe zu bilden. Sie gaben zunächst nur eine Information über die «Böhlener Plattform» heraus, die etwa am 17. September 1989 bekannt wurde (Aushang in der Ostberliner Umweltbibliothek).[109] Die Initiatoren blieben namentlich ungenannt. Ziel war es, eine «Vereinigte Linke» zu bilden, um einerseits sozialistische Produktions- und Machtverhältnisse in der DDR zu bewahren und um andererseits, was sie öffentlich nicht aussprachen, eine Gegenkraft zu den anderen in Vorbereitung befindlichen Gruppierungen darzustellen. Zwar blieben die Initiatoren ungenannt, doch sprach sich schnell herum, dass das Treffen nicht in Böhlen stattfand, sondern konspirativ in der Nähe Ost-Berlins. Auch wenn die Ideen sich außerhalb intellektueller Kreise kaum als kommunizierbar erwiesen, trug auch diese Plattform zur gesellschaftlichen Debatte bei. Die «Vereinigte Linke» war die einzige Neugründung, die ausdrücklich und alternativlos sozialistische, kommunistische und rätedemokratische Ideen vertrat.

Am 7. September fand bereits die vierte Protestdemonstration gegen die Wahlfälschung in Ost-Berlin statt. Abermals waren Tausende Sicherheitskräfte im Einsatz. Sie führten 59 Personen zu, viel mehr beteiligten sich nicht. Das MfS hatte zuvor Beschäftigten der an den Alexanderplatz grenzenden Geschäfte und Cafés mitgeteilt, man würde einen Film drehen, um so unliebsame Solidarisierungen zu verhindern. Tatsächlich existiert ein Film – allerdings aufgenommen von den zahlreichen Überwachungskameras.[110]

Am Wochenende vom 9. und 10. September kam es zu dem Treffen in Grünheide. Neben Bohley, Havemann und Henrich kamen auf Einladung u.a. der Student Michael Arnold aus Leipzig, der Physiker Martin Böttger aus Cainsdorf, die Ärztin Dr. Erika Drees aus Stendal, die Bibliothekarin Katrin und der Geologe Dr. Frank Eigenfeld aus Halle, der Fotolaborant Olaf Freund aus Dresden, der Pfarrer Alfred Hempel aus Großschönau, der Bauingenieur Martin Klähn aus Schwerin, der Physiker Dr. Reinhard Meinel aus Potsdam, der Drechsler Otmar Nickel aus Dresden, die Ärztin Dr. Christine und der Physiker Sebastian Pflugbeil aus Ost-Berlin, die Ärztin Dr. Eva und der Arzt und Molekularbiologe Prof. Dr. Jens Reich aus Ost-Berlin, der Pfarrer Hanno Schmidt aus Coswig, der Maurer Reinhard Schult aus Ost-Berlin, das Ärzteehepaar Dr. Eberhard und Jutta Seidel aus Ost-Berlin, der Physiker Dr. Rudolf Tschäpe aus Potsdam und der Pfarrer Hans-Jochen Tschiche aus Samswegen bei Magdeburg. Allgemein waren sie bis auf Havemann, Bohley und Henrich alle relativ unbekannt, überregional war außer den Genannten niemand in breiteren gesellschaftlichen Kreisen politisch ein Begriff. Alle engagierten sich, zum Teil seit vielen Jahren, in oppositionellen Gruppen und Zirkeln, aber diese Zusammensetzung war neu. Sie repräsentierten einen gesellschaftlichen Querschnitt und zugleich waren viele DDR-Regionen vertreten. Die Namensliste machte aufgrund der vielen Akademiker einen grundsoliden Eindruck. Auch dass nur drei Theologen darunter waren, bildete einen Vorteil.

Am Sonntagabend veröffentlichte die Gruppe den Aufruf «Aufbruch 89 – Neues Forum». Zu dem Treffen hatten Reich und Henrich jeweils Entwürfe mitgebracht, die die Grundlage des dann vereinbarten Textes darstellten. Tschiche glaubt sich zu erinnern, er habe den Namen «Neues Forum» vorgeschlagen. Schon der erste Satz saß: «In unserem Land ist die Kommunikation zwischen Staat und Gesellschaft offensichtlich gestört.»[111] Denn der Ton deutete an: hier melden sich keine Radikalen oder verbissenen Antikommunisten zu Wort, sondern ehrlich besorgte Bürger und Bürgerinnen, denen es offenbar nicht vordergründig um generelle Schuldzuweisungen, sondern um Krisenüberwindung geht. Weiter heißt es dann u.a.: «Die gestörte Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft lähmt die schöpferischen Potenzen unserer Gesellschaft und behindert die Lösung der anstehenden lokalen und globalen Aufgaben. (…) In Staat und Wirtschaft funktioniert der Interessenausgleich zwischen den Gruppen und Schichten nur mangelhaft. (…) Im privaten Kreis sagt jeder leichthin, wie seine Diagnose lautet und nennt die ihm wichtigsten Maßnahmen. Aber die Wünsche und Bestrebungen sind sehr verschieden und werden nicht rational gegeneinander gewichtet und auf Durchführbarkeit untersucht. Auf der einen Seite wünschen wir uns eine Erweiterung des Warenangebots und bessere Versorgung, andererseits sehen wir deren soziale und ökologische Kosten und plädieren für die Abkehr von ungehemmtem Wachstum. Wir wollen Spielraum für wirtschaftliche Initiative, aber keine Entartung in eine Ellenbogengesellschaft. Wir wollen das Bewährte erhalten und doch Platz für Erneuerung schaffen, um sparsamer und weniger naturfeindlich zu leben. Wir wollen geordnete Verhältnisse, aber keine Bevormundung. Wir wollen freie, selbstbewusste Menschen, die doch gemeinschaftsbewusst handeln. Wir wollen vor Gewalt geschützt sein und dabei nicht einen Staat von Bütteln und Spitzeln ertragen müssen. Faulpelze und Maulhelden sollen aus ihren Druckposten vertrieben werden, aber wir wollen dabei keine Nachteile für sozial Schwache und Wehrlose. Wir wollen ein wirksames Gesundheitswesen für jeden, aber niemand soll auf Kosten anderer krank feiern. Wir wollen an Export und Welthandel teilhaben, aber weder zum Schuldner und Diener der führenden Industriestaaten noch zum Ausbeuter und Gläubiger der wirtschaftlich schwachen Länder werden.»

Dieser Absatz sprach geschickt einen mehrheitsfähigen Zeitgeist an, zumal in einer Sprache, die klar und einsichtig auch SED-Funktionären nicht unvertraut sein konnte. Nirgendwo war von Sozialismus die Rede, weder von seinem Erhalt noch von seiner Abschaffung. Nur die Passage mit den «Bütteln und Spitzeln» verschreckte einige, sonst war der Ton bewusst so moderat gewählt, dass viele Menschen beim Lesen einfach nur zustimmen konnten. Die Unterzeichner schlugen nun vor, einen «demokratischen Dialog» zu beginnen, um «Wege aus der gegenwärtigen krisenhaften Situation» zu finden. Dafür werde das «Neue Forum» als «eine politische Plattform für die ganze DDR» gebildet. Die Initiatoren werden das «Neue Forum» offiziell als «Vereinigung» auf gesetzliche Grundlage stellen und anmelden. Auch wenn kein Unterzeichner daran glaubte, dass der Staat die Anmeldung akzeptieren würde, verdeutlichte dieses Vorgehen, dass es sich hier nicht um Staatsfeinde, sondern um Bürger handelte, die im Rahmen des Systems über Veränderungen nachdenken wollten. Auch dies war ein geschickter Schachzug zur gesellschaftlichen Mobilisierung. Der Aufruf endete mit den Sätzen: «Wir rufen alle Bürger und Bürgerinnen der DDR, die an einer Umgestaltung unserer Gesellschaft mitwirken wollen, auf, Mitglieder des NEUEN FORUM zu werden. Die Zeit ist reif.»

Die Kraft des Aufrufs lag in seiner Benennung von gesamtgesellschaftlichen Problemen, die jedem Menschen aus der eigenen Lebenswirklichkeit bekannt waren. Zugleich aber, und dies war ein weiterer Vorteil, blieb alles so unbestimmt, offen für jede gesellschaftspolitisch-demokratische Richtung, dass er eine große Sogwirkung entfalten konnte. Jeder sollte sich angesprochen fühlen. Der Dichter Uwe Kolbe hatte eine solche große Volksaussprache bereits im Juli – mit drastischeren Worten, aber ebenso unbestimmt – vorgeschlagen, was exemplarisch zeigt, dass die Idee eines «Neuen Forums» auf eine breite gesellschaftliche Resonanz rechnen konnte. Die Verfasser selbst hofften, einige weitere Mitstreiter zu finden. Ihr zweites Treffen vereinbarten sie für den 2. Dezember 1989.

Am nächsten Tag fand wieder ein Leipziger Montagsgebet statt. Es blieb zunächst im üblichen Rahmen mit 1000 Gebets- und bis zu 500 Demonstrationsteilnehmern. Knapp 100 Zuführungen erfolgten. Am 12. September strahlte das ARD-Politmagazin «Kontraste» einen Beitrag aus, der nicht unwesentlich zur Mobilisierung der Menschen beitrug. Die Filmaufnahmen machten heimlich Aram Radomski und Siegbert Schefke, Roland Jahn und Peter Wensierski sorgten dafür, dass ihn «Kontraste» ausstrahlen konnte. Unter dem Titel «Wie wir hier leben – Frust und Verfall in Leipzig» zeigten die Aufnahmen erbärmlich heruntergekommene Stadtviertel.[112] Die meisten hatten sich an diese Zustände gewöhnt. Als sie diese aber inmitten der Krise vorgeführt bekamen, waren fast alle geschockt. Erst bedauerte man die Leipziger. Dann aber kam bei vielen die Einsicht: «Leipzig ist überall». Der Zustand der Städte erwies sich als Abbild des Gesellschaftszustandes.

Am selben Tag brachte die Gruppe um Bickhardt, Fischbeck, Lampe und Mehlhorn den «Aufruf zur Einmischung in eigener Sache» heraus. Die Diagnose war ganz ähnlich wie beim «Neuen Forum», die Therapievorschläge etwas konkreter. Die zwölf Unterzeichner, darunter auch Ulrike Poppe, Konrad Weiß und Wolfgang Ullmann, gaben nicht nur ihre Adressen, sondern, soweit vorhanden, auch ihre Telefonnummern an. Sie riefen zur Bildung der «Bürgerbewegung ‹Demokratie Jetzt›» auf und luden im Januar oder Februar 1990 zu einem ersten «Vertretertreffen» ein. Der Name ergab sich nach längerer Debatte an diesem Tag spontan. Der die weiteren Ereignisse prägende Begriff «Bürgerbewegung» tauchte hier erstmals auf. Die beigefügten «Thesen für eine demokratische Umgestaltung in der DDR» ähnelten dem Aufruf zur SPD-Gründung, fielen allerdings weniger radikal aus und schienen mehr an Basisdemokratie statt parlamentarischer Demokratie orientiert zu sein. Drei Punkte unterschieden sich deutlich vom «Neuen Forum». Erstens kamen die Unterzeichner alle aus Ost-Berlin (10) bzw. dem brandenburgischen Umland (2). Zweitens war davon die Rede, «die sozialistische Revolution» weiterzuführen und zukunftsfähig zu machen. Das konnte irritieren, zumal die Thesen und der Aufruf diametral zur DDR-Wirklichkeit standen. Drittens schließlich luden die Unterzeichner «die Deutschen in der Bundesrepublik ein, auf eine Umgestaltung ihrer Gesellschaft hinzuwirken, die eine neue Einheit des deutschen Volkes in der Hausgemeinschaft der europäischen Völker ermöglichen könnte. Beide deutsche Staaten sollten um der Einheit willen aufeinander zu reformieren».[113] Das war damals eine durchaus weitverbreitete Haltung in einigen oppositionellen Kreisen, zielte aber an der Realität vorbei, denn der Massenstrom der Flüchtlinge zog gerade nicht gen Westen, um dort Reformen einzuklagen. Insofern klangen in solchen Vorstellungen bereits Illusionen über zukünftige Wege an, die theoretisch interessant, praktisch aber verfehlt erschienen.

Ab dem 12. September verbreiteten Gutzeit, Meckel, Noack und Böhme eine Kurzfassung ihres Aufrufes zur Bildung einer SPD. Erst am 18. September ist beschlossen worden, die künftige Partei «Sozialdemokratische Partei in der DDR» (SDP) zu nennen, um sich von der SPD in der Bundesrepublik zu unterscheiden. Die verhielt sich sehr zurückhaltend und bedeckt zur geplanten Neugründung in der DDR. Noch immer setzte sie auf die Gesprächskontakte zur SED-Führung. Schließlich kündigte am 14. September Edelbert Richter, vom Aufruf zum «Neuen Forum» überrascht, in Bonn, wo er gerade weilte, an, eine Gruppe kritischer Menschen plane für Anfang Oktober ein Treffen, um die Gruppe «Demokratischer Aufbruch» zu gründen.[114] Mitte August hatten sich u.a. Richter, Rainer Eppelmann, Friedrich Schorlemmer, Ehrhart Neubert, Rudi-Karl Pahnke und Wolfgang Schnur in Dresden getroffen, um die Gründung der Gruppe vorzubereiten. Einige votierten bereits zu dieser Zeit für eine Parteigründung, die Mehrheit war noch dagegen. Edelbert Richter erklärte in einem Interview, die Nähe zum «Neuen Forum» sei gegeben, man habe voneinander gewusst und würde demnächst über konkrete Formen der Zusammenarbeit beraten. Es müsse jetzt um die Demokratisierung von Staat und Gesellschaft sowie die strikte Trennung von Partei und Staat gehen. Auch der «Demokratische Aufbruch» rechnete in größeren Zeiträumen und sah als Ziel, mit eigenen Kandidaten bei den Volkskammerwahlen 1991 anzutreten.[115]

Mit diesen Aufrufen hatten sich innerhalb weniger Tage fünf neue, landesweite Oppositionsgruppen öffentlich gezeigt. In der Opposition ist diese Zersplitterung der Kräfte heftig diskutiert worden. Einige waren enttäuscht, nicht mit in die Vorbereitungen einbezogen worden zu sein. Andere fanden die Programme zu dürftig. Niemand, weder die Kritiker noch die Initiatoren, rechnete mit einem raschen Erfolg. Einige oppositionelle Kritiker meinten gar, es handle sich um Erfindungen für die Westmedien, um Nachrichten zu produzieren. Tatsächlich waren die Initiatoren auf die Westmedien angewiesen, verfügten sie doch selbst nicht über Zugänge zur gleichgeschalteten DDR-Medienlandschaft und nicht einmal über belastbare Kommunikationswege innerhalb der DDR. Die Aufrufe kursierten schnell im ganzen Land, sind bei Veranstaltungen in Kirchen verteilt worden und viele tippten sie mit Schreibmaschinen ab und vervielfältigten sie so. Ab Mitte des Monats begannen zudem mutige Menschen, die Aufrufe in betriebseigenen Kopiergeräten illegal und unter hohen Risiken zu vervielfältigen. Überall überwanden immer mehr Menschen ihre Angst und handelten.

Das MfS, das von diesen ganzen Gründungsvorgängen über seine IM informiert war, hatte sich verkalkuliert. Durch die starke Orientierung auf die «Initiative Frieden und Menschenrechte» als vermeintlich gefährlichste Gruppe, hatte es gehofft, die Opposition schwäche sich durch Zersplitterung entscheidend. Manfred Böhme (IM «Maximilian») schrieb am 15. September seinem Führungsoffizier: «Rechnung geht nicht auf, dass die Initiative sich auflöst oder auseinandergeht.»[116]

Der Zulauf hielt sich zunächst in Grenzen. Am 14. September hatten etwa 100 Menschen den Aufruf vom «Neuen Forum» unterschrieben. Auch wenn man bedenkt, dass das MfS eine Reihe von Briefen abfing, so blieb die Anzahl noch überschaubar. Ende September gab es maximal 3000 zustimmende Erklärungen bzw. Unterschriften, die anderen Gruppen mussten sich noch mit weitaus geringeren Zahlen begnügen.

Zwar schien die Opposition mit ihren verschiedenen Aufrufen eigentümlich zersplittert, wofür es Gründe gab, die in den Jahren zuvor lagen. Aber im September erschien dies – anders als oft interpretiert wird – als ein kaum zu überschätzender Vorteil. Gerade weil die meisten Oppositionellen namentlich bis auf wenige Ausnahmen wie Bohley oder Eppelmann in der Gesellschaft weithin unbekannt waren, trug dieses Gründungsfieber erheblich zur Mobilisierung der Gesellschaft bei. Denn die rasch aufeinander folgenden Nachrichten von immer neuen Aufrufen erweckten in der Öffentlichkeit den Anschein, dass an vielen Orten ganz unterschiedliche Personen nicht mehr schweigend der Krise zuschauen wollten und andere Handlungsoptionen als die Flucht wählten. Kaum ein Außenstehender wusste, dass die Initiatoren sich alle überwiegend lange und gut kannten. Nun gab es auf einmal eine neue Alternative, die nicht mehr Weggehen oder Hierbleiben, sondern nun auch Schweigen oder Einmischen hieß. Die hohe Informationsdichte in den Westmedien trug entscheidend dazu bei, dass die Aufrufe bekannt wurden und sich bald jeder befragen musste, wo er eigentlich selbst stünde. Das hatte zur Folge, dass ab Mitte September das Land von einer wochenlangen Flut von Aufrufen, Resolutionen, Offenen Briefen und bald auch immer wieder neuen Vereinsgründungen überzogen wurde. Mitte September begann «Zeit» in der DDR allmählich einen neuen Wert anzunehmen, was sich ab Mitte Oktober geradezu dramatisch verstärken sollte.

Ganz erheblich für die Entwicklung war eine Resolution vom 18. September, in der sich erstmals Männer und Frauen äußerten, die in der DDR bekannt und berühmt waren. Bärbel Bohley und Toni Krahl («City») organisierten eine geschlossene Veranstaltung in einem Ostberliner Klub, wo sich etwa 50 Künstler verschiedener Genres trafen, um über die innenpolitische Lage zu debattieren. Im Ergebnis entstand eine Erklärung, in der es hieß: «Wir, die Unterzeichner dieses Schreibens sind besorgt über den augenblicklichen Zustand unseres Landes, über den massenhaften Exodus vieler Altersgenossen, über die Sinnkrise dieser gesellschaftlichen Alternative und über die unerträgliche Ignoranz der Staats- und Parteiführung, die vorhandene Widersprüche bagatellisiert und an einem starren Kurs festhält. Es geht nicht um ‹Reformen, die den Sozialismus abschaffen›, sondern um Reformen, die ihn weiterhin in diesem Land möglich machen. (…) So haben wir den Aufruf des NEUEN FORUM zur Kenntnis genommen und finden in dem Text vieles, was wir selber denken, und noch mehr, was der Diskussion und des Austausches wert ist. (…) Dieses unser Land muss endlich lernen, mit andersdenkenden Minderheiten umzugehen, vor allem dann, wenn sie vielleicht gar keine Minderheiten sind. Das Anwachsen rechtsextremer und konservativ-nationaler Elemente auch bei uns, das Beliefern gesamtdeutscher Anschauungen ist ein Ergebnis fehlenden Reagierens auf angestaute Widersprüche und historisch unverarbeitete Tatsachen. (…) Wir fordern jetzt und hier sofort den öffentlichen Dialog mit allen Kräften. Wir fordern eine Öffnung der Medien für diese Probleme. Wir fordern Änderung der unaushaltbaren Zustände. Wir wollen uns den vorhandenen Widersprüchen stellen, weil nur durch ihre Lösung und nicht durch ihre Bagatellisierung ein Ausweg aus dieser Krise möglich sein wird. Feiges Abwarten liefert gesamtdeutschen Denkern Argumente und Voraussetzungen. Die Zeit ist reif. Wenn wir nichts unternehmen, arbeitet sie gegen uns!»[117]

Den Brief unterzeichneten u. a die Liedermacher Gerhard Schöne und Kurt Demmler, der Schlagersänger Frank Schöbel, Musiker der Bands City, Karat, Silly und Pankow, darunter auch die Sänger Herzberg, Krahl und Danz, die Jazzer Charly Eitner und Conny Bauer sowie die Jazzsängerin Angelika Weiz. Anders als eine Resolution von Schriftstellerinnen um Christa Wolf und Daniela Dahn vom 14. September hat die der «Rockmusiker» enorm zur Popularität des «Neuen Forums» und für die Öffnung zu gesellschaftskritischen Debatten beigetragen, weil ab 19. September zahlreiche Musiker und Bands bei ihren Konzerten die Resolution und den Aufruf des «Neuen Forums» verlasen und z.T. verteilten. SED und MfS versuchten zwar, die Musiker einzuschüchtern, sagten Konzerte ab, stellten auch schon mal den Strom ab – alles vergeblich, diese ließen sich ebenso wenig einschüchtern wie die Oppositionellen. Die scharfe Ablehnung der deutschen Einheit bildete auch eine Reaktion auf gesellschaftliche Strömungen in diese Richtung, die jetzt offen sichtbar geworden waren. Ab etwa 25. September begann eine Resolutions- und Aufrufflut in der DDR, die nicht einmal ansatzweise mehr überschaubar blieb, und die ab etwa 10. Oktober alle Regionen, gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen und Betriebe erfasste. «Neues Forum», «Demokratischer Aufbruch», «Demokratie Jetzt», SDP, «Vereinigte Linke» und die «Rockmusiker» als wichtigste Multiplikatoren gaben dafür den Anstoß.

Mitte September sprach sich auch der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR für klare Reformen aus. Parallel zu dem Resolutionsfieber eskalierte in Leipzig nach dem 11. September die staatliche Repression. Denn anders als bisher kamen nicht alle Verhafteten innerhalb von 24 Stunden frei, 19 erhielten förmliche Haftbefehle, blieben in staatlicher Gewalt und erhielten Haftstrafen.[118] Es sind außerdem Ordnungsstrafen in einer Gesamthöhe von über 60.000 Mark verhängt worden. Unter den Verurteilten befanden sich sowohl Ausreisewillige wie Oppositionelle, die «Wir bleiben hier» den Rufen «Wir wollen raus» entgegenhielten. In Leipzig konstituierte sich eine «Koordinierungsgruppe für Fürbittandachten», die in der Markusgemeinde ein Kontakttelefon unterhielt. Ab 14. September fanden in Leipziger Kirchen fast täglich Fürbittandachten für die Verhafteten sowie für gesellschaftliche Veränderungen statt.[119] Mit Flugblättern informierte die Gruppe, wer wann festgenommen worden war. Die Protokolle des Kontakttelefons belegen ein dichtes Informationsnetz innerhalb von Leipzig sowie mit der Kontakttelefongruppe in Ost-Berlin um Marianne Birthler, Reinhard Weißhuhn, Gerold Hildebrand und Werner Fischer, mit dem «Neuen Forum» in Ost-Berlin, mit Roland Jahn in West-Berlin, mit Rechtsanwalt Wolfgang Schnur sowie mit Gruppen und Personen in Karl-Marx-Stadt, Dresden, Zwickau, Großhennersdorf, Naumburg und vielen weiteren Städten im ganzen Land sowie mit westlichen Medienvertretern.[120] Diese Aktivitäten trugen nicht nur zur Informationsverbreitung bei, sondern auch zur Mobilisierung. Zugleich aber verstärkten die staatlichen Maßnahmen die Angst, die SED könnte zur «chinesischen Lösung» greifen.

Beim nächsten Montagsgebet verdoppelte sich fast die Anzahl der Teilnehmer auf etwa 1800. Nach dem Gebet, bei dem Pfarrer Führer über die Ereignisse vom Montag zuvor berichtete und um Solidarität mit den Verhafteten bat, sollten alle sofort nach Hause gehen und den Kirchenvorplatz verlassen. Der Platz war binnen weniger Minuten leer. Nach kurzer Zeit öffneten sich die aufmarschierten Polizeiketten und etwa 3000 Menschen strömten nun auf den Platz. Die Polizei nahm erneut 31 Personen fest, acht erhielten Strafbefehle, darunter drei Haftstrafen.

Am 19. September reichte das «Neue Forum» beim Innenministerium sowie in elf von 15 Bezirken einen Antrag auf Zulassung ein. Abends berichtete Bärbel Bohley darüber in der Ostberliner Gethsemanekirche bei einer Veranstaltung unter dem Motto «Brauchen wir eine Opposition?». Rainer Flügge stellte «Demokratie Jetzt» vor. Die Kirche war mit etwa 250 Teilnehmern schwach gefüllt. Während Bohley meinte, sie habe gar nicht so viele erwartet, berichtete der Ständige Vertreter der Bundesrepublik in der DDR, Franz Bertele, ans Bonner Bundeskanzleramt, die Veranstaltung machte einen amateurhaften, hilflosen Eindruck. Was hatte er eigentlich erwartet, eine Sitzung wie von Haushaltspolitikern in Bonn? Bertele war seit Januar 1989 Chef der Mission in Ost-Berlin. Die Arbeits- und Lebensbedingungen in der Zone schienen ihm noch nicht recht vertraut, denn etwas realitätsfern meldete er nach Bonn: «Selbst einfachste Organisationsformen waren nicht bedacht worden. So war z.B. der Gründungsaufruf vielen Besuchern nicht bekannt, war aber auch nicht in genügender Anzahl zur Verteilung vorhanden.» Das «Neue Forum» werde jedenfalls kaum zur Mobilisierung beitragen, «das über die Westmedien das Gefühl falscher Stärke bekomme.» Das MfS würde zudem dafür sorgen, «dass die Aufbruchsstimmung nicht zu einem tatsächlichen Aufbruch wird».[121] Zwei Tage später zeigte sich aufs Neue, dass die Ständige Vertretung ein leicht schiefes Bild von den DDR-Verhältnissen besaß: «Die oppositionellen Gruppen setzen sich zu allermeist aus Intellektuellen zusammen, die über wenig oder gar keine politische Erfahrung verfügen.»[122] Schon in der ersten Mitteilung hatte Bertele bemerkt, dass die Gruppen «weit entfernt (…) von effektiver Oppositionsarbeit» seien.[123] Hier zeigt sich nicht nur ein eklatantes Unwissen über die DDR-Verhältnisse. Zugleich offenbart sich, was in den nachfolgenden Monaten und Jahren zur manifesten Politik werden sollte. Denn nicht nur der Ständige Vertreter Bertele und seine engsten Mitarbeiter, sondern ein Großteil der Bonner Politiker gingen von Erfahrungen aus und mit Prämissen vor, die westlichen, zumal bundesdeutschen Verhältnissen adäquat waren, die aber die Realitäten und Prägungen in der DDR verzeichneten bzw. außer Acht ließen. Wie sollte man denn seine Beobachtung werten, die Oppositionellen hätten keine politischen Erfahrungen? Natürlich hatten sie die nicht, woher auch? Und sie hatten schon gar keine Erfahrungen, die mit «Politik» Ähnliches verbinden könnten wie Bertele oder seine Chefs im Kanzleramt. Es ging gerade darum, Politik in die DDR einzuführen und administratives, ideologisches, diktatorisches Anordnen und Durchsetzen zu überwinden.

Das «Neue Forum» nutzte die Westmedien mit Unterstützung von Jahn und Hirsch. Ihm blieb auch nichts anderes übrig. So sind zum Beispiel am 17. September im Atelier von Bohley Interviews mit Seidel, Eigenfeld, Schult, Tschiche, Reich, Pflugbeil, Bohley sowie Weißhuhn (IFM) für westliche Medien produziert worden, um die Ideen populär zu machen.[124] Dahinter stand auch der in der Vergangenheit erprobte Gedanke, mittels Öffentlichkeit einen gewissen Schutz herzustellen. Das Innenministerium wies den Antrag ab und erklärte das «Neue Forum» zu einer «staatsfeindlichen Plattform». «Die Unterschriftensammlung zur Unterstützung der Gründung der Vereinigung war nicht genehmigt und folglich illegal.»[125] In Ost-Berlin, Dresden, Halle, Schwedt, Quedlinburg, Altenburg, Gera, Zittau, Potsdam, Karl-Marx-Stadt, Merseburg, Eisenach, Erfurt, Greifswald, Rostock und anderen Städten setzten unterdessen Fürbittandachten, Informations- und Solidaritätsveranstaltungen ein, die teilweise täglich stattfanden. Leipzig und die dort Verhafteten erfuhren Solidarität, und zugleich stellten sich dabei die neuen Gruppen vor, in den Kirchen hingen die Aufrufe und lagen Unterschriftenlisten aus. Im ganzen Land begannen Einzelpersonen und Gruppen damit, Unterschriften an Hochschulen, in Betrieben, in Wohngebieten, in Jugendklubs, bei Kulturveranstaltungen und noch bei vielen anderen Gelegenheiten zu sammeln. Jeder Einzelne ging dabei Risiken ein. Mehreren Studierenden der Humboldt-Universität zum Beispiel drohte man die Exmatrikulation an. Noch blieben die Erfolge bei den Unterschriftensammlungen überschaubar und bescheiden. Aber: ab Mitte September gab es nur noch vier Themen: Wie wird sich die Fluchtwelle weiter entwickeln? Was wollen die neuen Gruppen? Wie reagiert die SED-Führung? Steuert das Land auf die «chinesische Lösung» zu?

Das halbe Land blickte mittlerweile montags nach Leipzig, am 25. September drängten sich 2000 bis 2500 Teilnehmer in die Nikolaikirche, die wegen Überfüllung geschlossen werden musste. Christoph Wonneberger hielt eine Predigt über Gewaltlosigkeit. Die Besucher verließen die Kirche teilweise unter dem Gesang von «We shall overcome». Erstmals zogen 4000 bis 8000 Menschen über einen Teil des Leipziger Rings. Sie riefen «Freiheit», sangen die «Internationale» und skandierten «Neues Forum». In den folgenden Tagen fanden auch erste größere Informations- und Solidaritätsandachten mit Hunderten Teilnehmern in Magdeburg, Erfurt oder Weimar statt.

An dieser Stelle muss etwas zu den Zahlenangaben bei Demonstrationen und Kundgebungen (und indirekt auch zu den damals angegebenen Unterschriftenzahlen unter die Aufrufe) gesagt werden. Jeder wird nachvollziehen können, dass die Menschen, die sich beteiligten, nie jemand gezählt hat. Es sind jeweils Schätzungen, die auf Medienberichten, Augenzeugeneinschätzungen sowie auf Unterlagen von SED, MfS, Polizei und anderen staatlichen Einrichtungen beruhen. Während die staatlichen Institutionen eher zur Untertreibung neigten, gaben Oppositionelle und Medien tendenziell Maximalwerte an. 100, 200 Personen mögen sich noch gut schätzen lassen, 20.000, 70.000, 500.000 nicht mehr. Natürlich gab es im Herbst 1989 gute Gründe, möglichst hohe Zahlen anzugeben, auch bei den Unterschriftenangaben zum «Neuen Forum», «Demokratie Jetzt» oder «Demokratischen Aufbruch». Denn hohe Zahlen erzeugen eher die beabsichtigte Sogwirkung. Heute werden solche Angaben aus drei Gründen nur selten bezweifelt. Erstens waren – das subjektive Argument – irgendwann ja «alle» dabei, also müssen die Zahlen sehr hoch gewesen sein. Zweitens glauben viele Analytiker – das objektive Argument –, irgendwann wären «alle» dabei gewesen. Drittens schließlich lässt sich das Gegenteil einer Angabe kaum beweisen, denn die eine stellt eine Schätzung dar, die seit 20 Jahren verbreitet wird, die andere wäre auch nur eine Schätzung, die mit zu vielen Unbekannten daherkäme, als dass sie noch seriös erscheinen könnte. Deshalb werde auch ich im Folgenden zumeist mit den üblichen Zahlen operieren, immer eingedenk der Tatsache, dass es sich meist um Übertreibungen handelt. Dies bezieht sich vor allem auf Angaben, die jenseits von 5000 Teilnehmern liegen. An einer konkreten und berühmten Kundgebung in Ost-Berlin werde ich dann exemplarisch aufzeigen, warum kursierende Zahlenangaben meist reichlich übertrieben sind, im politischen Zeitgeschehen berechtigt waren, in der historischen Analyse aber niedrigere Angaben sogar an Wert gewinnen. Denn Revolutionen sind Angelegenheiten von Minderheiten, die sich gegen die Regierung und gegen die passive Mehrheit richten.

Im «Neuen Forum» dachten einige Initiatoren mittlerweile darüber nach, wie sie die gesellschaftliche Basis erweitern könnten und ob sie nicht «Reformkräfte» wie Hans Modrow, Markus Wolf, Gregor Gysi oder Jürgen Kuczynski ansprechen sollten. Das mag heute absurd klingen, in diesen Septembertagen lachte darüber nur eine Minderheit. Denn es ging darum, ein möglichst breites Bündnis gegen die SED-Politbürokratie zu schmieden. Überall vermuteten die Menschen heimliche Reformkräfte, ob an Universitäten oder in Parteieinrichtungen. Viele glaubten, die Panzerschränke und Privatschreibtische seien gefüllt mit Konzepten, wie das Land reformiert werden könnte. Noch immer erschien es kaum möglich, dass die SED restlos abgewirtschaftet hatte und binnen weniger Wochen praktisch die Herrschaft über das Land verlieren könnte. Auch in der SED und den Blockparteien brodelte es. Deren Mitglieder stellten immerhin einen beträchtlichen Teil der Gesellschaft. Unter den Flüchtlingen befanden sich Mitglieder aller Parteien. Einzelne mögen sich bis Ende September zu den neuen Gruppen bekannt haben. Noch aber handelte es sich bis Ende September um eine kleine Minderheit von insgesamt höchstens 5000 Menschen, die sich den neuen Gruppen namentlich angeschlossen hatten. Darunter waren nicht wenige, die sich gleichzeitig zu zwei, drei, vier Gruppen bekannten. Nur ganz wenige von diesen öffentlichen «Bekennern» aber kamen aus einer Partei. Austritte oder Ausschlüsse aus den Parteien, obwohl auch hier oft anderes behauptet wird, fielen noch nicht ins Gewicht.

Aus den Blockparteien sind bis zu diesem Zeitpunkt über die allgemeine Unzufriedenheit hinaus zwei Stellungnahmen erwähnenswert. Manfred Gerlach, LDPD-Vorsitzender und stellvertretender Staatsratsvorsitzender, war der ranghöchste Staatsfunktionär, der im September in zwei Vorträgen Reformen und gesellschaftliche Öffnungen anmahnte.[126] In praktisch letzter Minute stilisierte sich ein Mann zum Reformer, den schon die Leipziger Demonstranten am 17. Juni 1953, nachdem er sich als stellvertretender Oberbürgermeister einem Demonstrationszug entgegenzustellen suchte und verprügelt wurde, gezwungen hatten, dem Zug mit einem Transparent «Freie Wahlen» in der Hand voranzumarschieren. Gerlach hatte offenbar gelernt. Er versuchte nun, sich an die Spitze der Reformer zu stellen. Seine Statements mögen seine Blockpartei erreicht, manchen kritischen Menschen bewegt und zugleich die Vision von einem politisch breiten Bündnis genährt haben, aber auch seine Zeit lief ab.

Die CDU hatte keine Führungskraft, die sich öffentlich profilierte. Später staunte die Öffentlichkeit, wie viele Reformkräfte sich dort geschickt getarnt hätten. Davon war im Herbst nichts zu hören oder zu spüren. Ost-CDU und SED schienen kaum unterscheidbar. Die CDU aber hatte insofern Glück, als dass sich am 10. September vier Mitglieder mit einem «Brief aus Weimar an die Mitglieder und Vorstände der CDU» wandten. Unterzeichnet war der Brief von Martina Huhn, Rechtsanwältin und Synodale, Christine Lieberknecht, Pastorin in Ramsla, Gottfried Müller, Chefredakteur von «Glaube und Heimat», und Martin Kirchner, Oberkirchenrat und ein wichtiger IM des MfS. Ihr Brief beinhaltete drei Punkte von Belang: die CDU müsse sich von der SED emanzipieren und ein eigenes Profil finden; Medien und Öffentlichkeit müssten pluralistischer gestaltet werden; Reisefreiheit müsste garantiert werden. Der Brief entfaltete zwei Wirkungen. Erstens diente er der innerparteilichen Diskussion und stieß dort im September/Oktober auf ein gewisses Echo. Zweitens deutete er an – er kursierte auch außerhalb der CDU –, dass es in der Blockpartei offenbar einzelne reformwillige Mitglieder gebe. Am 4. Oktober trat Winfried Wolk, Mitglied des Ost-CDU-Hauptvorstandes, in den ZDF-Nachrichten auf und bezeichnete die Fluchtwelle als Massenhysterie. Zugleich aber kritisierte er die gesellschaftlichen Zustände und machte dafür die SED verantwortlich. Er forderte die Menschen auf, am 7. Oktober nicht zu demonstrieren, um Gewalt zu verhindern, und stattdessen als Zeichen des Protestes eine Kerze für neue Hoffnung ins Fenster zu stellen. Da die CDU aber verschlissen schien wie jede andere Ostpartei, blieb der Brief aus Weimar weithin eine innerparteiliche Angelegenheit. Nach 1990 diente er als «Beweismaterial», dass die CDU doch «anders» als «die Anderen» war.

Während den Blockparteien die Krise theoretisch zur politischen Profilbildung hätte dienen können, so befand sich die SED in einem ideologischen Dilemma. Würde sie auf die Krise politisch reagieren, Fehler einräumen und einen Kurswechsel vornehmen, würde sie die Gegenwehr automatisch verstärken, weil jede neue Politik ohne Dialog mit der Opposition und der Gesellschaft unglaubwürdig bliebe. Als Alternative kam auch in Frage, mit massiver Gewalt zu reagieren, die Grenzen vollkommen zu schließen, die vorbereiteten Isolierungslager des MfS zu aktivieren und 86.000 Menschen, so sahen es die Pläne vor, dort zu internieren, sowie innerhalb der Partei eine Disziplinierungswelle zu initiieren, um diese auf Kurs zu halten. Innerhalb des SED-Apparates sind die Alternativen ebenso wie im MfS besprochen worden. Die ZK-Abteilung Sicherheitsfragen, in der auch mehrere Generale arbeiteten, berief ab Mitte August mehrfach außerplanmäßige Sitzungen mit ranghohen Vertretern des MdI und MfS ein, um Krisenpläne zu entwickeln. Das SED-Politbüro selbst zeigte sich weitgehend handlungsunfähig. Zwar kam es dort seit Ende August – Honecker war bis 26. September krank, als sein Stellvertreter agierte Mittag – regelmäßig zu Diskussionen über die Lage, aber Krenz, Schabowski, Stoph, Tisch, Sindermann und die anderen blieben ihren ideologischen Perspektiven verbunden. Schuld an der Lage sei allein der Westen. Mittag: «Die Hauptsache ist jetzt die Stärkung des Parteiaktivs.» Sindermann veranschaulichte, dass das Politbüro tatsächlich in anderen Kategorien dachte: «Was sich der Westen gegen Erich Honecker leistet, ist wie zur Zeit der faschistischen Judenpogromhetze.»[127] Abgesehen von dem skandalösen Vergleich, zeigt diese Einlassung, wie stark das SED-Politbüro in Schablonen und Verhaltensmustern der dreißiger und vierziger Jahren hängen geblieben war. Es gab Ausnahmen, eine stellte MfS-Minister Erich Mielke dar. Auf der einen Seite orientierte er sein Ministerium auf die Zerschlagung der Opposition. Er blieb bei der Linie, vorrangig politische und juristische Mittel einzusetzen. Am 28. September lagen für die Aufrufe zum «Neuen Forum», «Demokratie Jetzt», SDP und «Vereinigte Linke» strafrechtliche Einschätzungen vor. Die Unterzeichner könnten nach § 106 StGB («staatsfeindliche Hetze») verurteilt, die Verbreitung «ohne Nachweis (…) staatsfeindlicher Zielstellung» mit einer Ordnungsstrafe geahndet werden. Mielke gab weder den Befehl, die Internierungslager zu aktivieren noch zählte er Mitte September zu jenen – was oft behauptet wurde –, die künftige Demonstrationen mit polizeilichen und militärischen Mitteln niederringen wollten. Er war sich des Ernstes der Situation voll bewusst. Seine berühmte Frage vom 31. August 1989 im Kreise der Generalität des MfS: «Ist es so, dass morgen der 17. Juni ausbricht?»[128] untermauert das. Nun besteht kein Anlass, Mielkes Position neu zu bewerten. Aber anders als die anderen Politbüromitglieder verfügte er auf der anderen Seite über umfangreiche Informationen, die ihm zeigten, es gehe nicht nur um Flüchtlinge und neue Oppositionsgruppen, sondern um die gesamte Gesellschaft. Ihm und seinem Ministerium ist deutlich geworden, dass die Mobilisierung der Gesellschaft durch die Oppositionsgruppen erst begonnen hatte und noch «ein großes Potential an Menschen» bereitstehe, in den neuen Gruppen mitzuarbeiten.[129] Er verfügte zudem seit Anfang 1988 über hausinterne Informationen von einzelnen MfS-Mitarbeitern, die im dienstlichen Auftrag Kirchen- und Oppositionsveranstaltungen aufsuchten und anschließend im Kreis der Kollegen berichteten: Was die da meinten, war doch nicht alles falsch. Es gab keine Fraternisierung, keine Solidarisierung, auch keine Auflösungserscheinungen und nur ganz wenige Gesuche auf Entlassung, aber gerade im Sommer 1989 verstärkte sich bei so manchem operativ arbeitenden MfS-Offizier der Eindruck, die «Staatsfeinde» und «unverbesserlichen Sozialismusgegner» artikulierten Kritik, die nicht unberechtigt sei. Es fand kein Umdenken im MfS statt, auch sind keine neuen Feindbilder entworfen worden, aber Mielke hat auch davon erfahren, wie einige wenige seiner Untergebenen dachten.

Schon am 1. Juni hatte er dem SED-Politbüro sowie weiteren Partei- und Staatsfunktionären zwei umfangreiche Ausarbeitungen vorgelegt, in denen aus MfS-Sicht die Opposition in der DDR, ihre Absichten, Ziele, Verbreitung und führende Köpfe sowie ihre Untergrundzeitschriften, analysiert wurden.[130] Das MfS informierte auch die SED-Bezirks- und Kreischefs. Seit Anfang September übermittelte Mielke den Politbüromitgliedern im Abstand von wenigen Tagen ständig neue Informationsberichte und Situationsanalysen über Reaktionen und Einstellungen der Bevölkerung. Die Berichte gingen auf alle gesellschaftlichen Gruppen ein und stellten auch immer wieder heraus, dass vom allgemeinen Unmut weder die Blockparteien noch die SED selbst verschont blieben. Sie zählten einen Großteil der gesellschaftlichen Probleme von Versorgungsschwierigkeiten über das mangelnde Gesundheitswesen bis hin zu fehlenden Reisemöglichkeiten und der unmöglichen Informations- und Medienpolitik auf, die die Menschen bewegten. Mit Mielkes Informationen entstand zudem eine Rededisposition am 17. September, die offenbar für ein Statement im Politbüro gedacht war. Krenz behauptete später, er habe es selbst verfasst.[131] Der Stil lässt nicht Mielkes Handschrift erkennen, der Inhalt aber deckt sich mit anderen Ausarbeitungen dieser Zeit aus seinem Ministerium. Das Papier sprach einen Teil der gesellschaftlichen und politischen Probleme an. Besonders bedrohlich erschien, dass in der Gesellschaft keine Ablehnung der Flüchtlinge und Antragsteller mehr in relevanten Größenordnungen zu verzeichnen sei. Ihnen schlage mehrheitlich Verständnis entgegen. Die ersten Sätze der 19-seitigen Ausarbeitung lauteten: «Die gegenwärtige politische Situation ist angespannt, wie ich dies aus eigener Erfahrung bisher nicht erlebt habe. Mit wem man und wo man auch diskutiert, in der Regel wird die Frage aufgeworfen, daß sich in Vorbereitung des XII. Parteitages etwas ändern müsse an unserem Kurs. In welcher Richtung diese Änderungen sein sollen, bleibt sehr oft unklar.»[132] Das Papier als öffentliche Rede vorgetragen, was von den Urhebern nicht geplant war, hätte eine erste moderate Antwort auf die Krise darstellen können.

Um die politische Bekämpfung der Opposition effizienter zu gestalten, wies Mielke am 21./22. September alle Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen des MfS an, mit allen Vorsitzenden der SED-Bezirksleitungen und -Kreisleitungen, den Chefs der Polizei auf Bezirks- und Kreisebene (BDVP und VPKÄ) sowie den in den Räten der Bezirke und Kreise jeweils Verantwortlichen für Inneres zu sprechen und sie mündlich über die aktuelle Lage zu informieren, um die Opposition gemeinsam und konsequent zu zerschlagen. Demonstrationen und Kundgebungen sollten im Vorfeld verhindert, notfalls polizeilich aufgelöst werden. Die Parteifunktionäre sollten treue Genossen anhand der Originaldokumente über die Ziele und Absichten der Feinde informieren, damit bei Diskussionen in Betrieben, Büros und Universitäten zugkräftige und einheitliche Gegenargumente entfaltet würden. Vorhandene Probleme und Mängel sollten nicht beschönigt, aber auch nicht dramatisiert werden. «Gesellschaftliche Kräfte» (SED-, FDJ-Funktionäre, MfS- und MdI-Mitarbeiter u.a.) sollten in Kirchen und bei anderen Gelegenheiten an den oppositionellen Veranstaltungen teilnehmen, um die Räume physisch zu füllen («wegen Überfüllung geschlossen») und um in Diskussionen Gegenpositionen zu vertreten. Ein Teil dieser Pläne ist umgesetzt worden, genützt hat es nichts mehr. Aber: im SED-Politbüro zeigte sich im September nur Mielke politisch handlungsbereit, die anderen spielten «Büromikado»: Wer sich zuerst bewegt, könnte der große Verlierer sein. Mielke war längst am Ende der Karriereleiter angelangt, Krenz und Schabowski hatten noch einiges vor. Die verinnerlichte kommunistische Kaderideologie brachte sie gar nicht auf die Idee, eigenständig zu agieren oder gar Vorschläge zu unterbreiten, die die bisherige Politik in Frage stellen könnten.

Das SED-Politbüro zog sich so den Zorn der eigenen Parteibasis zu. Austritte und Neuaufnahmen hielten sich bis Ende August zwar fast die Waage (1. 1.–31.8.1989: 31.216 Neuaufnahmen gegenüber 36.534 Streichungen, Ausschlüssen, davon 1900 wegen «Hetze») und fielen weder statistisch ins Gewicht noch war der Unterschied zu den Jahren zuvor gravierend. Die Stimmung an der Parteibasis aber war auf einem bedenklichen Tiefpunkt angelangt. Vor allem das laute Schweigen der Parteiführung verunsicherte viele Mitglieder. Am 23. September 1989 kam es live im DDR-Fernsehen zu einem kleinen Eklat, der vielen Parteigenossen, aber nicht nur ihnen, aus der Seele gesprochen schien: Die Entertainerin Helga Hahnemann, eine echte Berliner Schnauze, die große Popularität genoss, moderierte gemeinsam mit dem Leipziger Opernsänger Gunter Emmerlich am 23. September die 100. Sendung von «Ein Kessel Buntes». In einem vorher nicht verabredeten Sketch sagte Hahnemann zu Emmerlich: «Wir sind nicht die einzige Fehlbesetzung in dieser Zeit.» Das Publikum applaudierte stürmisch, ebenso als Frank Schöbel sang: «Wir brauchen keine Lügen mehr». Bei der Wiederholung im Fernsehen einige Tage später fehlten beide Stellen.

Am Vorabend des 40. Jahrestages der DDR

Ein Jahr lang hatte die SED den 40. Jahrestag der DDR-Gründung am 7. Oktober vorbereitet und das Land mit einer Propagandaschlacht nach der anderen überzogen. Das Land war aufgewühlt und erregt, aber aus ganz anderen Gründen. Es drohten Demonstrationen und Aufstände. In Prag saßen Tausende Menschen in der bundesdeutschen Botschaft fest, in Warschau nochmals über 800, aus Ungarn flohen immer noch Tag für Tag Hunderte DDR-Menschen über Österreich in die Bundesrepublik. Vor allem in Prag drohte eine Katastrophe, die Versorgung der Menschen war kaum noch zu bewerkstelligen. Am 29. September 1989 um 17.00 Uhr unterrichtete Erich Honecker am Rande einer Festveranstaltung zum 40. Gründungstag der Volksrepublik China in der Deutschen Staatsoper das SED-Politbüro, dass in einer einmaligen Aktion die in den beiden Botschaften befindlichen Menschen mit Zügen der Deutschen Reichsbahn über DDR-Territorium in die Bundesrepublik ausreisen dürften. Eine Offerte von Rechtsanwalt Vogel an die Flüchtlinge, in die DDR zurückzukehren und garantiert innerhalb von sechs Monaten ausreisen zu können, nahmen in Prag nur 72 Personen und in Warschau nur ein Mann an.

Horst Neubauer, ständiger DDR-Vertreter in Bonn, unterrichtete Kanzleramtsminister Seiters von dem Beschluss. Er bat um die «Berliner Lösung», d.h. nach Abreise des letzten DDR-Bürgers sollten die Botschaften geschlossen bleiben, was aber nicht geschah. Am 30. September eilten Genscher und Seiters abends nach Prag, wo vom Balkon der Botschaft der Bundesaußenminister seine berühmten Sätze zur bevorstehenden Ausreise sagte, die im Jubelgeschrei der Tausenden untergingen. Noch heute erzeugen die Fernsehbilder bei vielen Menschen Gänsehaut und lassen Tränen in die Augen schießen. Der ursprünglich aus Halle stammende Genscher erklärte später, dies sei der bewegendste Augenblick seiner politischen Karriere gewesen. Der erkrankte Kanzler Kohl musste diese politische Sternstunde seinem nicht geliebten Kontrahenten überlassen. Kurz nach 19.00 Uhr verkündete Genscher die Ausreise. Die Menschen wurden in DDR- und ČSSR-Bussen, was bei vielen für Unruhe sorgte, zum Bahnhof gebracht. An einem bereitgestellten Bus prangte noch der etwas deplatzierte Slogan «Dynamo Dresden grüßt seine Fans». Zwischen 21.00 und 22.00 Uhr fuhr der erste Sonderzug los, es folgten von Prag aus fünf weitere, der letzte morgens um 8.30 Uhr. In jedem Zug saßen ranghohe bundesdeutsche Beamte, die den Menschen bei der Fahrt durch die DDR ihre Angst nehmen sollten. Etwa 4700 verließen von Prag und 809 von Warschau aus die DDR. Entgegen den Vereinbarungen nahmen die MfS-Offiziere in der DDR den Ausreisenden nur die Personaldokumente ab, gaben ihnen aber keine Ausbürgerungsdokumente in die Hand, so dass die Menschen in der Bundesrepublik ohne offizielle Ausweisdokumente ankamen. Tausende Kräfte von MfS, Polizei und NVA hatten die Strecke und die Bahnhöfe innerhalb der DDR von Blockierern geräumt. Dennoch gelang es einzelnen Fluchtwilligen, noch in der DDR unter Lebensgefahr auf die fahrenden Züge aufzuspringen. Franz Bertele schildert in einem Bericht die Fahrt von Warschau nach Helmstedt: «Mit Annäherung an die DDR wurde die Stimmung im Zug gespannter, die Nervosität stieg. Nach Überschreiten der Grenze zur DDR hielt der Zug für eine längere Zeit außerhalb des Bahnhofs Frankfurt/Oder, wobei er von zwei Güterzügen (…) von der Öffentlichkeit abgeschirmt wurde. Hinter den Güterzügen patrouillierten Stasi-Leute. (…) Anschließend durchfuhren wir den völlig leergeräumten Bahnhof Frankfurt/Oder (…), auch die Straßen der Innenstadt um den Bahnhof waren offenbar abgeriegelt, denn auch hier zeigte sich (…) niemand auf der Straße. Kurz hinter Frankfurt/Oder wurde der Zug erstmals von Straßen, Gärten und Häusern aus freundlich begrüßt. Offenbar war der Zug von vielen Menschen erwartet worden. Immer wieder standen (…) Gruppen in der Nähe der Bahngleise, die (…) ihm freundlich zuwinkten. Nur ganz wenige zeigten durch eine entsprechende Gestik ihre Ablehnung. (…) ältere Frauen sah man häufig weinend Abschied winken. (…) Der Empfang in Helmstedt durch Ministerpräsident Albrecht, Bundestagspräsidentin Süssmuth und mehr als 1000 begeisterte Zuschauer war überwältigend. Unsere DDR-Gäste, nunmehr Bundesbürger, fielen sich und uns um den Hals. Es waren bewegende Szenen.»[133]

Es ist viel darüber gerätselt worden, warum Honecker die Züge über DDR-Territorium fahren ließ. Zwei Gründe waren ausschlaggebend. Zum einen glaubte die SED-Spitze, damit Stärke zu demonstrieren. DDR-Bürger werden aus der DDR-Staatsbürgerschaft in der DDR und nicht in einem Drittland entlassen. Das ist die übliche Interpretation, die nicht falsch, aber nur halb richtig ist. Wichtiger scheint der zweite, bislang übersehene Aspekt: weder SED noch MfS wussten genau, wer die insgesamt 5500 Menschen eigentlich waren. Deshalb versprachen sie, in der DDR förmliche Ausbürgerungsdokumente auszuteilen. Sie unterließen dies, sammelten aber alle Personaldokumente ein und konnte so die Ausgereisten genau identifizieren. Zugleich gestatteten sie nahen Familienangehörigen die unverzügliche Nachreise in die Bundesrepublik, um so Druck abzulassen und nicht eventuell Gruppenproteste dieser Personen zu provozieren. Sicherheitspolitisch – SED und MfS hatten ihr Ende nicht vor Augen – war diese Aktion herrschaftslogisch. Moralisch erwies sie sich als völlig verfehlt und brachte nur noch mehr Menschen gegen das Regime auf.

Am gleichen Abend (1.10.) wurde der «Demokratische Aufbruch» in der Ostberliner Wohnung von Ehrhart und Hildig und Neubert inoffiziell gegründet. Denn die eigentliche Gründungsversammlung verhinderte ein Großaufgebot an Polizei- und Sicherheitskräften, da die etwa 80 Teilnehmer weder zur Samaritergemeinde von Rainer Eppelmann kamen, wo sie die Adresse der Gründungsversammlung erfahren sollten, noch zur Wohnung Neuberts, die auch rasch abgesperrt worden war. Die offizielle Gründung fand dann am 29./30. Oktober statt. Pahnke, Eppelmann und Neubert lancierten aber die Meldung, die Gründung sei erfolgt, um so die Arbeitsfähigkeit des «Demokratischen Aufbruchs» zu demonstrieren. Der Aufruf enthielt die Punkte, die von «Demokratie Jetzt» und vom «Neuen Forum» bekannt waren, sprach sich strikt gegen die herrschenden SED-Verhältnisse und für eine deutliche Trennung von Staat und «Partei(en)» aus. Er war konkreter als der Aufruf vom «Neuen Forum» und ließ mehr als «Demokratie Jetzt» offen, ob es sich künftig beim «Demokratischen Aufbruch» um eine Bürgerbewegung, eine Vereinigung oder eine Partei handeln würde. An Schärfe und Eindeutigkeit reichte auch er nicht an die SDP heran. Deutlicher als andere bekannten sich die Gründer um Richter, Eppelmann, Neubert, Nooke, Schorlemmer, Falcke, Pahnke und Schnur zur «sozialistischen Gesellschaftsordnung auf demokratischer Basis» und gegen «kapitalistische Verhältnisse».[134] Er galt anfangs als «Pfaffenpartei», weshalb am 17. Dezember 1989 ausgerechnet Wolfgang Schnur (IM «Torsten») zum ersten Vorsitzenden gewählt wurde. Der Rechtsanwalt sollte diesen Eindruck zerstreuen. Die Dominanz von Theologen beim «Demokratischen Aufbruch» und bei der SDP ist als Folge der SED-Gesellschaftspolitik historisch bereits erklärt worden. Unsinnig sind kritische Einlassungen dazu aber selbst ohne diese Kenntnisse: sie wären nur von Belang, wenn sich nachweisen ließe, dass diese Theologen andere bereitwillige Bürger am Handeln gehindert hätten. Davon konnte aber im September und Anfang Oktober keine Rede sein. Sie gehörten zu den Mutigen, die als Erste aus der Deckung kamen und sie gehörten zu den wenigen, die in der Öffentlichkeit freie Reden halten konnten.

Am Montag, den 2. Oktober, die Augen der Öffentlichkeit richteten sich wieder nach Leipzig, befanden sich unterdessen neuerlich 1000 Menschen auf dem Botschaftsgelände in Prag. Mehrfach hatten SED-Repräsentanten wie Krenz und Axen in den letzten Tagen die Chinesen für ihr Vorgehen gegen die «Konterrevolutionäre» gelobt. Ein ND-Kommentar stachelte die aufgeheizte Atmosphäre noch an. Darin hieß es am selben Tag: Die Ausgereisten «haben durch ihr Verhalten die moralischen Werte mit Füßen getreten und sich selbst aus unserer Gesellschaft ausgegrenzt. Man sollte ihnen deshalb keine Träne nachweinen.» Die meisten Menschen zeigten sich fassungslos angesichts dieser Kaltherzigkeit. Fast jeder kannte mittlerweile welche, die in den letzten Monaten «verschwunden» waren. Die Jugend verließ das Land. Wie konnte man in dieser Situation nur solche Sätze als staatsamtliche Meldung herausgeben, fragten sich Millionen, darunter Hunderttausende Parteimitglieder. Honecker persönlich, wie später zu erfahren war, hatte den letzten Satz mit den Tränen handschriftlich in den «ADN-Kommentar» hineingeschrieben. Jan Carpentier, Fernsehjournalist bei «elf99», offenbarte sich als Witzbold. Er schrieb sein erstes Flugblatt – in der «Jungen Welt»: «An alle in der DDR! Anleitung zum Handeln!» Der kurze Text bestand aus Honecker-Sätzen, die dessen Reformwilligkeit aufzeigen sollten. Carpentier kommentierte: «– und der hat seine Argumente nicht in Wandlitz an die Dorfkirchentür genagelt. Der Text ist millionenfach gedruckt und also millionenfach nachzulesen (…).» Die Oppositionellen seien Westerfindungen, befand Carpentier, Flüchtlinge nur noch würdelose Gesellen. Die Zukunft sehe rosig aus.[135]

Seit dem frühen Morgen zog das Innenministerium derweil ungewohnt viele Polizei- und Kampfgruppenverbände in Leipzig zusammen. Aus anderen Bezirken kamen zur Unterstützung Einheiten der Bereitschaftspolizei. Nach den Ereignissen der letzten Tage erwartete das MfS einen höheren Zulauf zum Montagsgebet als eine Woche zuvor. Etwa eine halbe Stunde vor Beginn um 17.00 Uhr musste die Nikolaikirche wegen Überfüllung geschlossen werden. Erstmals öffnete eine zweite Kirche ihre Pforten. Am Friedensgebet in der Nikolaikirche nahmen etwa 2000 bis 2500 Menschen teil. Als sie nach der Veranstaltung herauskamen, warteten dort bereits 3000 bis 4000 weitere. Viele Menschen hatten angesichts der Polizeipräsenz und der drohenden Worte der letzten Tage Angst. Erstmals waren die Rufe «Wir bleiben hier» deutlich lauter als «Wir wollen raus». Die Menschen riefen außerdem «Neues Forum zulassen», «Gorbi, Gorbi», «Freiheit für die Gefangenen» oder «Jetzt oder nie». Tausende Menschen demonstrierten in der Innenstadt, die Angaben schwanken zwischen 8000 und 25.000. Die Polizeikräfte agierten erstmals in voller Kampfausrüstung mit Schild, Schlagstöcken, Helmen und Hunden. Leipzig erlebte die größte oppositionelle Demonstration seit dem 17. Juni 1953.

Am Abend begann in der Ostberliner Gethsemanekirche eine Mahnwache für die politischen Häftlinge. Die Mahnwache initiierten junge Männer und Frauen, teilweise noch Jugendliche, aus verschiedenen Gruppen, die handeln wollten. Sie verteilten ein Flugblatt mit Informationen, auf dem als erster Satz ein Biermann-Zitat stand: «Ihr löscht das Feuer mit Benzin. Ihr löscht den Brand nicht mehr.» Auch in vielen anderen Städten fanden Fürbittandachten und Informationsveranstaltungen statt, die größte mit über 1300 Teilnehmer in Magdeburg. Vom «Neuen Forum» wurden zwei neue Papiere bekannt. In dem einen ging es um Organisationsfragen, das andere war ein «Offener Problemkatalog», womit die gesellschaftliche Diskussion über Wirtschafts-, Ökologie-, Kultur-, Bildungs- und Wissenschaftsfragen angeregt werden sollte. Die Verfasser sprachen auch rechtliche Fragen an und schlugen konkret vor, sämtliche politischen Straftatbestände aus dem Strafgesetzbuch zu tilgen, damit «oppositionelles Handeln nicht mehr kriminalisiert werden kann».[136]

Am Abend des 3. Oktober hielten sich in der Prager Botschaft bereits wieder etwa 6000 und in der unmittelbaren Umgebung 2000 Menschen auf, außerdem waren 3–4000 Menschen auf dem Weg nach Prag.[137] Egon Krenz als zuständiger ZK-Sekretär für Sicherheitsfragen unterbreitete an diesem Tag Honecker drei Handlungsvorschläge: «Eine Ideallösung gibt es nicht.» 1. die Bundesregierung erkennt die DDR-Staatsbürgerschaft an und anschließend würden die Reisemöglichkeiten erweitert; 2. zeitweilige Schließung aller Grenzen; 3. sofortige Mitteilung, jeder könne ab sofort reisen, wohin er wolle und jeder könne die DDR verlassen und wieder einreisen. Die 3. Variante galt als nicht «zweckmäßig», der augenblickliche Verlust läge sicher bei Hunderttausenden von Menschen. «Die 1. Variante hätte vor allem propagandistischen Effekt, würde aber kaum zu einer Lösung führen.» Und schließlich steht in dem Papier: «Die 2. Variante könnte die Lage im Inneren bis zur Nichtmehrbeherrschbarkeit anheizen. Außerdem müssten alle Grenzen abgeriegelt werden (Einsatz der Landstreitkräfte und der Kampfgruppen wären nötig …).»[138] Krenz schrieb: «Ich würde die zweite Variante empfehlen.» Wollte er einen Bürgerkrieg heraufbeschwören? Wollte er Honecker so in Bedrängnis bringen, dass dieser zwangsläufig zurücktreten musste? War der Druck aus Prag zu groß geworden, wo die Regierung immer stärker in Bedrängnis geriet? Was lief hinter den geschlossenen Türen ab? Krenz hat in seiner Autobiographie, mit der er sich nachträglich zum Reformer zu stilisieren suchte, nicht nur diese Episode unerwähnt gelassen, sondern auch noch die Abläufe so dargestellt, als hätte er damit gar nichts zu tun, weil er friedlich in China weilte.[139] Honecker jedenfalls zeichnete noch am selben Tag mit der Bemerkung «zurück zur Aussprache» ab, der Regierung der ČSSR aber wurde unverzüglich mitgeteilt, ab 17.00 Uhr schließe die DDR ihre Grenzen zum Nachbarland, was man in Prag begrüßte. Am nächsten Morgen erst bestätigte das SED-Politbüro, die «Grenze gegenüber der ČSSR und der VR Polen ist in ihrer Gesamtlänge unter Kontrolle zu nehmen».[140] Verantwortlich dafür: Verteidigungsminister Keßler, Staatssicherheitsminister Mielke und Innenminister Dickel. Krenz und Honecker versuchten, die DDR hermetisch abzuriegeln. Die Menschen zeigten sich entrüstet, geschockt, ungläubig. Wohin sollte das alles noch führen?

Zur gleichen Zeit entschied das SED-Politbüro, die Menschen in der Prager Botschaft abermals über DDR-Gebiet in die Bundesrepublik ausreisen zu lassen. Noch am 3. Oktober verbreitete sich diese Kunde wie ein Lauffeuer. Der niederländische Liedermacher Herman van Veen, der in der DDR außerordentlich beliebt war und von dem Amiga zwei Lizenzplatten herausgebracht hatte, gab am 4. Oktober in Ost-Berlin ein Konzert, in dem er mehrfach die innenpolitischen Verhältnisse in der DDR unter dem tosenden Beifall der etwa 5000 vorwiegend jungen Leute kommentierte. In einem fiktiven Telefongespräch fragte ihn seine Oma, ob es in der DDR auch eine Königin gebe, nein, antwortete er, aber einen König. Bei uns macht die Königin alles für das Volk, der König hier macht was er will. In einem Alptraum schilderte er, wie er ausreisen möchte, ihn aber ein Polizist mit der Waffe daran hindere. Auch solche «Einmischungen» trugen dazu bei, dass die Menschen darüber nachdachten, was sie selbst tun könnten.

 

Was nach dem SED-Beschluss zu den Botschaften folgte, ist schon oft detailliert beschrieben worden. Am 3. Oktober hinderten Grenzbeamte allein am Übergang Bad Schandau mindestens 1400 Menschen an der Weiterfahrt nach Prag. Die Stimmung war enorm aufgeheizt. Die meisten fuhren nach Dresden zurück, um dort die weiteren Ereignisse abzuwarten. Als die Nachricht kam, am 4. Oktober kämen neue Sonderzüge mit Flüchtlingen aus Prag, sammelten sich erst Hunderte, dann Tausende am Hauptbahnhof. Viele glaubten, es sei die letzte Chance, aus der DDR herauszukommen. Allerdings waren unter den zwischenzeitlich 20.000 Menschen (Polizei-Schätzung)[141] nicht nur Ausreisewillige aus der ganzen DDR, sondern auch Dresdner Protestpotential. Es kam zu stundenlangen Schlachten, Zerstörungen, zum Einsatz von Wasserwerfern («Arbeiterwaschmaschine») und Tränengas. Modrow forderte NVA-Kräfte an. Seit Anfang des Jahres hatten sich nicht nur die Kampfgruppen verstärkt auf bürgerkriegsähnliche Zustände vorbereitet, es waren auch innerhalb der Armee Spezialeinheiten ausgebildet worden, die Aufstände im Inneren niederschlagen sollten. Insgesamt handelte es sich um 179 Hundertschaften, die erst am 11. November «wieder in die militärische Struktur aufgenommen» wurden.[142] In den Räumen Leipzig, Dresden und Berlin waren Anfang Oktober jeweils rund 30 dieser Hundertschaften zusammengezogen worden, auch bei Plauen und Karl-Marx-Stadt. In Dresden kamen in der Nacht vom 4. zum 5. Oktober einige dieser irregulären, auf freiwilliger Basis gebildeten Armeeeinsatztruppen neben Tausenden Polizisten, Feuerwehrmännern und MfS-Kräften zum Einsatz. Die Bilanz war verheerend: Verletzte in einem bislang nicht gekannten Ausmaß, ein halb zerstörter Bahnhof und Bahnhofsvorplatz, an diesem und den nächsten Tagen bis 11. Oktober über 1300 Festnahmen, von denen 428 erst im Dezember 1989 wieder frei kamen. Und nicht nur in Dresden, sondern auch in anderen Städten wie Plauen, Reichenbach, Freiberg, Werdau, Bad Brambach oder Karl-Marx-Stadt kam es zu Auseinandersetzungen und Festnahmen. Erst Tage später wurde bekannt, dass in den Zuführungspunkten systematisch brutale Gewalt und erniedrigende Demütigungen gegen schutz- und wehrlose Menschen angewandt worden waren.

Dresden kam nicht mehr zur Ruhe, auch in den nächsten Tagen fanden Demonstrationen mit Tausenden Teilnehmern und gewalttätigen Auseinandersetzungen statt. Zudem kam es am 5. und 6. Oktober zu ersten kleineren Demonstrationen in Magdeburg, Potsdam und einigen anderen Städten. Fast überall erfolgten Zuführungen. Die insgesamt 19 Sonderzüge aus Prag mit 8012 Menschen erreichten unterdessen am 5. Oktober nach nervenaufreibenden Verspätungen, bedingt durch Gleisbesetzungen und die Dresdner Unruhen, die Bundesrepublik. 643 kamen erneut aus Warschau hinzu. Die Bilder glücklicher Gesichter gingen um die Welt. Das MfS hatte den knapp 9000 Menschen wiederum ihre Personalausweise abgenommen, ohne Ausbürgerungsurkunden auszustellen. Die Daten verteilte das MfS auf die Bezirke, um herauszufinden, wer die Ausgereisten waren. Nur eine kleine Minderheit war älter als 40 Jahre, die meisten sogar unter 30. Die Mehrheit war gut ausgebildet, verdiente nach DDR-Verhältnissen nicht schlecht, hatte keinen Ausreiseantrag gestellt und war bislang politisch nicht «negativ» aufgefallen. Anhand von zwei Bezirken (Leipzig, Magdeburg) ist geprüft worden, ob das MfS die Chance nutzte, IM im Westen zu platzieren, bzw. ob sich MfS-Kader und SED-Funktionäre unter den Flüchtlingen befanden. Zumindest für die zwei Bezirke kann das ausgeschlossen werden. Aufgrund der raschen Entwicklung scheint dies auch für die anderen Bezirke eher unwahrscheinlich zu sein.

Am Dresdner Hauptbahnhof versammelten sich nicht nur Ausreisewillige, sondern zahlreiche Menschen, die nicht ausreisen wollten. Mehrere junge Männer, die schon bei den Protesten gegen das Reinstsiliziumwerk Dresden-Gittersee dabei gewesen waren, gaben zu Protokoll, sie hätten sich an den Unruhen beteiligt, um eine «gleiche Situation wie am 17.6.1953 zu schaffen».[143] Rufe nach «Deutschland, Deutschland» und «Deutschland-Fahnen» gehörten zu dieser unfriedlichen Nacht wie selbstverständlich dazu.

Außerhalb Dresdens spielten die Ereignisse eine große Rolle, viele Menschen diskutierten sie, waren entsetzt und aufgewühlt über die Brutalität – auf beiden Seiten. Die wenigen Fernsehbilder blieben unscharf, man erkannte kaum, was eigentlich geschah. Die SED-Propaganda verbreitete Schauermärchen, so etwa von gewissenlosen Müttern und Vätern, die ihre Kinderwagen auf die Gleise gestellt hätten, um die Züge anzuhalten und mitfahren zu können. Anders als mit den Verhafteten in Leipzig oder früher Ost-Berlin stellte sich keine landesweite Solidarität mit den Festgenommenen ein. Die vorherrschende Meinung außerhalb Dresdens blieb weithin ablehnend – es waren «nur» Ausreisewillige. Die harten Polizeiübergriffe wurden kritisiert – in vielen Kirchen auch außerhalb Dresdens Zeitzeugenberichte bestürzt zur Kenntnis genommen –, aber die Demonstranten, von denen allgemein angenommen wurde, sie seien «nur» wegen ihrer Ausreise dort in so großer Zahl gewesen, nicht weniger. Am Abend ist in der Ostberliner Gethsemanekirche ein Flugblatt verteilt worden: «Das NEUE FORUM wendet sich eindringlich an alle, die mit ihm sympathisieren: Gewalt ist kein Mittel der politischen Auseinandersetzung! Lasst Euch nicht provozieren! Wir haben nichts zu tun mit rechtsradikalen und antikommunistischen Tendenzen! Wir wollen den besonnenen Dialog, ernstes Nachdenken über unsere Zukunft, keine blinden Aktionen. Angesichts der gegenwärtigen kritischen Situation rufen wir alle Menschen in der DDR zu verantwortungsvollem, solidarischen Denken und Handeln auf.»[144] Bis heute ist nicht geklärt, wer es genau in Umlauf setzte, es kam aber aus Berliner Kreisen des «Neuen Forums».[145] Der Ton irritierte, die impliziten Behauptungen, die Begriffe wie «rechtsradikal» und «antikommunistisch» erzeugten, erschreckten nicht wenige Menschen. Und was waren «blinde Aktionen»? Das Flugblatt enthielt nicht nur diese Distanzierungen, sondern deutete auch bereits an, was sich heute nur noch bruchstückhaft nachweisen lässt: Überall gab es neben Kirchenmitarbeitern auch Oppositionelle, die von Demonstrationen abrieten und Straßenaktionen als sinnlos ansahen.

Auch in diesen Tagen ging politisch ein nachhaltiger Riss durch die Gesellschaft: die Oppositionellen, die im Land etwas verändern wollten, auf der einen Seite, und die Hoffnungslosen, die nur noch wegwollten, auf der anderen. Beide Gruppen pochten auf die Einhaltung der Menschenrechte, die einen wollten sie erkämpfen, die anderen sie sofort haben. Beide Ansätze waren legitim. Öffentlich einräumen konnten beide Seiten aber nicht, dass sie eigentlich auf der gleichen Seite der Barrikade standen.

Im gesamten Oktober flüchteten 57.000 Menschen, 30.600 durften offiziell ausreisen.

7. Oktober 1989: Der 40. Jahrestag der DDR

Der 7. Oktober nahm aus drei Gründen schon im Vorfeld eine besondere Stellung ein. Die SED bereitete mit großem Pomp die Feierlichkeiten zum 40. DDR-Jahrestag vor. Die Opposition erwartete, dass die SED danach ungleich härter vorgehen würde. Und der 7. Oktober fiel zusammen mit der monatlichen Wahlprotestdemonstration in Ost-Berlin. Die Gerüchteküchen brodelten. Die Menschen lebten in einer kaum noch erträglichen Anspannung. Dies galt für alle Seiten. Noch immer blieben Millionen passiv. Hunderttausende waren bereit, aktiv das System zu verteidigen. Und die Zahl der offenen Gegner und Oppositionellen erwies sich immer noch als gering. In der Millionenstadt Ost-Berlin kamen zu den täglichen Veranstaltungen in mehreren Kirchen insgesamt 3000, 4000, 5000 Menschen. In den anderen großen Städten sah es prozentual nicht viel besser aus. Dresden und Leipzig spiegelten die tatsächliche Aktionsbereitschaft im Land nicht. In den allermeisten Städten, das darf man nicht vergessen, fand bis zu diesem Zeitpunkt gar nichts statt. Eine Demonstration am 30. September in der Kleinstadt Arnstadt mit 200 bis 800 Teilnehmern war bis zu diesem Zeitpunkt prozentual gesehen wahrscheinlich das größte, außerhalb der Stadt allerdings völlig unbeachtete Ereignis. Ein einzelner junger Mann verteilte zehn Tage lang Flugblätter gegen die «willkürliche Politik der SED», fragte in seinem längeren Text immer wieder «was für ein Leben?» und rief zu dieser Demonstration auf.

Der Zulauf zu den neuen Gruppen hielt sich immer noch im überschaubaren Rahmen. Zwar waren die Zahlen einzigartig für die DDR-Geschichte, aber damit war noch «kein Staat» zu machen. Es kann gar nicht oft genug wiederholt werden: Die damals angegebenen Zahlen waren fast durchweg, aus guten Gründen, übertrieben. Bis zum 7. Oktober hatten sich zum «Neuen Forum», «Demokratie Jetzt», «Demokratischen Aufbruch», SDP und «Vereinigte Linke» maximal 10.000 Menschen mit Unterschriften oder Briefen bekannt. Die große Masse davon, 8000 bis 9000, zum «Neuen Forum». Der Vorteil an den weitaus höheren kursierenden Zahlen war, dass nicht nur die Westmedien und DDR-Menschen sie glaubten und verbreiteten, sondern auch die SED und das MfS von einem weitaus höheren Kern aktiver Menschen ausgingen.

Am 4. Oktober traf sich erstmals die Kontaktgruppe der Opposition in Ost-Berlin, in der neben dem «Neuen Forum», «Demokratie Jetzt», «Demokratischen Aufbruch» und der SDP auch die «Initiative Frieden und Menschenrechte», die «Gruppe Demokratischer SozialistInnen» und der «Friedenskreis Pankow» vertreten waren. Die Kontaktgruppe koordinierte in den nächsten zehn, zwölf Wochen die Arbeit der Opposition untereinander, so dass bei bestimmten strategischen und taktischen Überlegungen, Einheitlichkeit gegenüber Staat und Partei vereinbart werden konnte. Die erste «Gemeinsame Erklärung» betonte den Willen, «Staat und Gesellschaft demokratisch umzugestalten». Neu waren zwei Punkte. Erstens sollten die «nächsten Wahlen (…) unter UNO-Kontrolle stattfinden.» Und zweitens kündigten die Gruppen an, bei den nächsten Wahlen ein gemeinsames Wahlbündnis zu verabreden und eigene Kandidaten aufzustellen. «Wir rufen alle Bürgerinnen und Bürger der DDR auf, an der demokratischen Erneuerung mitzuwirken.»[146] Mit dieser Erklärung hatten die neuen und alten Gruppen öffentlich gemacht, dass sie an einem gemeinsamen Strang zogen, was im Umkehrschluss praktisch auch hieß, wer die eine Gruppe unterstütze, solidarisiere sich zugleich mit allen anderen. Das war in der Situation für die meisten ohnehin selbstverständlich.

Die SED-Führung beging den 40. Jahrestag mit dem gesamten Festreservoir, das ihr lieb und teuer war. Am 6. Oktober marschierten abends etwa 75.000 FDJler wie 1949 mit Fackeln an der Partei- und Staatsführung vorüber. Auf der Tribüne stand letztmalig nicht nur die ganze SED-Führungsriege, sondern auch ihre engsten Freunde wie Todor Schiwkow aus Bulgarien, Wojciech Jaruzełski aus Polen, Milouš Jakeš aus der ČSSR, PLO-Führer Jassir Arafat, Daniel Ortega aus Nicaragua, Nicolae Ceauşescu aus Rumänien und weitere enge Freunde aus der Mongolei, Vietnam, Kambodscha, Laos, Nordjemen, Afghanistan, Libyen, Syrien, Nordkorea oder Kuba.[147] Im Vorfeld gingen Gerüchte um, die FDJ hätte Schwierigkeiten, die Sollzahlen zu erfüllen. Davon war an diesem Tag nichts zu spüren. Zeitzeugen meinen, immer wieder sei der anwesende Ehrengast Gorbatschow mit «Gorbi, Gorbi»-Rufen begrüßt worden. Ihm sei dies peinlich gewesen. Am Vormittag des 7. Oktober fand die übliche Militärparade statt. Im ganzen Land wurden Volksfeste veranstaltet, die gut besucht waren. Gorbatschow sprach mit dem SED-Politbüro in vertraulichen Runden und überzeugte sich, wie er später erzählte, davon, dass in dieser Riege anscheinend niemand den Ernst der Lage erkannt hatte und niemand sich als Reformer zu erkennen gab. Er gab keine Ratschläge, munkelte aber mehrfach vieldeutig, wer die Zeichen der Zeit nicht erkenne, werde bestraft werden. «Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben» – einen der berühmtesten Sätze hat er nie gesagt. Seine Botschaft aber ging in diese Richtung. Abends fand im «Palast der Republik» ein Staatsempfang statt. Nur mit knapper Mehrheit hatten sich die Bischöfe Forck und Stier sowie Pfarrer Passauer gegen die Bischöfe Leich, Demke, Kirchenpräsident Natho und Konsistorialpräsident Stolpe durchsetzen können und auf der Konferenz der Kirchenleitungen beschlossen, dass daran kein Vertreter des Bundes teilnehmen werde. Anschließend initiierten Stolpe und Ziegler eine außerordentliche Tagung des Vorstandes der Konferenz der Kirchenleitungen, der den Beschluss aufhob. Wenn man mit dem Staat im Gespräch bleiben wolle, so die Befürworter der Teilnahme, könne man nicht boykottieren. Außerdem wolle «die» Kirche kein «Neues Forum» (Leich) und Demke wusste noch wahrheitswidrig zu berichten, eine Demonstration am 5. Oktober in Magdeburg sei eine «Provokation von Rechtskräften» gewesen.[148]

Staat und Partei bereiteten sich aber nicht nur auf Feiern vor. Seit Monaten planten die Bezirks- und Kreiseinsatzleitungen, die jeweils dem obersten SED-Funktionär unterstanden und in denen Vertreter von SED, MdI, MfS und anderen staatlichen Stellen mitarbeiteten, Krisenpläne für den «inneren Spannungsfall».[149] Diese Einsatzleitungen waren nach dem 17. Juni 1953 eingerichtet worden. Die Armee hatte Anfang des Jahres begonnen, die erwähnten militärischen Hundertschaften mit Polizeiaufgaben aufzustellen und auszubilden. Das geschah ohne Aufhebens und galt als Geheimunternehmen, da auch innerhalb der NVA solche Bestrebungen auf Ablehnung stießen («ein deutscher Soldat schießt nicht auf die eigene Bevölkerung»). Um die Kampfkraft und Einsatzbereitschaft der Armee nicht zu gefährden, entschied Verteidigungsminister Keßler, dass ab 1. September bei Anzeichen einer Wehrdienstverweigerung kein Einberufungsbefehl herauszugeben sei bzw. ein ausgesprochener wieder zurückgenommen werde.[150]

Die Ausbildung der «Kampfgruppen» ist 1989 ebenfalls verstärkt auf bürgerkriegsähnliche Auseinandersetzungen orientiert worden. Exemplarisch wies SED-Bezirkschef Schabowski im November 1988 für das kommende Jahr an: «Die Volkspolizei Berlin hat zu gewährleisten, dass durch die Kampfgruppen der Arbeiterklasse die Aufgaben im Interesse der jederzeitigen Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, insbesondere gegen subversive und konterrevolutionäre Machenschaften des Gegners sowie im Rahmen der Landesverteidigung zuverlässig erfüllt werden können.»[151] Den über 200.000 Mitgliedern der Kampfgruppen blieb diese konkrete Ausbildungsausrichtung nicht verborgen. Das führte zu erheblicher Unruhe gerade unter den Nichtgenossen, die je nach Hundertschaft zwischen 20 und 40 Prozent stellten. «Radio Glasnost» berichtete im August darüber, so dass sich auch in der Bevölkerung herumsprach, was die SED-Führung angeordnet hatte. Es kam überall zu Austritten. Die Kampfgruppen verloren durch die Fluchtwelle zudem Personal.

Ende September sind die Einheiten der Kasernierten Bereitschaftspolizei in erhöhte Führungsbereitschaft versetzt worden. Am 5. Oktober sind in Ost-Berlin mehrere zusätzliche VP-Bereitschaften zusammengezogen worden. Auch Truppen der NVA und des MfS sind dort konzentriert worden. Ähnliches geschah in Dresden, Leipzig, Magdeburg, Karl-Marx-Stadt und anderen Regionen. Das blieb der Bevölkerung nicht verborgen und trug erheblich zur Unsicherheit und der Angst vor der «chinesischen Lösung» bei. Die wildesten Gerüchte gingen um. Gezielt ist den Sicherheitskräften, Polizisten und Kampfgruppenmitgliedern zudem von ihren Vorgesetzten eingeredet worden, es gebe Hinweise, das Brandenburger Tor und die Mauer sollten erstürmt werden. Im zeitlichen Vorfeld tauchte tatsächlich ein Flugblatt auf «Die Berliner Mauer stürmen! Freiheit für die DDR!» – allerdings in Kraków, wo am 5. Oktober eine Solidaritätskundgebung mit der DDR-Opposition auf dem Hauptmarkt stattfand.

Was hinter den Kasernenmauern den Volkspolizisten, Bereitschaftspolizisten, Transportpolizisten, Feuerwehrmännern, Soldaten und Offizieren darüber hinaus erzählt wurde, liegt bislang nicht systematisch offen. Es gibt einzelne Berichte, die einerseits davon zeugen, dass die Offiziere ihren Mannschaften keine präzisen Informationen geben konnten, weil sie selbst über keine verfügten. Andererseits scheint überall die übliche Propagandamaschinerie auf Hochtouren gelaufen zu sein: der Gegner rüste zur Straßenschlacht, zur Konterrevolution, sei bereit, alle Gewaltmittel einzusetzen und würde vor nichts zurückschrecken. Man solle sich von Kerzen und friedlichen Gesichtern nicht täuschen lassen. Der Gegner sei das «Neue Forum», die anderen Gruppen, die Kirchen und der Westen, der das alles anleite. Vor allem ein Satz aus dem Aufruf vom «Neuen Forum» wurde in den Politschulungen in den ersten Oktobertagen immer wieder zitiert: «Wir wollen vor Gewalt geschützt sein und dabei nicht einen Staat von Bütteln und Spitzeln ertragen müssen.»

Die Reaktionen auf diese Unterrichtungen fielen unterschiedlich aus. Offiziere, Berufssoldaten und -polizisten äußerten nur selten Widerspruch, sie gingen ihrem Job nach und waren ohnehin besonders systemtreu. Aber dennoch gab es unter ihnen mehrere Dutzend, die bereits im Vorfeld deutlich erklärten, für solche Einsätze gegen die Bevölkerung nicht zur Verfügung zu stehen. Unter besonders hohem Druck standen die Wehrpflichtigen in den Einheiten der Bereitschaftspolizei. Aus den Unterlagen ist ersichtlich, dass die wenigen, die sich offen zum «Neuen Forum», zur Opposition und/oder zu den Kirchen bekannten, nicht zum Einsatz kamen. Mit jenen, bei denen eine solche Einstellung nur vermutet wurde, aber nicht belegbar war, führten Offiziere Einzelgespräche. Stellte sich heraus, dass die Vermutung zutraf, kamen auch diese nicht zum Einsatz. Beiden kleinen Gruppen ist nichts weiter geschehen, was natürlich mit der nachfolgenden Entwicklung zusammenhing, denn MdI und MfS registrierten es sehr wohl genau. Hatten sich während der Ereignisse Wehrpflichtige als nicht einsatzbereit erwiesen, so wurden auch sie umgehend herausgelöst, ohne dass dies weitere Folgen hatte. Dass auch die Berufsoffiziere und -unteroffiziere unter hohem Druck standen, offenbar viele außergewöhnlich verängstigt waren, zeigt nicht zuletzt der Umstand, dass der ohnehin nicht gerade maßvolle Alkoholgenuss ab Ende September in den Kasernen der Bereitschaftspolizei, wie die Führungsstellen registrierten, besorgniserregende Ausmaße annahm.

Die gefühlte Situation am 7. Oktober, wie sie viele Menschen als fast unerträglich wahrnahmen, brachten chilenische Emigranten auf den Punkt: «Es werde die Auffassung vertreten, dass die Situation gefühlsmäßig so gespannt sei wie vor dem Putsch in Chile 1973.»[152] In Ost-Berlin sind zwar die Grenzübergangsstellen nicht geschlossen, wie oft behauptet wurde, aber immerhin sind mehr als 4100 Personen abgewiesen worden, 9000 gelangten von West- nach Ost-Berlin. An den Tagen zuvor und danach fielen die absoluten Zahlen leicht geringer aus, die Zahlenverhältnisse waren ähnlich.

Am späten Nachmittag sammelten sich, beobachtet von zahlreichen westlichen Kamerateams und Tausenden Sicherheitskräften, Dutzende junge Männer und Frauen, um wie an jedem 7. eines Monats gegen die Wahlfälschung zu protestieren. SED-, FDJ- und MfS-Kräfte mischten sich unter die jungen Leute auf dem mit Besuchern und ahnungslosen Passanten gefüllten Alexanderplatz. Gegen 17.20 Uhr zogen die Ersten in Richtung des nahe gelegenen «Palast der Republik», wo sich die gesamte Führungsriege gerade zum Feiern aufhielt. Dem spontanen Demonstrationszug schlossen sich schnell Passanten an, so dass er nach den gut 1000 Metern auf mehrere Tausende angewachsen war. Kurz vor dem Palast brachte eine Sperrkette den Zug zum Stehen. Die Menschen riefen «Gorbi, Gorbi», «Keine Gewalt», «Demokratie – jetzt oder nie», «Neues Forum» und «Freiheit». MfS-Trupps griffen Einzelne heraus. Nach etwa einer Stunde drängten Einsatzkräfte die Menge in Richtung Prenzlauer Berg ab. Zur gleichen Zeit befanden sich dort in der Gethsemanekirche 2000 bis 3000 Menschen. Der Demonstrationszug mit insgesamt 6000 bis 7000 Menschen kam unterwegs mehrfach zum Stehen, immer wieder griffen Trupps in Uniform und Zivil Einzelne heraus. Währenddessen umstellten Polizisten, MfS-Kräfte und Kampfgruppen die Gethsemanekirche, bildeten mehrere Sperrketten und riegelten das Wohnquartier beinahe hermetisch ab. Auch weitere Straßen und Plätze im Prenzlauer Berg waren nicht mehr zugänglich. In den folgenden Stunden kam es zu zahlreichen Übergriffen auf Demonstranten wie Kirchenbesucher. Besonders nachteilig für die SED, wie sich später herausstellte, war der Umstand, dass auf dem Alexanderplatz, in U-Bahnen, auf U-Bahnhöfen und auf zahlreichen Straßen im Prenzlauer Berg völlig unbeteiligte Passanten und Anwohner festgenommen wurden. Der Polizeieinsatz erfolgte mit großer Brutalität. Viele Menschen sahen zum ersten Mal in ihrem Leben Wasserwerfer, Polizisten in Kampfuniform, auf Menschen gehetzte Hunde und Polizei-LKW mit Räumschildern. Am nächsten Tag schienen sich die Ereignisse in Ost-Berlin zu duplizieren. Schon am frühen Nachmittag führten Polizisten völlig unbeteiligte Personen auf dem Alexanderplatz brutal zu. Abends versammelten sich um die Gethsemanekirche wieder ein paar Tausend Demonstranten und Tausende Sicherheitskräfte. Insgesamt kam es zu 1200 Zuführungen.

Im Gegensatz zu den Ereignissen in anderen Städten gingen die Fernsehbilder aus Ost-Berlin sofort um die Welt. Was Hunderte Zugeführte nach ihrer Freilassung, meist innerhalb von 24 Stunden, berichteten, verschlug auch eifrigen SED-Anhängern die Sprache. Die physische und psychische Folter, die sie erlebten, ähnelte sich an den verschiedenen Zuführungspunkten so stark, dass kaum jemand an Zufälle glauben mochte. Und gerade weil sich unter den Zugeführten viele unbeteiligte Personen, Anwohner und auch SED-Mitglieder befanden, zweifelte die Erlebnisberichte kaum jemand an, zumal die Westmedien Bilder, Fotos und Berichte verbreiteten. Die Menschen wurden geschlagen, getreten, bespuckt; Frauen und Mädchen mussten sich ausziehen und «Sport treiben»; vielen wurde stundenlang die Notdurft verweigert («Schiffen Sie sich in die Hosen oder schwitzen Sie es aus den Rippen»), auf der Toilette wurden Frauen wie Männer ungeniert bei geöffneter Tür beobachtet und kommentiert; die Menschen mussten bis zu 12 Stunden mit dem Gesicht zu einer Betonwand stehen, durften sich nicht setzen oder überhaupt nur bewegen; viele wurden auf LKW-Pritschen geworfen; in den Zuführungspunkten standen Polizeireihen mit Knüppeln und Schildern, durch die die Menschen getrieben wurden. Und immer wieder fiel ein Satz: «Das haben Sie doch vorher gewusst.» Auf die Frage, wohin sie gefahren werden, kam die Antwort: «Auf eine Müllkippe.» Kein Polizist oder Kampfgruppenmitglied verweigerte sichtbar einen Befehl, niemand scherte aus der Reihe, aber manch einem Wehrpflichtigen der Bereitschaftspolizei, manch einem Kampfgruppenmitglied, auch manch einem Offiziersschüler der Polizei war das Entsetzen und die Angst buchstäblich ins Gesicht geschrieben. Die von der SED anschließend behauptete Brutalität der Demonstranten wird gut an der Bilanz des MfS sichtbar. Die Genossen klagten über ein paar eingerissene Hemden und Jacken und dass ihnen zu wenige Elektroschockgeräte zur Verfügung gestanden hätten.

Am Rande von Berlin, in Schwante, kam es unterdessen am 7. Oktober zu einem historischen Treffen von 42 Männern und Frauen. Strikt konspirativ vorbereitet, fand hier die Gründungsversammlung der SDP statt. Gutzeits und Meckels Pläne gingen auf. Schon im Vorfeld hatten sie zwei Gründungsurkunden vorbereitet. Auf der letzten Sitzung der Initiativgruppe, die in der Nacht vom 1. zum 2. Oktober stattfand, wurde eine Gründungsurkunde von 12 Personen in zwei Exemplaren unterzeichnet, die für den Fall in Kraft treten sollte, dass das MfS die Gründung in Schwante verhindere. Gutzeit und Meckel wollten nach der gescheiterten Gründung des «Demokratischen Aufbruchs» sicher gehen, dass ihre Partei selbst dann gegründet sei, wenn sie doch noch festgenommen werden sollten. Ein Exemplar ist bei Pfarrer Peter Hilsberg hinterlegt worden. In Schwante unterzeichneten 38 Personen die Gründungsurkunde, Meckel hielt eine programmatische Gründungsrede, die auf dem Papier vom Juli basierte. Deutschlandpolitisch sprach sich Meckel für den Abschluss von Friedensverträgen der Alliierten mit beiden deutschen Staaten aus, um somit die volle Souveränität herzustellen. Die Wiedervereinigung stünde nicht auf der Tagesordnung und müsse gesamteuropäischen Einigungsprozessen untergeordnet bleiben. Zum Ersten Sprecher wählte die Versammlung Stephan Hilsberg, zu Zweiten Sprechern Markus Meckel und Angelika Barbe. Geschäftsführer wurde IM «Maximilian» alias Manfred Böhme. Thomas Krüger übernahm es, am nächsten Tag die westlichen Medien von der erfolgten Gründung zu unterrichten. In den nachfolgenden Wochen ist die Partei ohne Apparat und dazugehörige Technik aufgebaut worden. Bei all diesen Gründungen ist immer zu beachten: es existierten weder eigene Zeitungen noch andere öffentliche Darstellungsmöglichkeiten, interne Kommunikationsmöglichkeiten gab es kaum, die Verständigung zwischen den Regionen war äußerst kompliziert, viele hatten nicht einmal ein Telefon. Bis zum 14. November war es immerhin gelungen, in elf von 15 Bezirken insgesamt 88 Kontaktadressen anzugeben, die ersten Anlaufstellen für Interessierte.[153] Wie bei den neuen Gruppen ist auch bei der SDP eine genaue Angabe über Mitglieder kaum möglich. Bis zum 14. November dürfte die Zahl zwischen 500 und 1000 gelegen haben.

 

Ost-Berlin stand zwar an diesem Tag im Mittelpunkt des Medieninteresses, aber oppositionelle Demonstrationen gab es auch in anderen Städten. In Dresden hatte es nicht nur in den vergangenen Tagen jeweils Demonstrationen mit Tausenden Teilnehmern gegeben, die Solidarisierung griff in dieser Stadt besonders weit. Schauspieler erklärten seit 3. Oktober «Wir treten aus unseren Rollen» und verlasen Aufrufe und den Forderungskatalog «Wir haben ein Recht auf Dialog». Symbolisch bezeichnend: am 7. Oktober spielte ein Theater Volker Brauns «Die Übergangsgesellschaft». Nach der Aufführung gingen alle Schauspieler und Angestellten auf die Bühne und schlugen eine Schweigeminute für die Opfer der Polizeieinsätze in den vergangenen Tagen vor. Die Besucher erhoben sich und machten mit. Derweilen hatte sich abermals eine Menschenmenge in der Innenstadt formiert. Erstmals kam es zu einer richtigen Demonstration. Neuerliche Festnahmen von etwa 130 Personen erfolgten, bis Mitternacht zerschlug die Polizei mit Knüppeln und Schilden den Zug. Das MfS befürchtete, die Demonstranten könnten versuchen, die VP-Bereitschaft zu stürmen, um die Festgenommenen zu befreien. Es löste Einsatzalarm aus, verteilte scharfe Munition und Handgranaten. Im Dezember 1989 sagten drei MfS-Offiziere aus, mündlich sei der Befehl zum Schusswaffengebrauch «heruntergesetzt» worden: es hätte nun schon geschossen werden können, wenn Angriffe auf erkennbare SED-Mitglieder erfolgten.[154]

In Leipzig kam es ebenfalls zu einer Demonstration von 2000 bis 5000 Menschen. Auch hier agierten Polizei und MfS an diesem Tag besonders hart, Wasserwerfer trieben die Menschen auseinander. Über 200 Personen wurden zugeführt. In vielen weiteren Städten gab es Protestkundgebungen, Unruhen oder spontane Demonstrationen, u.a. in Karl-Marx-Stadt, Potsdam, Halle, Jena, Magdeburg, Arnstadt, Ilmenau, Aschersleben, Crimmitschau, Dessau, Dippoldiswalde, Erfurt, Guben, Hainichen, Schwarzenberg, Prenzlau, Rosslau, Rostock, Torgau. In manchen Orten beteiligten sich nur Dutzende, in anderen wie Potsdam oder Magdeburg weit über 1000 Menschen. Einen solchen Republikgeburtstag hatte das Land noch nicht erlebt. Hinzu kamen in der gesamten DDR Flugblätter, Losungen auf Straßen und Wänden und immer wieder Rufe «Neues Forum», «Freiheit» oder «Demokratie – jetzt oder nie». Vor allem in kleineren Städten wie Aschersleben tauchten DDR-Fahnen ohne Staatsemblem – also die Deutschlandfahne – auf.

Auch wenn es an vielen Orten zu Protesten und Polizeieinsätzen kam, auch wenn jedes Ereignis seine historische Bedeutung erlangte und auch wenn man sich mit hierarchischen Bewertungen zurückhalten sollte – das eigentliche Erdbeben fand an diesem Tag nicht in Ost-Berlin, Leipzig oder Dresden statt, sondern in Plauen (76.000 Einwohner). Die Stadt lag in Nähe zur innerdeutschen Grenze im Bezirk Karl-Marx-Stadt. Dieser Bezirk zählte traditionell seit den fünfziger Jahren zu den Bezirken neben Berlin, Dresden und Leipzig, in denen SED, MfS und MdI Jahr für Jahr den größten Widerspruch zu ihrer Politik registrieren mussten, wo es den meisten spontanen Widerstand gegen das Regime gab und wo auch stets die Ausreisezahlen am höchsten waren. In der Bezirkshauptstadt Karl-Marx-Stadt hatte es am 7. Oktober eine Demonstration von etwa 2000 Menschen gegeben, in Plauen beteiligten sich zwischen 10.000 und 20.000!

In der Stadt arbeitete seit 1988 eine oppositionelle Gruppe, die sich nach den Januarereignissen in Ost-Berlin und Solidaritätsbekundungen für die Verhafteten zusammenfand und auch die Wahlfälschung im Mai 1989 nachwies. Es existierten Verbindungen nach Leipzig, Königswalde, und es gab von Anfang an keine Berührungsängste zu Ausreiseantragstellern und entsprechenden Gruppen. Superintendent Thomas Küttler gehörte zu jener Gruppe von sächsischen kirchlichen Mitarbeitern, darunter Steffen Heitmann und Christof Ziemer, die am 23. September mit einem Brief an den DDR-Ministerrat gegen das Verbot des «Neuen Forums» protestierten. Am 26. September stellten zwei Ausreiseantragsteller beim Volkspolizeikreisamt den Antrag, am 7. Oktober eine Demonstration für Reisefreiheit, Demokratie und Zulassung der neuen Gruppen durchführen zu können. Die Polizisten empfanden das als «Frechheit» und warfen die beiden hinaus. In Zusammenarbeit mit dem MfS stellten sie fest, die beiden stünden in Kontakt zu der oppositionellen Gruppe. Küttler schrieb am 29. September an den Oberbürgermeister Norbert Martin einen Brief und bedankte sich für die Einladung zum offiziellen Festakt der Stadt aus Anlass des 40. DDR-Geburtstages. Anders als, wie erwähnt, Leich, Demke, Ziegler oder Stolpe von der Konferenz der Kirchenleitungen lehnte er nicht nur dankend ab, sondern erklärte, das vierzigste Jahr der deutschen Teilung könne kein Grund zur Freude sein. Auch der Umgang mit dem Fluchtproblem, mit Andersdenkenden und die Diffamierung der Synode sei für ihn kein Grund zur Freude. «Die Teilnahme an dieser Festveranstaltung zum Gründungstag der DDR würde also ein Maß an problemloser Übereinstimmung zum Ausdruck bringen, das so nicht vorhanden ist. Das Programm dieser Festveranstaltung (…) [lässt] zudem bei mir den Eindruck einer Parteiveranstaltung aufkommen.» Er hoffe, dass die Möglichkeit für Gespräche dennoch weiter gegeben sei.

Als am 5. Oktober Züge mit den Flüchtlingen aus Prag auch durch Plauen rollten, kam es am Bahnhof zu einem kleinen Auflauf von mehreren Hundert Menschen. Sicherheitskräfte räumten mit Gewalt den Bahnhof. Viele Betriebsbelegschaften winkten den Reisenden geschlossen zu. In einem Betrieb fand am 6. Oktober einer der ersten kleinen Streiks im Herbst 1989 überhaupt statt. Am 5. Oktober kamen abends in der Markuskirche etwa 1300 Menschen zusammen, davor standen nochmals etwa 700. Unterdessen kursierte ein Aufruf, am 7. Oktober um 15.00 Uhr auf den zentral gelegenen Theaterplatz zu kommen, um zu protestieren. Das sprach sich schnell herum. Der Aufruf kursierte nur in wenigen Exemplaren. Die Langfassung kannten nur wenige Menschen. Er ist ein zeithistorisch besonders wertvolles Dokument, weil sich darin viele Punkte wiederfinden, die in den nächsten Wochen die Diskussionen in der DDR beherrschten, weil er die allgemeine Wut spiegelte, weil er eine – bis heute weithin unbekannte – Zusammenfassung dessen enthält, was die Menschen auf die Straßen trieb, weil er zeittypisch vor Übertreibungen nicht zurückschreckt, sondern diese als Mobilisierungselement bewusst einsetzte, und weil er zeigt, warum die Bürgerbewegungen nie im Singular, sondern von Anfang an nur im Plural existierten:

«Mitteilung und Aufruf der ‹Initiative zur demokratischen Erneuerung der Gesellschaft›. Bürger der Stadt Plauen! Seit Monaten führt das SED-Regime eine bisher beispiellose Hetz- und Verleumdungskampagne gegen alle demokratisch gesinnten Kräfte in Europa! (…) Doch am schlimmsten sind die Fußtritte des SED-Regimes gegen das eigene Volk! In Funk, Fernsehen und Presse der DDR werden wir offen für unmündig erklärt. Die SED betreibt eine zügellose Volksverhetzung. Ein weltweiter Skandal war die Erklärung der Volkskammer der DDR zu den Vorgängen in China, die gleichzeitig als Drohung für das eigene Volk gedacht war. (…) dieses SED-Regime (…) stellt sich mit solchen verbrecherischen Regierungen einfach auf eine Stufe und bekennt sich offen zu ihnen! (…) Wenn wir diese Entwicklung in ihrer Gesamtheit betrachten (…), so müssen wir feststellen, dass wir Deutsche in der DDR aus der Geschichte des verderbenbringenden 3. Reiches nichts, aber auch gar nichts gelernt haben! 40 Jahre nach der Gründung der DDR zeigen sich hierzu erschreckende Parallelen. Auch wenn es nicht in der Absicht dieses Staates steht und es ihm auch nie möglich sein wird, einen Krieg vom Zaune zu brechen, so sind es doch diejenigen, die am lautesten nach Frieden schreien und am wenigsten dafür tun! (…) Wie können die sogenannte NVA und die Grenztruppen der DDR für sich in Anspruch nehmen, eine ‹Armee des Friedens› zu sein, wenn Menschenverachtung, Kadavergehorsam und faschistischer Ungeist den Charakter bestimmen! Kampfgruppen und Bereitschaftspolizei üben bereits in großem Stile unter Anleitung des Staatssicherheitsdienstes die Niederschlagung von Streiks und Demonstrationen – und damit den Krieg gegen das eigene Volk! Das gesamte SED-Regime stellt nichts weiter als eine verdeckte Militärdiktatur dar, die sich nun immer mehr enthüllt und ihr wahres Gesicht zeigt! (…) 40 Jahre lang wurde den Menschen in unserem Staat jegliches Mitspracherecht verweigert, sie wurden politisch und ideologisch verdummt, eingelullt, unmündig gemacht und eingeschüchtert. Überall spürt man die Ohnmacht des Volkes, deren Folge meist Resignation und Verweigerung sind, und für viele ist die Ausreise die einzige Alternative. Doch es gibt noch eine zweite Alternative, in der jeder einzelne von uns seinen Beitrag leisten kann – ja, muss, und die heißt: Schluß mit Resignation und stummen Protest! Wir müssen endlich handeln – aktiven und energischen Wiederstand leisten! Veränderungen können nur ERZWUNGEN werden. Was wir brauchen, ist eine starke Opposition! Oder wollen wir unsere Identität als Deutsche vollkommen verlieren, indem wir weiter abwarten, was geschieht und auf Hilfe von außen hoffen? Was wollen wir noch alles über uns ergehen lassen – haben wir wirklich soviel zu verlieren? Doch eins steht fest – wenn wir nicht sofort aufwachen und uns von unserer Gleichgültigkeit befreien, dann verlieren wir auch noch unser ‹Gesicht› und unsere Würde. Es geht doch nicht nur um uns, es geht auch um ein geeintes, friedliches Europa, das mit dem Fortbestand solcher Diktaturen wie in der DDR, der ČSSR oder Rumänien überhaupt nicht denkbar wäre! Und schließlich ist auch die Einheit Deutschlands, als ganz natürlicher, nie wegzuleugnender Wunsch aller Deutschen, nur in einem geeinten und gleichberechtigtem europäischen Haus möglich. Das selbe trifft dabei auch für den Kampf gegen die katastrophale Umweltsituation zu. Dieser angeblich ‹sozialistische› Staat ‹DDR› entbehrt jeder Logik und Philosophie des gesunden Menschenverstandes. Es ist das am perfektesten organisierte und funktionierende Ausbeutersystem in der Geschichte der Menschheit. (…) Unsere Forderungen lauten: – Versammlungs- und Demonstrationsrecht; – Streikrecht; – Meinungs- und Pressefreiheit; – Zulassung der Oppositionsgruppe ‹Neues Forum›; – Freie, demokratische Wahlen; – Zulassung unabhängiger Parteien und Umweltgruppen; – Reisefreiheit für alle. (…) BÜRGER! Überwindet Eure Lethargie und Gleichgültigkeit! Es geht um unsere Zukunft! JETZT ODER NIE!!!»[155]

An diesem Tag versammelten sich zunächst einige Hundert Demonstranten auf dem Theaterplatz, schnell wuchs die Menge auf mehrere Tausend an. Die Polizei war überfordert. Die herbeigerufene Berufsfeuerwehr versuchte mit Löschfahrzeugen die Menge auseinanderzutreiben. Obwohl der Einsatz halbherzig blieb, waren viele unbeteiligte, aber nun durchnässte Personen so erbittert, dass sie sich den Demonstranten anschlossen. Es formierte sich ein Demonstrationszug. Ein Polizeihubschrauber kurvte bedrohlich über den Köpfen der Demonstranten. Der örtliche Polizeichef wurde abgesetzt und durch einen Vorgesetzten vom Bezirk ersetzt. Die Menge marschierte, skandierte und kam zum Rathaus zurück. Superintendent Küttler gelang es, die Menge zu beruhigen. Zugleich wurde die Einsatzleitung überredet, den Hubschrauber und die bewaffneten Kampfgruppen abzuziehen. Gegen 18.00 Uhr zerstreute sich die Menge, nur einige Hundert blieben zurück. Polizei, MfS, Kampfgruppen und NVA riegelten die Innenstadt hermetisch ab. Am späteren Abend kam es zu etwa 60 Zuführungen. Küttler rang dem Oberbürgermeister noch an diesem Abend ab, in den nächsten Tagen eine Gruppe von Bürgern zu einem Gespräch zu empfangen. Es fand am 11. Oktober statt.

Plauen wurde nur deshalb 1989/90 nicht zur «Heldenstadt» erklärt, weil die Tragweite der Ereignisse aus der Provinz ohne westliche Fernsehkameras nicht bekannt wurde. Der erste Zeitungsartikel darüber erschien im Westen in einer Provinzpostille Bayerns ein paar Tage nach den Ereignissen, als ein Rentner in den Westen fuhr und darüber berichtete. Bis heute ist nur wenigen, außer den Beteiligten, bewusst, dass diese Stadt im Oktober 1989 die erste war, wo der Wille zur Revolution und zur deutschen Einheit schon am 7. Oktober massenhaft auf der Straße bekundet wurde. An diesem Tag beteiligten sich prozentual so viele Bürger der Stadt an den Protesten wie in keiner anderen Stadt.

Bereits am nächsten Tag erklärte der Chef der freiwilligen Feuerwehr, dass der Einsatz der Berufsfeuerwehr gesetzeswidrig war und dem Ansehen der Feuerwehr nachhaltig geschadet habe. Die Stadt zeigte sich auch anderweitig solidarisch. Polizisten und Feuerwehrleute, die am Einsatz beteiligt waren, wurden in Geschäften nicht mehr bedient. Ziviler Ungehorsam machte sich breit. Schon vor dem Oktober verzeichnete der Bezirk die höchste Austrittsrate bei den Kampfgruppen. Einzelne Einheiten lösten sich praktisch auf. Nach den Ereignissen vom 7. Oktober wiesen Plauen und Karl-Marx-Stadt die höchsten Austrittsraten aus der SED und den Kampfgruppen sowie die höchsten Entpflichtungsgesuche bei der Polizei auf. In der Befehlsverweigerung bei den Kampfgruppen lag zwar Leipzig vor dem Bezirk, aber auch nur, weil die meisten Kritiker bereits zuvor ausgeschieden waren. Plauen blieb wochenlang die Stadt in der DDR, die allen anderen jeweils einen Schritt voraus war – sowohl was die Massenmobilisierung als auch was die Forderungen anbelangte. Hätte irgendein verantwortlicher Politiker in Ost oder West im Oktober auf Plauen geschaut und die Stadt als Abbild der DDR wahrgenommen, wäre er der Visionär gewesen, der gewusst hätte, wohin und wie schnell die Reise gehen würde. Plauen aber kam auf der politischen Landkarte nicht vor. Joachim Gauck formulierte einmal: Die SED «inszenierte in kleiner Besetzung das Kammerspiel Reform des Systems. Zu spät. Die Massen waren stürmisch erwacht. Plauen sei dank! Sie wollten nicht Kammerspiel. Sie wollten Endspiel. Götterdämmerung war angesagt.»[156]

 

Am 8. Oktober vormittags, es war ein Sonntag, verschickte Krenz im Auftrag von Honecker an alle SED-Bezirksleitungen ein eiliges Rundschreiben, mit dem summarisch auf die «rowdyhaften Zusammenrottungen und gewalttätigen Auseinandersetzungen» in mehreren Bezirken hingewiesen wurde. «Es ist damit zu rechnen, dass es zu weiteren Krawallen kommt. Sie sind von vornherein zu unterbinden.» Die Bezirkseinsatzleitungen seien sofort einzuberufen, alle wichtigen Partei-, Gewerkschafts- und FDJ-Funktionäre sowie die Mitarbeiter staatlicher Organe seien unverzüglich zu informieren. In der Bezirkspresse müssten sofort distanzierende Beiträge abgedruckt werden und außerdem seien morgens bis 6.00 Uhr tägliche Berichte über die Lage an die zuständige ZK-Abteilung zu schicken.[157] Minister Mielke befahl «volle Dienstbereitschaft», alle MfS-Angehörigen verblieben entweder in den Dienstobjekten oder durften sich zu Hause nicht vom Fleck rühren. Die ständigen Waffenträger gingen von nun an nicht mehr ohne Waffen auf die Straßen. Die Führungsoffiziere sollten IM mobilisieren und zum Einsatz bringen, um neue Aktionen zu verhindern. Die Dienstgebäude von MfS, Staat und Partei seien besonders zu schützen, mögliche Angriffe auf Waffenlager abzuwehren sowie «Terror- und andere Gewalthandlungen, insbesondere gegen Mitglieder der SED und andere progressiv auftretende Bürger (…) konsequent zu verhindern.»[158] Das war kein Befehl zum Einsatz von Schusswaffen, er schloss diesen aber auch nicht aus.

Wie in Ost-Berlin kam es am Abend des 8. Oktober abermals in mehreren Städten zu Demonstrationen und Unruhen. An diesem Tag fand die erste, sehr kleine, nachweisbare Demonstration vor einem MfS-Gebäude statt – vor der Kreisdienststelle Bischofswerda skandierten 45 junge Leute «Stasi raus», «Stasi-Schweine», «Freiheit», «Die Mauer muß weg», «Gorbi her» und «Wir bleiben hier». Die Polizei führte alle zu.[159] Die wichtigsten Demonstrationen fanden in Dresden statt. Wieder waren Tausende auf den Straßen, die u.a. riefen «Wir bleiben hier – Reformen wollen wir!», «Ohne Gewalt» oder «Gorbi, Gorbi». Am späten Nachmittag nahmen Polizei und MfS etwa 150 Personen fest. Immer wieder kam es zu polizeilichen Räumungsaktionen, die staatliche Gewalt drohte neuerlich zu eskalieren. Hans Modrow stellte sich unterdessen erstmals offen gegen die SED-Führung. In der Sitzung der Bezirkseinsatzleitung ordnete er an, keine Gewalt mehr anzuwenden, sondern nur noch politische Mittel einzusetzen. Ab etwa 17.30 Uhr versuchten die Sicherheitskräfte, die Demonstrationen zu kanalisieren, einzukesseln, auseinanderzudividieren, setzten aber keine Gewalt in Form von Schlagstöcken oder Wasserwerfern mehr ein. Eingekesselten Demonstranten gelang es am Abend, mit Einsatzleitern der Polizei ins Gespräch zu kommen. Kaplan Frank Richter forderte ein Gespräch mit Oberbürgermeister Berghofer. Richter trug sich schon seit Tagen mit der Idee, aus einer Demonstration heraus mit dem Staat ins Gespräch zu kommen. An diesem Tag ging die Rechnung auf. Die Demonstranten wählten die «Gruppe der 20» aus ihrer Mitte und bestimmten die Gesprächsthemen. Berghofer signalisierte, er komme zwar nicht auf die Straße, sei aber bereit, am nächsten Morgen eine Abordnung in seinen Diensträumen zu empfangen. Das teilte Superintendent Christof Ziemer mit einem Polizeimegaphon der Menge mit und sagte, morgen Abend würde in mehreren Kirchen von den Gesprächsergebnissen berichtet werden. Dresden steuerte auf friedliche Lösungen zu. Das Signal verbreitete sich schnell im ganzen Land. Die Zugeführten erlebten allerdings auch in dieser Nacht Gewaltexzesse.

9. Oktober 1989 – Leipzig: Ein Tag der Entscheidung

Wer auch immer die Rede von der «friedlichen Revolution» erfunden haben mag, er scheint erst am Abend des 9. Oktober erstmals hingeschaut zu haben. Es herrschte an diesem Montag eine unglaubliche Anspannung. Es gab nur ein Thema: kommt heute Abend in Leipzig die «chinesische Lösung» oder kommt sie nicht? Die Nachrichten beunruhigten. Am 5. Oktober verkündete ein Kampfgruppenkommandeur in der «Leipziger Volkszeitung», «wir» könnten nicht tatenlos zu sehen, wie «unsere» Ordnung gefährdet werde. Einen Tag später schrieb Günter Lutz, ebenfalls Kampfgruppenkommandeur: «Wir sind bereit und Willens, das von uns mit unserer Hände Arbeit Geschaffene wirksam zu schützen, um die konterrevolutionären Aktionen endgültig und wirksam zu unterbinden. Wenn es sein muss, mit der Waffe in der Hand!» Die Demonstration am 7. Oktober in Leipzig und die Gewalt staatlicher Kräfte dabei ließen Schlimmes befürchten. Im Laufe des Tages sickerten immer mehr Meldungen und Gerüchte durch. Um Leipzig herum seien starke NVA-Verbände zusammengezogen worden, wie auch um Berlin, Magdeburg und Dresden. Polizei, MfS und «gesellschaftliche Kräfte» waren in Leipzig überall sichtbar. Aus den Krankenhäusern kamen besonders bestürzende Nachrichten: Betten seien freigeräumt, zusätzliche Blutkonservenlager und anderes mehr, was auf blutige Zwischenfälle schließen ließ, seien vorsorglich angelegt worden.

In Berlin verbreiteten 17 Pfarrer und Kirchenmitarbeiter, darunter Forck, Stolpe, Krusche, Eppelmann, Hülsemann, Furian, Passauer sowie Bernd Albani, Gisbert Mangliers und Werner Widrat «Fünf dringende Bitten»: alle Bürger sollten angstfrei Meinungsfreiheit ausüben, der Staat Veränderungen einleiten, die Ordnungs- und Sicherheitskräfte sich zurückhalten und die beunruhigten Menschen sich an keinen ungenehmigten Demonstrationen mehr beteiligen.[160] Die fünfte Bitte vergaßen sie in der Eile. Abends zitierten westliche Nachrichtensendungen die Botschaft mehrfach. Das oppositionelle Kontakttelefon bei der Gethsemanekirche wies diese Erklärung als unangemessen zurück. Gewalt gehe allein von staatlichen Einsatzkräften aus.

In Leipzig herrschte den ganzen Tag über in den Amtsstuben von Staat und Kirchen Hektik. Es wurde verhandelt und geredet. Mehrfach fragten Leipziger Funktionäre in Ost-Berlin nach, was zu tun sei. Das ZK schwieg, Egon Krenz als zuständiger ZK-Sekretär ebenfalls. Er gab weder den Befehl zuzuschlagen noch dies zu unterlassen. Mielkes Befehl vom Tag zuvor, der oft fehlinterpretiert wurde, beinhaltete keine offensive Zerschlagungsstrategie. Die MfS-Kräfte sollten nur im Verteidigungsfall von Institutionen und Personen zurückschlagen, eine immer noch offene Interpretationsangelegenheit, aber keinesfalls eine umfassende Angriffsoption.

Leipziger Oppositionsgruppen verbreiteten einen Appell zur Gewaltlosigkeit. «Davon hängt unsere Zukunft ab.» Von hoher symbolischer Wirkung war ein Aufruf von drei SED-Funktionären der SED-Bezirksleitung (Kurt Meyer, Jochen Pommert, Roland Wötzel) und drei Leipziger Prominenten (Dirigent Kurt Masur, Theologe Peter Zimmermann und Kabarettist Bernd-Lutz Lange), die sich auf einen gemeinsamen Text verständigten. Masur bestand darauf, dass die SED-Funktionäre namentlich mitzögen, sonst verfehle der Aufruf seine Wirkung. Nach Zögern und Rücksprache stimmten sie zu. In vier Leipziger Kirchen hatten sich unterdessen Tausende Bürger zum Montagsgebet eingefunden. Als sie etwa eine Stunde später die Kirchen verließen, warteten draußen Zehntausende, es ist die Rede von bis zu 70.000 Demonstranten. Kurz nach 18.00 Uhr ertönte die Erkennungsmelodie des Leipziger Stadtfunks aus den Lautsprechersäulen am Leipziger Ring. Viele bekamen Angst, befürchteten, der Ausnahmezustand werde verhängt. Es folgte aber unter Nennung der Namen und Funktionen der erwähnte Aufruf: «Unsere gemeinsame Sorge und Verantwortung haben uns heute zusammengeführt. Wir sind von der Entwicklung in unserer Stadt betroffen und suchen nach einer Lösung. Wir alle brauchen freien Meinungsaustausch über die Weiterführung des Sozialismus in unserem Land. Deshalb versprechen die Genannten heute allen Bürgern, ihre ganze Kraft und Autorität dafür einzusetzen, dass dieser Dialog nicht nur im Bezirk Leipzig, sondern auch mit unserer Regierung geführt wird. Wir bitten Sie dringend um Besonnenheit, damit der friedliche Dialog möglich wird. Es sprach Kurt Masur.» Nicht nur die Demonstranten, auch einige Sicherheitskräfte waren beeindruckt, atmeten auf. Die Leipziger Einsatzzentrale wartete immer noch auf einen Befehl von Krenz. Zehntausende skandierten: «Wir sind das Volk!» Nur wenige wussten, dass sie damit eines der berühmtesten Gedichte der 1848er Revolution – Ferdinand Freiligraths «Trotz alledem!» – zitierten: «Nur, was zerfällt, vertratet ihr! / Seid Kasten nur, trotz alledem! / Wir sind das Volk, die Menschheit wir, / Sind ewig drum, trotz alledem! / Trotz alledem und alledem: / So kommt denn an, trotz alledem! / Ihr hemmt uns, doch ihr zwingt uns nicht – Unser die Welt trotz alledem!»

Kurz nach 18.35 wurde entschieden, nicht einzugreifen, sofern keine Angriffe erfolgten. Vor der MfS-Bezirksverwaltung stellten Demonstranten zahlreiche brennende Kerzen ab. Die seit dem 4. September in U-Haft sitzende Bürgerrechtlerin Karin Hattenhauer berichtete später: «Ich habe im Knast das Donnern gehört und geglaubt, es rollen Panzer über die Straßen. Dass die Geräusche von den Schritten tausender Demonstranten kamen, konnte ich nicht wissen.»[161] Um 19.15 Uhr rief Krenz in Leipzig an und segnete nachträglich die Entscheidung, nicht einzugreifen, ab. Um 20 Uhr begann im Gewandhaus ein Konzert unter Leitung von Masur. Auf dem Plan stand Richard Strauss’ «Till Eulenspiegels lustige Streiche».

An diesem Tag fanden größere Zusammenkünfte in Kirchen in Magdeburg, Dresden, Jena, Ost-Berlin, Meerane, Lindow, Merseburg, Ribnitz-Damgarten, Stralsund, Wismar, Wurzen oder Markneukirchen statt. Überall wurden die Vorgänge in Leipzig mit großer Anspannung verfolgt. In der Ostberliner Gethsemanekirche sind von den bangenden Besuchern die Informationen vom friedlichen Verlauf der Leipziger Demonstration mit großer Erleichterung und heftigem Jubel aufgenommen worden. In Halle kam es noch zu gewaltsamen Übergriffen auf friedliche Demonstranten. In Lindow zogen Hunderte zum Rathaus und forderten die Freilassung politischer Gefangener. Hier blieb es offenbar auch friedlich. Die Oppositionellen Siegbert Schefke und Aram Radomski aus Ost-Berlin, seit längerem im Besitz einer Kamera, die sendefähig aufnahm, filmten von einer Kirche konspirativ, nachdem sie MfS-Häscher abschütteln konnten, die Massendemonstration in Leipzig. Die Kamera hatte Roland Jahn besorgt. Er organisierte auch, dass bundesdeutsche Nachrichtensendungen am nächsten Abend, am 10. Oktober, die ersten Bilder von dieser Demonstration aus Leipzig ausstrahlten. Die Stadt wurde zum Fanal wegen der Massen und wegen der weltweit ausgestrahlten Fernsehbilder. Als sich herausstellte, dass in Leipzig alles friedlich blieb und der Staat sich zurückzog, stellte sich im ganzen Land Freude und eine unglaubliche Erleichterung ein: die SED zog die befürchtete «chinesische Karte» nicht. Augenblicklich hegten viele Menschen neue Hoffnungen, denn nun müsse doch alles besser werden.

Noch konnte niemand erahnen, dass dieser Tag historische Bedeutung erlangen würde. Heute wissen wir, an diesem Tag entschied sich, dass die Revolution von nun ab friedlich verlaufen würde, der Zusammenbruch des Regimes voranschritt und die Menschen näher an ihrer Selbstbefreiung waren, als irgend jemandem bewusst war.


Kapitel III

Untergang einer Diktatur




 

 

 

Die Dynamik der Ereignisse: Eine notwendige Zwischenbemerkung

Am Montagnachmittag, dem 9. Oktober 1989, verbreitete die Mahnwache in der Ostberliner Gethsemanekirche einen «Aufruf». Darin tauchte erstmals in diesen Tagen der Gedanke eines «runden Tisches» auf: «Jetzt ist die Zeit reif für konstruktive Aussprachen aller Gruppierungen und Kräfte unseres Landes am runden Tisch.»[1] Am Abend desselben Tages verteilten Oppositionelle in der Gethsemanekirche die erste Ausgabe des «telegraph», dem ein aktueller Nachtrag zum friedlichen Verlauf der Massendemonstration in Leipzig beigefügt war. Bis Ende Oktober folgten sechs weitere Ausgaben mit News. Der «telegraph» löste die «Umweltblätter» ab, redaktionell betreute ihn eine Gruppe um Wolfgang Rüddenklau und Tom Sello von der Umweltbibliothek und Peter Grimm von der «Initiative Frieden und Menschenrechte». In beiden Fällen – «Runder Tisch» und «eigene Zeitung» – könnte behauptet werden, es habe sich um Premieren gehandelt. Sowohl die Forderung nach «Runden Tischen» wie die Herstellung eigener Öffentlichkeiten fielen im Herbst 1989 jedoch nicht aus einem geschichtslosen Himmel. Beides lässt sich zwar am 9. Oktober in Ost-Berlin empirisch nachweisen. Aber: damit ist noch lange nicht bewiesen, dass es dies woanders nicht schon früher gegeben hat.[2]

Diese Überlegung verweist auf ein grundsätzliches Problem. Denn es lässt sich nicht mit Sicherheit angeben, was wo, wann und warum erstmals in welchen Kreisen öffentlich gesagt, gefordert, getan und verweigert wurde. Das Beispiel Plauen zeigte bereits, dass etwa die häufige Annahme, die deutsche Frage hätte anfangs gar keine Rolle gespielt, weder stimmt noch falsch ist. In dieser Stadt wie etwa auch in Suhl stand sie von Anfang an auf der Agenda. Selbst auf einem Treffen der «Kirche von Unten» am 2. Oktober meldeten sich Anhänger der Wiedervereinigung.[3] Natürlich bewegte die deutsche Frage die Menschen in der DDR, und zwar nicht erst seit dem Herbst 1989. Die Positionen dazu fielen unterschiedlich aus. Aber die Frage, ob man angesichts der Zustände in der DDR im September/Oktober 1989 einen Aufruf mit «Einheit Jetzt!» oder «Demokratie Jetzt!» überschreiben solle, erscheint nur nachträglich als reale Alternative. Gerade die Bürgerbewegungen waren zu diesem Zeitpunkt weniger von Idealisten geprägt, als oft behauptet wird. Das ließe sich praktisch an jeder Frage, Forderung, Idee oder Organisation durchspielen. Nach dem 9. Oktober geschah genau das, was der «demokratische Zentralismus» stets zu verhindern suchte: die Gesellschaft offenbarte ihre vielgliedrige Gestalt. Jede Idee und Handlung, die sich öffentlich zeigte, hatte es von nun an stets auch mit öffentlichen Gegenentwürfen zu tun. Die Demonstrationen ähnelten sich nur noch scheinbar. Die Forderungen wiesen zwar gemeinsame Grundmuster auf, schlossen sich im Detail aber zuweilen gegenseitig aus. Die Handlungsoptionen, die gewählt wurden, waren nun nicht mehr nur in den Bürgerbewegungen verschiedenartig, auch Staat, Staatsparteien und Staatsorganisationen verloren rasch und Tag für Tag sichtbarer an Einheitlichkeit. Das «Neue Forum» war in Ost-Berlin etwas anderes als in Dresden, Karl-Marx-Stadt, Erfurt oder Rostock und in fast jeder Stadt gab es wiederum unterschiedliche Strömungen. Aber dieser Befund gilt nicht nur für die neuen Organisationen und Parteien, sondern auch für den SED-Herrschaftsapparat. Wenn ein brodelnder Kessel geöffnet wird, entweicht der Dampf in alle Richtungen. Der Kessel öffnete sich zwar nach dem 9. Oktober zunächst nur wenig, aber er öffnete sich. Gesellschaftskrise, Flüchtlinge und Bürgerrechtsbewegung zwangen die Machthaber, den Deckel langsam zu lüften.

Eine Kontinuität scheint es gegeben zu haben: fast überall gingen die Initiativen von Personen und Personengruppen aus, die schon vor dem Herbst 1989 oppositionell aktiv waren. Aber: auch das stimmt in dieser Absolutheit nicht, weil es Gegenbeispiele gibt. Die Gesellschaft war in Bewegung geraten, aber noch Mitte Oktober wagte sich nur eine kleine Minderheit auf die Straßen und in die Kirchen, nur eine gesellschaftlich überschaubare Gruppe unterschrieb die Aufrufe, wurde Mitglied, richtete Briefe, Eingaben, Proteste, Anzeigen an Staats- und Parteiinstitutionen. Die Fernsehbilder aus Leipzig, Dresden und Ost-Berlin lügen nicht, aber sie suggerieren noch heute, alle wären «dabei» und «dafür» gewesen. So weit war es noch nicht, so weit kam es nie.

Die mediale Konzentration auf einige Großstädte vermittelte ein Bild, das mobilisierend wirkte, aber nicht der Realität entsprach. Die Oppositionellen schliefen kaum noch, erfuhren eine Medienpräsenz wie nie zuvor, bekamen geradezu eine welthistorische Bedeutung, die sie aus Hinterhöfen in die Hauptnachrichtensendungen katapultierte. Bei alldem wurde oft übersehen, dass es sich um aktive Minderheiten handelte und dass die regionalen Unterschiede groß waren. Theoretisch ist dies in revolutionären Zeiten, und um eine solche handelte es sich, immer so. Auch der Streit, ob der Untergang der DDR eine Revolution oder ein Zusammenbruch war, ist müßig, weil immer beides zusammenkommt. Die einen können nicht mehr, die anderen wollen nicht mehr; die einen können noch nicht ablassen von der Macht, die anderen können sie noch nicht übernehmen; und die einen sind untereinander ebenso uneinig wie die anderen. Auch das ist revolutionstheoretisch banal. Die Ereignisse am 14. Juli 1789 in Paris, am 18. März 1848 in Berlin, am 7. November 1917 in Petrograd oder am 9. November 1918 in Berlin waren zentrale Ereignisse, historische Zäsuren. Aber sie waren immer nur symbolische Tage, weil die Ereignisse und Folgen sehr unterschiedlich abliefen. Zum 14. Juli 1789 existieren zwei schöne Geschichten. In der einen setzt sich Ludwig XVI. abends in Versailles an seinen Schreibtisch, schlägt sein Tagebuch auf, grübelt und schreibt: «rien». In der anderen geht der oberste königliche Kammerherr, ein Herzog, nach einigem Zögern zu seinem König ins Schlafgemach und berichtet über die Ereignisse in Paris. Der König reagiert empört: «Aber, das ist eine Revolte!» Der Herzog entgegnet geistesgegenwärtig: «Nein, Sire, das ist eine Revolution.»

Beide Anekdoten sind bezeichnend und durchaus lehrreich. Beide aber haben so niemals stattgefunden. In sein Tagebuch schrieb der König das berühmte «nichts», meinte aber damit seine Jagderfolge. Und das Gespräch, nicht die Rolle des Herzogs, ist eine nachträgliche Erfindung. Historisch unzutreffend und dennoch nicht ganz daneben – symbolisieren sie doch Blicke von Zeitgenossen und Nachgeborenen auf das Ancien Régime und den 1793 enthaupteten König. In beiden Anekdoten spiegelt sich zugleich eine Perspektivenvielfalt auf einen Tag, ein Ereignis, einen historischen Prozess. Vielfalt in einem Umbruchsprozess ist geradezu eine Voraussetzung für diesen. Je nach Perspektive lässt sich jedes Ereignis ganz anders erzählen, deuten, nacherleben.[4] Für die Revolution 1989/90 heißt das: Nicht nur die Akteure, Zeitzeugen und Beobachter erlebten die Vorgänge sehr unterschiedlich – je nachdem wo sie lebten, was sie taten, wie sie dachten, was sie wollten. Auch Historiker können ganz unterschiedliche Perspektiven einnehmen und Methoden wählen, mit ähnlichem Material arbeiten und dabei doch zu unterschiedlichen Ergebnissen gelangen. Vergleicht man die Ereignisse in Röbel und Plauen, in Suhl und Karl-Marx-Stadt, in Dresden und Leipzig, Klingenthal und Wismar miteinander, so wird man einige Gemeinsamkeiten und Ähnlichkeiten aufspüren, aber doch zugleich so viele Unterschiede, dass sich unweigerlich die Frage stellt, ob hier nicht Melonen mit Kartoffeln verglichen werden. Es gibt mindestens drei methodische Wege, dem Dilemma zu entkommen. Der beste und naheliegendste besteht darin, alles als Chronist genau nachzuzeichnen und die Entwicklungen in jeder Stadt und jedem Dorf zu rekonstruieren. Dafür benötigt man zwar ungefähr 30 bis 50 Jahre Arbeitszeit und einen Verlag, der die etwa 25-bändige Ausgabe druckt, aber anschließend wird man – meist nach dem eigenen Tod, Schüler setzen das Mammutwerk noch fort – zum gefeierten Fußnotenhelden von zwei, drei nachfolgenden Historikergenerationen. Intellektuell etwas anstrengender, aber zeitlich weniger intensiv ist der exemplarische Vergleich zwischen Regionen, politischen Gruppen, gesellschaftlichen Strömungen. Von Vorteil wäre dabei, man hätte die erwähnte 25-bändige Ausgabe zur Hand, die es aber noch nicht gibt. So stellt sich der Nachteil von selbst ein: man erklärt zum Beispiel etwas, von dem man nicht wirklich wissen kann, welche Bedeutung es tatsächlich hatte. Wolgast und Gützkow liegen nicht einmal 30 Kilometer voneinander entfernt, die Entwicklungen waren sehr unterschiedlich, wofür stehen sie aber? Dresden, Leipzig, Ost-Berlin – auch hier entwickelten sich die Handlungsabläufe sehr verschieden, waren sie aber wirklich so unterschiedlich und wenn ja, wofür stehen sie eigentlich exemplarisch? Bleibt der dritte Weg, der simpelste: man nimmt Akteure ins Visier, setzt sie in Bezug zu unumstößlichen Fakten und versucht ungeachtet von Hunderten Sonderwegen eine Schlängellinie durch den historischen Prozess zu ziehen, der uns heute als Gerade und fast gesetzmäßig erscheinen mag.

Da Historiker von Chronisten nichts halten, sich ihrer aber gern bedienen ohne es zu erwähnen, es Chronisten bislang aber nur für einige wenige Orte gibt, und die Akten wiederum oft ein anderes Bild als die Chronisten zeichnen, geht dieses Buch folgerichtig den einfachen Weg und malt eine Schlängellinie, die hoffentlich nicht falsch ist, aber auf keinen Fall ganz richtig sein kann. Denn in Wolgast war alles anders als in Gützkow, in Suhl anders als in Putbus. Überall war alles anders, aber das Ergebnis war überall gleich.

Revolution und Konterrevolution – Reaktionen und Gegenreaktionen

Am Dienstag und Mittwoch, den 10. und 11. Oktober 1989, tagte das SED-Politbüro. Die mächtigsten Männer wussten nicht mehr weiter. Am Abend des 11. Oktober verbreiteten die DDR-Nachrichten eine Erklärung, die im gewohnten SED-Deutsch erklärte, dass erstens bislang alles richtig war und dass zweitens alles noch viel richtiger und besser werden würde. Ein Gedanke ließ aufhorchen: «Der Sozialismus braucht jeden. Er hat Platz und Perspektive für alle. Er ist die Zukunft der heranwachsenden Generationen. Gerade deshalb lässt es uns nicht gleichgültig, wenn sich Menschen, die hier arbeiteten und lebten, von unserer Deutschen Demokratischen Republik losgesagt haben.» Dies war die implizite Zurücknahme des skandalösen «Tränen-Satzes» vom 2. Oktober. Sonst erklärte die SED-Führung, sie würde auch weiterhin gegen konterrevolutionäre Bestrebungen vorgehen und sich nicht erpressen lassen. «Wir stellen uns der Diskussion. Wir haben dafür alle erforderlichen Formen und Foren der sozialistischen Demokratie. Wir rufen auf, sie noch umfassender zu nutzen. Doch wir sagen auch offen, daß wir gegen Vorschläge und Demonstrationen sind, hinter denen die Absicht steckt, Menschen irrezuführen und das verfassungsmäßige Fundament unseres Staates zu verändern. (…) DDR, Sozialismus und Frieden, Demokratie und Freiheit gehören für immer zusammen. Nichts und niemand kann uns davon abbringen. (…) das Volk der Deutschen Demokratischen Republik hat sich für immer für den Sozialismus entschieden.»[5] Wenn man den Text heute liest, braucht man eine Weile, um die versteckten Botschaften zu entschlüsseln. Damals haben die meisten Menschen sofort begriffen, dass sich hier neue Tendenzen anbahnten, auch wenn er keine neuen politischen Optionen enthielt. Das enttäuschte. Dazu muss man gar keine oppositionellen Erklärungen oder Lageberichte von SED, MfS und Blockparteien heranziehen. Der stellvertretende Bauminister Haak (SED) meinte, diese Erklärung erfolge «sehr spät und lässt viele Fragen offen. Es wird die Frage aufgeworfen, warum diese Erklärung von einem Nachrichtensprecher verlesen wurde und nicht von einem Politbüro-Mitglied selbst?»[6] Die erste Veränderung, die öffentlich nicht kommuniziert werden konnte, weil diese Praxis seit 1949 nicht verfassungskonform war, beschloss der Ministerrat am 12. Oktober: Vorlagen der Fachministerien «mit zu lösenden Problemen» sollten nicht mehr den ZK-Fachabteilungen vorgelegt werden, sondern waren nun unmittelbar «durch den Staatssekretär an den Ministerrat» einzureichen.[7]

Die Politbüroerklärung war einerseits durch den Druck der Straßen und den Flüchtlingsstrom, beides «Abstimmungen mit den Füßen», sowie die Formierung täglich stärker werdender Bürgerbewegungen entstanden. Andererseits erreichten das ZK seit Anfang Oktober Hunderte Briefe von SED-Mitgliedern und ganzer Parteiorganisationen, mit denen ihre Absender nicht nur Unzufriedenheit, sondern auch viele Vorschläge für Veränderungen vorbrachten. Nur die wenigsten Briefe stützten das SED-Politbüro. 16 SED-Mitglieder wandten sich z.B. am 10. Oktober mit einem Brief an die Parteispitze, der schon ungewöhnlich losging: «Liebe Genossen! Wir fordern von Euch: Führt die Partei aus der gegenwärtigen Defensive! Lasst uns gemeinsam für einen Sozialismus arbeiten, der den inneren Entwicklungserfordernissen unserer Gesellschaft und den welthistorischen Herausforderungen an den Sozialismus entspricht!» Nachfolgend forderten sie u.a. Schluss zu machen mit der unsäglichen Medienpolitik, die Geschichte ehrlich aufzuarbeiten, innerparteiliche Demokratie herzustellen, den Betrieben größere Eigenverantwortung zu überlassen, «sozialistische Rechtsstaatlichkeit» und die in der Verfassung garantierten Grundrechte zu gewähren und ein neues Wahlsystem, das die Wahl zwischen verschiedenen Kandidaten zulässt, einzuführen. «Wir müssen lernen, die Wahrheit im Streit und im praktischen Experiment zu suchen und zu finden.»[8]

Solche innerparteilichen Erklärungen, die öffentlich noch nicht sichtbar waren, verstärkten den Druck auf die SED-Führung. Hinzu kam, dass FDJ-Chef Aurich von ersten Auflösungserscheinungen seiner Organisation zu berichten wusste. Selbst an den Universitäten und Hochschulen brodelte es. Am 11. Oktober kam es an der Humboldt-Universität zu einer ersten kleinen Kundgebung mit 200 bis 300 Teilnehmern, darunter etwa die Hälfte abgeordnete «gesellschaftliche Kräfte». An allen Hochschulen sammelten einzelne Studierende Unterschriften für das «Neue Forum», denen dafür noch immer mit Exmatrikulation gedroht wurde. FDJ, SED und MfS versuchten noch einige Wochen, die Bestrebungen für unabhängige Studentenvertretungen zu unterwandern und zu kanalisieren, aber nicht einmal hier gelang ihnen dies wirkungsvoll.

Stattdessen trugen SED und FDJ täglich weiter zur Delegitimierung ihres Regimes unbeabsichtigt bei. Auf der einen Seite begannen nach dem 12. Oktober in vielen Städten und Gemeinden «Dialoggespräche» zwischen Partei und Staat einerseits, Kirchen und Bürgerrechtsvertretern andererseits. Die Strategie der SED lief darauf hinaus, die Menschen wieder von der Straße zu bekommen. Das war in Dresden und Plauen ebenso der Anlass für die Gespräche gewesen, wie dies nun täglich in immer mehr Städten und Gemeinden die Motivation für die SED war, sich auf solche Gespräche überhaupt einzulassen. Auf der anderen Seite kamen immer wieder Erklärungen und Vorgänge ans Licht der Öffentlichkeit, die deutlich zeigten, dass die SED noch längst nicht gewillt war, einzulenken. Ausgerechnet Kurt Hager erklärte am 12. Oktober, die SED habe den Dialog erfunden und eingeführt. Darüber haben gewiss selbst ZK-Mitarbeiter heimlich gelacht. Die «Junge Welt» fing derweil an, zwischen gewohnter kommunistischer Desinformation und politischen Öffnungstendenzen zu schwanken. Am Mittwoch, den 11. Oktober 1989, erschien ein Bericht über ein Treffen von Musikern wie Toni Krahl, Tamara Danz, André Herzberg oder Gerhard Gundermann mit FDJ-Chef Aurich, das zwei Tage zuvor stattgefunden hatte. Nicht nur die Musiker waren erstaunt, auch viele andere zeigten sich über den Artikel irritiert. Wenige Stunden nach Erscheinen wussten die Initiatoren vom «Neuen Forum» bereits, dass Krahl und Mitstreiter betrogen worden waren. Die Nachricht verbreitete sich innerhalb weniger Stunden im ganzen Land. Die «Junge Welt» sah sich genötigt, am 13. Oktober folgende Gegendarstellung der Musiker abzudrucken: «Empört und enttäuscht können wir die Veröffentlichung über dieses Treffen in der Jungen Welt vom 11.10.89 nur als Vertrauensbruch werten. (…) Zentraler Punkt unserer Diskussion war natürlich nicht die Vereinbarung von neuen Auftrittsmöglichkeiten, sondern der Dialog über Inhalt und Veröffentlichung unserer Resolution. (…) Richtig ist, dass wir nicht beim Neuen Forum unterschrieben haben, aber richtig ist auch, dass wir den Versuch von Bürgern unseres Landes, sich basisdemokratisch zu organisieren, ausdrücklich begrüßen (…) Richtig ist, dass wir Westmedien als Vermittler ungeeignet finden, aber richtig ist auch, dass wir fordern, dass unsere Medien diese Funktion wahrnehmen müssen. (…) Richtig ist, dass wir Verantwortung für den Sozialismus übernehmen wollen, aber richtig ist auch, dass wir Gewalt als Mittel der politischen Auseinandersetzung ablehnen und einen ‹himmlischen Frieden› befürchten. Sollte durch die o. g. Veröffentlichung in der JW vom 11.10.1989 der Eindruck entstanden sein, dass wir auch nur eine Position unserer Resolution verlassen haben, stellen wir hiermit ausdrücklich fest, dass wir und weitere 3000 Kollegen nach wie vor zu unserer Resolution stehen und auf Veröffentlichung drängen.»[9]

Die «Junge Welt» war die erste Tageszeitung, die ihre klare Linie verlor. Schon Tage zuvor hatte sie einen Brief von Hermann Kant an Chefredakteur Schütt abgedruckt, in dem es u.a. hieß: «Weniger vor dem Sumpf dort drüben warnen (…) mehr an die eigene Nase fassen.» Mit ausdrücklichem Blick auf den Menthol-Kellner Ferworn verlangte er «nach allgemeiner Abrüstung … von den Atomraketen bis zu den Räuberpistolen». Freiheit bestehe nicht nur «in der Abwesenheit von Arbeitslosigkeit, Kriminalität, Sozialelend und Bildungsnot», schrieb Kant. Das Beste an der DDR sei, dass es sie gebe. Das Schlechteste sei, dass es sie so gebe.[10] Kants erstaunlicher Brief und die Gegendarstellung der Musiker standen am Beginn einer innerhalb weniger Wochen die Medienlandschaft verändernden Entwicklung. Die Medien blieben noch bis weit ins Jahr 1990 der SED treu, aber sie öffneten sich allmählich ab Ende Oktober, Anfang November, was zur Folge hatte, dass Tageszeitungen, die es in der Mangelgesellschaft meistens gegeben hatte, nun auch noch knapp wurden.

Die JW-Ausgabe vom 11. Oktober demonstrierte, wie schwer es den Kommunisten fiel, andere Meinungen zu akzeptieren. Die stellvertretende Chefredakteurin Karin Retzlaff publizierte einen langen Beitrag unter der Überschrift «Henrich! Mir ‹grauts› vor dir!» Dieser demagogische Frontalangriff gegen den Buchautor Rolf Henrich meinte nicht nur ihn. Der letzte Satz lautete: «Der Mann ist einer der Initiatoren des ‹Neuen Forums›».[11] Christa Wolf schrieb der Frau am 17. Oktober einen Brief, der sehr gut die Situation kritisch eingestellter Kommunisten spiegelt: Ich «glaube (…) den Text Ihres Artikels (…) seit Jahrzehnten zu kennen: Es ist der Ton der Demagogie (…) Mehr als 50.000 zumeist junge Bürger (…) verlassen innerhalb weniger Wochen die DDR, und diese (…) Zeitung hält es für angebracht, auf mehr als einer kostbaren Seite gegen einen Autor zu polemisieren, der offenbar (…) einige der Gründe für diese massenhafte Abwanderung zur Sprache bringt. Die aus dem Zusammenhang gerissenen Zitate kann der Leser nicht kontrollieren, weil das Buch ja nicht in der DDR erschienen ist, der Autor hat keine Möglichkeit zur Erwiderung, und es trifft sich gut, dass man gleichzeitig mit ihm auch das ‹Neue Forum› abwerten kann. Ich aber werde scheinheilig (oder drohend?) gefragt, ob es mir ‹wohl gefällt›, dass er sich auf mich ‹beruft›. Hören Sie: Ich kenne weder Rolf Henrich noch – bis jetzt – sein Buch (…) Sehr möglich, dass ich außer Zustimmung auch kritische Einwände gegen einen Teil seiner Thesen und Behauptungen hätte. Gleichwohl sollte er sie vertreten können – scheinen sie mir doch nicht geeignet zu sein, junge Leute aus dem Land zu treiben.»[12] Erst am 23. Oktober veröffentlichte die «Junge Welt» Wolfs Brief. Und Karin Retzlaff ließ es sich nicht nehmen auf ihn zu antworten: Sie zeigte sich betroffen von den Vorwürfen, aber sie blieb sich treu: «Wenn (…) Sie mich für diesen Artikel verachten, so tut das schon ziemlich weh. Aber ich habe es geschrieben, weil ich es meine.»[13]

Hinter den Kulissen versuchten unterdessen SED-Vertreter in allen Regionen, auf Mitglieder der Kirchenleitungen Einfluss zu nehmen. In Ost-Berlin kam es zu mehreren Treffen und Telefongesprächen zwischen dem Staatssekretariat für Kirchenfragen, der SED-Bezirksleitung und dem Magistrat einerseits und Vertretern des Konsistoriums (v. a. Stolpe, Krusche, Forck, Furian) andererseits. Krusche und Stolpe boten an zu vermitteln, was nur funktionieren könne, wenn die Übergriffe auf friedliche Demonstranten aufhörten. Sie versicherten, alles tun zu wollen, um die Menschen von den Straßen zu bringen. Oberbürgermeister Krack teilte am 11. Oktober Schabowski mit, er habe Krusche, Forck und Stolpe auf Nachfrage zugesagt, ein «Bürgergespräch» durchzuführen, sei aber nicht bereit, oppositionelle Gruppen zu treffen. Bischof Forck teilte dies am selben Tag Ministerpräsident Stoph mit und erwartete, dass die «angstmachende Präsenz des Staatssicherheitsdienstes in der Öffentlichkeit beendet wird», dass alle Inhaftierten der letzten Tage unverzüglich frei kämen, Urteile aufgehoben würden und «niemand wegen seiner Teilnahme an friedlichen Versammlungen Nachteile entstehen». Außerdem müssten alle Schuldigen für die brutalen Übergriffe unverzüglich zur Verantwortung gezogen werden.[14] Stolpe versicherte zur gleichen Zeit Staatssekretär Löffler, er würde sich für die Einstellung der Mahnwache in der Gethsemanekirche einsetzen. Allerdings schwinde dort sein Einfluss, weil er sich öffentlich gegen Demonstrationen ausgesprochen habe. Am Abend tagte der SDP-Vorstand, der von Forcks Brief nichts wusste, aber über eine offiziöse Mitteilung vom Treffen zwischen staatlichen und kirchlichen Vertretern Kenntnis bekam. Sprecher Hilsberg brachte einen Briefentwurf ein, den der Vorstand mehrheitlich ablehnte. Hilsberg sandte diesen daraufhin als «Privatperson» ab, schrieb aber in den Briefkopf «Sprecher der SDP». In diesem Brief an Forck, Stolpe und Krusche dankte er ihnen für ihr Engagement und kritisierte, dass sie sich auf den Kompromiss eingelassen hätten, am Bürgergespräch keine Oppositionsgruppen teilhaben zu lassen. «Die profiliertesten Vertreter unserer Bevölkerung, welche auf ‹Hierbleiben› und ‹Verändern› gesetzt haben, befinden sich mit großer Wahrscheinlichkeit alle in irgendeiner der Gruppen. Sie wären geeignet, als Vertreter der Bevölkerung aufzutreten und besitzen von daher eine zumindest moralische Legitimation. Ich bitte Sie daher eindringlich in Ihren Gesprächen immer wieder darauf hinzuweisen, die Vertreter der Gruppen in die Gespräche mit einzubeziehen. Die humanitäre Legitimation der Kirche steht außer Frage. (…) Trotzdem ist die Kirche von der Bevölkerung nicht autorisiert, politische Anliegen zu verhandeln.»[15]

Da es in Ost-Berlin im Gegensatz zu anderen Städten und Regionen nicht zu Gesprächen zwischen Staatsmacht und oppositionellen Gruppen kam, erfolgte hier auch keine Kanalisierung, und die oppositionelle Forderung nach einem «Runden Tisch» nach polnischem Vorbild nahm immer profiliertere und konkretere Formen an. In der Kontaktgruppe der Opposition herrschte ab 25. Oktober Einigkeit darüber, dass ein «Runder Tisch» einberufen werden müsse. «Dialogische Scheinveranstaltungen» lehnten die Oppositionsgruppen ab. Mit einem «Runden Tisch» würde schon vom Ansatz her demonstriert, dass die Teilnehmer die Führungsrolle einer Partei nicht akzeptieren. Zudem markiere ein «Runder Tisch» den Beginn einer Übergangszeit hin zu freien, demokratischen Wahlen.

Allerdings hatten die neuen Gruppen erhebliche Probleme, ihre Arbeit zu strukturieren. In Berlin fand am 14. Oktober das erste landesweite Koordinierungstreffen des «Neuen Forums» mit 100 bis 120 Teilnehmern aus 24 Städten statt. Sie vereinbarten den Aufbau basisdemokratischer Strukturen. Forderungen nach einem klareren Programm fanden keine Mehrheit. Ein solches ließe sich erst in einem überregionalen Diskussionsprozess entwickeln. Wie viele Menschen, die sich zum NF mittlerweile bekannten, von den Vertretern repräsentiert wurden, wusste niemand genau. Zahlenangaben von 25.000 Mitte Oktober oder gar 100.000 am Monatsende erscheinen viel zu hoch. Wahrscheinlich unterzeichneten den Aufruf des «Neuen Forums» bis zum Monatsende etwa 25.000 bis 30.000 Menschen in der ganzen DDR.[16]

Was in diesen Tagen genau in den Machtzentralen ablief, lässt sich nur bruchstückhaft rekonstruieren. Gut dokumentiert sind die Pläne und Aktivitäten im MfS. Die neuen Gruppen sollten unterwandert werden, was beim «Neuen Forum» aufgrund des schnellen Wachstums nur vereinzelt gelang, aber immerhin gab es in vielen Ortsgruppen IM. Der basisdemokratische Charakter ließ hier kaum wirksame Einflussnahmen zu. Bei anderen Gruppen spielten zwar selbst in Führungskreisen IM eine wichtige Rolle, so etwa in der SDP und im «Demokratischen Aufbruch», aber deren Wirkungsmöglichkeiten blieben aus zwei Gründen beschränkt. Zum einen mussten sie, wollten sie sich nicht dekonspirieren, die programmatischen Ziele der jeweiligen Gruppe vertreten. Hinzu kam bei solchen IM wie Schnur (DA) und Böhme (SDP), dass beide einen ausgeprägten öffentlichen Geltungsdrang besaßen und auch in Zukunft eine wichtige Rolle spielen wollten. Sie informierten ihre Auftraggeber, profilierten sich aber in der Öffentlichkeit gleichzeitig als Wortführer der Opposition.

Auch ist bekannt, dass die FDJ dazu überging, schon für die Zeit «danach» zu sorgen und Ideen entwickelte, wie ein Teil ihres beträchtlichen Vermögens gerettet werden könnte. Solche Überlegungen gab es in den Blockparteien noch nicht. Die rangen um eine klare Position, klebten aber noch mit Ausnahme der LDPD wie Zwillingskinder an der SED. Die größten Differenzen bestanden zwischen Zentrum und Provinz. Während das ZK, die Berliner SED-Leitung und der Ostberliner Magistrat immer noch auf die harte Gangart setzten – wie z.B. auch die Verantwortlichen in Halle oder Magdeburg – und jedes Gespräch mit den Gruppen ablehnten, gab es in Dresden, Leipzig, Potsdam, Plauen, Karl-Marx-Stadt und anderen Städten erste Gespräche bzw. konkrete Gesprächsangebote. Dafür existierten drei Gründe. Erstens drohte die Stimmung in Dresden, Leipzig, Plauen oder Karl-Marx-Stadt jederzeit zu eskalieren. Daran hatten die Verantwortlichen vor Ort kein Interesse mehr. Denn zweitens waren sie an den gesellschaftlichen Entwicklungen näher dran, kannten die Stimmung vor Ort und tatsächliche Lage besser, wussten genauer, was für ein Pulverfass sie zu dirigieren hatten und ahnten offenbar auch eher, dass ihnen der Dirigentenstab bereits entglitten war. Ost-Berlin war niemals nur die halbe Stadt, sondern immer auch das ganze Machtzentrum. Aus Sicht der SED-Führung konnten ihre Regionalvertreter in Dresden, Leipzig oder Plauen vereinzelt Konzessionen machen, ein solches Vorgehen in Ost-Berlin aber hätte immer Signalwirkung für das ganze Land gehabt. Hinzu kam schließlich drittens, dass klare Anweisungen aus Ost-Berlin fehlten. Die Ereignisse in Dresden, Plauen und Leipzig zeigten das exemplarisch. Nach ersten Gesprächen oder staatlicher Zurückhaltung bei oppositionellen Demonstrationen hätte der neu erlangte Status quo nur mit dem Risiko zurückgenommen werden können, eine Eskalation der Gewalt heraufzubeschwören.

Etwa am 13. oder 14. Oktober versuchte die SED-Führung, ihre Partei mit einem vertraulichen Papier zusammenzuschweißen. Dass dieser Versuch scheiterte, zeigte sich bereits an dem Umstand, dass das Papier umgehend bekannt wurde. Alle Funktionäre bis auf die untere Ebene von Parteigruppenorganisatoren bekamen es in die Hand. Mehrere scheinen nicht mehr auf Parteikurs gelegen zu haben und gaben es an Oppositionelle weiter. Es diente in vielen staatlichen Institutionen als Argumentationsvorlage. Teilweise ist das Papier vorgelesen worden. In den Kasernen wurden eilig «Politschulungen» einberufen, um Soldaten, Grenztruppen und Bereitschaftspolizisten auf Linie zu halten. Es rumorte auch in den Kasernen. An vielen Standorten sind diejenigen Wehrpflichtigen, die als Anhänger des «Neuen Forums» galten, von dieser «Sonderunterrichtseinheit» ausgeschlossen worden. Denn was die SED da verbreitete, entsprach zwar einerseits einer seit 1988 vertretenen Strategie, verfolgte aber zugleich eine Ausgrenzungsstrategie, die dem seit dem 11. Oktober propagierten «Dialog» diametral entgegenstand.

Zwar seien alle «Meinungsäußerungen und Vorschläge für einen attraktiven Sozialismus» gefragt. «Neues Forum», «Demokratischer Aufbruch», «Demokratie Jetzt» und SDP aber betrieben mit imperialistischen Kräften eine «hasserfüllte Kampagne», um «den Sozialismus zu diffamieren». Das «Neue Forum» sei sozialismusfeindlich. «Wären sie, wie sie vorgeben, tatsächlich für den Sozialismus und seine weitere Ausgestaltung, wären sie also ehrlich, dann könnten sie im breiten Spektrum demokratischer Organisationen unseres Landes tatkräftig mitwirken und verändern.» Wahrheitswidrig hieß es weiter, in dem Gründungsaufruf des «Neuen Forums» stünde als Ziel, «das Machtmonopol des Staates zu beseitigen». Außerdem tauche nirgends «Sozialismus» oder «sozialistisch» in dem Aufruf auf. «Sollen wir derartigem Gedankengut etwa ‹Pressefreiheit› gewähren?» SDP und «Demokratischer Aufbruch» träten noch «unverhohlener in ihrer antisozialistischen und konterrevolutionären Programmatik» auf. Theoretisch hatten die Verfasser Recht: sich auf die Forderungen der Opposition einzulassen, liefe in letzter Konsequenz auf die Beseitigung des SED-Sozialismus hinaus. Selbst vielen SED-Funktionäre muss es wirklichkeitsfremd angemutet haben, wenn es weiter hieß, diese «Gruppierungen» würden «aus gutem Grund die Öffentlichkeit in der DDR meiden». Dem folgte eine Drohung: «Wer ihnen seine Sympathie bekundet, muss wissen, worauf er sich einlässt.» Namentlich erwähnt wurden in dem Text nur drei Personen: Bärbel Bohley, Rolf Henrich und Rainer Eppelmann, die innerhalb der SED besonders verhasst waren. Der SDP wurde noch ein bestechend demagogisches Argument entgegengehalten. Die aus der Zwangsvereinigung hervorgegangene SED, die Hunderttausende Sozialdemokraten nach 1945 verfolgt, vertrieben und gedemütigt hatte, schrieb: «Interessanterweise waren mehr als die Hälfte ihrer Begründer Vertreter kirchlicher Kreise. Traditionen der revolutionären Arbeiterbewegung entspricht das wohl nicht!» Eine Wiederbelebung der Sozialdemokratie aus Arbeiterkreisen wäre durch die SED also begrüßt worden, lautete ein entsprechender Witz auf der Straße. Schließlich endete der Text mit einer seit Jahren vorgenommenen Differenzierung. Es komme auf die Unterscheidung zwischen «Gegnern» und «Irregeführten» an. «Diesen muss geholfen werden, wieder auf den richtigen Weg zu kommen und sich von den Feinden des Sozialismus zu trennen.»[17]

Die erwartete Sensation

Der Druck auf das Regime wuchs nun nicht mehr täglich, sondern stündlich. Demonstrationen erfassten immer mehr Städte und Gemeinden, immer mehr Menschen trauten sich auf die Straßen. Am 15. Oktober demonstrierten in Plauen oder Halle etwa je 20.000 Menschen, in vielen kleinen Städten wie Klingenthal beteiligte sich ein hoher Prozentsatz der Bevölkerung, auch wenn in Rechnung zu stellen ist, dass solche Demonstrationen Zulauf aus der gesamten Region hatten. Die staatlichen Übergriffe auf friedliche Demonstranten ließen in Leipzig, Dresden oder Ost-Berlin die Forderung nach unabhängigen Untersuchungskommissionen immer lauter werden. Gerade weil die meisten Festgenommenen bis zum 16. Oktober wieder frei waren, ging es nun um die Aufklärung der Hintergründe. Ziel war es, sowohl die einzelnen Verantwortlichen dingfest zu machen als auch die Systematik der Einsätze offen zu legen. Denn die vielen Erlebnisberichte deuteten an, dass es sich nicht um Einzelerscheinungen handelte, sondern um eine systematische und befohlene Gewaltanwendung. Je mehr sich im ganzen Land herumsprach, was sich an Brutalitäten und Demütigungen tausendfach ereignet hatte, umso mehr nahm der Volkszorn zu. Anders als zu erwarten, spielten auch hier die Übergriffe in Ost-Berlin die zentrale Rolle. Nicht weil es dort brutaler zuging als in anderen Städten, sondern weil in der DDR-Hauptstadt wegen der fast professionell anmutenden Öffentlichkeitsarbeit der Opposition und wegen des westlichen Interesses die Informationen am besten in die Medien gelangten. Hinzu kam, dass hier viele systemnahe Personen indirekt betroffen waren, weil ihre Kinder – wie etwa im Fall von Theologieprofessor Heinrich Fink oder von Christa Wolf – «zugeführt» wurden; die jüdische Sängerin Jalda Rebling beobachtete die Gewaltorgien der Polizei; beim MfS gingen überdies mehrere IM-Berichte ein, in denen eindrucksvoll die Angst, das Erschrecken, die Gewalt und die Demütigungen geschildert wurden.

In der Berliner Erlöserkirche kam es am 15. Oktober zu einem «Konzert gegen Gewalt», an dem viele prominente Künstler teilnahmen. Die Haltung dieser Musiker in diesen Tagen ist gar nicht hoch genug zu würdigen. Der Liedermacher Gerhard Schöne, der selbst nicht anwesend sein konnte, ließ solidarische Grüße ausrichten und mitteilen, er habe das Preisgeld von 20.000 Mark, das er gerade für den DDR-Nationalpreis erhalten habe, zur Hälfte für den Wiederaufbau einer Kirche in Thüringen und zur anderen Hälfte für die Opfer der Übergriffe gespendet. Der tosende Beifall in der restlos überfüllten Kirche galt nicht nur ihm, sondern auch den Opfern. Die Musiker um Krahl, Danz, Herzberg und Gundermann legten am nächsten Tag nach und bekräftigen in einer neuerlichen Erklärung, die DDR benötige dringend Reformen.

Am Abend des 16. Oktober kam es in Leipzig zu neuen Dimensionen. Nach den Montagsgebeten demonstrierten Zehntausende um den Ring, die Schätzungen reichen von 100.000 bis 150.000. Seither ist die Rede von 120.000 Menschen. Zwei Rufe hallten durch die Innenstadt: «Wir sind das Volk» und – die kürzeste Formel der Bergpredigt –: «Keine Gewalt!» Und wieder filmten Schefke und Radomski heimlich die Ereignisse, die Jahn umgehend an bundesdeutsche Sender weitergab. An diesem Tag kam es auch in anderen Städten wie Dresden, Halle, Magdeburg, Waren, Wurzen, Zwickau oder Ost-Berlin zu Demonstrationen. Im ganzen Land fanden Solidaritäts- und Informationsveranstaltungen statt, z.B. in Bautzen, Forst, Gadebusch, Glauchau, Greiz, Stralsund oder Merseburg.

Die «Junge Welt» jedoch verkündete einen Tag später lediglich, die ersten drei «Randalierer» aus Dresden seien in Schnellprozessen zu Haftstrafen zwischen vier Jahren, sechs Monaten und drei Jahren, sechs Monaten verurteilt worden.[18] In einem kurzen Kommentar teilte eine FDJ-Funktionärin mit, Václav Havel habe gestern in Abwesenheit den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels in Frankfurt/Main erhalten. Sie erklärte nicht, wer Havel eigentlich sei. Aber sie wusste, dass ihn fast jeder in der DDR kannte. Deshalb schrieb die Autorin drohend: «So gilt auch im Falle Havel: Sag mir, wer dich preist, und ich sage dir, wer du bist.»[19] Jeder verstand, die SED meinte damit nicht nur die anwachsende Bürgerrechtsbewegung in der ČSSR, sondern ebenso die in der DDR. Am gleichen Tag wurde erstmals eine fast neutrale ADN-Meldung verbreitet, dass es in Leipzig zu einer Demonstration gekommen und es Dank der Sicherheitskräfte und der Demonstranten friedlich geblieben sei. Nicht berichtet wurde, dass abermals massive Verbände von Polizei, MfS und NVA in und um die Messestadt zusammengezogen worden waren. Noch galt die Doktrin, oppositionelle Ansammlungen notfalls zu zerschlagen. Die Menschenmenge, nicht demokratische Einsichten, ließen die Verantwortlichen vorm Einsatzbefehl zurückschrecken. Abends verkündete Generalstaatsanwalt Günter Wendland in der «Aktuellen Kamera» bezüglich der Auseinandersetzungen in den ersten Oktobertagen: «Um auch das deutlich zu sagen: Die Gewalt ging nicht von der Polizei aus, die Gewalt richtete sich gegen die Polizei!» Doch damit erreichte der Mann nur eines: Viele Menschen protestierten schriftlich, noch mehr waren einfach nur entsetzt angesichts dieser Lügen. Wieder jemand, der zur Delegitimierung der SED-Herrschaft unbeabsichtigt beitrug. Christa Wolf schrieb ihm einen Tag später, sie werde unablässig dafür eintreten, dass die Hintermänner der teilweise sadistischen Behandlungen entlarvt würden.[20] Wolf symbolisierte jenen Teil der Gesellschaft, der kommunistischen Ideen anhing und dem SED-System kritisch verbunden war, aber in diesen Oktobertagen immer weiter von ihm abrückte und so seinen wichtigen Anteil an der Delegitimierung des Systems und der Mobilisierung der Gesellschaft hatte.

Niemand außerhalb des eigentlichen SED-Machtzentrums wusste zu diesem Zeitpunkt, dass am selben Tag, am Dienstag, den 17. Oktober, das SED-Politbüro nicht nur zu seiner turnusmäßigen Wochensitzung zusammentraf, sondern erstmals seit Wochen versuchte, auf die Ereignisse zu reagieren. Noch am 16. Oktober hatten Honecker, Krenz, Mielke, Innenminister Dickel und der stellvertretende Verteidigungsminister Streletz im Lagezentrum des MdI über eine Direktschaltung gemeinsam die Leipziger Massendemonstration verfolgt. Krenz hatte zu diesem Zeitpunkt einige Politbüromitglieder und ZK-Mitarbeiter für Honeckers Ablösung gewonnen. Die Initiative kam dabei nicht von Krenz selbst, sondern aus dem zentralen Parteiapparat. Die Übertragung der Leipziger Demonstration für Honecker in Anwesenheit der vier Männer, die für den gesamten Sicherheitsbereich zuständig zeichneten – Krenz als ZK-Sekretär für Sicherheitsfragen war dabei Befehlsgeber für das MfS, die NVA und das MdI –, folgte einem Szenario, mit dem Honecker sein Ende vor Augen geführt wurde: Über 100.000 Menschen demonstrierten gegen das SED-System und der Staat griff nicht ein. Gerade weil Krenz die oberste Befehlsgewalt ausübte, konnte der Staat nicht mit nichtfriedlichen Mitteln gegen die Demonstration vorgehen, weil sonst auch Krenz als Thronfolger Honeckers endgültig verschlissen gewesen wäre. Krenz aber wollte unbedingt an die Macht, auch alle anderen wollten ihre Posten behalten. Von den wenigen Mächtigen wie Krenz, Schabowski oder Stoph kann nur mit Sicherheit von Mielke, Schürer oder Krolikowski gesagt werden, dass sie schon seit Wochen sehr vorsichtig eine Änderung der Innenpolitik nahelegten.

Honecker hatte noch auf der Politbürositzung vom 10. Oktober unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, dass er gar nicht daran denke, seinen Platz zu räumen. Wie die meisten älteren Kommunisten beschwor er die Erinnerungen und Erfahrungen von 1953, 1956 und 1968. «Die Konterrevolution muss bekämpft werden.» Als ausgerechnet Krenz vortrug, die nächsten Wahlen müssten korrekter ablaufen, zeigte sich Honecker zunächst irritiert über dieses implizite Eingeständnis des obersten Wahlverantwortlichen. Honecker reagierte geistesgegenwärtig und machtbewusst: es müsse eine Untersuchungskommission eingesetzt werden, um eventuelle Unregelmäßigkeiten bei der Wahlauszählung aufzudecken. Dieser unmissverständliche Angriff auf seinen politischen Ziehsohn Krenz zeigte, dass er noch immer das Handwerk politischer Machterhaltung verstand. Er verfügte aber über keine Mehrheiten mehr. Innerhalb einer Woche rückte die Mehrheit im Politbüro von ihm ab. Was genau in diesen Tagen hinter den Kulissen vor sich ging, kennen wir nur aus den Schilderungen direkt Beteiligter aus der ersten und zweiten Reihe. Am 17. Oktober jedenfalls brachte ausgerechnet Willi Stoph, einer der engsten und längsten Mitstreiter Honeckers, den Antrag ein, Honecker abzulösen. Dieser zeigte sich darüber besonders betroffen. Mielke blickte schon in die Zukunft und meinte, es würde sich wohl vieles ändern müssen. Er brachte auch die Dynamik auf den Punkt: «Während wir sitzen, hat sich die Lage schon verändert.» Er fügte am Schluss seines Statements erneut hinzu: «Wir können doch nicht anfangen, mit Panzern zu schießen.» Alle anwesenden Politbüromitglieder äußerten sich und alle einschließlich Honecker stimmten schließlich dem Antrag Stophs zu. In den Vorzimmern hatten Krenz und Mielke zuverlässige Sicherheitskräfte postiert, die im Falle einer unerwarteten Gegenoffensive Honeckers seine Getreuen und ihn selbst festnehmen sollten. Dazu kam es nicht. In seinem Schlusswort formulierte Honecker mehrere aufschlussreiche Gedanken. Gerhard Schürer, der dies bruchstückhaft notierte und 1995 (!) nochmals redigierte, protokollierte, Honecker meine zutreffend, durch eine Ablösung von Personen würden die inneren Probleme nicht gelöst, zeige aber, die Partei sei erpressbar, was ausgenützt würde. Er ging aufrecht von der internen Bühne ab: «Ich sage das nicht als geschlagener Mann, sondern als Genosse, der bei voller Gesundheit ist.»[21]

Die beiden wichtigsten Getreuen Honeckers, Günter Mittag und Joachim Herrmann, berief das SED-Politbüro anschließend ebenfalls ab. Der oberste Medienverwalter Herrmann hatte die Groteske auf den Höhepunkt getrieben, als ausgerechnet er meinte, «wir» bräuchten eine andere mediale Berichterstattung. Mittag zeigte sich bewegt und hoffte darauf, das Vertrauen des Volkes wiederzugewinnen. Das Dreiergespann war entmachtet. Diese Entmachtung erwies sich aber nur als eine Palastrevolte. Krenz, Schabowski, Stoph und die anderen versuchten ihre eigenen Köpfe zu retten, in dem sie «die» drei Hauptschuldigen für die Misere präsentierten. Zugleich spielten sich Krenz und Schabowski als Umstürzler auf, die sie nicht waren. Denn sie schoben nicht nur Honecker, Mittag und Herrmann alle Schuld zu, zugleich begannen sie das MfS und namentlich Mielke als hauptverantwortlich hinzustellen. Das begann damit – und hält bis heute an –, dass erstens die Rolle Mielkes am Sturz Honeckers unbenannt blieb bzw. beträchtlich heruntergespielt wurde und dass sie zweitens das MfS als «Staat im Staate» zeichneten, das es nie war. Krenz als direkter Vorgesetzter von Mielke wusste besser als die meisten anderen, dass das MfS den Befehlen der SED-Zentrale gehorchte und nicht umgekehrt.

Am 18. Oktober trat das ZK zusammen. Honecker verlas eine Erklärung. Er trete aus gesundheitlichen Gründen zurück und schlage Krenz als seinen Nachfolger vor. Mit einer Mappe unterm Arm verließ er den Sitzungssaal. Vor diesem standen von Krenz organisiert erstmals Journalisten. Die waren genauso überrascht wie der einsame Honecker. Er bewahrte Haltung, die Journalisten machten, was sie schon immer taten, sie schwiegen, stellten ihm keine Fragen. Honecker schaute ihnen in die Augen und sagte nach einem kurzen Moment der beiderseitigen Starre: «Na dann: Auf Wiedersehen.»[22] Im Sitzungssaal verlas derweil Krenz eine Erklärung. Unter dem starken Beifall der über 200 Anwesenden bekräftigte er: «Wenn das Zentralkomitee einverstanden ist, selbst wenn es vierzig Minuten dauert, würde ich das Gleiche heute Abend im Fernsehen sagen.» Kulturminister Hans-Joachim Hoffmann brachte die aufgeregte Debatte auf den Punkt, seine Handbewegung muss man sich mitdenken: «Uns steht das Wasser bis hierher.» Er forderte: «Jetzt müssen die Kommunisten auf die Straße. In Leipzig muss die Partei an die Spitze.»[23] Am Nachmittag des 18. Oktober verbreiteten die Nachrichtenagenturen den Rücktritt von Honecker und die Abberufung seiner Getreuen Mittag und Hermann. Diese Sensation dominierte die Nachrichtensendungen weltweit. Überraschend kam sie nicht. Schon am 13. Oktober wusste die «Bild»-Zeitung zu vermelden, in fünf Tagen trete Honecker ab.

Die Sowjetarmee in der DDR im Herbst 1989

Am 21. Oktober 1989, drei Tage nach dem Sturz Erich Honeckers, brachte Erich Mielke das Verhältnis zum «Großen Bruder» auf die ebenso einfache wie klarsichtige Formel: «Ohne Sowjetunion gab und gibt es keine DDR.» Er führte weiter aus: «Auf der 9. Tagung des Zentralkomitees wurde von der realen Lage ausgegangen – auch wenn das nicht so klar ausgesprochen wurde, dass die DDR sich in einer Welt entwickelt, wie sie heute ist, nicht wie wir sie uns wünschen.»[24] Seine Rede hielt Mielke vor 74 Generalen und Obersten. Offenbar wollte er vor der Illusion warnen, sie könnten gegen den Willen Moskaus mit Gewalt die zerfallende Ordnung des SED-Staates retten. Er sprach mehrmals von «Besonnenheit» und «politischer Klugheit», ohne allerdings einen Weg zu zeigen, wie die SED der Unruhe im Lande Herr werden könnte. Was ihn und seine Getreuen mit Angst erfüllte, bedeutete für die Opposition und viele andere Menschen in der DDR eine große Hoffnung, dass nämlich Moskau selbst dem sich abzeichnenden Demokratisierungsprozess keine Hindernisse in den Weg legen würde. Nach dem Ausbleiben der «chinesischen Lösung» blickten die meisten Menschen voller Dankbarkeit nach Moskau, nicht nach Ost-Berlin.

Die Menschen, die sich bis Mitte Oktober trotz des martialischen Aufgebots an Sicherheitskräften bei Demonstrationen und auf Kundgebungen versammelten, bauten darauf, dass die Russen nicht eingreifen würden. In Leipzig gab es Gerüchte über sowjetische Kontrollposten am Stadtrand, die den Einmarsch der DDR-Truppen im Notfall verhindern sollten. Wirklich sicher konnte niemand sein. Hatte doch die kommunistische Staatsideologie vierzig Jahre lang verkündet, jedes Mittel sei recht, wenn sich die Machtfrage stelle. Es gehörte zu den Kuriositäten, dass die Bevölkerung ihren eigenen «verdorbenen Greisen», wie Wolf Biermann die Altherrenriege nannte, zutraute, auf das eigene Volk schießen zu lassen, dem Führer der sowjetischen Hegemonialmacht aber Vertrauen entgegen brachte.

Unter den Soldaten und Offizieren der sowjetischen Streitkräfte wurden die Ereignisse im Herbst 1989 anders wahrgenommen. In einem Interview äußerte sich ein im Sommer 1990 in den Westen geflohener sowjetischer Oberleutnant über die Vorgänge in der DDR, die er aus der Perspektive der Sowjettruppen verfolgt hatte. Diese exemplarischen Einlassungen sind deshalb aufschlussreich, weil sie zeigen, wie eine andere Befehlslage schnell «chinesische Verhältnisse» hätte entstehen lassen können. Im sowjetischen Militär und in der Geheimpolizei gab es die größten Konzentrationen von Perestroika-Gegnern. Ein sowjetischer Offizier erinnert sich: «Man muss sagen, dass fast keiner unserer Soldaten Deutsch versteht. Deshalb hatten sie gar keine Vorstellung davon, was in Deutschland vorging, schon gar nicht in Westdeutschland. Sie konnten darüber nur aus sowjetischen Zeitungen oder im Politunterricht etwas erfahren, also das, was ihnen die Politoffiziere sagten. Aus dem deutschen Fernsehen konnten sie nur vom Bild her erraten, was passierte. (…) Dennoch war es für mich frappierend, dass in unserer Einheit in den Tagen nach der Öffnung der Mauer praktisch niemand verstand, was da eigentlich geschehen war. Alle glaubten – und das wurde auch im sowjetischen Fernsehen so dargestellt –, es gehe lediglich um Reiseerleichterungen. Erst später gab es der Wahrheit näher kommende Nachrichten. Das sowjetische Fernsehen wollte das alles möglichst totschweigen. (…) Nach meiner Meinung waren unsere Streitkräfte in einem Zustand völliger Verwirrung, sie wussten nicht, was sie tun sollten. Beispielsweise wurden die Patrouillen verstärkt, von zwei auf vier Mann, die im Unterschied zu früher immer bewaffnet waren. (…) Die Bereitschaft, vielleicht nicht gegen das gesamte deutsche Volk, aber gerade gegen die, die man für Faschisten und Neonazis hielt, zu kämpfen, war immer vorhanden. (…) Wenn aber ein Befehl von oben gekommen wäre, dann wäre die Armee bereit gewesen, loszuschlagen, sie war psychologisch darauf vorbereitet. Ausschlaggebend war, dass dieser Befehl von oben nicht erteilt wurde. (…) Ich war über den Standpunkt vieler Deutscher erstaunt, dass die Vereinigung Deutschlands der Sowjetarmee bzw. dem Verhalten der sowjetischen Seite zuzuschreiben sei. Die Armee hat dazu überhaupt nichts beigetragen.»[25]

Die vorletzte Antwort der SED auf die Krise

Am Abend des 18. Oktober wandte sich der neue SED-Chef Egon Krenz mit einer Fernsehansprache an die Öffentlichkeit. Nach internen Angaben betrug die Einschaltquote fast vierzig Prozent. Die Ablehnung der Rede erreichte auf einer gestaffelten Skala von 1,0 bis 5,0 den zweittiefsten ermittelten Wert von 3,6. Schon der erste Satz zeigte, dass Krenz nicht fähig war, in dieser Situation auch nur annähernd angemessen aufzutreten. Er begann mit: «Liebe Genossinnen und Genossen!» Anschließend trug er Wort für Wort seine Rede vor, die er nachmittags bereits dem ZK vorgelesen hatte. Sein letzter Satz lautete deshalb auch: «Ich danke Euch.» Dazwischen bekannte er sich zur Kontinuität der SED-Politik. Die Flucht von so vielen Menschen charakterisierte er als Aderlass, jeder Mensch würde für den Sozialismus benötigt. Die Medienarbeit müsste verändert werden, auch würde ein Reisegesetz vorbereitet werden. Krenz schränkte aber zugleich ein, ohne eine Anerkennung der DDR-Staatsbürgerschaft durch die Bundesrepublik bleibe es schwierig mit Reisen in den Westen. Ohne die Opposition direkt anzusprechen, erklärte er, «unsere Gesellschaft verfügt über genügend demokratische Foren», womit er neuerlich das «Neue Forum» ablehnte. Auch wenn diese Rede sichtbar auf die Krise reagierte, blieb sie weit hinter den Erwartungen zurück. An keiner Stelle machte Krenz deutlich, was sich konkret ändern würde. Sie blieb so blass wie der Vortragende selbst. Die Reaktionen fielen entsprechend aus. Vielen war nicht entgangen, dass sich Krenz als oberster Parteisekretär wie in einer Parteiversammlung an das Parteivolk gewandt hatte – Beginn und Ende symbolisierten das, der Inhalt selbst glich eher Durchhalteparolen als einer zu erwartenden politischen Offensive. Genau ein Satz schaffte es, historisch zu überleben: «Mit der heutigen Tagung werden wir eine Wende einleiten, werden wir vor allem die politische und ideologische Offensive wieder erlangen.»[26] Hier fiel erstmals das Wort von der «Wende», eine geschichtspolitisch bis in die Gegenwart nachwirkende Umdeutung dessen, was Gesellschaft und Staat in diesen Tagen und Wochen erlebten.

Mit Krenz hatte sich die SED-Führung den Chef auserwählt, den sie verdient hatte. Kaum jemand anders vereinte so stark in einer Person all das, wogegen die Gesellschaft aufbegehrte. Kommentatoren und die meisten Oppositionellen zeigten sich einig darin, dass Krenz nur eine Übergangslösung darstelle. Ab dem nächsten Tag formierte sich im gesamten Land eine breite Front gegen Krenz, der unmittelbar zur Zielscheibe von Protest und Spott wurde. Auf allen Demonstrationen äußerte sich heftige Kritik. Am Montag, den 23. Oktober zogen bis zu 300.000 Menschen um den Leipziger Ring, Zehntausende skandierten Losungen gegen Krenz. Gleichzeitig fanden allein an diesem Tag in über zwanzig anderen Städten Demonstrationen statt. Als die Volkskammer am 24. Oktober Krenz mit 26 Gegenstimmen und 26 Stimmenthaltungen zum Staatsratsvorsitzenden kürte, demonstrierten dagegen in Ost-Berlin nach offiziellen Angaben 12.000 Personen. Mit Hinweis auf seine Hauptverantwortung für die Wahlfälschungen hieß es auf Flugblättern: «Zu dumm zum addieren – aber ein ganzes Land regieren» Die Menschen riefen: «Volkskammer, welch ein Jammer», «Junge Welt – Lügenblatt», «Egon Krenz, wir sind die Konkurrenz», «Freie Wahlen», «Stasi in die Produktion», «Neues Forum zulassen», «Schnitzler in die Muppet-Show», «Mielke in den Ruhestand» oder «Bürger, lasst das Glotzen sein, kommt herunter, reiht Euch ein».

Die SED zeigte sich davon öffentlich unbeeindruckt. Die «Junge Welt» denunzierte die Demonstranten als von Hass getrieben.[27] Das ZK und das Ostberliner Polizeipräsidium verbreiteten am 25. Oktober, es habe am 7./8. Oktober nur einige wenige Übergriffe von Seiten der Polizei gegeben. Damit reagierten sie auf eine Pressekonferenz mehrerer Oppositionsgruppen, die am 23. Oktober der Öffentlichkeit eine erste Sammlung mit berührenden Gedächtnisprotokollen zu den Polizeieinsätzen übergeben hatten. Die Polizei hielt dagegen und meinte, sie könnte solche Erinnerungsberichte ihrer Angehörigen ebenfalls herausgeben und damit beweisen, wie gewalttätig die Demonstranten agierten. «Dies würde jedoch den Dialog nicht fördern.» Die Polizeisprecher logen, der harte Kern der Demonstranten sei militant aufgetreten und habe «nicht selten Eisenstangen, Keulen oder Zaunpfähle aus Eisen bei sich» geführt. Damit nicht genug: «Leider kam es auch vor, dass Volkspolizisten aus Fenstern mit heißem Fett oder kochendem Wasser begossen wurden.»[28]

Das entsprang keinen spontanen Eingebungen der Polizeisprecher, sondern war Teil der nach seiner Krönung von Krenz vertretenen «SED-Dialogpolitik». Es galt, die Polizei aus der Schusslinie der massiven öffentlichen Kritik zu bringen. Innerhalb der Polizei gab es nicht wenige Stimmen, die sich beschwerten, zu «Prügelknaben der Nation» geworden zu sein. Wenn dies schon so sei, so Polizeistimmen aus dem gesamten Land, dann hätte man doch aber wenigstens «richtig» und «konsequent» die Konterrevolution in Leipzig, Dresden, Ost-Berlin und anderswo zerschlagen und zertreten sollen. Die Kampfgruppenmitglieder, die tausendfach im Einsatz waren, bekamen die Empörung besonders hautnah zu spüren. Ihre Arbeitskollektive hielten nicht mit scharfer Kritik am Einsatz hinterm Berg, selbst in staatlichen Einrichtungen herrschte Unverständnis über die Gewalt und das Einsatzverhalten.

Der zweite Pfeiler dieser «Dialogpolitik» bestand aus einem alten und einem neuen Element. Unmittelbar nach der Ernennung von Krenz gingen Politbüro- und ZK-Mitglieder, Volkskammerabgeordnete und andere Funktionäre in Betriebe und LPGs und versuchten, mit den Belegschaften zu diskutieren. Dies wurde allerdings nach zwei, drei Tagen abgebrochen, weil die SED nirgends positive Erfolge verbuchen konnte. Diese alte Strategie wurde ergänzt durch eine völlig neue: SED-Funktionäre versuchten nach Dresden und Plauen in immer mehr Orten auf Straßen und Plätzen mit der Bevölkerung ins Gespräch zu kommen. Hier scheint den meisten erst deutlich geworden zu sein, auf was für einem verlorenen Posten sie wirklich standen. Auch eine zweite Strategie ging nicht auf. In mehreren Städten bemühte sich die SED, die Hoheit über die Straße zurückzuerlangen, indem sie Gegendemonstrationen und Gegenkundgebungen genau zu dem Zeitpunkt organisierte, an dem eine oppositionelle Veranstaltung angekündigt worden war. Eindrucksvoll zeigte sich, dass die SED selbst in Städten wie Schwerin oder Neubrandenburg, wo sie noch immer mehr Anhänger zu mobilisieren wusste als die Opposition, ihre Niederlage selbst inszenierte, da sich im Verlaufe solcher Spektakel die meisten ihrer Anhänger von ihr abwandten und sich den Oppositionellen zuwandten.

Die Gesprächsangebote in Form von öffentlichen Bürgergesprächen – allein in Dresden nahmen am 26. Oktober etwa 100.000 Menschen an Hunderten solcher Foren teil – dienten ebenfalls dem Zweck, die Demonstrationen zu beenden. Modrow und Berghofer präsentierten sich mehrfach den Demonstranten, machten Zugeständnisse und richteten ab Mitte des Monats im gesamten Bezirk Ausschüsse beim Bezirkstag, den Kreistagen, Stadtversammlungen und Gemeindevertretungen ein, in denen Abgeordnete und Oppositionelle gemeinsam diskutierten und Sofortkataloge entwarfen. Schabowski ermahnte mehrfach Stolpe, die Kirchen müssten die Demonstrationen beenden. Stolpe versicherte, er bemühe sich, gestand aber am 23. Oktober 1989 ein, seine Arme seien zu kurz, was Schabowski erheblich verärgerte. Schließlich ließ auch er sich am 29. Oktober erstmals auf ein öffentliches Bürgergespräch vor dem Roten Rathaus in Ost-Berlin ein, wo 20.000 Menschen stundenlang mit ihm, Krack, Polizeipräsident Rausch und anderen heftig diskutierten.

Das wichtigste Ziel dieser Bemühungen bestand darin, einerseits die SED als «führende Kraft» zu präsentieren. Andererseits ging es darum, Egon Krenz als den starken Mann für die Zukunft aufzubauen. So stilisierte er sich nicht nur selbst als den Mann, der die «Wende» eingeleitet habe. Auch seine Umgebung trug dazu kräftig bei. Wolfgang Herger, der seit 1985 die ZK-Abteilung für Sicherheitsfragen leitete und einer seiner engsten Mitarbeiter war, verbreitete am 24. Oktober erstmals die langlebige Legende, Krenz sei der Friedensapostel von Leipzig gewesen. Ihm allein sei es zu verdanken, dass dort am 9. Oktober und den nachfolgenden Montagen kein Blut geflossen sei.

Die Haltung der SED ist durch ein Tondokument authentisch rekonstruierbar. Als sich am 24. Oktober in Vorbereitung der Wahl Krenz’ zum Staatsratsvorsitzenden die SED-Parteigruppe der Volkskammerabgeordneten traf und eine emotionale Debatte führte, nahm ein Techniker der Volkskammer die Sitzung heimlich auf und spielte sie anschließend der Opposition zu. In der SED-Parteigruppe trafen sich alle SED-Mitglieder, die als Abgeordnete wirkten. Von den 500 Abgeordneten gehörten 127 der SED-Fraktion an, aber 276 waren SED-Mitglieder (FDGB, FDJ u.a.). Den überlieferten Mitschnitt kommentierte der «telegraph» am 16. November mit den Worten, hier zeige sich eine Partei, «die vollständig erledigt ist». Eine Frau versicherte in dieser Versammlung: «Ich bin und bleibe Kommunist, egal was uns in Leipzig noch bevorsteht.»[29] Bernhard Quandt, ein alter, sehr erregter Funktionär aus dem Norden erzählte, wie er 1953 Konterrevolutionäre mit der Pistole verjagt habe. Ein Kommunist lasse sich nicht von einem Konterrevolutionär totschlagen, 1953 so wenig wie 1989. Alles was über die angeblichen polizeilichen Übergriffe gemunkelt werde, seien entsetzliche Lügen. Die Demonstranten seien fürchterliche Gewalttäter. Die Anwesenden dankten ihm mit heftigem Beifall. Eine Abgeordnete aus Lübbenau wusste wahrheitswidrig zu berichten, dass in Ostberliner Kirchen Aufrufe mit der Aufforderung, «Die Kommunisten sind aufzuhängen», angeschlagen seien. Diese versammelte «intellektuelle und politische Elite» fand ihren skurrilen Höhepunkt mit dem Statement einer Abgeordneten aus Leipzig, die ernsthaft vorschlug, das 1962 im Kinderbuchverlag erschienene Bändchen «Der erste Start» sofort neu aufzulegen, damit alle ganz genau Bescheid wüssten. Denn zu diesem Buch hatte der Autor Klaus Hilbig eine Geschichte unter dem Titel «Egon setzt sich durch» beigesteuert. Darin porträtierte er den 35-jährigen FDJ- und SED-Funktionär Egon Krenz.[30] Die Abgeordnete glaubte, dies wäre die richtige Antwort auf die Zeichen der Zeit.

Allerdings enthüllte diese Versammlung nicht nur die peinliche Unfähigkeit dieser SED-Funktionäre. Auch Schabowski griff in die Debatte ein. Er erklärte, es käme darauf an, politisch zu reagieren. Darunter verstand er, in der Öffentlichkeit so zu tun, als würde man die Kritik ernst nehmen, tatsächlich aber den bisherigen Kurs weiterverfolgen und vor allem alles zu verhindern, was darauf hinausliefe, Krenz zu demontieren. Mit der Versammlung war er sich einig, dass jetzt nicht nachgegeben werden und man sich dem Druck der Straße nicht beugen dürfe. Dazu gehöre, dass man jetzt keine «Gewaltenteilung» einführe. Darunter verstanden die Abgeordneten etwas anderes als die Menschen auf den Straßen, die das seit Wochen forderten. Die SED meinte, dass Krenz sowohl SED-Chef wie Staatsratsvorsitzender und Chef des Verteidigungsrates sein müsse und die Ämter nicht auf verschiedene Schultern aufgeteilt werden dürften. Zum Schluss kam Krenz selbst zu Wort. Er erklärte unter dem Beifall der Versammlung, die Geschichte habe gezeigt, Angriffe auf den Generalsekretär, der er jetzt sei, gelten niemals allein diesem Mann, sondern zielten immer auf die gesamte Partei. Die Partei sei nicht bereit, so Krenz, die führende Rolle abzugeben, sie müsse sie nur besser wahrnehmen als bislang.

Am Abend rückten erstmals öffentlich SED-Mitglieder von solchen Positionen ab. Nach einem Konzert «Hierbleiber für Hierbleiber» im Ostberliner «Haus der Jungen Talente» vor etwa 400 geladenen Gästen kam es zu einer vom DDR-Fernsehen (elf99) übertragenen Diskussionsrunde u.a. mit Bärbel Bohley, General Markus Wolf, Stefan Heym, Jens Reich, Christoph Hein, Michael Brie und Kulturstaatssekretär Dietmar Keller. Einigkeit herrschte darin, dass nicht Worte, sondern nur Taten zählten. Brie beschwor einen «modernen Sozialismus», stellte Thesen aus seiner Arbeitsgruppe an der Humboldt-Universität vor und meinte, die Führungsrolle müsse eine Partei demokratisch erringen, sie könne nicht festgeschrieben sein. Es war zugleich der erste Auftritt von Bohley in den DDR-Medien. Sie wirkte fast schüchtern, musste auch nicht viel sagen, weil die Entwicklungen für sich allein sprachen.

Interne Bankrotterklärung

Das Erstaunlichste an der Politik von Krenz war, dass sie nicht stattfand. Die Stoph-Regierung versuchte noch, die Gemüter zu beruhigen und erklärte, die dramatisch schlechte Versorgungslage würde schnell verbessert durch Importe und Bereitstellungen aus der Staatsreserve. So wurden laut einem Ministerratsbeschluss vom 19. Oktober Kraftfahrzeuge für mehrere Wirtschaftszweige und Ausrüstungsgegenstände und Arbeitsutensilien für die Lebensmittelindustrie bereitgestellt, außerdem gelangten Südfrüchte, Schokolade, eine Million Jeans aus Syrien, zwei Millionen Kaffee-Filtertüten, 100.000 Sanitärarmaturen, Batterien, PKW-Reifen, 2360 zusätzliche Trabis, 600.000 Uhren, Geschirr, 2000 Farbfernseher, Tausende Kühlschränke, Waschmaschinen, Kohlebadeöfen, Videorecorder, Taschenrechner, Motorräder, Brillen oder fünf Millionen Rasierklingen in die Geschäfte, um die Gemüter zu beruhigen. Am 27. Oktober folgte eine Amnestie für die in den Wochen zuvor Verhafteten und für die wegen «Republikflucht» verurteilten Menschen. Die Opposition protestierte. Amnestie bedeute Gnade vor Recht und stelle einen Willkürakt dar. Sie bestehe weiterhin auf der vollständigen Rehabilitierung, der Freilassung sämtlicher politischer Gefangenen und der Veränderung der Strafgesetze und der Strafrechtspraxis. Am gleichen Tag wurden die Reisebeschränkungen in die ČSSR aufgehoben, was zu einem sofortigen Anstieg der Fluchtzahlen führte. Der Ministerrat erklärte zudem, Anträge auf ständige Ausreise würden künftig schneller entschieden. Außerdem arbeite man an einem Reisegesetz.

Das waren Versuche, die weder die Gesellschaft beruhigten noch die Probleme ansatzweise zu lösen vermochten. Die SED-Führung suchte zudem in Bonn um größere wirtschaftliche Unterstützungen nach. Die Kohl-Regierung versicherte, an keiner Eskalation der Ereignisse interessiert zu sein, machte aber Wirtschafts- und Finanzhilfen von echten politischen und ökonomischen Reformen abhängig. In der bundesdeutschen Regierung herrschte weithin Einigkeit darin, dass Krenz zur Hardliner-Fraktion der SED zähle, nur eine Übergangslösung sei und der wirkliche Reformer noch in der Deckung liege. Niemand wagte eine Prognose, wie sich die innenpolitische Lage in der DDR weiter entwickeln würde, aber alle sahen, dass ohne Reformen das Pulverfass explodieren werde. So lange die SED noch immer eine Politik der kleinen Schritte und wohlfeilen Worte, aber keine echten Taten verfolge, könne sich die Situation nicht entspannen.

Zu diesem Zeitpunkt ahnte niemand, was das SED-Politbüro in einer Art Offenbarungseid erfahren hatte. Eine Kommission unter Gerhard Schürer legte zwei Papiere zur Wirtschafts- und Finanzsituation vor, die an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig ließen. Innerhalb weniger Tage vermittelten sie Krenz auf dessen Verlangen ein «ungeschminktes Bild der ökonomischen Lage». Diese Papiere entsprachen einer vollständigen ökonomischen und finanziellen Bankrotterklärung. Die Investitionspolitik sei falsch gewesen, die Betriebe und Werksanlagen hoffnungslos überaltert. Die Arbeitsproduktivität sinke seit Jahren, die DDR habe fast in allen Bereichen den Anschluss zum Weltmaßstab verloren und werde sich in den kommenden Jahren kaum im Mittelfeld behaupten können. Die Sozialpolitik sei durch westliche Kredite finanziert worden, der Kaufkraftüberhang in der Bevölkerung sei dramatisch. Der gesamte volkswirtschaftliche Reproduktionsprozess sei ineffektiv. Die Staatspläne erwiesen sich schon seit Jahren als Makulatur. Die Verschuldung liege so hoch, dass die DDR nach Bekanntwerden dieser Daten international nicht mehr als zahlungsfähig gelten würde. «Bei der Einschätzung der Kreditwürdigkeit eines Landes wird international davon ausgegangen, dass die Schuldendienstrate – das Verhältnis von Export zu den im gleichen Jahr fälligen Kreditrückzahlungen und Zinsen – nicht mehr als 25 % betragen sollte. Damit sollen 75 % der Exporte für die Bezahlung von Importen und sonstigen Ausgaben zur Verfügung stehen. Die DDR hat, bezogen auf den NSW-Export, 1989 eine Schuldendienstrate von 150 %.»

Die Vorschläge zur Lösung dieser Situation blieben halbherzig. Einerseits betonten die Verfasser, eine grundsätzliche Wirtschaftsreform müsse erfolgen, die Kombinate müssten selbständig wirtschaften, kleine und mittlere Betriebe gestärkt, die sozialistische Planwirtschaft nach marktwirtschaftlichen Prinzipien organisiert werden. Viele Ideen wurden aufgeschrieben, doch blieben sie alle dem bisherigen Systemdenken verhaftet. Die Kommission sah keine Auswege, die politisch machbar gewesen wären. So erkannte sie, allein «ein Stoppen der Verschuldung würde im Jahr 1990 eine Senkung des Lebensstandards um 25–30 % erfordern» und die DDR unregierbar machen. Selbst wenn man dies der Bevölkerung zumute, sei «das erforderliche exportfähige Endprodukt in dieser Größenordnung nicht aufzubringen.» Der einzige Ausweg, den die Schürer-Gruppe sah, mutet vor dem Hintergrund dieser Bankrotterklärung eigenartig an. Denn sie schlug vor, ein «konstruktives Konzept der Zusammenarbeit» mit der Bundesrepublik und anderen westlichen Staaten auszuarbeiten. Was das genau beinhalten sollte, blieb nebulös, vor allem beantwortete sie nicht die Frage, was die westlichen Staaten für ein Interesse daran haben sollten, der DDR wirtschaftlich und finanziell so massiv unter die Arme zu greifen. Offenbar erahnte sie, dass ihr System am Ende sei. Denn etwas unvermittelt folgte am Schluss des Papiers der Hinweis, diese Maßnahmen könnten nur bei einer grundlegenden Änderung der gesamten Gesellschaftspolitik erfolgreich sein. «Dabei schließt die DDR jede Idee von Wiedervereinigung mit der BRD oder der Schaffung einer Konföderation aus.» Anzubieten habe die DDR erstens, dass ihr vor dem Mauerbau 1961 insgesamt etwa 100 Mrd. Mark an Schäden durch die Bundesrepublik entstanden seien und sie diese jetzt zurückzahlen könnte. Zweitens könne man als «Zeichen der Hoffnung» 1995 (!) prüfen, ob Ost- und West-Berlin sich für die Olympischen Spiele 2004 gemeinsam bewerben.[31] Schürer schrieb schon zuvor, dies müsse alles im «Interesse der Notwendigkeit der Erhaltung der Kreditwürdigkeit» der «absoluten Geheimhaltung» unterliegen. Die wahren Verschuldungszahlen «dürfen deshalb auch künftig nicht in die Abrechnung der Planzahlungsbilanz einbezogen werden».[32]

Die genaue Wirkung dieser Offenbarungen auf die SED-Spitze lässt sich nicht mehr feststellen. Gewiss hing die fortdauernde Handlungsunfähigkeit der Parteispitze eng mit ihnen zusammen. Einige Tage später murmelte Krenz mehrfach in Parteigremien, was man auch mache, es sei falsch. Er und seine Getreuen ahnten, dass nicht nur ihre Zeit, sondern auch die des Systems vorbei war. Sie verwalteten nur noch Restzeit.

Die Bundesregierung wusste zu diesem Zeitpunkt nicht, wie dramatisch es um die Wirtschaft und die Finanzen in der DDR wirklich stand. Sie ging davon aus, dass die Krise noch lange andauern würde. Mit einem radikalen politischen Wechsel rechnete sie sobald nicht. Moskau hatte Bonn mehrfach signalisiert, was auch geschehe in der DDR, man werde sich nicht einmischen. US-Präsident Bush versicherte Kanzler Kohl zudem, er unterstütze voll und ganz dessen Politik und werde helfen, die sich allmählich in England und Frankreich aufbauende Front gegen die deutsche Politik abzubauen. Denn dort zeigten sich nicht nur die Kommentatoren in den großen Zeitungen angesichts der von Tag zu Tag mehr in den Mittelpunkt rückenden deutschen Frage irritiert und sogar brüskiert, auch Premierministerin Thatcher und Präsident Mitterand schürten Ängste angesichts der bundesdeutschen Politik gegenüber Osteuropa und der DDR. Gerade vor diesem Hintergrund ist die Zurückhaltung der Kohl-Regierung hervorzuheben. Es wäre in dieser Situation ein Leichtes für sie gewesen, die SED-Führung stärker unter Druck zu setzen. Sie tat dies aber nur in den Bahnen der zurückliegenden Jahre und setzte auf eine Politik der kleinen Schritte. Dabei betonte sie auch jetzt, den Interessen der DDR-Bevölkerung dienen zu wollen. Zugleich zeigte sie sich angesichts zunehmender Debatten in der bundesdeutschen Öffentlichkeit, wie lange der Flüchtlingsstrom noch zu verkraften sei und ob die Bundesrepublik nicht ihrerseits die Leute zurückschicken solle, unbeeindruckt. Sie blieb dem Grundgesetzgebot zur Wiedervereinigung verpflichtet, auch in dieser unübersichtlichen Phase der Entwicklung.

Ein Land lernt demonstrieren

Revolutionen vollziehen sich nicht im Selbstlauf. Auch wenn das Ancien Régime an sein Ende gekommen zu sein scheint, bedarf es Bürger und Bürgerinnen, die politisch handeln. Die Oppositionsbewegungen erwiesen sich im Herbst als jene Kraft, die im Zusammenbruch politische Handlungsoptionen anboten. Es waren weder die programmatisch deutlichen Worte der SDP-Gründer noch die politisch offenen Erklärungen des «Neuen Forums» allein, die mobilisierten. Wahrscheinlich schlug viel stärker zu Buche, dass in dieser Krise im ganzen Land beherzte Bürger und Bürgerinnen im Namen der neuen Oppositionsgruppen und ab November von Dutzend weiteren Neugründungen überhaupt der monatelangen Sprachlosigkeit der Herrschenden Forderungen und Wünsche entgegenzustellen wussten. Die öffentliche Sprache wandelte sich innerhalb von Wochen. Die Sprachschablonen der SED-Herrscher waren verschlissen, die Menschen wollten sie nicht mehr hören. Die oftmals einfache, nur selten rhetorisch brillante, aber klare und deutliche Sprache, mit der nun Männer und Frauen außerhalb von Kirchen forderten, protestierten, Erwartungen formulierten, traf den Nerv vieler Zuhörer. Es fehlten Showeffekte, die Ansprachen waren ernst, der später vielgerühmte Sprachwitz zählte im Oktober noch zu den seltenen Ausnahmen.

Das Erwachen der Gesellschaft, deutlich auf den Straßen zu erkennen, ging langsamer vor sich, als es viele Zeitzeugen heute in Erinnerung haben und als es oftmals geschildert wird. Bis zum 9. Oktober, dem großen Tag von Leipzig, gab es nur wenige Massendemonstrationen und -kundgebungen: Dresden, Leipzig, Plauen und noch ein paar kleinere Orte. Ost-Berlin spielte eine Sonderrolle – wegen der medialen Berichterstattung, wegen der neuen Oppositionsbildung und wegen der Funktion als Macht- und Schaltzentrale, weshalb hier auf oppositionelle öffentliche Aktivitäten besonders sensibel vom Staat reagiert wurde.

Auch wenn von Tag zu Tag in neuen Städten demonstriert wurde, so muss doch festgestellt werden, dass die Demonstrationen und Kundgebungen erst in dem Maße zunahmen, in dem der Staat immer mehr seine akute Schwäche offenbarte. Einen deutlichen Anstieg der Demonstrationen verzeichnet die Statistik in der Woche nach Honeckers Rücktritt. Nun weitete sich die Bewegung tatsächlich in weite Teile des Landes aus und erfasste immer mehr Klein- und Kleinststädte. In Zittau (38.000 Einwohner) zum Beispiel gingen am 18. Oktober bis zu 20.000 Menschen auf die Straße, der Staat überließ die Sicherung dem «Neuen Forum», zog sich zurück und übergab den Oppositionellen die Stadtfunkanlage. Die großen Demonstrationen in Leipzig und Dresden erhielten nun auch in anderen Großstädten wie Halle oder Magdeburg würdige Pendants. Lediglich in Ost-Berlin, wo zwar viele Demonstrationen, aber nur selten größere wie am 7./8. oder 23./24. Oktober stattfanden, fielen diese gemessen an der Bevölkerungsgesamtzahl proportional bis Anfang November gering aus. Die Solidarisierungseffekte der Bevölkerung lassen sich aber selbst an Ost-Berlin aufzeigen. Bis zum 27. Oktober wies die Kollekte in der Gethsemanekirche rund 150.000 Mark für die Verhafteten und mit Prozessen bedrohten Menschen auf.

Nach vorläufigen Erhebungen gab es im ganzen Oktober 330 Demonstrationen und Kundgebungen in 171 Städten, in über 100 Städten dabei erstmals nach dem 18. Oktober. Die mit Abstand meisten Demonstrationen und Kundgebungen (69) und auch die meisten Orte (38) wies der Bezirk Karl-Marx-Stadt auf, es folgten die Bezirke Erfurt (39/16), Dresden (34/14), Halle (28/13) und Neubrandenburg (25/16). Der Bezirk Frankfurt/Oder bildete mit zwei Demonstrationen in zwei Orten das Schlusslicht.[33] Auch wenn diese Angaben gewiss noch vervollständigt werden müssen, so deuten sie eine Tendenz an. Die These, dass mit partieller Öffnung und vorsichtigen Zugeständnissen die Radikalität der Forderungen zunahm, lässt sich anhand der Demonstrationen belegen. Allein in den ersten neun Novembertagen fanden etwa gleich viele Demonstrationen wie im gesamten Oktober statt. Nach dem 9. November verdoppelte sich fast die Anzahl der Demonstrationen und der Demonstrationsorte. Zugleich aber zeigen diese Zahlen noch etwas: die Demonstrationen erfassten bis zum 9. November etwa 250 Städte und Gemeinden. An ihnen beteiligten sich mehrere Hunderttausend Bürger und Bürgerinnen. In vielleicht nochmals 500, 600 Städten und Gemeinden gab es öffentliche oppositionelle Aussprachen und Diskussionen in Kirchen und anderen öffentlichen Gebäuden mit nochmals Zehntausenden Teilnehmern. Und selbst wenn in Rechnung zu stellen ist, dass praktisch in jeder Amtsstube, in jedem Betrieb, an jeder Hochschule, in jeder LPG oder Kaserne die Menschen in diesen Tagen über nichts anderes sprachen als über die innenpolitischen Vorgänge und die künftigen Entwicklungen, so blieben dennoch Millionen öffentlich passiv. Auch wenn in allen Großstädten und fast allen größeren Städte Demonstrationen und öffentliche Bürgergespräche stattfanden – in der DDR existierten 7563 Städte und Gemeinden, von denen bei großzügiger Schätzung Ende Oktober, Anfang November in etwa 800 oppositionelle Veranstaltungen stattfanden. Allerdings lebten in den 224 Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern, die fast alle öffentliche Aktionen aufwiesen, etwa 60 Prozent der Gesamtbevölkerung, allein in den 15 Städten mit mehr als 100.000 Einwohner über 27 Prozent. Selbst wenn sich nur ein geringerer Teil dieser Bevölkerung aktiv beteiligte, so blieb selbst die inaktive Mehrheit nicht unberührt. Hinzu kam, dass bereits Anfang Oktober eine neue Form von «Polittourismus» einsetzte, der sich in den Wochen bis Anfang November ständig vergrößerte. Denn bei den Demonstrationen in den Städten nahmen nicht nur die Einwohner teil, sondern auch viele Menschen aus den angrenzenden Kreisen und anderen Bezirken. Nicht nur nach Leipzig fuhren Menschen aus allen Teilen des Landes, auch in den Norden reisten Demonstranten aus dem Süden und umgekehrt. Insofern war eine erstaunliche Mobilität und Mobilisierung zu verzeichnen.

Revolutionen sind niemals Angelegenheiten einer Mehrheit. Die Minderheit begehrt nicht nur gegen kleine Herrschaftscliquen, ihren Massenanhang und/oder ihre Claqueure auf, sondern auch gegen die schweigende, passive Mehrheit. Revolutionen sind auch ein Kampf um diese Mehrheit. Wer sie für die eigene Angelegenheit mobilisieren kann, ist meistens siegreich. Die DDR-Revolution von 1989/90 stellt dafür ein nun auch klassisch zu nennendes Beispiel dar.

Die Dynamik der Entwicklung zeigte sich in diesen Tagen und Wochen auf mehreren Ebenen. Neben den Demonstrationen und Kundgebungen begannen in vielen Orten öffentliche Bürgergespräche. Die oppositionellen Gruppen meldeten sich fast täglich mit neuen Forderungen zu Wort. Die Einsetzung unabhängiger Untersuchungskommissionen setzte die SED erheblich unter Druck, weil am konkreten Beispiel ihre Repressionspolitik offen gelegt werden sollte. Von besonderer Bedeutung war die immer öfter und lautstärker erhobene Forderung nach Installierung eines «Runden Tisches». Die Kontaktgruppe der Opposition verständigte sich am 25. Oktober darauf, das polnische Möbelstück in die DDR zu importieren und die SED friedlich zur Machtabgabe zu zwingen. «Demokratie Jetzt» forderte am 27. Oktober in Reaktion auf Krenz’ Einlassungen und seine Amtsübernahme einen Volksentscheid über die führende Rolle der SED, der 1990 durchgeführt werden sollte. Die Unterschriftensammlung koordinierten seitens der Bürgerbewegung Jörg und Regine Hildebrandt. Der Aufruf zum Volksentscheid betonte: «Sozialismus hört mit dem Ende solcher Vorherrschaft nicht auf. Er fängt mit lebendiger Demokratie erst richtig an.» Auf den Straßen forderten die Menschen, etwa am 20. Oktober 50.000 in Dresden, «freie Wahlen», was nichts anderes hieß, als die SED demokratisch abzuwählen. Die friedlichen Absichten der Demonstranten kamen aber nicht nur dadurch zum Ausdruck. Viele Demonstrationszüge zogen an den örtlichen Machtzentralen von SED, MfS, FDGB oder FDJ vorbei. Die Genossen waren auf vieles vorbereitet, aber nicht auf Kerzen als Symbole friedlicher Proteste, die die Demonstranten an vielen Gebäuden, nicht nur des MfS, sondern auch der SED, abstellten. Aus Rostock existiert ein Videomitschnitt, auf dem zu erkennen ist, wie MfS-Mitarbeiter eilig, aber irritiert die Kerzen vor dem Gebäude der MfS-Bezirksverwaltung beseitigen. Die Funktionäre zogen noch immer in Suhl wie Rostock bei angekündigten Demonstrationen Polizei-, MfS- und Kampfgruppenkräfte zusammen, um notfalls zuschlagen zu können. Auch wenn die Vorderleute irrwitzige Behauptungen über die Gewaltbereitschaft der Demonstranten in die Welt setzten, auf Kerzenträger mochten sie nicht einprügeln lassen. Längst kämpfte jeder von ihnen um sein eigenes politisches Überleben. Ende Oktober resignierten die ersten Funktionäre angesichts des Scherbenhaufens, den sie hinterließen und einige begingen Suizid. Die einen erschossen sich mit der Dienstwaffe, andere erhängten sich, dritte nahmen Tabletten, noch viel mehr Funktionäre gingen im Suff unter. Insgesamt blieb die Zahl solcher Selbsttötungen 1989/90 mit etwa 50 Fällen aber relativ gering. Von ranghöheren Funktionären brachten sich zwischen Ende Oktober 1989 und Ende April 1990 drei 1. Sekretäre von SED-Kreisleitungen (Bautzen, Köthen, Perleberg), ein Kombinatsdirektor (Piesteritz), drei Chefs von MfS-Bezirksverwaltungen (Suhl, Dresden, Neubrandenburg), ein DTSB-Vizepräsident, ein MdI-General sowie als bekannteste Personen die stellvertretende FDGB-Chefin Johanna Töpfer (7.1.1990) und Bauminister Wolfgang Juncker (9.4.1990) um.[34] Die SED-Propaganda, jetzt unter dem Namen «Die Linke»,[35] verbreitet seit vielen Jahren das Gerücht, es habe in Folge der Revolution und Einheit regelrechte Selbstmordwellen gegeben. Jeder einzelne Fall ist tragisch und bedauerlich, aber kein Beleg für diese geschichtspolitische Behauptung. Todesopfer forderte die Revolution nicht. Zwar verbreiteten westliche Medien im Oktober mehrfach, in Ost-Berlin oder Dresden seien tote Demonstranten zu beklagen, aber dies erwies sich als nicht zutreffend. Und die Selbsttötungen von Funktionären erfolgten in keinem Fall nach tätlichen Angriffen. Historisch lassen sie sich als Schuldeingeständnis, medizinisch als Depression interpretieren.

In zahlreichen Dokumentationen ist seit 1990 gezeigt worden, wie sich die Demonstrationen und Kundgebungen in vielen Orten entwickelten, was die Redner forderten und wie die Bevölkerung reagierte. Auch wenn in Rechnung zu stellen ist, dass erhebliche regionalspezifische Unterschiede existierten, so gab es von Anfang Oktober bis etwa Anfang November einen Forderungskatalog, der relativ einheitlich im gesamten Land immer wieder erhoben wurde. Dazu zählten, um einige Stichworte zu nennen: freie Wahlen, Offenlegung der Wahlfälschung, Auflösung bzw. Abbau des MfS, Reisefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, freie Medien, Verbesserung der Versorgungslage, sozialer Wehrersatzdienst, Untersuchung von Amtsmissbrauch und Korruption, Umweltschutz, Gewaltenteilung und unabhängige Justiz, Freilassung politischer Gefangener. In den Regionen richtete sich zudem der Protest jeweils namentlich gegen die Repräsentanten von Partei und Staat. Daneben ist seit Mitte Oktober in allen Bezirken der Rücktritt überregional bekannter Funktionäre wie SED-Chef Krenz, FDGB-Chef Tisch, MfS-Minister Mielke, Volksbildungsministerin Honecker – deren Rücktritt im Oktober unmittelbar nach dem Abgang ihres Ehemannes erst im November bekannt wurde –, Chefkommentator von Schnitzler oder Chefideologe Hager verlangt worden. Forderungen nach der deutschen Einheit wurden bis Ende Oktober öffentlich selten erhoben. Erst nach dem Fall der Mauer, als sich die Demonstrationsgesellschaft veränderte, rückte die deutsche Frage schnell ins Zentrum. Fast gar keine Rolle spielten ökonomische Fragen, was nicht nur angesichts der überall diskutierten Versorgungsprobleme erstaunlich war. Auch die heftig kritisierte Umweltverschmutzung, die einen zentralen Ausgangspunkt der Bürgerbewegungen darstellte, hätte die Beschäftigung mit Wirtschaftsfragen erwarten lassen können. Hier zeigte sich, dass innerhalb der Opposition und der Bürgerbewegungen für viele gesellschaftliche Bereiche Experten fehlten. Diese blieben der SED verbunden und fanden nicht den Weg zur Bürgerbewegung, so dass nur Wochen und Monaten später bundesdeutsche Eliten diese Fehlstellen besetzen mussten. Dass die Rufe nach der Wiedervereinigung stärker wurden, hing nicht zuletzt mit dem Umstand zusammen, dass die Mehrheit der Bevölkerung den alten Funktionseliten der DDR keinerlei Vertrauen mehr schenkte. Innerhalb der Bürgerbewegungen hatte sich zwar ein erhebliches moralisches Kapital versammelt, aber in der Öffentlichkeit wurden zu wenige Fachexperten sichtbar. Das ist noch durch die basisdemokratischen Attitüden verstärkt worden, die zwar auf einer ideellen Ebene bei vielen Menschen gut ankamen, aber nur von einer Minderheit Intellektueller als ernsthafte Staatsstruktur angesehen wurde. Die Bürgerbewegungen sahen sich noch im Herbst 1989 mit der Ambivalenz konfrontiert, einerseits in der Gesellschaft ein außerordentlich hohes moralisches Ansehen zu genießen, andererseits aber die fehlende fachliche Kompetenz nicht kompensieren zu können. Dies deutete sich bereits Ende Oktober an und gewann ab Mitte November rasch an politischer Bedeutung.

Lediglich SDP und «Demokratischer Aufbruch» boten bereits vor dem 9. November erste programmatische Antworten auf die Krise an, die eine deutliche Abkehr vom bisherigen Gesellschaftssystem forderten. Die Vorschläge des «Neuen Forums» erschöpften sich dagegen weitgehend in dem Versuch, eine basisdemokratische Volksaussprache zu initiieren. Andreas Schönfelder etwa sprach am 18. Oktober in mehreren Zittauer Kirchen von dem «Versuch einer basisdemokratischen Installation eines Meinungsforschungsinstitutes (…) zur Bestandsaufnahme nach 40 Jahren DDR.» Viele Menschen empfanden dies als richtig und notwendig. Niemand ahnte, wie schnell die Zeit solche Überlegungen einholen würde. Schon bald ging es nicht mehr darum, wie die Gesellschaft diskutieren und miteinander ins Gespräch kommen könne, sondern wie die Krise konkret zu lösen sei.

Schönfelder zitierte in seiner Rede aus einem Offenen Brief des «Neuen Forums», in dem es am 1. Oktober beteuert hatte, die Wiedervereinigung stünde nicht zur Debatte, «da wir von der Zweistaatlichkeit Deutschlands ausgehen und kein kapitalistisches Gesellschaftssystem anstreben. Wir wollen Veränderungen hier in der DDR!» Schönfelder, der seit Jahren zu den aktivsten Oppositionellen zählte, Gründungsmitglied der Arche war, eine Samisdatzeitschrift mit herausgab und in Großhennersdorf eine Umweltbibliothek eingerichtet hatte, fügte hinzu: «Ich denke, dass dies deutlich genug ist, bin mir aber dessen bewusst, und das haben Einzelgespräche bisher gezeigt, dass dies nicht auf ungeteilten Beifall gestoßen ist.»[36] Hier deutete sich bereits Mitte Oktober an, dass die deutsche Frage schnell die Bürgerbewegung spalten könnte. Tatsächlich schwang sie in den südlichen Bezirken von Anfang an viel stärker mit als im Norden oder in Ost-Berlin. Gegensätze gab es auch über die internen Strukturen der Bürgerbewegungen selbst. Noch im Oktober deutete sich im «Neuen Forum» wie im «Demokratischen Aufbruch» an, dass ein Teil der Mitglieder stärker zu basisdemokratischen Vereinsformen, ein anderer dagegen zu Parteistrukturen neigte. Die SDP hatte zwar zunächst nur relativ schwachen Zulauf, was mit deren klarer Struktur zusammenhing und damit, dass sie ihr Programm und die Eintrittsbedingungen deutlicher formuliert hatte. Mitte November aber hatte sie sich über das gesamte Land ausgebreitet und verfügte in fast allen Regionen über Ansprechpartner und Kontaktadressen.

In vielen Orten, wo Ende Oktober Demonstrationen und Kundgebungen begannen, zeigte sich, dass die über Westmedien transportierten Forderungen nicht nur aufgegriffen, sondern meist auch radikalisiert wurden. In Oschatz (19.000 Einwohner) z.B. beinhaltete der erste Forderungskatalog: «Wir brauchen eine parlamentarische Demokratie.» MfS und Kampfgruppen sollten ersatzlos aufgelöst werden. Wirtschaftsreformen müssten von Fachleuten, nicht von Parteifunktionären eingeleitet werden. Zugleich rückte die Aufarbeitung der Vergangenheit und das Nachdenken über das Wesen des Systems immer stärker in den Mittelpunkt. Die Abkehr vom Sozialismus ist meist mit der rhetorischen Frage verbunden worden: «Was ist Sozialismus?»[37] In Meiningen (25.000 Einwohner), wo seit 1984 eine Oppositionsgruppe tätig war, führte gleich die erste Demonstration mit etwa 1000 Teilnehmern am 24. Oktober zur MfS-Kreisdienststelle und zur SED-Kreisleitung. Hier zeigte sich exemplarisch, dass dort, wo Oppositionsgruppen schon länger arbeiteten, die Organisation besser und die politische Reife überzeugender war als in Orten, wo sich Demonstrationen spontan ergaben.

Die evangelischen Kirchen übten in dieser Phase weiterhin eine wichtige Funktion aus. Sie öffneten sich für demokratische Diskussionen und wurden so oft zum Ausgangspunkt öffentlicher Demonstrationen. In Röbel (7000 Einwohner), wo seit Jahren eine kleine Oppositionsgruppe tätig war, kam es am 19. Oktober zu einer Veranstaltung mit etwa 1000 Teilnehmern in der Marienkirche. Pfarrer Gottfried Timm betonte, es handle sich nicht um eine kirchliche, sondern um eine politische Veranstaltung. Diese müsse aber mangels anderer Alternativen in einer Kirche stattfinden. Berndt Seite kritisierte hier, mit Egon Krenz seien keine Reformen zu erwarten. Eine Woche später hatte sich die Teilnehmerzahl bereits verdreifacht. Die erste Demonstration zog von der Marienkirche zum Marktplatz, wo sich nun auch Vertreter des Staates der Diskussion stellten. Sie wussten weder zu überzeugen noch konnten sie befriedigende Angebote unterbreiten. Solche Veranstaltungen führten den regionalen und örtlichen Statthaltern eindringlich vor Augen, dass ihre Zeit abgelaufen war.

Die Größe der Ortschaften spielte insbesondere bei Forderungen nach personellen Erneuerungen eine wichtige Rolle. Im Kreis Haldensleben z.B. begannen die ersten Veranstaltungen nicht in der Kreisstadt. Aus der Bezirkshauptstadt Magdeburg, wo mehrere Großdemonstrationen stattgefunden hatten, sprang der Funke vielmehr zuerst auf kleinere Dörfer wie Flechtingen (unter 2000 Einwohnern) oder Bösdorf (etwa 500 Einwohner) über. Zu den ersten Veranstaltungen in den Kirchen kamen auch Einwohner umliegender anderer Dörfer sowie aus Haldensleben und Magdeburg. Da in diesen kleineren Ortschaften die SED-Funktionäre persönlich bekannt waren, schlug diesen nicht selten offener Hass entgegen. Das verstärkte sich dort noch erheblich, wo direkt Betroffene (oder ihre Nachfahren) der zwei landwirtschaftlichen Kollektivierungswellen von 1952/53 und 1960/61 wohnten. Hier kam es nicht selten sofort zum Aufbrechen alter Rivalitäten zwischen Alteinwohnern und solchen, die «erst» nach 1945 zugezogen waren. Denn diese «Neubürger», meistens Vertriebene aus den deutschen Ostgebieten, hatten nicht selten besondere Anpassungsleistungen erbracht und staatliche oder Parteifunktionen ausgeübt. In einem erstaunlichen Tempo drängten viele alte Bauernfamilien noch 1989 darauf, die alten Dorfstrukturen wiederherzustellen. Die alten Hierarchien hatten inoffiziell nicht selten überdauert. Zudem begannen vor allem in Dörfern und kleineren Städten Mitte Oktober Austrittswellen aus der SED, dem FDGB, der FDJ, den Kampfgruppen und anderen SED-nahen Organisationen. Auch dies hing damit zusammen, dass die Menschen sich hier persönlich besser kannten und der Anpassungsdruck an die erwartete neue Gesellschaft ungleich höher ausfiel als in den anonymen Großstädten. Auch wenn sich im Einzelnen gewiss viele Motive für Ein- und Austritte auflisten ließen, so scheint in diesen Tagen gerade in Dörfern und Kleinstädten der ursprüngliche Opportunismus, der einst zum Eintritt in die SED oder eine ihrer Organisationen einschließlich einer Blockpartei bewogen hatte, geradezu einem entgegengesetztem Opportunismus zum Austritt gewichen zu sein.

Aus den Rollen heraustreten

Im Herbst gab es zwei Institutionen, die neben den Bürgerbewegungen zu den wichtigen Motoren der Entwicklung zählten. Die Rolle der Kirchen ist trotz aller Ambivalenzen nicht genug zu würdigen. 40 Jahre lang waren sie die einzigen Großinstitutionen, die dem kommunistischen Macht- und Herrschaftsanspruch prinzipiell entgegenstanden. Alle anderen bildeten selbst einen Teil des Ideologie- und Herrschaftsapparates. Im Herbst 1989 kristallisierte sich aber neben den Kirchen eine zweite Einrichtung heraus, die zwar zentral angeleitet wurde, aber schon seit Jahren nicht mehr einheitlich im Sinne der SED funktionierte: die Theater. Einzelne berühmte Schriftsteller wie Christoph Hein oder Stefan Heym unterstützten die Bürgerbewegung von Anfang an. Auf die wichtige Rolle von Rockmusikern und Liedermachern ist hingewiesen worden. Anders als diese eher individuellen Vorstöße reagierten die Theater seit Ende September jedoch als Institutionen. Die Vorreiterrolle übernahmen Schauspieler mehrerer Bühnen in Dresden, wobei der Aufruf «Wir treten aus unseren Rollen heraus» vom Staatsschauspiel Dresden am bekanntesten wurde. Die dort seit dem 3. Oktober stattfindenden Diskussionen mit den Zuschauern sind in den nachfolgenden Tagen an vielen anderen Bühnen der DDR aufgenommen worden. Dutzende Theater verabschiedeten Resolutionen, die Tausende Schauspieler und Theaterangestellte unterzeichneten. Diese und andere Erklärungen verlasen Schauspieler in vielen Orten Abend für Abend. Einige Theater stellten kurzfristig ihr Programm um und boten Stücke an, die unmittelbare Bezüge zur gesellschaftlichen Situation aufwiesen. Ebenso wichtig war, dass Dutzende ihre Bühnen für öffentliche Diskussionen freigaben. Die bekanntesten führte Kurt Masur seit 22. Oktober am Leipziger Gewandhaus durch. Schließlich gingen angesehene Künstler seit Mitte Oktober auch immer häufiger zu oppositionellen Veranstaltungen in die Kirchen. In der völlig überfüllten Ostberliner Erlöserkirche fanden sich am 29. Oktober prominente Schriftsteller ein, wobei einige auch Selbstkritisches von sich gaben und meinten, zu lange geschwiegen und das System mitgetragen zu haben. Solche Eingeständnisse erhöhten damals die Glaubwürdigkeit und moralische Integrität erheblich.

Zwei oft unterschätzte Ereignisse führten Ende Oktober zu einer weiteren Delegitimierung des Systems. Am 27. Oktober veröffentlichte die «Wochenpost» einen ganzseitigen Artikel von Christa Wolf. Darin beschrieb die Autorin, wie der SED-Staat seine Insassen unmündig gemacht hatte. Sie kritisierte nicht nur die allgemeinen Zustände, sondern drang zum Kern des Problems vor, nämlich «dass unsere Kinder in der Schule zur Unwahrhaftigkeit erzogen und in ihrem Charakter beschädigt werden, dass sie gegängelt, entmündigt und entmutigt werden – mit wort- und bilderreicher Schaumschlägerei, in der Schein-Probleme serviert und im Handumdrehen gelöst wurden». Innerhalb weniger Wochen erreichten die Redaktion und Christa Wolf über 300 Zuschriften. Die Mehrzahl der Absender war selbst in der Volksbildung tätig. Zunächst wiesen die meisten Wolfs Aussagen energisch zurück. Als die «Wochenpost» einige dieser Stellungnahmen drei Wochen später publizierte, meldeten sich nun allerdings vor allem kritische Lehrer und Betroffene des Volksbildungssystems zu Wort und stimmten Wolf zu: Ein Übel des DDR-Sozialismus sei das den freien Geist und jede freie Entwicklung unterdrückende Volksbildungssystem.

Einen Tag nach Wolfs Artikel kam es im Deutschen Theater zu einem denkwürdigen Auftritt. Wenige Wochen zuvor war in der Bundesrepublik das Buch «Schwierigkeiten mit der Wahrheit» von Walter Janka erschienen. Darin schilderte der Altkommunist (geb. 1914), wie er Ende 1956 verhaftet und unschuldig in einem Schauprozess zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt wurde. Janka war damals als Chef des Aufbau-Verlages eine kleine Berühmtheit, weil er die Werke zahlreicher deutscher und internationaler Größen herausgab. Am Schauprozess gegen ihn nahm u.a. Anna Seghers teil. Sie schwieg, obwohl sie wusste, dass Janka unschuldig auf der Anklagebank saß. Mit ihr schwiegen alle anderen bekannten Persönlichkeiten in der DDR. Mehr als dreißig Jahre später nun brach Janka sein Schweigen über die skandalösen Vorgänge und berichtete, was sich nach seiner Verhaftung hinter den Kerkermauern zugetragen hatte. Der Schauspieler Ulrich Mühe las zwei Stunden aus den Erinnerungen vor. Janka gab anschließend eine kurze Erklärung ab, die immer wieder von tosendem Applaus begleitet wurde. Das Ereignis sprach sich schnell landesweit herum. Die Lesung wurde wiederholt und im Radio und später auch im Fernsehen übertragen. Auch wenn in den Wochen zuvor die Opposition gefordert hatte, die Vergangenheit aufzuarbeiten, die «weißen Flecken» in der Geschichte zu tilgen – erst mit dieser landesweit wahrgenommenen Schilderung unmenschlicher Haftbedingungen wurde die Forderung fortan zum Allgemeingut. Dies hing nicht zuletzt mit dem Umstand zusammen, dass mit Janka nicht nur ein unverdächtiger Zeitzeuge sprach, sondern dass er zugleich als bekennender Kommunist und Vertreter einer eigenständigen, aber demokratischen DDR auftrat. Gerade dieser Aspekt war wichtig, um bis tief in die Reihen der SED zu wirken. Viele Parteimitglieder fragten, was für einer Partei sie angehörten, die einem Parteimitglied solches Unrecht zufügen konnte. Zugleich fanden nun auch viele andere in der DDR lebende Opfer der kommunistischen Herrschaft den Mut, über das ihnen geschehene Unrecht öffentlich zu sprechen. Diese Erzählungen haben viele Menschen tief berührt, erschreckt und sogar geschockt. Obwohl man auch davon vieles hätte wissen können – in den Westmedien wurde immer wieder darüber berichtet, hinter vorgehaltener Hand gingen viele Geschichten von Mund zu Mund und die sowjetische Geschichtsdebatte («Sputnik-Verbot») war nicht geräuschlos an der DDR-Gesellschaft vorbeigezogen –, begannen viele Menschen erst jetzt zu begreifen, dass diese Geschichte mit ihrer Gegenwart und Zukunft mehr zu tun hatte als es auf der ersten Blick schien.

Die SED versuchte solchen Tendenzen entgegenzusteuern, in dem sie ab Ende Oktober ihr Zentralorgan «Neues Deutschland» zaghaft für kritische Darstellungen der jüngeren Geschichte öffnete. Dabei versuchten sich zunächst Funktionäre wie Harald Wessel oder Klaus Höpcke gegenseitig zu rehabilitieren.[38] Doch schon bald überwogen kritische Töne, die zunächst die Chefhistoriker aus der Akademie der Wissenschaften und von einzelnen Universitätsinstituten vortrugen. Unisono erklärten sie, die bisherigen Geschichtsbilder bedürften der Revision, «weiße Flecken» seien aufzuarbeiten und sie selbst seien dafür besonders geeignet. Bürgerrechtler und Historiker um Armin Mitter und Stefan Wolle kritisierten, Umweltverschmutzer könnten sich nun nicht zu Direktoren der Stadtreinigungswerke küren. Wolle hielt diesen Historikern Monate später, nachdem er mit Mitter Anfang Januar 1990 einen Unabhängigen Historiker-Verband ins Leben gerufen hatte, entgegen, sie kämen ihm wie Zuhälter vor, die nun einen Sittlichkeitsverein gründen wollten. Die scharfe Debatte um die kommunistische Geschichte hielt jahrelang an, ihren öffentlich wahrnehmbaren Ausgangspunkt nahm sie mit der Lesung von Walter Jankas Erinnerungen. Er gehörte mit Wolfgang Harich auch zu den ersten, die rehabilitiert wurden. Auf der ersten Liste des Obersten Gerichts, das eine Sonderarbeitsgruppe eingerichtet hatte, standen am 6. Dezember 1989 zwölf Namen mit zu rehabilitierenden Personen. Es handelte sich um elf in den fünfziger Jahren verurteilte Staatsfunktionäre – u.a. Kurt Vieweg, Helmut Brandt, Max Fechner, Georg Dertinger, Karl Hamann – sowie um den 1955 aus West-Berlin entführten und zu vier Jahren Zuchthaus verurteilten Journalisten Karl Wilhelm Fricke, der als Einziger noch lebte.[39] Wie die Liste zustande kam, ist unklar. Fricke war in den Amtsräumen des Obersten Gerichts wohlbekannt – er hatte jahrelang akribisch und detailgenau die politische Strafrechtspraxis der DDR erforscht und mehrere Bücher darüber publiziert.

4. November 1989

Samstag, der 4. November 1989 – dieser Tag stellt im Revolutionskalender keine Zäsur dar. Er veränderte aber das Land. Am 15. Oktober hatten Hunderte Theaterleute aus der gesamten DDR beschlossen, eine Demonstration mit anschließender Kundgebung für Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit in Ost-Berlin offiziell anzumelden. Das «Neue Forum», die SDP und andere neue Gruppen waren zwar unmittelbar beteiligt, hielten sich aber öffentlich zurück, weil eine Demonstration von «Kulturschaffenden» nicht so schnell in den Geruch staatsfeindlichen Handelns geraten würde. Als die Veranstaltung tatsächlich drei Wochen später stattfand, hatte sich das Land bereits in einem Maße zu verändern begonnen, das kaum jemand Mitte Oktober für möglich gehalten hätte.

Die Krenz-Führung hatte am 20. Oktober erstmals in der DDR-Geschichte verkünden lassen, jeder Flüchtling und Ausgereiste könne in die DDR zurückkommen und sei willkommen. SED-Politbüromitglied Schabowski rang sich am 26. Oktober dazu durch, Jens Reich und Sebastian Pflugbeil vom «Neuen Forum» zu empfangen. Vier Tage später gab das MdI auf Anweisung der SED-Führung bekannt, die offizielle Zulassung des «Neuen Forums» werde nun doch geprüft. Am Abend gab Karl-Eduard von Schnitzler in der nur wenige Minuten dauernden 1519. Sendung seines «Schwarzen Kanals» bekannt, dass er abtrete. Er ging kämpferisch mit einer Drohung ab: «Es bedarf also der Kunst, das Richtige richtig und schnell und glaubhaft zu machen. In diesem Sinne werde ich meine Arbeit als Kommunist und Journalist für die einzige Alternative zum unmenschlichen Kapitalismus fortsetzen: Als Waffe im Klassenkampf zur Förderung und Verteidigung meines sozialistischen Vaterlandes. Und in diesem Sinne, meine Zuschauerinnen und Zuschauer, liebe Genossinnen und Genossen – auf Wiederschauen!» Einen Tag später kam die Nachricht, der «Sputnik» gelange wieder in die Zeitungskioske. Und ab 1. November fehlten praktisch wochenlang in keiner Nachrichtensendung Meldungen über angekündigte oder bereits erfolgte Rücktritte von Ministern, Parteivorsitzenden, Verbands- und Gewerkschaftsfunktionären, Abgeordneten, SED-Funktionären und vielen anderen regionalen und örtlichen Funktionären. Die SED-Führung gab jeden Tag mehr nach, ohne Reformansätze zu offenbaren. Sie verlegte sich einerseits darauf, Zeit durch kosmetische Operationen in Form von personellen Umbesetzungen zu gewinnen. Andererseits bemühte sie sich mit dem MfS und dem MdI darum, in den neuen Organisationen Fuß zu fassen. Der Nachteil basisdemokratischer Ansätze, nur langsam und zögerlich auf schnelle Entwicklungen reagieren zu können, gereichte hier zum Vorteil, weil gut präparierte SED-Kader darin nichts bewirken konnten.

Egon Krenz heizte die Stimmung am 1. November nochmals an. Auf einer Pressekonferenz in Moskau – er weilte zum Antrittsbesuch bei Gorbatschow – erklärte er, die Gründe für die Mauer bestünden immer noch. Außerdem sagte er, alles was sich in den letzten Tagen und Wochen positiv entwickelt habe, sei das Ergebnis der Arbeit von SED-Politbüro und ZK der SED. Seinem Gesprächspartner Gorbatschow erklärte er, Schabowski träte am Samstag bei einer Kundgebung in Ost-Berlin auf, wo bis zu einer halben Million Menschen erwartet werden, um der Opposition nicht das Feld zu überlassen. Die Kundgebung war in den Tagen zuvor in den DDR-Medien angekündigt worden. Die Teilnehmer kamen nicht nur aus Ost-Berlin, auch aus anderen Bezirken reisten Tausende an. Aus West-Berlin kamen einige Hundert Schaulustige. Bärbel Bohley hatte bereits am 26. Oktober zum Missvergnügen der SED Wolf Biermann zu der Veranstaltung eingeladen. Das ND fragte «Welches Recht hat Frau Bohley, so etwas in die DDR einzuladen?» Sie antwortete, wenn seine «alten treuen Feinde» ihr Unrecht von 1976 wiedergutmachen wollten, wären sie verpflichtet, ihn einzuladen. Biermann schickte seinen richtigen Freunden am 27. Oktober ein Lied, das umgehend verbreitet wurde. Darin hieß es: «Das Schlimmste war nicht an unsren Tyrannen / die rotgetünchte Tyrannei / Das Schlimmste waren dabei wir selber / all unsre Feigheit und Kriecherei.» Und weiter: «Wir wolln Gerechtigkeit und keine Rache / (…) Ihr müsst Euch nicht, ihr verdorbenen Greise / nun plötzlich Asche streuen auf das Haupt / Bloß lernt es ertragen, wenn wir noch leise / An Eurer Wende zweifeln. Es glaubt / kein Aas, wenn ihr schöne Worte drechselt / Wir geben Euch einen alten Rat: / Der Worte sind nun genug gewechselt / Was zählt, ist nur die gute Tat.» Am 4. November vormittags versuchte Biermann in Begleitung von Ralf Hirsch über die Grenzübergangsstelle Friedrichstraße nach Ost-Berlin einzureisen, wo beide abgewiesen wurden. Biermann meinte gegenüber anwesenden Fernsehjournalisten, und damit stellvertretend auch für andere ausgebürgerte Bürgerrechtler wie Jahn oder Fuchs sprechend, die Umgestaltung in der DDR könne erst glaubhaft erfolgen, wenn seine Freunde und er zurück könnten, um sich in den Reformprozess einzubringen. Noch am 17. November bestätigte die MfS-Führung die gegen Biermann, Jahn, Fuchs und Hirsch bestehende Einreisesperre in die DDR. Hirsch und Jahn waren bereits in der Nacht des Mauerfalls nach Ost-Berlin gegangen. Am 1. Dezember gab dann Biermann erstmals wieder in der DDR ein Konzert – in Leipzig vor mehreren Tausenden begeisterten Zuhörern. Jürgen Fuchs hielt die Eröffnungsrede. Zuvor hatte der neue Kulturminister Keller die beiden zu einem Gespräch empfangen.

Vor dem ADN-Gebäude in Berlin-Mitte versammelten sich am Vormittag des 4. November Zehntausende Menschen, zogen in Richtung «Palast der Republik» und gingen von dort zum Alexanderplatz, wo sich ebenfalls bereits Zehntausende eingefunden hatten. Aufgrund des Andrangs begann die Kundgebung auf dem Alexanderplatz erst mit erheblicher Verspätung. Diese Demonstration erlangte ihre überregionale Bedeutung aus zwei Gründen. Erstens sprachen hier besonders viele landesweit bekannte Intellektuelle und Künstler, aber auch Funktionäre. Zweitens schaltete sich das DDR-Fernsehen entgegen den eigenen Planungen live in die Veranstaltung ein, so dass Millionen außerhalb Berlins dabei sein konnten. Die Entscheidung für die Live-Übertragung fällten Mitarbeiter ohne Rücksprache mit der Leitung – ein weiterer Beleg für die zunehmende Auflösung des SED-Regimes.

Die Kundgebung begann mit kurzen Statements von Schauspielern. Marion van de Kamp betonte eingangs, es handele sich um eine «sozialistische Protestdemonstration».[40] Ulrich Mühe und Johanna Schall trugen Verfassungsparagraphen sowie politische Strafrechtsartikel aus dem Strafgesetzbuch vor. Mühe und Jan Josef Liefers ergänzten noch, Artikel 1 der Verfassung, in dem die führende Rolle der SED festgeschrieben sei, müsse ersatzlos gestrichen werden. Schon hier zeigte sich an den Reaktionen, dass die vielen Zuhörer emotional aufgewühlt, aber auch freudig mitgingen. Beifall, Pfiffe, Buh-Rufe gehörten zu der fast vierstündigen Veranstaltung dazu. Das MfS und die Polizei hatten sich tagelang gesorgt und entsprechende Gerüchte gestreut, Tausende planten einen Grenzdurchbruch am Brandenburger Tor. Dazu kam es nicht. Die Veranstalter gingen mit der Polizei eine Sicherheitspartnerschaft ein und stellten Hunderte Ordner, die an einer Schärpe «Keine Gewalt» zu erkennen waren. SED und MfS hatten Tausende «gesellschaftliche Kräfte» unter die Demonstranten gemischt, Hunderte waren zusätzlich mit der Schärpe «geschmückt», und an neuralgischen Punkten in Mauernähe waren nochmals zivile Kräfte postiert. Ausgerechnet die «Junge Welt» schrieb namens ihres Redakteurs Volker Kluge, die Redaktion beteilige sich geschlossen an der Demonstration.[41] Tage später marschierten Modrow und Berghofer in einem Demonstrationszug mit – wer demonstrierte eigentlich gegen wen und wofür, fragten sich allmählich auch immer mehr Menschen.

Das alles nützte der SED insofern nichts, als die Demonstration deutlich und klar das SED-Machtmonopol angriff, neue staatliche und wirtschaftliche Strukturen forderte und praktisch das gesamte Reservoir an Forderungen, wie sie seit Wochen erhoben wurden, aufgriff. Besonders beeindruckt zeigten sich westliche Kommentatoren anschließend von der Kreativität und dem Witz Tausender Demonstranten, was sich an den unzähligen Transparenten und Losungen auf dem gut gefüllten Alexanderplatz und den unmittelbar angrenzenden breiten Straßen ablesen ließ.[42] Polizisten fragten anschließend ihre Vorgesetzten, warum sie eine derartige staatsfeindliche Ansammlung auch noch schützen mussten und warum die SED-Führung es sich gefallen ließe, von Rednern und Demonstranten derart vorgeführt und veralbert zu werden.

Als erster Redner sprach Rechtsanwalt Gregor Gysi, der sich für Rechtssicherheit, Rechtsstaatlichkeit und ein Reisegesetz aussprach. Dafür erhielt er viel Beifall. Pfiffe und Buh-Rufe musste er einstecken, als er Krenz verteidigte und ihn zum Verantwortlichen dafür erklärte, dass in Leipzig alles friedlich abgelaufen sei. Marianne Birthler, eine der wenigen Oppositionellen, die an diesem Tag ans Mikrophon trat, berichtete von den Auseinandersetzungen am 7./8. Oktober, las aus Gedächtnisprotokollen vor und stellte Bedingungen für eine Untersuchungskommission. Mehrere Liedermacher traten auf, darunter neben Gerhard Schöne auch Kurt Demmler. Der sang «irgendeiner ist immer dabei, von der ganzen leisen Polizei» und warnte, man brauche «Sicherheit auch vor der Sicherheit». Ausgerechnet nach ihm betrat MfS-General Markus Wolf die improvisierte Bühne. Mielke hatte ihn Tage zuvor angerufen und gefragt, so schilderte er es selbst, ob er dort reden möchte! Wolf setzte sich für die MfS-Angehörigen ein, meinte, man könne nicht alle über einen Kamm scheren und trat dabei für eine Reform des SED-Sozialismus ein. Seine Rede war ständig von Pfiffen, Buh-Rufen und anderen Unmutsäußerungen wie Sprechchören «Aufhören, Aufhören» begleitet. Jens Reich sprach für das «Neue Forum» und zeigte, dass mutige Männer und Frauen keine Volkstribune sein müssen. Man merkte dem Professor sichtlich an, dass solche Massenkundgebungen nicht unbedingt der Ort waren, wo er sich zu entfalten wusste. Er forderte u.a. freie und eigene Zeitungen, damit sich die Opposition authentisch in der DDR darstellen könne. Seinen Vorschlag, beim nächsten Mal auch Wolf Biermann auftreten zu lassen, fand Zuspruch, aber auch Pfiffe. Der LDPD-Vorsitzende Manfred Gerlach versuchte sich als Reformkraft zu profilieren. Er wie auch andere Redner des alten Regimes bedankte sich bei den Künstlern für diese Veranstaltung. Das gehörte zur Strategie, denn die eigentlichen Initiatoren waren, wie jeder wusste, die Bürgerbewegungen. Gerlach bekannte sich zur Volkskammer und einer zu verändernden Nationalen Front, forderte aber auch den Rücktritt der Regierung. Den wohl schlimmsten Tag seiner Funktionärskarriere erlebte SED-Politbüromitglied Schabowski, der kaum zu Wort kam, der die Pfiffe und Buh-Rufe zu überbrüllen versuchte und dem als Einzigem Versammlungsleiter Hennig Schaller zur Seite springen musste. Dieser bat die Menschen, auch Schabowski ausreden zu lassen. Die Menschen pfiffen und buhten weiter. Schabowski kann nach diesem Auftritt kaum noch an eine lange Amtszeit seiner SED geglaubt haben. Und dennoch nötigte sein Auftreten auch seinen politischen Gegnern durchaus Respekt ab, hatte er sich doch den Massen gestellt und sich am 4. November nicht wie Gerlach als «Wendehals» – das Wort kam in diesen Tagen auf, der Wendehals war übrigens Vogel des Jahres 1988 – präsentiert. Konrad Elmer erklärte für die SDP, dass die DDR sich beim tschechischen und slowakischen Volk für die Beteiligung an der Niederschlagung des Prager Frühlings 1968 zu entschuldigen habe. Er bekam dafür heftigen Beifall. Diese Forderung war in diesen Tagen in der gesamten DDR immer wieder zu hören. Es sprachen u.a. auch Stefan Heym, Christa Wolf, Friedrich Schorlemmer, Heiner Müller, Lothar Bisky, Christoph Hein und Steffie Spira.

Die historische Bedeutung dieser Kundgebung auf dem Alexanderplatz für den Zerfall des SED-Staates und den Erfolg der Revolution ist hoch einzuschätzen, gerade weil sie von den DDR-Massenmedien übertragen und breit kommentiert wurde und so eine besondere Breitenwirkung erzielte. Die Medien nahmen sie zugleich zum Anlass, selbstkritisch über ihr bisheriges Tun im SED-Staat zu reflektieren. Die «Aktuelle Kamera» brachte abends eine Sondersendung. Einer der Chefkommentatoren erklärte, künftig nicht mehr einer Partei, sondern der gesamten Gesellschaft dienen zu wollen. Zwar dauerte es noch Monate, bis die Medien wirklich frei und unvoreingenommen berichteten, aber die medienpolitischen Entwicklungen hatten durch diese Kundgebung und die Übertragung eine Richtung bekommen, aus der es kein Zurück mehr gab. Zunächst war allerdings nur auffällig, dass bei immer mehr Journalisten im Fernsehen das SED-Parteiabzeichen am Revers verschwand.

Seit dem Abend des 4. November ging durch alle Nachrichten im In- und Ausland die Meldung, auf dem Alexanderplatz hätten sich 500.000 Menschen versammelt. Bald schrieben andere auch von 750.000 oder gar einer Million Menschen. Zuweilen heißt es gar über die Kundgebung, es sei «die größte in der deutschen Geschichte»[43] gewesen. Es gab damals keine Gründe, solche Angaben zu überprüfen oder nur anzuzweifeln. In dieser historischen Situation existierten viele gute Gründe, die Teilnehmerzahlen möglichst hoch anzugeben, um die Massenmobilisierung der Gesellschaft zu betonen und die SED unter Druck zu setzen.

Mit dem historischen Abstand von 20 Jahren lässt sich nüchtern fragen, ob wirklich 500.000 oder gar noch mehr Menschen auf dem Alexanderplatz und den unmittelbar angrenzenden breiten Straßen (Karl-Marx-Allee, Grunerstr., Karl-Liebknecht-Str. und Rathausstraße) Platz für eine Kundgebung gehabt hätten. Bei einer sehr großzügigen Rechnung und ohne dass die auf dem Alexanderplatz und den angrenzenden Straßen befindlichen Hindernisse wie Brunnen, U-Bahneingänge, Bepflanzungen o.ä. herausgerechnet werden, kommt eine Stellfläche von deutlich weniger als 50.000 m2 heraus. Wenn für einen Quadratmeter vier Teilnehmer veranschlagt werden, bleibt eine Teilnehmermenge von immerhin 200.000 Personen. Auch dies wäre immer noch eine der größten freien Kundgebungen, die im Herbst 1989 stattfanden. Nach der Auswertung von vielen Fotos und den Fernsehbildern muss man sogar bezweifeln, dass die Annahme von vier Personen pro Quadratmeter realistisch ist. Bei einem Rockkonzert wie dem mit Bruce Springsteen ist das eine realistische Annahme, zumal die Fotos belegen, wie dicht die Menschen damals standen und was für eine große Fläche dennoch 160.000 bis 175.000 Menschen benötigen. Auf dem Alexanderplatz aber standen die Menschen entspannt und nicht gerade dicht gedrängt. Je weiter die Menschen von den Rednern weg waren, desto weiter standen sie auseinander. Und selbst wenn man berücksichtigt, dass vielleicht Zehntausende nach der Demonstration vom ADN-Gebäude zum «Palast der Republik» und von dort zum Alexanderplatz nach Hause gingen, weil sie nichts sahen oder hörten, so bleibt man immer noch weit unter der behaupteten halben Million Teilnehmer. Im übrigen hätten eine halbe Million oder mehr Menschen den außerordentlich anfälligen Ostberliner Nahverkehr lahmgelegt. Eine Überlastung der Verkehrsmittel aber war nicht gegeben. Insgesamt erscheinen nach Berücksichtigung aller Faktoren jedenfalls Angaben von mehr als 200.000 Teilnehmern sehr unwahrscheinlich, die tatsächliche Anzahl dürfte darunter gelegen haben.

Man könnte viel darüber spekulieren, warum sich die hohe Zahl dennoch bis heute gehalten hat. Sicherlich spielte eine Rolle, dass Ost-Berlin Leipzig, der Hauptstadt der Demonstrationen, wenigstens die größte Veranstaltung streitig machen wollte. Immerhin waren dort die Teilnehmerzahlen mittlerweile bei 300.000 angelangt. Auch dies scheint deutlich zu hoch gegriffen zu sein, lässt sich aber heute nicht mehr überprüfen. Einen anderen Rekord brach der 4. November jedoch sicher. Es war der Tag mit den meisten Demonstrationen im gesamten Land bis zu diesem Zeitpunkt. In über 50 Städten kam es zu Demonstrationen und Kundgebungen, u.a. in Annaberg (10.000 Teilnehmer), Dahme (1500–4000), Egeln (200), Genthin (2000), Heringsdorf (4000), Jena (40.000), Ludwigslust (4000), Magdeburg (40.000–50.000), Mühlhausen (3000), Potsdam (40.000–80.000), Sebnitz (2000), Stollberg (8000) oder Wernigerode (5000). Außerdem kam es an diesem Samstag vielerorts zu Bürgerforen. Eine Folge dieses Sonnabends bestand darin, dass in den Tagen danach die Demonstrationen und Kundgebungen gerade in den kleineren und mittleren Städten immer mehr Teilnehmer aufwiesen.

9. November 1989

Die gesellschaftliche Emanzipationsbewegung schritt also weiter voran. Als am 5. November eine öffentliche Einwohnerversammlung in Grünheide bei Berlin, das als Gründungsort des «Neuen Forums» weithin bekannt war, mit dem Bürgermeister diskutierte und er nach den Wahlfälschungen gefragt wurde, war es ausgerechnet seine Sekretärin, die nachwies, dass er für die Fälschungen verantwortlich war. Er bot darauf hin seinen Rücktritt an. Kurios, aber bezeichnend war die Ausrufung der «Dorfrepublik Rüterberg» am 8. November durch eine Einwohnerversammlung. Rüterberg, direkt an der innerdeutschen Grenze im Sperrgebiet gelegen, war praktisch eingezäunt. Die Dorfbewohner bekundeten, mit ihrer Republik künftig nicht mehr dem SED-Machtanspruch zu unterliegen und sich eigene Gesetze geben zu wollen. Als Vorbild dienten Schweizer Dorfgemeinschaften, als Ideengeber der Schneidermeister Hans Rasenberger. Der gesellschaftliche Druck auf die SED-Führung wuchs in einem Maß an, dass alte Funktionäre immer häufiger meinten, es sei alles viel schlimmer und bedrohlicher als 1953. Die SED-Führung versuchte zwar Druck abzulassen, aber dies gelang nicht einmal mehr ansatzweise. Am 8. November bestätigte das MdI, die Zulassung des «Neuen Forums» zu prüfen, womit es seine eigene Ablehnungsbegründung, es gebe für die Gruppe keine gesellschaftliche Notwendigkeit, aufhob. Die formelle Zulassung der neuen Vereinigungen – nicht der SDP, wie Krenz intern nicht müde wurde zu betonen – schien nur noch eine Sache von Tagen. Es war aber keine Sensation mehr, denn viele hatten damit bereits gerechnet. Nicht wenigen war es in dieser Situation sogar egal, ob das «Neue Forum» staatlich zugelassen würde, denn die Gesellschaft hatte es längst anerkannt.

Als die SED-Führung die Grenzen zur ČSSR zum 1. November wieder öffnete, setzte erneut ein Flüchtlingsstrom ein. Zwei Tage später beschloss das SED-Politbüro auf Druck der KP-Führung, die Flüchtlinge in Prag direkt in die Bundesrepublik ausreisen zu lassen. Am 4. November reisten so 6000 Menschen in die Bundesrepublik aus. Schnell sprach sich herum, dass die Mauer für Ausreisewillige praktisch gefallen war. Zwar verkündete die SED, künftig würden alle Anträge schnell und unbürokratisch geprüft und in der Regel bewilligt, doch darauf hörten die Menschen nicht. Allein am Wochenende vom 4. und 5. November flüchteten über 23.000. In den drei nachfolgenden Tagen kamen nochmals etwa ebenso viele hinzu.

Am 6. November veröffentlichte die SED-Führung den angekündigten Entwurf eines Reisegesetzes – nur Wochen zuvor hätten sie damit Zuspruch gewinnen können, nun zeigte sich die Gesellschaft tief empört. Selbst aus SED-Kreisen wurde heftige Kritik am vorgelegten Entwurf laut, weil er noch immer «Versagungsgründe» enthielt, die jährliche Reisedauer beschränkte und nicht erklärte, wovon DDR-Menschen Westreisen bezahlen sollten. Zwei Tage später wandte sich Christa Wolf abends im Namen von Intellektuellen wie Braun, Hein, Heym, Masur oder Plenzdorf, aber auch aller Oppositionsgruppen über das DDR-Fernsehen an die DDR-Bevölkerung und bat sie, in der DDR zu bleiben: «Helfen Sie uns, eine wahrhaft demokratische Gesellschaft zu gestalten, die auch die Vision eines demokratischen Sozialismus bewahrt. Kein Traum, wenn Sie mit uns verhindern, dass er wieder im Keim erstickt wird. Wir brauchen Sie. Fassen Sie zu sich und zu uns, die wir hier bleiben wollen, Vertrauen.»[44]

Am gleichen Tag begann vormittags eine dreitägige Sitzung des ZK der SED. Es sollte eine denkwürdige Sitzung werden. Zunächst gab Krenz den Rücktritt des gesamten Politbüros bekannt, um dann einen Teil der alten Mannschaft mit ein paar neuen Gesichtern wie Modrow erneut «wählen» zu lassen. Aber nicht einmal mehr das gesamte ZK wollte ihm folgen. Nachmittags versammelten sich vor dem ZK-Gebäude Zehntausende SED-Mitglieder und verlangten in teils drastischen Worten die sofortige Einberufung einer Parteikonferenz. Die Organisatoren von der Akademie der Wissenschaften demonstrierten zugleich, das war ihre erklärte Absicht, die SED-Basis sei handlungsbereit und sei immer noch eine Massenbasis. In den Bezirken rumorte es an der Parteibasis ebenfalls so heftig, dass noch während der Tagung einzelne SED-Bezirkschefs abberufen und auch aus dem gerade neu gewählten Politbüro herausgenommen werden musste. Krenz murmelte während der aufgeregten und emotionalen Tagung, Demokratie und Dialoge seien sehr anstrengend. Er beschwor die Versammlung, die Errungenschaften des DDR-Sozialismus nicht preiszugeben. In einem langen Referat stellte er ein SED-Aktionsprogramm vor, das bei nicht wenigen ZK-Mitgliedern blankes Entsetzen hervorrief. Denn erstmals unterrichtete ein SED-Chef das ZK von der katastrophalen wirtschaftlichen Lage. Obwohl Krenz nicht einmal das tatsächliche Ausmaß der Krise, so wie es ihm die Schürer-Kommission präsentiert hatte, beschrieb und das ZK praktisch belog, zeigten sich mehrere Redner tief erschüttert. Sie sagten, sie fühlten sich belogen und betrogen. Karl Kayser, Leipziger Theaterintendant und seit 1963 ZK-Mitglied, meinte exemplarisch für andere Wortmeldungen: «Wir sind belogen worden, die ganze Zeit über. (…) In mir ist alles zerbrochen. Mein Leben ist zerstört. Ich habe geglaubt an die Partei, so bin ich mit der Muttermilch erzogen worden.» Ein anderer ergänzte: «Leider geht es dir nicht allein so, sondern wem eigentlich hier im Saal nicht?» Herbert Richter, Generaldirektor des Gaskombinats «Schwarze Pumpe» mit 34.000 Beschäftigten und seit 1981 ZK-Mitglied, wurde am deutlichsten: «Genosse Generalsekretär! Ich kann mich mit den Ausführungen nicht einverstanden erklären. (…) Jede Woche stehe ich ein- oder zweimal vor 15.000 Menschen, werde ausgepfiffen, muss mich politisch an der Stelle verantworten. Ich bin nicht bereit, das weiter anzuhören, weil das nicht Wirtschaftsreform ist, weil das die Bürokratie ist, mit der wir unsere Arbeiter in eine Lage gebracht haben, dass sie gegen uns sind. Ich stelle den Antrag, dass die Diskussion abgebrochen wird. Ich kann das nicht mehr so mit anhören.» Richter zielte zwar nur auf den Diskussionsbeitrag eines ZK-Funktionärs, der dann auch tatsächlich mit den Stimmen der Mehrheit abgebrochen wurde, aber er stand auch symptomatisch für die gesamte dreitägige Debatte.

Die Mehrheit hielt noch zu Krenz. Das Bild dieser Parteispitze scheint mit chaotisch, kopflos und handlungsunfähig noch schmeichelhaft umschrieben zu sein. Es zeigt auch Diskrepanzen etwa zwischen Krenz und Modrow. Krenz fühlte sich mehrfach von Modrow in die Ecke getrieben. Dabei ging es nicht um inhaltliche Differenzen, eher um Geschäftsordnungsfragen, was auch deshalb zum Chaos beitrug, weil niemand die ZK-Geschäftsordnung kannte. Die einzige, die man eilig fand, war die von 1953, die die SED-Führung ihrem höchsten Führungsgremium nicht mehr zumuten mochte. Auch Parteigrößen wie der Schriftsteller Hermann Kant oder der Chef der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, Otto Reinhold, wurden scharf kritisiert. Sie allerdings wiederum, weil sie selbst kritische Worte fanden und nun von anderen scharf befragt wurden, warum sie eigentlich so lange geschwiegen hätten, wenn sie nun auf einmal alles besser wüssten.

Am Nachmittag des 9. November präsentierte Krenz der ZK-Versammlung eine Verordnung der Stoph-Regierung nebst einer Pressemitteilung. Seit Wochen war im ZK und im Ministerrat fieberhaft an einer Lösung des Flucht- und Reiseproblems gearbeitet worden. Von den drei im August entwickelten Alternativen standen zwei noch immer zur Verfügung: sofortige Schließung aller Grenzen oder geregelte Öffnung. Krenz hatte damals Honecker mitgeteilt, eine «Ideallösung» gebe es nicht. Nun teilte er dem ZK praktisch wiederum beide Alternativen mit: «Wie wir’s machen, machen wir’s verkehrt.» Prag hatte auf eine sofortige Lösung gedrängt. Krenz entschied sich diesmal nicht für die Kamikaze-Lösung (Schließung der Grenzen), die noch mehr als Anfang Oktober bürgerkriegsähnliche Zustände hätte provozieren können. Im Kern lautete der Beschluss, bis zur Verabschiedung eines Reisegesetzes könnten ständige Ausreisen über alle Grenzübergangsstellen der DDR zur Bundesrepublik und nach West-Berlin ab dem nächsten Tag erfolgen. Es handele sich dabei um «zeitweilige Übergangsregelungen für Reisen und ständige Ausreisen aus der DDR ins Ausland». Die ZK-Mitglieder nahmen diese Information zur Kenntnis. Kulturminister Hoffmann, Innenminister Dickel und der Chefredakteur der «Einheit», Manfred Banaschak, äußerten sich kurz. Krenz sagte noch: «Ja, ich würde sagen, dass der Regierungssprecher das gleich macht, ja.» Dann murmelte er noch bei abgeschaltetem Saalmikrophon: «Das ist doch immer gut, so was zu machen.»[45] Krenz selbst also gab die Anweisung, dass noch am Abend die neue Regelung öffentlich verkündet werden sollte. Die Bezirksbehörden der Polizei, die für die Ausgabe der Reisepässe zuständig waren, erhielten bereits gegen 18.00 Uhr eine Mitteilung über die neue Verfügung übermittelt, um sich auf den erwarteten Ansturm am nächsten Morgen vorbereiten zu können.

Der Historiker Hans-Hermann Hertle erforschte jahrelang minutiös, wie es zu diesem Beschluss gekommen war, was sich ab 19.00 Uhr in Berlin und Deutschland zutrug und wie die Mauer und die innerdeutsche Grenze innerhalb weniger Stunden fiel. Um 18.00 Uhr begann eine Pressekonferenz, an der neben Schabowski auch Banaschak teilnahm. Solche Pressekonferenzen gab es erst seit wenigen Tagen, am 2. November hatte der Ministerrat das Amt eines Regierungssprechers eingeführt. Kurz vor 19.00 Uhr fragte der italienische Journalist Riccardo Ehrmann, was mit dem Reisegesetz sei. Und nun kam Schabowskis großer Auftritt. Die ganze Welt sollte glauben, er sei der Grenzöffner, gewissermaßen nebenbei und aus Versehen. Er las stotternd, sich nach links und rechts umschauend, die Pressemitteilung vor und tat so, als wüsste er nicht, was er da soeben vorgelesen hatte. Dabei war Schabowski bei der ZK-Tagung anwesend. Er kannte zudem die Planspiele vom August. Welcher Inszenierungsplan verfolgt wurde, liegt nicht offen, auch nicht, ob dies mit Krenz abgesprochen war. Es könnte gut möglich sein, dass sie die Verkündung des Beschlusses bewusst an das Ende der Pressekonferenz, die live vom DDR-Fernsehen übertragen wurde, stellten, um diesen so harmlos und normal wie möglich erscheinen zu lassen. Es wäre auch denkbar, dass Schabowski ohne Vorabsprache handelte, was aber angesichts der Einlassung von Krenz und der Treue von Schabowski zu Krenz eher unwahrscheinlich ist. Sein Auftreten demonstrierte, hier handelte kein Politiker, sondern ein Funktionär. Die Folgen seiner Bemerkung, die Regelung gelte «ab sofort», waren von ihm nicht einkalkuliert worden. In jedem Fall handelte es sich um die bereits im August erdachte Lösung, den Kessel zu öffnen, Druck abzulassen, um ihn dann wieder zu schließen. Die von Schabowski gemimte Ahnungslosigkeit über die Bedeutung des Beschlusses war großes Schauspiel eines politischen Dilettanten. Denn natürlich hatte er weder die Wirkung gewollt noch erahnt.

Die anwesenden Journalisten verstanden aber sofort, was ihnen soeben präsentiert worden war. Um 19.01 ging die Pressekonferenz zu Ende, ab 19.03 liefen die Ticker heiß. Schon wenige Minuten später trafen die ersten Menschen am Grenzübergang Bornholmer Straße ein. Das geschah, weil im Gegensatz zu anderen Berliner Übergangsstellen dieser an der Grenze der dicht bewohnten Ostbezirke Prenzlauer Berg und Pankow zum Westbezirk Wedding lag. Gegen 20.30 Uhr standen bereits Tausende Menschen vor dem Grenzübergang. Aber nicht nur in Ost-Berlin, auch in vielen Städten der DDR machten sich, wie Hertle herausgefunden hat, Menschen auf den Weg. Sie gingen zum nächsten Bahnhof und verlangten Fahrkarten in die Bundesrepublik. Bei den Verantwortlichen vor Ort machte sich Verunsicherung und Ratlosigkeit breit. Niemand wusste, was zu tun sei, niemand bekam klare Anweisungen. Gegen 21.00 Uhr war nicht nur die Bornholmer Straße hoffnungslos überfüllt, auch die Seitenstraßen waren verstopft, der Rückstau reichte Kilometer zurück. Nach Rücksprachen zwischen Grenztruppen und MfS öffneten die Offiziere nach 21.00 Uhr die Grenze. Noch versuchten sie dies in geordneten Bahnen. Die Menschen mussten ihre Personalausweise vorlegen. Die meisten bekamen gar nicht mit, dass ihr Ausweis so abgestempelt wurde, als gingen sie für immer. Es war der letzte Versuch, die Kesselvariante durchzuführen. Eine gute Stunde später, gegen 22.30 Uhr, kapitulierten die Grenzer und hoben die Schlagbäume. Tausende fluteten unbehelligt in die Nacht der Nächte. Die vielleicht komischste Variante der Maueröffnung spielte sich in dieser Nacht am berühmtesten Übergang, am Checkpoint Charlie ab. Denn hier wuchs der Druck auf die Grenze stärker von der West- als von der Ostseite. Die einen riefen immer lauter: «Lasst uns rein!» Die anderen, auf der Ostseite, riefen: «Lasst uns raus!» Kurz vor Mitternacht, nachdem alle Versuche, den Übergang abzuriegeln, fehlgeschlagen waren, öffneten sich auch die Schlagbäume am Checkpoint Charlie, so dass gegen 24.00 Uhr sämtliche Grenzübergangsstellen in Berlin offen waren.

«Wahnsinn». Die Mauer ist weg

Was nun folgte, ist oft beschrieben worden. Für einige Tage lag sich fast ganz Deutschland in den Armen. Wochenlang waren die Züge gen Westen und West-Berlin hoffnungslos verstopft. Es gab viele rührende Szenen, die ganze Bücherregale füllen könnten. Menschen, die sich seit Jahren nicht sahen, trafen sich wieder. Ausgebürgerte Oppositionelle gingen einfach in den Osten und besuchten Freunde und Verwandte. Jeder Einzelne könnte berichten, wie es beim ersten Mal war, und fast jeder hat eine ganze besondere Geschichte zu erzählen. Eine der vielleicht bewegendsten spielte sich am 11. November ab. Der russische Cellist Mstislaw Rostropowitsch flog eigens von Paris, wo er als Emigrant lebte, mit einem Privatjet eines Freundes nach Berlin. Dort setzte sich der weltberühmte Musiker direkt an die Mauer, spielte drei Stücke von Bach und sprach ein paar Worte im Gedenken an die Mauertoten. Der Maestro, den kaum jemand erkannte, sagte anschließend: «Ich habe für mein Herz gespielt. Ich musste hier spielen. Ich habe die Bilder gesehen und wusste, du musst dorthin. Es war wunderbar. Einzigartig. Die Leute waren ganz still.»[46]

Die westlichen und östlichen Nachbarn blickten derweil eher skeptisch auf den deutschen Freudentaumel. Franzosen und Engländer fragten, ob es nicht besser sei, zwei Deutschlands in Europa zu haben. Die Polen befürchteten, die Bundesrepublik würde nun dem polnischen Demokratisierungsprozess weniger Aufmerksamkeit schenken, weil sie stärker mit den innerdeutschen Entwicklungen beschäftigt sein werde. Von den Großmächten signalisierte zuerst die USA volle Unterstützung und bekräftigte das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen. Auch wenn personalisierte Geschichtsschreibung immer zu kurz greift und die dynamischen Gesellschaftsprozesse verzerrt: Bundeskanzler Kohl vollbrachte in den nachfolgenden Wochen und Monaten auf internationalem Parkett, ob in Gesprächen mit Moskau oder Washington, Paris oder Warschau, London oder Den Haag eine wahre Meisterleistung, indem er sich als Europäer ersten Ranges erwies und die deutsche Einheit, die sich nun schnell als politisches Nahziel der (noch) nächsten Jahre herauskristallisierte, als Teil des gesamteuropäischen Einigungsprozesses betrachtete. Vor allem die Regierungen kleinerer Nachbarländer wie Luxemburg, Österreich oder, nach der Revolution, der ČSSR standen der deutschen Einheit weniger reserviert und angstvoll gegenüber als die großen Staaten Polen, Frankreich oder Großbritannien.

Die Vorgänge in Deutschland haben Hunderttausende mit dem Ruf «Wahnsinn» auf die kürzeste Formel gebracht. Die Medien kannten tage-, wochenlang kein anderes Thema. Zehntausende Trabis verpesteten die Luft im Westen und der revanchierte sich mit Hinweisen, was Trabantbesitzer an Westzapfsäulen tanken sollten, weil das Zweitaktergemisch dort schon längst nicht mehr zu haben war. Das Begrüßungsgeld wurde bald knapp, die Ossis erhielten tagelang vieles umsonst, wurden mit Geschenken überhäuft. «Deutschland einig Vaterland» war fortan nicht nur eine Parole auf den Massenkundgebungen in der DDR, das solidarische Verhalten von Millionen Bundesbürgern nach dem Mauerfall ließ keinen Zweifel, dass die Einheit schnell herbeigeführt werden solle. Vielen ging es nicht schnell genug, allein im November flüchteten über 133.000 Menschen von Ost nach West, knapp 90.000 davon nach dem Mauerfall. Der Flüchtlingsstrom hielt weiter an. Im Dezember gingen über 43.000 Menschen, im Januar 1990 folgten fast 73.000, im Februar fast 64.000, im März 46.000 und zwischen April und Ende Juni nochmals 55.000. Erst am 18. Dezember 1989 gab die MfS-Spitze intern eine allgemeine Reisefreiheit für die Mitarbeiter bekannt, wies aber zugleich darauf hin, dass Angehörige und Familienmitglieder wegen «Salzgitter» vorsichtig sein sollten und dem Westsog besser widerstehen sollten.

Viel zu wenig gewürdigt wurde bislang, wie sich der Öffentliche Dienst und West-Berlin insgesamt verhielten. Der Regierende Bürgermeister Momper und die Stadtbezirksbürgermeister hatten sich seit Oktober darauf vorbereitet, dass im Dezember die Mauer falle. Auf diesen Tag X bereiteten sie sich gründlich vor, auf den plötzlichen Massenansturm waren sie nicht eingestellt. Und dennoch bewältigten sie ihn klaglos und weitgehend freundlich. Am 26. November 1989 bedankten sich die Mitarbeiter des Ostberliner Friedrichstadtpalastes mit der Gratisrevue «Einfach zauberhaft» stellvertretend bei 1800 Westberliner Mitarbeitern von BVG, Postämtern, Senatsverwaltung, Bezirksämtern und Sozialdiensten. Weihnachten stellten in viele Ortschaften DDR-Bürger als Dankeschön kostenlos Übernachtungsmöglichkeiten für Bundesbürger zur Verfügung.

Auch wenn Krenz und Genossen noch einige Tage hofften, die Grenzen wieder schließen zu können und dafür sogar militärische Überlegungen angestellt wurden, so bedeutete doch die Nacht vom 9. zum 10. November historisch das endgültige Ende der SED-Diktatur. Die Mauer war gefallen, konnte auch nicht mehr geschlossen werden. Noch wochenlang veranstaltete die SED ein Theater um die Neueröffnung von Grenzübergangsstellen in Berlin und an der innerdeutschen Grenze. Vielerorts in den Bezirken Schwerin, Magdeburg, Erfurt, Suhl und Karl-Marx-Stadt erzwangen die Menschen neue Übergangsstellen oder bauten einfach die innerdeutschen Grenzanlagen ab. Selbst in Berlin geschah so etwas noch am 16. Juni 1990 – 219 Tage nach dem Mauerfall. Der Bauer Helmut Qualitz aus dem Westberliner Ortsteil Lübars durchbrach an diesem Tag mit seinem Traktor einfach die Mauer und öffnete so die Blankenfelder Chaussee zwischen Ost- und West-Berlin. In Berlin ist am 22. Dezember 1989 das besonders symbolträchtige Brandenburger Tor mit Ministerpräsident Modrow und Kanzler Kohl unter dem Jubel von etwa 100.000 Menschen endgültig geöffnet worden. Die SED hatte sich lange gegen die Öffnung gesträubt, weil es der faktischen Anerkennung der nationalen Zusammengehörigkeit gleichkäme. Die Grenzkontrollen entfielen endgültig am 1. Juli 1990.

Der 10. November fiel auf einen Freitag. Ab mittags kam nicht nur in Ost-Berlin, sondern praktisch in der gesamten DDR die Arbeit zum Erliegen. Bereits an diesem Tag deutete sich aber auch an, dass die Herstellung der deutschen Einheit noch viele Hindernisse zu überwinden haben würde. Aus manchen Oppositionsgruppen in der DDR erhoben sich warnende Stimmen, den inneren Demokratisierungsprozess der DDR nun nicht einem gesamtdeutschen Kapitalismus zu opfern. Im Ostberliner Lustgarten versammelten sich abends bis zu 150.000 SED-Anhänger, die einerseits ihre Parteiführung unter Reformdruck stellten und die sofortige Einberufung eines außerordentlichen Parteitages forderten, andererseits aber auf einer kommunistischen DDR beharrten und somit ihrerseits den inneren Differenzierungsprozess der DDR-Gesellschaft vorantrieben. Vor dem Westberliner Schöneberger Rathaus versammelten sich zudem etwa 20.000 Menschen, die den SPD-Politikern Momper und Brandt zujubelten. Brandt sagte: «Nichts wird wieder so wie es einmal war. Dazu gehört, dass auch wir im Westen nicht an unseren Parolen von gestern allein gemessen werden, sondern an dem, was wir heute und morgen zu tun, zu leisten bereit und in der Lage sind, geistig und materiell. (…) Die Bereitschaft nicht zum erhobenen Zeigefinger, sondern zur Solidarität, zum Ausgleich, zum neuen Beginn, wird auf die eigentliche Probe gestellt. Es gilt jetzt, neu zusammenzurücken, den Kopf klar zu behalten, und das so gut wie möglich zu tun, was unseren deutschen Interessen ebenso entspricht wie unserer Pflicht gegenüber unserem europäischen Kontinent.» Seinen berühmten Satz: «Jetzt wächst zusammen, was zusammengehört», sagte er in einem Interview mit dem Deutschlandfunk.[47] Kanzler Kohl, der seinen Staatsbesuch in Polen unterbrochen hatte, buhten die meisten gnadenlos aus. Hier zeigten sich drei Faktoren, mit denen die Politiker in den nächsten Monaten zu tun haben würden: Erstens war die Front gegen die Koalition in der Bundesrepublik sehr breit, die Kohl-Regierung schien vor ihrem Aus zu stehen. Wie 1953 so retteten die CDU-Regierung auch 1989/90 die Vorgänge in der DDR. Viele SPD- und Grünen-Anhänger blieben skeptisch und ablehnend gegenüber der deutschen Einheit, weil sie einerseits ihre Sozialismusträume nicht begraben wollten und weil sie andererseits mit dem künftigen DDR-Wahlvolk keine Regierungsveränderungen erwarteten. Zweitens kristallisierte sich schnell heraus, dass innerhalb der bundesrepublikanischen Gesellschaft die Idee der deutschen Einheit weitaus weniger vital geblieben war als in der DDR. Politiker wie Oskar Lafontaine oder Joseph Fischer stellten sich namens ihrer Partei ebenso massiv dagegen wie einflussreiche Intellektuelle, etwa der Schriftsteller Günter Grass oder der Sozialphilosoph Jürgen Habermas. In ihrem Schlepptau befanden sich nicht gerade wenige, die vor Nationalismus, Neofaschismus, Hegemonialstreben und Imperialismus als künftige Charakteristika deutscher Politik und der deutschen Gesellschaft warnten. Schließlich standen drittens in dieser Pfeifgesellschaft vor dem Schöneberger Rathaus nicht wenige DDR-Menschen, die sich als SEDler mit westlichen Kommunisten, Grünen und SPDlern ungeahnt schnell vereinigten oder die als «autonome Antifa» mit ihren westlichen Freunden auf alles pfiffen, was der Kanzler namens des bundesdeutschen Establishments, so ihre Wahrnehmung, sagte. Grotesk an dieser Situation war der unbeachtete Umstand, dass Kohl weitaus zurückhaltender und vorsichtiger sprach als Momper oder Brandt. Für ihn galt, was Biermann nach seiner Ausbürgerung 1976 einmal so formulierte: Er hätte auch Hänschenklein singen können, er wäre dennoch rausgeflogen. Zeithistorisch mag die Ablehnung von Kohl zu erklären sein. Irritierend ist allerdings, dass nicht wenige Zeitzeugen noch heute ihre damalige Abwehrhaltung unkritisch rechtfertigen. So erklärte ein Geschichtslehrer, der heute als Zeithistoriker arbeitet, in einer Gesprächsrunde, dieses Pfeiffkonzert gegen Kohl sei richtig und wichtig gewesen, um deutlich zu machen, diese Regierung habe ausgedient. Auf die Nachfrage, an diesem Tag sei es doch eigentlich um etwas ganz anderes gegangen, meinte er, das sehe er nicht so. Die Vorgänge in der DDR bildeten nur ein Vehikel für die wirklich wichtigen Entwicklungen, was die Bürgerbewegungen in der DDR verkannt hätten.

Solche Erzählungen wären uninteressant, wenn sie nicht Konsequenzen implizierten, die den Prozess der deutschen Einigung prägten. Wenn Brandt sagte «Nichts wird wieder so, wie es einmal war», so hatte er zwar Recht, aber in Deutschland haben dies Millionen nicht realisiert. Im Westen nicht, weil sie glauben, die Einheit ginge sie nichts an und habe ihre Gegenwart und Zukunft nicht verändert. Im Osten nicht, weil Millionen wieder auf eine «rückwärtsgewandte Zukunft» hoffen. Und die unfreiheitliche DDR-Vergangenheit wirft mittlerweile Lichter voraus, die auch im Westen neue Anziehungskräfte entwickeln. In der Politik hängt immer mehr von der SED-Nachfolgepartei ab. An den Schulen und Universitäten findet nur in Ausnahmefällen eine Beschäftigung mit der kommunistischen Vergangenheit statt. Das Wissen über den Kommunismus ist allgemein erbärmlich. Unreflektierte Vergleiche zwischen demokratischer und totalitär verfasster Staatsordnung gehören zum Tagesgeschäft, weil Freiheit und Gerechtigkeit mittlerweile nicht nur im Osten mit Basisdemokratie und Gleichheit «verwechselt» werden. Die Wissenschaften tragen dazu bei. Ihr Geschäft besteht in der fortwährenden Differenzierung. So entstehen wirre Begriffsschöpfungen wie «Konsensdiktatur» oder «Fürsorgediktatur» für das SED-System, die weder etwas erklären noch logisch sind. Wozu «Diktatur», ließe sich ganz einfach fragen, wenn alles auf Konsens zielte oder dieser herrschte?

Auch die schöngeistige Literatur nahm sich des Mauerfalls und seiner Folgen an. Die einen erfreuen sich wegen Witzes und Originalität an Thomas Brussigs Erfolgsromanen «Helden wie wir» (1995) oder «Wie es leuchtet» (2004), andere finden die Sexualisierung unerträglich. Bei Sven Regener kommen kaum solche Emotionen auf. Entweder man mag den Autor oder eben nicht. Wie er in «Herr Lehmann» (2001) den Mauerfall schildert, lakonisch, fast unbeteiligt («Es gab keine große Aufregung, alle machten weiter wie bisher»), scheint nicht nur das idyllische Kreuzberger Ghetto treffend zu charakterisieren. Die britische Autorin Zadie Smith beschreibt in «White Teeth» (2000), wie Ältere aufgeregt vor dem Fernseher mit dem Mauerfall das Ende des Zweiten Weltkrieges bestaunen und wie zugleich ihre Kinder gelangweilt in die Röhre schauen. Autoren aus afrikanischen Ländern dichteten die Hoffnung herbei, der Fall der Berliner Mauer würde auch ihre Befreiung bedeuten und zum Fall von Mauern und Grenzen weltweit beitragen.

Die Reaktionen und Erlebnisse der Ostdeutschen waren so vielfältig wie gegensätzlich. Eine 20-jährige Sekretärin beschrieb ihre Erlebnisse rückblickend so: «Ich brauchte zwei Jahre, um diesen Geruch in den Supermärkten wieder aus der Nase zu bekommen, drei Jahre, um zu merken, dass es die Bahlsen-Probierstuben meiner Fernseh-Kindheit nicht wirklich gab, und zehn Jahre, um mit dem Puddingessen aufzuhören.»[48] Manche kamen sich vor wie im Intershop, andere wie im Paradies; einige waren enttäuscht, den meisten mangelte es an der DM: «Kommt sie nicht zu uns, gehen wir zu ihr» – diese Losung entstand in diesen Tagen. In vielen bundesdeutschen Städten, zumal West-Berlin, stiegen die Diebstahlsdelikte nach dem Mauerfall sprunghaft an. Ein anderes Delikt schien nach Berechnungen der «Frankfurter Rundschau» ebenfalls Massencharakter gehabt zu haben: Statistisch hatte sich jeder in den Westen reisende DDR-Bürger mehr als zweimal Begrüßungsgeld abgeholt (100 DM für Personen über 14 Jahren, 50 DM für Kinder). Die Kaufhäuser waren voller Menschen, und Branchen, die es in der DDR nicht gab, wie Sexshops, verbuchten Rekordumsätze. Ein Jugendlicher, der als IM im Kreis Anklam tätig war, berichtete seinem Führungsoffizier: «Für mich war der Besuch von West-Berlin nichts besonderes. Ich habe mich auf den Besuch sehr gefreut, wurde aber insgesamt vom Westen enttäuscht.» Er erzählte auch, warum: «Für mich war das Schlimmste, das Gefühl des Bettelns. Überall, wo man etwas erwerben will, muss man betteln, daß man es bekommt. Zum Beispiel hat der Gastwirt uns zwar Getränke für DDR-Geld verkauft, aber Essen hat er nur gegen DM abgegeben.» IM «Uwe Berit» spiegelt eine Mentalität, die nicht nur komisch und schon gar nicht singulär war. Denn die hier sichtbar werdende Versorgungsmentalität wird noch lange den Einigungsprozess begleiten. Und auch die Widersprüchlichkeit, denn nur wenige Absätze später erzählt er, dass er und seine Freunde stahlen wie die Raben. «Die DDR-Bürger hatten regelrecht Narrenfreiheit.»[49] Ein anderer jugendlicher IM berichtete, was seine Clique im Westen bei ihrem ersten Besuch kaufen wollte: der eine einen Trommelrevolver, der andere ein Springmesser, der dritte klaute Biergläser, der vierte ging in ein Sexkino. Alle sprechen zur Zeit, so der IM weiter, «sehr gut … über unser Land», nur die Mauer müsse nun endgültig weg.[50]

Auf den Demonstrationen tauchte ab dem 12. November eine neue Form innergesellschaftlicher Differenzierung auf, die aus der Vergangenheit bekannt zu sein schien. In Leipzig und vielen anderen Orten, die nicht in unmittelbarer Grenznähe lagen, beklagten Tausende die Privilegierung Berlins. Die Mauer, die 28 Jahre Ost- und West-Berlin getrennt hatte, bewirkte nach ihrem Fall, dass die Ostberliner morgens, mittags, abends, nachts in den Westen laufen und fahren konnten, fast alle anderen DDR-Bürger mussten reisen: mit dem Zug oder dem Auto, mussten Urlaub nehmen oder konnten nur am Wochenende Westluft schnuppern. Dieser Umstand führte außerhalb Berlins nicht nur zur Radikalisierung der Forderungen, er trug zugleich dazu bei, dass in Ost-Berlin die Forderungen nach der deutschen Einheit viel später aufkamen, selbst im Frühjahr und Sommer 1990 noch umstritten blieben und hier auch die meisten Einheitsgegner öffentlich in Erscheinung traten. Allerdings war dies auch dem Umstand geschuldet, dass praktisch in der Nacht vom 9. zum 10. November den meisten Berlinern sofort bewusst wurde, dass die deutsche Einheit kommen werde, weil die widernatürliche Trennung der Stadt nun unweigerlich überwunden würde. So erklärt sich der in Ost-Berlin am längsten sichtbare Einheitswiderwillen nicht nur, weil in Ost-Berlin besonders viele Systemträger wohnten, sondern auch als ein reaktives, antizipierendes Moment künftiger Probleme und Identitätsängste von neuerlich Privilegierten: Berliner brauchten gar nicht pro oder contra Einheit zu sein, sie hatten sie praktisch über Nacht – wenn auch noch mit einigen Beschwerlichkeiten – erhalten.

Dazu kam, dass ab Frühjahr 1990 Ost-Berlin mit seinen zahlreichen leerstehenden Altbauten bevorzugter Anlaufpunkt bundesdeutscher Hausbesetzer und Autonomer wurde, die sich mit der Ostberliner und Westberliner Szene verbündeten und monatelang Anti-Deutschland- und Anti-Einheit(s)-Demos zelebrierten. Und da hier die SED wegen der Konzentration der einstigen Macht- und Herrschaftsapparate besonders stark blieb, schien sich Ost-Berlin in mehrfacher Hinsicht deutlich vom Rest der DDR zu unterscheiden.

Am eindrucksvollsten und vielleicht ehrlichsten haben Kinder und Jugendliche ihre Eindrücke nach dem 9. November wiedergegeben. Auch wenn manche der Berichte aus dem Sommer 1990 stammen, so veranschaulichen sie doch einprägsam, wie Zusammenbruch, Revolution und Mauerfall das Leben der jüngsten Generation einschneidend veränderten und wie bewusst Kinder und Jugendliche das wahrnahmen. Ein 13-jähriges Mädchen schrieb: «Die Wende, das ist das Ereignis meines Lebens. Es war das atemberaubendste Geschehen für mich. Vor allem, weil ich es doch relativ hautnah in den Demos erlebt habe. Montag für Montag.» Eine 16-Jährige schilderte ihre ersten Westeindrücke: «Es war eine andere Welt, ein ganz anderes Lebensniveau. Wenn man etwas braucht, kann man es haben, es ist alles da. Ich konnte es noch gar nicht fassen, daß uns jetzt auch einiges offen stand. (…) Ich glaube, West- und Ost-Berlin werden in Zukunft als Berlin gemeinsame Wege gehen. Ich hoffe friedlich und ohne Kräfte von rechts, radikale Rechte! Wenn manche sagen: ‹Wiedervereinigung, dann sind wir DDR-Bürger das letzte! Unmöglich, kaum vorstellbar›, dann meine ich, vor einem halben Jahr war auch der Gedanke, dass die Mauer geöffnet wird, unvorstellbar. Jetzt ist unser Sozialismus doch auch am Boden. Alles geht durcheinander. Möglich ist alles.» Im Westen erwarteten die Kinder und Jugendlichen eine Reihe von Überraschungen, die auch nicht wenige Erwachsene verdutzten: Etwa: «Manche Häuser sehen aus wie bei uns.» Oder: «In Kreuzberg sehen die Nebenstraßen schlimmer aus als bei uns in Köpenick.» Oder: «Die Leute leben auch nicht gerade im Paradies.»[51] Es überwogen berauschende Eindrücke, aber manch triste Fassade, manch übler Dreckhaufen und so manche Neubausiedlung, ob am Stadtrand oder im Stadtzentrum, ließen nicht wenige fragen, ob hier auch Kommunisten an der Macht seien oder die Moderne mehrere Seiten habe, die DDR aber nur die Schattenseiten abbekommen habe und sie eigentlich mit den anderen nur ergänzt werden müsste.

Es dauerte noch einige Wochen, aber ab Anfang 1990 begannen sich auch der Unterricht und die Schulen zu verändern. Die Schüler bildeten Schülerräte, Kinderräte, die auch überschulisch arbeiteten. An den Schulen ließen die Lehrer Staatsbürgerkunde und Geschichte erst einmal ganz weg, auch in anderen Fächern verzichteten sie auf politische Stellungnahmen. Der Schulunterricht am Samstag entfiel seit dem 9. Dezember 1989. Die Begründung dafür war allerdings eigenwillig: weil die Sicherheit des Unterrichts am Samstag nicht mehr gewährleistet sei.[52] Offenbar verklausulierte das Volksbildungsministerium damit den Umstand, dass am Wochenende die Menschen gen Westen aufbrachen. Die Kinder freuten sich darüber, dass Pionier- und FDJ-Kleidung nicht mehr verlangt wurde, dass Fahnenappelle nicht mehr stattfanden und die militärähnlichen Meldungen zu Beginn einer Schulstunde entfielen. Viele Lehrer zeigten sich tief verunsichert, zahlreiche Direktoren wurden abgelöst. Kinder einer 5. Klasse schrieben: «Es hat sich sehr viel geändert. Zum Beispiel dürfen wir unsere eigene Meinung sagen und kriegen sie nicht aufgebrummt. Die Lehrer sind auch viel netter geworden.» Andere Kinder: «Jetzt dürfen wir unsere Meinung sagen, z.B. Honecker ist bescheuert. Vorher kam man gleich ins Heim»; «Der Unterricht ist nicht mehr so knallhart, sondern schön locker», und: «Wir haben die Tische anders gestellt (…) Der Direktor hat sich auch geändert.»[53]

Die Journalistin Vera-Maria Baehr, bis 1988 bei der «Jungen Welt», reiste im Juli 1989 nach West-Berlin aus. Kurz nach dem Mauerfall begann sie, Jugendliche nach ihren Erfahrungen zu befragen. Im Januar 1990 legte sie ein Buch mit Selbstzeugnissen von 13- bis 17-Jährigen vor, dessen Quellenwert hoch ist, weil Kinder und Jugendliche in der Umbruchszeit nur selten Gegenstand von Befragungen und Erhebungen waren. Aus einem Bericht werden nachfolgend längere Passagen zitiert, weil sie plastisch Träume, Hoffnungen und Ängste in jenen Tagen aufzeigen.

Linda war 1989 16 Jahre alt, verlor mit zehn Jahren ihren Vater und besuchte eine Erweiterte Oberschule. «Wir haben jetzt eine völlig neue Perspektive. Früher war alles fest eingekastelt. Jetzt auf einmal ist vieles unsicher geworden. Freier. Man merkt erst mal, was man noch für Interessen hat. Die Lehrpläne stimmen nicht mehr.» Ihre Schule habe «ein bisschen Pech mit unserer Direktorin. Die ist so eine total Verrötete. Aber … sie wollte immer das Beste für die Kinder. Das kann man wirklich nicht abstreiten. Jetzt bemüht sie sich umzudenken. Aber das kann sie nicht. Das ist ihr nie beigebracht worden.» Solche Gedanken waren nicht altklug oder ungewöhnlich. Viele Jugendliche bekamen nach dem Mauerfall schnell mit, dass Erwachsene, zumal die Angepassten und Überzeugten, künftig weitaus mehr Schwierigkeiten haben würden als Jugendliche oder freiheitlich gesinnte Erwachsene. Der Mauerfall habe alles verändert: «Eigentlich ist es kein schönes Gefühl, wenn alles ins Wanken gerät. Irgendwann wünscht man sich, dass alles in Ordnung kommt. Anfangs war es ja ganz schön. Aber seit dem 9. November, seit die Grenzen offen sind, kommt man zu gar nichts mehr. Man denkt nur noch an den Westen, man engagiert sich viel.» Im Vergleich mit einer Westschule, die sie besuchten, stellten die Schüler fest, dass die dortigen materiellen Möglichkeiten ungleich besser waren als an der Ostschule. «Und dann können sie in der Schule alles kopieren. Das gibt es alles an unseren Schulen nicht. Also, sie haben da ein viel besseres Arbeiten.» Schnell merkte Linda, dass sie selbst viel über den Westen wüsste, sich ständig mit ihm beschäftigt habe, was für die Westler nicht gelte.

Linda zeigte sich unsicher, was das erworbene Schulwissen wert sei. «Jetzt müssen wir alles wieder von vorn anfangen. Es ist natürlich schlimm, wenn man denkt, dass alles, was man in Geschichte gelernt hat, vielleicht falsch ist. Und das vom 19. Jahrhundert an. (…) Dass der Sozialismus überlegen ist, das war ein Dauerthema im Staatsbürgerkundeunterricht. Aber das haben wir nicht geglaubt. (…) Geglaubt habe ich, dass der Kapitalismus eine Ausbeuterordnung ist, dass es dort arm und reich gibt. Aber dass unser Sozialwesen besser ist, das haben wir schon wieder nicht geglaubt. Wir haben ja gesehen, wie es in den Geschäften aussah, in den Krankenhäusern. Wir haben die Lehrerin immer angegriffen und haben sie teils bedauert, teils verachtet. Sie war auch nur eine kleine Überzeugte, die falsch erzogen wurde.» Sie fühlte sich nun befreit von vielen ideologischen Zwängen. «Es war alles so starr festgelegt. (…) Über allen lag so ein ganz gewisser Druck.» Sie freute, dass sie nun endlich frei reisen könne, wohin sie wolle. Niemand aus ihre Klasse glaube mehr an eine eigenständige DDR. «Und die meisten denken, es ist eigentlich egal, wo man lebt, wenn alles offen ist.» Ihr sei der Glaube innerhalb weniger Wochen abhanden gekommen. «Und es gibt jetzt nicht mehr allzu viel, auf das man stolz sein könnte. Das Volk und die Menschen, die die Wende erzwungen haben – darauf schon. Aber das ist doch dann egal, in welchem Staat sie leben.» Sie beschäftigte sich auch, wie die meisten Jugendlichen, mit Rechtsradikalen. «Die Sorge, hier gäbe es auch ein starkes Rechtspotential, weil die Leute so die Nase voll haben von den Kommunisten, die halte ich für übertrieben. Das gibt es. Aber nicht in dem Maße.» Wie nicht wenige Jugendliche und junge Erwachsene schaute sie skeptisch auf die westliche Konsumwelt. «Ich hoffe, dass ich niemals dem Konsum verfalle. (…) Die Leuchtreklame, das Überangebot stört mich. Man weiß ja gar nicht, wo man hingucken soll.» Viele DDR-Menschen sahen bei aller Euphorie viel Kritisches an der bundesdeutschen Gesellschaft. Besonders beliebt war folgende Beobachtung, die später ein allgemeiner Bestandteil der DDR-Verklärung bei vielen Menschen werden sollte: «Und dann gruselt mich, dass die Menschen teilweise so kalt sind. Untereinander gucken sie sich kein bisschen an. Das ist zwar in der DDR genauso. Aber das lag wohl mehr an der gedrückten Stimmung, dass die Leute so gebeugt waren. Aber in West-Berlin ist es so, dass sie cool wirken, irgendwie einsam. Besonders auf der Straße.» Linda nutzte die neuen Möglichkeiten. Mit Freundinnen musizierte sie auf der Straße, auch das war vorher verboten. Niemand wusste genau, warum. «Früher haben sie einem die Instrumente weggenommen oder die Musiker gleich mitgenommen.» Sie zeigte sich sehr froh, dass endlich alles vorüber ist. «Als dann Gorbatschow bekannt wurde, fingen wir an zu denken. (…) Von Problemen im Lande wussten wir nichts. Auch über Stalin haben wir nichts erfahren, außer dass er den Krieg gewonnen hat, also unser Befreier war. Seit Gorbatschow denken wir erst richtig nach.»[54]

Solche Reflexionen waren nicht nur für nachdenkliche Jugendliche durchaus typisch. Auch viele kritisch eingestellte Erwachsene dachten so. Die sich in den folgenden Wochen und Monaten aufbauenden Lager «für die Einheit» und «gegen die Einheit» setzten sich weniger, wie oft behauptet wird, aus Apologeten des Kapitalismus und Verteidiger kommunistischer Ideen zusammen. Dies gab es. Und es waren auch nicht nur Menschen gegen die Einheit, die entweder am SED-System hingen oder eine demokratisch-freiheitliche Gesellschaft aufbauen wollten, die sie so in der Bundesrepublik nicht erkennen konnten. Die Masse der beiden Lager ging mit den eigenen Erfahrungen und Erlebnissen in der DDR einerseits und den Beobachtungen und dem angelernten Wissen über die Bundesrepublik andererseits anders um, verarbeitete diese anders. Die Gegner oder Skeptiker der Einheit hatten ganz oft einfach nur Angst. Vieles davon stellte ein Konglomerat von Erfahrungen, ideologischen Indoktrinationen, unfreiheitlicher Erziehung und Lebenseinstellung sowie Beobachtungen dar. Ängste bezogen sich auf Rechtsradikalismus und Neofaschismus, auf soziale Kälte in der Gesellschaft, auf Individualität, Arbeitslosigkeit, Drogen, Obdachlosigkeit, auf das Sozial- und Gesundheitswesen, auf Ellenbogenmentalität, auf die glitzernde Konsumwelt, auf AIDS u.a.m. Im Kern hatten nicht wenige Menschen Angst vor dem Neuen, davor, selbstständig Entscheidungen treffen zu müssen, ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen zu müssen und Angst davor, zwischen vielfältigen politischen, sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und intellektuellen Angeboten wählen zu müssen und dabei zu glauben, einmal etwas falsch gemacht – so hatten es viele gelernt –, würde dies unübersehbare Auswirkungen für die gesamte eigene Zukunft haben. Nicht alle aus der Diktatur entlassenen, von ihr befreiten Menschen sahen in Demokratie und Freiheit einen Segen. Sie schienen zwar ungefährlicher, aber für all jene, die sich in der Diktatur anpassten, mitmachten oder diese aktiv stützten auch weitaus anstrengender. Die SED hat das zu schüren gewusst.

Volkseigene Betriebe

Obwohl die Arbeiter in den Betrieben, die Handwerker in den Genossenschaften und die Bauern in den LPG besser als die Pfarrer, Künstler und Intellektuellen wussten, wie es um die wirtschaftliche und ökologische Situation bestellt war und jeder aus ihren kleinen Arbeitszusammenhängen Geschichten erzählen konnte, die darauf schließen ließen, dass am gesamten System etwas nicht stimmen könne, blieb es in den Betrieben und LPGs bis Mitte November relativ ruhig. Dafür gab es zwei Gründe. Erstens waren die Orte der Bewegungen öffentliche Plätze, Straßen und Kirchen. Die meisten wussten, dass nicht einmal der mächtige Generaldirektor, ganz zu schweigen von Direktoren kleinerer Betriebe, am System wirklich etwas ändern könne. Zweitens kursierten zwar viele Ideen von sozial-ökologischer Marktwirtschaft oder basisdemokratischen Modellen und auch die Reprivatisierung kleiner und mittlerer Betriebe ist ab Oktober gefordert worden, aber die restlose Wiedereinführung privatkapitalistischer Verhältnisse schien kaum jemandem erstrebenswert.

Dennoch entwickelten sich auch die Betriebe und LPGs zunehmend zu politischen Aktions- und Handlungsräumen. Zunächst galt die Kritik dem FDGB, dessen Rolle als Transmissionsriemen der SED nicht länger geduldet wurde. Massive Kritik wurde an FDGB-Chef Tisch geübt, der schließlich Anfang November seinen Rücktritt erklärte. Seit Anfang Oktober gab es mehrere Streiks und Streikandrohungen vor allem in den Bezirken Karl-Marx-Stadt, Dresden, Gera und in Ost-Berlin. Es handelte sich fast ausschließlich um Streiks mit politischen Forderungen. Der erste fand am 2. Oktober in Pfaffenrode bei Mühlhausen statt, wo 56 Mitarbeiter des Bezirkskrankenhauses gegen die SED-Politik in den Ausstand traten. Am nächsten Tag kam es in vier Städten im Bezirk Karl-Marx-Stadt wegen der Schließung der ČSSR-Grenze zu Streiks, darunter waren 600 Bergleute in Altenberg. Die SED reagierte mit Zugeständnissen: in die Geschäfte kamen Bananen und die Einwohner erhielten Sondergenehmigungen, um in das südliche Nachbarland fahren zu können, wo sie sich seit Jahren mit Waren des täglichen Bedarfs versorgten. Erst ab Anfang November kamen allmählich innerbetriebliche Forderungen hinzu, so etwa nach einem gerechteren Lohngefüge und einem damit verbundenen drastischen Abbau des «Wasserkopfes».

Heiner Müller trug am 4. November auf dem Alexanderplatz eine Forderung vor, die ihm nicht viel Beifall einbrachte. Er verlas den Aufruf einer Initiativgruppe für Unabhängige Gewerkschaften, die sich Mitte Oktober in Ost-Berlin gebildet hatte. Damit begann die offene Kampfansage an den FDGB. Nach dem Mauerfall wurde auch der Ton in den Betrieben deutlicher. Die Hauptforderungen richteten sich auf Auflösung der Kampfgruppen, die Herauslösung der SED aus den Betrieben, die Abberufung sämtlicher hauptamtlicher Parteifunktionäre aus den Betrieben, die Umwandlung des FDGB in eine unabhängige Gewerkschaft, die Bildung neuer Gewerkschaften, die Einführung des Mitspracherechts und von Betriebsräten oder die Umfunktionierung der Betriebszeitungen, die bislang die SED-Parteiorganisation herausgab, in Belegschaftsblätter. In vielen Betrieben forderten die Beschäftigten zudem die Offenlegung der ökonomischen und finanziellen Situation und die Beendigung unrentabler Produktionszweige.

Nach der Maueröffnung verschärfte sich der politische Kampf zwischen SED und Bürgerbewegung erheblich, viele Belegschaften stellten sich mit einigen Streiks, vielen Warnstreiks und noch mehr Streikandrohungen auf die Seite der Opposition. Der Höhepunkt dieser Bewegung setzte Ende November ein und reichte bis Ende Januar 1990. Anfang Dezember kam es auch zur Androhung eines politischen Generalstreiks durch Vertreter des «Neuen Forums» Karl-Marx-Stadt, die aber umgehend dementiert und als Alleingang deklariert wurde. Am 29. Dezember 1989 ist die erste Vereinbarung zwischen einer Betriebsleitung und einem Betriebsrat über die künftige Zusammenarbeit im VEB Schwertransport Leipzig unterzeichnet worden. Bei der Auflösung des MfS spielten Streikandrohungen eine wichtige Rolle. Für das Selbstverständnis der «Arbeiterpartei» SED bedeutete es eine besondere Niederlage, dass praktisch aus fast allen Betrieben ihre Herauslösung gefordert wurde, die schließlich Mitte Dezember auch offiziell erfolgte.

Für diese betriebliche Bewegung spielte die Offenlegung von Amtsmissbrauch, Korruption und Selbstbereicherung durch Funktionäre der SED, des FDGB, der Blockparteien, anderer Massenorganisationen sowie Vertreter des MfS, des MdI oder Räten der Bezirke und Kreise eine besondere Rolle. Seit Mitte November kamen jeden Tag neue Ungeheuerlichkeiten und Geschäftspraktiken ans Tageslicht. Nicht nur, dass die Funktionäre sich Villen hatten bauen lassen, auch dass die SED Waffenhandel betrieb, beschlagnahmte Antiquitäten in den Westen verhökerte und zahlreiche geheime Bankkonten und Betriebe im Westen unterhielt, empörte die Menschen heftig. Aus heutiger Sicht mag der Umfang dieser Geschäfte nicht berauschend ausfallen, und auch die Villen und sonstigen Vorteile zeugten nicht sonderlich von Prunksucht. Darum aber ging es nicht. Der SED fiel an dieser Stelle ihre jahrzehntelange Gleichmacherei, ihr Gerede von der Gleichheit aller kräftig auf die Füße. Zum einen wollten die Menschen nicht hinnehmen, dass sie nach allem lange anstehen mussten und einige Spitzenfunktionäre sich ohne Umstände nahmen, was sie brauchten. Zum anderen aber erwies sich die Revolution in vielerlei Hinsicht als ein moralisches Unternehmen. Moralische Argumente spielten im Herbst und Winter 1989 eine große Rolle. Deshalb erschien das Verhalten solcher Funktionäre besonders verwerflich: Wasser predigen und Wein trinken – das regte viele Menschen auf. Es mutete daher damals nicht komisch an, wenn die FDJ am 28. Oktober verkündete, ihre drei Spitzenfunktionäre führen «ab heute» keine französischen Dienstautos mehr, sondern ließen sich im sowjetischen Lada durch die Gegend chauffieren.


Der betriebliche Aufbruch hatte ab Mitte Dezember mit einem Handicap zu tun. Dass die SED bald nach freien Wahlen endgültig abdanken würde, schien besiegelt. Weniger klar war aber, was mit den Betrieben geschehen, wer sie künftig führen würde. Und da die Betriebsdirektoren nicht mehr der Weisung der SED unterlagen und zugleich die staatlichen Strukturen nur noch rudimentär funktionierten, begannen nicht wenige ab Dezember und verstärkt ab Jahresbeginn 1990 eigene Wege zu gehen. In nicht wenigen Betrieben versuchten sie die Belegschaften einzuschüchtern und drohten mit Entlassungen. Nur durch die Wiedervereinigung im Herbst 1990 konnte verhindert werden, dass die DDR-Volkswirtschaft restlos in mafiaähnlichen Strukturen wie in der Sowjetunion, aber auch in Rumänien, Bulgarien oder zum Teil in Ungarn unterging. In keinem dieser Länder liegt offen, wie die Volkswirtschaft binnen kurzer Zeit in die Hand von Oligarchen geraten konnte. In der DDR gab es dazu auch erste Ansätze. Die FDJ privatisierte ihr Vermögen über schnell gegründete GmbHs, aus vielen Betrieben wurden Teile herausgelöst und als Geschäftsführer oder Eigentümer fungierten plötzlich Leute, die noch eben als Parteifunktionäre oder Betriebsleiter tätig gewesen waren. Auch die SED versuchte, ihr weitverzweigtes Vermögen zu retten. Zahllose Klein- und mittlere Betriebe starteten mit SED-Kapital. Eine kaum überschaubare Anzahl von Spenden verteilte die SED. Dass dies nicht aus reiner Barmherzigkeit und nicht ohne politischen Hintersinn geschah, liegt auf der Hand.

Die letzte Antwort der SED auf die Krise

Nach der Maueröffnung schien das Schicksal von SED und eigenständiger DDR besiegelt. Es sei nur noch eine Frage der Zeit, so der Tenor auf den Straßen, bis beide verschwunden seien. Die Menschen dachten dabei noch nicht an Monate, aber innerhalb weniger Jahre. Damit korrespondierte, dass der Druck auf den Straßen, bei den nicht abreißenden Massendemonstrationen im gesamten Land, nochmals deutlich zunahm. Hinzu kam, dass auch der Ostblock weiter im rasanten Tempo zerfiel. Polen und Ungarn hatten sich praktisch bereits herausgelöst. Am 10. November folgte Bulgarien, wo Parteichef Schiwkow ebenfalls nach Massenprotesten zurücktrat und die KP ihren Führungsanspruch aufgab. Die Entwicklungen in der ČSSR wurden durch die Ereignisse in der DDR kräftig beschleunigt. Der kommunistische Staat versuchte hier zwar noch am 17. November – so wie Anfang Oktober die Kommunisten in der DDR – oppositionelle Massendemonstrationen auseinanderzuknüppeln, aber auch das mobilisierte die Gesellschaft in hohem Maße. Das oppositionelle Bürgerforum, ein Zusammenschluss aus mehreren Oppositionsgruppen, erwies sich als Motor der Revolution und hatte mit Havel und Dubček zwei weithin bekannte und anerkannte Führungspersönlichkeiten, mit denen sich im Herbst und Winter 1989/90 die Mehrheit der Gesellschaft identifizieren konnte. Am 24. November trat die KPČ-Führung zurück, am 28. Dezember erfolgte Dubčeks Ernennung zum Parlamentspräsidenten, einen Tag später wurde Havel Präsident der Tschechoslowakei. Sein erster Auslandsbesuch führte ihn nach Deutschland. Zuerst reiste er nach Ost-Berlin, wo er symbolisch das Brandenburger Tor besuchte und sich mit Oppositionellen traf. Anschließend flog er nach München weiter. Die ersten freien Wahlen fanden am 5. Juli 1990 statt, die Havel im Amt bestätigten. Noch schneller liefen die Vorgänge in Rumänien ab. Hier begannen im Dezember Massenproteste gegen das Regime der Clique um Nicolae Ceauşescu, die dieser zum Teil niederschießen ließ. Hunderte Tote waren zu beklagen. Eine von ihm selbst organisierte Propagandaveranstaltung in Bukarest kippte in eine Gegendemonstration um. Die Fernsehbilder eines fassungslosen und entsetzten Ceauşescu gingen Weihnachten um die Welt. Ebenso, wie er von einem Tribunal verurteilt und gemeinsam mit seiner Frau Elena erschossen wurde.

In Rumänien fand im Gegensatz zu anderen Ostblockstaaten anschließend jedoch keine tiefgreifende Reform statt. Die kommunistischen Kader tauschten zunächst nur die Plätze und das Regime blieb noch einige Jahre mit scheindemokratischem Mäntelchen erhalten. Hier zeigte sich, dass die Länder, die sehr spät erwachten, besonders hürdenreiche Wege zur Demokratie beschreiten mussten. Das gilt für Rumänien, Bulgarien und Albanien. Jugoslawien nahm in vielerlei Hinsicht mit seinen seit 1987 entfesselten nationalistischen Konflikten eine Sonderrolle ein. Polen und Ungarn wiederum, wo die Demokratisierung über Jahre hinweg erzwungen und ausgehandelt wurde, gingen langsamere, aber insgesamt stabilere Wege. Die ČSSR holte binnen weniger Wochen auf und schlug dann ebenfalls diesen mittelosteuropäischen Weg ein, der aber auch für diese drei genannten Länder noch einige Jahre dornenreich und widersprüchlich blieb. Die DDR schien wie die ČSSR diesen Weg zu gehen, in beiden Länder stand eine Revolution am Beginn der Entwicklung, die beide zum Ziel hatten, diese in freie und demokratische Wahlen münden zu lassen. Die DDR stellte aufgrund ihres Charakters als deutscher Teilstaat einer geteilten Nation, deren Schicksal nicht nur in der DDR, sondern ebenso in Moskau, Paris, London, Washington und vor allem Bonn mitbestimmt wurde, in vielerlei Hinsicht einen Sonderfall dar. Die Menschen konnten die Mauer einreißen, sie konnten aber nicht ohne Zustimmung der Alliierten und ohne das Engagement Bonns die staatliche Einheit Deutschlands erringen. In welchem rasanten Tempo dies dennoch gelang, war der Zustimmung Moskaus, dem konstruktiven Verhalten der westlichen Bündnispartner und vor allem dem Wirken der Kohl-Genscher-Regierung zu verdanken.

Mitte November schien noch vieles sehr ungewiss. Die Blockparteien profilierten sich von Tag zu Tag stärker als eigenständige politische Handlungssubjekte. Mit der Wahl des Rechtsanwalts Lothar de Maizière zum Parteichef am 10. November begann nun auch die Ost-CDU auf Reformkurs einzuschwenken. Die Oppositionsgruppen blieben für die Massenmobilisierung zuständig. Dass die Kette der Massendemonstrationen nicht abriss, war ihnen zu verdanken. Zugleich aber gelang es ihnen in dieser Phase nicht, ein klares politisch-programmatisches Profil zu entwickeln. Das hing mit dem Umstand zusammen, dass sie praktisch alle mit dem eigenen Organisationsaufbau beschäftigt waren und die politischen Vorstellungen zum Teil sehr weit auseinandergingen. Effektiv agierte die Opposition vor Ort in kleineren Städten oder auch in Dresden. Landesweit jedoch traten «Neues Forum», «Demokratischer Aufbruch», «Demokratie Jetzt» oder SDP selten mit einer Stimme in Erscheinung. Die SED versuchte diese unübersichtliche Situation zu nutzen, um selbst in die Offensive zu kommen. Dabei muss man berücksichtigen, dass ihr noch immer Hunderttausende als Mitglieder angehörten – bis Ende Dezember hatten die Partei rund 900.000 Mitglieder verlassen, die Mitgliederzahl betrug offiziell noch 1,463 Millionen.[55] Daneben kontrollierte sie bis auf die Tageszeitungen der Blockparteien noch alle DDR-Medien, die weitgehend in ihrem Sinne berichteten. Die gesamte Parteistruktur mit Zehntausenden hauptamtlichen Funktionären sowie die flächendeckende Infrastruktur waren komplett intakt. Den Oppositionsgruppen mangelte es an allem, es fing bei fehlenden Telefonen an und hörte bei den fehlenden eigenen Zeitungen, Druckmaschinen usw. noch lange nicht auf.

Am 13. November, einem Montag, trat die Volkskammer zusammen. Es war seit der Wahl im Juni 1986 die 11. Sitzung. Das allein belegt, welchen Stellenwert die Volkskammer im politischen System der DDR bislang hatte – keinen. Die Sitzung begann mit der Mitteilung, dass der bisherige Präsident, Sindermann, und mit ihm das gesamte Präsidium zurückgetreten seien. Um die Präsidenten-Nachfolge bewarben sich fünf Kandidaten, darunter kein SED-Mitglied. Im zweiten Wahlgang gewann Günther Maleuda von der Bauernpartei, einer SED-Ablegerin. Nur mit wenigen Stimmen Vorsprung konnte er sich vor Manfred Gerlach behaupten. Anschließend folgte eine Aussprache zur Lage im Land. Dabei fielen starke Worte. Werner Jarowinsky (SED): «Der moderne Sozialismus, den das Volk (…) gemeinsam errichtet hat, das ist die Alternative zum Kapitalismus auf deutschem Boden.» Michael Koplanski trat namens der DBD «dafür ein, dass jedes Dorf in unserem Lande seine Perspektive haben muss.» Christine Wieynk von der CDU kritisierte wie andere Redner, dass alles so weit gekommen sei, stand zu ihrer Mitschuld und sagte: «Nichts weniger ist in unsere Hände gelegt als das Schicksal unseres Landes, des erneuerten Sozialismus auf deutschem Boden. Wir haben keine Zeit.» Lutz Ahnfeld von der FDJ verstieg sich zu der impliziten Behauptung, am 7. und 8. Oktober sei Gewalt von den Demonstranten ausgegangen. «Wir lehnen eine einseitige Darstellung der Ereignisse und eine pauschale Verurteilung der Ordnungs- und Sicherheitskräfte konsequent ab.» Der Jugendfunktionär glaubte immer noch, im Namen der DDR-Jugend sprechen zu dürfen. Manfred von Ardenne betonte für den Kulturbund die überragende Rolle von Egon Krenz, der für Frieden in Leipzig und dafür gesorgt habe, dass Schnitzler von der Mattscheibe verschwand. Auch wenn kritische Töne in allen Reden nicht zu überhören waren, so zeigte sich doch, dass alle diesen DDR-Sozialismus nicht nur erhalten wollten, sondern zu tiefgreifenden Reformen nicht bereit waren. Sie warfen mit Schlagworten wie «hochbürokratischer Zentralismus», «moderner Sozialismus», «administrativer Sozialismus», «unverdiente Privilegien» oder «Amtsmissbrauch» um sich. Im Kern folgte dies einer durchsichtigen Strategie, nämlich den Volkszorn auf einzelne Funktionäre wie Honecker zu lenken, die eigene Mitschuld zu vertuschen und zugleich die gesellschaftliche Debatte über die prinzipiellen System- und Strukturfehler abzuwürgen. Die Einberufung eines zeitweiligen Ausschusses «zur Überprüfung von Fällen des Amtsmissbrauches, der Korruption, der persönlichen Bereicherung und anderer Handlungen» gehörte zur Strategie, die Schuld auf wenige Schultern abzuwälzen. Mehrere Abgeordnete beteuerten, einer alten kommunistischen Strategie folgend, jetzt komme es auf «die weitere fleißige und gewissenhafte Arbeit aller Werktätigen an», dann würde alles gut werden. Für die LDPD schlug Harry Trumpold immerhin vor, eine Forderung der Massendemonstrationen und der Opposition aufgreifend, Artikel 1 der Verfassung, der die führende Rolle der SED festschrieb, auszusetzen. Der CDU-Abgeordnete Burkhard Schneeweiß, Arzt und langjähriger Funktionär, ging einen Schritt weiter. Er kritisierte vorsichtig die China-Erklärung der Volkskammer vom Juni, bekannte sich zu seiner Mitschuld und forderte, Neuwahlen anzuberaumen. Kein einziger dieser Vorschläge ist vom Präsidium zur Abstimmung gestellt worden. Aber immerhin begannen ab Mitte der Sitzung die Fachminister auf Fragen zu antworten. Nun begann ein Spiel, das einzelne Abgeordnete nicht durchschaut haben mögen, das aber alle mitmachten. Finanzminister Ernst Höfner erwähnte, ohne die wirklichen Dimensionen offen zu legen, die Verschuldung der DDR. Mehrere Abgeordnete empörten sich, davon erst jetzt offiziell zu erfahren. Ministerpräsident Stoph, der bereits den Rücktritt der gesamten Regierung für diesen Tag angekündigt hatte, erklärte, an allem seien Honecker und Mittag allein schuldig. Gerhard Schürer legte zum Unmut der SED-Führung nach, ging auf Details der katastrophalen Lage ein, bekannte sich zu seiner Mitschuld, klärte aber auch nicht über den wahren Verschuldungsgrad auf, wie er ihn dem Politbüro drei Wochen zuvor offenbart hatte. Mitten in seiner Ansprache, sagte er an die Volkskammer gerichtet «Genossen», was den Zwischenruf provozierte «Wir sind in der Volkskammer!». Ein noch Tage zuvor undenkbarer Vorgang. Der berühmte Höhepunkt des Tages ereignete sich, als Minister Erich Mielke freiwillig das Wort ergriff. Erstmals lachte das Auditorium, als er bekannte, sein Ministerium habe «einen außerordentlich hohen Kontakt zu allen werktätigen Menschen». Mielke zeigte sich verunsichert, sprach die Abgeordneten mehrfach mit «Genossen» an, so wie es bislang üblich war. Eine Blockflöte meldete sich und sprach zur «Geschäftsordnung»: «In dieser Kammer sitzen nicht nur Genossen.» Mielke antwortete historisch und politisch absolut korrekt: «Ich bitte, das ist doch nur eine formale Frage.» Mielke, der ohne vorbereitete Rede auftrat, war völlig aus dem Konzept gebracht und sagte unter dem Gelächter der Abgeordneten «Ich liebe doch alle Menschen …» Es wurde neben Gorbatschows nie gesagten Worten von den Zuspätkommenden das geflügelte Wort der Jahre 1989/90. Millionen lachten seither immer wieder darüber. In Mielkes Ministerium entfachte dieser Aufritt blankes Entsetzen, kaum jemand wollte anschließend mehr etwas mit ihm zu tun haben. Kaum etwas hat den inneren Erosionsprozess des MfS so beschleunigt wie dieser Auftritt des Ministers. Es war zugleich die beste Steilvorlage für die SED-Führung um Krenz und Modrow, nun fortan neben Honecker die gesamte Schuld auf das MfS abzuwälzen.

Historisch stellt sich dieser Vorgang etwas anders dar. Gewiss, Mielke reagierte nicht adäquat. Seine Arbeit und sein Ministerium zum Liebesministerium umzudichten, war nicht nur lachhaft, sondern ein Schlag ins Gesicht für Hunderttausende. Aber, was wollte Mielke mit seiner Rede eigentlich erreichen? Er hatte nicht geplant, Liebeserklärungen abzugeben. Der spontane Ausruf, «Ich liebe doch alle Menschen …», richtete sich, was meist übersehen wird, allein an die Abgeordneten und war eine Reaktion darauf, ob er sie nun mit «Genossen» anrede oder nicht. Mit seiner Rede wollte er die bis vor Minuten noch verbündeten Abgeordneten darauf hinweisen, dass sein Ministerium in den letzten Monaten und Jahren der SED-Führung in dichter Folge realitätsnahe Analysen über die gesellschaftliche Situation vorgelegt und immer wieder darauf hingewiesen hatte, dass bei einer Beibehaltung der bisherigen Politik das System in existenzielle Nöte gerate. «Alle Unzulänglichkeiten, manchmal von ganz kleinen Dingen nur bis zu den größeren, haben wir gemeldet. Wir haben die ganzen Schwierigkeiten aufgezeigt, die entstehen mit der Republikflucht, mit dem Verlassen der Republik.» Und weiter: «Wir haben Vorschläge gemacht an der Stelle (…) Glaubt mir doch, wir haben sie gegeben. (…) Das einzigste (sic) ist, dass vielleicht, was wir gemeldet haben, nicht immer berücksichtigt wurde und nicht eingeschätzt wurde.»[56] Nun wusste fast niemand, was Mielke wirklich meinte. In historischer Perspektive aber hatte er Recht. Mielkes Ministerium wollte keinen anderen DDR-Sozialismus, es hat aber die SED gerade seit 1987 in einem Maße auf Gefahren hingewiesen, wie niemals zuvor in der DDR-Geschichte. Mielke bot keine Alternativen an, dies war auch nicht seine Aufgabe. Er drängte aber mehrfach auf politische Lösungen und Veränderungen, was auch immer er sich darunter vorstellte. Es wäre zu einfach, davon auszugehen, Mielke habe immer nur auf einer forcierten Repressionspolitik beharrt. Die Diskussions- und Entwicklungsprozesse seit 1987 zeigten, dass er eher für vorsichtige Wandlungen im System plädierte: unnachgiebig gegen Feinde und Gegner vorgehen, aber zugleich offensiv der Gesellschaft neue und attraktive politische Angebote unterbreiten.

Der Auftritt Mielkes in der Volkskammer geriet aus drei Gründen zur Farce. Erstens war der Minister nicht auf die veränderte Atmosphäre in der Volkskammer vorbereitet. Das konnte er auch nicht, weil darin 500 Systemträger versammelt saßen, ohne eine einzige Ausnahme, die niemals zuvor ein öffentliches Wort der SED angezweifelt oder hinterfragt hatten. Zweitens ahnten weder er noch seine Generale, dass die SED-Führung den geschicktesten und langlebigsten Schachzug im Herbst 1989 bereits vollzogen hatten: nämlich neben Honecker das MfS zum Hauptschuldigen zu machen, um so selbst zu überleben. Mielkes peinlicher Auftritt entpuppte sich dabei als unerwartete Steilvorlage. Drittens schließlich gereichten dem MfS nun seine eigenen Arbeitsprinzipien zum Nachteil. Es wusste nur zu genau, wie verhasst die Geheimpolizei war. Eine auf das eigene Überleben orientierte Strategie hätte schon in den Tagen zuvor eine andere Öffentlichkeitsarbeit erfordert. Stattdessen blieb es «Schild und Schwert der Partei», selbst als die Partei das Schwert gegen das MfS selbst erhob. Der eigentliche Skandal an diesem Tag aber war nicht Mielkes Auftritt, sondern wie die meisten der 477 anwesenden engen Gefolgsleute mit ihm umgingen und sich zu «Saubermännern» erklären wollten. Anschließend wurde die Debatte abgebrochen. Die Stoph-Regierung trat wie angekündigt zurück. Die Volkskammermitglieder ernannten SED-Politbüromitglied Hans Modrow zum neuen Ministerpräsidenten. Das demokratische Grundverständnis dieser Abgeordneten offenbarte sich in ihrem Abstimmungsverhalten: gegen Modrow stimmte eine Person, niemand enthielt sich. Die Blockparteien funktionierten noch immer, die SED-Massenorganisationen ohnehin.

Unmittelbar nach der Volkskammer trat das ZK der SED zu einer neuerlichen Sitzung zusammen. Die Stimmung war gereizt. Die Mitglieder, die aus den Regionen kamen, berichteten von Auflösungserscheinungen der Partei: «Wir kämpfen wie die Verrückten! Die treten weiter aus.» Einige forderten, nicht nur wenige wie Honecker, Mittag und Herrmann könnten für die Misere verantwortlich gemacht werden. Einer rief dazwischen: «Es ist im Moment schlimmer als im Mittelalter!» Das ZK müsse geschlossen zurücktreten. Krenz und Modrow wehrten sich erfolgreich dagegen. Ein Mitglied reagierte mit dem Zwischenruf: «Ich höre immer, wer nicht zur Disposition steht. Wer steht denn hier eigentlich zur Disposition?»[57] Das ZK beschloss die Einberufung eines außerordentlichen Sonderparteitages. Modrow erklärte noch, Neuwahlen zur Volkskammer müssten so lange wie möglich verhindert werden. Die SED und die Blockparteien hätten gegenwärtig keine Chance, die Oppositionsgruppen seien noch nicht fähig zur Regierungsarbeit. Auch wenn die Sorge um die Regierungsfähigkeit der Opposition etwas überraschend kam, Unrecht hatte er nicht.

Vor der nächsten Volkskammersitzung legten mehr als zwei Dutzend Abgeordnete ihr Mandat nieder, mehrere Staatsratsmitglieder wurden abberufen und durch neue ersetzt. Modrow gab eine mit Spannung erwartete Regierungserklärung ab. Er bekannte sich zu Reformen in allen staatlichen, ökonomischen und gesellschaftlichen Bereichen, blieb aber meist unkonkret. Die anschließende Aussprache stützte ihn und nahm die Regierungserklärung ohne Gegenstimmen an. Die Volkskammer ernannte auf Modrows Vorschlag hin eine neue Regierung, der statt bislang 44 nur noch 28 Mitglieder angehörten, darunter 17 SED-Vertreter. 20 gehörten auch schon zuvor als Minister, stellvertretende Minister, Staatssekretäre oder SED-Funktionäre zu ranghohen Führungskräften. Die größte Überraschung stellte die Berufung von de Maizière zum stellvertretenden Ministerratsvorsitzenden für Kirchenfragen dar. Einige Ernennungen stießen auf Unverständnis, etwa dass die bisherigen Stellvertreter Lothar Ahrendt (MdI) und Wolfgang Schwanitz (MfS) neue Minister wurden. Der bisherige Chef der Pionierorganisation Wilfried Poßner sollte Bildungsminister werden. Er warf schon am nächsten Tag das Handtuch, offenbar war ihm bedeutet worden, dass gerade ihm keiner eine rasche Wandlungsfähigkeit zutraue. Insgesamt blieb die neue Regierung der alten sehr ähnlich und erhielt kaum einen Vertrauensvorschuss. Nur Ministerpräsident Modrow selbst, der mit seiner sachlichen und bescheidenen Art menschlich bei Teilen der Bevölkerung gut ankam, genoss in der Gesellschaft größeres Ansehen. Im Laufe der Wochen erarbeitete sich auch Christa Luft (SED) als Wirtschaftsexpertin Zuspruch und Zustimmung. Sie schien in Sprache und Auftreten jedem Funktionär das Wasser reichen zu können, bewies aber, eine ökonomische Expertin zu sein, deren Haltung man nicht teilen musste, die man aber respektieren konnte. Dies um so mehr, da sich in diesen Wochen und Monaten zwar viele Menschen über Wirtschaftsfragen austauschten, als hätten sie niemals etwas anderes getan, aber nur die allerwenigsten über ökonomisches Fachwissen verfügten.

Auf großes Unverständnis stieß nicht nur die Berufung von Ahrendt und Schwanitz, sondern auch die von Hans-Joachim Heusinger zum Justizminister. Der übte das Amt bereits seit 1972 aus. Wie sollte ein Rechtsstaat aufgebaut werden, fragten viele Menschen besorgt, wenn ein führender Mann des Unrechtsstaats weiterhin für die Justiz die Hauptverantwortung trage. Anfang Januar trat er zurück, Modrow berief zu dessen Nachfolger ausgerechnet Kurt Wünsche. Dieser Mann war bereits als Nachfolger der berüchtigten Hilde Benjamin von 1967 bis 1972 Justizminister gewesen und war mitverantwortlich für die Einführung eines neuen Strafgesetzbuches und einer neuen Strafprozessordnung 1968, die zusammen die politisch motivierte Strafverfolgung gesetzlich absicherten. Nach dem 18. März 1990 berief auch der neue Ministerpräsident, de Maizière, Wünsche zum Justizminister, was nun kaum noch jemand verstand. Dieser trat Mitte August zurück.

Hinter den Kulissen beschäftigte sich die Regierung zunächst mit drei Fragen: Erstens erforderte die Ressortreduzierung einen staatlichen Organisationsumbau, den die Regierung in ihrer Amtszeit nur rudimentär vollbrachte. Dadurch setzte sie zugleich die loyale Haltung der Staatsmitarbeiter aufs Spiel, weil viele um ihren Arbeitsplatz bangten. Ab Ende Dezember kam es zu ersten Entlassungen, die genaue Anzahl ist nicht bekannt. Es gab keine Statistiken, und die in den Akten zu findenden Angaben widersprechen sich. Entlassene erhielten großzügige Übergangshilfen. Waren sie bereit, unterhalb ihrer Qualifikation zu arbeiten oder den Wohnort zu verlegen, so standen Arbeitsplätze wegen der hunderttausendfachen Fluchten zur Verfügung. Zweitens musste die Regierung Mittel und Wege finden, um die Bundesregierung zur finanziellen Unterstützung zu bewegen. Kanzleramtsminister Seiters kam mehrfach nach Ost-Berlin, Modrow zeigte sich entgegenkommend. Aber der Druck der Straße blieb und die Kohl-Regierung entschied, den Reformprozess erst nach freien Wahlen zu unterstützen. Dafür gab es zwei Gründe. Einerseits hätte eine finanzielle Unterstützung der Modrow-Regierung wie eine indirekte Wahlkampfunterstützung aussehen können. Andererseits war diese Regierung genauso wenig legitimiert wie ihre Vorgängerin, so dass jede Stabilisierung des Systems, woran die Bundesregierung aufgrund der Debatten im eigenen Land durchaus Interesse zeigte, auch die Gefahr in sich barg, dass die SED zum alten System zurückkehre und dadurch bürgerkriegsähnliche Zustände provoziere.

Die Modrow-Regierung versuchte schließlich drittens dem Druck der Straßen zu begegnen. Sie stellte ein umfangreiches Arbeits- und Gesetzgebungsprogramm auf, das sie bis Ende 1990 abzuarbeiten gedachte. Für kurzfristige Entscheidungen verfügte sie über fast keinen Spielraum. Noch am 17. November beschloss sie, das Berlin-Bauprogramm einzuschränken und einen Teil der in Ost-Berlin arbeitenden Bauarbeiter in die Bezirke zurückzuschicken, um dort die prekäre Wohn- und Altstadtsituation wenigstens symbolisch zu verbessern. Am 23. November beschloss der Ministerrat erste Überlegungen zum Staatshaushalts- und Volkswirtschaftsplan 1990. Den Überlegungen ist deutlich anzumerken, dass Modrow Veränderungen herbeiführen wollte, ihm aber dafür Ideen, Konzepte und vor allem die Mittel fehlten. Der gigantische Anteil der Haushaltstitel für das MdI, das MfNV und das MfS sollten um nicht einmal acht Prozent gekürzt werden. Auch die Modrow-Regierung versuchte, den Protest auf den Straßen durch schnelle Konsumzugeständnisse einzudämmen. Das allein reichte nicht hin. Ende November beschloss sie, dem ambulanten privaten Handel größere Bewegungsmöglichkeiten und Freiheiten zu lassen, um die prekäre Versorgungslage abzumildern. Auch die privaten Handwerker stärkte sie. Im Dezember folgten Gesetzentwürfe über die Bildung von Joint-Ventures und die Möglichkeit, ausländisches Kapital in die DDR-Wirtschaft zu investieren. Umstritten dabei blieb, ob die DDR auf einer eigenen Kapitalbeteiligung von 50,1 Prozent beharren sollte.

Einer der politisch bedenklichsten Beschlüsse, den die Modrow-Regierung bereits am 23. November fällte, folgte einer Beschlusslage des Stoph-Ministerrates vom 3. und 11. November. Er war neuerlich ein Zeichen dafür, dass die Kommunisten immer noch andere für die tiefe Krise verantwortlich machen wollten. Alle Zeitungen berichteten am nächsten Tag über den Beschluss. Ab sofort wurden eine Vielzahl von Konsumgütern nur noch gegen Vorlage des DDR-Personalausweises verkauft. Außerdem postierte der Staat in mehreren Warenhäusern Ost-Berlins sowie der Bezirke Dresden, Frankfurt/Oder, Rostock, Cottbus und Neubrandenburg Beamte in Zivil und Uniform. Dies alles diente dem Ziel gegen «Spekulanten und Schmuggler» vorzugehen. Gegen wen sich das eigentlich richtete, wurde dadurch offenbar, dass polnische Transitreisende nur noch ein bestimmtes Zeitlimit erhielten, um ungestraft zwischen Polen und West-Berlin bzw. der Bundesrepublik reisen zu können. Außerdem wurde am Bahnhof Friedrichstraße ein eigener Grenzübergang für Polen eingerichtet.

Diesen Vorgang hatte die Modrow-Regierung geschickt inszeniert. Nicht die SED war verantwortlich für die katastrophale Versorgungslage, sondern die polnischen Nachbarn. Damit demonstrierte sie zugleich, was offene Grenzen für die DDR und ihre Bevölkerung angeblich bedeuteten – den Ausverkauf durch «Spekulanten und Schmuggler». Geschickt an diesem Schachzug war, dass sie, wie seit jeher, grassierende antipolnische Ressentiments aufgriff und deshalb nicht mit sonderlichen Protesten der DDR-Bevölkerung rechnen musste. Wochenlang schürten die Medien im Auftrag der SED den Polen-Hass. Das «Neue Forum» protestierte u.a. mit folgenden Worten: «Lasst Euch nicht für dumm verkaufen! Wer hat eine Wirtschaft zustande gebracht, in der alles zusammenbricht – angeblich deshalb, weil ein Pole 10 Tafeln Schokolade, ein Russe 3 Paar Schuhe, ein Bulgare ein Moped und ein Vietnamese ein Fahrrad, wie es so schön heißt, ‹abgekauft› hat? Wie verkraftet denn Westberlin Millionen von DDR-Besuchern?»[58] Adam Michnik fragte Anfang Dezember die demokratische Opposition in der DDR: «Warum schweigt Ihr und distanziert Euch nicht von den in der Presse, dem Fernsehen und im Alltag gegen Polen gerichteten Hassbekundungen? Jeder in Polen erwartet, dass Ihr Eure Überzeugung von der Dauerhaftigkeit und Unantastbarkeit der polnisch-deutschen Grenze an Oder und Neiße erklärt. Ihr habt ein Recht auf Euren demokratischen Staat und wir ein Recht auf sichere Grenzen. Wie sollen wir uns da Euer Zögern erklären?»[59] Auf diesen Beitrag antwortete Ludwig Mehlhorn im Namen einer Ost-West-Initiative, zu der u.a. Stephan Bickhardt, Guntolf Herzberg, Marieluise Lindemann, Gerd Poppe, Edelbert Richter, Christian Semler, Wolfgang Templin, Reinhard Weißhuhn und Konrad Weiß gehörten. Es sei richtig, in der DDR herrsche eine unerträgliche, von der SED und ihren Medien geschürte antipolnische Stimmung. Die demokratische Opposition verwahre sich energisch dagegen, trete für die Unveränderlichkeit der Grenzen ein und habe das altbekannte Spiel der SED – «für den eigenen Bankrott muss ein Sündenbock» herhalten – durchschaut. Mehlhorn bat aber Michnik zu bedenken, dass sie noch immer über keinen Zugang zu den Medien verfügten und deshalb ihre Initiativen und Unterschriftensammlungen gegen die Hasspropaganda kaum bekannt werden könnten.[60] An diesem Beispiel wird auch deutlich, wie verlogen die SED-Propaganda gegen Ausländerfeindlichkeit war – denn seit Jahr und Tag hatte die SED-Politik der Ab- und Ausgrenzung diese befördert.

Die Modrow-Regierung beschäftigte sich mit vielen Dingen, die überflüssig waren. So hob sie Erlasse über Ordensverleihungen auf oder bestimmte, was mit «Wanderfahnen» geschehen solle. Das Ende der Kampfgruppen, eine ständige Forderung, beschloss sie aber erst kurz vor Weihnachten zum 30. Juni 1990. Intensiver trieb sie offenbar um, was mit den Ministerratsmitgliedern nach den Wahlen passieren solle. Sie erließ dafür einen Versorgungsbeschluss, und auch der Beschluss über den Erwerb von Eigenheimen zu überaus günstigen Konditionen durch die Mieter kam der alten Nomenklatura zugute, die sich so noch kurz vor Toresschluss Grund und Boden sichern konnte. Außerdem beschloss sie eine Bereinigung der «Kaderakten» (Personalakte), die jeder selbst vornehmen könne. Schließlich koordinierte sie die Übernahme der MfS-Mitarbeiter in staatliche Strukturen, so dass es in der Folge teilweise etwa bei der Post, in den Kommunalen Wohnungsverwaltungen, in den neuen Arbeitsämtern, beim Zoll oder in vielen dem Ministerrat direkt unterstellten Bereichen zu einer Konzentration von MfS-Mitarbeiter kam.

Das alles war nicht geeignet, den Zerfallsprozess der DDR und der SED aufzuhalten. Die Inaktivität und Halbherzigkeit bekam zuerst die SED selbst zu spüren. Am 24. November kündigte Krenz, wiederum erst dem Druck der Straße folgend, endlich an, den SED-Führungsanspruch aus der Verfassung zu streichen. Die Volkskammer beschloss dies am 1. Dezember einstimmig. Eine CDU-Abgeordnete stellte zusätzlich den Antrag, auch die Bezeichnung, die DDR «ist ein sozialistischer Staat», zu streichen. SED-Mann Hermann Kant, Abgeordneter des Kulturbundes, fragte demagogisch unter dem starken Beifall dieser Veranstaltung, was die CDU gegen Arbeiter und Bauern habe. Der Antrag erhielt nur 112 Ja-Stimmen und fiel durch.[61] Allerdings kam niemand auf die Idee, auch auf Artikel 3 zu verzichten, in dem der Verfassungsrang der «Nationalen Front» festgeschrieben war.

Am 26. November erhielt die SED eine ganz unerwartete Schützenhilfe. Christa Wolf verlas im Fernsehen den Aufruf «Für unser Land», der zwar deutlich machte, dass keiner mehr wolle, was bislang gewesen sei. Aber die angebotenen Alternativen kamen der SED gerade recht: «Entweder können wir auf der Eigenständigkeit der DDR bestehen und versuchen, mit allen unseren Kräften und in Zusammenarbeit mit denjenigen Staaten und Interessengruppen, die dazu bereit sind, in unserem Land eine solidarische Gesellschaft zu entwickeln, in der Frieden und soziale Gerechtigkeit, Freiheit des einzelnen, Freizügigkeit aller und die Bewahrung der Umwelt gewährleistet sind. Oder wir müssen dulden, daß, veranlaßt durch starke ökonomische Zwänge und durch unzumutbare Bedingungen, an die einflußreiche Kreise aus Wirtschaft und Politik in der Bundesrepublik ihre Hilfe für die DDR knüpfen, ein Ausverkauf unserer materiellen und moralischen Werte beginnt und über kurz oder lang die Deutsche Demokratische Republik durch die Bundesrepublik Deutschland vereinnahmt wird. Lasst uns den ersten Weg gehen. Noch haben wir die Chance, in gleichberechtigter Nachbarschaft zu allen Staaten Europas eine sozialistische Alternative zur Bundesrepublik zu entwickeln. Noch können wir uns besinnen auf die antifaschistischen und humanistischen Ideale, von denen wir einst ausgegangen sind.»[62] Die Liste der Erstunterzeichner war bizarr. Auf der einen Seite moralisch unverdächtige Persönlichkeiten wie die Schriftsteller Volker Braun, Stefan Heym und Christa Wolf, die Rocksängerin Tamara Danz, der Regisseur Frank Beyer, der mit Berufsverbot belegte Rechtsanwalt Götz Berger, Bischof Christoph Demke, die Oppositionellen Bernd Gehrke (VL), Sebastian Pflugbeil (NF), Friedrich Schorlemmer (DA), Konrad Weiß und Ulrike Poppe (beide DJ) oder die Schauspielerin Jutta Wachowiak. Auf der anderen Seite herausgehobene SED-Systemträger wie Dresdens Oberbürgermeister Berghofer, der Direktor des Instituts für Militärgeschichte Generalmajor Brühl, der SED-Multifunktionär und ML-Professor der Humboldt-Universität Dieter Klein oder der Generaldirektor Warzecha. Umgehend unterschrieben diesen Aufruf auch Krenz, Modrow und die anderen Politbüromitglieder.[63] Volkskammerpräsident Maleuda missbrauchte sein Amt und forderte die Abgeordneten auf, den Appell zu unterzeichnen.[64] Innerhalb weniger Wochen folgten über 1,1 Millionen weitere Unterschriften. Kein anderer Aufruf, auch nicht der vom «Neuen Forum», hat innerhalb weniger Wochen so viele Unterschriften erzielt. Im Staats- und Parteiapparat kursierte er ebenso wie in den Kasernen der NVA, des MdI und des MfS. Hier zeigte sich nochmals, wie effektiv die Parteistrukturen für Propaganda genutzt werden konnten, wenn die SED-Führung es nur wollte. Die Vervielfältigung des Aufrufs erfolgte auf SED-Druckmaschinen, alle Tageszeitungen veröffentlichten ihn, den Organisatoren standen Büroräume, Telefonverbindungen und Medienzugänge zur Verfügung – alles Dinge, von denen die Opposition, die sich mehrheitlich gegen diesen Aufruf aussprach, immer noch träumte.

Zwei Tage später erhielt die politische Debatte eine neue Richtung. Im Bundestag lief die Haushaltsdebatte über den Etat des Kanzleramtes, die traditionell für eine generelle politische Aussprache genutzt wird. Die meisten Redner äußerten sich zu den Vorgängen in Ostmitteleuropa und bekräftigten, diese revolutionären Prozesse unterstützen zu wollen. Bundeskanzler Kohl griff in die Debatte ein. Zunächst äußerte er sich zu innenpolitischen Fragen, um dann die Deutschland- und Europapolitik als Herzstück seiner gegenwärtigen Politik zu bezeichnen. Nochmals dankte er ausdrücklich Polen und Ungarn, ohne deren Vorbild die Entwicklungen in der DDR nicht möglich gewesen wären. Dann trug Kohl zur Überraschung aller Abgeordneten, auch seiner eigenen Partei, ein Zehn-Punkte-Programm zur Überwindung der deutschen und europäischen Teilung vor: 1. Die Bundesregierung richtet einen Devisenfonds ein, um Reisen für DDR-Bürger zu ermöglichen. Voraussetzung sei die Abschaffung des Mindestumtauschsatzes für Bundesbürger (was zum 24. Dezember erfolgte, ebenso entfiel der Visazwang). 2. Die Infrastrukturen zwischen beiden Staaten sollen sofort verbessert werden, insbesondere der Telefon- und Zugverkehr. 3. Wirtschaftliche Unterstützung sei gebunden an freie Wahlen, die Abschaffung des SED-Machtmonopols sowie die Einführung rechtsstaatlicher Verhältnisse. Eine Abgeordnete der Grünen rief dazwischen: «In der Türkei sind Sie nicht so pingelig!» Der Kanzler reagierte: «Dass Sie, die Sie hier eingezogen sind, Zeichen des Friedens zu setzen, protestieren, wenn ich über die Freilassung politischer Gefangener spreche, entspricht der Entwicklung, die Sie genommen haben.» Außerdem müsse das ökonomische System auf Marktwirtschaft umgestellt und gesetzliche Voraussetzungen für ausländische Investitionen geschaffen werden. 4. Einen Vorschlag Modrows aufgreifend, bejahte Kohl die Idee einer deutsch-deutschen Vertragsgemeinschaft, um ein dichtes Netz von Vereinbarungen für die Zusammenarbeit zu schaffen. 5. Die Bundesregierung sei aber bereit, weiterzugehen. Zwischen beiden Staaten sollten konföderative Strukturen entwickelt werden «mit dem Ziel, eine Föderation (…) in Deutschland zu schaffen.» Kohl bekräftigte unter dem Beifall des Hauses mit Ausnahme der Grünen, niemand wisse heute, wie ein wiedervereinigtes Deutschland aussehen werde. «Dass aber die Einheit kommen wird, wenn die Menschen in Deutschland sie wollen, dessen bin ich sicher.» 6. Die gesamtdeutsche Einigung könne nur im Rahmen des gesamteuropäischen Einigungsprozesses und in enger Zusammenarbeit mit Moskau erfolgen. 7. Die EG müsse sich für Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa öffnen, was die DDR einschließe. Assoziative Mitgliedschaften seien denkbar. 8. Der KSZE-Prozess als «Herzstück dieser gesamteuropäischen Architektur» sei weiterzuführen. 9. Die Abrüstung und Rüstungskontrolle müsse nun in Europa rasch weiter vorangetrieben werden. 10. Die Wiedervereinigung bleibe das politische Ziel dieser Bundesregierung. «Was diesen Prozess stören könnte, sind nicht Reformen, sondern deren Verweigerung. Nicht Freiheit schafft Instabilität, sondern deren Unterdrückung.»

Nach dieser Rede schlugen die Emotionen hoch. Noch während der Debatte hatte Karsten Voigt seitens der SPD Zustimmung geäußert. Wenige Tage später rückten Führungsspitzen der SPD um Lafontaine jedoch mit scharfen Tönen vom 10-Punkte-Programm und der Wiedervereinigung überhaupt ab. Kohl hatte den Wahlkampf in ganz Deutschland inoffiziell eröffnet. Die SED lehnte seine Pläne mit scharfen Worten ab. Auch die ostdeutschen Oppositionsgruppen wiesen die Avancen überwiegend zurück. Hier zeigte sich aber ein deutlicher Bruch zwischen den Regionen. Denn in südlichen Bezirken wie Dresden, Karl-Marx-Stadt, Gera oder Leipzig waren viele Menschen von Kohls Vorschlägen begeistert und entfernten sich zunehmend von den Oppositionsgruppen. Diejenigen Oppositionellen – vorwiegend im Süden –, die selbst für eine schnelle Einheit eintraten, trafen dagegen den Nerv der Zeit. Ein besonderes Kapitel ihrer Geschichte schlugen die bundesdeutschen Grünen auf. Unvergesslich war ihre Ratlosigkeit am Abend des 9. November, als sich der Bundestag nach 21.00 Uhr spontan erhob und die Nationalhymne sang. Die Grünen standen zögerlich auf und schwiegen. Sie verabschiedeten sich an diesem Tag für einige Jahre aus der Bundespolitik. Am 28. November protestierten sie mehrfach gegen Kohls Rede. Die Abgeordnete Sieglinde Frieß brachte die Haltung der meisten Grünen auf den Punkt: «Das alles soll nach dem Motto geschehen: Am bundesdeutschen Wesen soll das Volk genesen.» Der Unionsabgeordnete Peter Kittelmann konterte: «Am grünen Wesen würden wir alle verwesen!»[65] Die Haltung der Grünen ist deshalb bemerkenswert, weil sie Positionen vertraten und formulierten, die im öffentlichen Diskurs fortan omnipräsent waren, aber zugleich politisch wirkungslos blieben. Es gingen Worte vom «Vierten Reich», «Deutschland, halts Maul» und ähnliches um. Einige Linke träumten gar von einem Europa, in dem Frankreich und Polen Nachbarländer seien und die Elbe als gemeinsame Grenze hätten. Die öffentliche Gegenwehr gegen die Einheit in Ost wie West war groß, sie bewirkte aber praktisch nichts, außer dass sie den Willen zur Einheit bei vielen unbeabsichtigt nur noch mehr anstachelte.

 

Anfang Dezember befand sich die SED praktisch in einem Prozess der Selbstauflösung. Völlig handlungsunfähig sah die Parteispitze tatenlos zu. Verhaftungen von ranghohen Parteifunktionären schienen die Kopflosigkeit nur zu bestätigen und dienten dazu, von der neuen SED-Spitze abzulenken. Die fast täglich neuen Enthüllungen über Amtsmissbrauch und Korruption, über Waffenhandel und verdeckte Westgeschäfte, über den Bankrott der Wirtschaft und geheime Devisenkonten wurden durch Gerüchte über Geldverschiebungen ins Ausland und Aktenvernichtungen noch erheblich aufgeladen. Mal wurde ein MfS-Mann mit einem Geldkoffer verhaftet, der sich anschließend das Leben nahm, mal hieß es, in der Schweiz lagerten Millionen. Eine regelrechte Bombe explodierte, als in der Nacht vom 2. zum 3. Dezember, exakt um 00.40 Uhr, der oberste Devisenbeschaffer des SED-Regimes, Staatssekretär Alexander Schalck-Golodkowski, nach West-Berlin flüchtete und sich den Behörden stellte. Von Anfang an hatte er Kontakt zu Mitgliedern der Bundesregierung, was die aber offiziell dementierten. Seine Begründung für die Flucht lautete, er habe Angst vor Lynchjustiz. Die Bundesrepublik lehnte es einige Tage später ab, ihn auszuliefern. Seither rissen die Gerüchte nicht mehr ab, der Bundesnachrichtendienst, das Bundeskanzleramt und das Innenministerium würden ihn decken, weil er Geheimwissen über die Verstrickung bundesdeutscher Wirtschaftsunternehmen in die illegale Devisenbeschaffung des SED-Regimes und die Unterwanderung der Embargoliste habe. Auch ein später eingesetzter Bundestagsuntersuchungsausschuss konnte nicht alle Vorwürfe restlos klären. Er trug sogar noch zu Verschwörungstheorien bei, weil er das Minderheitenvotum von Bündnis 90/Die Grünen, das Ingrid Köppe vorlegte, zum Staatsgeheimnis erklärte und schon den Besitz unter Strafe stellte.

Schalck-Golodkowski war bis November 1989 in der Öffentlichkeit ein völlig unbekannter Mann. Erst durch einige Fernsehauftritte wurde er nun vielen ein Begriff. Nur allmählich kam heraus, dass der von ihm geleitete Bereich «Kommerzielle Koordinierung» ein weitverzweigtes, international agierendes Wirtschaftsunternehmen darstellte, das illegal Devisen beschaffte. Es war direkt Honecker unterstellt und eng mit dem MfS verzahnt. Schalck-Golodkowski war Staatssekretär, ZK-Mitglied und OibE. Auch seine Stellvertreter waren MfS-Offiziere. Die Flucht des Staatssekretärs empörte die Gesellschaft heftig, die SED-Führung war fassungslos. Am 3. Dezember begann um 13.10 Uhr die letzte Tagung des ZK der SED. Zunächst schloss es Honecker, Mielke, Stoph, Tisch, Sindermann, Schalck-Golodkowski u.a. aus der Partei aus. Dann erklärten Politbüro und ZK geschlossen ihren Rücktritt. Anschließend konstituierte sich ein Arbeitsausschuss, der den Sonderparteitag vorbereitete. Dem Ausschuss gehörten u.a. Berghofer, Bisky, Gysi, Claus, Höpcke, D. Klein, M. Wolf und Wötzel an. Modrow wurde noch kurzfristig zurückgezogen, weil keine ehemaligen Politbüromitglieder vertreten sein sollten. Der Druck der Parteibasis war mittlerweile immer stärker geworden. Vor dem ZK-Gebäude harrten Tausende SED-Mitglieder aus und wollten konkrete Ergebnisse hören. Die Austrittswelle im ganzen Land hielt unvermindert an. Es mehrten sich die Stimmen, die forderten, die Partei aufzulösen. Der Altkommunist Bernhard Quandt, seit 1923 KPD-Mitglied und die meiste Zeit während der NS-Diktatur in Zuchthäusern und KZ eingesperrt, der viele hohe Funktionen in der DDR, speziell im Bezirk Schwerin, bekleidet hatte, hielt die emotionalste Rede bei dieser letzten ZK-Tagung. Weinend trat der 86-Jährige ans Mikrophon und redete sich in Rage: «Ich bin dafür, Genosse Erich Honecker und Genosse Egon Krenz, wir haben im Staatsrat die Todesstrafe aufgehoben [1987], ich bin dafür, dass wir sie wieder einführen und dass wir alle standrechtlich erschießen, die unsere Partei in eine solche Schmach gebracht haben, dass die ganze Welt vor einem großem, einem solchen Skandal steht, den sie noch niemals gesehen hat.» Ganz zum Schluss seiner Rede erzählte er noch fast drohend, ein MfS-Mitarbeiter habe ihn aufgefordert – so wie es die Volkskammer von allen Funktionären verlangt hatte –, er solle seine Dienstwaffe abgeben: «Und ich habe ihm gesagt: Bestelle dem Genossen Schwanitz einen schönen Gruß von mir, die persönliche Waffe kriegst du von mir im Zentralkomitee – (schlägt dabei mehrfach auf das Rednerpult) – die ich bisher zur Verteidigung der Revolution benutzt habe, kriegst du von mir im Zentralkomitee persönlich ausgehändigt.»[66]

Drei Tage später trat Krenz auch als Staatsratsvorsitzender zurück, die Amtsgeschäfte übernahm Manfred Gerlach. Die von Krenz am 30. November angeordnete Vernichtungsaktion von SED-Dokumenten, die bis zum 12. Dezember abgeschlossen sein sollte und der eine nicht abzuschätzende Zahl von Dokumenten tatsächlich zum Opfer fiel, ist nach Aussage von Gysi und leitenden Mitarbeitern des SED-Parteiarchivs nach dem Rücktritt der Parteispitze unverzüglich gestoppt worden. Der außerordentliche SED-Parteitag tagte am 8./9. und 16./17. Dezember 1989. Niemals zuvor oder danach interessierte sich die Öffentlichkeit für einen SED-Parteitag in solchem Maße. Vier Ergebnisse waren entscheidend: Erstens begann die Häutung der SED durch die Veränderung des Namens. Gysi schlug dies bereits in seiner ersten Rede am 8. Dezember vor und der Parteitag folgte ihm am 16. Dezember. Fortan nannte sich die Partei SED/PDS, ab Februar dann nur noch PDS. Zweitens erhielt die Partei mit Gysi einen neuen Vorsitzenden. Das war der beste Schachzug der Partei in diesen Wochen. Denn Gysi genoss in dieser Zeit auch bei seinen politischen Kontrahenten hohes Ansehen aufgrund seiner Schlagfertigkeit, seines Witzes, seines rhetorischen Vermögens und nicht zuletzt, weil er sich auch in dem, was er öffentlich sagte, entschieden von all seinen Vorgängern unterschied. Kaum jemand zweifelte seine moralische Integrität an, viele bedauerten, dass er der SED diente, statt anderen Gruppen oder Parteien sein politisches Talent zur Verfügung zu stellen. Seine politische Vergangenheit war nicht unbekannt, spielte aber keine Rolle. Seine Verstrickungen in den SED-Staat aber waren öffentlich nicht bekannt. Neben Gysi rückten weitere Personen in Führungsgremien, die als kommunistische Reformer galten. Dazu zählten Berghofer, Bisky, Claus, Modrow, Scherzer oder Wötzel. Nicht wenige der Gewählten wie Höpcke, Vietze, Berghofer, Modrow, Claus oder Wötzel übten schon vor dem Herbst hohe Parteifunktionen aus. Fast alle kamen aus dem Parteiapparat. Drittens, die historisch gewichtigste Entscheidung, konnte die Führungsgruppe um Gysi die von Teilen der Basis geäußerte Forderung abwenden, die Partei aufzulösen. Gysi sagte schon zu Beginn, warum eine Auflösung abgewendet werden müsse: «Die Auflösung der Partei und ihre Neugründung wäre meines Erachtens eine Katastrophe für die Partei. (Beifall). Alle jene, die sich in den letzten Wochen im ganzen Land so engagiert haben für die Erneuerung ihrer Partei, würden wir enttäuschen. Sie wollen doch unsere und nicht irgendeine Partei retten. Mit welchem Recht sollten wir uns alle einer politischen Heimat berauben? (Beifall) Außerdem entstünde in unserem Lande ein politisches Vakuum, das niemand ausfüllen kann und das die Krise mit unabsehbaren Folgen verschärfen würde. Darüber hinaus muss ich einfach auf rechtliche Folgen hinweisen. Mit einer Auflösungsentscheidung sind sämtliche Mitarbeiter des Apparates arbeitslos und die soziale Existenz der Mitarbeiter der parteieigenen Betriebe und Einrichtungen wäre erheblich gefährdet. Das Eigentum der Partei wäre zunächst herrenlos. Anschließend würden sich sicherlich mehrere Parteien gründen, die in einen juristischen Streit um die Rechtsnachfolge träten.» Die Nichtauflösung der SED – ein Verbot der SED ist nie ernsthaft diskutiert worden, obwohl die Forderung mehrfach erhoben worden war – bewirkte, dass die Partei einen Teil ihres unüberschaubaren Vermögens retten konnte. Den größten Teil verlor sie. Auch zu diesem Komplex arbeitete nach der deutschen Vereinigung eine Untersuchungskommission, die viel Licht ins Dunkel brachte, aber auch viele Fragen offen lassen musste. Insgesamt handelte es sich um sechs Milliarden DDR-Mark. Bezeichnenderweise erhielt die SED/PDS 1990 auch das Restguthaben des MfS überwiesen – 460 Mill. Mark. Die Parteiführung setzte für die Verwaltung des Vermögens im Dezember 1989 eine Kommission ein. Im Februar 1990 übergab die Partei drei Milliarden dem Staatshaushalt für soziale Zwecke. Tatsächlich sind damit verdeckte SED/PDS-Firmen, Kultureinrichtungen und Neugründungen finanziert worden – später sogar noch mit Einwilligung des Ministerpräsidenten de Maizière. Außerdem verteilte die SED/PDS die anderen drei Milliarden großzügig an eine große Anzahl von Unternehmen. Niemand musste sich wundern, als in Brandenburg später eine PDS-Mittelstandsinteressensgruppe entstand. Einzelpersonen erhielten hohe «Kredite» mit einer Laufzeit von bis zu 100 Jahren und Zinshöhen, die den Namen nicht verdienten. Schließlich flossen Millionen ins Ausland. Erst 1991 sind die SED/PDS-Konten gesperrt worden. Mehrere mysteriöse Todesfälle von Involvierten folgten. Gysi, Bisky und die anderen Verantwortlichen für die Geldtransfers schweigen bis heute beharrlich über die Verschiebung eines beträchtlichen Teils des Volksvermögens. Denn das Geld, das war auch den führenden Genossen um Gysi und Bisky 1990 klar und ihre «Spende» an den Staatshaushalt zeigte dies auch, war nicht im eigentlichen Sinne Parteivermögen, sondern aus der Volkswirtschaft herausgepresstes Volksvermögen. Mehrere Kommissionen und Ausschüsse beschäftigten sich jahrelang mit diesen Geldverschiebungen. Hunderte Millionen DM blieben unauffindbar, nur ein Teil des aufgespürten Geldes konnte zurückgeführt werden, etwa eine Milliarde DM. Zur unrühmlichen Geschichte im Umgang mit diesem Geld gehört allerdings auch, was die Bundesregierung sich an teilweise absonderlichen Finessen einfallen ließ, um dieses Geld in den regulären Staatshaushalt einfließen zu lassen.

Schließlich viertens: Auf diesem Parteitag begann eine emotionale Debatte über die kommunistische Vergangenheit und die Geschichte der SED. Anders als oft dargestellt, war die Debatte monatelang offen und nicht von vorgestanzten Ergebnissen geprägt. Keine andere politische Altpartei hat sich bis etwa 1992 einer solch breiten Diskussion unterzogen. Dabei konkurrierten von Beginn an mehrere Deutungsvarianten unterschiedlicher politischer Flügel. Aber erst im Zuge des Prozesses der deutschen Einheit, als die SED/PDS ab 1991/92 immer stärker in eine Insellage geriet und erste Sehnsüchte nach der DDR sich wieder lautstark zu artikulieren begannen, versandete diese Debatte für einige Jahre. Sie brach aber nie ab, und es gab innerhalb der SED/PDS immer Mitglieder, die eine offene und vorurteilsfreie Aufarbeitung anmahnten und betrieben. Sie blieben in der Partei und auch in der öffentlichen Wahrnehmung Außenseiter. Gregor Gysis Behauptung vom 16. Dezember allerdings, die Partei habe den «Bruch mit dem Stalinismus»[67] vollzogen, verdrehte die Tatsachen und sollte den wirklichen Zustand der Partei verdecken.

Die Machtabgabe beginnt

Unterdessen hatte sich die Situation im Land täglich weiter zugespitzt. Die Rechnung der SED-Führung, mit der Maueröffnung und der versuchten Kanalisierung der Empörung auf Honecker und Mielke Druck abzulassen, ging nicht auf. Die Konfusion und Hilflosigkeit der nicht mehr Regierungsfähigen verdeutlicht auf kuriose Weise ein Dokument aus dem Kreis Löbau vom 18. November. Ein junger Mann hatte am Vortag zweimal in der MfS-Kreisdienststelle angerufen und wortwörtlich gesagt: «An die Wand Ihr Schweine». Er war verärgert darüber, dass die Kreisdienststelle immer noch arbeitete, obwohl in der Öffentlichkeit am Tag zuvor das Gegenteil behauptet worden war. Zunächst zeigt sich, dass entgegen öffentlichen Beteuerungen des MfS immer noch Telefonabhöranlagen funktionierten, denn der junge Mann hatte sich nicht vorgestellt. Das MfS machte ihn ausfindig und sprach verdeckt als Kriminalpolizei mit ihm. Er schrieb anschließend folgende Erklärung: «Am heutigen Tag wurde ich durch einen Mitarbeiter der Kriminalpolizei belehrt, sachlichen Dialog zu führen.»[68]

In dieser gesellschaftlichen Situation entschloss sich die SED-Spitze noch um Krenz, nun auch in einem weiteren Punkt nachzugeben. Zwei Wochen vor seinem Rücktritt kündigte Krenz am 22. November an, sich an einem «Runden Tisch» zu beteiligen. Er hoffte, die Gesellschaft mit diesen Gesprächen beruhigen zu können, die Regierung und die Volkskammer zu stärken und ihnen zugleich Luft und Zeit zu verschaffen. Ausdrücklich betonte er intern, keine «polnischen Verhältnisse» anzustreben und nicht die Macht über Verhandlungen am «Runden Tisch» abgeben zu wollen. Dieser sollte nach Krenz’ «in loser Folge» tagen, «wenn sich die Notwendigkeit herausstellt».[69] Krenz behauptete, die SED lade zu den Gesprächen ein. Das war absurd. Seit Wochen forderte die Opposition einen «Runden Tisch», auf den Straßen gehörte er längst zum Standardrepertoire der Forderungen und Reden. Wie gezeigt wurde, existierten solche Forderungen bereits im Sommer und sind Ende Oktober konkretisiert worden. «Demokratie Jetzt» hatte noch am 21. November erneut darauf hingewiesen. Die Kontaktgruppe der Opposition bereitete sich unterdessen zielstrebig auf die bevorstehenden Gespräche vor.

Zugleich hatten sich immer weitere Gruppen und Parteien gegründet, so am 16. November die «Grüne Partei in der DDR». Sie, wie andere neue Gruppen, wurden nun meist von Oppositionellen und Altkadern gemeinsam gebildet. Bei den «Grünen» beteiligten sich zum Beispiel Oppositionelle um Carlo Jordan, aber auch bisherige FDJ-Funktionäre. Auch der Unabhängige Frauenverband entstand aus dem Zusammenschluss von Oppositionellen und SED-Mitgliedern.

Für die Oppositionsgruppen bedeutete die Einberufung des «Zentralen Runden Tisches» keine Aufwertung, die hatten sie in dieser Phase nicht mehr nötig. Sehr wohl bot er ihnen aber die Möglichkeit, politisches Profil zu gewinnen. Das wiederum hatten sie bitter nötig, denn noch immer blieb ihr Profil unscharf. Dazu trug auch der Umstand bei, dass ihre Arbeitsbedingungen weiterhin schlecht waren und sie keine freien Medienzugänge besaßen. Das «Neue Forum» hatte Anfang Dezember in Ost-Berlin Büroräume besetzt, musste dort zwar wieder ausziehen, erhielt aber am 3./4. Dezember eilig leergeräumte Büroräume in Berlin-Mitte. Erst am 15. Januar 1990 bekamen die Gruppen als erstes Zugeständnis das Gebäude der SED-Kreisleitung Berlin-Mitte, unmittelbar an der Friedrichstraße gelegen. Hier bildeten sie ein «Haus der Demokratie», dem ersten neuen symbolischen Ort der Revolution. In Leipzig ist ein solches Haus etwa zur selben Zeit bezogen worden. Die erste eigene landesweite Wochenzeitung, «die andere», erschien am 26. Januar 1990. Im «Haus der Demokratie» blieben anfangs die Arbeitsmöglichkeiten bescheiden. Stephan Bickhardt brachte aus der Wohnung seiner Eltern die radix-Druckerei hierher, so dass wenigstens, wenn auch unter beschwerlichen Umständen Flugschriften und Aufrufe verbreitet werden konnten. Die Druckerei der Umweltbibliothek erwies sich mittlerweile als hoffnungslos überlastet. Die Arbeitsmöglichkeiten verbesserten sich allerdings in den nächsten Tagen vor allem durch Spenden aus der Bundesrepublik erheblich.

Die erste Sitzung des «Zentralen Runden Tisches» fand am Donnerstag, den 7. Dezember, im Dietrich-Bonhoeffer-Haus statt. Seit der 4. Sitzung (27. Dezember) tagte er im Schloss Schönhausen in Pankow, einer Regierungseinrichtung. Die erste Liveübertragung im Fernsehen folgte am 8. Januar 1990. Insgesamt gab es 16 Sitzungen. Daran waren zunächst von den alten Kräften mit je drei Stimmen die SED, CDU, DBD, LDPD und NDPD sowie von der Opposition mit je zwei Stimmen DA, DJ, IFM, NF (3 Sitze), SDP, VL und die Grünen beteiligt, so dass beide Seiten je 15 Stimmen aufwiesen. Ab der 2. Sitzung kamen noch mit je zwei Stimmen für die alten der FDGB und die VdgB und für die neuen Kräfte die «Grüne Liga» und der UFV hinzu. Die Kontaktgruppe der Opposition fragte am 24. November beim Kirchenbund an, ob man das Bonhoeffer-Haus zur Verfügung stellen und zugleich die erwarteten Gespräche moderieren könne. Allerdings gingen etwa die SDP (Gutzeit) oder IFM (G. Poppe) davon aus, dass Kirchenvertreter nur die erste Sitzung moderieren, dann jedoch die Gruppen und Parteien das abwechselnd selbst übernehmen würden. Der Bund stimmte zu, entschied aber zugleich, die Moderation in ökumenische Hände zu legen: Martin Ziegler vom Bund, Monsignore Karl-Heinz Ducke vom Sekretariat der Berliner Bischofskonferenz und der methodistische Pfarrer Martin Lange für die AG Christlicher Kirchen übernahmen diese Aufgabe. Dabei blieb es dann auch.

Kurz vor Beginn der ersten Beratungen hatte sich das politische Kräfteverhältnis weiter verschoben. «Demokratischer Aufbruch» und SDP traten für die deutsche Einheit ein, CDU und LDPD waren aus der «Nationalen Front» ausgeschert und lagen ebenfalls auf Einheitskurs. Neben der SED und DBD, die strikt gegen die Wiedervereinigung auftraten, sprachen sich aus der Kontaktgruppe der Opposition auch das «Neue Forum» und die «Vereinigte Linke» scharf sowie die «Initiative Frieden und Menschenrechte» und «Demokratie Jetzt» vorsichtig gegen die deutsche Einheit als gegenwärtige politische Entwicklungsperspektive aus. Die Motivationen dafür waren sehr unterschiedlich. Während SED und DBD alternativlos an einer eigenständigen DDR festhielten, fehlte dem «Neuen Forum» eine klare programmatische Linie. In jedem Ort konnte jeder Forum-Vertreter – oder wer sich dafür ausgab – fordern, was ihm beliebte. Die Entfremdung zwischen den bekannten Ostberliner Köpfen um Bohley, Reich und Schult und den regionalen Vertretern wurde Tag für Tag sichtbarer. Zwar konnte es der basisdemokratische Flügel noch Anfang 1990 verhindern, dass sich das «Neue Forum» als Partei konstituierte. Aber Ende Januar erlitt dieser Flügel eine herbe Niederlage, als sich eine Mehrheit der Delegierten für die deutsche Einheit aussprach.

«Demokratie Jetzt» und die «Initiative Frieden und Menschenrechte» beharrten wiederum darauf, die DDR müsse erst demokratisch reformiert werden, weshalb sie die Verfassungsdiskussion ins Zentrum der Beratungen rückten, um auf gleicher Augenhöhe mit der Bundesrepublik über die Einheit verhandeln zu können. Hier agierten keine Einheitsgegner, sie wollten aber statt Einheit gemäß Art. 23 GG (Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes) eine Wiedervereinigung gemäß Art. 146 GG (Einberufung einer gesamtdeutschen verfassungsgebenden Nationalversammlung). Sie standen damit nicht nur gegen den Mehrheitswillen der Bevölkerung, wie er ab Ende November 1989 auf den Straßen immer stärker sichtbar wurde und wie er sich letztlich am 18. März bei den Wahlen auch zeigen sollte, sie unterschätzten zugleich den rasanten staatlichen und ökonomischen Zerfall der DDR, der von Woche zu Woche weniger Zeit für Experimente ließ. Die zögerliche Haltung bei einigen prominenten Vertretern vom «Neuen Forum» und von «Demokratie Jetzt» oder auch bei Mitgliedern des «Demokratischen Aufbruchs» um Schorlemmer, Pahnke oder Neubert, die im Januar die Partei verließen, hatte noch einen anderen Grund, der sich nur schwer fassen lässt. Jahrelang hatten sie auf diese Entwicklung gehofft und nun, da sie sich einstellte, wollten sie diese nicht schon gleich wieder aus der Hand geben. Mit ihnen glaubten Zehntausende andere, die in der DDR keine staatstragenden Funktionen ausgeübt, keine SED Funktionen bekleidet und sich nicht moralisch korrumpiert hatten, dass nun die Zeit reif sei, für eine demokratisch-freiheitliche Gesellschaft, die keiner Kopie der Bundesrepublik entsprach. Bei vielen hat es Monate, wenn nicht Jahre gedauert, und manche haben es bis heute nicht realisiert, dass ihnen die bundesdeutsche Verfassungsordnung jene Freiheit garantiert, die sie wollten, und dass das Paradies auf Erden nicht zu haben sein wird.

Die SDP preschte noch wenige Tage vor der ersten Sitzung vor und schlug als Wahltermin den 6. Mai vor. Sie war sich mittlerweile der Unterstützung ihrer Schwesterpartei sicher und rechnete sich gute Chancen aus. Sie meinte, freie Wahlen müssten so schnell wie möglich her, um das faktische Machtvakuum zu beseitigen, um den Menschen, die immer noch scharenweise davonliefen, eine Perspektive zu bieten.

In den Jahren nach 1990 ist oft kritisiert worden, die Opposition hätte doch nur die auf der Straße liegende Macht aufzuheben brauchen. Das hört sich in dieser Einfachheit überzeugend an, übersieht aber vier entscheidende Bedingungen. Erstens funktionierte der Macht- und Herrschaftsapparat noch immer, gerade Ende November, Anfang Dezember wusste niemand, wie sich MfS und NVA noch verhalten würden und ob diese nicht selbst an Putschplänen arbeiteten. Die SED selbst gab zwar eine erbärmliche Figur ab, aber niemand kannte damals wirklich ihren inneren Zustand. Zweitens orientierten sich die meisten Oppositionellen an den polnischen und ungarischen Modellen, wo die Machtübergabe friedlich herbeiverhandelt worden war. Der «Runde Tisch» stand deshalb schon lange auf der oppositionellen Importliste. Drittens zeigte kaum jemand an einer Eskalation der Entwicklungen Interesse. Die seit dem 9. Oktober herrschende Gewaltlosigkeit sollte nicht aufs Spiel gesetzt werden. Hinzu kam, viertens, der vielleicht wichtigste Faktor: die Opposition verstand sich gerade auch deshalb als demokratisch, weil sie nach anderen politischen Mitteln strebte als sie ihre politischen Gegner verwendeten. Das «Neue Forum» als größte oppositionelle, aber diffuse Sammlungsbewegung war nicht zur Machtübernahme bereit, die NF-Vertreter, die Machtwillen zeigten, traten aus und wandten sich Parteien zu oder bildeten die im Süden starke Forumspartei. Die anderen wie «Demokratischer Aufbruch» oder SDP waren nicht nur noch relativ klein – DA umfasste im Januar/Februar etwa 2000 aktive Mitglieder, die SDP hatte im Januar etwa 10.000 Mitglieder –, sie setzten zudem von Anfang an auf freie Wahlen. Denn niemand wollte künftig ohne demokratische Legitimation politische Machtentscheidungen herbeiführen.

Die Arbeit am «Zentralen Runder Tisch» kann nicht detailliert gewürdigt oder nachgezeichnet werden. Er spiegelt vor allem die rasante Entwicklung zwischen Anfang Dezember und Mitte März und blieb die gesamte Zeit über Ausdruck des immer stärker in die Ecke gedrückten, ohnmächtigen, aber dennoch sichtbaren Machtwillens der Kommunisten. Die Opposition hingegen war immer Teil der Straße geblieben. Die Demonstrationen gingen vorrangig von den neuen Gruppen aus. Die politischen Differenzen zwischen ihnen gehörten zum Bestandteil neuer demokratischer Willensbildungsprozesse.

Die Einberufung des «Zentralen Runden Tisches» bedeutete – wie der Mauerfall – den symbolischen Sieg der Opposition und der andauernden Massendemonstrationen gegen das SED-Regime. Das Signal verstand fast jeder, auch wenn vielen die endgültige Machtabgabe der SED zu langsam ging. Am Beginn stand fest, dass der ZRT weder parlamentarische noch Regierungsfunktionen ausüben könne. Er wollte die «Offenlegung der ökologischen, wirtschaftlichen und finanziellen Situation in unserem Land» bewirken und Vorschläge zur Krisenüberwindung vorlegen. Als Kontrollorgan forderte er «von der Volkskammer und der Regierung, rechtzeitig vor wichtigen rechts-, wirtschafts- und finanzpolitischen Entscheidungen informiert und einbezogen zu werden.» Die Kontaktgruppe der Opposition hatte zuvor ein eigenes Selbstverständnispapier vorgelegt, dass mit dem einstimmig vom «Zentralen Runden Tisch» angenommen «Selbstverständnis» in den Grundzügen übereinstimmte. Abschließend hieß es darin: Er «versteht sich als Bestandteil der öffentlichen Kontrolle in unserem Land. Geplant ist, seine Tätigkeit bis zur Durchführung freier, demokratischer und geheimer Wahlen fortzusetzen.»[70] In diesem Selbstverständnis wird deutlich, wie sehr sich die Teilnehmer bewusst waren, dass ihnen eine demokratische Legitimation fehlte, sie nur demokratische Wahlen vorbereiten könnten und so lange Kontrollaufgaben wahrnehmen und die Öffentlichkeit informieren müssten.

Ein anderes Signal, das vom «Zentralen Runden Tisch» ausging, ist ebenfalls kaum hoch genug zu würdigen. Denn seinem Beispiel folgten in den nachfolgenden Tagen und Wochen Hunderte Städte und Kommunen. Die SED hatte nicht nur alle bisherigen SED-Bezirkssekretäre und über 140 Kreissekretäre verloren, auch viele weitere Funktionäre traten zurück oder gaben ihr Parteibuch ab. Der Oberbürgermeister Magdeburgs Werner Nothe, selbst SED-Mitglied und geheimer MfS-Offizier (OibE), forderte seine Partei sogar auf, sämtliche politische Aktivitäten in der Elbestadt einzustellen. Am 17. Januar traten alle SED-Ratsmitglieder einschließend des Oberbürgermeisters in Weimar aus der Partei aus, eine Woche später folgte Sonnenberg. In Leipzig löste sich am 26. Januar wie andernorts auch die Stadtverordnetenversammlung auf. Mitte Februar 1990 waren Hunderte Kommunalvertretungen nicht mehr arbeits- und beschlussfähig. Schon seit Anfang Dezember folgten außerdem immer mehr Städte und Gemeinden dem Dresdner Beispiel und arbeiteten eng mit den Oppositionsgruppen zusammen, kooptierten sie zum Teil in Stadtverordneten- und Gemeindeversammlungen oder bildeten gemeinsame thematische Arbeitsgruppen. Die vielen kommunalen «Runde Tische» trugen erheblich dazu bei, dass die Machtabgabe weiterhin friedlich verlief. Hinzu kamen fast unzählige thematische «Runde Tische»: zu Ausländerfragen, Medien, Umweltfragen, zur Akademie der Wissenschaften, Fragen der Gleichberechtigung oder der Kinder. Diese Entwicklung hielt auch noch einige Jahre nach der Herstellung der staatlichen Einheit an. Es arbeiteten kommunale Runde Tische zu Hausbesetzungen oder zur Arbeitslosigkeit, zur Auflösung von Truppenübungsplätzen oder zu Tourismusfragen.

Der «Zentrale Runde Tisch», der von Anfang an eine große mediale Wirkung entfaltete und dessen Sitzungen ab 8. Januar live im Fernsehen übertragen wurden, trug erheblich dazu bei, dass die Gesellschaft ein sehr genaues Bild darüber vermittelt bekam, was die einzelnen politischen Akteure anstrebten. Der «Zentrale Runde Tisch» wurde so unfreiwillig selbst zu einem Bestandteil des Wahlkampfes. Die Oppositionsgruppen konnten immer wieder deutlich machen, dass die SED und die Regierung nur so viel sagten und offenlegten, wie sie unbedingt mussten. Der Delegitimierungsprozess wurde dadurch weiter beschleunigt. Das betraf insbesondere die Auflösung des MfS, die Untersuchung von Korruption und Machtmissbrauch, das Einklagen rechtsstaatlicher Strukturen und die Vorbereitung der Wahlen. Zugleich gelang es aber der Opposition nur auf wenigen anderen Themenfeldern, sich ein klares politisches Profil zu erarbeiten.

Der «Zentrale Runde Tisch» stellte auch einen öffentlichen Lernort für Demokratie und demokratisches Handeln dar. Erstmals haben Millionen Fernsehzuschauer demokratische Aushandlungsprozesse in eigener Sache öffentlich mitverfolgen können. Langwierige Geschäftsordnungsdebatten, Fragen von Arbeitsmöglichkeiten, das Ringen um einzelne Formulierungen, Protestbekundungen – das und vieles andere gehörte dazu. Der Reiz dieser Debatten erschließt sich heute beim Betrachten der alten Aufnahmen kaum noch. Liest man die rekonstruierten Wortprotokolle, so hat man nicht selten Mühe, den Diskussionen zu folgen. In der historischen Situation 1989/90 haben die meisten Menschen das ganz anders erlebt, so wie später auch die Debatten der 10. Volkskammer von April bis September 1990. Die «Runden Tische» waren aber auch wichtige Lernorte für die Akteure, die sich erste Sporen verdienten, Lehrgeld zahlten und dabei nicht selten selbst zu künftigen Parlamentariern und Politikern heranreiften.

Der «Zentrale Runde Tisch» trug dazu bei, wohl entgegen den Intentionen der demokratischen Opposition, dass sich die Blockparteien, insbesondere CDU und LDPD, politisch profilieren und ihre Absetzbewegung von der SED öffentlich demonstrieren konnten. Der «Zentrale Runde Tisch» bot nicht immer ein geordnetes Bild. Die drei Moderatoren versuchten redlich, die Diskussionen zu strukturieren und nach der Geschäftsordnung zu verfahren. Auch sie lernten und haben zuweilen zur Verwirrung beigetragen, manchmal etwas die Übersicht verloren. Aber der «Zentrale Runde Tisch» trug dennoch dazu bei, dass sich im Land die Ansätze zur Anarchie in weithin spaßvollen Grenzen hielten. Zuweilen kritisierte er scharf, wie SED, Regierung und Volkskammer mit ihm umgingen, aber aufgrund fehlender administrativer Möglichkeiten erschien dies nicht selten wie ein Sturm im Wasserglas. Wie im Herbst die Kirchen so sorgte er im Winter dafür, dass die Revolution weiterhin friedlich blieb. Das war dem Wirken der demokratischen Opposition zu verdanken, weil nur sie die nötige moralische Integrität besaß, um den Appellen zu Friedfertigkeit und Gewaltlosigkeit Gehör zu verschaffen. Kein anderes Thema hat die Sitzungen von Anfang an so dominiert wie der Umgang mit dem MfS. Die wichtigste Funktion des «Zentralen Runden Tisches» erfüllte er trotz heftiger Debatten sehr erfolgreich. Es kam am 18. März zu freien, demokratischen Wahlen.

Bereits in der ersten Sitzung am 7. Dezember 1989 sah es der «Zentrale Runde Tisch» als seine Aufgabe an, eine neue Verfassung auszuarbeiten, die nach den Wahlen Gegenstand eines Volksentscheides werden sollte. Am 12. März 1990 beschloss er in seiner letzten Sitzung, dass die AG «Neue Verfassung» der neuen Volkskammer den Entwurf überstellen solle. Dies tat diese am 4. April. Der Arbeitsgruppe gehörten eine Reihe bekannter Vertreter der Oppositionsgruppen an, darunter Tatjana Böhm (UVF), Bernd Gehrke (VL), Gerd Poppe (IFM), Richard Schröder (SPD), Werner Schulz (NF), Wolfgang Templin (IFM), Wolfgang Ullmann (DJ), Gerhard Weigt (DJ), Klaus Wolfram (NF) und Vera Wollenberger (Grüne Partei). Die AG berief eine Expertengruppe, zu der u.a. Alexander von Brünneck (Hannover), Ulrich K. Preuß (Bremen), Bernhard Schlink (Bonn), Karl-Heinz Schöneburg (Berlin), Helmut Simon (Karlsruhe) und Rosemarie Will (Berlin) gehörten. Die Präambel verfasste Christa Wolf. Der Entwurf wurde nie ernsthaft diskutiert – weder in der Volkskammer noch in der Öffentlichkeit. Dafür gab es einen Hauptgrund: sein Artikel 132. Der bestimmte, dass Vereinbarungen zum Beitritt zur Bundesrepublik einer 2/3-Mehrheit der Mitglieder der (künftigen freien) Volkskammer bedürften und durch einen Volksentscheid bestätigt werden müssten. Außerdem sah der Artikel die Einberufung einer gesamtdeutschen verfassungsgebenden Versammlung (analog Art. 146 GG) vor. Schließlich sollten auch noch all jene Verfassungsbestimmungen – das betraf vor allem soziale Rechte – und andere Rechtsvorschriften der alsbald reformierten DDR, die vom Grundgesetz nicht abgedeckt waren, nach einer Vereinigung «als Landesrecht auf dem gegenwärtigen Hoheitsgebiet» der DDR fortgelten. Damit wurde nicht nur der zukünftigen gesamtdeutschen verfassungsgebenden Versammlung ihre Handlungsfreiheit abgesprochen, sondern auch das föderale Prinzip verletzt, denn die künftigen ostdeutschen Bundesländer wurden als eine Einheit behandelt. Dieser Artikel 132 war daher geeignet, eine schnelle Verwirklichung der deutschen Einheit zu verhindern. Eine Verfassungsdebatte kam aber vor allem deshalb nie zustande, weil der Wählerauftrag nach dem 18. März anders lautete und weil die Bundesregierung dem ostdeutschen Mehrheitswillen nach Beitritt gemäß Art. 23 GG ohne Abstriche folgte.

Viele Teilnehmer haben diesen Verfassungsentwurf als das Vermächtnis des «Zentralen Runden Tisches» angesehen. Die symbolische Wirkung war hoch. Es ist immer wieder darüber diskutiert worden, ob der mentale Prozess der Herstellung der deutschen Einheit mit einer verfassungsgebenden Versammlung anders, vielleicht auch einfacher verlaufen wäre. Dieser Verfassungsentwurf zählt zu den Hinterlassenschaften der Revolution, die den demokratischen und rechtsstaatlichen Umgestaltungswillen dokumentieren und die zugleich vielen anderen Rufen zum Trotz eindrucksvoll zeigen, dass der Wille zur Einheit noch breiter ausfiel, als es das Wahlergebnis vom 18. März dokumentierte. Denn selbst Art. 132 dieses Entwurfs bekannte sich zur deutschen Einheit. Und in der Präambel war der Wille zur deutschen Einheit ebenfalls festgeschrieben. Nur, und hier unterschieden sich die Vorstellungen der politischen Akteure und eines großen Teils der Gesellschaft (etwa drei Viertel bis vier Fünftel der Bevölkerung in der DDR wollten im Frühjahr die Einheit) voneinander, es existierten verschiedene Ansichten über den richtigen Weg zur deutschen Einheit. Davon zeugt nicht nur dieser Verfassungsentwurf, dafür steht der «Zentrale Runde Tisch» selbst mit seinen freimütigen Debatten – wie auch später die 10. DDR-Volkskammer.

Das wichtigste Erbe der «Runden Tische» lag aber woanders. Sie wurden zum Sinnbild einer erfolgreichen Revolution, für einen gesellschaftlichen Demokratisierungsprozess und letztlich für die zu vermittelnde Einsicht, dass sich demokratisches Engagement selbst dann lohnt, wenn sich nicht absehen lässt, was am Ende dabei herauskommt. Das polnische Möbelstück war eines der wichtigsten Importgüter, um eine Staatsdemokratie zu ermöglichen, die Gesellschaft zu demokratisieren und zu zeigen, dass Demokratie einen immer währenden Lernprozess darstellt, der wiederum allein in der Lage ist, Freiheit als höchstes Gut menschlicher Gesellschaften zu erringen und zu verteidigen.

Das letzte Bollwerk der SED

Die Geschichte des MfS und seiner Auflösung gehört zu den zentralen Ereignissen der Revolution. Anders als bei vielen anderen Aspekten hat die öffentliche Debatte darum seither nicht aufgehört. In fast allen Fragen legten sich irgendwann die Emotionen – das MfS und alles, was damit landläufig verbunden wird, also auch die politische Strafjustiz, die Haftbedingungen oder das Grenzregime, erzeugen noch heute Wut, Aggression, Bestürzung bei den einen und Apologetik, Verharmlosung, Bunkermentalität, Trotz bei «den anderen». Über das MfS ist in den letzten 20 Jahren viel geschrieben worden. Die ersten Publikationen erschienen noch 1990. Als zwei Tage vor den Volkskammerwahlen am 18. März 1990 der Band «Ich liebe euch doch alle» mit Lageberichten aus dem Jahre 1989 beim neugegründeten «Basis-Druck»-Verlag herauskam, versammelten sich vor dem «Haus der Demokratie» in Ost-Berlin, wo von LKW-Pritschen herunter der Band verkauft wurde, Tausende Menschen. Die Polizei sperrte zwischenzeitlich den Verkehr, 12.000 Exemplare wurden verkauft. Am nächsten Tag spielten sich ähnliche Szenen vor dem Leipziger Messehaus ab. Dieser Quellenband der beiden Historiker Armin Mitter und Stefan Wolle ging innerhalb weniger Wochen in 250.000 Exemplaren über die Ladentische. MfS-Chef Engelhardt bat noch am 12. März 1990 Generalstaatsanwalt Joseph zu prüfen, «ob die Handlungen der Herren rechtens sind». Er betonte, «uns» wurde «ein Eingreifen versichert».[71]

Eine neue Geschichtsproduktion, die elementare Bedürfnisse in Umbruchzeiten bediente, war geboren. Die einseitige Konzentration auf das MfS entließ dabei die SED immer mehr aus ihrer Verantwortung. Sie hat selbst dazu beigetragen, aber auch die Gesellschaft zeigte sich an Sensationen und geheimpolizeilichen Vorgängen mehr interessiert als an deren Auftraggebern. Begonnen hat auch diese Entwicklung bereits im Herbst 1989.

Die öffentlichen Proteste seit Anfang Oktober galten auch dem MfS. Die berühmteste Formel – «Stasi in die Produktion» – klingt angesichts der Radikalisierung ab Anfang Dezember eher harmlos. Als die ersten Tausend MfSler wirklich entlassen waren, kamen sie außerhalb von SED, MdI, NVA, Volksbildung und staatlichen Institutionen kaum unter. Ab Anfang Januar mehrten sich Streikandrohungen von Belegschaften, die einen Ausstand ankündigten, falls MfS-Angehörige in ihrem Betrieb angestellt werden sollten. Zahlreiche bereits abgeschlossene Arbeitsverträge mussten rückgängig gemacht werden. Am 15. Dezember gab es in Neubrandenburg sogar eine neuartige Demonstration: etwa 700 NVA- und MfS-Angehörige forderten, in die Gesellschaft re-integriert zu werden, um das Schlagwort von «Stasi in die Produktion» mit Leben zu erfüllen.

Tatsächlich wusste kaum jemand konkret über das genaue Ausmaß der MfS-Tätigkeit Bescheid. Die Friedfertigkeit der Proteste fand ihre Entsprechung in friedlichen Forderungen. Von Rache war öffentlich nicht die Rede. Zwar gingen bei MfS- und SED-Stellen Drohanrufe ein, aber durchschnittlich kaum mehr als in den Jahren zuvor. In zunehmendem Maße zogen Demonstranten ab Mitte Oktober auch an MfS-Kreisdienststellen vorbei und forderten lautstark das Ende der Geheimpolizei. Insgesamt kam es zwischen dem 8. Oktober und dem 20. November vor MfS-Dienststellen zu rund 150 Demonstrationen, Kundgebungen oder sonstigen Ansammlungen in 83 Städten. Überwiegend war das Ziel eine Kreisdienststelle (in 75 Orten), nur vier Bezirksverwaltungen (Leipzig, Rostock, Halle, Potsdam) waren betroffen. Daneben ist vor einem Dienstobjekt im Bezirk Karl-Marx-Stadt sowie zwei Erholungsheimen (Heringsdorf, Bad Elster) protestiert worden. In Naumburg stellte sich wahrscheinlich erstmals ein Kreisdienststellenleiter am 19. November dem Gespräch mit Demonstranten. Nur im Bezirk Schwerin und in Ost-Berlin gab es bis zum 20. November keine größeren Ansammlungen vor MfS-Einrichtungen. Der Nordbezirk hinkte in fast allen Belangen etwas hinterher, in Ost-Berlin gab es andere Gründe: erstens lagen hier die MfS-Zentrale, die Bezirksverwaltung und die Kreisdienststellen nicht wie in anderen Städten (Leipzig, Rostock) an den Wegstrecken der Demonstrationen. Zweitens fanden größere Protestveranstaltungen unmittelbar an den eigentlichen Machtzentralen und anderen symbolischen Orten der SED-Herrschaft statt. Drittens konnten die SED- und MfS-Gebäude in Ost-Berlin ungleich stärker und großflächiger gesichert und abgeriegelt werden als in anderen Städten. Viertens, nicht ganz unwichtig, sprachen sich bekannte Vertreter der Bürgerbewegungen hier besonders deutlich gegen solche Aktionen aus. Sie blieben auf Verhandlungen orientiert. Gerade in den Kreisstädten, wo übersichtlichere Strukturen und Verhältnisse herrschten, waren die Menschen weitaus ungeduldiger. Die großen Demonstrationen in Leipzig und Rostock führten zunächst nur zufällig an den Bezirksverwaltungen vorbei, so dass sich diese Gebäude als symbolische Orte der Proteste wie von selbst ergaben. In Halle hingegen zogen am 30. Oktober etwa 2000 Menschen nach einer Massenkundgebung zielgerichtet zur BV. In den anderen Bezirksstädten mit Massendemonstrationen blieben sie zunächst verschont. Auch in Dresden etwa waren MfS-Zentralen bis zum 20. November kein Ziel. Seit Mitte Oktober bereitete sich das MfS auf eventuelle Erstürmungen ihrer Einrichtungen vor. Am 21. Oktober schrieben Rostocker Offiziere erstmals einen Text, der bei einer Belagerung ihrer Einrichtung vorgetragen werden sollte. Ab Mitte November verfügte jede Bezirksverwaltung und Kreisdienststelle über mehrere Varianten von Texten, die für Belagerungen, Erstürmungen oder andere als bedrohlich angesehene Entwicklungen mittels Megaphonen verbreitet werden sollten. Waffen sollten nur bei lebensbedrohlichen Angriffen eingesetzt werden.

Gleichzeitig versuchte das MfS eine Medienoffensive zu entfachen, um seine Existenzberechtigung nachzuweisen. Am 4. November erschienen erstmals Interviews in der SED-Bezirkspresse mit den MfS-Chefs von Rostock und Karl-Marx-Stadt. In den folgenden Tagen gab es ähnliche Erklärungen in fast allen anderen Bezirken. Im «Neuen Deutschland» äußerte sich am 6. November mit Rudi Mittig einer der Stellvertreter Mielkes. Der Tenor war stets gleich: man schütze die DDR, von einer flächendeckenden Überwachung der Bevölkerung könne keine Rede sein, der Gegner sitze im Westen, man wolle den Dialog und habe nichts gegen eine öffentlich-parlamentarische Kontrolle einzuwenden.

Nach dem Mauerfall hatte sich auch die Geschäftsgrundlage für das MfS verändert. Nun ging es zunächst um «Eigensicherung», den Schutz der Dienstobjekte, Wohnanlagen und Waffendepots. Das MfS löste eine besondere Sicherheitsstufe aus. Zugleich wurde eine umfassende «Argumentationshilfe» erarbeitet. Damit sollten alle leitenden Mitarbeiter in die Lage versetzt werden, die Notwendigkeit des MfS einheitlich zu erklären. Der Volkskammerauftritt von Mielke am 13. November entzog diesen Bemühungen allerdings zunächst den Boden, die meisten MfS-Angehörige waren entsetzt und zwischenzeitlich demotiviert. Am 21. November eilte Modrow in die MfS-Zentrale, um Schwanitz als neuen Minister des nunmehrigen «Amts für Nationale Sicherheit» einzuführen. Die Umbenennung des MfS erfolgte, um den in der Bevölkerung verhassten Namen zu tilgen. Modrow erklärte, er müsse eine neue Politik betreiben, ohne dass er auf Vorarbeiten des Apparates zurückgreifen könne. Er wie Schwanitz operierten in ihren Ansprachen mit den alten Feindbildern. Schwanitz meinte scharfsichtig: «… es steht wirklich viel auf dem Spiel, es steht auf dem Spiel unsere Macht, darüber darf es keine Illusionen geben.» Das MfS habe nur eine Überlebenschance, wenn es seine Arbeit ändere. Schwanitz: «Wir müssen uns trennen von der operativen Bearbeitung Andersdenkender. Wir müssen uns in diesem Zusammenhang trennen von solchen Begriffen wie politisch-ideologische Diversion, politische Untergrundtätigkeit, politische Kontaktpolitik (Kontakttätigkeit usw.,) beziehungsweise müssen diese Begriffe neu wissenschaftlich durchdacht werden.» Diese Worte blieben hohl. Schwanitz führte weiter aus: «Entscheidend ist, verfassungsfeindliche Pläne und Aktivitäten möglichst frühzeitig aufzudecken. Die operative Arbeit ist darauf auszurichten, Verfassungsfeinde zu erkennen. Genossen, wir müssen in dieser Richtung unsere IM-Arbeit wieder aktivieren. Aber natürlich bei Gewährleistung strengster Geheimhaltung und Konspiration. Uns darf in dieser Situation keine einzige Panne passieren.» Er unterstrich, dass es gelte, die Legitimation «eines Amtes für Nationale Sicherheit in der Öffentlichkeit nachzuweisen», wozu es erforderlich sei, «dass wir Ergebnisse in der Feindbekämpfung erreichen».[72].

In den folgenden Tagen sind Modrows und Schwanitz’ Erklärungen innerhalb des MfS praktisch allen Mitarbeitern referiert worden. Aus ihren Mitschriften wird ersichtlich, dass beide Reden im Apparat mobilisierende Wirkung hinterließen und die amtsinterne Depression einer neuen Kampfeslust wich. Viele glaubten und hofften auf eine Zukunft der Geheimpolizei. Intern gingen die Offiziere davon aus, dass sie etwa vierzig bis fünfzig Prozent der IM weiterhin nutzen könnten. Der hauptamtliche Mitarbeiterbestand sollte reduziert werden, auch sollten das Amt eine neue interne Struktur erhalten und die Kreisdienststellen entfallen, aber die Pläne konzipierten mit dem «neuen» Amt nur einen MfS-Klon,[73] weshalb in dieser Darstellung auch weiterhin – wie im Fall der Umbenennung der SED – vom MfS die Rede ist.

Zur Radikalisierung der Gesellschaft gegen das MfS trugen SED und ihr «Schwert und Schild» selbst entscheidend bei. Erstens häuften sich die Vorwürfe wegen Amtsmissbrauch und persönlicher Bereicherung. Die Versuche der SED-Führung, diese als Einzelfälle darzustellen, schlugen fehl, weil sich immer mehr Menschen erbost fragten, wer noch alles in Saus und Braus lebte. Das führte auch im MfS zu Debatten und ab Ende November zu (halbherzigen) Untersuchungen gegen praktisch die gesamte Generalität. Zweitens bemühte sich die Modrow-Regierung, das MfS in ihre demagogische Kampagne gegen Schieberei und Spekulation einzubinden. Drittens blieb das MfS öffentlich eine Speerspitze im Kampf gegen alles, was aus dem Westen kam. Selbst als die Parolen auf den Straßen Anfang Dezember deutlich auf Einheitskurs eingeschwenkt waren, hetzte das MfS weiter im Auftrag der SED gegen die Bundesrepublik. Viertens wurden SED und MfS nicht müde, «Beweise» vorzulegen, in welch hohem Maße einzelne Kommunisten lebensgefährlich bedroht würden. Sie nutzten dafür alle Bühnen, ob in der Volkskammer, in den Medien oder bei anderen Gelegenheiten, immer wieder gaben sie Beispiele zum Besten, welche Brutalität herrsche. Fast alles war übertrieben oder schlicht erlogen. Fünftens begannen innerhalb von SED und MfS strategische Überlegungen, zwei Arbeitsfelder als Legitimation für das MfS öffentlich besonders herauszustellen: Spionage sowie Rechtsradikalismus und Neofaschismus. Zum Tragen kam dies aber erst in der nächsten Phase, die Ende November begann.

Tag für Tag verdichteten sich derweil Gerüchte, SED und MfS würden Akten und Unterlagen vernichten. Tatsächlich existierten dafür Befehle und Anordnungen. Im MfS gab es seit Jahren Planspiele, welche Unterlagen im Falle einer Mobilmachung sofort zu vernichten seien. Zudem sind vor dem Oktober 1989 bereits Hunderttausende Akten, vor allem personenbezogene, kassiert worden. Unklar ist hier noch immer, ob es sich dabei um Kassationen im archivtechnischen Sinne oder um gezielte Vernichtungen handelte. Anfang November 1989 erging dann der Befehl, Akten und Karteien gezielt zu säubern, zu vernichten und die Unterlagen aus den Kreisdienststellen in die Bezirksverwaltungen zu überführen, weil diese dort besser geschützt werden könnten. Wie viele Akten seit Anfang November vernichtet wurden, lässt sich nicht mit Sicherheit angeben. Es handelte sich einerseits um Befehle, Weisungen und andere Dokumente, die aufgrund von Mehrfachüberlieferungen bis auf Einzelfälle nicht restlos vernichtet werden konnten. Andererseits sind unzählige operative Ablagen – Material das aktuell benötigt und bearbeitet wurde – komplett vernichtet worden. Hinzu kamen zielgerichtete Vernichtungsaktionen von IM-, OV- und OPK-Akten, die bereits archiviert waren. Da es sich um insgesamt Tausende Tonnen Papier handelte, kam die Vernichtungsaktion allerdings schleppender voran als geplant. Ihr Hauptziel bestand darin, IM zu schützen und zu verschleiern, in welchem Ausmaß die Bevölkerung und die Opposition bespitzelt und verfolgt worden sind.[74]

Insgesamt vernichteten MfS-Mitarbeiter seit Anfang November Hunderttausende Dokumente. Solche Informationen sprachen sich überall herum. Das Fass zum Überlaufen brachte die erste Besetzung eines MfS-Gebäudes, das offiziell gar nicht als ein solches galt. In Kavelstorf bei Rostock verschafften sich am 2. und 3. Dezember Einwohner Zugang zu einer Lagerhalle, wo sie fassungslos ein Waffenlager für den internationalen Waffenhandel entdeckten, insgesamt ca. 80 Waggonladungen, darunter 24.760 Maschinenpistolen. Das hatten dem «Friedensstaat DDR» die wenigsten zugetraut. Die Halle gehörte zum KoKo-Bereich. Diese Enttarnung und die landesweite Empörung wurden zum Ausgangspunkt der Flucht von Schalck-Golodkowski in der folgenden Nacht. Als diese bekannt wurde, heizte dies die Stimmung weiter an. Selbst in besonders sensiblen Bereichen wie den Kasernen meuterten immer mehr Personen, vor allem Wehrdienstleistende. Am 30. November hatte zudem eine Streik- und Protestwelle in den Gefängnissen begonnen.

Am Sonntag, den 3. Dezember, bildeten mittags Hunderttausende Menschen in der DDR zwischen den Nord- und Süd- bzw. Ost- und Westgrenzen eine Menschenkette, um für eine weitere Demokratisierung des Landes einzutreten. Aufgerufen dazu hatten die Aktion Sühnezeichen, das «Neue Forum» und evangelische Kirchen. Die hohe Symbolwirkung dieser Aktion setzte das Regime enorm unter Druck. Unterdessen versuchten an vielen Orten Oppositionelle, Gespräche mit SED- und Staatsfunktionären zu führen, um einen angeblich bevorstehenden Gewaltausbruch zu verhindern. In Ost-Berlin sprach am 3. und 4. Dezember Bärbel Bohley mit Gregor Gysi und Markus Wolf, andere Oppositionelle trafen am 4. Dezember in der MfS-Zentrale Minister Schwanitz. Auch in den nächsten Tagen kam es mehrfach zu solchen Gesprächen mit MfS-Führungskräften, an denen sich etwa Reich, Bohley, Ullmann und Schult beteiligten. Die Akteure glaubten, damit die Friedfertigkeit der Proteste zu sichern. Das Problem war, dass alle Seiten ständig die Gefahr von Gewaltausbrüchen beschworen, aber nirgends dafür ernsthafte Anzeichen existierten. Und selbst die ersten Begehungen von MfS-Einrichtungen wie in Kavelstorf oder einen Tag später von Erholungsheimen in Katzenstein (Suhl) und Zeughaus b. Sebnitz (Dresden) verliefen absolut friedlich. Vertreter der Bürgerbewegungen ließen sich von gezielten SED-Meldungen nervös machen und schreckten vor neuen Formen des Protestes wie Massenstreiks oder Erstürmungen von Machtzentralen zurück. Am 3. Dezember formulierte das «Neue Forum» eine Erklärung, die am nächsten Tag in einer erweiterten Form als Aufruf mehrerer Oppositionsgruppen herauskam. In dem Aufruf hieß es, Geld werde ins Ausland gebracht, Akten vernichtet und Verantwortliche setzten sich ab. Die Bürger wurden aufgerufen, das zu unterbinden, Kontrollgruppen einzusetzen und Kontrollmaßnahmen einzuleiten. Der Aufruf blieb zwar relativ unbestimmt, verfehlte aber nicht seine Wirkung. Denn anders als einige Bedenkenträger in der Ostberliner Bürgerbewegung begannen ab 4. Dezember beherzte Bürger zu handeln. Aktenkundig zuerst in Rathenow, wo gegen 8.30 Uhr einige Männer und Frauen die MfS-Kreisdienststelle, aber auch die SED-Kreisleitung und das Volkspolizeikreisamt blockierten und Taschen und Autos kontrollierten, um zu verhindern, dass Unterlagen beiseite geschafft würden. Wenige Minuten später, um 8.42 Uhr versammelten sich die ersten Menschen auf Initiative der «Frauen für Veränderung» vor der MfS-Bezirksverwaltung Erfurt. Bald wurden die Zugänge mit Autos blockiert, der Leiter ließ einige Personen ins Gebäude herein, mittags durchbrach ein LKW den Schlagbaum und einige hundert Menschen besetzten das Gebäude. In Erfurt waren am frühen Morgen etwa 4000 Aufrufe des «Neuen Forums» verteilt worden, so dass hier die Mobilisierung schnell erfolgen konnte, zumal am Vorabend eine emotionale Massenkundgebung mit etwa 50.000 Teilnehmern stattgefunden hatte.

Erfurt stand am Beginn einer regelrechten Besetzungswelle von MfS-Einrichtungen im ganzen Land, die mehrere Tage anhielt. Am Vormittag gab ein untergeordneter MfS-Mitarbeiter im «Berliner Rundfunk» zu, dass Akten vernichtet würden. Zudem kursierten Gerüchte, das MfS würde Unterlagen mit Flugzeugen nach Rumänien verbringen. Die Machthabenden schürten am 4. Dezember erneut Angst vor Gewaltausbrüchen: es war ein Montag und in Leipzig stand die nächste Massendemonstration bevor, die «traditionell» an der MfS-Bezirkszentrale vorbeizog. Gysi beschwor Bohley, alles zu tun, um Gewalt zu verhindern. Sie ließ sich darauf ein und verfolgte eine Beschwichtigungstaktik, die sich nicht anders als mit ihrer ganz persönlichen Angst vor Gewaltausbrüchen erklären lässt. Bohley telefonierte mit dem «Neuen Forum» in Leipzig und sagte: «Das Haus der Staatssicherheit wird besichtigt werden. Und da können paar Leute mit dran teilnehmen. (…) Jetzt hat Gysi nochmals gesagt, es ist eine furchtbare Verantwortung, die da auf euch augenblicklich lastet, aber wenn es heute in Leipzig zu Gewalt kommt, dann haben wir morgen in der DDR eine ganz andere Regierung. (…) Und vielleicht, wenn man dann vorher sagt: ‹Dort ist heute gefilmt worden. Der Reißwolf ist versiegelt. Es wird nichts vernichtet.› Das müsstet ihr mit diesen Leuten da mit durchsetzen. Ich könnte mir vorstellen, dass das erst mal beruhigt. (…) Das Problem ist, dass natürlich die Staatssicherheitsleute in dem Haus sitzen, Angst haben, identifiziert zu werden und dann hinterher gelyncht zu werden. Das müssen also Leute sein, die wirklich vertrauenswürdig sind. (…) Ja, das habe ich jetzt mit Gysi für Leipzig. … Ja, verstehst du, … damit ihr das am Anfang der Demo eventuell sagen könnt und sagen könnt, also so und so, auch die Staatssicherheit gehört jetzt uns. Wir haben das und das gesichert, der Reißwolf, also ihr müsst da denn natürlich auch irgendwelche Forderungen anbringen. Vielleicht, dass ihr da noch mal Kontakt aufnehmt überhaupt mit Inneres oder der Stasi, irgendwelchen Leuten. Ich denke, so ein Satz wie ‹Der Reißwolf ist gesichert› und ‹Es gehen keine Daten verloren und keine Akten.› Das wäre wahrscheinlich jetzt wichtig.»[75] Auch wenn man solche Dokumente und die hier artikulierte Befürchtung eines MfS- und Militärputsches aus der damaligen Zeit heraus verstehen kann und die Akteure sich alle in einem Lernprozess befanden, so zeigte sich doch, dass die seit Anfang November immer mehr um sich greifenden «Sicherheitspartnerschaften» zwischen Staat und Bürgerbewegungen zu einem grotesken Rollentausch führte. Das setzte sich in den nächsten Tagen und Wochen noch dramatisch fort. Die meisten MfS-Besetzungen waren gar keine, sondern Begehungen, Versiegelungen und Kontrollgänge. In den meisten Städten erfolgte dies in Zusammenarbeit zwischen spontan gegründeten Bürgerkomitees sowie der Polizei und der Staatsanwaltschaft. Das war eine gute Gewähr dafür, dass die Aktenvernichtungen in den meisten Orten ungehindert weitergehen konnten. Die Modrow-Regierung beschloss überdies am 7. Dezember, die großflächige Aktenvernichtung fortzusetzen.

Zwar verfügte MfS-Amtsleiter Engelhardt am 15. Dezember einen Vernichtungsstopp, aber auch dieser Befehl blieb ein Papier mit wenig Folgen. In der MfS-Zentrale in Ost-Berlin hatte es nur ein paar Begehungen gegeben, verschiedene Aufrufe zu Demonstrationen vor der Zentrale und der unweit gelegenen Bezirksverwaltung blieben relativ erfolglos. Dass das alte MfS funktionierte, zeigte auch eine Ausarbeitung vom 21. Dezember 1989. In gewohnt demagogischer Manier charakterisierten MfS-Mitarbeiter intern schriftlich die Oppositionsvertreter am «Zentralen Runden Tisch», was zeigt, dass sie ihre operative Bearbeitung von «Feindpersonen» nicht eingestellt hatten. Am 5. Januar 1990 beteuerte General Engelhardt zudem, die Opposition sei vom Westen gesteuert.

Das größte Problem für das MfS aber war, dass die Reißwölfe und Verkollerungsanlagen nicht auf die aktuellen Bedürfnisse eingestellt waren. Vor allem in den Kreisdienststellen, wo die Vernichtung nicht gelang und die Akten in die Bezirksverwaltung abtransportiert wurden, warfen die MfS-Mitarbeiter die Akten dreifach durcheinander – vor dem Abtransport, dann beim Be- und schließlich beim Entladen der LKW. Wenigstens mühsam sollte die spätere Rekonstruktion sein.

Von den 15 Bezirksverwaltungen waren Mitte Dezember immer noch 11 arbeitsfähig, lediglich die in Leipzig, Rostock, Dresden und Erfurt waren von der Opposition weitgehend lahmgelegt. Effektiv war die Auflösung der Kreisdienststellen, deren Arbeit flächendeckend bis Mitte Dezember zum Erliegen kam. In dieser ersten Phase waren Frauen bei konkreten Aktionen besonders aktiv. Das Beispiel Erfurt ist bereits genannt worden, auch in Forst taten sich am 6. Dezember Frauen hervor. In Gadebusch ging Regine Marquardt, nach dem sie einen Anruf vom «Neuen Forum» erhalten hatte, allein zur Kreisdienststelle, wo bereits ein Staatsanwalt die Auflösung «überwachte». Marquardt, die spätere Kultusministerin in der Koalitionsregierung von Berndt Seite 1994–98 in Mecklenburg-Vorpommern, versuchte den Abtransport der Akten und der persönlichen Sachen der Mitarbeiter zu kontrollieren, dabei «entwaffnete» sie einen Mitarbeiter.

Nicht überall aber zeigten sich die Genossen so ohnmächtig. Die Leiter der Kreisdienststellen des Bezirks Karl-Marx-Stadt tagten gerade, als die Nachricht von der Besetzung der Bezirksverwaltung Erfurts kam. General Siegfried Gehlert, Chef der BV Karl-Marx-Stadt, sagte: «Es ist meines Erachtens unverantwortlich jetzt, die Waffen aus der Hand zu geben. (…) Wir müssen versuchen mit den oppositionellen Kräften einen Konsens zu finden, um eben nicht die Waffen aus der Hand zu geben, sondern ihnen zu sagen, also nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass wir noch Waffen besitzen.» Er entließ die Führungskräfte mit den Worten: «Und handelt so … als hinge von Euch und Eurem Tun das Schicksal ab der deutschen Dinge bzw. der Dinge der DDR. (…) Egal erst mal, ob wir Flaschen abfüllen, als Kraftfahrer arbeiten, in die Justiz gehen, zum Zoll, zur Polizei oder wir gehen, weil wir das Alter erreicht haben, in Rente. Entscheidend ist, nicht wahr, dass keiner sein Parteibuch auf den Tisch legt, trotz alledem. Entscheidend ist, dass die Kollektive jetzt zusammenstehen, auch wenn sie nur Zeitungen lesen und noch einen Block und einen Bleistift in der Hand haben, dort wo es möglich ist, muss man noch Treffs machen, unter Wahrung der Konspiration, aber wir müssen zusammenstehen, es geht um unsere Partei, es geht um unser Land, es geht um den Sozialismus, es geht um die Erhaltung des Friedens und so möchte ich euch nach Hause schicken mit Kampfesgrüßen an alle Genossen. Glück auf.»[76]

Einen Tag später beschlossen mehrere Diensteinheiten, ihre Arbeit umzustellen und künftig so zu arbeiten, als würden sie im «Operationsgebiet», also im Westen unter verschärften Feindbedingungen agieren. In Schöneiche bei Berlin versuchte sich das MfS am 7. Dezember sogar mit einer Strafanzeige gegen Bürgermeister, Pfarrer und ABV wegen des «unbefugten Eindringens» in ein MfS-Gebäude zu wehren. Am 9. Dezember ging von der Bezirksverwaltung Gera ein Fernschreiben an alle zentralen DDR-Staatsstellen ab, in dem die Verfasser zur unverzüglichen Wiederherstellung der alten Ordnung aufriefen.[77] Als das «Neue Forum» in der Sitzung des «Zentralen Runden Tisches» am 8. Januar das Schreiben bekannt machte, führte das nicht nur zu heftigen Empörungen. Dieser konterrevolutionäre Aufruf traf auch den Nerv vieler MfS-Mitarbeiter. Sie fühlten sich von ihrer Partei im Stich gelassen und hatten Zukunftsängste, weil die Opposition am «Zentralen Runden Tisch» gleich in der ersten Sitzung am 7. Dezember die vollständige MfS-Auflösung gefordert hatte. Aus vielen anderen MfS-Stellen kamen ähnliche, aber nur selten so radikale Schreiben. Die Frage, warum die MfSler nicht selbstständig zurückschlugen, ist leicht zu beantworten: dazu waren sie nicht in der Lage, weil weder die SED-Führung noch die MfS-Führung klare Befehle erteilten.

Dass die erst in Ansätzen begonnene Kontrolle über das MfS das Land nochmals kräftig verändern würde, war zu diesem Zeitpunkt nicht jedem Beteiligten klar. Denn sie ahnten nur selten, was sie erobert hatten. Als in Dresden nach einem Aufruf der «Gruppe der 20» und des «Neuen Forums» am Abend des 5. Dezember etwa 5000 Menschen die Bezirksverwaltung besetzten, fielen ihnen Unterlagen in die Hände, die das Ausmaß der gesellschaftlichen Unterwanderung durch das MfS andeuteten. Sie fanden u.a. die IM-Akte von Manfred Rinke alias Kiste alias IM «Raffelt». Ein Mann schrieb auf ein Dokument dieser Akte mit einem grünen Stift: «Eine Schweinerei von 1000ten. [Name] 5.12.89 Erstbesetzer dieser BV». Und auf ein anderes Blatt, wo es um die Entpflichtung von Rinke ging: «auch uns Auflösern – NF bekannt, ab 5.12.89».[78] Nach der Erstürmung der KD Schmalkalden kam dort MfS-Material abhanden, das an den nächsten Tagen in Betrieben öffentlich ausgehängt wurde.

Vor allem der «Zentrale Runde Tisch» war der landesweit sichtbare Ort, an dem die Zukunft des MfS öffentlich debattiert wurde. Modrows Beschluss zur Auflösung des MfS vom 14. Dezember war nur eine kosmetische Operation, denn er wollte das MfS verkleinern und in einen «Verfassungsschutz» und «Nachrichtendienst» aufteilen. Das MfS versuchte erneut, seine Daseinsberechtigung zu beweisen. Der Öffentlichkeit wurden Mitte Dezember und Anfang Januar technische Geräte präsentiert, die Geheimdiensten der USA zugeschrieben wurden und aktuell aufgefunden wären. Niemand konnte ahnen, dass das MfS die Spionageutensilien tatsächlich bereits im Dezember 1988 und im Februar 1989 aufgespürt hatte.

Eine andere Offensive war erfolgreicher. Am 16. November beschloss das MfS, seine Arbeit stärker auf die Bekämpfung des Neofaschismus auszurichten. Beim Chef der ZK-Abteilung für Sicherheitsfragen, Politbüromitglied Wolfgang Herger, ging zudem am 28. November ein vertraulicher Brief von Hans-Ehrenfried Stelzer ein. Dieser Mann war Direktor der Sektion Kriminalistik an der Humboldt-Universität zu Berlin, einer verdeckten MfS-Einrichtung, und zugleich MfS-Offizier. Stelzer schlug mit Loni Niederländer vor, ein «antifaschistisches Koalitionsprogramm» zu entwerfen, «das uns im Lande und international Respekt und Vertrauenszuwachs einbrächte.»[79] Neonazistische Schmierereien hatten bislang kaum zugenommen, auch das öffentliche Auftreten von Rechtsradikalen blieb im Rahmen der letzten Jahre. Allerdings berichteten die DDR-Medien nun im Gegensatz zu früher und zwar in einem Ausmaße, als stünden Rechtsradikale kurz vor der Machtübernahme. Sie schürten Ängste bei vielen Bürgern, die sich in ihrer antifaschistischen Grundhaltung bedroht sahen. Als Ende Dezember unter nicht geklärten Umständen auf das sowjetische Ehrenmal in Berlin-Treptow mehrere antikommunistische Sprüche gesprayt wurden, deutete die SED diese als «faschistisch» und ihre Urheber, ohne diese wahrscheinlich zu kennen, als «Neonazis». Gysi und Modrow forderten umgehend eine antifaschistische Einheitsfront. Am 3. Januar versammelten sich offiziellen Angaben zufolge bis zu 250.000 Menschen am Ehrenmal in Treptow und protestierten gegen Neofaschismus. Die Redner, allen voran Gysi, zogen alle Register, Zehntausende riefen immer wieder «Verfassungsschutz, Verfassungsschutz» und zum Abschluss sang die Parteiversammlung die «Internationale». Gegen diese offenkundigen Versuche, das MfS zu legitimieren, protestierten nicht nur Bürgerrechtsvertreter am «Zentralen Runden Tisch», sondern Oppositionelle im ganzen Land. Die Aktion verfehlte aber nicht ihre Wirkung, da kaum jemand in den folgenden Tagen und Wochen vergaß zu erwähnen, dass er antifaschistisch eingestellt sei. Da die SED die Kampagne zugleich mit ständigen Enthüllungen über neofaschistische Umtriebe in der Bundesrepublik anreicherte, verschärfte sie bei Hunderttausenden die Angst vor einer Wiedervereinigung.

Aber auch das nützte ihr nichts. Die Opposition beharrte auf der Offenlegung der MfS-Strukturen und verlangte, dass eine Entscheidung über «Verfassungsschutz» und «Nachrichtendienst» erst nach den freien Wahlen am 6. Mai von der neuen Regierung und dem neuen Parlament getroffen würden. Am 8. Januar zog sie sich kurzzeitig aus Protest gegen Modrow, der weiter auf dem MfS bestand, vom «Zentralen Runden Tisch» zurück. Im ganzen Land forderten Demonstranten immer radikaler das endgültige Ende der Geheimpolizei. Die Bürgerkomitees, die sich am 4. Januar erstmals in Leipzig zu einer Koordinierungsrunde trafen, verfügten über hohen moralischen Kredit, die Regierungsbeauftragten zur MfS-Auflösung über gar keinen. Es begannen Kompetenzstreitigkeiten, zumal der «Zentrale Runde Tisch» eine AG Sicherheit eingesetzt hatte, die sich ebenfalls mit dem Problem beschäftigte.

Am 11. Januar demonstrierten etwa 20.000 Menschen vor der Volkskammer gegen das MfS, einen Tag später organisierte das Bürgerkomitee Erfurt eine Blockade der Volkskammer, Hunderte Ostberliner Taxifahrer unterstützten mit einem Hupkonzert die Forderung, keinen neuen Verfassungsschutz aufzubauen. Erzürnt zeigten sich viele Menschen auch darüber, dass die MfS-Angehörigen von der Modrow-Regierung mit großzügigen Überbrückungsgeldern bedacht wurden. Was sie nicht wussten, war, dass die Geheimpolizei seit Ende November sehr großzügig und weit über der bislang üblichen Praxis Auszeichnungen verteilte, die mit Geld- und hochwertigen Sachprämien verbunden waren. In deren Genuss kamen nicht nur hauptamtliche Mitarbeiter, sondern auch zahlreiche IM. In vielen Orten verweigerten Handwerker wiederum MfS-Angehörigen ihre Dienste, in Sparkassen konnten vor allem im Süden MfSler keine Schecks mehr einlösen und nicht wenige Kinder von MfS-Offizieren erfuhren in Schulen, wie verhasst die Tätigkeit ihrer Eltern war, was sich nun an ihnen, den unschuldigen Kindern, entlud.

Noch während der Volkskammersitzung vom 12. Januar änderte Modrow seine Absichten und verkündete, bis zu den Wahlen würde nichts Neues entstehen. Damit war die Geheimpolizei aber noch nicht ganz am Ende, denn in Ost-Berlin war die Zentrale noch immer fast vollständig funktionsfähig. Das «Neue Forum» rief am 8. Januar für den 15. Januar zu einer Demonstration vor der MfS-Zentrale auf. Symbolisch sollten die Tore zugemauert werden. Dafür steckte es nach dem 15. Januar viel Kritik ein, weil die Mauersteine Gewalt vorprogrammiert hätten. Nur: Gewaltausbrüche fanden gar nicht statt, wenn man von ein paar eingeschmissenen Fenstern und eingetretenen Türen absieht. Am späten Nachmittag versammelten sich bis zu 100.000 Menschen vor der Zentrale. Wie von Geisterhand öffneten sich auf einmal die Tore und Zehntausende strömten auf das weitflächige Areal. Wer die Tore öffnete, blieb umstritten, ebenso die Frage, wer für die wenigen Zerstörungen verantwortlich war. Die Demonstranten drangen in mehrere Gebäude ein, aber kaum jemand in eines mit Bedeutung. Auch dies bot Raum für zahlreiche Spekulationen. Die Dramatik der Ereignisse erreichte in diesen Tagen ihren Höhepunkt: der «Zentrale Runde Tisch» unterbrach seine Sitzung und Modrow fuhr in Anwesenheit einiger Bürgerrechtler zur Zentrale, um die Leute zu beruhigen. Das war sehr mutig von ihm, konnte er sich doch nicht sicher sein, unbeschadet zu bleiben. Er wurde beschimpft, aber nicht attackiert. Das DDR-Fernsehen unterbrach seine Sendungen und brachte Aufrufe zur Gewaltlosigkeit, so dass binnen weniger Stunden die gesamte Öffentlichkeit über die dramatischen Vorgänge informiert war. Noch in der Nacht konstituierte sich nun auch endlich in Ost-Berlin ein Bürgerkomitee zur MfS-Auflösung, zuvor hatte sich bereits am 17. Dezember ein Kontrollausschuss aus staatlichen und oppositionellen Vertretern gebildet.

Was nun folgte, ist der Beginn einer langen, weit über den 18. März 1990 hinausreichenden Geschichte. Verschiedene Akteure blockierten sich gegenseitig, stritten um Kompetenzen. Niemand war dabei frei von Fehlern. Zwischen Bürgerkomitee und dem am 8. Februar 1990 geschaffenen Staatlichen Komitee zur MfS-Auflösung kam es am 4. April 1990 zu einer eher formalen Vereinbarung über die gemeinsame Zusammenarbeit. Die gegenseitige Skepsis blieb. Bei den Regierungsbeauftragten und dem Staatlichen Komitee lässt sich recht einfach erklären, warum sie nicht effektiv arbeiteten: sie waren sowohl in der Modrow-Regierung wie auch später in der de Maizière-Regierung geprägt von MfS-Angehörigen und SED-Kadern. Am 30. Mai arbeiteten im Staatlichen Komitee, das nun Innenminister Diestel unterstand, 261 Mitarbeiter, davon waren 25 aus Bürgerkomitees rekrutiert worden, aber 73 vom MfS.

Die AG Sicherheit verfügte zwar über die moralische Integrität des «Zentralen Runden Tisches», war aber auf die Zusammenarbeit mit den alten Staatsvertretern angewiesen und kam deshalb auch nur schleppend voran. Die Bürgerkomitees wiederum arbeiteten in einem unklaren Rechtsrahmen, waren in sich heterogen zusammengesetzt und folgten zum Teil schwer nachvollziehbaren Vereinbarungen. So begannen einige ihre Tätigkeit mit der Aufforderung an die Mitglieder, Schweigeverpflichtungen abzugeben. Zudem mussten sie sich Kompetenzen aneignen und die Struktur des MfS entschlüsseln. Wochenlang versuchten sie herauszufinden, was eigentlich alles zum MfS gehörte. Allein an Gebäuden waren dies mindestens 9200. Sie hatten es mit einem flächendeckenden Imperium zu tun. Es stand kein Handbuch zur Verfügung, wie man eine solche Abwicklung bewerkstelligen könnte. Immer wieder wurden sie von MfS-Angehörigen genarrt, aber ihre Arbeit wäre nicht erfolgreich gewesen, wenn nicht auch einzelne MfS-Offiziere die Bürgerkomitees und den Auflösungsprozess unterstützt hätten.

Zum zentralen Gegenstand der Debatten wurde die Frage, wie künftig mit den Akten umgegangen werden solle. Werner Fischer, der sich im Auftrag des «Zentralen Runden Tisches» um den Auflösungs- und Aufklärungsprozess besonders verdient machte und seit dem 8. Februar 1990 – zufällig dem 40. Gründungsjubiläum des MfS – mit Regierungsvollmachten in einer Vierer-Kommission (2 ZRT-Vertreter, der Regierungsbeauftragte, Bischof Forck) ausgestattet war, erklärte am 24. Januar gegenüber Modrow: «Jeder Mensch müsste seine Akte kennen.» Dieser entgegnete unter Berufung auf einige Vertreter der Kirche: «Hier muss man mit Gelassenheit handeln.»[80] Die einstige Stasi-Spitze, vertreten von Schwanitz und Mittig, zeigte sich gegenüber Modrow brieflich am 16. Februar allerdings wenig gelassen. Wenn die Tätigkeit des MfS und die versuchte lückenlose Überwachung der Bevölkerung aufgedeckt werde, käme es zu schlimmen Entwicklungen.

Am 2. Januar 1990 hatte ein Mitarbeiter der katholischen Kirche in Schöneiche als wahrscheinlich erster Bürger schriftlich beantragt, Einsicht in «seine Akte» zu erhalten. Die ersten, die eine Genehmigung erhielten, ohne Abgeordnetenstatus zu besitzen, waren am 10. April Ralf Hirsch, um öffentliche Verleumdungen gegen seine Person abzuwehren, und Wolfgang Rüddenklau und Wolfram Sello für die Umweltbibliothek, um die Vorgänge von 1987/88 aufklären zu können. Zur gleichen Zeit gingen auch Akteneinsichtsanträge von Jahn, Fuchs und Biermann ein. Bis zum 31. August 1990 hatten etwa 6100 Bürger einen Antrag auf persönliche Akteneinsicht gestellt, obwohl es dafür noch keine rechtliche Regelung gab. Der Erste aber, der MfS-Akten als Außenstehender zu sehen bekam, war der Soziologe Siegfried Grundmann von der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED. Ende November 1989 wandte er sich an Schwanitz und bat um Unterlagen zur Ausreise- und Fluchtproblematik. Dieser willigte ein und Grundmann erhielt am 20. Dezember 1989 einige ausgewählte Dokumente, was wenig später ohne korrekte Quellenangabe zu einer Publikation in West-Berlin führte.[81]

Mehrere Bürgerkomitees (u.a. Schwerin) forderten die Vernichtung aller personenbezogenen Unterlagen. Sie setzten sich nicht durch, aber diese Auseinandersetzungen dauerten noch Monate an. Mit Joachim Gauck als Vorsitzenden setzte die Volkskammer im Juni 1990 einen Sonderausschuss ein, die Keimzelle der späteren Behörde des Sonderbeauftragten (ab 3.10.1990) bzw. des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes (ab 1.1.1992). Die Volkskammer verabschiedete noch im August 1990 ein Stasiunterlagengesetz. Nachdem dieses gegen den Protest der Volkskammer keine Berücksichtigung im Einigungsvertrag gefunden hatte (verantwortlich dafür waren auf DDR-Seite de Maizière, Innenminister Diestel und Staatssekretär Krause), besetzten Bürgerrechtler am 4. September 1990 die einstige MfS-Zentrale und forderten, den Einigungsvertrag entsprechend zu ändern. Diestel stellte Strafantrag wegen Hausfriedensbruch. Die Bundesregierung, namentlich Kanzler Kohl und Innenminister Schäuble, wehrten sich heftig gegen den offenen Umgang mit den MfS-Unterlagen. Schließlich gab es eine protokollarische Zusatzvereinbarung, der neue Bundestag würde auf der Grundlage des Volkskammergesetzes ein entsprechendes Bundesgesetz verabschieden. Am 2. Januar 1992 öffnete der Bundesbeauftragte Gauck die Akten nach rechtsstaatlichen Prinzipien.

Die peinlichsten Fehler in der ersten Phase des Auflösungsprozesses geschahen im Februar 1990. Der «Zentrale Runde Tisch» stimmte zu, dass die «Hauptverwaltung Aufklärung» des MfS sich bis zum 30. Juni weitgehend selbst auflösen und ihre Akten vernichten könne. Zwei wahrheitswidrige Argumente wurden dafür ins Feld geführt. Erstens sei die HV A ein normaler Geheimdienst, wie es ihn überall gebe. Noch wusste niemand, dass sie unmittelbar an der Verfolgung und Bekämpfung politischer Gegner beteiligt gewesen war. Zweitens behaupteten SED- und MfS-Kader, die Agenten im Ausland müssten zurückgezogen, abgesichert oder neu legendiert werden, damit sie nicht einer Lynchjustiz zum Opfer fielen. Inwiefern größere Aktenmengen nach Moskau gebracht wurden, ist bis heute ebenso umstritten wie die Rolle westlicher Geheimdienste. Sicher ist, dass diese ab 15. Januar «vor Ort» waren. Ob sie dabei aber eher Material «beschlagnahmten» oder Personal rekrutierten, liegt nicht offen. Die CIA gelangte an HV A-Unterlagen («Rosenholz»-Dateien) heran, was der amerikanische Geheimdienst als einen seiner größten Triumphe und HV A-Mitarbeiter als bitterste Niederlage bezeichneten. Wann und wie dies geschah, ist nicht bekannt. Die HV A wiederum versuchte noch nach den Wahlen vom 18. März, Druck aufzubauen und eine neue Existenzberechtigung zu erlangen. Ein streng geheimes Papier vom 26. März 1990, das HV A-Mitarbeiter verfassten und Modrow als Vorbereitung für ein Gespräch mit dem Ständigen Vertreter Franz Bertele dienen sollte, beteuerte erstens, dass bundesdeutsche Geheimdienste versuchten, MfS-Kräfte abzuwerben. Zweitens enthielt es eine unmissverständliche Drohung: «Im ehemaligen Amt für Nationale Sicherheit der DDR liegen alle Erkenntnisse zu den Geheimdiensten der BRD aufbereitet und abrufbereit vor. Auch in den Köpfen von Spezialisten der Aufklärung und Abwehr sind diese Erkenntnisse gespeichert. Bei Offenlegung des Wissens über die Geheimdienste der BRD kann mit einer Destabilisierung der Lage auch in der BRD sowie mit einer beträchtlichen Störung des gesamteuropäischen Einigungsprozesses gerechnet werden.»[82] Dann folgten konkrete Angaben, was man alles wisse. Was die Drohung genau bezweckte, blieb undeutlich. Mehrere Möglichkeiten sind denkbar: keine Öffnung der MfS-Archive, künftige Übernahme von HV A-Mitarbeitern in Bundesdienste, Straffreiheit für MfS-Mitarbeiter, Fortsetzung der HV A-Tätigkeit oder gar die Verhinderung der deutschen Einheit. Als sich Modrow am 28. März zu einem letzten Gespräch mit Bertele traf, hat er von diesem Papier offenbar Gebrauch gemacht. Er schlug vor, Experten aus beiden Staaten sollten sich zusammensetzen und gemeinsam beratschlagen, was aus den schriftlichen Hinterlassenschaften werden solle und was eine frühere Tätigkeit für das MfS künftig bedeuten würde. Auch dass es erhebliche Erkenntnisse über den BND gebe, brachte Modrow vor. Bertele habe Modrow, so ein Vermerk, nur darauf hingewiesen, dass die DDR für die Sicherheit der Unterlagen zuständig sei.[83]

Der zweite Fehler erregte die Öffentlichkeit stärker. Am 19. Februar 1990 stimmte der «Zentrale Runde Tisch» zu, alle MfS-Magnetbandspeicher physisch zu zerstören. MfS-General Engelhardt regte dies bereits intern am 20. Dezember an. Reinhard Weißhuhn (IFM) fragte nach, ob auch gewährleistet sei, dass die Unterlagen schriftlich vorlägen. Dankwart Brinksmeier (SPD) erklärte, es gebe dafür eidesstattliche Erklärungen. Konrad Weiß (DJ) fragte, ob es notwendig sei, die Datenträger physisch zu vernichten. Die Frage erscheint merkwürdig, aber es lagen mehrere Forderungen von EDV-Spezialisten vor, die Löschung der Daten Fachleuten zu überlassen und anschließend die dringend benötigten Datenträger der Volkswirtschaft zuzuführen. Schließlich stimmte der «Zentrale Runde Tisch» der Vorlage der AGs «Sicherheit» und «Recht» einstimmig zu, obwohl es selbst dort Gegenvoten gegeben hatte. Eine Woche später beschloss die Modrow-Regierung erleichtert, bis zum 9. März 10.000 Magnetbänder, 5000 Disketten und 500 Wechselplattenspeicher zu zerstören.

Die überlieferten Vernichtungsprotokolle lassen keine Rekonstruktion zu, ob wirklich schriftlich ausgedruckte Duplikate existierten. Es handelte sich um Datensätze zu mindestens 7 Millionen Personen, sehr wahrscheinlich aber um ein Vielfaches an Vorgängen. Schon vorher waren in Abstimmung mit Modrow (22.12.) Zehntausende Datensätze herausgezogen worden, weil das MfS hoffte, mit diesen künftig verdeckt weiterarbeiten zu können. Diese Aktion war am 8. Januar abgeschlossen worden. Die Vernichtung der Daten erfolgte mit dem offiziellen Argument, es solle künftig keiner mehr mit ihnen arbeiten können. Nach dieser Begründung hätte man sämtliche MfS-Unterlagen verbrennen müssen. Der Bürgerrechtler Roland Jahn, der den MfS-Auflösungsprozess als Journalist des SFB-Magazins «Kontraste» begleitete, filmte mit seinem Team die Zerstörung. Man merkte ihm förmlich die Fassungslosigkeit über diesen Vorgang an. Später haben fast alle Bürgerrechtler, die den Vernichtungsbeschluss mittrugen, diese Entscheidung bereut.

Der Untergang des MfS war nicht nur symbolisch von hohem Wert. Vielmehr wurde das SED-Regime durch ihn endgültig seiner Macht beraubt. Obwohl inzwischen mehrere wissenschaftliche Analysen und kaum zu überschauende Zeitzeugenberichte zum Auflösungsprozess vorliegen, sind noch viele Fragen offen. Zu erörtern wäre etwa, warum er sich in den einzelnen Bezirken teilweise so drastisch unterschied. Kaum geklärt ist nach wie vor, welche Rolle SED- und MfS-Kader sowie IM real dabei spielten, über welchen Einfluss sie verfügten. Auch das Lavieren der de Maizière-Diestel-Regierung ist noch längst nicht erforscht. Die Konflikte zwischen Diestels Innenministerium, dem Volkskammer-Sonderausschuss und den Bürgerkomitees harren noch immer einer gründlichen Aufarbeitung. Niemand kann abschätzen, in welchem Umfang nach dem Januar 1990 Aktenvernichtungen stattfanden. Nicht nur die HV A-Akten gingen verloren, auch die Spionageakten der NVA sind mit falschen Begründungen unter Verantwortung von Minister Eppelmann im Sommer 1990 vernichtet worden. Über Aktenvernichtungen seitens der SED oder staatlicher Institutionen ist nur wenig bekannt, in großem Umfang gingen Betriebsarchive verloren. Auch Teile der HA I des MfS, die für die NVA zuständig war, oder der HA VII, zuständig für das MdI, entzogen sich in bestimmten Strukturen einer kontrollierten Auflösung, weil sie überwiegend in den Kasernen und anderen Institutionen, die für die Besetzer nicht erreichbar waren, saßen. Die AG XVII wiederum residierte in West-Berlin und war für den Besucherverkehr zuständig. Es ist nicht bekannt, dass dort kontrollierte Auflösungen erfolgten. Die Passkontrolleinheiten (HA VI) waren anfangs auch nicht im Blick, über 1000 dieser MfS-Mitarbeiter landeten weich und wurden nach dem 3. Oktober 1990 Mitarbeiter des dem BMI unterstellten Bundesgrenzschutzes.[84] Die Liste ließe sich fortführen. Und wie lassen sich folgende Feststellungen aus den Tagesinformationen des Regierungsbeauftragten für den Bezirk Cottbus deuten: «Die Aussortierung des Schriftgutes im Bezirksamt verläuft planmäßig.» (15.12.1989); «Der VEB Sero hätte Anweisung, kein Papier von allen staatlichen Organen und Institutionen zu vernichten. (…) Das behindert nicht nur die Auflösung des Amtes.» (19.12.1989); «Gestriges Problem Sekundärrohstoffe ist geklärt.» (20.12.1989); bezogen auf einen Beschluss der Modrow-Regierung vom 14. Dezember heißt es: «Was die neuen Organe benötigen, wird aussortiert und gesichert aufbewahrt. Alles andere (ca. 80 % des Materials) wird nicht weiter sortiert, sondern für die Vernichtung freigegeben.» (21.12.1989); «Wie gemeinsam mit den Bürgervertretern festgelegt, erfolgt die schnelle Reduzierung des überholten Schriftgutes aus den Kreisdienststellen.» (28.12.1989); «Die bereits vorher aussortierten OPK-Akten sofort vernichten.» (4.1.1990) Nach dem 10. Januar tauchen die MfS-Unterlagen in diesen Tagesinformationen nicht mehr auf. Nun ging es vor allem um Forderungen von Bürgern, zum Teil verbunden mit Streikandrohungen und Bombendrohungen, nach namentlicher Bekanntgabe der «ehrenamtlichen» MfS-Mitarbeiter. Immer häufiger meldeten sich auch IM, die Entschädigungszahlungen verlangten, weil sie zur Zusammenarbeit erpresst worden seien. Schließlich aber: «Heute mit Umlagerung des Zentralarchivs in ehemaligen Munitionsbunker unter Mithilfe von 2 Vertretern des Staatsarchivs Potsdam begonnen. Mit Vertretern der BDVP wurde die Sicherung der beiden Bunker beraten …» (20.2.1990); «Alles Schrift- und Archivgut ist in zwei ehem. Munitionsbunkern im Gelände des ehem. Bezirksamtes deponiert. (…) Weiterhin ist am 27.2.1990 das endgültige Verschließen der Eingänge der Bunker durch Vermauern und Betonieren vorgesehen.» (23.2.1990); «Die Zubetonierung wird morgen am 2.3.1990 beendet» (1.3.1990).[85] Auch wenn die «Auflösung» in Cottbus einen Sonderfall darstellte, so deutet doch dieses Beispiel an, dass noch Aufklärung vonnöten sein wird, bis man abgesichert sagen kann, was in diesen Wochen en detail geschah.

Fast jeder im Land war von dem Ausmaß der MfS-Tätigkeit, wie es im Januar 1990 in der Öffentlichkeit zur Sprache kam, überrascht und entsetzt. Vor allem die Nennung der Zahl von 109.000 IM – die deutlich zu gering war, wie wir heute wissen – schockierte. Viele Menschen fragten sich nun, wer die «Ehrenamtlichen» im persönlichen und beruflichen Umfeld wohl gewesen seien. Als die ersten IM bekannt wurden – Heidelore Czerny am Runden Tisch in Wismar war wohl die Erste –,[86] zeigten sich viele Menschen entsetzt, denn die ersten Enttarnungen trafen fast durchweg politisch Engagierte und nicht selten Menschen, die seit Jahren als Oppositionelle galten. Am 8. März kam die geheime Tätigkeit des DA-Vorsitzenden Wolfgang Schnur ans Tageslicht – es dauerte mehrere Tage, bis er gestand. Zuvor gab der «Demokratische Aufbruch» Erklärungen für Schnur ab, bezeichnete die Gerüchte als politische Stimmungsmache gegen den mutigen Anwalt, und der DA in Frankfurt/O. forderte mit dem dortigen Bürgerkomitee die sofortige Vernichtung aller MfS-Akten. Schnur gab eine Ehrenerklärung ab – am 14. März bekannte er sich dann. Am selben Tag entschuldigte sich eine Mitarbeiterin der Bezirksverwaltung Rostock bei ihren Vorgesetzten für ihre Schwatzhaftigkeit gegenüber Medien, weil dadurch die Erkenntnisse der Rostocker Untersuchungskommission zu Schnur bestätigt worden seien. Zu dieser Zeit kursierten längst Gerüchte, wer noch alles dabei war. Als nächsten Prominenten erwischte es CDU-Generalsekretär Martin Kirchner, dann folgte der SPD-Vorsitzende Manfred Böhme und so ging es monate-, jahrelang weiter. Und immer zeigten die Überführten das gleiche Verhaltensmuster: 1. Stufe: Das ist eine Lüge; 2. Stufe: Die Akten sind gefälscht. 3. Stufe: Es gab offizielle, beruflich bedingte Kontakte; 4. Stufe: «Ich habe aber niemandem geschadet!»

Nach wochenlangem Ringen entpflichtete die Modrow-Regierung alle IM am 8. März von der eingegangenen Schweigeverpflichtung. Kaum jemand hielt sich daran, denn die meisten schwiegen beharrlich einfach weiter und gaben nur das zu, was ihnen zweifelsfrei nachgewiesen wurde. Mit Stichtag zum 30. Juni 1990 galt das Ministerium für Staatssicherheit offiziell als restlos aufgelöst.

Der kurze Weg zu freien Wahlen

Die Forderung nach freien Wahlen ließ sich aus Sicht der Akteure weniger schnell umsetzen, als viele Menschen erwarteten und erhofften. Selbst der Anfang Dezember ins Auge gefasste Wahltermin am 6. Mai 1990 schien den meisten Oppositionsgruppen mit Ausnahme der SDP viel zu früh. Sie befürchteten, innerhalb weniger Monate weder die nötige Infrastruktur noch die erforderlichen Kompetenzen aufbauen zu können, um wählbar zu sein. Auch die SED setzte auf einen späteren Wahltermin in der Hoffnung, dann bereits einige wirtschaftliche und gesellschaftliche Verbesserungen präsentieren zu können. Außerdem befürchtete sie, durch eine schnelle endgültige Machtabgabe keinen «geordneten Rückzug» organisieren und das weitverzweigte Vermögen nicht sichern zu können.

In der Nacht vom 4. zum 5. Dezember empfing der Regierende Bürgermeister Berlins, Walter Momper, mehrere Oppositionsvertreter. Ralf Hirsch, persönlicher Referent Mompers, fädelte das Treffen ein. Daran nahmen u.a. Eppelmann, Bohley, Schult und Bartoszek teil. Momper meinte, die Macht liege auf der Straße und müsse nur aufgenommen werden. Die Oppositionsvertreter lehnten undemokratische Machtübernahmen ebenso ab wie eine Einbindung in die bestehende SED-Regierung. In zwei Interviews am 9. und 12. Dezember griff Eppelmann die Vorschläge aber auf und meinte nun, es müsse eine Übergangsregierung der «moralischen Legitimation» gebildet werden. Als Vorschläge dafür kursierten Namen wie de Maizière (CDU), Böhme (SDP), Schnur (DA), Bohley (NF), Ziegler (BEK), Stolpe (BEK), Christa Wolf (SED), Gysi (SED), Modrow (SED), Berghofer (SED) und Eppelmann (DA).[87]

Der Wahlkampf begann endgültig am 19. Dezember. Kanzler Kohl hatte erfahren, dass Mitterrand am 20. Dezember zu einem offiziellen Staatsbesuch nach Ost-Berlin kommen werde. Sein Besuch galt weniger Modrow und der DDR, sondern verdeutlichte seine kritische Haltung zur Wiedervereinigung. Es war eine Machtdemonstration, die sich an die Adresse von Kohl richtete. Der hatte das durchaus verstanden: die deutsche Einheit war zu haben, aber zugleich müsse Europa gestärkt daraus hervorgehen.

Kohl eilte am 19. Dezember nach Dresden, um vor Mitterrand in der DDR politische Zeichen zu setzen. Aufgrund von Statusfragen besuchte er Dresden und nicht die DDR-Hauptstadt. Bereits am 18. Dezember hatte die CDU (West) erklärt, sie würde künftig mit der Ost-CDU zusammenarbeiten, weil diese als Einzige klar auf Einheitskurs läge. Das war, gelinde ausgedrückt, eine leichte Beugung der Tatsachen, aber durch die enge Zusammenarbeit der SPD mit der SDP war die CDU unter Zugzwang geraten.

Zehntausende Dresdner empfingen Kohl mit einem Fahnenmeer. Modrow hatte noch am 12. Dezember verfügt, die Sicherheitskräfte sollten alles unternehmen, um «nationalistische Demonstrationen»[88] zu verhindern. Immer wieder skandierte die Menge jedoch «Deutschland, Deutschland» und feierte den Kanzler. Der zeigte sich tief bewegt und forcierte anschließend das Tempo zur Einheit. Auch er folgte dem Druck der Straße. In Ost-Berlin demonstrierten am nächsten Tag ebenfalls Zehntausende, nun aber um gegen die «drohende» Wiedervereinigung und Kanzler Kohl, der immer stärker zur Zielscheibe der Einheitsgegner und -kritiker wurde, zu protestieren.

In dieser Phase ab Anfang Januar 1990 begannen die politischen Akteure zu wechseln. Die Bürgerrechtsbewegung stand für die Machtabgabe des Regimes, den Kampf gegen die SED und die Auflösung des MfS. Auch nach den Wahlen, wenn Massen gegen die alten Strukturen mobilisiert werden mussten, gelang dies der Bürgerbewegung noch. Für die Fragen nach politischen Handlungskonzepten und dem Weg zur Einheit rückten nun aber neben der Bundesregierung neue politische Akteure stärker in den Vordergrund. Das blieb zwar bis zu den Wahlen noch schattenhaft, zeigte sich dann aber am Wahlergebnis überraschend deutlich.

Die Oppositionsgruppen vereinbarten zunächst Anfang Januar ein gemeinsames Wahlbündnis. Schon einige Tage später zog sich jedoch die «Vereinigte Linke» zurück, Mitte Januar auch die SPD. Die Gruppen waren darüber enttäuscht. Die SDP-Gründer aber beschritten von vornherein einen anderen politischen Weg jenseits der Basisdemokratie. Hinzu kam, dass ihnen immer deutlicher bewusst wurde, dass ein großer Teil der Bürgerrechtsvertreter Machtverweigerung als moralische Tugend ansah. Zugleich schlug die SPD (Ost) Mitte Januar einen schnelleren Einheitskurs ein, was bei Teilen der Bürgerrechtsvertreter ebenfalls nicht gut ankam. Nur Tage später scherte auch der «Demokratische Aufbruch» aus, der von der linksliberalen Mitte ins konservative Lager wechselte.

Die SED versuchte derweil vergeblich einen anderen Coup zu landen. Der Ministerrat beschloss am 4. Januar die Bildung einer «nationalen Bürgerbewegung der DDR». Damit wollte sie in verkleinertem Umfang die landesweiten Strukturen der überlebten «Nationalen Front» auffangen. Von den bisherigen 1420 hauptamtlichen Mitarbeitern sollten 666 auf neue Planstellen übernommen werden. Zugleich war dies der Versuch, die Bürgerkomitees, die nicht nur das MfS auflösten, sondern zum Teil auch zu kommunalpolitischen Machtfaktoren avancierten, zu dominieren und unter dem gleichen Namen gesteuerte Bürgerkomitees zu etablieren. Der Name zeigte zudem an, dass sie die oppositionelle Bürgerbewegung in die Ecke drücken und die Gesellschaft mit diesem Begriffsschwindel verwirren wollte. Der Versuch blieb aber in den Anfängen stecken.

Dagegen versuchte die SED seit Januar, die Oppositionsgruppen in die Regierungsgeschäfte einzubinden. Als am 13. Januar bundesdeutsche Regierungspolitiker die Schaffung einer schnellen Wirtschafts- und Währungsunion forderten, bot Modrow Böhme (SPD) an, sein Stellvertreter zu werden. Der lehnte dankend ab. Der Druck auf die SED nahm nicht nur wegen des MfS zu. Die Problemfülle war kaum zu übersehen, zu bewältigen schon gar nicht. Erstmals musste sich die SED mit Arbeitslosigkeit beschäftigen, die sich nicht nur durch die MfS-Entlassungen, sondern auch durch die angekündigte Entbürokratisierung und die Entflechtung von SED, Staat und Wirtschaft ergab. Einige Entscheidungen brachten ganze Bevölkerungsgruppen gegen die SED auf. So fielen am 15. Januar die ersten Subventionen weg – ausgerechnet die für Baby- und Kinderbekleidung. Kanzler Kohl forderte am 18. Januar, damit in der DDR kein Chaos ausbreche, müssten die Wahlen nochmals vorverlegt werden, um schnell stabile und legitimierte Regierungsverhältnisse zu erhalten. In der Ost-CDU begannen am gleichen Tag lautstarke Forderungen, aus der Modrow-Regierung auszutreten. De Maizière lehnte das ab. Modrow sei ein «authentischer Demokrat». Eine Woche später kündigten die CDU-Blockflöten dennoch ihren Rückzug an, zu dem es de facto aber nicht kam. Die Bevölkerung demonstrierte unterdessen nicht nur weiter, im katholisch geprägten Eichsfeld kam es am 21. Januar zu einer symbolischen Aktion, die eindrucksvoll verdeutlichte, was geschehen würde, wenn nicht rasch freie Wahlen und dann die Einheit kämen: etwa 50.000 Menschen gingen mit Koffern über einen innerdeutschen Grenzübergang und bekräftigten, diesmal kämen sie noch zurück. Die Austrittswelle aus der SED erreichte an diesem Tag einen Höhepunkt, weil mit Berghofer erstmals ein Prominenter aus der Führungsspitze der Partei den Rücken kehrte. Dass die Partei aber immer noch Massen mobilisieren konnte, zeigte sich am 14. Januar, als sie im gesamten Land große Demonstrationen und Kundgebungen zu Ehren von Liebknecht und Luxemburg organisierte. In Ost-Berlin defilierten nach offiziellen Angaben 250.000 Menschen an den Grabplatten vorbei. Im «Neuen Deutschland» war am nächsten Tag zu lesen, dass ein Mann mit einer Losung «Nieder mit der SED/PDS» dagegen protestiert hätte. Die Berichterstatter erwähnten nicht, dass auch Wolfgang Templin protestierte, dessen Ausbürgerung 1988 mit der Luxemburg-Demonstration zusammenhing. Auf der letzten Brücke, unter der die Demonstration vorbeizog, stand er zunächst einsam mit einem Plakat: «SED/PDS – Hände weg von Luxemburg, Ihr bleibt die Erben Stalins!» Bald war er umringt und wurde niedergebrüllt. Mehrfach schrie ein Mann auf die Menge ein: «Genossen, Genossen, bleibt besonnen, dieses Schwein will Euch nur provozieren.»

Modrow warb unterdessen weiter um die Opposition. Am 28. Januar kam es unter Leitung der Moderatoren zu einem Gespräch aller am «Zentralen Runden Tisch» vertretenen Parteien und Gruppen über die Bildung einer «Regierung der nationalen Verantwortung». Die Sitzung dauerte über sieben Stunden. Modrow und die Opposition bewegten sich dabei aufeinander zu. Der Ministerpräsident malte ein überzeichnetes Schreckensbild von der inneren Lage. Mehrfach zogen sich die Oppositionsgruppen zurück, um über das weitere Vorgehen zu beraten. Letztlich kam eine Einigung zustande, die die SED begünstigte. Durch den Eintritt von acht «Ministern ohne Geschäftsbereich» in die Regierung erhielt das Modrow-Kabinett eine moralische Aufwertung. Die neuen Minister, die die Volkskammer am 5. Februar bei 16 Gegenstimmen und 73 Enthaltungen wählte,[89] standen nun für eine Politik, die sie weder zu verantworten hatten noch beeinflussen konnten. Tatjana Böhm (UFV), Rainer Eppelmann (DA), Sebastian Pflugbeil (NF), Matthias Platzeck (GP), Gerd Poppe (IFM), Walter Romberg (SPD), Klaus Schlüter (GL) und Wolfgang Ullmann (DJ) erhielten Arbeitsräume, einen Dienstwagen und begrenzt Regierungsunterlagen, blieben aber im Ministerrat und dessen Apparaten Fremdkörper. Ihre Hauptaufgabe bestand darin, die Regierung zu kontrollieren und die Zusammenarbeit zwischen «Zentralem Runden Tisch» und Regierung zu gewährleisten. All dies war nur begrenzt möglich, da sie kaum Einblick in die internen Regierungsabläufe und informellen Kommunikationsstrukturen bekamen. Später haben sich alle acht neuen Minister anerkennend über Hans Modrow geäußert, der aufgrund seines sachlichen Auftretens auch in der Bevölkerung weitaus beliebter war als die Partei, der er angehörte.

Für die SED war die Bildung dieser «Regierung der nationalen Verantwortung» mit dem Scheinkompromiss verbunden, die Wahlen auf den 18. März vorzuziehen. Noch kurz vor dem Beratungsende war eine Mehrheit gegen vorgezogene Wahlen.[90] Vor allem die SED und SPD, mit unterschiedlichen Intentionen, machten sich für den 18. März stark, auf den sich schließlich alle einigten. Der 6. Mai 1990 blieb allerdings Wahltag, denn ein Jahr nach dem 7. Mai 1989 sollten erneut Kommunalwahlen, nun aber unter demokratischen und freiheitlichen Vorzeichen, stattfinden.

Modrow wartete noch mit zwei weiteren Überraschungen auf. Am 30. Januar weilte er in Moskau. Gorbatschow erklärte ihm gegenüber, niemand unter den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges bezweifele das Recht der Deutschen auf Selbstbestimmung. Gorbatschow verfügte über Informationen, dass auch London die Abwehrhaltung gegen die Einheit aufgebe. Denn öffentlich äußerte sich Thatcher erst am 8. Februar, dass sie nichts gegen den Gang der Geschichte einzuwenden habe. Kohl bekam am 10. Februar bei seinem Moskau-Besuch von Gorbatschow grünes Licht für die Einheit. Der Kreml-Chef versicherte, es sei allein Sache der Deutschen, über das ob, wie und wann zu entscheiden. Am 13. Februar vereinbarten die Siegermächte die 2 + 4-Gespräche, um die internationalen Voraussetzungen für die deutsche Einheit zu schaffen.

Noch in Moskau, Gorbatschow hatte Wirtschaftshilfen abgelehnt, bekannte sich auch Modrow zur deutschen Einheit, was er nach seiner Rückkehr mit einem eigenen, aber wirkungslosen Konzept zur Einheit unter der Überschrift «Deutschland, einig Vaterland» verkündete. Auch wenn sich die SED davon distanzierte und behauptete, Modrow handle im Auftrag der Regierung, was dieser in der Volkskammer bekräftigte, so war dies nicht nur Wahlkampftaktik, sondern auch mit Blick auf einen bevorstehenden Bonn-Besuch gesagt worden. Denn Modrow und seine neuen Minister reisten am 13. Februar zu Kohl. Sie vereinbarten die Einsetzung von Expertenkommissionen zur Vorbereitung der Währungsunion. Die DDR-Seite, auch legitimiert vom «Zentralen Runden Tisch», bat zudem um eine Soforthilfe von 10 bis 15 Milliarden DM. Kohl lehnte ab. Dies wäre ihm wie Wahlkampfhilfe für Modrow vorgekommen. In der DDR-Delegation fand nur Eppelmann Kohls Ablehnung richtig. Weniger nachvollziehbar war das Verhalten des Kanzlers gegenüber den Oppositionellen, das fast alle DDR-Teilnehmer anschließend als kalt und arrogant bezeichneten. Angesichts ihrer politische Rolle in den vergangenen Wochen und Monaten schien diese Behandlung einigermaßen unangebracht. Andere Mitglieder der Kohl-Regierung wussten sich ehrenvoller zu benehmen. Diese unterschiedlichen Reaktionen blieben nicht auf die Regierung beschränkt. Die Grünen-Abgeordnete Petra Kelly lud bei dieser Gelegenheit ihren Freund Gerd Poppe ein, vor der Bundestagsfraktion über die zurückliegenden Ereignisse und künftige Vorstellungen zu reden. Als Poppe das Wort ergriff, verließ, warum auch immer, etwa die Hälfte der Abgeordneten den Saal.

Kohls Entscheidung war bereits Teil der Wahlkampfstrategie. Modrow und seine Minister erwiesen sich als schlecht beraten, überhaupt einen Monat vor den Wahlen nach Bonn zu reisen und dort um Milliarden zu betteln. Kohl hatte am 5. Februar die «Allianz für Deutschland» geschmiedet, die die Volkskammerwahlen gewinnen sollte. Da hätten Milliardengeschenke an den politischen Gegner falsche Zeichen aussenden können. Die «Allianz für Deutschland» war ein heterogenes Bündnis bestehend aus der Ost-CDU, der DSU und dem DA. Mit der Ost-CDU war eine Blockpartei in der Allianz vertreten, die über flächendeckende Strukturen verfügte, sich zur Einheit bekannte und von ihrer westlichen Schwesterpartei massiv unterstützt wurde. Die DSU bildete sich im Januar 1990 durch einen Zusammenschluss mehrerer konservativer, liberaler und christlicher Gruppen. Ihre Vertreter wie Peter-Michael Diestel, Hans-Wilhelm Ebeling, Jürgen Haschke, Joachim Nowack oder Hansjoachim Walther waren in der Öffentlichkeit weithin unbekannt. Sie orientierte sich an der CSU und war deshalb ein willkommener Partner. Mit dem «Demokratischen Aufbruch» wiederum konnte die Allianz ein Mitglied vorweisen, das direkt aus der Opposition von vor 1989 herausgebildet worden war und auch nach dem Austritt des linksliberalen Flügels um Schorlemmer, Neubert, Nooke und Richter im Januar 1990 noch über eine Reihe integrer Persönlichkeiten wie Eppelmann verfügte.

Bis zum Wahltag sah es so aus, als würden die Sozialdemokraten überlegen gewinnen. Alle Prognosen deuteten darauf hin. Das neue Wahlgesetz legte ein Verhältniswahlrecht ohne Sperrklausel fest. Allerdings gab es ein ausdrückliches Verbot, rechtsextreme oder neofaschistische Parteien und Gruppierungen zur Wahl zuzulassen. Das fünfköpfige Präsidium (u.a. Kurt Masur und der Historiker Gerhard Brendler) der zentralen Wahlkommission entschied darüber, wer so einzustufen sei. Diese Regelung entstand vor dem Hintergrund, dass in der DDR keine unabhängige Rechtsinstitutionen existierten, die darüber rechtsstaatlich hätten befinden können.

Zugelassen zur Wahl wurden Parteien, politische Vereinigungen und Listenverbindungen. Am 9. März beschloss die zentrale Wahlkommission, dass 24 Parteien und Bündnisse antreten könnten. Die drei Partner der «Allianz für Deutschland» warben auf den Stimmscheinen getrennt um die Wählergunst. «Neues Forum», «Demokratie Jetzt» und «Initiative Frieden und Menschenrechte» hatten sich am 7. Februar im «Bündnis 90» zusammengeschlossen. Vor allem im Süden traten noch im Februar mehrere bekanntere Mitglieder des «Neuen Forums» wegen der Linkslastigkeit der Berliner Führungszirkel zur CDU oder anderen Parteien über.

Der Wahlkampf veränderte die DDR auf ganz unerwartete Weise: die grauen Häuserwände und eintönigen öffentlichen Plätze erhielten Farbe durch unzählige Plakate der Parteien und Gruppen. Die großzügige Unterstützung der «Allianz» durch die West-CDU und der Ost-SPD durch die West-SPD spiegelte sich nicht nur in der deutlich höheren Anzahl von Plakaten, bei der nur die SED mithalten konnte. Mehrere größere Wahlkampfveranstaltungen mit Bundespolitikern wie Kohl, Rühe oder Waigel für die einen und Brandt, Vogel oder Lafontaine für die anderen Kandidaten ließen schon im Vorfeld keine Zweifel aufkommen, dass bei diesen Wahlen über den Weg zur Einheit entschieden würde. Genscher unterstützte den «Bund Freier Demokraten», eine Wahlliste von vier liberalen Parteien, mit Wahlkampfauftritten. Nur die SED schaffte es ohne bundesdeutsche Unterstützung mit ihren Zugpferden Gysi und Modrow ähnlich große Massenveranstaltungen zu organisieren.

Der Wahlkampf war allein geprägt von der Frage, wie die deutsche Einheit gestaltet werden könnte. Praktisch alle am 18. März gewählten Parteien außer der «Vereinigten Linken» bekannten sich zur Wiedervereinigung. Die Konzepte unterschieden sich allerdings kräftig voneinander. Die «Allianz» stand für den schnellsten Weg zur Einheit. Ihre Formel lautete: «Sofortige Einführung der DM.» Mehr konnte niemand bieten.

Ein Wahlkampfdauerbrenner war die umstrittene Frage, inwiefern bundesdeutsche Politiker im Wahlkampf auftreten dürften. Die SED wehrte sich dagegen ebenso heftig wie «Bündnis 90». Es nützte nichts, selbst einen Aufruf des «Zentralen Runden Tisches» ignorierten die bundesdeutschen Parteien und ihre DDR-Partner. Etwas naiv war dieser Aufruf schon: denn seit die deutsche Einheit auf der Tagesordnung stand, war den meisten klar, wer diese zu finanzieren hatte und dass die DDR auf der Habenseite nicht sehr viel mehr einzubringen hatte als Millionen engagierte, gut ausgebildete und am gesellschaftlichen Neuaufbau interessierte Menschen. Zwar verwiesen viele Oppositionelle immer wieder darauf, dass man mit ihren Erfahrungen auch einiges in der Bundesrepublik verändern könne und dass die eigenen Erlebnisse zeigten, dass Veränderungen machbar seien, aber solche Vorstöße brachten nur selten Applaus ein.

Auch die aus der DDR-Opposition hervorgegangenen Gruppen und Parteien erhielten jedoch vielfältige bundesdeutsche Wahlkampfunterstützung. Das Magazin «stern» brachte z.B. Anfang Februar eine in Zusammenarbeit mit den Gruppen erarbeitete Sondernummer heraus, in der sie sich selbst vorstellten. Das Heft ist in einer Auflage von einer Million Exemplaren kostenlos verteilt worden. Die Nachfrage konnte damit nicht gestillt werden.

Als kurios, aber von der Öffentlichkeit kaum wahrgenommen, erwiesen sich zwei Umstände der Wahlvorbereitung. In der zentralen Wahlkommission waren Entsandte aller alten und neuen Parteien und Gruppen vertreten. Als sie sich am 22. Februar konstituierte, wählte sie Petra Bläss (UFV) zur Vorsitzenden. Niemandem schien aufzufallen, dass sie SED-Mitglied war. Vor dem Hintergrund der Wahlfälschungen vom 7. Mai 1989 grenzte das an Fahrlässigkeit, was aber von der Öffentlichkeit nicht bemerkt wurde. Ihre beiden Stellvertreter machten die Sache nicht gerade besser: Lutz Ahnfeld vertrat die FDJ und Juliane Jürk die DBD. Auch der Pressesprecher Hans-Andreas Schönfeldt vertrat die FDJ. Die Opposition korrigierte das etwas und entsandte Pfarrer Peter Bickhardt (DJ) als weiteren Pressesprecher in die Kommission. Erstaunlich war auch, dass viele der etwa 22.000 Wahlvorstände personell nicht besetzt werden konnten. Sie sollten aus mindestens sieben Mitgliedern bestehen, die die Parteien und Gruppen nominierten. Es fanden sich jedoch zu wenige Freiwillige. Deshalb mussten eine ganze Reihe von Stimmbezirken zusammengelegt werden, was den korrekten Wahlablauf aber nicht behinderte.

Am 12. März trat der «Zentrale Runde Tisch» zu seiner letzten Sitzung zusammen. Da das Fernsehen seine Liveübertragung um 19.00 Uhr beendete, hielt Moderator Martin Ziegler eine Schlussansprache mitten in der Sitzung. Er endete mit den Worten: «Die ersten freien, demokratischen Wahlen stehen bevor (…) Der Runde Tisch nahm Verantwortung wahr für eine Übergangszeit. Jetzt ist es an den Bürgern, ihre Entscheidung zu treffen und ein freies Parlament zu wählen (…) Die Wahlvorbereitungszeit war kurz, sie war zu kurz, so dass viele noch fragen: Wen sollen wir eigentlich wählen? Wir bitten aber die Bürger, nehmen Sie das nicht zum Vorwand, sich nicht an der Wahl zu beteiligen. (…) Gegenüber großen Worten sind wir alle zurückhaltend geworden. (…) Und dennoch wäre unser Leben arm, gäbe es die guten, großen Worte nicht. Denn sie fangen etwas ein von dem Wollen und von der Sehnsucht, die im tiefsten Grunde (…) auch die vielen Menschen beseelte, die sich zum Wohl unseres Landes mit ihrer Kraft, mit ihrer Kritik und mit ihren Ideen eingesetzt haben, ‹dass die Sonne schön wie nie über Deutschland scheint›, über einem einigen Deutschland in einem befriedeten Europa.»[91]


Das Wahlergebnis

Die meisten Zeitzeugen in Ost wie West könnten sagen, wie sie den 9./10. November 1989 erlebten. Die Erinnerungen an den 18. März 1990 verblassen dagegen bei vielen. Der 18. März 1990 vollendete, was die Fluchtbewegung, die Massenproteste und die Bürgerbewegungen seit dem Spätsommer und Frühherbst 1989 gemeinsam erzwangen: freie demokratische Wahlen. Das Ergebnis, die Folgen und der Prozess der deutschen Einheit blieben hingegen umstritten.

Nicht nur über der DDR lag am Wahlsonntag eine große Anspannung. Die gesamte Weltpresse war präsent. Der Gang der weiteren Entwicklung war zwar absehbar, aber das Tempo blieb ungewiss. Der Wahlausgang würde darüber entscheiden. Die Volkskammerwahlen der kleinen DDR erhielten internationale Bedeutung, weil das Tempo der deutschen Einheit auch die Dynamik europäischer und globaler Prozesse beeinflusste. Die Einigung Europas war nicht mehr die Vorbedingung für die deutsche Einheit, sondern – wie es polnische, tschechische und ungarische Oppositionelle schon seit Mitte der achtziger Jahre forderten – die deutsche Einheit die Vorbedingung für die Einigung Europas. Global würde das Ergebnis für die Zukunft der beiden Militärblöcke entscheidend sein. In einer historischen Sekunde sah es so aus, als würde die Welt friedlicher werden können. Vielleicht war dies der größte Irrtum und zugleich die peinlichste Selbstüberschätzung des Jahres 1990. Es gibt gute Gründe dafür, heute zu behaupten, dass die Überwindung des Ost-West-Konfliktes 1989/90 die Vorbedingung für viele regionale und globale Konflikte seither gewesen ist.

Am 18. März 1990 mochte sich niemand mit solchen düsteren Aussichten befassen. Es herrschte Volksfeststimmung. Als die ersten Wahlprognosen im Fernsehen bekannt gegeben wurden, überraschte lediglich die hohe Wahlbeteiligung niemanden. Sie lag nach dem amtlichen Ergebnis bei 93,4 Prozent.[92] Von 12,4 Millionen Wahlberechtigten beteiligten sich 11,6 Millionen. Die höchste Wahlbeteiligung wies der Bezirk Suhl (95,7 %), die geringste Ost-Berlin (90,8 %) auf. Alles andere überraschte Wahlsieger wie Verlierer, Wähler wie Kommentatoren. Die «Allianz» erhielt 48 % der Stimmen (CDU 40,8 %, DSU 6,3 %, DA 0,9 %), 5,5 Millionen Wähler gaben ihr die Stimme (CDU 4,7 Mill, DSU 0,7, DA 0,1). Der prognostizierte Wahlsieger SPD lag abgeschlagen bei knapp 22 % (absolut etwas mehr als 2,5 Mill.). Die SED/PDS folgte dahinter mit 16,4 % (knapp 1,9 Mill.). Das liberale Bündnis brachte es auf 5,3 % (0,6 Mill.). «Bündnis 90» ging mit 2,9 % (0,34 Mill.) ebenso unter wie GP/UFV mit knapp 2 % (0,27 Mill.). Die Mandatsverteilung der zunächst 400 Sitze sah so aus: «Allianz» 192 (CDU 163, DSU 25, DA 4), SPD 88, SED/PDS 66, Liberale 21, Bündnis 90 12, DBD 9, GP/UFV 8, NDPD 2, DFD 1, VL 1.

Die Wahlen fielen auch deshalb eindeutig aus, weil 75 Prozent der Wähler für die von CDU/CSU, SPD und FDP unterstützten Parteien stimmten. Nur die Wähler der SED galten als Einheitsgegner, was in dieser Absolutheit nicht einmal zutraf. Auffällig war ein deutliches Nord-Süd-, ein Stadt-Land-Gefälle und Unterschiede zwischen «Hand- und Kopfarbeitern» im Wahlverhalten. Je kleiner die Städte und Gemeinden, je höher der Anteil der Stimmen für die «Allianz». In 100 von 237 Stadt- und Landkreisen erhielt sie über 50 Prozent der Stimmen, die meisten im Kreis Heiligenstadt (Bez. Erfurt) mit 73,4 %. Die SED hingegen wurde in 35 Kreisen (Schwerpunkte Bezirke Erfurt und Karl-Marx-Stadt) mit weniger als zehn Prozent Wähleranteilen abgestraft. In Worbis gab es mit 4,8 % das schlechteste Ergebnis, das beste mit 38,4 % erhielt sie in Berlin-Hohenschönhausen, einem Konzentrationspunkt von MfS-Mitarbeitern und SED-Funktionären.

Das ungläubige Staunen über dieses Ergebnis erfasste praktisch alle. DBD, DFD, VL und NDPD rieben sich überrascht die Augen, weil sie überhaupt jemanden für sich mobilisieren konnten. Bündnis 90 hatte im Vorfeld nicht mit Massenzustimmung gerechnet, aber dieses Wahlergebnis löste Erstaunen aus. Fassungslos schauten vor allem Anhänger und Wähler in die Fernsehröhre, die Protagonisten blieben eher gelassen. Stephan Bickhardt kommentierte: «Die Revolution hat ihre Kinder entlassen.» Konrad Weiß meinte: «Wir brauchen in der Volkskammer keine Hundertschaften, um unsere Position darzustellen.»[93] Jens Reich sprach von einem Achtungserfolg. «Wir haben als kleine Gruppe angefangen; in gewisser Weise sind wir da jetzt wieder angelangt; aber in der Zeit dazwischen haben wir sehr viel erreicht: dass unsere Kinder frei reisen können, dass wir frei reden können.» Werner Fischer sah das ähnlich: «Wir haben gelernt, in der Opposition zu arbeiten. Das werden wir jetzt weiter tun, und wir werden es besser machen als die anderen.» Ludwig Mehlhorn brachte es auf den historischen Punkt: «Wir sind die Sieger dieser Wahl. Der Wahltag ist das Ende der Diktatur.» Reinhard Schult wiederum gab lachend und augenzwinkernd zum Besten: «Ich war schon immer gegen Wahlen.»[94] Bärbel Bohley war das Lachen vergangen. Der Demokratisierungsprozess sei durch das Wahlergebnis abgebrochen worden. Das Abschneiden von Bündnis 90 sei ein Zeichen dafür, «dass wirklich die Menschen in ihre eigene Kraft kein Vertrauen mehr haben, dass sie die Vormundschaft durch die alte SED gegen die Vormundschaft durch die CDU austauschen und sich erhoffen, dass nicht der rote Staat jetzt alles für sie macht, sondern der schwarze Vater Staat für sie alles macht», übte sie schmollend Wählerschelte.[95]

Der große Wahlverlierer war die SPD. Deren Vertreter rangen zunächst sehr um die richtigen Worte. SDP-Mitbegründer Steffen Reiche brachte eine in Ost wie West weit verbreitete Einschätzung vor: «Die DDR-Bürger haben sich für die Bundesregierung entschieden, nicht für eine bestimmte Partei.»[96] Das war auch der «Allianz» an diesem Abend bewusst. Wie große Sieger feierten die DSU-Vorderleute. DSU-Chef Ebeling: «Mehr konnten wir doch nicht erreichen.» Lothar de Maizière schien schon an diesem Wahlabend überfordert von dem, was auf ihn zukam. Er mochte sich nicht einmal deutlich dazu äußern, ob er nun Ministerpräsident werde. Aber er wusste, was von einem solchen erwartet würde: «Ich hoffe, dass wir schon im Sommer mit richtigem Geld reisen können.»[97] Horst Korbella, stellvertretender CDU-Vorsitzender, stammelte: «Ich bin fassungslos.» Beim «Demokratischen Aufbruch» kam angesichts des eigenen Abschneidens trotz des Erfolgs der «Allianz» keine rechte F0reudenstimmung auf. Rainer Eppelmann würdigte ebenfalls den Wahltag als Ende der Diktatur. Die meisten DA-Anhänger meinten, sie seien «abgeschnurrt», was angesichts des Abschneidens der anderen neuen Gruppen unzutreffend war.

Neben der «Allianz» war der zweite große Wahlsieger die SED. Fast zwei Millionen Wählerstimmen errang sie, das waren Hunderttausende mehr als sie noch Mitglieder hatte. Die Stimmung bei Gysi, Modrow und Co. war entsprechend locker und gelöst. Auch sie hatten damit nicht gerechnet. Gysi versprach, er werde eine starke Opposition betreiben und es der Kohl-Regierung nicht leicht machen.

Bündnis 90 hoffte noch einige Tage, dass die SPD mit ihnen in der Opposition bleibe. Die zögerte wegen der DSU, mit der sie auf keinen Fall auf einer gemeinsamen Regierungsbank sitzen wollte. Anfang April gab sie diese Haltung auf und machte den Weg frei für eine große Koalition. Jens Reich hatte bereits am Wahlabend gemahnt: «Wer bei Honecker Blockflöte gelernt hat, kann in keiner Demokratie die erste Geige spielen.» Marianne Birthler kommentierte die künftige Regierung, ob mit oder ohne SPD, knapp: «Jetzt ist Kohl unser Chef.»[98] Die berühmteste Kurzanalyse formulierte Stefan Heym am Wahlabend: «Es wird keine DDR mehr geben. Sie wird nichts sein als eine Fußnote in der Weltgeschichte.»[99] Wolf Biermann zeigte sich ebenfalls «entsetzt und bitter enttäuscht». Es sei «eine böse Ironie der Geschichte und geradezu unglaublich, dass ausgerechnet die CDU des Ostens, die ja eine absolute Filiale der SED und Kretin des Stalinismus war, mit Kohl an der Spitze die Wahl gewinnt.» Er gab umgehend seine Pläne auf, von Hamburg wieder nach Ost-Berlin zu ziehen.[100]

Die Reaktionen der Bundesparteien fielen entsprechend aus. CDU/CSU-Vertreter feierten und lobten das demokratische Wahlverhalten der Ostdeutschen. Dieses stünde für ihren Freiheits- und Einheitswillen. Margret Thatcher gratulierte Kohl zum Wahlsieg, was den Nagel auf den Kopf traf. Fast alle Sozialdemokraten glaubten, sehr schnell würde in der DDR beim Wahlvolk Ernüchterung einsetzen. Die Kommentare Egon Bahrs zeigten einen tief enttäuschten Politiker. Er warf der CDU/CSU vor, «politische Umweltverschmutzung» in die DDR exportiert zu haben. Der «Wahlkampf in der DDR trug teilweise faschistoide Züge.»[101] Die «Prawda» druckte ein Interview mit ihm ab, in dem er sagte: «Das waren die schmutzigsten Wahlen, die ich je in meinem Leben gesehen habe.» Er führte Beispiele an, wie SPD- und SED/PDS-Mitglieder bedroht worden seien. In Suhl seien einem Mann beide Beine gebrochen worden, weil er dazu aufrief, SPD zu wählen. Die Polizeiberichte bezeichneten die Situation als tolerant, gewaltlos und fair. Bahr hingegen: «Das war reinster psychischer Terror nach Goebbels-Manier. Ich möchte wiederholen, dass dieser politische Schmutz aus der BRD exportiert wurde.»[102] Der Mann wusste, wovon er sprach. Den Untergang der Weimarer Republik und die Wahlkämpfe 1930/33 erlebte er als Kind hautnah mit. Die internationalen Wahlbeobachter stellten solche Behauptungen nicht auf und sprachen von fairen und demokratischen Wahlen. Willy Brandt, der in der DDR trotz der SPD-Niederlage ungemein beliebt war, zeigte sich dagegen nüchtern und realistisch. Die deutsche Einheit sei «rasch und ohne Wenn und Aber» gewählt worden. Die Genossen im SPD-Parteivorstand allerdings verstanden die Botschaft des Wahltages nicht. Sie nominierten am 19. März Oskar Lafontaine einstimmig zum SPD-Kanzlerkandidaten. Dieser meinte: «Jetzt sitzt Kohl in der Falle.» Ihm kam nicht in den Sinn, dass nicht zuletzt seine lavierende und ablehnende Haltung zur schnellen Einheit und seine nicht vergessene Kumpanei mit Honecker ganz wesentlich zur Wahlniederlage der Ost-SPD beigetragen hatten. Die SPD stellte in dieser Situation die Weichen falsch. Ihre Niederlage bei der ersten gesamtdeutschen Wahl am 2. Dezember 1990 war dadurch im Grunde bereits vorprogrammiert.

Unterdessen behaupteten die Grünen, ihre Freunde in der DDR von Bündnis 90 und GP/UFV seien dafür bestraft worden, dass sie, die Westgrünen, sich nicht in den Wahlkampf eingemischt hätten. Dafür gab es keine Belege, ebenso nicht für die Gegenthese, dass, hätten sie mitgemischt, das Ergebnis noch niedriger ausgefallen wäre. Nach der Bundestagswahl im Dezember 1990 mussten die Grünen ihre Abgeordnetensitze räumen. Dafür zogen mit einem Sonderstatus – Sperrklauseln nach getrennten Wahlgebieten – acht Vertreter des Bündnis 90 in den Bundestag ein (u.a. Köppe, G. Poppe, Schulz, Ullmann, Weiß, Wollenberger). Joseph Fischer eröffnete 1993 ein Buch mit dem Satz: «Der Sozialismus ist seit fast vier Jahren dahin, und die Linke, zumindest in Deutschland, schweigt weiter anhaltend und nachdrücklich zu dieser Revolution von 1989.»[103] Das war eine sehr gute Selbstbeschreibung für die West-Grünen seit dem Herbst 1989. An dem Satz stimmte eines nicht, aber das gehörte nach 1990 längst zu einer Selbstverständlichkeit: mit Deutschland meinte Fischer das Gebiet der Bundesrepublik in den Grenzen vom 2. Oktober 1990. Noch am 1. Januar 1996 sprach der Intendant des ZDF, Dieter Stolte, in einem zur besten Sendezeit ausgestrahlten Gespräch von «denen» (Ostdeutsche) und «uns» (Westdeutsche).

 

Die neu gewählte Volkskammer hatte bereits mit einem Problem zu tun, bevor sie überhaupt gewählt und bevor sie zu ihrer ersten Sitzung am 5. April zusammentraf. Nach den ersten Enthüllungen, dass Schnur und Kirchner MfS-Mitarbeiter waren, entfaltete sich nicht nur Empörung, sondern auch die Massenforderung, dass alle Abgeordneten auf eine eventuelle MfS-Mitarbeit überprüft werden müssten. MfS-Amtschef Engelhardt bat noch am 22. März inständigst den amtierenden Ministerpräsidenten Modrow, alles dafür zu tun, dass dies nicht geschehe. Der verhielt sich korrekt und verwies darauf, dass er keine Entscheidungsbefugnisse mehr habe und darüber das neue Parlament befinden müsse. Das zierte sich fast bis zum Ende seiner Wahlperiode, die mit der deutschen Einheit am 3. Oktober zu Ende ging. Es gab für Überprüfungen keine Rechtsbasis. Die Abgeordneten sollten sich freiwillig dazu bereit erklären. Als im März erste Gerüchte aufkamen, auch Lothar de Maizière wäre IM gewesen, ließ er sich überprüfen. Zu diesem Zeitpunkt hatte kaum jemand Erfahrungen, wie kompliziert ein solcher Überprüfungsvorgang im Einzelnen sein könne. De Maizière zog als Person seines Vertrauens Manfred Stolpe heran, als Rechtsbeistand fungierte Gregor Gysi. Gemeinsam mit zwei MfS-Offizieren, einem Vertreter der DDR-Generalstaatsanwaltschaft und einem damals nicht unumstrittenen Mitglied des Bürgerkomitees sichteten sie die vorgelegten Unterlagen zu de Maizière. Stolpe und Gysi bestätigten anschließend, dass de Maizière nicht IM war. Stolpe schaute zuvor auch noch in die Akten über Gysi. «Daraus ergab sich, dass es hinsichtlich seiner [Gysis] Teilnahme keine Bedenken gab.»[104] Nicht bekannt ist, ob die drei Juristen anschließend feiern gingen.

In der Volkskammer saßen schließlich 409 Abgeordnete mit einem Durchschnittsalter von knapp 45 Jahren.[105] Etwa 250 Abgeordnete gehörten vor der Revolution der SED oder einer Blockpartei an. Wie viele Abgeordnete für das MfS gespitzelt hatten, ist offiziell nie bekannt gegeben worden. Rainer Börner (SED), früherer Mitarbeiter im FDJ-Zentralrat, bekannte sich am 20. September als erster Abgeordneter zu seiner IM-Tätigkeit. In der Volkskammer spielten sich am 28. September teilweise tumultartige Szenen ab, als die einen die Nennung der IM in der Volkskammer verlangten und die anderen sich heftig dagegen wehrten. Staatssekretär Günther Krause agierte hysterisch. Einige Abgeordnete besetzten das Präsidium, um die öffentliche Nennung zu erzwingen. Christine Grabe (GP) zeigte sich erschüttert über die Hinhaltetaktik: «Ich verstehe die Abgeordneten in diesem Haus nicht. Ich finde es unerträglich. Es ist ein erbärmliches Spiel. Ich weiß nicht, was Sie den Leuten in diesem Lande erklären wollen.» Krause stellte den Antrag, die Öffentlichkeit auszuschließen. Marianne Birthler (IFM) fragte ihn: «Sind die Antragsteller sich darüber im klaren, dass, falls dieser Antrag hier eine Mehrheit findet, viele der Betroffenen nicht die Möglichkeit haben, vor der Öffentlichkeit das, was sie zu ihrer Angelegenheit zu sagen haben, was sie auch entlasten könnte, öffentlich zur Verhandlung zu bringen?» Es fand sich dennoch eine Mehrheit, um die Öffentlichkeit auszuschließen. In geschlossener Sitzung sind die IM genannt worden. Mehrere Abgeordnete und Minister erklärten dann in teilweise grotesken Vorstellungen vor der wieder zugelassenen Öffentlichkeit, dass sie sich das weder erklären könnten noch etwas getan hätten. Jürgen Haschke (DSU), Mitglied des Überprüfungsausschusses, brachte dieses Theater dann sarkastisch auf den Punkt: «Ich bedauere, dass der Ausschuss nicht erkannt hat, dass das MfS eine zutiefst humane Organisation war und dass nur IM angeworben wurden, um Schaden von uns allen abzuwenden.»[106] Es blieben über 70 Abgeordnete im Verdacht, für das MfS gearbeitet zu haben. Krauses erfolgreicher Versuch, die öffentliche Verlesung zu verhindern, hing damit zusammen, dass die Hälfte der IM-Verdächtigen CDU-Mitglieder waren. Namentlich bekannt wurden aber nur etwa 20 Abgeordnete.

Als politisch brisant erwies sich auch die Zusammensetzung der im April 1990 gewählten Regierung. Neben de Maizière gehörten ihr 23 Minister an, darunter neun von der CDU, acht von der SPD, drei von den Liberalen, zwei von der DSU und einer vom DA. Die elf Mitglieder der SPD, DSU und DA waren vor dem Herbst 1989 alle parteilos, die 13 Mitglieder der CDU und Liberalen waren alle zuvor in den Blockparteien organisiert und neun von ihnen hatten sogar als Funktionäre und Abgeordnete agiert, darunter Wünsche (Justiz) als früherer Justizminister sowie Pohl (Wirtschaft) und Steinberg (Umwelt), die seit 1981 bzw. 1971 Mitglieder der Volkskammer waren. Innenminister Diestel, dessen Verantwortlichkeit für die weitere Auflösung des MfS heftig umstritten blieb und der sich schwerer Vorwürfe ausgesetzt sah, hatte 1986 in seiner juristischen Doktorarbeit die LPG gepriesen. Fünf Minister der Regierung gelten zudem neben de Maizière als IM.

Die Zusammensetzung der Volkskammer spiegelte die politischen Verhältnisse. Auch dass mit Meckel und Eppelmann nur zwei aus der DDR-Opposition, abgeschwächt gilt dies auch für Regine Hildebrandt, zu Ministerwürden kamen, war charakteristisch. Insofern stehen die Volkskammerwahlen auch dafür, dass die politischen Akteure im Frühjahr 1990 wechselten. Was sich im Wahlkampf andeutete, nahm nun Gestalt an: die ostdeutsche Gesellschaft hatte den Mauerfall, freie Wahlen und das hohe Tempo zur deutschen Einheit erzwungen, nach dem 18. März bestimmte weitgehend die Bundesregierung, wie die Einheit hergestellt würde. Die Volkskammerwahlen waren in dieser Hinsicht der krönende Höhepunkt einer revolutionären Entwicklung, die nun in demokratisch legitimierten Bahnen handfeste Ergebnisse wie die Währungs-, Wirtschaft- und Sozialunion und den Einigungsvertrag zu erbringen hatte. In der Literatur ist die Volkskammer oft verhöhnt worden. Bundesdeutsche Politiker bezeichneten sie als Laientheater. Andere wiederum sehen in ihr einen Höhepunkt der deutschen Parlaments- und Demokratiegeschichte. Man muss abwarten, was künftige Arbeiten ergeben, noch ist diese 10. Volkskammer von der Forschung nicht entdeckt worden. Auch wenn die Zeit bis zum 3. Oktober und noch lange darüber hinaus in Deutschland und Europa ungewöhnlich, spannend und vielen Menschen lebhaft in Erinnerung blieb: die Geschichte schlug nun ein neues Kapitel auf.

Am 2. Oktober 1990 trat die Volkskammer zu ihrer letzten Sitzung zusammen. Sie stand ganz im Zeichen von Versöhnung. Jede Fraktion erhielt die Möglichkeit für eine letzte Rede. Reinhard Höppner sprach für die SPD. Der spätere Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt hatte sich in den zurückliegenden Wochen und Monaten viele Meriten erworben, weil er als stellvertretender Volkskammerpräsident selbst in den hektischsten Situationen fast immer die Übersicht behielt. Der langjährige Synodale kannte sich in Geschäftsordnungsfragen bestens aus. Er zählte zu den bekanntesten und beliebtesten Politikern in dieser Zeit. Die SPD gab ihm nun die Möglichkeit, namens der Fraktion das letzte Wort zu haben. Höppner sagte, er habe für den morgigen Tag, den 3. Oktober 1990, einen symbolischen Spaziergang mit seinen künftigen Mitstreitern in Sachsen-Anhalt geplant. Sie wollten den an der innerdeutschen Grenzen liegenden Brocken im Harz besteigen. «Wir werden in der Dunkelheit losgehen und gemeinsam die Angst vor der Dunkelheit überwinden.» Die Dunkelheit stehe für die Ängste vor der Zukunft, die so viele Menschen hegen. «Aber (…) wir werden ankommen, wir werden gute Ausblicke haben, wir werden es packen. Wir werden diesen Brocken, der vor uns liegt, bewältigen. Und wenn wir oben ankommen, wird es hell sein. Wir werden uns freuen. (…) Wege entstehen nur dadurch, dass wir sie gehen».[107]

Die Revolution. Oder: Otto Schily als Symbol

In der Einleitung zu diesem Buch schrieb ich, dass ich nachzeichnen möchte, wie es 1989/90 zur Revolution kam: Erst jahrelanger gesellschaftlicher Stillstand und dann ab Herbst 1989 nur noch auf der Überholspur – so haben es viele Menschen damals wahrgenommen. Dafür war die Vorgeschichte von «1989» entscheidend und deshalb musste sie ausführlich behandelt werden. Der Vereinigungsprozess türmte dann Probleme auf, die niemand vorhersah und vorhersehen konnte. Aber: Die oft als «Kosten der Einheit» apostrophierten Milliarden und sozialen Entwicklungen sind keine «Kosten der Einheit», sondern Folge der kommunistischen Diktatur. Rückwärts gewandte Propheten gibt es viele, zuverlässige Zukunftsprognosen dagegen wenige. Deutschland, Europa und die Welt haben sich seither kräftig verändert, nicht zuletzt wegen der europäischen Revolution von 1989/90.[108] Diese Veränderungen führten dazu, dass die Ereignisse umstritten blieben. Seit 1989 wird mit «1989» Geschichtspolitik betrieben.[109] Das war unausweichlich. Aber das ist auch nicht neu. Ganz im Gegenteil, historische Selbstvergewisserung gehörte schon immer zur Politik dazu. Allein die kunstvolle Erfindung «objektiver» Geschichtserkenntnisse, «objektiver» Geschichtsdarstellungen erklärt die verbreitete Abneigung hinzunehmen, dass historische Betrachtungen nicht nur gegenwarts- und standortgebunden, sondern auch gegenwarts- und zukunftsorientiert sind. Der Umgang mit «1989» ist dafür zwar nur ein Beispiel, aber ein besonders einprägsames. «Objektive Geschichtserkenntnisse» gibt es nicht, höchstens «objektive Geschichtskenntnisse». Die subjektive Eigenwilligkeit fängt schon in der Komposition an, geht über die Einordnung weiter und hört bei der Bewertung noch lange nicht auf. Um diese soll es abschließend gehen: Stellten die Ereignisse wirklich eine Revolution dar? Und warum existiert ein so großer Widerwillen gegen diese Einschätzung in Deutschland?

Der ersten Frage kann man sich auf zwei Wegen nähern. Einerseits befragt man zeitgenössische Dokumente von 1989/90. Dann wird man feststellen, dass die Bezeichnung «Revolution» für die Vorgänge fast selbstverständlich war. Sie konkurrierte zwar stets mit «Umbruch», «Wende», «Zusammenbruch», «Erosion», «Scheitern», «Implosion» oder «Untergang», aber 1989/90 schlossen sich diese Begriffe noch nicht gegenseitig aus. Das erscheint logisch, weil Revolutionen die anderen Prozesse, die diese Begriffe umschreiben, mit einschließen. Von einer Revolution sprachen die Menschen aus unterschiedlichen Gründen und mit sehr unterschiedlichen Erwartungen, aber dass es sich um eine solche handelte, war 1989/90 weithin unumstritten. Selbst jene Kommunisten, die damals von «Konterrevolution» sprachen, bestätigten damit den Revolutionscharakter der Ereignisse. Die Selbsteinschätzung von Akteuren und Zeitzeugen ist bei einer Charakterisierung historischer Ereignisse allerdings nur von untergeordneter Bedeutung.

Deshalb muss man andererseits versuchen, einen systematischen Weg einzuschlagen. Das Problematische des Revolutionsbegriffs beginnt bereits bei dem Umstand, dass er keine hinreichend akzeptierte Definition kennt. Ralf Dahrendorfs Feststellung von 1961, dass es «an einer historisch einigermaßen bewährten, soziologisch durchdachten Theorie»[110] von Revolutionen und an einem stichhaltigen Begriff ermangele, ist immer noch gültig. Unabhängig von diesem Umstand lassen sich Bedingungen und Erscheinungsformen feststellen, die eine Revolution charakterisieren. So bedeutet eine politische Revolution «eine grundlegende Umgestaltung der politischen Institutionen mit einem Austausch der Eliten (…) Die statt eines allmählichen Übergangs vergleichsweise abrupte Veränderung kann friedlich oder gewaltsam erfolgen. Zum Erfolg ist ab einem bestimmten Stadium eine breite Bevölkerungskoalition nötig.»[111] Zu den Voraussetzungen von Revolutionen zählen: «(1) soziale: relativ hohe soziale Dynamik bei gleichzeitiger sozialer Ungleichheit hinsichtlich der Chancen, aufgrund von Leistungen in die privilegierten Schichten aufsteigen zu können (…); (2) politische: Nichtvorhandensein ausreichender Möglichkeiten und Instrumentarien zur Steuerung der aufkommenden Krisenerscheinungen; (3) ökonomische: starre Monopolstellung einer dünnen Oberschicht hinsichtlich der Verfügungsmöglichkeit über Grundeigentum und Produktionsmittel; Ausschluss der produktiven Klassen vom gerechten Anteil am Sozialprodukt (…).»[112] Diese Voraussetzungen konstituieren eine revolutionäre Situation, die vom Legitimitätsverlust der Herrschenden ebenso gekennzeichnet ist wie vom Vorhandensein potentieller Trägerschichten, einem sich entwickelnden Unrechtsbewusstsein in der Gesellschaft von der Situation, einer drastischen Verschlechterung der allgemeinen Lage und einer sichtbaren Unsicherheit der Herrschenden.

Die konkreten Abläufe von Revolutionen unterscheiden sich erheblich voneinander.[113] Unruhen, Proteste, Demonstrationen und Streiks stoßen auf die Unfähigkeit der Herrschenden, der Krise zu begegnen. Diese weigern sich zudem, ihre Privilegien einzuschränken und die Partizipationsmöglichkeiten für die Gesellschaft zu erweitern, was zur Eroberung und Zerstörung von Regierungs- und Herrschaftsinstitutionen durch die Revolutionäre führt. Wenn man sich die historische Entwicklung 1989/90 vergegenwärtigt, dann ähneln deren Voraussetzungen, Bedingungen und Abläufe diesen allgemeinsten Aussagen über Revolutionen frappierend.

Kurt Lenk – ich stütze mich bewusst auf eine Arbeit von vor 1989 – fasste Revolutionsziele auf der Grundlage der vielschichtigen Revolutionsforschungen in vier Punkten zusammen: «(1) Auflösung der Klassen und politischen Kräfte, die die Führung bisher innehatten sowie gründlicher Wechsel in der Zusammensetzung der herrschenden Schichten durch systematischen Abbau der Privilegien der alten Oberschichten; (2) Aufhebung der überkommenen Herrschafts- und Autoritätsverhältnisse zugunsten der Unterprivilegierten; (3) totaler Umbau der politischen, ökonomischen, kulturellen und sozialen Struktur; (4) Herstellung einer neuen Verfassungsordnung und eines neuen Rechtssystems zur Stabilisierung der erreichten revolutionären Ziele.»[114]

Werden diese Revolutionsziele mit den Forderungen und Ergebnissen von 1989/90 verglichen, dann ergibt sich nicht nur eine deutliche Kongruenz, zugleich wird auch verständlich, warum «1989» in der DDR weder einer besonderen geistesgeschichtlichen Vorarbeit noch einer speziellen intellektuellen Führungsschicht bedurfte. Denn die «neuen Revolutionen», wie sie 1989/90 im kommunistischen Machtbereich stattfanden, benötigten weder einen «universalistischen Fortschrittsanspruch» noch eine «philosophische Fundierung».[115] Sie erstrebten nicht etwas prinzipiell Neues – wie etwa Revolutionen im 19. Jahrhundert –, sondern wollten Offene Gesellschaften, wie sie in westlichen Demokratien zu existieren schienen. Hannah Arendt beobachtete 1956, die ungarische (gescheiterte) Revolution sei weder vorbereitet worden noch wäre jemand auf sie vorbereitet gewesen. Entscheidend bei Revolutionen sei der Wille zur Freiheit.[116] Deshalb benötigte «1989» zwar Mobilisierungseliten in Form von Bürgerbewegungen, aber keine charismatischen Führungseliten. Einige Ziele der Revolution waren unumstritten, aber nicht die Wege und die staatliche Form. Denn selbst die Einheitsgegner bis in die SED/PDS hinein orientierten sich in ihrer Suche nach «dritten Wegen» an den verfassungsrechtlichen, juristischen, kulturellen und politischen Strukturen der Bundesrepublik. Die größten Differenzen gab es bei eigentumsrechtlichen Überlegungen, nicht bei der sozialen Marktwirtschaft.

1989/90 war in dieser Perspektive eine utopiefreie Revolution. Entscheidend war, dass trotz Seilschaften, MfS-Verstrickungen und vieler anderer Verwerfungen, die nach 1989 sichtbar wurden und den ostdeutschen Demokratisierungs- und gesamtdeutschen Einigungsprozess belasteten, das SED-System beseitigt wurde. Es brach nicht von allein zusammen. Dass es vieler Bedingungen für den Revolutionsausbruch bedurfte, ist in einer historischen Perspektive selbstverständlich. Und dass sich die Revolution in einem Entwicklungsprozess selbst aufbaute, ist es ebenso.

Crane Brinton hat in seiner klassischen Studie über den Verlauf von vier großen Revolutionen eine Regelmäßigkeit als «kristallklar» herausgestellt: «Alle vier Revolutionen begannen bei Menschen, die gegen gewisse Steuern waren, sich zum Protest gegen diese organisierten und schließlich einen Punkt erreichten, wo sie für die Beseitigung der bestehenden Regierung agierten. Das bedeutet nicht notwendigerweise, dass die Steuergegner eine radikale Revolution wünschten oder voraussahen. Es bedeutet, dass der Übergang vom Reden über notwendige Veränderungen (…) zu konkreten Aktionen unter dem Anreiz unpopulärer Steuern erfolgte.»[117] «1989» als Massenbewegung begann genau nach diesem Schema. Die Revolution besaß ihre Ausgangspunkte in vielen solcher Ungerechtigkeiten. «Marx sagt, die Revolutionen sind die Lokomotiven der Weltgeschichte. Aber vielleicht ist dem gänzlich anders. Vielleicht sind die Revolutionen der Griff des in diesem Zuge reisenden Menschengeschlechts nach der Notbremse.»[118] Der Griff nach der Notbremse glückte 1989/90. Dass dabei die Ereignisse typische Ungleichzeitigkeiten aufwiesen, steht als empirischer Befund einer Charakterisierung als Revolution nicht entgegen.

Wenn sich nun zusammenfassen lässt: die alte Ordnung war handlungsunfähig, delegitimiert und moralisch kompromittiert; die von ihr vertretenen Werte und Überzeugungen zerschlissen; Bürger- und Massenbewegungen stellten sich ihr entgegen und forderten neue politische, gesellschaftliche, ökonomische und kulturelle Strukturen; eine neue Ordnung wurde errichtet; innerhalb weniger Monate beseitigte die Bewegung alte Strukturen, Werte, Ideen, Kulturen und Herrschaftseliten, fast nichts war im öffentlichen Raum mehr wie zuvor, was spricht dann gegen die Bezeichnung als Revolution? Eigentlich nichts. Außer Otto Schilys Banane.

Am Wahlabend des 18. März 1990 drängelte sich auch Otto Schily, Gründungsmitglied der Grünen und gerade SPD-Mitglied geworden, vor die Kameras. In unnachahmlicher Pose kommentierte das politische Chamäleon den Ausgang der demokratischen Wahlen. Befragt, wie er die Volkskammerwahlen einschätze, zauberte er aus seinem «Zwirn», für den ein DDR-Durchschnittsverdiener schätzungsweise ein Jahresgehalt hätte hinblättern müssen, eine Banane hervor und hielt sie grinsend vor die Kameras. Auf der DDR-Seite existierten ähnliche antidemokratische Verleumdungen des Wahlergebnisses. Stefan Heym war nur die Speerspitze all jener ostdeutschen Intellektuellen, die sich seit Jahr und Tag in den Läden des Westens bedienen konnten, und nun all jene verunglimpften, die das auch endlich wollten. Die Liste der Reisekader wäre sehr lang. Nicht nur Schriftsteller, Theaterleute, Schauspieler, Rockmusiker, Juristen, Wissenschaftler, Kirchenleute oder SED-Funktionäre tummelten sich nach Belieben im Westen, auch einige lautstark gegen die Einheit auftretende Bürgerrechtler hatten Westluft geschnuppert.

Die Einwände und Vorbehalte gegen die Verwendung des Revolutionsbegriffs umfassen mehrere Ebenen, wobei gerade die Vielschichtigkeit zeigt, dass die Ablehnung des Begriffs weder auf eine bestimmte politische Haltung noch eine spezielle wissenschaftliche Methode, weder auf die regionale Herkunft noch ein spezifisches Sozialisationsmuster hindeutet, sondern sich durch die gesamte Gesellschaft hindurchzieht.

Schilys Banane symbolisiert, die Menschen hätten nichts weiter gewollt, als an den Segnungen der westlichen Konsumwelt teilhaben zu wollen. Das ist richtig, aber nur wenn man zugleich betont, was sie nicht mehr haben wollten, nämlich das politische, ökonomische und gesellschaftliche System, das ihnen die «Banane» nicht bieten konnte. Schilys «Banane» unterdrückt symbolisch, dass und wie die Menschen erzwangen, an «Bananen» ungehindert heranzukommen.

Oft wird eingewandt, die Revolution sei nicht zu Ende geführt worden. Das alte System zerschellte zwar, das leugnet kaum jemand – das wenigstens scheint eine unverrückbare Tatsache zu sein, die wahrscheinlich nicht einmal die treuesten DDR-Verteidiger bezweifeln: die DDR ist weg –, aber die Revolutionäre selbst wollten andere Ergebnisse als sie erreichten. Das ist ein sehr beliebtes Argument in Ost wie West. Dahinter steht eine Utopiesehnsucht, die allerdings verkennt, dass die absolute Mehrheit der Menschen nach der Überwindung des Systems, das von seinen Betreibern selbst als utopische Gesellschaft gepriesen wurde, keinen Sinn für neue Utopien hatte.[119] Das überließen sie nachwachsenden Generationen, sie sehnten sich nach einer historischen Erholungspause, um in ihrem Leben auch mal ohne Gesellschaftsexperimente mit grausamen Folgen entspannen zu können. Die Rede von der «abgebrochenen Revolution» beinhaltet im Kern die Bereitschaft für eine neue Diktatur und die Enttäuschung darüber, dass die eigenen Ideen nicht zur Mehrheitsidee gerieten. Zugleich steckt in dieser Enttäuschung eine unverhohlene Arroganz. Das eigene politische Handeln wird aus den historischen Kontexten gerissen. Manch mutiger Akteur der neuen Bewegung, manch einfallsreicher Redner auf einer Demonstration, manch beherzter Besetzer einer Machtzentrale glaubt heute nicht nur, Erbverwalter der Revolution zu sein, sondern auch, dass er die Bedingungen für sein persönliches Engagement allein geschaffen habe. Die SED-Führung war nicht am Ende, weil sich dies oder jenes zutrug, weil dieses oder jenes gesagt wurde, die oder die Vereinigung gebildet wurde, sondern weil dies alles – wie im klassischen Revolutionsverlauf – zusammentraf mit einer breiten gesellschaftlichen Resonanz, einer großen gesellschaftlichen Handlungsbereitschaft – und sei es das Wagnis einer Flucht auf sich zu nehmen – und neuen Handlungsspielräumen, die sich für die SED im gleichen Maße verringerten. Mit anderen Worten, zur Revolution gehört meist auch dazu, dass sie die Männer und Frauen der ersten Handlungsphase wieder entlässt, historisch hat sie ihnen ganz oft den Kopf abgeschlagen.

In Deutschland bestand eine besondere Situation, weil sich von Anfang an die Frage stellte, «Einheit durch Freiheit» oder «Freiheit durch Einheit». Historisch scheint das Erste geschehen zu sein, symbolisiert durch die Wahlen vom 18. März 1990. Man könnte aber ebenso behaupten, der 9. November 1989 habe die zweite Alternative zum historischen Fakt erhoben. Die Wahrheit liegt wie so oft in der Mitte. Der Mauerfall war keine eigenständige Entscheidung der SED-Führung, sondern eine gesellschaftlich erzwungene. Wer die lange Vorgeschichte des Mauerfalls ausblendet oder gering achtet, kommt schnell zu dem Schluss, «1989/90» sei das Ergebnis von Regierungshandeln in Ost wie West. Hinzu kommt ein Umstand, der grotesk ist: den Bürgerbewegungen wird oft angelastet, was ihnen in dieser Einseitigkeit gar nicht angelastet werden kann, dass sie nämlich gegen die deutsche Einheit gewesen seien. Es ging um das «Wie», nicht um das «Ob». Eines aber muss nochmals betont werden: die größten Widerstände gegen die Einheit kamen vor dem 3. Oktober 1990 aus der Bundesrepublik, nicht aus der DDR. In dieser Phase war es ein historisches Glück, einen Mann wie Helmut Kohl zum Kanzler zu haben. Die Idee von der Einheit war in der alten bundesdeutschen Gesellschaft und bei vielen ihrer Meinungsführer vor 1989 mehrheitlich längst verabschiedet worden.

Auch «Revolutionsromantiker» stören sich oft an der Verwendung des Revolutionsbegriffes für «1989». Revolutionen werden ganz oft Bedeutungen, Inhalte und Zuschreibungen zugeordnet, die viele für selbstverständlich halten, es historisch aber nicht sind. Die berühmteste lautet, ohne Blut, Rache und Opfer könne sich keine Revolution verwirklichen, weil dies bedeuten würde, dass die Machthaber zur Machtaufgabe bereit gewesen wären oder diese von sich aus abgegeben hätten. Das Argument übersieht jedoch die konkreten historischen Kontexte. Die Revolutionen gegen den Kommunismus sind dafür ein gutes Beispiel. Wegen des extremen Zentralismus und des Kadavergehorsams in den kommunistischen Herrschaftsapparaten sowie der Einbindung der nationalen Systeme in das Moskauer Imperium konnten diese ohne eine neue oder klare Befehlslage nur so weitermachen wie gewohnt und nicht offensiv reagieren. In der DDR ahnte das 1989 kaum jemand, weshalb das Credo «Keine Gewalt» – das eine Reaktion auf staatliche Gewalt darstellte – vor allem dem Selbstschutz der Demonstranten galt. Zur «Revolutionsromantik» gehört auch der Glaube, die erste Phase der Revolution bestimme darüber, was aus ihr werden solle und wer künftig die Geschicke des Landes zu bestimmen habe. Dahinter verbirgt sich die Abwesenheit von Rechtsprinzipien und die Sehnsucht nach Anarchie und basisdemokratischen Strukturmodellen. Solche Erscheinungen hat es ja 1990 gegeben, auch noch nach den Wahlen. Um so bitterer war die Enttäuschung bei «Revolutionsromantikern», als später nach der Rechtmäßigkeit gefragt und auf dieser beharrt wurde. Zur «Revolutionsromantik» gehört ferner eine tiefe Skepsis gegenüber dem Staat, nicht allein gegenüber dem überwundenen, sondern gegenüber jeglichem Staat (sofern man diesen nicht selbst in der Hand hat). Auch demokratische Aushandlungs- und Entscheidungsprozesse, die nicht basisdemokratischen Rätemodellen entsprechen, lehnen «Revolutionsromantiker» meistens ab. Schließlich gehört zur «Revolutionsromantik» der Glaube, eine Revolution löse alle Probleme und schaffe keine neuen. «Revolutionsromantiker» verwechseln meist soziale Gerechtigkeit mit sozialer Gleichheit. Sie können nicht akzeptieren, dass es soziale Gleichheit in einer Offenen Gesellschaft nicht geben kann. Völlig verständnislos stehen sie Theorien gegenüber, die soziale Ungleichheiten als gesellschaftliche Entwicklungsmotoren auffassen. Das hat zwar im Kern auch Marx so gesehen, nur leiten sie daraus mit ihm ab, das könnte in ihren Gesellschaftsmodellen aufgehoben werden und in soziale Gleichheit überführt werden. Wenn sich dagegen soziale Ungleichheiten durch einen Umbruch sogar verschärfen, so wie nach 1989, kann es sich in dieser Sicht nicht um eine Revolution gehandelt haben.

Die Sehnsucht nach Arkadien beinhaltet allerdings nicht nur die soziale Komponente. Denn dahinter stehen auch gegen die individuelle und gesellschaftliche Freiheit gerichtete Annahmen. Der Revolutionsbegriff stößt daher bei all jenen auf Vorbehalte oder Ablehnung, die den Willen zur Freiheit für eine Revolution nicht als konstitutiv anerkennen, die das SED-Regime nicht als ein extrem unfreiheitliches ansehen und die nicht akzeptieren können, dass der Freiheitswille 1989 der entscheidende Schlüssel für die Herausbildung der Bürgerbewegungen, für die Massenflucht und für die Massendemonstrationen war. Zugleich wird der Revolutionsbegriff von jenen entwertet oder abgelehnt, die behaupten, die SED habe einen Beitrag geleistet, der über reaktives Verhalten hinausging.

Auf die gesellschaftlichen Akteure ist schon eingegangen worden, nicht aber auf die öffentliche Wahrnehmung und Darstellung der Ereignisse. Denn diese werden ganz überwiegend als staatliches Handeln, zumal der Bundesregierung, gezeichnet. Überlagert werden die Ereignisse zudem von der Wiedervereinigung, über deren Ausgestaltung, nicht jedoch über ihr Tempo, in der Tat in Bonn entschieden wurde. Aber nicht nur das: Seit Anfang der neunziger Jahre dominieren in der Öffentlichkeit Betrachtungsmuster, die nach Gutsherrenmanier befinden, dass die Bürgerrechtler zwar wirklich mutig waren, zum politischen Handeln sich aber leider unfähig zeigten. In unzähligen Publikationen und öffentlichen Veranstaltungen werden die Männer und Frauen der Bürgerbewegung als «mutig», «moralisch sauber», «menschlich angenehm» geschildert und gezeichnet, zugleich aber schwingt dabei immer eine Abwertung mit. Das hängt damit zusammen, dass nach 1990 in die Ost-Bundesländer nicht nur die politischen und wirtschaftlichen Strukturen und Rechtssysteme überführt wurden, was gewollt war, sondern auch kulturelle Praktiken, die einen Anpassungsdruck in Ostdeutschland erzeugten, der bald Widerwillen und Ablehnung produzierte. Das kann hier nicht im Einzelnen geschildert werden. Ein Beispiel muss genügen: die Umstrukturierung und personelle Erneuerung der Universitäten und Forschungsinstitutionen besaß unter den Ostdeutschen große Zustimmung. Die besonders ideologisch belasteten Einrichtungen sollten neu aufgebaut werden. Damit waren viele Hoffnungen verbunden. Die Historischen Universitätsinstitute und Forschungseinrichtungen sollten zu Speerspitzen der wissenschaftlichen Aufarbeitung des Kommunismus werden. Viele glaubten, so könnte auch ein Beitrag zur Identitätsfindung geleistet werden. Es sei dahin gestellt, ob dies naiv war. Es lässt sich auch nicht nachprüfen, weil diese neuen Institute sich mehrheitlich und fast demonstrativ gegen die Etablierung einer historischen DDR- und Kommunismusforschung stemmten. Dafür war letztlich die Berufungspolitik verantwortlich, die Seiteneinsteigern keine Chance gaben. Die Neuberufenen aus München oder Köln, Mannheim oder Bielefeld, Hamburg oder Frankfurt/Main dachten gar nicht daran, ihre Lehrstühle und Institute zu Zentren solcher wissenschaftlichen Forschungen zu machen. Fast alle Impulse zur Aufarbeitung kamen von außeruniversitären Forschungsinstitutionen, meist sogar von nichtwissenschaftlichen. Das Problem ist noch dadurch verschärft worden, dass die wichtigsten Anstöße von Ostdeutschen kamen, die weder über landesweite Netzwerke oder Zitierkartelle verfügten noch über Akzeptanz bei den Wortführern der Zunft. So hat die bundesdeutsche etablierte Historiographie bis zum heutigen Tag die erste erfolgreiche deutsche Revolution nicht als ihr Thema entdeckt.[120] Auch sie trug so dazu bei, dass über die DDR und die Revolution ein erschreckendes Unwissen grassiert. Denn wenn künftige Geschichtslehrer an den Universitäten kaum Möglichkeiten haben, sich mit der DDR-Geschichte auseinanderzusetzen, so schlägt sich dies später auch in ihrem Beruf nieder.[121] Alle aktuellen Erhebungen liefern bestürzende Zeugnisse davon, was Jugendliche in Ost wie West heute über die DDR und speziell über «1989» wissen, besser: nicht wissen.[122] Die DDR-Revolution als Teil der deutschen und europäischen Erinnerungskultur gibt es bislang nur in Sonntagsreden.

Es dominiert nämlich bei der Betrachtung von «1989» noch immer die Annahme, mit Gorbatschow habe alles begonnen und ihm sei alles zu verdanken. Dazu ist in diesem Buch vieles gesagt worden. Zwei Aspekte sollen wiederholt werden, die für ganz Osteuropa stehen: Gorbatschows Machtübernahme war bereits das Ergebnis einer tiefen Krise einerseits und einer gesellschaftlichen Widerstandsbewegung andererseits, die ihren Beginn in Polen nahm. Die DDR kam erst spät dazu, weshalb das Entwicklungstempo ungleich höher ausfiel als in Polen oder Ungarn. Deshalb fand dort, wie Timothy Garton Ash formulierte, auch eher eine Refolution statt, also eine Mischung aus Reform und Revolution. In der DDR und ČSSR hingegen brachen Revolutionen gerade deswegen aus, weil die Machthabenden erst zu verhandeln begannen, als es für sie zu spät war. Die DDR-Revolution ist ohne den internationalen Zusammenhang nicht zu erklären, aber er schränkt auch wiederum, wie oft behauptet wird, die Möglichkeit, die Vorgänge als Revolution zu bezeichnen, nicht ein. Gorbatschow gehört zu diesen internationalen Zusammenhängen, auch die besondere Rolle Moskaus als Garantiemacht und Vormund für die DDR. Wer die 1848er Revolutionen, die russische Februarrevolution und den bolschewistischen Putsch 1917 oder die deutsche Novemberrevolution von 1918 ohne die offenkundigen internationalen Zusammenhänge erklären wollte, würde auch nicht weit kommen und wahrscheinlich selbst von denen, die dies gerade gegen die Verwendung des Revolutionsbegriffs für die DDR-Ereignisse vorbringen, keinen «Schein» im Proseminar erhalten.

Nicht unausgesprochen darf bleiben, dass viele, die sich wortgewaltig und meinungsführerstark gegen die Verwendung des Revolutionsbegriffs aussprechen, von den historischen Vorgängen oft keine empirisch abgesicherten Kenntnisse haben. Das hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass im Feld der Zeitgeschichte fast jeder zu wissen glaubt, was er gesehen haben will. Das fängt schon bei der beliebten Behauptung an, die Charta 77 habe in der ČSSR eine weitaus größere, gesellschaftlich sichtbarere Rolle gespielt als die Opposition in der DDR. Die Charta 77 hatte viele prominente Mitglieder, das stimmt, aber ihre gesellschaftliche Wirkung war vor 1989 nicht größer oder kleiner. Die Einschätzung der Vorgänge in der DDR leidet zudem daran, dass sie für 1989/90 meist auf Ost-Berlin und Leipzig, auf das «Neue Forum» sowie einige prominent gewordene Köpfe wie Bärbel Bohley, Jens Reich, Rainer Eppelmann, Joachim Gauck, Ulrike Poppe, Friedrich Schorlemmer, Marianne Birthler, Markus Meckel oder Christian Führer orientiert blieb. Zugleich wird zu wenig berücksichtigt, dass auch die oppositionellen Bewegungen politisch taktierten. Deutlich wird dies etwa am Umgang mit dem Sozialismusbegriff. Das aber lässt sich nicht aus Medienberichten oder veröffentlichten Erklärungen rekonstruieren. Deshalb fällt es auch so leicht, den Mauerfall am 9. November nicht als ein Ziel der Revolution anzusehen, sondern zu behaupten, die «eigentlichen Revolutionäre» wären zugunsten nationaler Zielsetzungen verdrängt worden. Und deshalb ist es auch historisch nicht zutreffend, nur die Programme der bekannten Bürgerbewegungen zu den Revolutionszielen zu erklären. Das Verwirrende an dieser Revolution war – das Beispiel Plauen zeigt es –, dass Freiheits- und Einheitsforderungen von Anfang an artikuliert wurden und sich sehr schnell regionale Unterschiede zeigten. Das war damals weder den handelnden Akteuren bewusst noch fand es in der Medienberichterstattung seinen Niederschlag. Und selbst die Massenforderung nach Reisefreiheit lässt sich interpretieren und fragen, ob es überhaupt eine DDR mit offenen Grenzen hätte geben können und ob den Menschen das nicht klar war. Historiker sind nicht an die Selbstdeutungen handelnder Akteure und schon gar nicht an die Berichte beobachtender Journalisten gebunden. Hinzu kommt schließlich, dass über den Charakter der Ereignisse ja nicht die Haltung zur deutschen Frage entscheidet, sondern die Frage nach dem weiteren Umgang mit dem SED-System. Und hier waren sich Flüchtlinge, Demonstranten und Bürgerbewegungen einig.

Es gibt im Übrigen auch einen unausgesprochenen «Revolutionsneid». Hier geht es nicht darum, einer aktuellen Mode zu folgen und die angebliche öffentliche Meinungsführerschaft der «68er» anzugreifen und diese für alles Kritikwürdige der Gegenwart verantwortlich zu machen. Aber natürlich muss man schon fragen, wie diejenigen in der Bundesrepublik, die jahrelang von einer Revolution träumten, reagierten als plötzlich vor ihrer Haustür eine stattfand. Sie ignorierten sie einfach, wie Joseph Fischers Anmerkung exemplarisch zeigte, oder verhöhnten sie wie Schily mit seiner Banane. Fischer drückte seine Gefühlslage einmal in einer Runde mit Mitgliedern des Bündnis 90 auf bezeichnende Weise aus. Er sagte sinngemäß, wenn «wir» das gemacht hätten, hätten «wir» es aber richtig gemacht. «Revolutionsneid» speist sich auch aus der Angst, die eigene politische Biographie im Westen, die geprägt gewesen sei von Mut, Widerstand und politischer Weitsicht, würde durch 1989/90 entwertet, weil Mut und Widerstand nun ganz andere Zuschreibungen erfuhren. Den Untergang der DDR als Revolution zu bezeichnen, müsste zudem das Eingeständnis enthalten, die kommunistischen Diktaturen schon längst nicht mehr als solche wahrgenommen zu haben. Denn nur wenn es sich um undemokratische, unfreie, diktatorische Staaten handelte, machte eine Revolution historischen Sinn. Deshalb ist es von der Ablehnung des Revolutionsbegriffs oft nur ein kurzer Schritt zur Verharmlosung des politischen Systems der DDR.

Schließlich ging im Osten die eingangs beschriebene Selbstverständlichkeit, die Ereignisse als Revolution zu bezeichnen, schnell und nachhaltig verloren. Vor allem politisch handelnde Akteure aus den Bürgerbewegungen beharren auf dem Begriff, was man freilich auch als Versuch ansehen könnte, die eigene Leistung zu würdigen und der Entwertung durch andere entgegenzutreten. Revolutionen genießen an sich in unserem Land einen guten Ruf, gerade weil es davon so wenige gab. Weil dies wiederum so ist, bezeichnen viele, die sich als Verlierer der Einheit ansehen, die Ereignisse nicht mehr so, weil sich ihre Hoffnungen und Wünsche, unabhängig davon, wie realistisch sie waren, nicht erfüllten. Nach einer «richtigen» Revolution hätte es ihnen anders ergehen müssen, meinen nicht wenige. Das trifft sich dann wiederum mit anderen Befindlichkeiten. Denn auch viele Intellektuelle und Meinungsführer der alten Bundesrepublik stehen Revolutionen nicht ablehnend gegenüber, ganz im Gegenteil. Sie könnten es sich nicht verzeihen, eine Revolution vor der eigenen Haustür verschlafen zu haben. Deshalb ignorieren sie diese einfach weiter, was nun allerdings weitaus verheerendere Folgen zeitigt.

 

Diese verschiedenen Vorbehalte gegen den Revolutionsbegriff greifen oft ineinander über, manche schließen sich auch gegenseitig aus, was keinen Widerspruch darstellt. Denn die Abwehrhaltung hat viele Ursachen und wurzelt nicht nur in einer gesellschaftlichen Gruppe. In den Geschichtsbüchern stehen Revolutionen als markante Fixpunkte historischer Entwicklungen, die zugleich einen langsamen Neuanfang markieren. In der Kultur- und Alltagsgeschichte spiegeln sich historische Zäsuren, wozu erfolgreiche Revolutionen gehören, dagegen meist erst mittel- oder langfristig. Das Leben der Menschen geht irgendwie weiter, persönlich bewahren sie mehr als sie aufgeben. Von Karl Marx stammt ein Bonmot, das im übertragenden Sinne dieses Problem auf den Punkt bringt. Am 24. Januar 1852 schrieb er an seinen Freund Friedrich Engels: «Die Hämorrhoiden haben mich diesmal mehr angegriffen als die französische Revolution.»[123]

Insofern endet meine Darstellung optimistisch mit der Zuversicht, dass sich spätere Forscher und Deuter wundern werden, wie schwer es sich die deutsche Gesellschaft und die Historiographie mit der Charakterisierung der Ereignisse 1989/90 als Revolution machte. Dieser Schlussabschnitt ist allein wegen des Umstandes, dass ich glaubte, ihn schreiben zu müssen, selbst ein Beispiel dafür. Revolutionen haben ihren Sinn in der Negation und im Wiederbeginn und in der Suche nach Neuem. Erfolgreiche Revolutionen setzen definitiv ein Ende und veranschaulichen zugleich, dass Geschichte selbst in einer scheinbaren Stillstandsphase niemals aufhört weiterzugehen. Dies aber heißt auch, dass wir unsere schmale Gegenwart nur über unsere zur Geschichte gedeutete Vergangenheit begreifen können, ohne gleichzeitig Wissen über die Zukunft zu besitzen. Fest steht nur, dass die Geschichte immer weitergehen wird, so wie sie auch nie aufgehört hatte, weiterzugehen. Die vielen Endzeitstimmungen in der Geschichte, etwa vom Milleniumswechsel vor eintausend Jahren bis hin zu den scheinbar stillgelegten Gesellschaften im Kommunismus, erweisen sich in der Rückschau sogar als Motoren der Geschichtsentwicklung – ein Motor freilich, der den Betroffenen oft nicht nur nicht bewusst war, sondern der ihnen oftmals auch den Kopf abriss. Nicht nur unser Heute ist morgen vergangen. Auch unser Haus verändert sich stetig, nicht immer merken wir das. Deshalb hilft der Außenblick auf das Haus, um den Fortgang der Geschichte nachvollziehen zu können. Die Zukunft bleibt spannend, ihre Geschichte nicht minder.


 

 

 

 

 

 

 

 

Anhang


ANMERKUNGEN

Einleitung

1 Wolf Biermann: Alle Lieder. Köln 1991, S. 412–413. Die «Ballade von den verdorbenen Greisen» ist enthalten auf der 1990 erschienenen LP «Gut Kirschenessen».

2 Annegret Hahn, Gisela Pucher, Henning Schaller, Lothar Scharsich (Hrsg.): 4.11.89. Berlin 1990, S. 206. Die Demonstration ist dokumentiert auf der 2-CD-Ausgabe von 1999: Berlin Alexanderplatz, 4. 11.’89. Die Kundgebung am Vorabend des Mauerfalls.

3 Kurt Hager: Erinnerungen. Leipzig 1996, S. 384.

4 Milan Kundera: Der Scherz. München 1987, S. 85.

5 «Wir sind hier beim eigentlichen Prinzip des Mythos: er verwandelt Geschichte in Natur.» (Roland Barthes: Mythen des Alltags. Frankfurt/M. 1996, S. 113).

6 Karl R. Popper: Die offene Gesellschaft und ihre Feinde. Band II, 7. Aufl., Tübingen 1992, S. 316.

7 Hans-Ulrich Wehler: Einleitung, in: Ders. (Hrsg.): Geschichte und Soziologie. 2. Aufl., Königstein/Ts. 1984, S. 15.

Kapitel I

1 Norman Davies: Im Herzen Europas. Geschichte Polens. München 2000, S. 26–27.

2 Ryszard Kapuściński: Imperium. Sowjetische Streifzüge. Franfurt/M. 1996, S. 110–112.

3 Martin Malia: Vollstreckter Wahn. Russland 1917–1991. Stuttgart 1991, S. 493.

4 Adam Michnik: Gorbatschow und die Polen, in: Der Spiegel vom 26.10.1987, Nr. 44, S. 155.

5 Michail Gorbatschow: Rede auf der Kundgebung der tschechoslowakisch-sowjetischen Freundschaft, 10. April 1987, in: Ders.: Ausgewählte Reden und Aufsätze. Band 4: Juli 1986–April 1987. Berlin 1988, S. 530.

6 Ausformuliert durch Breschnew wurde die Doktrin 1969, vgl.: Internationale Beratung der kommunistischen und Arbeiterparteien – Moskau 1969. Prag 1969.

7 Václav Havel: Treffen mit Gorbatschow, in: Freimut Duve (Hrsg.): Glasnost. Stimmen zwischen Zweifel und Hoffnung. Reinbek b. Hamburg 1987, S. 28.

8 Timothy Garton Ash: Ein Jahrhundert wird abgewählt. Aus den Zentren Mitteleuropas. 1980–1990. München, Wien 1990, S. 24–25.

9 Beschluss des Sekretariats des Politbüros vom 17.10.1949. SAPMO B-Arch, DY 30, I IV 2/3/57, Bl. 26–28.

10 Nach: Helmut Müller-Enbergs, Susanne Muhle: Inoffizielle Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit. Teil 3: Statistik. Berlin 2008, S. 102.

11 Margarete Steglich: Da dachte ich, ich sei der Pfarrer, in: Brigitte Zimmermann, Hans-Dieter Schütt: Noch Fragen, Genossen! Berlin 1994, S. 175.

12 Stenografische Niederschrift des Treffens des Genossen Erich Honecker mit dem Sekretariat des Zentralrates der FDJ am 22.12.1988. BStU, BdL 1100, Bl. 70.

13 Manfred Uschner: Die zweite Etage. Berlin 1993, S. 110.

14 Reinhold Andert, Wolfgang Herzberg: Der Sturz. Erich Honecker im Kreuzverhör. Berlin, Weimar 1990, S. 378.

15 Milovan Djilas: Die neue Klasse. Eine Analyse des kommunistischen Systems. München 1963, S. 139.

16 Leszek Kołakowski: Diktatur der Wahrheit: ein quadratischer Kreis, in: Ders.: Der revolutionäre Geist. Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz 1972, S. 93.

17 Andert, Herzberg: Der Sturz, S. 359. So ähnlich haben sich praktisch alle führenden Funktionäre, sofern sie sich überhaupt öffentlich artikulierten, geäußert, Axen bezeichnete sich als «Diener der Partei».

18 Christine Ostrowski: Diese dünne Überzeugung ganz vorn auf der Zunge, in: Zimmermann, Schütt: Noch Fragen, Genossen, S. 107.

19 Thea Fischer: Wofür habe ich mich aufgeräufelt, in: ebenda, S. 43.

20 Brigitte Kühnöl: Es wird geflaggt, es wird nicht geflaggt, in: ebenda, S. 127.

21 Interview vom 30.11.1989 in: Peter Kirschey: Wandlitz Waldsiedlung – die geschlossene Gesellschaft. Versuch einer Reportage. Gespräche, Dokumente. Berlin 1990, S.23–24.

22 Gabriele Günter: Ein Mann. Ein Wunsch. Ein Irrtum, in: JW vom 19.6.1989.

23 Günter Schabowski: Das Politbüro. Eine Befragung. Reinbek bei Hamburg 1990, S. 41.

24 BStU, SdM, Tb 153 (Mitschnitt einer Rede, ohne Jahresangabe).

25 MfS, Kollegiumssitzung, 19.2.1982. BStU, ZAIG, Tb 1 (Tonbandmitschnitt).

26 MfS, Zentrale Dienstkonferenz, 11.5.1984. BStU, SdM, Tb 53 (Tonbandmitschnitt).

27 MfS, Zentrale Dienstkonferenz, 6.10.1986. BStU, SdM, Tb 2 (Tonbandmitschnitt).

28 Bericht über die Verhandlungen des 15. Parteitages der KPD. 19. und 20. April 1946. Berlin 1946, S. 36.

29 Diese Formulierung geht auf den Bochumer Historiker Bernd Faulenbach zurück, vgl. sein Statement in: Materialien der Enquete-Kommission «Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland», hrsg. vom Deutschen Bundestag, Baden-Baden 1995, Band III/1, S. 106.

30 Ulrich Plenzdorf: Die neuen Leiden des jungen W., in: SuF 24(1972) 2, S. 264.

31 Die später einige Jahre verkauften Levi’s hatten übrigens einen Reißverschluss.

32 Wolfgang Leonhard: Spurensuche. Vierzig Jahre nach die Revolution entlässt ihre Kinder. Köln 1994, S. 252.

33 Zit. in Lothar Berthold: «Sozusagen mein dritter Beruf». Walter Ulbricht als marxistischer Geschichtswissenschaftler, in: ND vom 14.6.1963.

34 ZK-Abt. Wissenschaften, Aktennotiz, 12.5.1955. SAPMO B-Arch, DY 30, IV 2/904/111, Bl. 212.

35 Protokoll der Verhandlungen des VIII. Parteitages der SED. Berlin 1971, Bd. 1, S. 56.

36 Horst Bartel: Erbe und Tradition in Geschichtsbild und Geschichtsforschung der DDR, in: Helmut Meier, Walter Schmidt (Hrsg.): Erbe und Tradition in der DDR. Berlin 1988, S. 133, 135.

37 Jürgen Hofmann: Fragen der Entwicklung der sozialistischen Nation in der DDR, Juni 1989. SAPMO B-Arch, DY 30/IV 2/2035/15, Bl. 126, 128, 131.

38 Otto Wenzel: Der Tag X. Wie West-Berlin erobert wurde, in: DA 26(1993) 12, S. 1361.

39 BStU, HA XX 12394, Bl. 138.

40 FAZ vom 15.10.1987.

41 Daniel Küchenmeister, Gerd-Rüdiger Stephan (Hrsg.): Honecker – Gorbatschow. Vieraugengespräche. Berlin 1993, S. 178.

42 Ich danke den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Robert-Havemann-Gesellschaft für die Möglichkeit, Auszüge (Kopien) dieses Tagebuchs und anderer unerschlossener Selbstzeugnisse nutzen zu dürfen.

43 Hans-Dieter Schütt: Kunst und Geschichtsbewusstsein. Gedanken zu einem Film, in: JW vom 28.10.1987; Harald Wessel: Wie die Geschichte befragen?, in: ND vom 31. 10/1.11.1987.

44 Mitteilung der Pressestelle des Ministeriums für Post- und Fernmeldewesen, in: ND vom 19./20.11.1988.

45 Vorname Name: Eingabe an den Staatsrat vom 20.11.1988 aus Dresden. BStU, Ast. Dresden, BV, Abt. XX 10423, Bl. 5.

46 BStU, Ast. Rostock, BV, AKG 279, Teil 1, Bl. 157–158.

47 MfS, HA XX/7, Information zu einem Forum mit Genossen Hager im Verband der Film- und Fernsehschaffenden, 21.12.1988. BStU, HA XX 11099, Bl. 10.

48 Stenografische Niederschrift des Treffens des Genossen Erich Honecker mit dem Sekretariat des Zentralrates der FDJ am 22.12.1988. BStU, BdL 1100, Bl. 84–85.

49 Wolfgang Breuer: Die DDR und der «Sputnik», in: ND vom 24.11.1988.

50 BStU, Ast. Potsdam, Abt. XIX 898.

51 MfS, KD Perleberg, Information, 3.2.1989. BStU, Ast. Schwerin, AKG 6b, Bl. 5.

52 MfS, Information G/036597/25/11/88/02. BStU, HA II 28577, Bl. 34.

53 Anonymus: Eingabe an das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen, 27.11.1988 (Poststempel). BStU, Ast. Dresden, BV, Abt. XX 10423, Bl. 35.

54 MfS, Information G/036045/21/11/88/02. BStU, HA II 28577, Bl. 7.

55 Umweltblätter Dezember 1988, S. 3; sowie S. 4–9.

56 MfS, BV Magdeburg, Information, 24.11.1988. BStU, Ast. Magdeburg, AKG 94, Bl. 37.

57 BStU, Ast. Magdeburg, Abt. XX 1484, Bl. 66.

58 BStU, Ast. Chemnitz, AKG 318, Bl. 11.

59 Erich Mielke (MfS) und Leonid Schebarschin (KGB) über den drohenden Untergang des sozialistischen Lagers. Protokoll eines Streitgesprächs vom 7. April 1989, hrsg. von Walter Süß, in: DA 26(1993)9, S. 1027, 1030.

60 Iwan N. Kusmin: Weitgehende Abhängigkeit. Zum Verhältnis von KGB und MfS in der DDR, in: DA 31(1998) 2, S. 288. Oberst Iwan N. Kusmin war von 1984 bis 1991 Leiter der Informationsabteilung bei der KGB-Vertretung in Karlshorst,

61 Der Beitrag von Andrejewa führte zu ausführlichen Debatten im KPdSU-Politbüro. Das Protokoll ist abgedruckt in: Michail Gorbatschow: Gipfelgespräche. Geheime Protokolle aus meiner Amtszeit. Berlin 1993, S. 233–254.

62 O. Verf., Argumentation zu einigen aktuell-politischen Fragen. Nur zur mündlichen Agitation im Zusammenhang mit dem Artikel im ND vom 25.11.1988 «Gegen die Entstellung der historischen Wahrheit» zu verwenden, o. D., BStU, Ast. Leipzig, Abt. XX 485, Bl. 2, 3, 16.

63 Zit. in: Stefan Berger, Norman LaPorte: Ein zweiter Kalter Krieg? Die Beziehungen zwischen der DDR und Großbritannien 1979–1989, in: Peter Barker, Marc-Dietrich Ohse, Dennis Tate (Hrsg.): Views from Abroad – Die DDR aus britischer Perspektive. Bielefeld 2007, S. 171.

64 Ralf Dahrendorf: Über den Ursprung der Ungleichheit unter den Menschen (1961), in: Ders.: Pfade aus Utopia. Arbeiten zur Theorie und Methode der Soziologie. Gesammelte Abhandlungen I. München 1974, S. 379.

65 Vgl. dazu im vorliegenden Band, S. 162–163.

66 Helmut Trotnow, Florian Weiß (Hrsg.): Tear down this wall. US-Präsident Ronald Reagan vor dem Brandenburger Tor, 12. Juni 1987. Berlin 2007, S. 218.

67 Friedenskreis Friedrichsfelde, Gruppe Gegenstimmen, Umweltbibliothek: «Mr. Reagan, holen Sie Ihren Koffer wieder ab!» 15.6.1987. RHG, B 02/01.

68 Marion Gräfin Dönhoff, Rudolf Walter Leonhardt, Theo Sommer: Reise in ein fernes Land. Bericht über Kultur, Wirtschaft und Politik in der DDR. Hamburg 1964, S. 142.

69 Hanns Werner Schwarze: Die DDR ist keine Zone mehr. Köln, Berlin 1969, S. 253.

70 Peter Bender: Deutsche Parallelen. Anmerkungen zu einer gemeinsamen deutschen Geschichte zweier getrennter Staaten. Berlin 1989.

71 Peter Glotz: Wider das «nationale Prinzip», in: Susanne Miller, Malte Ristau (Hrsg.): Erben deutscher Geschichte. DDR-BRD: Protokolle einer historischen Begegnung. Reinbek bei Hamburg 1988, S. 89.

72 Zit. in: Karl Wilhelm Fricke: Weder Konzentrationslager noch politische Gefangene in der DDR (1987), in: Ders.: Der Wahrheit verpflichtet. Texte aus fünf Jahrzehnten zur Geschichte der DDR. Berlin 2000, S. 324.

73 Der Spiegel vom 27.10.1986, Nr. 44, S. 17.

74 Fricke: Weder Konzentrationslager noch politische Gefangene in der DDR?, S.324–334; Arnold Vaatz: Offener Brief an Stephan Hermlin, März 1987, in: Art 27 – für einen demokratischen Frieden, hrsg. von der Initiative Frieden und Menschenrechte, Berlin 1987 (Samisdat), nachgedruckt in: Ilko-Sascha Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit. Politischer Samisdat in der DDR 1985 bis 1989. Berlin 2002, S.204–213.

75 ND vom 29.8.1987.

76 Erhard Eppler: Die tödliche Utopie der Sicherheit. Reinbek bei Hamburg 1983. Eppler selbst stellt den Prozess der Niederschrift anders da, was aber die hier vorgelegte Interpretation nicht ausschließt, vgl. Ders.: Komplettes Stückwerk. Erfahrungen aus fünfzig Jahren Politik. Frankfurt/M. 2001, S. 187.

77 So der Titel eines Buches von Peter Bender: Das Ende des ideologischen Zeitalters. Die Europäisierung Europas. Berlin 1981. So auch eine Botschaft bei: Eppler: Die tödliche Utopie der Sicherheit.

78 ND vom 14.10.1980.

79 «Ein schwieriges und delikates Ereignis». Kanzleramtsminister Wolfgang Schäuble über den Honecker-Besuch und die deutsch-deutschen Beziehungen (Interview von Ulrich Schwarz und Richard Kiessler), in: Der Spiegel vom 24.8.1987, Nr. 35/1987, S. 32.

80 Zum Dokument «Der Streit der Ideologien und die gemeinsame Sicherheit». Informationen 1987/8, Nr. 234, 16 S. (parteiinternes Agitationsmaterial).

81 Eppler: Komplettes Stückwerk, S. 192.

82 Rolf Reißig: Dialog durch die Mauer. Die umstrittene Annäherung von SPD und SED. Frankfurt/M., New York 2002, S. 107.

83 Emnid-Umfrage, in: Der Spiegel vom 31.8.1987, S. 21.

84 ARD-Magazin «Kontraste» vom 25.8.1987 (repräsentative Umfrage).

85 Sympathiewerte: «Kontraste»: 29 %; «Spiegel»: 31 %; die Frage nach «vertrauenswürdig» nur bei «Kontraste».

86 Oskar Lafontaine: «Er lässt auch fünfe gerade sein». Der stellvertretende SPD-Vorsitzende über den DDR-Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker, in: Der Spiegel vom 24.8.1987, Nr. 35/1987, S. 34, 35.

87 Der Besuch von Generalsekretär Honecker in der Bundesrepublik Deutschland. Dokumentation. Bonn 1988, S. 26–27, 29–30, 34, 32.

88 Karl Wilhelm Fricke: Der Besuch Erich Honeckers in der Bundesrepublik Deutschland, in: Europa-Archiv, Folge 23/1987, S. 690.

89 MfS, HA XX, Bericht vom 11.9.1987. BStU, HA XX/AKG 189, Bl. 63.

90 O. Verf., Medienpolitik, o. D. BStU, BdL 1100, Bl. 131–132, 136.

91 Vgl. dazu S. 254–286.

92 Stephan Michalke: Kommentiert, in: Grenzfall 9/87, nachgedruckt in: Ralf Hirsch, Lew Kopelew (Hrsg.): Initiative Frieden und Menschenrechte. Grenzfall. Vollständiger Nachdruck aller in der DDR erschienen Ausgaben (1986/87). Erstes unabhängiges Periodikum. 2. Aufl., Berlin 1989, S. 102.

93 MfS, HA XX/2, Information, 4.9.1987. BStU, AOP 16922/91, Bd. 14a, Bl. 261–263.

94 So Reißig: Dialog durch die Mauer, S. 180.

95 Lassen Sie Biermann in Leipzig singen. Wortprotokoll vom 14.10.1987, in: dialog 8/87, S. 52 (RHG).

96 Ulrike Poppe: Neue Wege?, in: Grenzfall 11–12/87, nachgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 172.

97 Erich Hahn: SED und SPD. Ein Dialog. Ideologie-Gespräche zwischen 1984 und 1989. Berlin 2002, S. 240–248. Anders die Einschätzung bei einem anderen SED-Teilnehmer, siehe: Reißig: Dialog durch die Mauer, S. 137–139.

98 Erhard Eppler: Links blinken, rechts fahren, in: Der Spiegel vom 18.7.1988, Nr. 29, S. 30, 31.

99 Deutscher Bundestag, 11. Wahlperiode, Wortprotokoll zur Gedenkstunde am 17.6.1989, S. 11297, 11298, 11299.

100 Gabriele Günter: Ein Mann. Ein Wunsch. Ein Irrtum, in: JW vom 19.6.1989.

101 Günter Nooke: Die friedliche Revolution in der DDR 1989/90, in: Manfred Agethen, Günter Buchstab (Hrsg.): Oppositions- und Freiheitsbewegungen im früheren Ostblock. Freiburg, Basel, Wien 2003, S. 184–185.

102 Benn Roolf: Das SPD/SED-Papier. Eine «Fehlersuche» oder der Versuch, ein ungutes Gefühl zu rationalisieren, in: Kontext. Beiträge aus Kirche & Gesellschaft & Kultur, Heft 4, November 1988 (Samisdat), nachgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 454.

103 Meinungsäußerung aus einem Betrieb aus Anklam, Quelle: IM «Diana Sommer», 2.6.1988. BStU, Ast. Neubrandenburg, KD Anklam 478, Bl. 2.

104 Stenografische Niederschrift des Treffens des Genossen Erich Honecker mit dem Sekretariat des Zentralrates der FDJ am 22.12.1988. BStU, BdL 1100, Bl. 80.

105 André Steiner: Zwischen Konsumversprechen und Innovationszwang. Zum wirtschaftlichen Niedergang der DDR, in: Konrad H. Jarausch, Martin Sabrow (Hrsg.): Weg in den Untergang. Der innere Zerfall der DDR. Göttingen 1999, S. 156.

106 Ministerrat, Beschluss 132/I.37/89 vom 10.11.1989. BStU, SdM 1506, Bl. 72–92.

107 Universität Greifswald, Institut für Gerichtliche Medizin, an MfS, KD Greifswald, 22.6.1989. BStU, Ast. Rostock, BV, AKG 279, Bl. 288–291.

108 MfS, KD Pritzwalk, Zusammenfassende Einschätzung der Reaktionen der Bevölkerung aus dem inoffiziellen Informationsaufkommen, 5.11.1985. BStU, Ast. Potsdam, KD Pritzwalk 335, Bd. 1, Bl. 216.

109 «Volksweisheit» aus den achtziger Jahren.

110 Konrad H. Jarausch: Realer Sozialismus als Fürsorgediktatur. Zur begrifflichen Einordnung der DDR, in: APuZ, B 20/1998, S. 33–46.

111 Gunnar Winkler (Hrsg.): Sozialreport’90. Daten und Fakten zur sozialen Lage in der DDR. Berlin 1990, S. 336.

112 Monika Kohnert: Pflege und Umgang mit Behinderten in der DDR, in: Materialien der Enquete-Kommission «Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Prozess der deutschen Einheit» (13. Wahlperiode des Deutschen Bundestages), hrsg. vom Deutschen Bundestag, Baden-Baden 1999, Band III/2, S. 1779.

113 MfS, Leiter BV Rostock, Information Nr. 104/88, 3.9.1988. BStU, ZAIG 14903, Bl. 2–3.

114 MfS, Leiter BV Rostock, Information Nr. 101/88, 31.8.1988. Ebenda, Bl. 5.

115 MfS, Leiter BV Rostock, Information Nr. 42/87, 25.6.1987. Ebenda, Bl. 23–24.

116 MfS, Leiter BV Rostock, Information Nr. 60/88, 5.5.1988. Ebenda, Bl. 13.

117 MfS, HA XX, Information zu einigen Problemen der quantitativen und qualitativen Sicherung der Arzneimittelproduktion in der DDR, 14.11.1988. BStU, HA XX 7429, Bl. 168.

118 MfS, ZAIG, Information über einige beachtenswerte Probleme der materiellen Versorgung des Gesundheitswesens der DDR, 14.11.1988. BStU, ZAIG 3713, Bl. 1–8.

119 Stenografische Niederschrift des Treffens des Genossen Erich Honecker mit dem Sekretariat des Zentralrates der FDJ am 22.12.1988. BStU, BdL 1100, Bl. 69.

120 Bekannter Slogan der unabhängigen Umweltbewegung.

121 Z. B. BStU, Ast. Neubrandenburg, BV, KD Röbel 86, Bd. 1.

122 Friedrich Engels: Karl Marx, in: Karl Marx, Friedrich Engels: Werke. Bd. 19. 9. Aufl., Berlin 1987, S. 103.

123 Abgedruckt bei: Ina Merkel (Hrsg.): «Wir sind doch nicht die Mecker-Ecke der Nation.» Briefe an das DDR-Fernsehen. Köln, Weimar, Wien 1998, S. 180.

124 Zum neuen Wartburg. Informationen 1988/11, Nr. 252, 16 S. (parteiinternes Agitationsmaterial).

125 Betriebsanleitung für den PKW «Trabant», 15. Auflage, Zwickau.

126 Gerhard Klausing, Bodo Hesse: Ich fahre einen Trabant. Fahrzeugvorstellung, Fahrzeughandhabung, technische Durchsicht, Störungssuche und -beseitigung, nützliche Ergänzungen. 17., durchgeseh. Aufl., Berlin 1981, S. 97, 66–67.

127 Zum einheitlichen und geschlossen Handeln der Mitglieder und Kandidaten der SED. Informationen 1988/4, Nr. 245, S. 4 (8 S., parteiinternes Agitationsmaterial).

128 György Dalos: Der Versteckspieler. Frankfurt, Leipzig 1997, S. 240.

129 Christoph Hein: Öffentlich arbeiten (1982), in: Ders.: Öffentlich arbeiten. Essais und Gespräche. Berlin, Weimar 1987, S. 37.

130 MfS, BV Dresden, Information Nr. 41/87 vom 8.4.1987 für SED-Bezirkssekretär Modrow. BStU, ZAIG 14910, Bl. 9.

131 Ulrich Bürger: Das sagen wir natürlich so nicht! Donnerstag-Argus bei Herrn Geggel. Berlin 1990, S. 178.

132 Timothy Garton Ash: «Und willst Du nicht mein Bruder sein …». Die DDR heute. Hamburg 1981, S. 14–15.

133 O. Verf., Medienpolitik, o. D. BStU, BdL 1100.

134 Dann galt das Verbot nur noch in «Gemeinschaftsunterkünften». Diese Lockerung ist allerdings weder öffentlich gemacht noch den Angehörigen von MfS, MdI oder NVA offiziell bekannt gegeben worden.

135 Nachdruck des Interviews aus der «Jyllands Posten» in: ND vom 21.4.1988.

136 Oberbürgermeister Berlins an Bezirksbaudirektor: Schrittweise Umrüstung bestehender Gemeinschaftsantennenanlagen auf die erweiterten Empfangsbedingungen, 24.10.1976 (Abschrift). BStU, SdM 1990, Bl. 49–50.

137 Vorsitzender des Rates des Kreises Marienberg an den Vorsitzenden des Rates des Bezirkes Karl-Marx-Stadt, o. D. (1988). BStU, SdM 1990, Bl. 70–71.

138 BV Dresden, Leiter, Androhung von Terrorakten, 24.7.1984. BStU, BV, BKG 8065, Bl. 124–128.

139 SAPMO B-Arch, DY 30 I IV 2/2/2290.

140 So und noch anders titulierte er die Zensur in der DDR, vgl. seine Rede in: Schriftstellerverband der DDR (Hrsg.): X. Schriftstellerkongress der DDR. Arbeitsgruppen. Berlin, Weimar 1988, S. 224–247.

141 Karin Hirdina: Parodien ohne Komik, in: SuF 34(1982) 4, S. 908.

142 Zit. in: Matthias Braun: Die Literaturzeitschrift «Sinn und Form». Ein ungeliebtes Aushängeschild der SED-Kulturpolitik. Bremen 2004, S. 154.

143 Wolfgang Harich: «Revision des marxistischen Nietzschebildes?», in: SuF 39(1987) 5, S. 1053.

144 Volker Braun: Rimbaud. Ein Psalm der Aktualität, in: SuF 37(1985) 5, S. 982, 991.

145 Ulrich Dietzel: Gespräch mit Heiner Müller, in: SuF 37(1985) 6, S. 1215.

146 Zum Entstalinisierungsprozess seit 1953 immer noch lesenswert: Wolfgang Leonhard: Kreml ohne Stalin. Köln 1959.

147 Johannes R. Becher: Selbstzensur, in. SuF 40(1988) 3, S. 544, 550–551.

148 MfS, HA XX, Information über antisozialistischen Tendenzen im Roman «Horns Ende» des DDR-Schriftstellers Hein, Christoph, 17.10.1985. BStU, HA XX/AKG 5396, Bl. 240.

149 Christoph Hein. Die Ritter der Tafelrunde. Eine Komödie, in: SuF 41(1989) 4, S. 793, 811, 826, 829.

150 Gerhard Ebert: Parabel auf das Streben nach menschlicher Vervollkommnung. Dresdner Uraufführung von Christoph Heins «Ritter der Tafelrunde», in: ND vom 3.5.1989.

151 Petra Stuber: Spielräume und Grenzen. Studien zum DDR-Theater. Berlin 1998, S. 245.

152 «Wir wussten, dass wir etwas ziemlich Exotisches machen.» Der Puppenspieler Günther Lindner vom Theater Zinnober, in: Barbara Felsmann, Annett Gröschner (Hrsg.): Durchgangszimmer Prenzlauer Berg. Eine Berliner Künstlersozialgeschichte in Selbstauskünften. Berlin 1999, S. 240–258.

153 Mitschrift des am 4.10.1985 durch den RIAS ausgestrahlten Telefoninterviews mit Lutz Rathenow. BStU, HA XX/AKG 5396, Bl. 102.

154 Hans-Joachim Maaz: Der Gefühlsstau. Ein Psychogramm der DDR. München 1992, S. 27.

155 MfS, HA XX/9, Information vom 1.2.1989. BStU, AOP 17396/91, Bd. 8, Bl. 42.

156 Gerold Hildebrand: Wehrpflichtverweigerer, in: Bernd Gehrke, Wolfgang Rüddenklau (Hrsg.): «… das war doch nicht unsere Alternative». DDR-Oppositionelle zehn Jahre nach der Wende. Münster 1999, S. 347.

157 Loni Niederländer, Sektion Kriminalistik, Humboldt-Universität zu Berlin, Forschungsprojekt Jugend, 30. November 1988 (streng geheim! Inoffizielles Material, nicht auswertbar). BStU, HA XX 13508, Bl. 56–92; Loni Niederländer, Institut für marx.-lenin. Soziologie der Humboldt-Universität zu Berlin, Information: Problem-hintergründe für die Lebensweise junger Bürger, die Punk- und Skin-Head-Gruppen angehören. BStU, HA XX 10687, Bl. 1–14. Das zweite Manuskript stellt eine Zusammenfassung des ersten dar. Wahrscheinlich war es für einen größeren Empfängerkreis gedacht, was auch erklären könnte, warum beim zweiten eine andere Institution als beim ersten angegeben wurde. Die Sektion Kriminalistik war eine verdeckte MfS-Einrichtung. Vom MdI siehe exemplarisch: MdI Information, Sonderheft 1/1988, Dienstsache 100/88. Ebenda, Bl. 22–79. Die HA XX des MfS legte jedes Jahr einen speziellen zusammenfassenden Bericht zur Lage unter der Jugend vor, z.B. überliefert in: BStU, HA XX/AKG 1487. Das Leipziger Institut für Jugendforschung unter Leitung von Walter Friedrich, der enge Beziehungen zur SED-Führung und zum MfS unterhielt, hat mehrere streng geheime Expertisen zur Situation der Jugend erarbeitet, u.a. überliefert in: BStU, Ast. Leipzig, BVfS Leipzig, Abt. XX 1007 und 1010.

158 JW vom 19.10.1988.

159 BStU, HA XX 12413, Bl. 112.

160 Christoph Tannert: Post-Punk, auch ohne rote Sterne. DDR-Rock aus dem Unterholz, in: Kontext, Heft 4, November 1988, S. 57; wiederabgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 372.

161 MfS, BV Berlin, Abt. VI, Operativinformation 99/87, 8.4.1987. BStU, HA XX 914, Bl. 1.

162 BStU, Ast. Rostock, AKG 61, Bd. 2, Bl. 114; ebenda, AKG 259, Bd. 2, Bl. 436.

163 MfS, Informationsmaterial für die Öffentlichkeitsarbeit: Angriffe gegen die Jugend, 1/1986. BStU, SED-KL 3304, Bl. 10.

164 Sabine Stefan: Abend in schock-schwere Not, in: JW vom 21.6.1988.

165 MfS, HV A/XII, Aktuelle Diskussionen unter Redakteuren von Jugendradio DT-64, 6.7.1988. BStU, HA XX 914, Bl. 21.

166 JW vom 12./13.3.1988 (Autor: Wolfgang Kirkamm, Rubrik: So sehe ich das).

167 Irgendwo ist immer ein lockeres Brett. Interview von Holger Kulick mit Toni Krahl, in: taz vom 12.1.1988.

168 JW vom 10.6.1987.

169 BV Magdeburg, Abt. XX, Information vom 20.7.1987. BStU, HA XX 12413, Bl. 510.

170 Nach einer freundlichen Information von Toni Krahl am 9.7.2008.

171 BStU, HA XX/AKG 97, Bl. 28.

172 Zit. bei: Christoph Dieckmann: Diplomatie in Trainingsanzügen. Deutsches zum Thema Sport, in: KiS 1986/6, S. 250.

173 MdI, Minister, an ZK der SED, Abt. Sicherheitsfragen, Wolfgang Herger, 22.2.1989. SAPMO B-Arch, DY 30, IV 2/2039/193, Bl. 3–9.

174 Günther Wieland: Auschwitz-Mörder vor Gericht, in: Dietz-Geschichtskalender 1990. Berlin 1989, S. 172–173.

175 Jörn Schütrumpf: Eichmann – Kein Nachruf, in: ebenda, S. 110.

176 Es gab mehrfach zu dieser Zeit solche illegalen Konzerte, so spielten zum Beispiel am 9.4.1988 die «Toten Hosen» auf einem Pankower Spielplatz eines evangelischen Kindergartens auf einer Benefizveranstaltung für notleidende Kinder in Rumänien.

177 JW vom 12./13.12.1987.

178 Siehe seine zeitgenössischen Stellungnahmen von 1987/88 nachgedruckt, in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 350–355.

179 Abgedruckt in: ebenda, S. 356–357.

180 In: Kontext. Beiträge aus Kirche & Gesellschaft & Kultur, Heft 5, März 1989, S. 3–12, nachgedruckt in: ebenda, S. 392–404.

181 Salomea Genin: Wie ich in der DDR aus einer jüdisch-sich-selbst-hassenden Kommunistin zu einer Jüdin wurde, in: Umweltblätter Juli 1989 (Samisdat).

182 Salomea Genin: Hand oder Hass?, in: NL 4/1990, S. 2–3. Siehe auch Birk Meinhardt: Der Weg zwischen allen Irrtümern. Die verschlungene Biographie der Salomea Genin, in: SZ vom 17.8.2007.

183 Studie über Erkenntnisse der Kriminalpolizei zu neofaschistischen Aktivitäten in der DDR (1989). BStU, ZKG 128, Bl. 22.

184 Ebenda, Bl. 27.

185 Hans Modrow, Schlusswort, 5.9.1988. BStU, Ast. Dresden, Leiter der BV 10626, Bl. 7.

186 ZK der SED, Abt. LOPM, Zusammenfassung der Tagesberichte der Bezirksleitungen vom 6.7.1953. SAPMO B-Arch, DY 30, IV 2/5/560, Bl. 61.

187 4.11.89. Protestdemonstration, Berlin, DDR. Berlin 1990, S. 163.

188 Jürgen Schiewe: Die Macht der Sprache. Eine Geschichte der Sprachkritik von der Antike bis zur Gegenwart. München 1998, S. 269.

189 Klaus Thielmann, Referat, 27.–29. 1989. BStU, SdM 1506, Bl. 755.

190 Hans Szewczyk (Hrsg.): Der Alkoholiker. Alkoholmissbrauch und Alkoholkriminalität. Berlin 1986; Rudolf Ziemann: Rechtliche Regelungen bei Alkoholproblemen im Betrieb. Berlin 1986.

191 Abgedruckt bei: Volker Gransow, Konrad H. Jarausch (Hrsg.): Die deutsche Vereinigung. Dokumente zur Bürgerbewegung. Annäherung und Beitritt. Köln 1991, S. 57.

192 Lothar Bisky: The show must go on. Unterhaltung am Konzernkabel. Berlin 1984, S. 141.

193 Andre Steiner: Von Plan zu Plan. Eine Wirtschaftsgeschichte der DDR. München 2004, S. 221.

194 MdI, Einschätzung über Ausreisen in dringenden Familienangelegenheiten nach nichtsozialistischen Staaten und Westberlin (Stand 31.12.1987), 1.2.1988. BStU, HA VII 2650, Bl. 15. Die Zählung bezieht sich auf «Reisen», nicht auf reisende Menschen. 1982 und 1983 reisten tatsächlich rund 45.000 bzw. 65.000 besuchsweise privat in die Bundesrepublik (ebenda, ZAIG 21273).

195 MfS, KD Pritzwalk, Zusammenfassende Einschätzung der Reaktionen der Bevölkerung aus dem inoffiziellen Informationsaufkommen, 7.8.1985. BStU, Ast. Potsdam, KD Pritzwalk 335, Bd. 1, Bl. 209.

196 Karl F. Schumann: Flucht und Ausreise aus der DDR insbesondere im Jahrzehnt ihres Unterganges, in: Materialien der Enquete-Kommission «Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland» (12. Wahlperiode des Deutschen Bundestages), hrsg. vom Deutschen Bundestag, Baden-Baden 1995, Band V/3, S. 2397. Der Autor zeigt auch, warum es aufgrund unterschiedlicher Erhebungsmethoden problematisch ist, genaue Angaben zu machen. Die Werte schwanken zwischen 2,7 und 3,99 Millionen Menschen.

197 epd Dokumentation Nr. 6/1989, S. 24.

198 «Wir haben unterschiedliche Gewalten». Der Vorsitzende des Rates der DDR-Rechtsanwaltskollegien, Gregor Gysi, über Recht im SED-Staat, in: Der Spiegel 11/1989, S. 42. Die Aussagen in diesem Interview sind insofern interessant, weil er zur gleichen Zeit gegenüber Staatsfunktionären kritischere und viel weitergehende Ansichten über das DDR-Rechtssystem äußerte (MfS, BV Berlin, Abt. XX/1, Ltn. Berger, Information zu Fragen der Rechtssicherheit, 29.3.1989. BStU, HA XX 6886, Bl. 340–341).

199 BStU, ZAIG 5272.

200 BStU, HA XX/AKG 827, Bl. 162.

201 Zit. in: Axel Noack: Die Phasen der Kirchenpolitik der SED und die sich darauf beziehenden Grundlagenbeschlüsse der Partei- und Staatsführung in der Zeit von 1972 bis 1989, in: Materialien der Enquete-Kommission «Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland», hrsg. vom Deutschen Bundestag, Baden-Baden 1995, Band VI/2, S. 1083.

202 Eberhard Winkler: Missionarische Existenz heute. Referat auf der Synode der Ev. Kirche des Görlitzer Kirchengebietes, Görlitz, 28.3.1987, in: epd Dokumentation 36/1987, S. 66; Kirchensteuerpraxis schreckt ab, in: KiS 13(1987) 2, S. 37.

203 Für ein gutes Miteinander. Brief eines Pfarrers an Erich Honecker vom 5.2.1988, in: ND vom 11.2.1988.

204 Karl Pietsch: Als Abgeordneter engagiert für das Wohl der Gemeinde, in: ND vom 10.4.1989.

205 In den Landeskirchen auf DDR-Gebiet gibt es dafür auch die Bezeichnung Kirchgemeinderäte oder Kirchenvorstand.

206 Olof Klohr: Atheistischer Staat?, in: DZfPh 36(1988) 4, S. 384. Klohr war zu diesem Zeitpunkt als Professor an der Ingenieurhochschule für Seefahrt Warnemünde/Wustrow tätig und war der bekannteste DDR-Atheismusforscher, der sich mit zeitgenössischen Problemen des Atheismus beschäftigte.

207 Christoph Dieckmann: Zeit und Zeitung. Gedrucktes aus der DDR, in: KiS 15(1989) 1, S. 7–11.

208 Matthias Hartmann: Glasnost im Gemeindeblatt, in: KiS 13(1987) 6, S. 224–226.

209 Vgl. dazu in diesem Buch, S. 254–286.

210 Chronik 21.-23. Juni 1985, in: KiS 11(1985) 4, S. 183.

211 Zit. in: Thomas Auerbach: Offene (Jugend-)Arbeit (OA) der Evangelischen Kirche, in: Lexikon Opposition und Widerstand in der SED-Diktatur. Berlin, München 2000, S. 269.

212 Zit. in: Ehrhart Neubert: Geschichte der Opposition in der DDR 1949–1989. 2. Aufl., Berlin 1998, S. 401.

213 Manfred Stolpe: Zur Rechtslage um die Aufnäher «Schwerter zu Pflugscharen», 18.4.1982. BStU, HA XX/AKG 827, Bl. 108, 109.

214 Zit. in: Neubert: Geschichte der Opposition, S. 403.

215 Chronik 14. bis 16. Juni 1985, in: KiS 11(1985) 4, S. 182.

216 Günter Krusche: Offener Brief an die Friedenskreise und Friedensgruppen in Berlin, 29.9.1986, in: KiS 12(1986) 6, S. 238–239. Der Begriff taucht auch im dazugehörigen Beschluss der EkiBB vom 11.7.1986 auf (ebenda).

217 Rainer Eppelmann: Fremd im eigenen Haus. Mein Leben im anderen Deutschland. Köln 1993, S. 196.

218 Ein Teil der Dokumente ist publiziert in: Landtag Brandenburg, Bericht des Untersuchungsausschusses 1/3, Drucksache 1/3009, Anlagen, Teil A, Potsdam 1994, Anlage 135–142.

219 Manfred Stolpe: Schwieriger Aufbruch. Berlin 1992, S. 122, 121.

220 Wolf Krötke: Musste die Kirche mit der Stasi reden?, in: Die Zeit vom 4.9.1992.

221 Überprüfungen auf Stasikontakte in den östlichen Gliedkirchen der EKD, in: Die Zeichen der Zeit 1997, Beiheft 1.

222 Heino Falcke: Christus befreit – darum Kirche für andere. Hauptvortrag bei der Synode des Kirchenbundes in Dresden 1972, in: Ders.: Mit Gott Schritt halten. Reden und Aufsätze eines Theologen in der DDR aus zwanzig Jahren. Berlin 1986, S. 24.

223 Zit. in: Richard Schröder: Der Versuch einer eigenständigen Standortbestimmung der Evangelischen Kirchen in der DDR am Beispiel der «Kirche im Sozialismus», in: Materialien der Enquete-Kommission «Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland», hrsg. vom Deutschen Bundestag, Baden-Baden 1995, Band VI/2, S. 1196.

224 Dietrich Bonhoeffer: Widerstand und Ergebung. Briefe und Aufzeichnungen aus der Haft, hrsg. von Eberhard Bethge, 16. Aufl., Gütersloh 1997, S. 206.

225 Ders.: Entwurf für eine Arbeit (1944), in: Ders.: Gedanken zum Taufgang von D. W. R. [Bethge], Mai 1944, in: ebenda, S. 156.

226 Ders.: Die Kirche vor der Judenfrage (1933), in: Ders.: Berlin 1932–1933. Werke, Band 12. Gütersloh 1997, S. 353, 355.

227 Albrecht Schönherr: Dietrich Bonhoeffer und der Weg der Kirche in der DDR, in: Ders., Wolf Krötke (Hrsg.): Bonhoeffer-Studien. Beiträge zur Theologie und Wirkungsgeschichte Dietrich Bonhoeffers. München 1985, S. 148–156.

228 Otto Dibelius: Obrigkeit? Eine Frage an den 60jährigen Landesbischof [Hanns Lilje, Hannover]. Berlin 1959, S. 15, 17, 18.

229 Bericht der Kirchenleitung auf der 2. Tagung der IX. Synode, Halle, 13.11.1980, in: Harald Schultze (Hrsg.): Berichte der Magdeburger Kirchenleitung zu den Tagungen der Provinzialsynode 1946–1989. Göttingen 2005, S. 405.

230 Friedrich Schorlemmer: Vor den Trümmern zerbrochener Träume (1987), in: Ders.: Träume und Alpträume. Einmischungen 1982–1990. München 1993, S. 40, 42.

231 MfS, HA XX, Information über eine Sondersitzung der KKL am 3.12.1988 in Berlin, 8.12.1988. BStU, HA XX/AKG 5619, Bl. 43. Propst Furian bestätigte gegenüber dem Autor am 9.7.2008, dass die Sache im Kern richtig wiedergeben wurde, er aber gewiss differenzierter formuliert habe, da er diesen Gedanken häufiger formuliert habe. Eher habe er gesagt, der kirchliche Auftrag im Hinblick auf die gesellschaftspolitische Verantwortung bestehe darin, den Sozialismus zu überwinden.

232 Richard Schröder: Was kann «Kirche im Sozialismus» sinnvoll heißen? Diskussionsbeitrag zur Standortbestimmung der Christen in der DDR, in: KiS 14(1988) 4, S. 137.

233 MfS, Rudi Mittig, 11.1.1989. BStU, SED-KL 4994, Bl. 3.

234 Richard Schröder: Was kann DDR-Bürger verbinden? Gefährdungen und Möglichkeiten einer «DDR-Identität», in: KiS 14(1988) 5, S. 178.

235 Manfred Punge: Zum Gebrauch des Begriffs «Kirche im Sozialismus», in: KiS 14(1988) 5, S. 182–185.

236 Martin Luther: Von der Freiheit eines Christenmenschen. Stuttgart 2005, S. 145 (Nr. 26).

237 Martin Höllen: Loyale Distanz? Katholizismus und Kirchenpolitik in SBZ und DDR. Ein historischer Überblick in Dokumenten. Band 3/2, Berlin 2000, S. 154.

238 Die Angabe bezieht sich auf den Zeitraum bis 29.12.1989, zehn weitere waren geplant: Nicole Annette Pawlow: Innerdeutsche Städtepartnerschaften. Entwicklung, Praxis, Möglichkeiten. Berlin 1990, S. 150–151.

239 Ansprache Gottfried Forcks am 22.1.1987 in der Gethsemanekirche, in: epd Dokumentation 19/1987, S. 58.

240 Erhard Eppler: Der Beitrag der europäischen Kirchen für die Entwicklung von Dialog und Toleranz in Europa. Potsdam am 29.10.1988. BStU, HA XX/AKG 6059, Bl. 15–28.

241 Tonbandabschrift vom 18.6.1988. BStU, HA XX/AKG 6059, Bl. 1.

242 Helmut Schmidt: Die Deutschen und ihre Nachbarn. Menschen und Mächte II. Berlin 1992, S. 65.

243 Tonbandabschrift vom 18.6.1988. BStU, HA XX/AKG 6059, Bl. 2, 7.

244 MfS, BV Rostock, AKG, Information, 27.6.1988. BStU, Ast. Rostock, BV, AKG 51, Bd. 1, Bl. 74–101.

245 SED, ZK-Abt. Parteiorgane, Information, 20.6.1988. SAPMO, B-Arch, DY 30/2181, Bl. 87.

246 MfS, HV A, Leiterinformation über Pläne und Aktivitäten gegnerischer Kreise zur Schaffung einer inneren Opposition in der DDR. BStU, Ast. Dresden, BV 9530, Bl. 19–20.

247 Chronik 13. Februar 1985, in: KiS 11(1985) 2, S. 82.

248 BStU, HA XX/4 2228, Bl. 65–76.

249 Chronik 30. Oktober 1985, in: KiS 11(1985) 6, S. 274.

250 Z. B. Interview mit Forck in den «Tagesthemen» am 21.4.1988, in: epd Dokumentation 21/1988, S. 79–80.

251 Z. B. Interview mit Bundesminister Schäuble am 15.4.1988 im «Deutschlandfunk», in: ebenda, S. 81 (3. US).

252 Seraina Sattler: «Erich gib den Schlüssel raus!» Die Ausreisegruppen in der DDR 1987 bis 1989. Entstehung, Aktionen und Strukturen. Lizentiatsarbeit an der Phil. Fakultät der Universität Zürich 2003.

253 MfS, BV Gera, Leiter, Information Nr. 207/88, 27.10.1988. BStU, Ast. Gera, AKG PI 207/88, Bl. 1–4.

254 Friedrich Schorlemmer: Umkehren und Umgestalten (1988), in: Ders.: Träume und Alpträume, S. 48, 63, 60, 62.

255 Katharina Kunter: Erfüllte Hoffnungen und zerbrochene Träume. Evangelische Kirchen in Deutschland im Spannungsfeld von Demokratie und Sozialismus (1980–1993). Göttingen 2006, S. 173.

256 Christian Sachse: «Mündig werden zum Gebrauch der Freiheit». Politische Zuschriften an die Ökumenische Versammlung 1987–89 in der DDR. Münster 2004.

257 Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung. Dresden-Magdeburg-Dresden. Eine Dokumentation. Berlin 1990, S. 72–86.

258 Christian Sachse: Politische Stimmungslagen im Spiegel der Zuschriften an die Ökumenische Versammlung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung in der DDR (1987–1989), unveröffentlichtes Ms. 2002, S. 60.

259 Darunter vier IM des MfS, um die Konspiration zu wahren.

260 Offene Eingabe an die SED vom 2.4.1986, in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 189–200.

261 epd Dokumentation 33a/1986.

262 Der Brief ist abgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S.405–412.

263 Forck antwortete am 15.9.1986 (Brief im Archiv von Ludwig Mehlhorn).

264 In: Stephan Bickhardt (Hrsg.): Aufbrüche. Belege. Festschrift für Edelbert Richter. (= radix-blätter) Berlin 1987 (Samisdat); Teilnachdruck in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 412–433.

265 Rainer Eckert: Das Programm einer demokratischen Revolution. Debatten der DDR-Opposition in den «radix-blättern» 1987–1989, in: DA 32(1999) 5, S. 779.

266 [MfS, HA XX], Aktuelle Tendenzen zum subversiven Vorgehen des Gegners und feindlich-negativer Kräfte im Innern gegen die verfassungsmäßigen Grundlagen der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung, [Februar/März 1987]. BStU, HA XX/AKG 7037, Bl. 32.

267 Gerd Poppe: Dialog oder Abgrenzung? (1987), nachgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 163–169.

268 Wolfgang Rüddenklau: Störenfried. ddr-opposition 1986–1989. Mit Texten aus den «Umweltblättern». Berlin 1992, S. 112–114; sowie sein Text aus den «Umweltblättern» vom 1.11.1987, S. 149–151.

269 Thomas Klein: «Frieden und Gerechtigkeit». Die Politisierung der Unabhängigen Friedensbewegung in Ost-Berlin während der 80er Jahre. Köln, Weimar, Wien 2007, S. 336–338.

270 «Wir tun einfach so, als gäbe es Pressefreiheit». Interview mit Roland Jahn von Ilko-Sascha Kowalczuk am 8. März 2001 in Berlin, in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 144.

271 Hier zit. nach dem am gleichen Tag erfolgten Abdruck in: JW vom 2.2.1988.

272 MfS, Minister, Dienstanweisung Nr. 2/85 zur vorbeugenden Verhinderung, Aufdeckung und Bekämpfung politischer Untergrundtätigkeit, 20.2.1985, in: Roger Engelmann, Frank Joestel (Hrsg.): Grundsatzdokumente des MfS. Berlin 2004, S. 436.

273 MfS, Minister, Zentrale Planvorgabe für 1986 und den Zeitraum bis 1990. BStU, BdL 6019, S. 111–112.

274 MfS, HA XX, Arbeitsplan der HA XX für das Jahr 1987, 2.2.1987. BStU, HA XX 4296, S. 5.

275 MfS, HA XX, Vorschläge zur weiteren politischen, ideologischen und operativen Bekämpfung politischer Untergrundtätigkeit, 20.8.1987. BStU, HA XX/AKG 7037, Bl. 17, 21–22, 24, 25, 25.

276 MfS, Minister, Zentrale Planvorgabe für 1988, 23.10.1987. BStU, BdL 8699, S. 61.

277 Abgedruckt in: Dokumenta Zion. Sonderausgabe der «Mit-Welt-Blätter» (Umweltblätter). Berlin 1987 (Samisdat).

278 MfS, HA XX/9, Tonbandbericht Quelle IMB «Peters» vom 8.12.1987. BStU, HA XX/AKG 2143, Bl. 55–59.

279 Pressemitteilung vom 4. Dezember 1987. BStU, ZAIG 5592, Bl. 5–6

280 Rosa Luxemburg: Zur russischen Revolution, in: Dies.: Gesammelte Werke. Bd. 4, Berlin 1974, S. 359, Anm. 3.

281 BStU, HA IX 18444, Bl. 125.

282 Abgedruckt bei: Günter Jeschonnek: Ausreise – das Dilemma des ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern-Staates?, in: Ferdinand Kroh (Hrsg.): «Freiheit ist immer die Freiheit …» Die Andersdenkenden in der DDR. Frankfurt/Main, Berlin 1988, S. 266–270.

283 Vorstellung der IFM zum Tag der Menschenrechte am 10. Dezember 1987 in der Gethsemanekirche Berlin-Prenzlauer Berg, nachgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 162, 163.

284 Grenzfall 11–12/87, nachgedruckt in: Hirsch, Kopelew (Hrsg.): Initiative Frieden und Menschenrechte. Grenzfall, S. 143–144; Werner Fischer. Aktion gegen «Frieden und Menschenrechte», in: Umweltblätter 19/1987, nachgedruckt bei: Rüddenklau: Störenfried, S. 160–161.

285 MfS, [HA XX], Konzeption zur forcierten Bekämpfung politischer Untergrundtätigkeit, o. D. [Mitte Dezember 1987]. BStU, HA XX/AKG 7037, Bl. 1–10.

286 Das Gutachten ist abgedruckt in: DA 26(1993)5, S. 624–632.

287 MfS, [HA XX], Konzeption zur forcierten Bekämpfung politischer Untergrundtätigkeit, o. D. [Mitte Dezember 1987]. BStU, HA XX/AKG 7037, Bl. 6, 7.

288 Es wurde nicht erwähnt, um wen es sich dabei handeln sollte.

289 Gerhard Rein: Über Karl und Rosa, aber auch über Vera und Stephan, in: KiS 14(1988) 1, S. 10.

290 FR vom 26.1.1988, nachgedruckt in: epd Dokumentation 9/1988, S. 53.

291 BV Berlin, Abt. XX, Auskunftsbericht Freya Klier, 24.1.1988. BStU, Ast. Berlin, AOP 3341/88, Bd. 1, Bl.165.

292 Offener Brief, in: taz vom 25.1.1988

293 DPA-Meldung vom 27.1.1988.

294 Ja, es ist Krieg, in: taz vom 26.1.1988.

295 Die gesamten Ereignisse sind hervorragend dokumentiert von: Peter Grimm, Reinhard Weißhuhn, Gerd Poppe: Fußnote 3. Berlin Juli 1988 (Samisdat).

296 BStU, HA IX 10822, Bl. 95.

297 Ebenda, Bl. 116r.

298 HA XX/2, Bericht zum Treff mit IM «Martin» vom 4.2.1988, 5.2.1988. BStU, AOP 1010/91, Bd. 25, Bl. 430.

299 «Lasst niemanden allein». Kardinal Meisner an die Priester und Diakone (1.2.1988), in: epd Dokumentation 9/1988, S. 64.

300 «Leute, mit denen wir im engen Kontakt stehen …», in: ND vom 24.1.1988; Dem «Deutschlandfunk» missfiel eine UZ-Enthüllung, in: JW vom 28.1.1988; Journalisten auf der Gehaltsliste der BRD-Geheimdienste, in: ND vom 3.2.1988; Wer steuert die sogenannte DDR-Opposition, in: ebenda vom 17.2.1988 (bei diesen Artikeln lässt sich die MfS-Autorenschaft direkt beweisen).

301 ADN-Interview mit Pressechef der Generalstaatsanwaltschaft, in: ND vom 28.1.1988.

302 Hein Kamnitzer: Die Toten mahnen, in: ND vom 28.1.1988.

303 «Lasst niemanden allein». Kardinal Meisner an die Priester und Diakone (1.2.1988), in: epd Dokumentation 9/1988, S. 64.

304 Peter Neumann: Der unaufhaltsame «Aufstieg» ins Abseits. Anmerkungen zum Fall Stefan (sic) Krawczyk, in: JW vom 3.2.1988.

305 Annelies Laschitza: Rosa Luxemburgs Verständnis und Kampf für Demokratie, in: JW vom 29.1.1988.

306 Dies.: Rosa Luxemburg und die Freiheit der Andersdenkenden, in: ND vom 11./12.11.1989.

307 Heinz Kamnitzer: «… immer nur die Freiheit des Andersdenkenden», in: ND vom 2.2.1988.

308 Freiheit, das ist bei uns die Freiheit des Mitdenkenden. Interview von Hans-Dieter Schütt und Peter Neumann, in: JW vom 29.1.1988.

309 Am Sonntag, dem 17. Januar, in: JW vom 16.2.1988 (Text: Gerd Kern, Komposition: Michael Letz, uraufgeführt beim 18. Festival des politischen Liedes in Ost-Berlin, Mitte Februar 1988).

310 Hans Eggert: Ein Recht auf Unrecht gibt es bei uns nicht, in: BZ vom 20./21.2.1988.

311 Der Zerstörung Dresdens wurde wegen der «anglo-amerikanischen Bomber», also wegen der imperialistischen Kriegs- und Zerstörungswut besonders gedacht. Westalliierte und NS-System wurden in Eins gesetzt.

312 Hier zeigt sich – siehe Titel des BZ-Kommentars – die abgestimmte «Propagandaoffensive» sogar in der Wortwahl.

313 Sitzung des Politbüros am 2.2.1988. SAPMO B-Arch, DY 30/I IV 2/2/2258, Bl. 4.

314 Zur Festnahme von Personen wegen des begründeten Verdachts landesverräterischer Beziehungen. Informationen 1988/2, Nr. 243, 4 S. (parteiinternes Agitationsmaterial).

315 BStU, HA IX 10822, Bl. 99

316 Erich Mielke, Referat vom 9.3.1988. BStU, ZAIG 8618, Bl. 49, 71.

317 Gespräch Erich Honecker – Werner Leich am 3.3.1988/Krusche zieht Bilanz: Zehn Jahre nach dem 6.3.1978, in: epd Dokumentation 12/1988.

318 Erich Honecker an die 1. Sekretäre der Bezirks- und Kreisleitungen, 18.2.1988. BStU, SdM 2224, Bl. 94.

319 [SED-Politbüro, Werner Jarowinsky], Zu prinzipiellen Fragen der Beziehungen zwischen Staat und Kirche, [19.2.1988]. BStU, SdM 2224, Bl. 95, 98r, 100, 101. Auch in: epd Dokumentation 43/1988, S. 61–65.

320 BEK, Vertraulicher Vermerk, 19.2.1988, in: epd Dokumentation 43/1988, S. 66, 68.

321 Demokratisierung der Gesellschaft. Interview von Peter Wensierski mit Regina Templin, in: KiS 14(1988) 6, S. 219, 220.

322 Weißenseer Blätter 1/1988, S. 2–3.

323 Gerd Poppe: Artikel 27, nachgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 200–204.

324 Thomas Krüger: Um die Feste Jerichos. Predigt in der Galiläa-Kirche, Ost-Berlin, 27.1.1988, in: epd Dokumentation 9/1988, S. 54–55 (Nachdruck aus FR vom 6.2.1988).

325 Nach: Martin Böttger: Gedanken zu einer Rückkehr [November 1988], nachgedruckt in: Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit, S. 319.

326 Woronowicz: MfS, BV Schwerin, Berichterstattung, Fernschreiben an MfS, General Mittig, Februar 1988. BStU, HA XX/4 1728, Bl. 73–74; Günter Krusche: Im Gespräch (Kommentar), in: Potsdamer Kirche vom 17.2.1988.

327 Chronik 11.5.1988, in: KiS 14(1988) 3, S. 126.

328 RHG, Bestand MBi 08.

329 MfS, HA XX/9, Faktenanalyse zum OV «Bohle», 29.12.1988. BStU, AOP 1055/91, Beifügung Bd. 15, Bl. 111. Siehe auch Zitate in: Katja Havemann, Joachim Widmann: Robert Havemann, oder: Wie die DDR sich erledigte. München 2003, S. 407.

330 Abgedruckt in: Hans-Jochen Tschiche: «Nun machen Sie man, Pastorche!» Erinnerungen. Halle 1999, S. 116–119.

331 Abgedruckt in: Markus Meckel, Martin Gutzeit: Opposition in der DDR. Zehn Jahre kirchliche Friedensarbeit – kommentierte Quellentexte. Köln 1994, S. 353–354.

332 Ebenda, S. 355–356.

333 Reinhard Schult: Gewogen und für zu leicht befunden. Versuch einer Einschätzung der Januarereignisse. Aufruf zur Diskussion, in: Friedrichsfelder Extrablatt, April 1986, S. 3, 4, 6, 7 (Samisdat).

334 Martin Böttger: Brief, in: Friedrichsfelder Feuermelder, Mai 1988, S. 9 (Samisdat).

335 Beide Briefe sind abgedruckt in: Friedrichsfelder Feuermelder, Juni 1988, S. 1–6 (Samisdat).

336 Wolfgang Wolf, in: Friedrichsfelder Feuermelder, Juni 1988, S. 6, 17 (Samisdat).

337 Freya Klier: Aktion «Störenfried», in: Hans Joachim Schädlich (Hrsg.): Aktenkundig. Berlin 1992, S. 91–153; Vera Wollenberger: Virus der Heuchler. Innenansichten aus Stasi-Akten. Berlin 1992; Bärbel Bohley in: Havemann, Widmann: Robert Havemann, S. 410–413.

338 Stasi-Akten «Verräter». Bürgerrechtler Templin: Dokumente einer Verfolgung. Spiegel-Spezial 1/1993.

339 BStU, Ast. Dresden, AIM 254/89, Teil II, Bd. 12, Bl. 265–268.

340 BStU, Ast. Dresden, AOP 419/90, Bd. 1, Bl. 72–73.

341 EkiBB, Propst Furian, Mitteilung vom 3.1.1989, in: epd Dokumentation 6/1989, S. 25.

342 BStU, AOP 1010/91, Bd. 28.

343 Irena Kukutz, Katja Havemann: Geschützte Quelle. Gespräche mit Monika H. alias Karin Lenz. Berlin 1990.

344 Kontraste: Auf den Spuren einer Diktatur. 3 DVDs, Bonn 2005.

345 Christian Halbrock in einem Gespräch mit dem Autor am 10.12.2007.

346 Zit. in: Havemann, Widmann: Robert Havemann, S. 406.

347 Timothy Garton Ash: Im Namen Europas. Deutschland und der geteilte Kontinent. München, Wien 1993, S. 494.

348 Jörn Kalkbrenner: Urteil ohne Prozess. Margot Honecker gegen Ossietzky-Schüler. Berlin 1990, S. 16.

349 Ebenda, S. 57–58.

350 Vera Lengsfeld: Von nun an ging’s bergauf … Mein Weg zur Freiheit. München 2002, S. 277.

351 HA IX 17077, Bl. 31.

352 JW vom 1.11.1989; Brief von Rainer Forner, in: JW vom 2.11.1989; Wortmeldung aus der Ossietzky-EOS Pankow, in: BZ vom 7.11.1989; Zu Unrecht bestrafte Schüler rehabilitiert, in: BZ vom 10.11.1989; Kerstin Jentzsch: Protokoll eines Unrechts, in: Der Morgen vom 8.11.1989.

Kapitel II

1 Manfred Kossok: Eine große Revolution und ihre Weltwirkung, in: Einheit 44(1989) 7, S. 657.

2 K. V.: Wie wir Revolutionäre ehren, in: ND vom 23.1.1989.

3 Aus dem abschließenden Dokument des Wiener Treffens, in: ND vom 21./22.1.1989.

4 MfS, ZAIG, Nr. 79/89, 16.2.1989. BStU, ZAIG 3740.

5 ND vom 20.1.1988.

6 Offener Brief an Erich Honecker, 23.1.1989. BStU, Ast. Berlin, BV Berlin, Abt. AKG 37, Bl. 28.

7 Grenztruppen der DDR, Niederschrift über die Rücksprache beim Minister für Nationale Verteidigung, i. V. Generaloberst Streletz, am 3.4.1989, 4.4.1989. BStU, HA I 5753, Bl. 4.

8 MfS, Zentrale Dienstbesprechung vom 28.4.1989. BStU, ZAIG/Tb/3 (Tonbandmitschnitt).

9 «Ein Weg, der zu einem guten Ziel führen kann.» Interview mit Manfred Stolpe, in: Die Welt vom 10.1.1989.

10 DDR – wir ändern die Schreibweise, nicht unsere Überzeugung, in: Bild vom 2.8.1989.

11 Herr Stolpe und der Idealfall, in: ND vom 11.1.1989.

12 Kommentar im SFB vom 11.1.1989, in: epd Dokumentation 6/1989, S. 27.

13 MfS, HA XX/9, Information vom 1.2.1989. BStU, AOP 17396/91, Bd. 8, Bl. 42.

14 Ehrhart Neubert, Joachim Garstecki: Staat und Freidenker getrennt?, in: KiS 15(1989) 2, S. 49–51.

15 MfS, HA XX/4, Bericht über eine Absprache mit Eberhard Schinck, 7.3.1989. BStU, HA XX/4 934, Bl. 154.

16 MfS, HA XX/4, Bericht über das Gespräch mit dem Vors. VdF am 19.1.1989, 25.1.1989. Ebenda, Bl. 42–44.

17 MfS, HA XX/4, Bericht über eine Aussprache mit Prof. Dr. Klein, 7.3.1989. Ebenda, Bl. 159.

18 Christian Dietrich, Uwe Schwabe (Hrsg.): Freunde und Feinde. Friedensgebete in Leipzig zwischen 1981 und dem 9. Oktober 1989. Leipzig 1994, S. 181.

19 Der Aufruf ist nachgedruckt in: Tobias Hollitzer, Reinhard Bohse (Hrsg.): Heute vor 10 Jahren. Leipzig auf dem Weg zur Friedlichen Revolution. Bonn 2000, S. 16.

20 Ebenda, S. 38–39.

21 MfS, BV Leipzig, KD Leipzig-Stadt, Protokoll vom 12.1.1989. BStU, Ast. Leipzig, AU 681/90, Bd. 1, Bl. 232–234.

22 Erklärung vom 15.1.1989. BStU, HA XX/9 664, Bl. 14–15.

23 JW vom 20./21.1.1989.

24 Die Mücke. Eine Dokumentation, hrsg. von Mitgliedern der Arbeitsgruppe Menschenrechte und des Arbeitskreises Gerechtigkeit (Kathrin Walther, Thomas Rudolph, Frank Richter), Leipzig März 1989, 34 S. (Samisdat).

25 Karl Czok (Hrsg.): Nikolaikirche – offen für alle. Eine Gemeinde im Zentrum der Wende. Leipzig 1999, S. 198, 199.

26 Sozialismus in den 90er Jahren. Studien der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED. Verantwortlich Otto Reinhold (unveröffentlicht). SAPMO-B Arch, IV 2/2035/15 (S. 57).

27 Vgl. Rainer Land, Rosemarie Will, Dieter Segert: Wie wollen wir mit den entstandenen informellen politischen Gruppen und Bewegungen umgehen, und wie könnte mit dem Prozess des Umbaus des politischen Systems sowie des Staates und des Rechts begonnen werden, in: Bluhm, Harald u.a.: Texte zu Politik, Staat, Recht. Berlin 1990, S. 62–71. Eine apologetische Selbstdarstellung dieser Gruppe bietet u.a.: Dieter Segert: Das 41. Jahr. Eine andere Geschichte der DDR. Wien, Köln, Weimar 2008. Anregender und nicht peinlich, aber auch nicht überzeugend ist hingegen: Rainer Land, Ralf Possekel: Fremde Welten. Die gegensätzliche Deutung der DDR durch SED-Reformer und Bürgerbewegung in den 80er Jahren. Berlin 1998.

28 Vgl.: Philosophische Grundlagen der Erarbeitung einer Konzeption des modernen Sozialismus. Humboldt-Universität zu Berlin, Sektion Marxistisch-leninistische Philosophie, 8.10.1989 (hekt.).

29 Rosemarie Will: Rechtsstaatlichkeit als Moment demokratischer politischer Machtausübung, in: DZfPh 37(1989) 9, S. 812 (Hervorhebung von mir).

30 Hans Modrow: Optimismus und Kämpfertum zeichnen Parteikollektive aus, in: Aus den Diskussionsreden. 7. Tagung des ZK der SED. 1./2.12.1988. Berlin 1988, S. 89–96.

31 ND vom 23.6.1989.

32 Die Wahrheit öffentlich machen, in: Der Spiegel Nr. 13/1989, S. 77–96.

33 Eine der ganz wenigen schriftlichen Stellungnahmen zum Buch stammt von: Ehrhart Neubert: Metaphysik des Sozialismus? [Sommer 1989], in: Ilko-Sascha Kowalczuk (Hrsg.): Freiheit und Öffentlichkeit. Politischer Samisdat in der DDR 1985–1989. Berlin 2002, S. 331–338.

34 MfS, HA IX/2, Rechtliche Einschätzung, 3.4.1989. BStU, HA IX 17401, Bl. 2–11.

35 MfS, BV Berlin, Abt. XX/1, Information, 29.3.1989. BStU, HA XX 6886, Bl. 343.

36 Hans-Karl Kahlbaum, Michael Kubina an Günter Schabowski, 17.6.1981. BStU, HA XX/4 405, Bl. 104–105.

37 Ein Brief an Christen in der DDR und ihre Gemeindevertreter zu den Kommunalwahlen 1989, 8.1.1989. BStU, Ast. Neubrandenburg, BV, HA XX 836, Bl. 88–90.

38 BStU, Ast. Rostock, BV, AKG 266, Teil 1, Bl. 67.

39 MfS, Erich Mielke, Information 229/89 [für die SED-Führung], 8.5.1989. BStU, ZAIG 3763, Bl. 20, 23, 22.

40 MfS, Information 175/89, 16.2.1989. BStU, HA XX/AKG 181, Bl. 105.

41 Wahlkommission, Zentrales Wahlbüro, 13. Kurzinformation, 19.4.1989. BStU, HA XX/AKG 181, Bl. 240.

42 [Zentrale Wahlkommission], Zu den Kommunalwahlen 1989, o. D. SAPMO B-Arch, DY 30 IV 2/2/2039/230, Bl. 239.

43 ND vom 31.3.1989.

44 BStU, Ast. Neubrandenburg, KD Anklam 30, Bl. 102.

45 Wahlkommission, Zentrales Wahlbüro, 13. Kurzinformation, 19.4.1989. BStU, HA XX/AKG 181, Bl. 240.

46 Meldung an den Vors. der Wahlkommission, 7.5.1989. SAPMO B-Arch, IV 2/2/2039/230, Bl. 155.

47 MfS, Arbeitsbuch Knuth Parthey. BStU, Ast. Schwerin, KD Parchim 5193, Bl. 99–102.

48 Offener Brief von 146 Unterzeichnern an Lothar Kolditz, Präsident des Nationalrates der Nationalen Front, 12.6.1989. BStU, Ast. Dresden, BV, KD Dresden-Stadt 90092, Bd. 9, Bl. 150.

49 Karl-Heinz Baum: Fliegende Urnen und der Schwund der Gegenstimmen. Unregelmäßigkeiten bei der Auszählung in den DDR-Wahllokalen, in: FR vom 9.5.1989.

50 BStU, HA IX 17406, Bl. 137.

51 Offener Brief an Christen und Nichtchristen in der DDR, 1.7.1989. BStU, Ast. Dresden, BV, Leiter 10850, Bl. 21–22.

52 [Zentrale Wahlkommission], Zu den Kommunalwahlen 1989, o. D. SAPMO B-Arch, DY 30 IV 2/2/2039/230, Bl. 242.

53 MfS, BV Potsdam, HA VIII, Information «Symbol’89», 12.5.1989. BStU, Ast. Potsdam, BV, AKG 616, Bl. 177.

54 Klaus Marxen, Gerhard Werle: Erfolge, Defizite und Möglichkeiten der strafrechtlichen Aufarbeitung des SED-Unrechts in vorwiegend empirischer Hinsicht, in: Materialien der Enquete-Kommission «Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Prozess der deutschen Einheit» (13. Wahlperiode des Deutschen Bundestages), hrsg. vom Deutschen Bundestag, Baden-Baden 1999, Band II/2, S. 1078; Andrea Herz: Wahl und Wahlbetrug im Mai 1989. DDR-Kommunalwahlen im Thüringer Raum. Erfurt 2004, S. 73.

55 BStU, Ast. Chemnitz, Abt. XIV 102/89 (OV «Lunte»).

56 MfS, HA XX/8, Tagesrapport Nr. 4, 7.5.1989. BStU, HA XX 294, Bl. 21; MfS, HA XX, Information zur Lage unter den Studenten, 5.6.1989. BStU, ZAIG 16019, Bl. 2.

57 Hinweise über ausgewählte bedeutsame Probleme im Zusammenhang mit den Ergebnissen der Kommunalwahlen am 7.5.1989, Juni 1989. SAPMO B-Arch, DY 30, IV 2/2/2039/230, Bl. 228.

58 [Zentrale Wahlkommission], Zu den Kommunalwahlen 1989, o. D. SAPMO B-Arch, DY 30 IV 2/2/2039/230, Bl. 245, 248.

59 BStU, Ast. Potsdam, BV Potsdam, Abt. VII 15. Bd. 2, Bl. 314.

60 MfS, HA VI, Information, 27.2.1989. BStU, HA XX 914, Bl. 44.

61 MfS, HA VI, Information, 30.5.1989. Ebenda, Bl. 98.

62 Zit. in: Hollitzer, Bohse (Hrsg.): Heute vor 10 Jahren, S. 137.

63 HA VII, IM-Information, 3.10.1989. BStU, Abt. X 244, Bl. 6–13.

64 ZK der SED, Abt. Intern. Verbindungen, Vermerk über ein Gespräch zwischen H. Axen und R. Castro am 3.9.1989 in Berlin, 4.9.1989. BStU, SdM 54, Bl. 5.

65 Agnes Heller, Ferenc Fehér: Ungarn ’56. Geschichte einer antistalinistischen Revolution. Hamburg 1982, S. 187.

66 ND vom 5.6.1989.

67 Volkskammer der DDR. Protokoll, 9. Wahlperiode, 9. Tagung, 8.6.1989, S. 192.

68 ND vom 14.6.1989.

69 JW vom 10./11.6.1989.

70 ND vom 2.10.1989.

71 Er freilich weist solche Anschuldigungen als verleumderisch zurück, was historisch uninteressant ist, aber den Quellenwert solcher Autobiographien andeutet, vgl. Egon Krenz: Herbst 89. Berlin 1999, S. 72.

72 BStU, HA IX 17075.

73 MfS, HA XX/9, Information, 6.6.1989. BStU, AOP 1010/91, Bd. 29, Bl. 112.

74 MfS, BV Rostock, Information 47/89, 12.6.1989. BStU, HA XX/AKG 829, Bl. 57–58.

75 MfS, HA XX, Ergänzung, 13.6.1989. BStU, HA XX/4 1746, Teil 1, Bl. 79.

76 BStU, Ast. Frankfurt/O., 221–86–89, Bl. 73, 96, 189.

77 MfS, Bericht über eine Dienstreise in die UVR vom 12.-14.6.1989, 15.6.1989. BStU, Abt. X 1634, Bl. 5.

78 MfS, Abt. X, Notiz, 13.8.1989. BStU, Abt. X 1706, Bl. 29.

79 ND vom 15.8.1989.

80 Jörg Kotterba: Monatsmeinung, in: Der Leichtathlet 32/89 vom 11.8.1989, S. 2.

81 Gyula Kurucz (Hrsg.): Das Tor zur deutschen Einheit. Grenzdurchbruch Sopron, 19. August 1989. Berlin 2000, S. 42.

82 JW vom 30.8.1989.

83 JW vom 28.8.1989.

84 Günter Herlt: Über Verführer und Verführte, in: Deutsche Lehrerzeitung 38–39/1989, S. 6.

85 Hans-Dieter Schütt: Die Zeit heilt alle Wunder, in: JW vom 12.9.1989.

86 Klaus Höpcke: Reden über das eigene Land, in: JW vom 21.9.1989.

87 FS des Staatsekretärs Bertele an den Chef des Bundeskanzleramtes, 22.9.1989, in: Dokumente zur Deutschlandpolitik. Deutsche Einheit. Sonderedition aus den Akten des Bundeskanzleramtes 1989/90. München 1998, S. 413.

88 Günter Kertzscher: Pluralismus – was ist gemeint?, in: ND vom 23./24.9.1989.

89 Ernst Reuter sagte am 9.9.1948 in Berlin vor etwa 300.000 Zuhörern während der sowjetischen (West)Berlin-Blockade vor dem Reichstag: «Ihr Völker der Welt, ihr Völker in Amerika, in England, in Frankreich, in Italien! Schaut auf diese Stadt und erkennt, dass ihr diese Stadt und dieses Volk nicht preisgeben dürft und nicht preisgeben könnt!»

90 Heinz Kamnitzer: «Schaut auf diesen Staat …», in: JW vom 29.9.1989.

91 «Ich habe erlebt, wie BRD-Bürger ‹gemacht› werden», in: ND vom 21.9.1989.

92 BStU, HA XIX, AP 48344/92.

93 Abgedruckt u.a. bei: Wolfgang Templin, Reinhard Weißhuhn: Die Initiative Frieden und Menschenrechte, in: Eberhard Kuhrt (Hrsg.): Opposition in der DDR von den 70er Jahren bis zum Zusammenbruch. Opladen 1999, S. 201–203.

94 MfS, HA XX/5, Information, 5.6.1989. BStU, AOP 16922/91, Bd. 11, Bl. 5.

95 Aufruf in: BStU, Ast. Leipzig, AU 681/90, Bd. 1, Bl. 397.

96 MfS, HA XX, Lagebericht zur Aktion «Störenfried», 9.7.1989. BStU, HA IX 3200, Bl. 22.

97 MfS, HA XX/9, Sachstandsbericht, 4.7.1989. BStU, AOP 1055/91, Bd. 15, Bl. 10.

98 BV Karl-Marx-Stadt, Abt. XX, Information, 27.7.1989. BStU, Ast. Chemnitz, OV «Spaten II», XIV/2214/77, Bd. III, Bl. 443–447.

99 Abgedruckt in: Gerhard Rein (Hrsg.): Die Opposition in der DDR. Entwürfe für einen anderen Sozialismus. Berlin 1989, S. 65–67.

100 Abgedruckt in: Markus Meckel, Martin Gutzeit: Opposition in der DDR. Zehn Jahre kirchliche Friedensarbeit – kommentierte Quellentexte. Köln 1994, S. 364–368.

101 Martin Gutzeit, Markus Meckel: Das Recht auf Staats-Bürgerschaft in der DDR (April 1987), in: ebenda, S. 295; ähnlich: Martin Gutzeit: Zur Frage des Identitätsbewusstseins (der Christen) in beiden deutschen Staaten (Mai 1989), in: ebenda, S. 363.

102 Martin Gutzeit, Stephan Hilsberg: Die SDP/SPD im Herbst 1989, in: Kuhrt (Hrsg.): Opposition in der DDR, S. 619.

103 Matthias Geis: Als Reaktion auf die Ausreisewelle, in: taz vom 15.8.1989.

104 Die Vorträge sind auszugsweise publiziert in: Ludwig Mehlhorn: «Demokratie Jetzt», in: Kuhrt (Hrsg.): Opposition in der DDR, S. 589–591, zit. S. 590.

105 MfS, HA XX, Lagebericht zur Aktion «Störenfried», 14.8.1989. BStU, HA IX 3200, Bl. 44.

106 MfS, HA XX, Information, 21.8.1989. BStU, AOP 17396/91, Bd. 8, Bl. 194–195.

107 Interview, in: taz vom 9.8.1989.

108 Jens Walther: Warum berichtet die Junge Welt nicht …, in: JW vom 6.9.1989.

109 Das Papier publizierte die taz am 19.9.1989.

110 BStU, HA VIII/VI/5.

111 Abgedruckt in: Sebastian Pflugbeil: Das Neue Forum, in: Kuhrt (Hrsg.): Opposition in der DDR, S. 521.

112 Kontraste: Auf den Spuren einer Diktatur. 3 DVDs, Bonn 2005.

113 Aufruf und Thesen vom 12.9.1989 sind abgedruckt in: Rein (Hrsg.): Die Opposition in der DDR, S. 59–67.

114 taz vom 15.9.1989.

115 Interview, in: taz vom 16.9.1989.

116 Bericht vom 15.9.1989. BStU, AOP 1010/91, Bd. 29, Bl. 206.

117 Abgedruckt in: Rein (Hrsg.): Die Opposition in der DDR, S. 150–151.

118 Kurzinformationen über Verhaftete und Inhaftierte vom 11.9.–7.10.1989. ABL 1.30–1.33.

119 ABL 1.31.

120 ABL 1.28.

121 FS des Staatssekretärs Bertele an den Chef des Bundeskanzleramtes, 20.9.1989, in: Dokumente zur Deutschlandpolitik, S. 409–410.

122 FS des Staatsekretärs Bertele an den Chef des Bundeskanzleramtes, 22.9.1989, in: ebenda, S. 415.

123 FS des Staatssekretärs Bertele an den Chef des Bundeskanzleramtes, 20.9.1989, in: ebenda, S. 410.

124 BStU, AOP 1055/91, Bd. 15, Bl. 235–244 (mit den Interviews).

125 ND vom 22.9.1989.

126 Enthalten in: Manfred Gerlach: Standortbestimmung. Berlin 1989. Sie waren in der CDU-Tageszeitung «Neue Zeit» abgedruckt worden.

127 Verlauf der Sitzung des SED-Politbüros am 12. September 1989, in: Gerd-Rüdiger Stephan, Daniel Küchenmeister (Hrsg.): «Vorwärts immer, rückwärts nimmer!» Interne Dokumente zum Zerfall von SED und DDR 1988/89. Berlin 1994, S. 148, 151.

128 Dienstbesprechung beim Minister, 31.8.1989, in: Armin Mitter, Stefan Wolle (Hrsg.): «Ich liebe euch doch alle». Befehle und Lageberichte des MfS Januar – November 1989. Berlin 1990, S. 125.

129 BStU, Ast. Potsdam, AKG 617, Bl. 166 (26.9.1989).

130 BStU, ZAIG 3756. Das erste Dokument ist, ohne die umfangreichen Anlagen, publiziert in: Mitter, Wolle (Hrsg.): «Ich liebe euch doch alle», S. 46–71.

131 Krenz: Herbst ‹89, S. 67–68.

132 Notizen, 17.9.1989. SAPMO, B-Arch DY 30 IV 2/2/2039/77, Bl. 36. Handschriftliche Streichungen und Veränderungen könnten von Egon Krenz stammen.

133 FS Staatssekretär Bertele an den Chef des Bundeskanzleramtes, 2.10.1989, in: Dokumente zur Deutschlandpolitik, S. 432.

134 Abgedruckt bei: Ehrhart Neubert: Der «Demokratische Aufbruch», in: Kuhrt (Hrsg.): Opposition in der DDR, S. 557–559.

135 Jan Carpentier: An alle in der DDR! Anleitung zum Handeln!, in: JW vom 2.10.1989.

136 Abgedruckt bei: Pflugbeil: Das Neue Forum, S. 525–528. Hier entsteht der Eindruck, es handle sich um ein Papier. Verteilt worden sind die Aufrufe aber gesondert, siehe auch die Anordnung in: Die ersten Texte des Neuen Forum. 9. 9. –18.12.1989. Berlin, Januar 1990.

137 Telefongespräch des Bundeskanzlers Kohl mit Ministerpräsident Adameč, 3.10.1989, in: Dokumente zur Deutschlandpolitik, S. 437.

138 Egon Krenz an Erich Honecker, 3.10.1989. BStU, ZAIG 7438, Bl. 12–17; SAPMO B-Arch, DY 30 IV 2/2039/309, Bl. 141–143.

139 Krenz: Herbst’89, S. 74.

140 Protokoll der Sitzung des SED-Politbüros vom 4.10.1989, in: Stephan, Küchenmeister (Hrsg.): «Vorwärts immer, rückwärts nimmer!», S. 157.

141 MdI, Information vom 5.10.1989. BStU, ZAIG 15906, Bl. 2.

142 Aktennotiz von Friedrich Streletz für Minister Heinz Keßler, 12.11.1989, in: Hans-Hermann Hertle: Der Fall der Mauer. Die unbeabsichtigte Selbstauflösung des SED-Staates. Opladen 1996, S. 550.

143 MfS, BV Dresden, Information für Hans Modrow, [nach 6.10.1989]. BStU, Ast. Dresden, BV, Leiter 10007, Bl. 30.

144 BStU, HA XX/AKG 1494.

145 NF, Protokoll Treffen Berliner Kontaktadressen. RHG, NFo 222.

146 BStU, HA XX/AKG 157, Bl. 220.

147 Die eindrucksvolle Liste in: ND vom 9.10.1989.

148 HA XX/AKG 829, Bl. 198–203.

149 Ast. Dresden, BV, Leiter 10006, Bl. 71–76.

150 MfNV, Verfahrensregelungen bei Verweigerung des Wehrdienstes bzw. des Dienstes als Bausoldat zum 1.9.1989. BStU, HA IX 532, Bl. 7–11.

151 SED-BL Berlin, Aufgabenstellung an die Kommandeure der Arbeiterklasse der Hauptstadt der DDR, Berlin, für die Ausbildungsjahre 1989/90, 17.11.1988.

152 Information zu aktuellen Meinungsäußerungen aus der DDR-Bevölkerung, 8.10.1989. BStU, HA II 32903, Bl. 9.

153 Martin Gutzeit stellte mir zahlreiche Originaldokumente aus seiner umfangreichen Sammlung zur Verfügung, u.a. verschiedene Listen von Kontaktadressen.

154 Volker Klemm: Korruption und Amtsmissbrauch in der DDR. Stuttgart 1991, S. 40–41 (Klemm war Professor für Agrargeschichte an der Humboldt-Universität, NDPD-Volkskammerabgeordneter und Mitglied des Volkskammersauschusses über Staatskorruption und Amtsmissbrauch).

155 BStU, Ast. Chemnitz,XIV 102/89 OV «Lunte».

156 Joachim Gauck: «Ich habe die Wahl!» Diktaturerinnerung in der Demokratie, in: Ulrike Poppe, Rainer Eckert, Ilko-Sascha Kowalczuk (Hrsg.): Zwischen Selbstbehauptung und Anpassung. Formen des Widerstandes und der Opposition in der DDR. Berlin 1995, S. 405.

157 SAPMO B-Arch, DY 30 IV 2/2/2039, Bl. 2–3; BStU, SdM 664, Bl. 66.

158 BStU, Abt. BCD 3272, Bl. 266.

159 BStU, Ast. Dresden, BV, Abt. IX 30112, Teil 2, Bl. 217–249.

160 Nach Original-Ormigabzug im Archiv von Martin Gutzeit. Abgedruckt als vier Bitten u.a. in: Die Kirche vom 15.10.1989.

161 Zit. in: Martin Jankowski: Der Tag, der Deutschland veränderte. 9. Oktober 1989. Leipzig 2007, S. 111.

Kapitel III

1 BStU, HA VIII 5742, Bl. 31.

2 Die erste Ausgabe der «Zeitung» von «Demokratie Jetzt» kam ebenfalls in den ersten Oktobertagen heraus, Redaktionsschluss war der 30. 9. Die enthielt einen Text «Was können wir tun?» Die zweite Ausgabe erschien vor dem 27. Oktober.

3 telegraph vom 9.10.1989, Nr. 1, S. 7.

4 Ein großartiges Beispiel: Winfried Schulze: Der 14. Juli 1789. Biographie eines Tages. Stuttgart 1989.

5 ND vom 12.10.1989.

6 MfS, HA XVIII, Information, 13.10.1989. BStU, ZAIG 15844.

7 MfS, HA XVIII, Information über die Auswertung und Einschätzung des Vorsitzenden des Ministerrates zur Lage in der Sitzung am 12.10.1989, 14.10.1989. BStU, ZAIG 15845.

8 Offener Brief an das ZK der SED, 10.10.1989. BStU, HA XX 12214, Bl. 77–79.

9 Im Dialog. Klarstellung zu einem Gespräch, in: JW vom 13.10.1989.

10 Hermann Kant: Ein offener Brief an die Junge Welt, in: JW vom 9.10.1989.

11 Karin Retzlaff: Henrich! Mir «grauts» vor dir!, in: JW vom 11.10.1989. In der A-Ausgabe erschien er erst am 13.10.1989 (von der JW und vom ND sind jeweils eine B-Ausgabe für Ost-Berlin und eine A-Ausgabe für die DDR-Bezirke gedruckt worden, die B-Ausgabe hatte einen späteren Redaktionsschluss, weshalb es hin und wieder zu Unterschieden in beiden Ausgaben kam; in diesem Buch wird immer nach der B-Ausgabe zitiert).

12 Christa Wolf: Reden im Herbst. Berlin, Weimar 1990, S. 90–91.

13 Karin Retzlaff: Antwort, in: JW vom 23.10.1989.

14 Bischof Forck an Ministerpräsident Stoph, 13.10.1989. BStU, ZAIG 14335, Bl. 2.

15 Materialsammlung Archiv Martin Gutzeit.

16 Nach Materialien im RHG, Bestand NFo, sowie freundlicher Auskünfte der dortigen Mitarbeiterinnen Irena Kukutz und Tina Krone.

17 Zum «Neuen Forum» und zu anderen illegalen oppositionellen Gruppierungen in der DDR. Informationen 1989/7, 4 S. (parteiinternes Agitationsmaterial). Es war die letzte derartige «Information», die die SED-Führung parteiintern herausgab.

18 Sabine Sauer: Die, die das Feuer am Brennen halten wollten, in: JW vom 17.10.1989.

19 Sabine Stefan: Preis-Wert, in: JW vom 17.10.1989.

20 Wolf: Reden im Herbst, S. 92.

21 Gerhard Schürer, Persönliche Aufzeichnungen über die Sitzung des Politbüros am 17.10.1989, in: Hans-Hermann Hertle: Der Fall der Mauer. Die unbeabsichtigte Selbstauflösung des SED-Staates. Opladen 1996, S. 433–434, 437.

22 Gregor Gysi, Thomas Falkner: Sturm aufs Große Haus. Der Untergang der SED. Berlin 1990, S. 24.

23 9. Tagung des ZK der SED, 18.10.1989 (Protokoll), in: Hans-Hermann Hertle, Gerd-Rüdiger Stephan (Hrsg.): Das Ende der SED. Die letzten Tage des Zentralkomitees. 2. Aufl., Berlin 1997, S. 127, 126.

24 Referat des Gen. Ministers zur Auswertung der 9. Tagung des ZK der SED und zu den sich daraus ergebenden ersten Schlussfolgerungen für die Tätigkeit des MfS, 21. Oktober 1989. BStU, MfS, ZAIG 216, Bl. 54.

25 Thomas Ammer: Sowjetische Soldaten in Deutschland. Interview mit einem ehemaligen Offizier der Westgruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland, in: DA 25(1992) 5, S. 516–517.

26 ND vom 19.10.1989.

27 Peter Bethge, Jürgen Weidlich: Ist das eine Einladung zum Dialog?, in: JW vom 25.10.1989.

28 Peter Bethge: Gefährliche Tendenzen. Pressekonferenz zur Berliner Demonstration am Dienstag, in: JW vom 26.10.1989.

29 SED-Parteigruppe der Volkskammer, Mitschnitt vom 24.10.1989. RHG.

30 Siehe auch: Aufbruch auf Rügen. Aus dem Alltag eines Jugendfunktionärs, in: ND vom 18.6.1960, Beilage.

31 Gerhard Schürer u.a.: Analyse der ökonomischen Lage der DDR mit Schlussfolgerungen, Vorlage für das Politbüro des ZK der SED, 30.10.1989, in: Hertle: Der Fall der Mauer, S. 454, 458, 459, 460.

32 Gerhard Schürer: Zur Zahlungsfähigkeit der DDR (Zusatzinformation zur Analyse), 27.10.1989, in: ebenda, S. 462.

33 Uwe Schwabe: Der Herbst’89 in Zahlen – Demonstrationen und Kundgebungen vom August 1989 bis zum April 1990, in: Eberhard Kuhrt (Hrsg.): Opposition in der DDR von den 70er Jahren bis zum Zusammenbruch. Opladen 1999, S. 726.

34 Udo Grashoff: «In einem Anfall von Depression …» Selbsttötungen in der DDR. Berlin 2006, S. 243.

35 Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Unabhängig von der Mitgliederstruktur der Partei «Die Linke», die dies allein belegen würde, ist die «Die Linke» offiziell die direkte Rechtsnachfolgerin der SED.

36 Lausitzbotin. Das Jahr 1989 in der sächsischen Provinz im Spiegel einer Zittauer Oppositionszeitschrift. Bautzen 1999, S. 108, 110.

37 Martin Kupke, Michael Richter: Der Kreis Oschatz in der friedlichen Revolution 1989/90. Dresden 2002, S. 61.

38 ND vom 28./29.10.1989.

39 Oberstes Gericht an Generalstaatsanwaltschaft, 6.12.1989. BA, DO 104/6, Bl. 122. Dass es die erste Liste war, geht aus einem Schreiben vom 31.1.1990 an Modrow hervor (ebenda, Bl. 118–121).

40 Die Demonstration ist dokumentiert auf der 2-CD-Ausgabe von 1999: Berlin Alexanderplatz, 4. 11.’89. Die Kundgebung am Vorabend des Mauerfalls. Als Wortprotokoll auch in: Wir treten aus unseren Rollen heraus. Dokumente des Aufbruchs’89. Berlin 1990, S. 200–239.

41 Volker Kluge: Lackmusprobe wird sein: Welche Werte verteidigen?, in: JW vom 4./5.11.1989.

42 Sie sind seitenlang aufgelistet in: Wir treten aus unseren Rollen heraus, S. 242–250.

43 Spiegel vom 7.11.1994, Nr. 45, S. 40.

44 ND vom 9.11.1989.

45 Hertle, Stephan (Hrsg.): Das Ende der SED, S. 422, 368–369, 305, 306.

46 Dieter Strunz: Ein waaahnsinniges Bach-Konzert, in: Berliner Morgenpost vom 28.4.2007.

47 Bernd Rother: Gilt das gesprochene Wort? Wann und wo sagte Willy Brandt «Jetzt wächst zusammen, was zusammengehört», in: DA 33(2000) 1, S. 92.

48 Sabine Krätzschmar, Thomas Spanier: Ankunft im gelobten Land. Das erste Mal im Westen. Berlin 2004, S. 106.

49 MfS, KD Anklam, Tonbandabschrift, IM «Uwe Berit», 13.11.1989. BStU, Ast. Neubrandenburg, KD Anklam, 478, Bl. 29.

50 MfS, KD Anklam, Tonbandabschrift, IM «Schwede», 15.11.1989. Ebenda, Bl. 31.

51 Gudrun Leidecker, Dieter Kirchhöfer, Peter Güttler: Ich weiß nicht, ob ich froh sein soll. Kinder erleben die Wende. Stuttgart 1991, S. 85, 88, 89–90.

52 ND vom 7.12.1989.

53 Leidecker, Kirchhöfer, Güttler: Ich weiß nicht, ob ich froh sein soll, S. 118.

54 Vera-Maria Baehr: Wir denken erst seit Gorbatschow. Protokolle von Jugendlichen aus der DDR. Recklinghausen 1990, S. 15–25.

55 ND vom 8.1.1990.

56 Volkskammer der DDR. Protokoll, 9. Wahlperiode, 11. Tagung, 13.11.1989, S. 233, 235, 236, 244, 248 (Walther, NDPD), 249, 260, 262, 263.

57 Hertle, Stephan (Hrsg.): Das Ende der SED, S. 448, 447, 457.

58 Mehr Solidarität. Aufruf vom 30.11.1989, in: Die ersten Texte des Neuen Forum. 9. 9.–18.12.1989. Berlin, Januar 1990, S. 25.

59 Nachdruck aus «Gazeta Wyborcza», in: taz vom 7.12.1989.

60 «Gazeta Wyborcza» und taz vom 9.12.1989.

61 Volkskammer der DDR. Protokoll, 9. Wahlperiode, 11. Tagung, 1.12.1989, S. 320–321.

62 ND vom 29.11.1989.

63 ND vom 30.11.1989.

64 Volkskammer der DDR. Protokoll, 9. Wahlperiode, 11. Tagung, 1.12.1989, S. 328.

65 Deutscher Bundestag, 11. Wahlperiode, 177. Sitzung, 28.11.1989, S. 13511, 13512, 13513, 13514, 13542.

66 12. Tagung des ZK der SED, 3.12.1989 (Protokoll), in: Hertle, Stephan (Hrsg.): Das Ende der SED, S. 469, 471.

67 Lothar Hornbogen, Detlef Nakath, Gerd-Rüdiger Stephan (Hrsg.): Außerordentlicher Parteitag der SED/PDS. Protokoll der Beratungen am 8./9. und 16./17. Dezember 1989 in Berlin. Berlin 1999, S. 61, 307.

68 Stellungnahme, 18.11.1989. BStU, Ast. Dresden, BV, Leiter 10793, Bl. 35.

69 Fernschreiben von Egon Krenz an SED-BL und -KL, 29.11.1989. BStU, SED-KL 2628, Bl. 264.

70 Uwe Thaysen (Hrsg.): Der Zentrale Runde Tisch der DDR. Wortprotokoll und Dokumente. Wiesbaden 2000, Bd. 1, S. 62.

71 AfNS in Auflösung, Engelhardt, an Generalstaatsanwalt Joseph, 12.3.1990. BA, DO 104/7, Bl. 143–146.

72 Dienstbesprechung anlässlich der Einführung des Gen. Generalleutnant Schwanitz als Leiter des Amtes für Nationale Sicherheit durch den Vorsitzenden des Ministerrates der DDR, Gen. Hans Modrow, 21.11.1989. BStU, ZAIG 4886, Bl. 33, 36, 39, 43.

73 Vorläufige Grundsätze für Aufgaben und Strukturen des AfNS, 4.12.1989. BA, DO 104/2, Bl. 281–309.

74 Z. B. BStU, HA XX/AKG 6447; Ast. Gera AG XXII 552 (Schreiben BV-Leiter mit konkreten Angaben, 28.11.1989.).

75 NF, Videoaufnahme: Bärbel Bohley am Krisentelefon am 4.12.1989. RHG/NFo 024.

76 Tonbandmitschnitt. BStU, Ast. Chemnitz, BV, Ka 1.

77 BStU, Ast. Gera, AG XXII 552, Bl. 56–57.

78 BStU, Ast. Dresden, AIM 254/89, Teil I, Bd. 8, Bl. 296, 302.

79 Ehrenfried Stelzer an Wolfgang Herger, 28.11.1989. SAPMO B-Arch, DY 30/1361, Bl. 92.

80 Niederschrift zur Beratung des Ministerpräsidenten mit den Beauftragten des Runden Tisches zur Auflösung des ehemaligen MfS am 24.1.1990. BA, DO 104/1, Bl. 124.

81 Siegfried Grundmann, Ines Schmidt: Wanderungsbewegungen in der DDR 1989. FU Berlin, April 1990.

82 Erkenntnisse und Probleme im Zusammenhang mit Aktivitäten der Geheimdienste der BRD, 26.3.1990. BStU, Staatliche Überlieferung zum MfS/AfNS in Auflösung 11; auch: BStU, HV A 815.

83 Gespräch des Staatsekretärs Bertele mit Ministerpräsident Modrow in Ost-Berlin, 28.3.1990, in: Dokumente zur Deutschlandpolitik. Deutsche Einheit. Sonderedition aus den Akten des Bundeskanzleramtes 1989/90. München 1998, S. 985.

84 Von der Stasi zum BGS – Alte Schnüffler in neuen Uniformen, 2. Juli 1991 (Kontraste).

85 BStU, Ast. Frankfurt/O., Unterlagen des Regierungsbeauftragten für den Bezirk Cottbus.

86 AfNS in Auflösung, Engelhardt, an Ministerpräsident Modrow, 15.3.1990. BA, DO 104/7, Bl. 167–168.

87 BStU, SDM 2240, Bl. 153 (dpa-Meldung 12.12.89); JW vom 9./10.12.1989 (Eppelmann-Interview).

88 Information über die Beratung bei Genossen Modrow, 12.12.1989, 11.00–11.30 Uhr. BStU, ZKG 8899, Bl. 12.

89 Volkskammer der DDR. Protokoll, 9. Wahlperiode, 16. Tagung, 5.2.1990, S. 458. Es waren 377 Abgeordnete anwesend (S. 457).

90 Regierung der Nationalen Verantwortung. Beratung am 28.1.1990, Johannishof, Berlin (inoffizielles Protokoll von Martin Ziegler), in: Der Platz der Kirchen an den Runden Tischen. Berlin 2000, S. 59–68.

91 Thaysen (Hrsg.): Der Zentrale Runde Tisch der DDR, Bd. 4, S. 1132.

92 Alle Angaben nach: Wahlkommission der DDR (Hrsg.): Wahlen zur Volkskammer der DDR am 18. März 1990. Endgültiges Ergebnis. Berlin 1990.

93 taz vom 19.3.1990.

94 taz vom 20.3.1990.

95 taz vom 21.3.1990.

96 taz vom 19.3.1990.

97 taz vom 20.3.1990.

98 taz vom 19.3.1990.

99 Hannes Bahrmann, Christoph Links: Chronik der Wende. Berlin 1995, Bd. 2, S. 174.

100 taz vom 20.3.1990.

101 taz vom 20.3.1990.

102 ND vom 20.3.1990.

103 Joschka Fischer: Die Linke nach dem Sozialismus. Hamburg 1993, S. I.

104 ND vom 31.3./1.4.1990.

105 Weitere Details lassen sich erschließen mit: Christopher Hausmann: Biographisches Handbuch der 10. Volkskammer der DDR (1990). Köln, Weimar, Wien 2000.

106 Volkskammer, 10. Wahlperiode, 37. Tagung, 28.9.1990, S. 1824, 1827, 1842 (im Protokoll steht Haschkes Name nicht, aber es lässt sich mit Fernsehmitschnitten belegen).

107 Volkskammer, 10. Wahlperiode, 38. Tagung, 2.10.1990, S. 1868.

108 Zur Bedeutung dieser Chiffre «1989» siehe: Ralf Dahrendorf: Der Wiederbeginn der Geschichte. Vom Fall der Mauer zum Krieg im Irak. München 2004; in Auseinandersetzung damit: Ilko-Sascha Kowalczuk: 1989 in Perspektive: Ralf Dahrendorfs Antiutopismus, in: Merkur 59(2005) 1, Nr. 669, S. 65–69.

109 Ilko-Sascha Kowalczuk: Qualmende Vergangenheit. Zur Debatte um die SED-Diktatur, in: Vorgänge 45(2006) 4, Heft 176, S. 108–125.

110 Ralf Dahrendorf: Über einige Probleme der soziologischen Theorie der Revolution, in: Urs Jaeggi, Sven Papcke (Hrsg.): Revolution und Theorie I. Materialien zum bürgerlichen Revolutionsverständnis. Frankfurt/M. 1974, S. 169.

111 Ulrich Weiß: Revolutionen/Revolutionstheorien, in: Dieter Nohlen, Rainer-Olaf Schultze, Suzanne S. Schüttemeyer (Hrsg.): Lexikon der Politik. Band 7: Politische Begriffe. München 1998, S. 563.

112 Kurt Lenk: Revolution, in: Wolfgang W. Mickel (Hrsg.): Handlexikon zur Politikwissenschaft. Bonn 1986, S. 446.

113 Charles Tilly: Die europäischen Revolutionen. München 1993.

114 Lenk: Revolution, S. 447.

115 Weiß: Revolutionen/Revolutionstheorien, S. 564.

116 Hannah Arendt: Die Ungarische Revolution und der totalitäre Imperialismus. München 1958, S. 11–12; Dies.: Über die Revolution. München 1974, S. 184.

117 Crane Brinton: Die Revolution und ihre Gesetze. Frankfurt/M. 1959, S. 118–119.

118 Walter Benjamin: Über den Begriff der Geschichte, in: Ders.: Allegorien kultureller Erfahrung. Ausgewählte Schriften 1920–1940. Leipzig 1984, S. 168.

119 Sehr lesenswert: Joachim Fest: Schweigende Wortführer. Überlegungen am Ende des Jahres 1989 (FAZ vom 30.12.1989), in: Ders.: Fremdheit und Nähe. Von der Gegenwart des Gewesenen. Stuttgart 1996, S. 211–219.

120 Prononciert: Alexander Cammann: 1989 – die ignorierte Revolution, in: Ästhetik & Kommunikation, 34(2003) 122/123, S. 123–129.

121 In mehreren Erhebungen ist das immer wieder nachgewiesen worden. Als Beispiel siehe etwa: Jens Hüttmann, Ulrich Mählert, Peer Pasternack (Hrsg.): DDR-Geschichte vermitteln. Ansätze und Erfahrungen in Unterricht, Hochschullehre und politischer Bildung. Berlin 2004.

122 Auch dazu gibt es zahlreiche Erhebungen, siehe etwa: Ulrich Arnswald, Ulrich Bongertmann, Ulrich Mählert (Hrsg.): DDR-Geschichte im Unterricht. Schulbuchanalyse-Schülerbefragung-Modellcurriculum. Berlin 2006; Monika Deutz-Schroeder, Klaus Schroeder: Soziales Paradies oder Stasi-Staat? Das DDR-Bild von Schülern ein Ost-West-Vergleich. Stamsried 2008.

123 Karl Marx, Friedrich Engels: Werke. Bd. 28, Berlin 1970, S. 12.


AUSWAHLBIBLIOGRAPHIE

Die nachfolgende Literaturliste bildet nicht einmal ansatzweise den Forschungsstand und die Literaturlage ab. Sie richtet sich weder an Fachkollegen noch spiegelt sie auch nur annähernd die Primär- und Sekundärliteratur, auf die ich bei der Erarbeitung dieser Darstellung zurückgriff. Wenn man Synthesen, Regionalstudien, Zeitzeugenberichte, Erinnerungen, Dokumenteneditionen und die Arbeiten zu den internationalen Rahmenbedingungen berücksichtigen und Arbeiten zu Themen wie MfS, Opposition und Widerstand, Kultur oder Wirtschaft ausgewogen spiegeln wollte, würde selbst eine solche Auswahl schnell Hunderte Titel umfassen müssen. Kaum zu überschauen sind überdies die graue Literatur und Kleinschriften. Und wenn man wissenschaftliche Fachzeitschriften und Periodika der Aufarbeitungslandschaft einbeziehen wollte, hätte man eine Bibliographie erstellt, die das vorliegende Buch wohl an Umfang noch übertreffen würde. Im Folgenden habe ich mich auf einige wenige Bücher beschränkt, die mir zum Vertiefen einzelner Aspekte geeignet erscheinen, die sich nicht nur an ein Fachpublikum richten und die problemlos verfügbar sein dürften. Und ich habe von jedem Autor meist nur einen Titel erwähnt. Im Internet-Zeitalter stellt es kein Problem dar, weitere Arbeiten der erwähnten Autoren zu recherchieren.

 

Ash, Timothy Garton: Ein Jahrhundert wird abgewählt. Aus den Zentren Mitteleuropas. 1980–1990. München, Wien 1990

Auerbach, Thomas: Vorbereitung auf den Tag X. Die geplanten Isolierungslager des MfS. 3. Aufl., Berlin 2000

Baum, Karl-Heinz, Roland Walter (Hrsg.): «… ehrlich und gewissenhaft …» Mielkes Mannen gegen das Neue Forum. Berlin 2008

Brown, Archie: Der Gorbatschow-Faktor. Wandel einer Weltmacht. Frankfurt/M., Leipzig 2000

Boyer, Christoph (Hrsg.): Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945. Band 10: 1971–1989. DDR: Bewegung in der Sozialpolitik, Erstarrung und Niedergang. Baden-Baden 2008

Dahrendorf, Ralf: Der Wiederbeginn der Geschichte. Vom Fall der Mauer zum Krieg im Irak. München 2004

Findeis, Hagen, Detlef Pollack (Hrsg.): Selbstbewahrung oder Selbstverlust. Bischöfe und Repräsentanten der evangelischen Kirchen in der DDR über ihr Leben. 17 Interviews. Berlin 1999

Fricke, Karl Wilhelm: Der Wahrheit verpflichtet. Texte aus fünf Jahrzehnten zur Geschichte der DDR. Berlin 2000

Furet, François: Das Ende der Illusion. Der Kommunismus im 20. Jahrhundert. München, Zürich 1996

Gaddis, John Lewis: Der Kalte Krieg. Eine neue Geschichte. München 2007

Galenza, Ronald, Heinz Havemeister (Hrsg.): Wir wollen immer artig sein … Punk, New Wave, HipHop, Independent-Szene in der DDR 1980–1990. 2. Aufl., Berlin 1999

Gieseke, Jens: Mielke-Konzern. Die Geschichte der Stasi 1945–1990. 3., erw. Aufl., München 2006

Halbrock, Christian: Weggesprengt. Die Versöhnungskirche im Todesstreifen der Berliner Mauer 1961–1985. Berlin 2008

Hertle, Hans-Hermann: Der Fall der Mauer. Die unbeabsichtigte Selbstauflösung des SED-Staates. Opladen 1996

Hollitzer, Tobias, Reinhard Bohse (Hrsg.): Heute vor 10 Jahren. Leipzig auf dem Weg zur Friedlichen Revolution. Bonn 2000

Huber, Mária: Moskau, 11. März 1985. Die Auflösung des sowjetischen Imperiums. München 2002

Jäger, Wolfgang, Ingeborg Villinger: Die Intellektuellen und die deutsche Einheit. 2. Aufl., Freiburg i. B. 1997

Jarausch, Konrad H., Martin Sabrow (Hrsg.): Weg in den Untergang. Der innere Zerfall der DDR. Göttingen 1999

Judt, Matthias (Hrsg.): DDR-Geschichte in Dokumenten. Beschlüsse, Berichte, interne Materialien und Alltagszeugnisse. Berlin 1997

Kleßmann, Christoph (Hrsg.): Kinder der Opposition. Berichte aus Pfarrhäusern in der DDR. Gütersloh 1993

Kloth, Hans-Michael: Vom «Zettelfalten» zum freien Wählen. Die Demokratisierung der DDR 1989/90 und die «Wahlfrage». Berlin 2000

Knabe, Hubertus: Die Täter sind unter uns. Über das Schönreden der SED-Diktatur. Berlin 2007

Kontraste: Auf den Spuren einer Diktatur. 3 DVD, Bonn 2005

Kowalczuk, Ilko-Sascha, Tom Sello (Hrsg.): «Für ein freies Land mit freien Menschen.» Opposition und Widerstand in Biographien und Fotos. Berlin 2006

Krone, Tina (Hrsg.): «Sie haben so lange das Sagen, wie wir das dulden». Briefe an das Neue Forum September 1989–März 1990. Berlin 1999

Kuhrt, Eberhard (Hrsg.): Opposition in der DDR von den 70er Jahren bis zum Zusammenbruch. Opladen 1999

Kunter, Katharina: Erfüllte Hoffnungen und zerbrochene Träume. Evangelische Kirchen in Deutschland im Spannungsfeld von Demokratie und Sozialismus (1980–1993). Göttingen 2006

Lexikon Opposition und Widerstand in der SED-Diktatur. Berlin, München 2000

Lokatis, Siegfried, Ingrid Sonntag (Hrsg.): Heimliche Leser in der DDR. Kontrolle und Verbreitung unerlaubter Literatur. Berlin 2008

Mak, Geert: In Europa. Eine Reise durch das 20. Jahrhundert. München 2005

Maser, Peter: Die Kirchen in der DDR. Bonn 2000

Materialien der Enquete-Kommission «Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland», Baden-Baden 1995 (18 Bde.)

Materialien der Enquete-Kommission «Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Prozess der deutschen Einheit», Baden-Baden 1999 (15 Bde.)

Misselwitz, Hans, Richard Schröder (Hrsg.): Mandat für Deutsche Einheit. Die 10. Volkskammer zwischen DDR-Verfassung und Grundgesetz. Opladen 2000

Mitter, Armin, Stefan Wolle: Untergang auf Raten. Unbekannte Kapitel der DDR-Geschichte. München 1993

Mühlen, Patrik von zur: Aufbruch und Umbruch in der DDR. Bürgerbewegungen, kritische Öffentlichkeit und Niedergang der SED-Herrschaft. Bonn 2000

Müller-Enbergs, Helmut, Marianne Schulz, Jan Wielgohs (Hrsg.): Von der Illegalität ins Parlament. Werdegang und Konzepte der neuen Bürgerbewegungen. 2., erw. Aufl., Berlin 1992

Nathan, Andrew J., Perry Link: Die Tiananmen-Akte. Die Geheimdokumente der chinesischen Führung zum Massaker am Platz des Himmlischen Friedens. München, Berlin 2001

Neubert, Ehrhart: Geschichte der Opposition in der DDR 1949–1989. 2. Aufl., Berlin 1998

Ders.: Unsere Revolution. Die Geschichte der Jahre 1989/90. München, Zürich 2008

Nooteboom, Cees: Berliner Notizen. Frankfurt/M. 1991

Pfeiffer, Martin, Manfred Fischer (Hrsg.): Markierungen auf dem Weg zu einer gesamtdeutschen Verfassung. Ein Symposium. Bad Boll 1990

Pingel-Schliemann, Sandra: Zersetzen. Strategie einer Diktatur. Berlin 2002

Plato, Alexander von: Die Vereinigung Deutschlands – ein weltpolitisches Machtspiel. Bush, Kohl, Gorbatschow und die geheimen Moskauer Protokolle. Berlin 2003

Rauhut, Michael: Rock in der DDR 1964 bis 1989. Bonn 2002

Reich, Jens: Rückkehr nach Europa. Zur neuen Lage der deutschen Nation. München, Wien 1991

Rein, Gerhard (Hrsg.): Die Opposition in der DDR. Entwürfe für einen anderen Sozialismus. Berlin 1989

Richter, Michael: Die Staatssicherheit im letzten Jahr der DDR. Weimar, Köln, Wien 1996

Ritter, Gerhard A.: Der Preis der deutschen Einheit. Die Wiedervereinigung und die Krise des Sozialstaats. München 2006

Rüddenklau, Wolfgang: Störenfried. ddr-opposition 1986–1989. Mit Texten aus den «Umweltblättern». Berlin 1992

Sachse, Christian (Hrsg.): «Mündig werden zum Gebrauch der Freiheit». Politische Zuschriften an die Ökumenische Versammlung 1987–89 in der DDR. Münster 2004

Schädlich, Hans Joachim (Hrsg.): Aktenkundig. Berlin 1992

Schnauze! Gedächtnisprotokolle 7. und 8. Oktober 1989. Berlin, Leipzig, Dresden. Berlin 1990

Schöne, Jens: Die Friedliche Revolution. Berlin 1989/90 – Der Weg zur deutschen Einheit. Berlin 2008

Schröder, Richard: Die wichtigsten Irrtümer über die deutsche Einheit. Freiburg 2007

Sharp, Gene: Von der Diktatur zur Demokratie. Ein Leitfaden für die Befreiung. München 2008

Silomon, Anke: Synode und SED-Staat. Die Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR in Görlitz vom 18. bis 22. September 1987. Göttingen 1997

Simon, Gerhard und Nadja: Verfall und Untergang des sowjetischen Imperiums. München 1993

Spinelli, Barbara: Der Gebrauch der Erinnerung. Europa und das Erbe des Totalitarismus. München 2002

Steiner, André: Von Plan zu Plan. Eine Wirtschaftsgeschichte der DDR. München 2004

Sturm, Daniel Friedrich: Uneinig in die Einheit. Die Sozialdemokratie und die Vereinigung Deutschlands 1989/90. Bonn 2006

Süß, Walter: Staatssicherheit am Ende. Warum es den Mächtigen nicht gelang, 1989 eine Revolution zu verhindern. Berlin 1999

Thaysen, Uwe: Der Runde Tisch. Oder: Wo blieb das Volk? Der Weg der DDR in die Demokratie. Opladen 1990

Tilly, Charles: Die europäischen Revolutionen. München 1993

Timmer, Karsten: Vom Aufbruch zum Umbruch. Die Bürgerbewegung in der DDR 1989. Göttingen 2000

Urich, Karin: Die Bürgerbewegung in Dresden 1989/90. Köln, Weimar, Wien 2001

Weber, Hermann: Die DDR 1945–1990. 3., überarb. und erw. Aufl., München 1999

Weidenfeld, Werner, Karl-Rudolf Korte (Hrsg.): Handbuch zur deutschen Einheit. 1949–1989–1999. Aktual. Neuausgabe, Frankfurt/M., New York 1999

Wentker, Hermann: Außenpolitik in engen Grenzen. Die DDR im internationalen System 1949–1989. München 2007

Wer war wer in der DDR? Ein Lexikon ostdeutscher Biographien. 2 Bde., Berlin 2006

Winter, Friedrich (Hrsg.): Die Moderatoren der Runden Tische. Evangelische Kirche und Politik 1989/90. Leipzig 1999

Wirsching, Andreas: Abschied vom Provisorium. Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 1982–1990. Stuttgart 2006

Wolfrum, Edgar: Die geglückte Demokratie. Geschichte der Bundesrepublik Deutschland von ihren Anfängen bis zur Gegenwart. Stuttgart 2006

Wolle, Stefan: Die heile Welt der Diktatur. Alltag und Herrschaft in der DDR 1971–1989. Berlin 1998


ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS

Kursiv gesetzt sind Periodika.

 

ABI – Arbeiter- und Bauern-Inspektionen

ABL – Archiv Bürgerbewegung Leipzig

Abt. – Abteilung

ABV – Abschnittsbevollmächtigter (VP)

AdK – Akademie der Künste der DDR

ADN – Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst

AdW – Akademie der Wissenschaften der DDR

AfNS – Amt für Nationale Sicherheit

AG – Arbeitsgruppe, Arbeitsgemeinschaft

AGM – Arbeitsgruppe des Ministers (MfS)

AKG – Auswertungs- und Kontrollgruppe (MfS)

AKSK – Arbeitskreis Solidarische Kirche

AOP – archivierter Operativer Vorgang (MfS)

AOPK – archivierte Operative Personenkontrolle (MfS)

APuZ – Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zu «Das Parlament»

Ast. – Außenstelle

 

BA – Bundesarchiv

BCD – Bewaffnung und Chemischer Dienst (MfS)

BdL – Büro der Leitung/des Leiters (MfS)

BDVP – Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei

BEK – Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR

BKG – Bezirkskoordinierungsgruppe (MfS)

BL – Bezirksleitung

BStU – Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR

BV – Bezirksverwaltung (MfS)

BZ – Berliner Zeitung

 

CDU – Christlich-Demokratische Union

CFK – Christliche Friedenskonferenz

CIA – Central Intelligence Agency

ČSSR – Československá socialistická republika (dt. Tschechoslowakische Sozialistische Republik)

CSU – Christlich-Soziale Union in Bayern

 

DA – Deutschland Archiv

DA – Demokratischer Aufbruch

DBD – Demokratische Bauernpartei Deutschlands

DDR – Deutsche Demokratische Republik

DFD – Demokratischer Frauenbund Deutschlands

DKP – Deutsche Kommunistische Partei

DPA – Deutsche Presse-Agentur

DJ – Demokratie Jetzt

DSF – Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft

DSU – Deutsche Soziale Union

DTSB – Deutscher Turn- und Sportbund

DVP – Deutsche Volkspolizei

DZfPh – Deutsche Zeitschrift für Philosophie

 

EG – Europäische Gemeinschaft

EKD – Evangelische Kirche in Deutschland

EKiBB – Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg

EKU – Evangelische Kirche der Union

EM – Europameisterschaft

EOS – Erweiterte Oberschule

epd – evangelischer Pressedienst

ev. – evangelisch

 

FAS – Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung

FAZ – Frankfurter Allgemeine Zeitung

FDGB – Freier Deutscher Gewerkschaftsbund

FDJ – Freie Deutsche Jugend

FDP – Freie Demokratische Partei

FR – Frankfurter Rundschau

FS – Fernschreiben

 

GG – Grundgesetz

GP – Grüne Partei in der DDR

GL – Grüne Liga

GSSD – Γруппа советских войск в Γермании (dt. Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland)

GST – Gesellschaft für Sport und Technik

 

HA – Hauptabteilung

HdD – Haus der Demokratie

H&G – Horch und Guck

HGL – Hausgemeinschaftsleitung

HO – Handelsorganisation

HVA – Hauptverwaltung Aufklärung (MfS)

 

IFM – Initiative Frieden und Menschenrechte

IM – Inoffizieller Mitarbeiter (MfS)

 

JHK – Jahrbuch für Historische Kommunismusforschung

JW – Junge Welt

 

kathol. – katholisch

KD – Kreisdienststelle (MfS)

KdT – Kammer der Technik

KDVR – Demokratische Volksrepublik Korea (= Nordkorea)

KGB – Комитет госдарственной безопасности (dt. Komitee für Staatssicherheit)

KiS – Kirche im Sozialismus

KKL – Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen

KL – Kreisleitung

KoKo – Bereich Kommerzielle Koordinierung

KP – Kommunistische Partei

KPD – Kommunistische Partei Deutschlands

KPdSU – Kommunistische Partei der Sowjetunion

KSZE – Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

KvU – Kirche von Unten

KZ – Konzentrationslager

 

LDPD – Liberal-Demokratische Partei Deutschlands

LOPM – Leitende Organe der Parteien und Massenorganisationen

LPG – Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft

 

MDA – Matthias-Domaschk-Archiv, Berlin

MdI – Ministerium des Innern

MfNV – Ministerium für Nationale Verteidigung

ML – Marxismus-Leninismus

MR – Melodie und Rhythmus

MfS – Ministerium für Staatssicherheit

 

NATO – North Atlantic Treaty Organization

ND – Neues Deutschland

NDPD – National-Demokratische Partei Deutschlands

NF – Neues Forum

NGO – Non-Governmental Organization

NL – Neues Leben

NS – Nationalsozialismus

NVA – Nationale Volksarmee

 

OA – Offene Arbeit

OibE – Offizier im besonderen Einsatz (MfS)

OV – Operativer Vorgang (MfS)

 

PDS – Partei des Demokratischen Sozialismus

P.E.N. – Poets, Essayists, Novelists

 

RAF – Rote Armee Fraktion

RGW-Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe

RHG – Robert-Havemann-Gesellschaft

RIAS – Rundfunk im amerikanischen Sektor (von Berlin)

 

SAPMO B-Arch – Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR, Bundesarchiv

SBZ – Sowjetische Besatzungszone

SDI – Strategic Defense Initiative

SdM – Sekretariat des Ministers (MfS)

SDP – Sozialdemokratische Partei in der DDR

SED – Sozialistische Einheitspartei Deutschlands

SFB – Sender Freies Berlin

SoFd – Sozialer Friedensdienst

SPD – Sozialdemokratische Partei Deutschlands

StGB – Strafgesetzbuch

SU – Sowjetunion

SuF – Sinn und Form

SZ – Süddeutsche Zeitung

 

TASS – Телеграфное агентство Советского Союза (dt. Telegrafenagentur der SU)

taz – die tageszeitung

 

UB – Umweltbibliothek

UdSSR – Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken

UFV – Unabhängiger Frauenverband

UNO – United Nations Organization

UZ–UnsereZeit (DKP)

 

VdgB – Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe

VdF – Verband der Freidenker

VdK – Verband der Konsumgenossenschaften

VL – Vereinigte Linke

VP – Volkspolizei

VPKA – Volkspolizeikreisamt

VW – Volkswagen

 

WHO – World Health Organization

WM – Weltmeisterschaft

 

ZAIG – Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe (MfS)

ZdF – Zeitschrift des Forschungsverbundes SED-Staat

ZfG – Zeitschrift für Geschichtswissenschaft

ZK – Zentralkomitee

ZOS – Zentraler Operativstab (MfS)

ZRT – Zentraler Runder Tisch


PERSONEN- UND ORTSREGISTER

Abuladse, Tengis 73, 84

Achmatowa, Anna A. 147

Adams, Bryan 164–165

Addis Abeba 86

Adenauer, Konrad 92

Adorno, Theodor W. 143

Afghanistan 25, 388

Ahnfeld, Lutz 475, 527

Ahrendt, Lothar 479–480

Aitmatow, Tschingis 142

Albani, Bernd 401

Albanien 334, 473

Albrecht, Ernst 379

Altenberg 470

Altenburg 329, 370

Altentreptow 159

Altefähr 323

Anderson, Sascha 259, 271, 288

Andrejewa, Nina 83

Andropow, Juri W. 28

Angola 66, 115

Anklam 324, 463

Annaberg 452

Armenien 95, 334

Arnstadt 386–387, 394

Aschersleben 394

Aserbaidschan 95, 334

Äthiopien 66

«Antitrott» 159

Antonescu, Ion 70

Apfeld, Wolfgang 319

Arafat, Jassir 388

Ardenne, Manfred von 475

Arendt, Hannah 241, 539

Arnold, Michael 308, 323, 355, 361

Ash, Timothy Garton 16, 35, 136, 290–291, 545

Aue 21, 23–24

Auerbach, Thomas 205

Aurich, Eberhard 165, 296, 412–413

Auschwitz 170, 172, 353

Axen, Hermann 249, 334, 380

 

Bach, Johann Sebastian 458

Bad Berka 155

Bad Brambach 384

Bad Elster 502

Bad Schandau 383

Bad Wilsnack 281

Baehr, Vera-Maria 466

Baez, Joan 269

Bahr, Egon 26, 97–98, 107, 109, 223, 532

Bahro, Rudolf 143, 317

Banaschak, Manfred 456

«BAP» 164, 268

Barbe, Angelika 393

Barcelona 22

«Barclay James Harvest» 164

Barth 161

Barth, Bernd-Rainer 249

Bartoszek, Michael 359, 520

Bassarak, Gerhard 280

Bastian, Gert 247

Bauer, Conny 367

Baum, Karl-Heinz 327

Bautzen 195, 198, 307, 421, 438

Bebel, August 348

Becher, Johannes R. 147

Becker, Boris 180

Becker, Helmut 358

Beckett, Samuel 150–151

Beckmann, Lukas 247

Beleites, Michael 239

Belgien 86

Belgrad 85

Bender, Peter 92–93, 97–98

Bengsch, Alfred 214

Benjamin, Hilde 480

Bergen 122

Berger, Götz 484

Berghofer, Wolfgang 41, 333, 400, 429, 449, 484, 488–489, 520, 523

Berija, Lawrenti P. 73

Berlin 9–11, 16, 18, 21–24, 37–38, 65, 67, 72, 76–77, 79, 81–82, 85, 88–91, 93, 96, 104–105, 114, 123–124, 126, 138–139, 146, 150–152, 156–158, 160–168, 170–172, 180, 184–188, 190, 192–195, 197, 200, 202–206, 209–211, 214–215, 220, 222–223, 226, 228–229, 234, 236–237, 239–243, 246–253, 256–271, 280–283, 287–288, 290, 292–296, 301, 303, 306, 308, 310, 312, 314, 318–323, 326–332, 337, 340–344, 346–347, 351–355, 359–361, 364, 367–370, 372, 377–395, 400–401, 403, 407–410, 412, 415–420, 425, 427–429, 431, 433, 435–436, 439, 441, 443–444, 446–453, 456–458, 460–466, 468, 470, 473, 480–482, 484, 487, 492–493, 499, 501–502, 506–509, 511–513, 515, 518, 520–521, 523, 526, 529–531, 546, 559

Bernau 9

Bertele, Franz 369–370, 378, 516

Bettler, Karl 325

Beyer, Frank 484

Beyer, Udo 349

Bickhardt, Peter 243–244, 493, 527

Bickhardt, Stephan 204, 242–244, 303, 319, 328, 355–356, 359, 364, 482, 493, 530

Bielefeld 544

Biermann, Wolf 11, 50, 141, 143, 163, 205, 234, 251, 267–268, 382, 425, 447–448, 450, 462, 514, 531

Biermann, Wolfgang 113

Birnbaum, Norman 269

Birthler, Marianne 267, 282, 296, 323, 356, 368, 450, 531, 534, 546

Bischofswerda 400

Bisky, Lothar 180, 320, 451, 488–490

Bismarck, Otto von 145

Bitterfeld 126, 148, 239

Blank, Konrad 243–244

Blaschke, Karlheinz 355

Bläss, Petra 527

Böhlen 361

Bohley, Bärbel 235–236, 248, 256, 258–259, 264, 266–268, 270, 272–273, 276–278, 281, 283, 288–290, 310, 316–317, 356, 359–361, 366–367, 369–370, 419, 431, 447, 494, 506–508, 520, 530, 546

Böhm, Tatjana 499, 523–524

Böhme, Manfred 287–288, 358, 365–366, 393, 417, 519–520, 522

«Bolschewistische Kurkapelle» 159

Bondör, Christine 76

Bonhoeffer, Dietrich 218–221

Bonn 24, 50, 86–87, 91, 102, 104–105, 186, 249, 315, 351, 365, 369–370, 378, 432, 434, 474, 499, 524, 544

Bordeaux 21–22

Börner, Hans-Jürgen 267

Börner, Rainer 534

Bösdorf 442

Böttger, Antje 248

Böttger, Martin 248, 252, 256, 264, 281, 285, 319, 356, 359, 361

Böttger, Till 266

Bowie, David 162

Braecklein, Ingo 213

Bragg, Billy 163

Brandenburg 223, 246, 340–341

Brandt, Helmut 446

Brandt, Willy 92, 94, 461–462, 526, 532

Bratislava 155

Braun, Matthias 144

Braun, Volker 146–148, 394, 454, 484

Braune, Werner 214

Braunsdorf 204–206, 237, 259, 268

Brecht, Bertolt 53, 146

Bremen 499

Brendler, Gerhard 526

Breschnew, Leonid I. 26–28, 30–31, 33, 72, 125, 337

Bretschneider, Harald 206–207

Brie, André 312, 315

Brie, Michael 312, 315, 431

Brinksmeier, Dankwart 516

Brinton, Crane 539

Brno 155

Brühl, Reinhard 484

Brun, Marcel 325

Brünneck, Alexander von 499

Brussig, Thomas 463

Bruyn, Günter de 147–148

Budapest 24, 155, 187, 335, 346–347, 350, 353

Bukarest 337, 473

Bulgarien 68–69, 80, 155, 183, 187, 337, 388, 472–473

Burke, Solomon 164

Burkhardt, Frieder 205

Bush, George sen. 434

 

Cainsdorf 361

Cambridge 297

Carow, Heiner 153

Carpentier, Jan 381

Castro, Raul 334

Ceauşescu, Elena 70, 473

Ceauşescu, Nicolae 70, 80–81, 338, 388, 473

Celan, Paul 243

Chamier, Georgia von 293

Chapman, Roger 163

Chemnitz 81, 138–139, 190, 195, 321, 368, 370, 384, 389, 394–395, 399, 408, 410, 417, 436, 460, 470–471, 486, 502–503, 509, 529

Chile 250, 391

China 249, 337–342, 378, 383, 396, 476

Chirac, Jacques 86

Chruschtschow, Nikita S. 147

Cibulka, Hanns 148

«City» 166–167, 367

Claus, Roland 488–489

Claußnitz 321

Cocker, Joe 164

Coswig 318–319, 328, 361

Cottbus 165, 168, 214, 283, 481, 518–519

Crimmitschau 394

ČSSR 31, 33, 60, 68–70, 80, 87, 180, 183, 187, 233, 236, 247, 249, 263, 310, 336–337, 351, 378, 383, 388, 397, 421, 432, 453, 459, 470, 472–473, 529, 545–546

Cyrus, Gerhard 206

Czerny, Heidelore 519

 

Dahme 452

Dahn, Daniela 368

Dahrendorf, Ralf 16, 335, 537

Dalos, György 135

Danz, Tamara 167–168, 367, 413, 420, 484

Dargun 325

«DekaDance» 159

«Demokratischer Konsum» 159

Demke, Christoph 220, 388, 395, 484

Demmler, Kurt 367, 450

Den Haag 459

«Depeche Mode» 166

«Der Expander Des Fortschritts» 159

Dersekow 321

Dertinger, Georg 446

Dessau 194, 394

Dessau, Paul 53

«die anderen» 159

«Die Ärzte» 168

«Die Firma» 170

«Die Toten Hosen» 168, 559

Dibelius, Otto 219–221

Dickel, Friedrich 383, 422, 456

Diepgen, Eberhard 90–91, 223

Diestel, Peter-Michael 515, 517, 525, 535

Dietrich, Christian 204

Dietrich, Reiner 257–258, 288

Dippoldiswalde 394

Dönhoff, Marion Gräfin 92

Donndorf 194

Dornbusch, Wolfgang 78

Dorndorf 341

Dresden 21–24, 41, 76, 113, 123, 139, 149–151, 158, 161, 168, 174–175, 188, 190, 193, 197, 226, 228, 230–231, 235, 237–238, 246, 249, 257, 259, 268, 275, 287, 296, 307, 313–314, 318, 321–322, 326–327, 330, 333, 341, 361, 365, 368, 370, 378, 383–386, 389, 394–395, 400–401, 403, 408, 410, 413, 417–421, 428–429, 435–436, 438–439, 443, 470, 474, 481, 484, 486, 497, 502, 506, 508, 510, 521

Drees, Erika 231, 317, 361

Drees, Ludwig 316

Dubček, Alexander 473

Ducke, Karl-Heinz 493, 498, 523

Dylan, Bob 164

 

Ebeling, Hans-Wilhelm 525, 530

Egeln 452

Eggert, Hans 275

Ehrmann, Riccardo 456

Eichmann, Adolf 170

Eichsfeld 522–523

Eigenfeld, Frank 361

Eigenfeld, Katrin 257, 361, 370

Eilenburg 328

Eisenach 132, 195, 370

Eisenhüttenstadt 195, 316

Eisfeld 188

Eisler, Hanns 53

Eitner, Charly 367

«Element of Crime» 170–171

Elmer, Konrad 451

Emmerlich, Gunter 377

Engelhardt, Heinz 501, 508, 516, 533

Engels, Friedrich 11, 52, 59–60, 128, 548

«Engerling» 166

Eppelmann, Rainer 50, 91, 204, 206, 208–209, 212–213, 225, 234, 243, 247–252, 256, 271–272, 287, 290, 327, 332–333, 341, 365–366, 380, 401, 419, 518, 520, 523–525, 531, 535, 546

Eppendorf 138

Eppler, Erhard 97–98, 100, 106–107, 109, 223–225

Erfurt 204, 209, 225, 259, 268, 287, 307, 370–371, 394, 408, 436, 460, 507–509, 512, 529

Espenhain 129, 238

Estland 95, 155, 249, 335

Eulitz, Renate 292

 

Falcke, Heino 204, 217, 225, 231, 242, 380

Fechner, Max 446

«Feeling B» 160–161

Fehér, Ferenc 335

Feller, Kai 292–294

Ferworn, Helmut 353–354, 414

Fink, Heinrich 204, 420

Finnland 86

Fischbeck, Hans-Jürgen 242, 303, 319, 328, 356, 359, 364

Fischer, Joseph 461, 532–533, 547

Fischer, Oskar 92, 249, 310, 339, 351

Fischer, Ulrich 247

Fischer, Werner 236, 256, 258, 264, 268,

270, 272–273, 276–278, 281, 310, 323, 356, 358, 368, 514, 530

Flade, Hermann-Joseph 318

Flechtingen 442

Flügge, Rainer 319, 369

Forck, Gottfried 91, 203, 207–208, 214, 223,

226–227, 229, 242, 278, 280–281, 295–296, 388, 401, 415–416, 514

Forner, Rainer 292–293, 295, 297

Forst 421, 509

Fränkel, Hans-Joachim 203, 218

Frankfurt/Oder 18, 168, 195, 316, 329, 344–345, 379, 436, 481, 519

Frankfurt/Main 18, 421, 544

Frankreich 60, 86, 136, 301, 434, 458–459, 487, 548

Freiberg 329, 384

Freiligrath, Ferdinand 403

Freital 329

Frenzel, Michael 296

Freud, Siegmund 61

Freudenberg 105

Freudenberg, Winfried 303

Freund, Olaf 361

«Freygang» 159

Fricke, Karl Wilhelm 16, 96, 104, 446

Friedrich II. 145

Frieß, Sieglinde 486

Frömmstedt 194

Fuchs, Jürgen 50–51, 79, 105–106, 143, 247–248, 253, 259, 268, 271–273, 276, 317, 448, 514

Fühmann, Franz 62–63, 143

Führer, Christian 308, 311, 369, 546

Furet, François 301

Furian, Hans-Otto 220, 358, 401, 415, 562

 

Gadebusch 421, 509

Gans, Eduard 175

Garstecki, Joachim 306

Gartenschläger, Gottfried 215

Gauck, Joachim 224, 399, 515

«Gefahrenzone» 159

Gehlert, Siegfried 509

Gehrke, Bernd 360, 484, 499

Geißler, Erhard 144–145

Geißler, Heiner 98

Genin, Salomea 173

Genscher, Hans-Dietrich 92, 104, 310, 343, 351, 378, 474, 526

Genthin 452

Georgien 95, 335

Gera 98, 168, 370, 470, 486, 510

Gerlach, Manfred 372–373, 450, 475, 488

Gienke, Horst 203, 342–343

Gießen 280

Glaskow, Nikolai I. 252

Glauchau 329, 421

Gläßner, Ludwig 257

Glöckner, Reinhard 342

Glowe 323

Göda 198

Goebbels, Joseph 30, 94–95, 532

Goethe, Johann Wolfgang von 151

Gorbatschow, Michail S. 12, 14, 24, 26, 28–35, 72–73, 75, 79–80, 82–84, 90–91, 94–95, 101, 109, 125, 163, 202, 255, 308, 313, 315, 318, 321, 337–338, 343, 381, 388, 391, 400, 447, 468, 476, 524, 545

Gorki 33

Görlitz 175, 203, 222, 230, 242, 329

Gossel 194

Gotha 195

Götting, Gerald 45

Grabe, Christine 534

Graf, Stefanie 180

Grass, Günter 268, 461

Greifswald 113, 122, 203, 214, 222, 237, 321, 342, 358, 370

Greiz 140, 421

Griebenow, Elise 325

Griechenland 86

Grimm, Peter 236, 256–258, 264, 281, 407

Grimmen 76, 269

Grönemeyer, Herbert 268

Großbritannien 10, 86, 247, 277, 282, 297, 434, 458–459

Großenhain 77

Großhennersdorf 368, 440

Groß-Lübbenau 194–195

Großmann, Ernst 54

Großmann, Werner 49

Großschönau 361

Grundmann, Siegfried 514–515

Grünheide 234, 360–361, 453

Guben 394

Gueffroy, Chris 303

Gundermann, Gerhard 413, 420

Günter, Gabriele 107

Günther, Rolf-Dieter 214

Güstrow 257

Gutzeit, Martin 204, 283–284, 287, 357–358, 365, 393, 493

Gützkow 410

Gysi, Gregor 191, 272, 281, 295, 372, 449, 488–491, 506–507, 511, 520, 526, 531, 533, 560

Gysi, Klaus 249, 279

 

Haak, Erich 411

Haase, Jeannine 294

Habermas, Jürgen 317, 461

Haeger, Monika 288–289

Hager, Kurt 10–13, 73, 77, 106, 144, 165, 172, 315, 413, 439

Hahn, Erich 106

Hahnemann, Helga 377

Hainichen 394

Halberstadt 124, 194

Halbrock, Christian 240, 290

Haldensleben 442

Hallbach 155

Halle 126, 139, 158, 190, 194, 197, 201, 205, 228–229, 237, 249, 252, 257, 259, 268, 296, 321, 358, 361, 370, 394, 403, 417, 419–420, 436, 502

Hamburg 11–12, 142, 186, 316, 531, 544

Hamel, Mario 288

Hamann, Karl 446

Hammer, Detlev 215

Hannover 499

Harder, Hans-Martin 214

Harich, Wolfgang 145–146, 446

Hartfiel, Jürgen 76

Hartz, Frank 288

Harwich 297

Haschke, Jürgen 525, 534

Hasselmann, Silke 76

Hattenhauer, Karin 403

Havanna 86

Havel, Václav 34, 143, 336, 421, 473

Havemann, Annedore (Katja) 257, 288, 316–317, 359–361

Havemann, Robert 143, 233–234, 251

Heiligenstadt 529

Hein, Christoph 135, 142–143, 148–150, 296, 336, 431, 443, 451, 454

Heitmann, Steffen 395

Helbig, Jan 339

Heller, Ágnes 335

Helmstedt 378–379

Helsinki 57, 85, 188

Hempel, Alfred 361

Hempel, Johannes 203, 220, 226, 311

Hempel, Wolfgang 21

Henrich, Rolf 316–317, 359–362, 414–415, 419

«Herbst in Peking» 159, 340

Herger, Wolfgang 429, 511

Heringsdorf 452, 502

Herlt, Günter 104, 136–137, 352

Hermlin, Stephan 296, 336

Herrmann, Joachim 42, 77, 315, 423–424, 478

Herrnhut 207

Hertle, Hans-Hermann 16, 456–457

Herzberg, André 167, 367, 413, 420

Herzberg, Guntolf 482

Heusinger, Hans-Joachim 480

Heym, Stefan 141, 176, 431, 443, 451, 454, 484, 531, 540

Hilbig, Klaus 430

Hildburghausen 188

Hildebrand, Gerold 368

Hildebrandt, Dieter 268

Hildebrandt, Johannes 229

Hildebrandt, Jörg 438

Hildebrandt, Regine 438, 535

Hilker, Hans 243–244

Hilsberg, Peter 319, 393

Hilsberg, Stephan 393, 415–416

Hiroshima 145

Hirsch, Ralf 91, 206, 236, 252, 256, 258, 264, 267–268, 270–273, 276–278, 287, 310, 370, 448, 514, 520

Hirschfelde 321

Hirschluch 212

Hitler, Adolf 54, 73, 75–76, 84, 92, 95, 353

Höck, Dorothea 359

Hofmann, Joachim 65

Hoffmann, Hans-Joachim 149, 424, 456

Hoffmann, Heinz 208

Hoffmann von Fallersleben, August Heinrich 212

Höfner, Ernst 476

Hohenlobbese 325

Hohnkirchen 37

Holwas, Günter 206

Holzweißig, Gunter 136

Homann, Heinrich 54

Honecker, Erich 11, 15, 24, 26, 37–38, 40–42, 45, 49, 57, 62, 64, 66, 72–73, 75, 77–78, 80–82, 84–89, 91–92, 94, 98, 100–105, 109–111, 113, 117, 119, 123, 134–135, 138, 144, 154, 177, 186, 198, 217, 225, 245–247, 257, 261, 265, 268, 276, 278–279, 282, 292, 295–296, 302–303, 309–310, 313–315, 334, 337, 342, 348–349, 374, 377, 379, 381–383, 399, 422–424, 435, 439, 456, 466, 475–478, 488, 491, 531–532

Honecker, Margot 11, 37, 167, 292–293, 296, 339, 439

Hönn, Carola 244

Höpcke, Klaus 143–144, 352–353, 445, 488–489

Höppner, Reinhard 535–536

Horkheimer, Max 143

Horn, Gyula 346, 350–351

Hoyerswerda 195

Huhn, Martina 373

Hülsemann, Wolfram 172, 246, 401

Huxley, Aldous 143

 

Ihle, Katja 293–294

Ilmenau 342, 394

«Internationale Müllstation» 288

Irbersdorf 155

Israel 86

Italien 60, 86, 247, 352

 

Jahn, Roland 50, 105–106, 162, 235, 239, 243, 247–248, 252–253, 256, 258–260, 264, 271–273, 276, 287, 289–290, 295, 364, 368, 370, 403, 420, 448, 514, 517

Jakeš, Milouš 388

Jalta 85

Janka, Walter 444–446

Japan 86, 136

Jarowinsky, Werner 279, 475

Jaruzełski, Wojciech 25, 101, 388

Jauer, Joachim 71

Jelzin, Boris N. 32

Jena 22, 113, 127, 205, 228, 235, 252, 268, 287, 296, 307, 330, 342, 394, 403, 452

Jericho 281

Johannes Paul II. 25, 71, 86

Jonas, Bruno 268

Jordan, Carlo 160, 240, 249, 492

Joseph, Hans-Jürgen 501

Jugoslawien 183, 338, 473

Juncker, Wolfgang 438

Jürk, Juliane 527

 

Kádár, János 335

Kahlbaum, Hans-Karl 318–319

Kalex, Johanna 257

Kalex, Roman 257

Kalk, Andreas 266

Kambodscha 388

Kamnitzer, Heinz 273–274, 353

Kamp, Marion van de 448

Kanada 269

Kania, Karin 332

Kant, Hermann 141–142, 260–261, 414, 455–456, 483

Kap Arkona 45

Kapuciński, Ryszard 27

«Karat» 166, 367

Karl-Marx-Stadt siehe Chemnitz

Karlsruhe 499

Katzenstein 506

Kavelstorf 505–506

Kayser, Karl 455

«Keimzeit» 159

Keller, Dietmar 448

Kelly, Petra 247–248, 525

Kerouac, Jack 155

Kertzscher, Günter 353

Keßler, Heinz 383, 389

Kim Il Sung 165

Kirchner, Dankwart 282

Kirchner, Martin 188, 373, 519, 533

Kittelmann, Peter 486

Klähn, Martin 361

Klein, Dieter 312, 484, 488

Klein, Helmut 306–307

Klein, Thomas 236, 251, 360

Klemm, Volker 573

Klemperer, Victor 177

Klier, Freya 256–257, 266–270, 272–274, 276–278, 281, 310

Klingenthal 410, 419

Klohr, Olof 561

Kluge, Volker 449

Knabe, Wilhelm 247

Kohl, Helmut 30, 90–92, 94–96, 102–104, 109, 194, 225, 321, 343, 351, 378, 432, 434, 459–462, 474, 480, 485–486, 515, 520, 522, 524–526, 531–532, 542

Kolbe, Uwe 363

Köln 11, 180, 544

König, Martin 359

Königswalde 246, 356, 395

Koplanski, Michael 475

Köppe, Ingrid 487, 532

Korbella, Horst 531

Kossok, Manfred 301

Köthen 438

Kotterba, Jörg 349–350

Kowasch, Fred 309

Krack, Erhard 223, 415, 429

Kraft, Dieter 280

Krahl, Toni 166–167, 367, 413, 420

Kraków 155, 390

Krause, Günther 515, 534

Krawczyk, Stephan 253, 256–257, 266–270, 272–274, 276, 278, 285, 287, 310

Krenz, Carsten 292

Krenz, Egon 73, 77, 257, 265, 282, 292, 303, 314–315, 326, 328, 330–331, 334, 339–340, 374, 376–377, 380, 382–383, 399, 402–403, 422–424, 426–432, 434, 437, 439, 442, 446–447, 449, 453–457, 460, 475–478, 483–484, 488–489, 492

Kreyssig, Lothar 172

Krohn, Alexander 291–294

Krolikowski, Werner 422

Krüger, Thomas 281, 327, 393

Krusche, Günter 204, 209–210, 229, 259–260, 280–281, 401, 415–416

Kruse, Martin 241

Kuba 170, 184, 334, 388

Kubina, Michael 318–319

Kuczynski, Jürgen 255, 296, 372

Kühlungsborn 144

Kühn, Hartmut 249

Kukliński, Ryszard 67

Kukutz, Irena 288

Kulisch, Uwe 206, 257, 264, 267, 287

Kundera, Milan 17

Kunert, Günter 267

Kunze, Reiner 267–268

Kusmin, Iwan N. 554

Küttler, Thomas 395–396, 398

 

Laos 388

Lafontaine, Oskar 98, 102, 461, 486, 526, 532

Lage, Klaus 163

Lampe, Reinhard 226, 242–243, 319, 356, 359, 364

Land, Rainer 312

Landers, Paul 160

Lange, Bernd-Lutz 402

Lange, Martin 493, 498, 523

Laschitza, Annelies 274

Lee, Alvin 265

Leich, Werner 214, 221, 227, 229, 278–279, 388, 395

Leipzig 11, 14, 16, 21–22, 76–77, 107, 123–124, 126, 139, 158, 161, 168, 188, 190, 193, 205, 228, 238, 246, 249, 252, 257, 267–268, 282, 296, 307–311, 318, 321–323, 326–330, 333, 341–342, 347, 355, 360–361, 363–364, 368–371, 373, 380–381, 384–386, 389, 394–395, 399, 401–404, 408, 410, 417–422, 424, 427–430, 435–437, 443, 448–449, 452, 455, 464, 471, 475, 486, 493, 497, 501–502, 507–508, 512, 546

Lengsfeld, Phillip 270, 291–295, 297

Lengsfeld, Vera 236, 259, 266, 269–270, 272, 278, 281, 285, 292, 295, 297, 310, 499, 532

Lenin, Wladimir I. 29–31, 43, 52, 59

Leningrad siehe St. Petersburg

Lenk, Kurt 538

Leonhard, Wolfgang 59

Leonhardt, Rudolf Walter 92

Lettland 95, 155, 249, 335

Libanon 342

Libyen 388

Lieberknecht, Christine 373

Liebknecht, Karl 265, 274–275, 309–310, 523

Liefers, Jan Josef 449

Lietz, Heiko 204, 224, 257

Lindemann, Marie-Luise 247, 482

Lindenberg, Udo 9, 100, 164, 268

Lindner, Benjamin 291–294

Lindner, Günther 152

Lindow 403

Lipiński, Edward 247

Litauen 95, 155, 249, 335

Löbau 139, 491

Loest, Erich 267–268

Löffler, Kurt 415

London 22, 24, 29, 86, 282, 336, 459, 474, 524

Lorenz, Christian «Flake» 160

Loriot 152, 223

Lübbenau 430

Lucia, Paco de 164

Ludwig XVI. 409

Ludwigslust 304, 452

Luft, Christa 479

Luther, Horst 264

Luther, Martin 145, 221, 227, 302

Lutz, Günter 401

Luxemburg 459

Luxemburg, Rosa 52, 262, 265, 267, 274–275, 309–310, 523

 

Maaz, Hans-Joachim 156, 176, 316

Madrid 85, 87

Maffay, Peter 163–164, 267–268

Magas, László 350

Magdeburg 22, 80–81, 158, 168, 193, 215, 231, 235, 237, 257, 296, 316, 322, 342, 361, 371, 382, 384–385, 388–389, 394, 401, 403, 417, 420, 436, 442, 452, 460, 497

Magirius, Friedrich 308, 311

Mainz 72

Maizière, Lothar de 272, 474, 479–480, 490, 513, 515, 517, 520, 522, 530–531, 533–535

Maleuda, Günther 475, 484

Malia, Martin 29

Malmö 350

Managua 86

Mangliers, Gisbert 401

Mandela, Nelson 279

Mannheim 544

Maputo 86

Marienberg 138

Markneukirchen 403

Maron, Monika 148

Marquardt, Regine 509

Marseille 21

Martin, Norbert 395, 398

Marx, Karl 11, 52, 59–60, 128, 192, 200, 539, 543, 548

Masur, Kurt 402–403, 443, 454, 526

Mayall, John 164

Mazowiecki, Tadeusz 336

McGuinn, Roger 164

McLaughlin, John 164

Meadow, Dennis L. 125

Meadow, Donella 125

Mechtersheimer, Alfred 243

Meckel, Markus 204, 245–246, 257, 284, 287, 356–358, 365, 393, 535, 546

Meerane 403

Mehlhorn, Ludwig 242–243, 249, 303, 319, 328, 356, 359, 364, 482, 530

Meinecke, Ulla 268

Meinel, Reinhard 361

Meinersdorf 155

Meiningen 441

Meisner, Joachim 214, 221, 271, 273

Mengistu Haile Mariam 338

Merkel, Angela 249

Merseburg 370, 403, 421

Meyer, Kurt 402

Meyer, Thomas 100, 105

Michnik, Adam 29, 34, 482

Mielke, Erich 11, 37, 42, 49, 77, 81–83, 85, 144, 254, 257, 261, 277, 303–304, 310, 314–315, 328, 374–377, 383, 399, 422–425, 427, 439, 450, 476–478, 488, 491, 503

Miesitz 155

Miłosz, Czesław 147

Misselwitz, Ruth 281

Mißlitz, Frank-Herbert 264, 266, 287

Mittag, Günter 42, 110, 117, 313, 374, 423–424, 476, 478

Mitter, Armin 16, 445, 501

Mittig, Rudi 220, 261, 503, 514

Mitterrand, François 86–87, 101, 434, 520–521

Moçambique 66, 115, 170, 325

Mock, Alois 346

Modrow, Hans 149, 174–175, 314–315, 333, 339, 372, 384, 400, 429, 449, 454–455, 460, 476–485, 488–489, 503–504, 508, 510–514, 516–520, 522–526, 531, 533

Momper, Walter 460–462, 520

Mongolei 184, 388

Moritzburg 200

Moskau 12, 14, 21, 24–28, 30, 33, 35, 58, 67, 71–73, 81–83, 85–86, 90, 100, 272, 315, 334–335, 344, 424–425, 434, 447, 459, 474, 515, 524, 542, 545

Mühe, Ulrich 151, 444, 449

Mühlen, Patrik von zur 16

Mühlhausen 452, 470

Müller, Bruno 280

Müller, Gottfried 373

Müller, Hanfried 204, 218, 280

Müller, Heiner 124, 146–148, 150–151, 451, 470

Müller, Rainer 323

Müller, Silvia 236

Müller-Streisand, Rosemarie 280

Müller-Westernhagen, Marius 268

Müncheberg 322

München 473, 544

Münster 281

Müntzer, Thomas 302

 

Nagasaki 145

Nagy, Imre 335

Nagorski, Lutz 288

Namibia 333

Natho, Eberhard 204, 388

Nau, Stefan 208

Naumburg 200, 237, 252, 257, 369, 502

Németh, Miklos 350

Neubrandenburg 159, 190, 322, 325, 349, 429, 436, 438, 481, 501

Neubauer, Horst 378

Neubert, Ehrhart 16, 306, 365, 379–380, 494, 525

Neubert, Hildigund 379–380

Neuglobsow 322–323

Neumann, Gert 340

Neutsch, Erik 141

New York 207

Nicaragua 66, 165, 334, 388

Nickel, Otmar 361

Niebling, Gerhard 346

Niederlag, Wolfram 286

Niederlande 86, 247

Niederländer, Loni 158, 511

Nietzsche, Friedrich 145–146

Noack, Arndt 358, 365

Nooke, Günter 107, 380, 525

Nordjemen 388

Nordkorea (KDVR) 165, 184, 333–334, 338, 388

Nothe, Werner 497

Nowack, Joachim 525

 

Oberthür, Peter 341

Ohrdruf 194

«Oktoberklub» 274–275

Oltmanns, Gesine 308, 323

Omsk 27

Oranienburg 246

Ortega, Daniel 388

Ortmann, Michael 352

Orwell, George 63, 143, 176

Oschatz 441

Ossietzky, Carl von 297

Österreich 325, 346, 350–351, 377, 459

«Ostfront» 159

Ostrowski, Christine 41

 

Pahnke, Rudi-Karl 205–206, 251, 365, 380, 494

Pallagi, Ferenc 346

Palme, Olof 245–246, 260

«Pankow» 157, 166–167, 367

Parchim 227, 324

Paris 24, 86–87, 150, 259, 409, 458–459, 474

Parthey, Knuth 324

Pasewalk 194, 307

Passauer, Martin-Michael 206, 214, 220, 388, 401

Pawliczak, Lothar 288

Pech, Cyrill 197, 204, 264

Pehnert, Horst 74

Peking 159, 337–340, 344

Pepperle, Heinz 145–146

Perleberg 438

Petrograd 409

Petty, Tom 164

Pfaffenrode 470

Pflugbeil, Christine 361

Pflugbeil, Sebastian 361, 370, 446, 484, 523–524

Pfuhl, Erich 212–213

Piesteritz 438

Pietsch, Karl 198

«Pink Floyd» 348

Pirna 195, 228

Pjöngjang 86

Plauen 318, 329, 384, 395–396, 398–399, 407, 410, 413, 417–419, 428, 435, 546

Plath, Siegfried 214

Platzeck, Matthias 523–524

Pleitgen, Fritz 71

Plenzdorf, Ulrich 57, 454

Pohl, Gerhard 535

Polen 14, 25–26, 60, 68, 71, 81, 87, 104, 109, 130, 170, 183, 222, 233, 239, 249, 263, 269, 301–302, 310, 335–337, 356, 383, 388, 458–459, 461, 472–473, 481–482, 485, 487, 492, 495, 500, 529, 545

Pommer, Dietmar 304

Pommert, Jochen 402

Poppe, Gerd 236–237, 248, 250–252, 256, 264, 276, 280–281, 283, 287, 289, 340, 482, 493, 499, 523–525, 532

Poppe, Ulrike 106, 235–236, 248, 252, 256, 259, 264, 281–282, 287, 289, 319, 340, 359, 364, 484, 546

Poßner, Wilfried 479

Postler, Lorenz 206

Potsdam 78, 123–124, 158, 168, 180, 188, 193, 195, 200, 207, 296, 316, 320, 325, 328–329, 332, 341, 361, 370, 384, 394, 417, 452, 502, 518

Poznań 155

Prag 18, 33–34, 155, 187, 281, 313, 336, 347–348, 351, 377–378, 380, 382–383, 396, 453, 456

Prag, Joachim 333

Prenzlau 234, 325, 394

Preuß, Ulrich K. 499

Pritzwalk 116, 186

Przybylski, Peter 273

«Puhdys» 166

Putbus 410

Puttkammer, Joachim 342

 

Qualitz, Helmut 460

Quandt, Bernhard 430, 488

Quedlinburg 370

Querfurt 247

 

Radebeul 269

Radomski, Aram 340, 364, 403, 420

Ragwitz, Ursula 149

Rahn, Helmut 21

«Rammstein» 160

Ramsla 373

Rasenberger, Hans 453

Rathenow 506

Rathenow, Lutz 79, 152, 251, 256

Rathke, Heinrich 207

Rausch, Friedhelm 429

Ravensbrück 245

Reagan, Ronald 75, 86, 89–91, 101–102, 109, 163

Rebling, Jalda 420

Reder, Hans 187

Regener, Sven 463

Reich, Eva 361

Reich, Jens 297, 361–362, 370, 431, 446, 450, 494, 506, 530–531, 546

Reiche, Steffen 530

Reichenbach 384

Rein, Gerhard 267, 305

Reinbek 316

Reinhold, Otto 100, 179, 455–456

Reiser, Rio 166, 268

Reißig, Rolf 100, 105–106

Retzlaff, Karin 167, 414–415

Reuter, Ernst 353

Reykjavik 21

Ribnitz-Damgarten 403

Richter, Edelbert 257, 365, 380, 482, 525

Richter, Frank 400

Richter, Herbert 455

Richter, Michael 16

Richter, Reinhard 214

Richter, Wolfram 292–293

Riesa 228, 246

Riga 335

Rinke, Manfred 286–287, 510

Ritter, Gerhard A. 16

Röbel 127, 410, 441–442

Rochau, Lothar 205

«Rockhaus» 166

Röder, Günter 264

Rohde, Martin 343–345

Rölle, Peter 256, 258, 264

«The Rolling Stones» 164

Rom 22, 87

Romberg, Walter 523–524

Rompe, Aljoscha 160

Rompe, Robert 160

Roolf, Benn 108

«Rosa Extra» 159

Rösch, Peter 247

Rosenthal, Rüdiger 252, 260, 271, 295

Rosslau 394

Rostock 22, 76, 122, 139, 143, 193, 195, 224, 257, 320, 322, 330, 338, 342, 370, 394, 408, 438, 481, 502–503, 505, 508, 519

Rostropowitsch, Mstislaw 458

Rötha 238

Rüddenklau, Wolfgang 79–80, 240, 251, 257–258, 260, 264, 267, 407, 514

Rudolph, Thomas 282, 310, 323

Rudolstadt 205–106

Rühe, Volker 526

Rumänien 31, 69–70, 74, 80, 130, 155, 183, 187, 194, 336–338, 342, 346, 388, 397, 472–473, 507, 559

Russland 83, 249

Rüterberg 453

 

Saalfeld 229, 246, 259

Saarlouis 86

Sacharow, Andrej D. 33

Sachsenhausen b. Oranienburg 54, 245

Sacrow 193

Salzgitter 98–99, 459

Samswegen 316, 361

Sanders, Herbert 207

«Sandow» 165–166

Santana, Carlos 164

Särchen, Günter 249

Sartre, Jean-Paul 143

Sauermann, Dirk 243–244

Schabowski, Günter 37, 41, 49, 77, 257, 265, 292, 314, 319, 340, 374, 377, 389, 415, 422–423, 429–430, 446–447, 450, 456–457

Schalck-Golodkowski, Alexander 66–67, 487–488, 505

Schall, Johanna 449

Schaller, Hennig 450

Schatta, Mario 328, 331, 340

Schäuble, Wolfgang 99, 104, 225, 227, 515

Schebarschin, Leonid W. 81–82

Schefke, Siegbert 340, 364, 403, 420

Scherndorf 194

Scherzer, Landolf 489

Schilling, Walter 204–206, 208

Schily, Otto 536, 540–541, 547

Schinck, Eberhard 306

Schiwkow, Todor 388, 472

Schlegel, Bert 258, 260, 266, 269

«Schleimkeim» 159

Schlink, Bernhard 499

Schlüter, Klaus 523–524

Schmalkalden 510

Schmidt, Hanno 361

Schmidt, Helmut 92, 224–225

Schneeweiß, Burkhard 476

Schneider, Rolf 336

Schnitzler, Karl-Eduard von 12, 172, 427, 439, 446–447, 475

Schnur, Wolfgang 260, 270–272, 285, 287, 365, 368, 380, 417, 519–520, 531, 533

Schöbel, Frank 367, 377

Schön, Lieselotte 333

Schöne, Gerhard 367, 420, 450

Schöneburg, Karl-Heinz 499

Schöneiche 509, 514

Schönfeld, Sinico 288

Schönfelder, Andreas 440

Schönfeldt, Hans-Andreas 527

Schönherr, Albrecht 217, 219

Schorlemmer, Friedrich 208, 220, 229–230, 356, 365, 380, 451, 484, 494, 525, 546

Schottlaender, Rudolf 146

Schottstädt, Bruno 280

Schramm, Martin 267

Schramm, Walter 267

Schröder, Bernd 206

Schröder, Gerhard 98, 249

Schröder, Richard 16, 220–221, 283, 499

Schubert, Helga 79

Schult, Reinhard 236, 251–253, 257, 264, 267, 284–286, 288, 359, 361, 370, 494, 506, 520, 530

Schulz, Werner 304

Schulz, Werner 499, 532

Schulze, Rudolph 77

Schürer, Gerhard 117, 422–423, 432–433, 455, 476

Schütt, Hans-Dieter 21, 73, 84, 159, 171–172, 352, 414

Schwabe, Uwe 308–309, 323

Schwabe, Willi 135

Schwan, Gesine 98

Schwanitz, Wolfgang 479–480, 488, 503–504, 506, 514–515

Schwante 393

Schwarze, Hanns Werner 92–93

Schwarzenberg 394

Schwarze Pumpe 455

Schweden 86, 136

Schwedt 329, 370

Schweiz 325, 345, 487

Schwerin 78, 157, 190, 192, 195, 238, 307, 322, 361, 429, 460, 488, 502, 515

Sebnitz 269, 452, 506

Seelig, Marion 240, 267

Seelig, Roland 267

Seelow 329

Segert, Dieter 312

Seghers, Anna 444

Seidel, Bernd 333

Seidel, Eberhard 361

Seidel, Jutta 361, 370

Seidenschnur, Heinz-Otto 206

Seidl, Anni 264

Seite, Berndt 127–128, 442, 509

Seiters, Rudolf 378, 480

Sello, Wolfram (Tom) 407, 514

Semler, Christian 482

Shultz, George 310

Sietzsch 194

«Silly» 166–168, 367

Simon, Hans 240, 258

Simon, Helmut 499

Sindermann, Horst 37, 43, 77, 194, 374, 475, 488

Sindermann, Ingeborg 43

Singelnstein, Christoph 282

Sitz, Hans-Karl 333

«Skeptiker» 159

Smith, Zadie 463

Smolensk 27

Solschenizyn, Alexander J. 143

Solter, Friedo 151

Sommer, Theo 92

Sömmerda 194

Sonneberg 497

Sopron 346, 350

Sowjetunion siehe UdSSR

Spanien 10, 86

Spira, Steffie 11, 451

Springsteen, Bruce 165, 452

St. Petersburg 72–73

Stalin, Josef W. 28, 30–31, 37, 73, 75–76, 81–84, 147, 468, 523

Stalingrad (heute: Wolgograd) 168

Stappenbeck, Christian 280

Steglich, Margarete 37

Steinberg, Karl-Hermann 535

Steiner, André 16

Stelzer, Hans-Ehrenfried 511

Stendal 237, 239, 361

Stevens, Shakin 164

Stier, Christoph 208, 224, 388

Stockholm 245

Stockmann, Ulrich 267

Stollberg 452

Stolpe, Manfred 202, 204, 208, 213–214, 220, 225–226, 229, 260, 272, 282, 285, 296, 304–305, 388, 395, 401, 415–416, 429, 520, 533

Stolte, Dieter 533

Stoph, Willi 37, 77, 337, 374, 415, 422–423, 431, 456, 476, 478, 481, 488

Storkow 212

Störtebeker, Klaus 160

Strahlendorf 227

Stralsund 122, 124, 127, 245, 307, 322, 403, 421

Stranka, Erwin 153

Strausberg 322

Strauß, Franz-Josef 88, 93–94, 104–105

Strauss, Richard 403

Streletz, Fritz 303, 422

Südafrika 250, 342

Suhl 22, 137, 190, 407, 410, 438, 460, 506, 529, 532

Suhr, Heinz 243, 247

Süssmuth, Rita 379

Syrien 388, 431

 

Tadschikistan 95, 155

Tallig, Jürgen 308

Tallinn 335

«Tangerine Dream» 163

Tannert, Christoph 160

Teichwolframsdorf 155

Templin, Regina 259, 262, 264–265, 268, 270, 272–273, 276–280, 285, 295, 310

Templin, Wolfgang 105, 162, 236, 248–249, 256, 262, 264–265, 268, 270, 272–273, 276–278, 285–287, 290, 295, 310, 482, 499, 523

«Ten years after» 265

Thatcher, Margret 29, 101, 434, 524, 531

«Theater o. N.» 152

Theuer, Werner 151

Theuma 155

Thielmann, Klaus 178

Thiendorf 77

Thierse, Irmtraud 151

Thierse, Wolfgang 151

Thomas, Rüdiger 93

Tiflis 335

Timm, Ernst 338

Timm, Gottfried 441

Timmer, Karsten 16

Tisch, Harry 37, 374, 439, 470, 488

Tokio 87

«Ton, Steine, Scherben» 166, 257

Töpfer, Johanna 438

Torgau 246, 394

Trotta, Margarethe von 274

Trumpold, Harry 476

Tschäpe, Rudolf 361

Tschernenko, Konstantin U. 28, 31

Tschernobyl 125, 148, 237

Tschiche, Hans-Jochen 235, 257, 283, 361–362, 370

Turek, Rolf-Michael 282, 311

Twardowski, Alexander T. 147

 

UdSSR 12, 14, 23–35, 37, 43, 49, 60, 68–70, 72, 74, 81, 83, 89, 111, 116, 125, 130, 143, 170, 176, 183, 194, 249, 252, 302, 318, 325, 334–335, 342, 425–426, 459, 472

Uerdingen 22

Ukraine 34, 125

Ulan-Bator 86

Ulbricht, Walter 24, 52, 57, 62–63, 88, 109, 159

Ullmann, Wolfgang 319, 356, 359, 364, 499, 506, 523–524, 532

Ungarn 11, 21, 33, 68–70, 74, 81, 87, 109, 170, 183, 187, 233, 249, 263, 301–302, 304, 313, 335–338, 346–348, 350–351, 356, 360, 377, 472–473, 485, 495, 529, 539, 545

Unger, Walter 264

USA 75, 86, 89, 116, 269, 303, 318, 459, 510, 515

Uschner, Manfred 291

Vaatz, Arnold 96

Valletta 89

Vancouver 230

Veen, Herman van 383

Vehra 194

Verner, Paul 195

Versailles 409

Vesper, Karlen 302

Vietnam 66, 115, 170, 183–184, 325, 388

Vietze, Heinz 489

Vieweg, Kurt 446

Vilnius 335

Villain, Jean siehe Brun, Marcel

Vipperow 245–246, 257

Vogel, Hans-Jochen 98, 526

Vogel, Wolfgang 271, 378

Voigt, Birgit 247

Voigt, Karsten D. 98, 290–291, 486

 

Waalkes, Otto 153

Wachowiak, Jutta 484

Waigel, Theo 526

Waldenburg 155

Wałęsa, Lech 74

Walther, Hansjoachim 525

Walther, Jens 275–276, 360

Wandel, Paul 59, 61

Wandlitz 9–11, 43, 49, 292

Waren 420

Warnecke, Lothar 153

Warnemünde 560

Warschau 18, 24, 187, 304, 351, 377–378, 459

Washington 24, 86, 459, 474

Warzecha, Heinz 484

Weber, Elisabeth 247

Weber, Max 61

Wecker, Konstantin 163, 268

Weigel, Hansjörg 356

Weigt, Gerhard 359, 499

Weimar 187, 195, 246, 259, 268, 330, 371, 373, 497

Weinböhla 155

Weiß, Konrad 172–173, 356, 359, 364, 482, 484, 517, 530, 532

Weißenberg 138

Weißhuhn, Reinhard 236, 249, 267, 281–282, 340, 368, 370, 482, 516

Weiz, Angelika 368

Wendland, Günter 421

Wensierski, Peter 364

Werdau 384

Werneuchen 321

Wernigerode 452

Wessel, Harald 73, 445

Wetzky, Mario 288

Widrat, Werner 401

Wiegand, Joachim 307

Wien 85–86, 249, 302, 353

Wiens, Shenja-Paul 291–295

Wieynk, Christine 475

Will, Rosemarie 312, 499

Wilms, Dorothee 92, 104

Winkler, Eberhard 197

«Wishbone Ash» 163

Witt, Katarina 164–166, 180

Wismar 193, 195, 259, 296, 403, 410, 519

Wittenberg 208, 220, 229, 238

Wizisla, Claus-Jürgen 205

Wöhlbier, Uwe 274

Wojtyła, Karol siehe Johannes Paul II.

Wolf, Christa 148, 368, 414–415, 420–421, 444, 451, 454, 483–484, 499, 520

Wolf, Markus 49, 372, 431, 450, 488, 506

Wolf, Rainer 288

Wolf, Wolfgang 286, 288

Wolfram, Klaus 499

Wolle, Stefan 16, 445, 501

Wollenberger, Knud 271–272

Wollenberger, Vera siehe Lengsfeld, Vera

Wolgast 122, 140, 410

Wolk, Winfried 373

Wolkenstein 155

Wonneberger, Christoph 107, 204, 257, 282, 308, 311, 371

Worbis 530

Woronowicz, Ulrich 281

Wötzel, Roland 402, 488–489

Wünsche, Kurt 480, 535

Wuppertal 100

Wurzen 403, 420

Wusterhusen 321

«Wutanfall» 159

 

«Zerfall» 159

Zeughaus 506

Ziegler, Martin 214, 279, 388, 395, 493, 498, 520, 523, 528

Ziemer, Christof 231, 395, 400

Zimmermann, Falk 288

Zimmermann, Peter 402

«Zinnober» 151–152

Zittau 328, 370, 435–436, 440

«Zorn» 159

Zossen 332, 341

Zschoche, Herrmann 153

Zupke, Evelyn 328

«Zwecklos» 159

Zwickau 307, 368, 420


 

 

 

 

 

 

 

2. durchgesehene Auflage. 2009

© Verlag C.H.Beck oHG, München 2009
Umschlaggestaltung: www.kunst-oder-reklame.de
Umschlagabbildung: Menschenmassen bei der
Protestdemonstration am 04.11.1989 in Berlin (Ost)
© Günter Gueffroy / picture alliance – dpa Report
ISBN Buch 978 3 406 58357 5
ISBN eBook 978 3 406 61854 3

 

Die gedruckte Ausgabe dieses Titels erhalten Sie im Buchhandel sowie versandkostenfrei auf unserer Website
www.chbeck.de.
Dort finden Sie auch unser gesamtes Programm und viele weitere Informationen.


Table of Contents


		Titel

	Zum Buch

	Über den Autor

	Inhaltsverzeichnis

	EINLEITUNG

	KAPITEL I: BILDER EINER GESELLSCHAFTSKRISE

		Prolog

		Rahmenbedingungen
	
			Unfreiwilliger Totengräber: Das System Gorbatschow

			Bindungskräfte des Systems: Der Macht- und Herrschaftsapparat
		
				Bilder einer Partei: Die SED

				Kommunisten und ihre Freunde: Die Nationale Front

				Die Pfeiler der Diktatur

				Ideologische Bindungskräfte und selbst gestellte Fallen

				Geschichte als Herrschaftslegitimation

			

		

			Die DDR international
		
				Die DDR im Ostblock

				SED und Perestroika

				Zwischen Dialog und Abgrenzung

			

		

		

	

		Krisensymptome
	
			Lebensbedingungen
		
				«Die Volkswirtschaft der DDR liegt völlig am Boden.»

				«Arbeiten wie im Sozialismus, leben wie im Kapitalismus.»

				«In der DDR ist alles grau – nur die Flüsse sind bunt.»

				«Am Trabant klappert eigentlich immer etwas.»

				«Es ist ein Massenmedium ohne Massen.»

			

		

		

	

		Zwischentöne
	
			Die Kunst des Hinschauens und Wegsehens
		
				Diagnosen und Literaturen

				Neues auf Bühnen und Leinwänden

			

		

			«Alles wird besser, aber nichts wird gut»: Jugendkulturen
		
				«Das selbe Land zu lange geseh’n»

				«Wir woll’n immer artig sein»

				«Born in the GDR»

				«Gefahr von rechts»

			

		

			Unerwünschte Alltäglichkeiten

		

	

		Gegenbewegungen
	
			Der Westen im Osten
		
				Sehnsucht Westen

				Erholungsort Westen

				Fluchtpunkt Westen

			

		

			Kirchen im Kommunismus
		
				Sprengungen als Symbolhandlungen

				Kirchen als Institution

				Kirchen als Gegenelitenrekrutierung

				Kirchen für Jugendliche

				Kirchen und MfS

				«Kirche im Sozialismus»

				Kirchen in der DDR und deutsche Einheit

				Kirchen auf der Suche

			

		

			Opposition im SED-Staat
		
				Vom Kleinen zum Großen Frieden: Frieden und Menschenrechte

				Umwelt ist mehr als Natur

				Absage an Abgrenzung

				Olof Palme und Illusionen

				Austausch über Grenzen hinweg

				Öffentlichkeit für Freiheit

				Schlacht um Zion

				«Freiheit ist immer die Freiheit der Andersdenkenden»

				Geheime in der Opposition

			

		

		

	

		Keimzeit: Die Ossietzky-Affäre

	



	KAPITEL II: VON DER GESELLSCHAFTS- ZUR DIKTATURKRISE

		Honeckers 100-jähriges Reich

		Die SED-Freidenker

		Leipzigs Weg zur Hauptstadt der Demonstrationen

		Krisenspiele der SED und SED-Reformer

		«Wer die Wahl hat, hat die Qual, wer nicht wählt, wird gequält»

		Zwischen Reform und Bürgerkrieg: Der Ostblock bricht auseinander

		Herbst in Peking, Winter in Berlin, Frühling in Moskau

		Der Zusammenbruch des Regimes beginnt

		Die Revolution gegen das Regime beginnt

		Am Vorabend des 40. Jahrestages der DDR

		7. Oktober 1989: Der 40. Jahrestag der DDR

		9. Oktober 1989 – Leipzig: Ein Tag der Entscheidung

	



	KAPITEL III: UNTERGANG EINER DIKTATUR

		Die Dynamik der Ereignisse: Eine notwendige Zwischenbemerkung

		Revolution und Konterrevolution – Reaktionen und Gegenreaktionen

		Die erwartete Sensation

		Die Sowjetarmee in der DDR im Herbst 1989

		Die vorletzte Antwort der SED auf die Krise

		Interne Bankrotterklärung

		Ein Land lernt demonstrieren

		Aus den Rollen heraustreten

		4. November 1989

		9. November 1989

		«Wahnsinn». Die Mauer ist weg

		Volkseigene Betriebe

		Die letzte Antwort der SED auf die Krise

		Die Machtabgabe beginnt

		Das letzte Bollwerk der SED

		Der kurze Weg zu freien Wahlen

		Das Wahlergebnis

		Die Revolution. Oder: Otto Schily als Symbol

	



	ANHANG

		Anmerkungen

		Auswahlbibliographie

		Abkürzungsverzeichnis

		Personen- und Ortsregister

	



	Impressum



OEBPS/Images/cover00467.jpeg
llko-Sascha Kowalczuk C.H.Beck

ENDSPIEL

Die Revolution von 1989 in der DDR






